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von F. Nöll, 5. Aufl. (Berlin, Carl Heymanns Verlag). 
Obertribunal. 


. . Oberverwaltungsgericdht. 
.Vreußiſches Verwaltungsblatt, Wochenſchrift, begründet von 


Dr jur. Binjeel, herausgegeben von J. Hoffmann (Berlin, 
Earl Heymanns Berlag). 

Reichsgericht. 

Reichsgeſetz. 

Reichsgeſetzblatt. 


. Entiheidungen bes Reichsgerichts in Strafſachen. 
. Entiheidungen des Reichsgerichts in Zivilfachen. 
. Die Staatseintommenfteuer der Aftiengejfellichaften ujw. von 


Dr Herman Beit Simon (Berlin, Earl Heymanns Verlag, 1892). 


. Die Bilanzen der Aktiengejellihaften und der Klommandit- 


gejellichaften auf Aktien, von Dr Herman Beit Simon, 2. Aufl. 
1898 (Berlin, 3. Guttentag). 


. Stenographiihe Berichte. 


Strafgeſetzbuch vom 15. Mai 1871, neue Falfung vom 


26. Februar 1876, 


Rinifer. . . 


WSt. 


WStG.... 
30. 


Abkürzungen. XV 


. Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877. 


er ohne weiteren Zuſatz ſtets Urteil des Oberverwaltungs- 
erichts. 
erfügung, ohne weiteren Zuſatz ſtets Verfügung des Finanz— 


miniſters. 


Verwaltungsarchiv; Zeitſchrift für Verwaltungsrecht und Ver— 
waltungsgerichtsbarleit, von M. Schultzenſtein und A. Keil 
(Berlin, Carl Heymanns Verlag). 

Verordnung. 

Wanderlagerſteuer-Ausführunganweiſung; Anweiſung des 
Finanzminiſters vom 4. März 1880 zur Ausführung des Ge— 
ſetzes, betr. die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes, vom 
27. Febr. 1880 (Abt. III B d. B. ©. 499). 
Wanderlagerfteuer-Gejeb; Geſetz, betr. die Befteuerung des 
Wanderlagerbetriebes, vom 27. Februar 1880 (Abt. III A 
dv. B. ©. 489). 


. Die gejeglihen Borfchriften über die Entrichtung der Steuer 


vom ftehenden Gewerbe und vom Gewerbebetriebe im Umher— 
ziehen. Berlin 1876, Berlag von Ludwig Rauch. 


. Warenhausſteuer. 
WEM... . 


Rarenhausiteuer- Ausführunganweilung, Anweiſun des 
Finanzminifters vom 26. September 1900 zur Ausführung 
des Geſetzes, betr. Die —— vom 18. Juli 1900 
(Abt. IV Bd. B. ©. 529). 


5 ——— Geſetz, in Warenhausfteuer, vom 


Yuli 1900 (Abt. 


506). 
: — — vom Januar 1877, neue Fallung vom 


. Mai 1898. 


Abteilung 1. 
A. 


Gemerbeftenergefek 


vom 24. Yuni 1891. 
(GS. ©. 2065.) 


Bir Wilhelm don Gottes Gnaden König don Preußen ze. 
verordnnen, mit Zuftimmung beider Hänfer des Landtages Unjerer 
Monarchie, für den Umfang derjelben mit Ausjchlug der Hohen- 
zollernijhen Lande und der Inſel Helgoland, was folgt: 


Gegenftand der Beftenerung. 


sg 1! 

Der Bejtenerung nad diefem Gejete unterliegen die in Preußen bes 
triebenen ftehenden Gewerbe. 

Hinjichtlich der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen und 
des Wanderlagerbetriebes bewendet es bei den bejtehenden Borjchrijten 
mit der Maßgabe, daß im Sinne der SS 4 und 5 des Geſetzes vom 27. Februar 
1880 (&8&. ©. 174) Städte mit mehr ala 50 000 Einwohnern ala Drte ber 
erjten Gewerbeitenerabteilung, Städte mit mehr als 10 000 bis 50 000 Ein- 
wohnern als Drte der zweiten Gewerbejtenerabteilung, Städte mit mehr 
als 2000 bis 10 000 Einwohnern als Drte der dritten und alle übrigen Orte 
als jolche der vierten Gewerbejtenerabteilung gelten. 

Borftehende Einteilung findet au Anwendung, wo in —— een 
auf bie bisherigen Gewerbeiteuerabteilungen Bezug ——— 

Die Einwohnerzahl beſtimmt ſich nach dem a 2 jie der licht borans 
gegangenen Boltkszählung. 


us I. 
Inhalt: 
1. Die Umgeftaltung bed Gem. durch bas B. Abſicht ber es: 
Au C. berufmäßige Tätigtei 
2. Gewerbefteuerpflichtigfei D. Selbftändigfeit; 
3. Feftftellung ber Art er fteuerpflichtigen Ge» | E. erlaubte er teit. 
mwerbebetriebes. 6, erraaprweig Nasen en bon ber 
4. Untericheidung bes fteuerliden Gewerbebe⸗ Nusung des Örunbvermögen 
ffes 7. Deögl.; Vermieten —— Zimmer uſw. 
A. von dem polizeilichen 8. Desgl.; Grundftüdhanbel. 
B. von dem han [örechtlichen Begriffe. 9, Untericeidung bes Gemwerbebetriebes von ber 
6. le des fteuerlihen G@ewerbebegriffes | bloßen Nugung des Geldkapitales. 
im allgemeinen: 10. Kaſinogeſellſchaften 
A. Arbeitstätigleit unter Beteiligung an 11. Berficherun sgefelichaften auf @egenjeitigkeit. 
bem allgem. wirtichaftlichen Wertehre; 12. Eigenproduftion. 
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R iftli tie . Bereinii bli b mi ewerb⸗ 

— ——— 
14. Spar- und Vorſchußvereine von Angehörigen 18. Stehenbes Gewerbe. 

ber Rei rg 19. Zerritoriale Beſchränkung ber Befteuerung ; 
15. Ultiengefellihaften in Liquidation. Sitz 
16. Unabh ng feit des @ewerbebegriffes von | 20. Gtehenbes Sciffergeiverbe. 

obrigfeit! Unorbnungen, Zaren, Ber | 21. Gewerbebetrieb im Umberziehen unb Wanber- 

leihungen ufw. lagerbetrieb. 

1. Die einzelnen Abänderungen, welde das GewG. durch das AufhG. 
und das KAG. erfahren hat, find bei den hiervon berührten Paragraphen be- 
rüdfichtigt. Die Umgeftaltung der Grundzüge des GewG. durch die letzteren 
Geſetze betrifft folgende Punkte: 

A. Mit dem 1. April 1895 find die nach dem Geſetze vom 24. Yuni 1891 
veranlagte Gewerbe- und Betriebiteuer „gegenüber der Staatskaſſe außer Hebung 
geſetzt“ ($$ 1, 30 Abf. 1 AufhG.), d. h. die Gewerbe- und die Betriebfteuer haben 
völlig ihren Charakter als Staatiteuern verloren, und, foweit fie überhaupt noch 
zur Erhebung gelangen, den Charakter von Kommunalfteuern angenommen. 


B. Die Veranlagung und Verwaltung der Gemwerbe- und ber Betriebfteuer 
wird, unter grundjäßlicher Aufrechtechaltung der Vorſchriften des GewG., vom 
un für die Zwecke der fommunalen Befteuerung ausgeführt ($$ 3, 30 Abſ. 
2 AufhG.). 

Die praftiiche Wirkung diefer Fortführung der ftaatlihen Veranlagung und 
Bermwaltung der Gemwerbefteuer äußert ji gegenüber allen Gemeinden darin, 
daß fih in Anwendung der gejehlichen Regeln über die Verteilung des tommunalen 
Steuerbedarfes auf die verſchiedenen Steuerarten ($$ 54 fi. KAG.) die Höhe 
der in den einzelnen Gemeinden zu erhebenden Steuern vom Betriebe ftehender 
— nach dem Ergebniſſe der ſtaatlichen Veranlagung der Gewerbeſteuer 
richtet. 

Im übrigen hat die Fortführung der ftaatlihen Veranlagung und Ver— 
- waltung ber Gewerbefteuer praftiihe Bedeutung nur für diejenigen Gemeinden, 
welche nicht bejondere Gemerbefteuern eingeführt haben ($ 29 KUG.), 
fondern die gewerbliche Befteuerung in PBrozenten der vom Staate veranlagten 
Gewerbeſteuer bewirken ($ 30 KAG.). In diefen Gemeinden bildet die ftaatliche 
Veranlagung der Gemwerbefteuer die ausjchliehliche und unmittelbare Grundlage 
ber fommunalen Befteuerung des Betriebes ftehender Gewerbe, fo daf die Ge— 
meinden in dem Rahmen der Berteilungsregeln ($$ 54 ff. KAG.) nur die Höhe 
des Prozentjabes zu beftimmen haben. Die Rechtsmittel richten fich hier nur 
gegen die ftaatlihe Veranlagung ($ 69 Abi. 3 KAG.; wegen der Rechtsmittel 
gegen die fommunale Heranziehung vgl. U. vom 8. Jan. 1898 — €. 33 79 f.); 
die im NRechtsmittelwege erfolgte Erhöhung oder Ermäßigung der ftaatlich ver- 
anlagten Gewerbefteuer zieht die entiprechende Abänderung der Gemeinde 
fteuer nach jich ($ 30 Abi. 2 KAG.). 


Wo dagegen bejonderc Gewerbefteuern erhoben werben, geht bie praf- 
tiihe Bedeutung der ftaatlihen Gewerbefteuerveranlagung nicht über die Auf- 
gabe hinaus, für die Bemejjung des durch die befonderen Gewerbeiteuern aufzu- 
bringenden Bedarfes die mahgebende Norm zu bilden ($$ 56, 57 KAG.). Hier- 
für ift das Ge jamtergebnis der ftaatlihen Gewerbefteuerveranlagung inner- 
halb der Gemeinde entjcheidend. 

C, Die ftaatlihe Veranlagung der Gewerbefteuer hat fich nicht bloß auf die 
Ihon nad) dem GewG. fteuerpflichtigen Betriebe, jondern darüber hinaus auch 
auf alle bisher fteuerfreien, aber nadı $28 KAG. (vgl. Anm. 2 zu $ 3) der kom— 
munalen Sewerbefteuerpflicht unterworfenen Betriebe zu erftreden ($ 4 Aufh®., 
$ 30 Abi. 3 KAG.), alio namentlih auch auf: 

&) die landwirtichaftlihen Branntmweinbrennereien, 

b) den Bergbau, 
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c) die gewerbmäßige Gewinnung von Bernftein, Ausbeutung von Torf- 
ftihen, von Sand», Kies, Lehm-, Mergel-,, Ton- und dgl. Gruben, 
von Stein», Schiefer-, Kalt-, Kreide- und dgl. Brüchen, 

d) die Gewerbebetriebe des Staates und der Reichabant. 

Die Beranlagung der Betriebe zu a—d erfolgt nad) den für bie ftaatliche 
Beranlagung ber Gemwerbefteuer allgemein geltenden Vorſchriften und kann auch 
mit ben entiprehenden Rechtsmitteln angefochten werden ($ 4 Aufh®.). 

2. Die Gewerbefteuerpflicht ift allgemein. Die Befteuerung erftredt 
fi grundſätzlich auf alle in Preußen betriebenen (vgl. unten Anm. 19) jtehenden 
(vgl. unten Anm. 18) Gewerbe, d. h. auf alle Betriebe, welche obieftiv — 
ohne Rüdjicht auf die Perjon des Inhabers — die Merkmale des ftehenden Ge- 
mwerbebetriebes im fteuerlihen Sinne an fich tragen (vgl. E. in St.4331). Die 
alten ftaatlihen Gemwerbefteuerprivilegien, 3. B. füc das Abdedereigewerbe, haben 
ihre Geltung verloren (U. VI. G. 362 vom 9. März 1905). 

a) Die Vorſchrift im Art. 11, wonach die auf bejonderen Vorſchriften 
ober Recdhtstiteln beruhenden Befreiungen von fommunalen Gewerbefteuern nicht 
im ftaatlihen Beranlagungverfahren zu berüdjichtigen, jondern von dem Ber 
rechtigten der Gemeinde gegenüber geltend zu machen find, „fteht im Einklange 
mit dem feitens des OVG. ſowohl vor wie nach dem Inkrafttreten der Gejehe 
vom 14. Yuli 1893 —— der Kommunalbeſteuerung in ſtändiger Rechtſprechung 
feſtgehaltenen Grundſatze, daß die maßgebende Entſcheidung über die ſtreitige 
Kommunalſteuerpflicht nicht den ftaatlichen Beranlagungbehörden zuſteht, ſondern 
von dem Beranlagten mittels der gegen die Veranlagung zur Kommunalfteuer 
gegebenen Rechtöbehelfe, gegentwärtig aljo nad) $$ 69 ff. KAG. durch Einjprud) 
und Klage im Bermwaltungftreitverfahren gegenüber der Gemeinde herbeizu- 
führen if. Dem entſpricht auch Abi. 3 des $ 69, wonach nur ſolche Einiprüde, 
welche fich gegen die Höhe der den kommunalen Zujchlägen zu Grunde gelegten 
Staatjteuerjäße richten, ausgeſchloſſen, damit aber diejenigen zugelafjen find, 
welche fih auf den Mangel einer Gemeindefteuerpflicht ftüben — vgl. E. 25 
55, 57; 3053 und das im PBB. 18 330 abgedrudte U. vom 26. Februar 1897 —“ 
(E. in St. 6 382; vgl. auch E. 33 79). 

b) „Im $ 1 werben der Befteuerung die in Preußen betriebenen ftehenden 
Gemerbe unterworfen. Nach $ 18 find Gewerbe, weldhe von mehrecen Berjonen 

emeinschaftlic betrieben werden, ebenjo au befteuern, als wenn fie nur von einer 
erjon betrieben würden. Nach $ 19 wird ber Bewerbebetrieb der juriftifchen 
Berjonen und Vereine wie derjenige phyſiſcher Perſonen beiteuert. Nach $ 17 
find mehrere Betriebe derjelben Perſon als e in fteuerpflichtiges Gewerbe zu ver- 
anlagen. Es iſt daher fein Zweifel, daß das Gew®. eine objektive Be 
fteuerung bezwedt, daß mithin der Gewerbebetriebalsjoldher bad 
Objekt der Befteuerung bildet, und daf das gewerbetreibende Subjekt für die Be- 
fteuerung nur in untergeordneter Weije in Betracht lommt. Die Gemwerbejtener 
charakteriſiert ich ala eine reine Dbjeftiteuer. Was demnad nit ob— 
jettiv al Gemwerbebetcieb angeſehen werden darf, fann niemals durch die 
Berbindung mit einem gewerbetreibenden Gubjelt fteuerpflichtiger 
Gewerbebetrieb im Sinne des GewG. werden. Auch bei Attiengejellichaften 
muß, wie bei phyſiſchen Berionen, feftgeftellt werden, ob der Gegenjtand ihres 
Unternehmens und ihre Tätigfeit objektiv einen Gewerbebetrieb daritellt oder 
niht — vgl. €. in St. 3 234 —“ (E. in St. 4 359; vgl. auch 8 408). Trägt ein 
Betrieb die Merkmale des Gewerbes an ich, jo tritt grundſätzlich die Steuer- 
pfliht ein, ohne daß fubjeftive Rüdfichten Ausnahmen geitatten. Solche find 
nur zu Gunften der im $ 3 bezeichneten Berjonen zugelajien. Inwieweit ein 
einzelner Betrieb oder eine Mehrheit von Betcieben den Gegenitand ber Be- 
fteuerung bildet, hängt davon ab, ob die mehreren Betriebe fih ineiner Hand 
befinden (vgl. 8$ 17—19); betreiben zwei Eheleute je für ſich ein Gewerbe, fo 
werden beide Betriebe als Einheit in der Hand des Mannes befteuert ($ 20). 
1* 
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ce) Die ſubjektive Steuerpflicht äußert fih nur in ber Notwendigkeit der Ber- 
tretung des fteuerpflichtigen Betriebes durch den zuftändigen Inhaber uſw. 
(88 17—26; $ 2 Sab 2) gegenüber der Steuerbehörde. 

Iſt eine für die Vertretung nicht eek: Perſon veranlagt, jo muß bie 
Veranlagung diefer Berfon — eventuell durd Freiltellung im Rechtsmittelver- 
fahren —rüdgängig gemacht werden; unzuläfjig ift es, die auf eine unzuftändige 
Perſon lautende Beranlagung gegenüber dem wirllihen Inhaber fortbeftehen 
u laffen; vielmehr könnte in einem ſolchen Falle nur unter den Borausjegungen 
des 8 78 Nachbeiteuerung erfolgen (U. VI. G. 333 vom 13. Dezember 1900). 


Lautet die Beranlagung auf eine Firma, fo fteht dies, auch wenn 
die Firma nicht in das Hanbdelöregifter eingetragen ilt, der Rechtswirkſam— 
feit der Veranlagung und der Zuftellung der Steuerzufchrift nicht entgegen, ſo— 
fern nur fein Zweifel darüber obiwaltet, daß mit dieſer Bezeichnung der Inhaber 
gemeint ift (U. VI. G. 206 vom 25. Oftober 1900). 


3. a) „Die jelbftverftändliche Vorbedingung für die Veranlagung und Be- 
fteuerung iltdie$eftftellung,mwelcd e 8 Gewerbe betrieben wird“ (U.VI.G. 
721 vom 22. Nov. 1894), alfo „die Feititellung eines beftimmten ftehenden 
Gewerbebetriebes“ (U. VI. G. 66 vom 21. März; 1895). 

„Beftreitet ein Steuerpflichtiger, ein Gewerbe zu betreiben, jo ift es Sadıe 
der Beranlagungorgane, den Betrieb eines folhen zu ermitteln und die ent- 
ſprechende FFeititellung tatfählih wie rehtlih zu begründen. 
Da das Ausleihen von Geld gegen Zinjen an ji ch lediglich eine Kapitalsnutzung 
ift und nur unter befonderen Umftänden einen gewerblichen Eharalter annehmen 
lann, fo müfjen, falls hierin der Betrieb von Bankgeſchäften gefunden wird, dieje 
bejondberen Umitände angegeben werden. Dem Steuerpflichtigen Tiegt 
nicht der Beweis der Negative ob. Berfehlt ift die Bezugnahme des Berufung- 
beicheides auf die angeblihe Notorietät des Betriebes von Bantgejchäften 
(ala Gewerbe). Denn die Frage, ob ein Gewerbebetrieb vorliegt, ift nicht eine rein 
. tatfächliche, fondern vorwiegend eine rechtliche, während fich der Begriff 
„der Notorietät“ nur auf Tatiadhen, nicht aber auf Rechtsbegriffe bezieht — vgl. 
€. in St. 1 394 —“ (U. VI. G. 601 vom 6. Dez. 1894; vgl. E. in St. 3 266; IV. 
331 und unten Anm. 8b, ec). 
b6) „Die unerläßlihe Borausjegung für die Heranziehung zur Gemwerbe- 
fteuer ift bei einer gewerblichen Attiengejellichaft ebenfo wie bei jedem anderen 
Gemwerbetreibenden der tatjähliche Beginn eines an fich fteuerpflichtigen 
Gewerbes, und das Vorliegen diefer Vorausfegung muß im Veftreitungsfalle 
feitend der Beranlagungbehörde unter Angabe ber dieje Annahme begründenden 
tatjählihen Umftände feftgeftellt werden“ (E. in St. 6. 388; vgl. hierzu 
auch Anm. 5 zu $ 52). „Für die Annahme eines Gemwerbebetriebes fommt es 
nicht darauf an, ob eine Attiengejellihaft gewiſſe Gejchäfte nach den Statuten 
betreiben fann, fondern darauf, ob fie joldhe tatfächlich betreibt“ (E. in St. 4 365; 
vgl. aud) 7 406 — und unten Anm. 4 B). 


4. A. Da das GewG. ſich jeder Beftimmung über Begriff und Merkmale 
des Gemwerbebetriebes enthält, jo entiteht zunächit die Frage, ob und inwieweit 
hierfür auf den Anhalt der GO. zurüdgegangen werden darf. 

Die GD. fchreibt zwar im $ 14 die allgemeine Anzeigepflicht für den Beginn 
eines felbftändigen Gewerbebetriebes vor, enthält fich aber ebenfalls einer Be- 
griffsbeftimmung und erftredt fich im einzelnen nur auf gewijje®ruppen 
undArtenvon Gewerbebetricben. Ihr Gegenitand iſt neben der Berechtigung 
zum Gewerbebetriebe ausjchließlich die Regelung des Gewerbewejens in poli- 

eiliher Beziehung. Diejenigen Tätigkeiten, für welche es im öffentlichen 
— einer Regelung durch polizeiliche Vorſchriften bedarf, werden in der 
GO. beſonders behandelt und find eben deshalb Gewerbebetriebe im polizei— 
lich einn Sinne; im übrigen läßt es die GO. unentſchieden, inwieweit einer Tätig- 
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feit die Natur bed Gewerbes anhaftet. Wenn für eine beftimmte Tätigfeit 
—— Anforderungen geſtellt ſind, ſo muß dieſen genügt werden ohne jede 

ckſicht darauf, welche perſönlichen Zwecke der Unternehmer hiermit verfolgt. 
Insbeſondere ift es für die polizeiliche Regelung des Gewerbeweſens gleich- 
gültig, ob, in welchem Umfange und nad) welcher Richtung hin der Unternehmer 
mit feiner Tätigkeit eine Gewinnerzielung beabfichtigt. 

Auf ganz anderen Grundlagen beruht die Gemwerbebefteuerung. Jede den 
fteuerpolitiihen Anforderungen der Neuzeit Nechnung tragende Gewerbefteuer 
muß in irgend einer Form, jedenfalld aber in hervorragendem Maße bie 
Qeiftungjähigfeit der Steuerpflidtigen berüdjihtigen. Das Gew®. 
entipricht diejer Anforderung, indem e3 der Befteuerung an erfter Stelle den 
Ertrag, an zweiter das Anlage- und Betriebstapital zu Grunde legt. Die Leiftung- 
fähigkeit ift von der Höhe des Gewinnes abhängig; he fehlt ganz, wenn überhaupt 
eine Gemwinnerzielung nicht beabfichtigt wird. Die Nüdjicht der Leiftungfähigkeit 
beherricht die gewerbliche Befteuerung grundſätzlich und in folhem Grade, daß eine 
überhaupt nicht auf Gewinn gerichtete — begrifflich feinen Gewerbe— 
betrieb im ſte uerlichen Sinne darſtellen kann (vgl. unten Anm. 5B). Sn 
biefer jubjeftiven Hinlicht ift der fteuerliche Begriff weientlih enger als 
der polizeiliche Begriff des Gemerbes. 

In objektiver Beziehung dagegen erftredt jich die Beiteuerung nad) dem 
GewG. auf alle Tätigkeiten, welche an jich, ohne jede Nüdficht auf die ge- 
mwerbe polizeilihen Anforderungen für gewiſſe Gruppen und Arten von 
Unternehmungen, einen gewerblichen Charakter an fich tragen. In objektiver 
Hinficht ift alfo der fteuerliche gegenüber dem polizeilihen Gewerbebegriffe 
mwejentlich erweitert. Die Recdhtiprehung des OVG. hat hierüber niemals einen 
Zweifel gelaffen: 

„Es ift überjehen, daß fich der Gewerbebegriff im Sinne ber GD., wie das 
OVG. ſchon vielfach auszufprechen Gelegenheit gehabt hat, mit demjenigen im 
Sinne des GewG. keineswegs bedt. Die GO. bezwedt nur die gewerbepolizei— 
liche Regelung, jchließt aber nicht aus, daß das GewG. den Begriff des Gewerbes 
ausdehnt und auch ſolche Tätigkeiten der gewerblichen Befteuerung unterwirft, 
welche tie Gewerbeordnung nicht für Gewerbe erachtet oder überhaupt nicht 
berührt — vgl. 3. B. €. in St. 4456 —“ (E. in St. 6384 —; vgl. auch 7421, unten 
Anm. 5 Ba; ähnlich die U. VI. G. 919 und 447 vom 22. Nov. und 20. Dez. 1894 
— dgl. unten Anm. 8; von den älteren Entiheidungen vgl. E.233 ff. und 16 85 Ff.). 

Wenn da3 RG. in dem U. vom 30. Sept. 1897 (E. in Zivilf. 39 134) den 
fteuerlihen Gewerbebegriff im Sinne de3 $ 3 DG. mit dem polizeilichen Ge- 
mwerbebegrciffe der GO. wegen der unmittelbaren zeitlihen Aufeinanderfolge 
beider Geſetze für übereinftimmend erflärt und deshalb die Arzte für Gemwerbe- 
treibende im Sinne des $ 3 DG. erachtet, jo wird die völlige Verfchiedenheit 
der polizeilihen Zwede der GO. und der ſteuerhichen Zwede des 
DS. unberüdjichtigt gelaffen. 

Die ſich aus der Verſchiedenheit des gewerbepolizeilichen und des gewerbe- 
en Begriffes ergebenden Folgen mögen in einigen Beilpielen erläutert 
werben: 

Die Unternehmer einer Privat-Stranten- uſw. Anftalt bedürfen ſtets Der poli- 
zeilihen Genehmigung ($$ 30, 49 GD.), find alfo im Sinne der GO. ftet3 Ge- 
werbetreibende; wenn aber, wie bei den rein dharitativen Anftalten geiftlicher 
Genoſſenſchaften, jede Abficht der Gewinnerzielung fern liegt, jo ift der Gewerbe» 
betrieb im fteuerlihen Sinne zu verneinen (vgl. unten Anm. 13). Alle Ärzte 
ohne Ausnahme bedürfen einer gewerbepolizeilihen Approbation ($ 20 GD.), 
find aljo infoweit Gewerbetreibende; dagegen wird e3 wohl niemandem in den 
Sinn fommen, einen Arzt, der feine Wiſſenſchaft und Tätigfeit ausschließlich zu 
mwohltätigen Zwecken ausübt, fteuerlich al3 Gewerbetreibenden anzujehen; über- 
haupt jind die freien Berufe (artcs liberales) der Arzte im. (vgl. Anm. 13 ff. 
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zu $4) in Preußen ſowie in den meiften deutſchen Staaten niemals für Gewerbe- 
betriebe erachtet worden und hieran hat auch die Aufnahme des Erfordernifjes 
der Approbation in die GO. nichts geändert (vgl. wegen ber ärztlihen Kliniten 
uſw. auch die Anm. 21 zu $ 4). 

B. Auch das Handelsrecht kann für die Beftimmung der Gewerbebe- 
triebe im fteuerlihen Sinne nur mit Vorbehalten benubt werben, da es den Be- 
geiff des Haufmannes ohne Nüdficht auf polizeiliche und fteuerlihe Zwecke ganz 
jelbftändig beitimmt. 

Bon den handelsrechtlichen Kaufleuten, denen im ſteuerlichen Sinne nicht 
die Eigenjchaft eines Getwerbetreibenden zulommt, find zu nennen: 

a) diejenigen Handelägejellfichaften (Aftiengeiellichaften — $$ 6, 210 HGB. 
— und fommanditgejellichaften auf Attien — $ 320 Ab}. 3 HGB.) bei welchen der 
Gegenftand des Unternehmens nicht in dem Betriebe eines Handelögewerbes be- 
fteht: „Die Altiengeſellſchaft ftnihtalsjolde, jondern nur dann der Ge- 
werbejteuer unterworfen, wenn fieein Gewerbe betreibt“ (E. in 
St. 3 236; vgl. auch oben Anm. 3). Es ift auch nicht ausgeſchloſſen, daß eine im 
Handeläregifter noch nicht gelöjchte offene Handelsgeſellſchaft ihren früheren 
Gewerbebetrieb eingeftellt hat und nur noch Geſchäfte nicht gewerblicher Art (3. B. 
Bermögensvermwaltung der Teilhaber) ausführt, ich alfo als bloße handelsrechtliche 
Form darftellt, ohne Gewerbetreibender im fteuerlihen Sinne zu fein (E. in Gt. 
8 427). 

b) Die Berfiherungsgeiellihajten auf Gegenſeitigkeit (1 Nr. 3H6GB.; vgl. 
unten Anm, 11). 

e) Die Handlungsagenten ($1Nr. 7, 88 84ff. HGB. ; vgl. Anm. 8 B, 14 u $2). 

5. Die jicherften Handhaben für die Feitftellung des ſteuerlichen Gewerbe— 
begriffes ergibt die frühere Gewerbeſteuergeſetzgebung. Wenn diefe auch die 
Steuerpflicht auf gemilfe Gattungen von Gewerben beichräntte, jo erforderte fie 
doch in diefem bejchräntten Umfange die Vorausjekung des Gewerbebegriffes. 
Da das Gew®. in objektiver Hinficht die Steuerpflicht nur weiter ausdehnt, fo 

rechtfertigt es fich, die früher fteuerpflichtigen Gewerbe regelmäßig auc für Ge- 
werbe im Sinne de3 neuen Gejetes zu erachten, ohne daß jedoch hiermit ber 
Kreis der letteren erjchöpft wäre. 

Von fonitigen, nach der gedachten Richtung hin Anhaltspuntte bietenden 
gejetlihen Beltimmungen find namentlich der $ 3 des DG. fowie die auf Ge- 
mwerbebeteieb bezüglichen Beſtimmungen des KAG. hervorzuheben. 

Bei der in folgendem veriudhten Entwidelung des fteuerlihen Gemwerbe- 
begriffes ift von vornherein der Meinung vorzubeugen, als ob fich mit der An- 
wendung des Begriffes und der darin enthaltenen Merkmale aus dem fat unbe- 
grenzten reife der heutigen Erwerbtätigkeiten die Erwerbzweige gewerblicher 
und nicht gewerblicher Natur überall leicht und ficher beftimmen liefen. Dies 
iſt keineswegs der Fall. Die Merkmale des Gewerbebegriffes laſſen fich nur in 
allgemeinen Umriſſen geben, jo daß hiernach wohl die fchärfer ausgeprägten 
Gegenfäbe, nicht aber die feineren Untericheidungen zwiichen Erwerbtätigfeiten 
gewerblicher und nicht gewerblicher Art ohne Schwierigkeiten und Zweifel be- 
ftimmt werben können. 

Unter „Gewerbe“ veritceht man eime mit der Abſicht auf Gewinn— 
etzielung unternommene felbftänbige, berufmäßige under- 
laubte Arbeitstätigkfeit, welde fih ald Beteiligung am all- 
gemeinen wirtſchaftlichen VBerfehre darftellt (val. 3. B. E. 33 
sıff., jowie €. in St. 3 320, 351, 389; 4 323; 7 421; 9 131, 382). 

A. Arbeit zum Zwede der Beteiligung am allgemeinen 
wirtihaftlihen Verkehre. 

a) Nach fteuerlicden Rüdiichten ift die Arbeit als Duelle der Güter- 
erzeugung bie nächſte Borausfekung des Gemwerbebegriffes. Gerade in ber 
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Gütererzeugung durch Arbeit liegen die volfswirtichaftliche Berechtigung und 
die Stellung ber Gewerbefteuer in dem Ertragiteuerfgfteme. Wie in diejem 
Syſteme von ben drei nach der vollswirtichaftlichen Lehre unterfchiedenen Duellen 
der Sütererzeugung das Geldfapital mit der Kapitalrentenfteuer, der Grund 
und Boden nebit der hierauf verwendeten Arbeit mit der Grund- und Gebäube- 
fteuer belegt wird, findet die entiprechende Belaftung ber Arbeit und des mit ihr 
zu untrennbarer Benugung verbundenen Kapitales durch die Gewerbeſteuer ftatt. 
„Eine gewerbliche Unternehmung ift die auf Hervorbringung von Gütern 
(Waren oder Leitungen) einer beftimmten Art und auf den Zweck bes 
Gewinnes gerihtete BereinigungvonKapitalund Arbeit 
(Rau, Bolit. Ölonomie 1 $$ 136, 137, 6.157; Rofcher, Syitem der Volls— 
wirtichaft Bd. 1 $ 46 ©. 81)" (E. 17 252). 

Ohne Arbeitfein Gewerbe! Aber neben der Arbeit bildet das 
Kapital eine Quelle der Gütererzeugung, ohne daß es für den Gewerbebegriff 
darauf anfäme, ob die eine oder das andere als Faktor der Bütererzeugung über- 
wiegt. So wird bei den Handelsgewerben regelmäßig das Kapital als die ſtärkere 
Quelle der Gütererzeugung eriheinen, bei den Fabrikbetrieben dem Kapitale 
und der Arbeit vielfach eine gleihe Bedeutung zulommen, bei dem Handwerfe 
und in noch höherem Grade bei den meilten der auf bloße Vermittelung von Ge— 
ihäften gerichteten Gewerbe (Makler, Agenten, Kommijjionäre ujw.) die Mit- 
wirkung von Kapital zurüdtreten. 

Der Begriff der Arbeit ift hier im weiteften Sinne zu nehmen. Auf ihre 
Form und Art fommt es nicht an. Die Arbeit fann insbejondere eine körper— 
liche ober geiftige fein, von dem Gemwerbetreibenden perjönlich oder durch andere 
2 ihn u Berjonen, oder auf mechaniſchem Wege geleiftet werden (vgl. 

.17 ). 
» Die Arbeit bildet das unterjcheidende Merkmal zwiichen einer ——— 
Tätigkeit und der nicht gewerblichen Nutzung des Vermögens durch Vermietung, 
Verpachtung, zinsbare Anlegung uſw. (vgl. unten Anm. 6—9). 

b) Der Gegenſtand der Arbeit muß, um die Tätigkeit als Gewerbe er— 
ſcheinen zu laſſen, eine Beteiligung an dem allgemeinen wirt— 
ſchaftlichen Verkehre enthalten; alle Tätigfeiten außerhalb des allge- 
meinen wirtichaftlihen Verkehrslebens jcheiden aus dem Gerverbebegriffe aus 
(vgl. €. 16 37). 

Die Beteiligung an dem allgemeinen woirtichaftlihen Verkehre braucht 
feinesiveg3 eine unmittelbar auf die Befriedigung der Bebürfnijie der 
Konfumenten abzielende Tätigkeit zu fein; vielmehr genügt für den fteuerlichen 
Gewerbebegriff auch eine nur mittelbar hierauf gerichtete Tätigkeit. (Bgl. 
hierüber die Ausführungen zu Db.) 

Als außerhalb des allgemeinen wirtichaftlihden Verkehrslebens jtehend 
iheibet aus dem Gewerbebegriffe aus die Tätigkeit der Geiftlihen und Kirchen- 
Diener, der öffentlihen Beamten (vgl. $4 Nr. 7 und die Anm. dazu), der wiſſen— 
ſchaftlichen Lehrer, des zu perjönlichen Dienftleiftungen angenommenen Gejindes 
ulm. Alle diefe Tätigkeiten bilden Ermwerbzweige, aber feine Gewerbe. 


* Wegen mangelnder Beteiligung am allgemeinen wirtjhaftlihen Berfehre 
ericheinen ferner nicht als Gewerbebetriebe die im $ 5 bezeichneten Vereine, ein- 
getragenen Genoſſenſchaften und Korporationen, welche ausſchließlich 
bie eigenen Bedürfnifje der Mitglieder an Geld, Lebens- 
mitteln und anderen Gegenftänden zu bejchaffen bezweden. Eine in dieſer 
engen Begrenzung jich vollziehende Tätigkeit von Vereinen ufw. fteht außerhalb 
ded allgemeinen wirtjchaftlihen Verlehres. Sich von den Bedingungen bes 
legteren zu befreien und diejenigen Bedürfniffe, welche fonft durch Beteiligung 
am allgemeinen wirtichaftlihen Vertehre befriedigt werden, durch gegenjeitige 
Hilfe zu beichaffen, ift gerade der Zweck der Vereine ujw. Vorzugweiſe aus 
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biefem Grunde ift ihre Tätigfeit feine gewerblihe. Daneben ift der gewerbliche 
Charakter folder Vereine auch aus dem Grunde zu verneinen, weil fie feine 
Geminnzivede a. Da aber jene Bereine uſw. vielfach die engen Grenzen, 
welche ihren gewerblihen Charakter ausichließen, nicht innehalten, vielmehr 
fi nad) der einen oder anderen Seite hin an dem allgemeinen Verkehrsleben 
beteiligen, fo find im $ 5 des Geſetzes hinjichtli ihrer Steuerpflichtigleit be- 
ſondere Beitimmungen getroffen (vgl. Anm. 2 zu $ 5). 

—Wegen der Abſchließung vom allgemeinen wirtichaftlihen Verkehre er- 
einen ferner nicht ald Gewerbebetriebe die ausfhließlih auf Gegen- 
eitigleit beruhenden Berjiherunganftalten (vgl. unten Anm. 11), bie 
geſchloſſenen Gejellihaften (Kafino- uſw. Gejellichaften) mit dem ftatuten- 
mäßigen und tatjächlih verfolgten Zwecke gejelliger oder wiſſenſchaftlicher Unter- 
haltung (vgl. unten Anm. 10), fowie die Eigenproduftion einjchließlich 
der Landwirtſchaft (vgl. unten Anm. 12). 

Nach dem U. vom 5. Feb. 1898 (E. 33 81) ift auch die Staatslotterie fein 
Gewerbebetrieb, weil der Ertrag „nicht im wirtichaftlihen Verkehre, jondern 
als eine Form ber — durch Ausübung der Staatshoheit (Monopol) 
erzielt wird“; eine ſehr zweifelhafte Begründung! ; 

B. Die Arbeit muß eine werbende,d. h. inber Abſicht der 
Gemwinnerzielung unternommen fein. 

a) Wejentlih ift die Abſicht der a eg Unentgeltlichfeit 
ſchließt den Gewerbebegriff aus. Begrifflich unerheblich ift Dagegen die tat- 
fähliche Erzielung eines Gemwinnes; die mit der Abficht der Gemwinnerzielung 
unternommene Tätigkeit behält ihren gewerblihen Charakter, wenn aud in 
Wirklichkeit fein Gewinn erzielt wird. Ob die Gemwinnabficht auf die Erzielung 
von Geld oder anderen Bermögendporteilen geridtet if, 
macht feinen Unterjchied. 

„Der Begriff des Gewerbes ift dadurch bedingt, daß eine fortgejehte Be- 
Ihäftigung auf Erzielung eines Vermögensvorteiles — wenn aud nicht in Ge- 
ftalt eines Geldbetrages — gerichtet fei.“ (U. des DTr. vom 17. Mai 1873 
— Dppenhoff, Redtipr. 14 378 —; vgl. auch U. vom 30. Juni 1876 und vom 
13. Nov. 1878 — Oppenhoff, Redtipr. 17 478 und 19 529.) 

„Der Gewinnzweck ift das Kriterium der Gewerblichkeit eines Unternehmens, 
das objektive Ergebnis von Überſchüſſen ift für fich allein in feiner Weije ent- 
fheidend, und es kann von einem Gewerbebetriebe überall da feine Rede jein, 
wo jede Gewinnabjicht erkennbar fehlt“ (E. 9 54). 

„E38 genügen feineswegs diejenigen objettiven Merkmale, melde 
eine Tätigleit ald Gewerbebetrieb im gewerbe polizeilihen Sinne er- 
feinen lajjen; jondern es muß für den gewerbe teuerlidhen Gewerbe- 
begriff als mwejentlich entjcheibendes [ubjeftives Merfmaldber Gewinn- 
a" e d hinzutreten, aljo die Abficht des Unternehmers, aus dem Betriebe, aus 

er Tätigleit, die den Gegenftand de3 Unternehmens 
bildet, Geminn zu ziehen. Für die Annahme eines Gewerbebetriebes be- 
üglich einer bejtimmten Tätigfeit genügt nicht fchon ein irgendwie geartetes 

terejie, dad den Unternehmer zu diejer Tätigleit veranlaßt, ſondern es ift 
erforderlich, daß die Tätigkeit felbft nad der Abficht des Unternehmers 
bie Quelle von Einnahmen bildet. Dient die Tätigfeit anderweitigen Zwecken, 
inöbejondere nur ad Mittel für die Erzielung von Gewinn aus einer 
anderen Erwerbtätigfeit, jo ift fie fein Gegenftand eines befonderen Ge- 
werbebetriebes“ (E. in St. 7 421). 

Die bloße Feititellung, daß ein Gewinn nicht ausgeſchloſſen ſei, genügt 
nicht zur Erfüllung des Gemwerbebegriffes. Denn ein Gewerbebetrieb ift nur 
dann — wenn neben den übrigen Merkmalen des heist Aloe 
namentlih aud die pofitive Abficht der Gewinnerzielung mittels bes 
Betriebes beiteht. „Eine mit der bloßen Möglichkeit der Gemwinnerzielung 
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ohne eine hierauf gerichtete Abſicht unternommene Tätigkeit ftellt noch 
feinen Gemerbebetrieb dar“ (E. in St. 6 372; vgl. auch 7 429). 

„Die für den Gewerbebegriff erforderlihe Abjicht der Gewinnerzielung 
ift bei einem ftädtijchen Elektrizitätwerfe troß der entgeltlichen Abgate von 
Sicht und Kraft an PBrivatabnehmer nicht vorhanden, wenn durch den Betrieb 
nur die Dedung der Betriebstoften und der Schuldenzinfen wie eine der wirf- 
fihen Erwartung entiprehende Amortifation der Betriebsanlagen erzielt werben 
ſoll“ (E. in St. 11 394). 

Die Abjiht der Gemwinnerzielung wird als bejonders enticheidendes Mert- 
mal des Gewerbebegriffes in der neueren Recdtiprehung des OVG. jo häufig 
und nachdrücklich betont, daß von einer Aufführung der hierauf bezüglichen Ent- 
fheidungen im einzelnen Abftand genommen werden darf. Auch in der Literatur 
beſteht hinfichtlich diejer Borausjegung fein Zweifel (vgl. Goldſchmidt, Hand- 
buch des Handelsredhtes 2. Aufl. 1 409 ff., 454 ff.; Herrfurth und Nöll, KAG. 
2. Aufl. ©. 45 Anm. 16; Falkmann-Strutz, ©. 39 ff.; Vode, Bayeriſche 
Gewerbefteuer ©. 43). 

b) Die Erzielung des Geminnes muß ein wejentlihder Zwed der 
Arbeit jein. 

„Ein Gewerbebetrieb liegt begrifflih nur unter der Vorausfegung vor, daß 
der Hauptzmwed des Unternehmens auf die Erzielung des Gewinnes ge- 
richtet ift, nicht aber auch in dem Falle, wenn der Hauptzwed des Unternehmens 
ein ganz anderer ift und dabei die Erzielung eines Gewinnes nur zufällig erfolgt 
oder nur beiläufig und nebenfächlich erftrebt wird — vgl. U. vom 21. Juni 1888, 
PVB. 9 448 —“ (E. in St. 3 341). „Das bloße objektive Ergebnis von Über- 
a F ſich allein kommt überhaupt nicht entſcheidend in Betracht“ (E. in 

t. 7 422). 

In Anwendung dieſes Grundfabes wird der Gewerbebetrieb verneint: 

an. für die Beichäftigung von Infalfen der Straf-undb Bejferung- 
anfttaltendurd die Anftalt jelbft: 

„Das OVBG. Hat in dem U. vom 21. Juni 1888 (PBB. 9 448) den Grundjag 
ausgeiprochen und ausführlich begründet, daß die äußerlich einem Gewerbe- 
betriebe gleihende Beichäftigung der Infaffen von Straf- oder Bejje- 
runganftalten, foweit fie ſeitens der Anſtalt ſelbſt behufs 
erziehliher Einwirkung erfolgt, einen Gewerbebetrieb deshalb nicht darſtelle, 
weil ihr die für die Annahme eines folhen unerläßlihe Vorausſetzung bes Ge- 
winnziwedes fehle und das objeltive Ergebnis von UÜberſchüſſen für ſich allein 
unerheblich jei. Dabei ift insbefondere auch erwogen, daß, felbit wenn die An— 
ftalt beitrebt jei, eine derartige Beſchäftigung, ſoweit ſich dies unter Feithaltung 
des erziehlihen Momentes ermöglichen laffe, zu einer für fie wenigſt toftipieligen 
zu geftalten, alſo aus dem Betriebe noch irgend einen Ertrag zu gewinnen, fie 

amit nur nad) ben Grundjähen eines ordentlichen Haushalters verfahre, feines 

wegs aber damit den Gewinn — zur Haupttſache made oder auch nur 
zu einem dem Hauptzwecke e enbürtigen Zwecke erhebe. An diefen Redts- 
Be ift feitdem vom OVG. in fonftanter Rechtſprechung feitgehalten" 
(U. VI. G. 160 vom 6. Dez. 1894); 

bb, für Bereine (Vereine zur Beförderung von Landwirtichaft und In— 
duftrie, Vereine von Milhpächtern zur Förderung und Bertretung der ge- 
meinfamen Intereſſen ald Teilnehmer einer Gewerbeausftellung), welche ohne 
bie pofitive Abfiht der Gemwinnerzielung durch ihre Tätigkeit tatſächlich Ge- 
winn erzielen (vgl. E. in St. 6 368, 371); ebenfo für Nennvereine, wenn bie 
Geminnerzielung aus den Eintrittgeldern und dem Totalifatorbetriebe nicht als 
Hauptzwed, fondern nur nebenſächlich und beiläufig erftrebt wird (E. 33 81, 87): 

cc. für Attiengefellihaften und Vereine, welche lediglich die Beichaffung 
billiger Wohnungen für ihre Mitglieder bezweden (vgl. E. in 
St. 4 362, 367; vgl. auch Anm. 4a zu $ 5); ebenfo für Aftiengefellichaften mit 
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dem gemeinnügigen Zwede der Unterhaltung von botanifhen Zier- und Quft- 
— ſofern nicht der Zweck der Gewinnerzielung überwiegt (U. II. 13 vom 
8. Januar 1901); 

dd. für die ftreng geichloffenen Kaſinogeſellſchaften (vgl. unten 
Anm. 10); 

ee. für die von geiftliden Genoſſenſchaften zu dharita- 
tiven Zweden unterhaltenen Anftalten (vgl. unten Anm. 13); 

ff. für die Spar- und Vorjhußpvereine der Reichspoſt— 
verw ie ng (vgl. unten Anm. 14); 

ür Einrihtungen (Kanäle) zur Förderung der Landwirtſchaft mit 
nebenher entgeltliher Berwendung zu anderen Zweden, z. B. Schiffahrt 
(vgl. E. in St. 3 340); 

hh. für die von Ärzten in Ausübung ihres Berufes unterhaltenen An- 
ftalten (vgl. Anm. 21 zu $ 4); 

ji, für die mit Ausübung ber erziehenden Tätigkeit jeitens der Lehrer ver- 
bundene e Unterbringung oder Beköftigung von Schülern (vgl. Anm. 17 zu $ 4). 

e) Die Abjicht der Gemwinnerzielung ift ausgejchloffen, wenn, wie im Falle 
einer Verjilberung der Beitände einer Konkursmaſſe im Wege des Ausverfaufes 
oder bei der Liquidierung von Wktiengejellichaften ꝛe, ein neuer Erwerb 
gar nicht beziwedt, jondern nur die Berwertung des Vorhandenenzu®unften 
der Gläubiger, Aktionäre ıc. beabjichtigt wird. In Fällen diefer 
Art find die Erwerbzwede bereits abgeichlojfen und es erfolgt nur die Ver— 
wertung des ſchon Erworbenen zu Gunften dritter, welche hiermit feine Ge- 
winnzwede verfolgen und deshalb fein Gewerbe betreiben. 

Die Steuerfreiheit des Berfaufes der Warenbejtände einer Konkursmaſſe 
wird in der V. vom 28. Juni 1876 (Mitt.H. 2 ©. 48) ausdrüdlich anerkannt. 
Zu gleichen Ergebnifjen ilt das OTr. in den U. vom 25. Nov. 1868 (Winiker 
Nr. 984) und 3. Jan. 1879 (Oppenhoff, Nedtipr. 20 4) gelangt; jedoch wird 
der enticheidende Grund darin gefunden, dab der Berfauf der Warenbeftände 
einer Kontursmafje fich als ein Akt des Erefutionverfahrens daritelle. 

Wejentlich anders geitalten fich die Verhältniffe, wenn der Konkursverwalter 
das Geſchäft namens der Gläubiger fortiekt, oder wenn die in Liquidation be- 
iindlihde Geiellichaft im Intereſſe der Aktionäre neue Gefchäfte eingeht (vgl. 
unten Ann. 15). In Fällen foldher Art findet eine Fortſetzung des Gewerbe— 
betriebes ftatt. 

Das gleiche it der Fall, wenn ein Gemwerbetreibender behufs Auflöfung 
jeines Gejchäftes Die Beitände dur allmählihden Ausverfauf mit fort- 
gejetterAbjiihtder®emwinnerzielung verfilbert. Hier handelt 
e3 fich nicht um bereit3 abgeſchloſſene Erwerbzwecke; vielmehr bildet der Ber- 
fauf der Waren ıc., wenn auch den Abjchluf, jo doch einen integrierenden Teil 
und ſomit die Fortfebung des urjprünglichen Gefchäftes. 

„Derartige Ausverfäufe (behuf3 Geichäftsauflöfung) werden von Gewerbe- 
treibenden allerdings häufig in der Abficht veranftaltet, dadurch Preiſe zu er- 
zielen, welche die Einfauf- oder Heritellungpreije jo weit überfteigen, 
daß unter Berüdjihtigung der Betriebstoften noch eine Gewinnerzie— 
lung möglid ift. Hier ift die Abjicht der Gewinnerzielung bei dem Gemerbe- 
treibenden nad) wie vor vorhanden; hier handelt es jich nicht um bereit3 ab- 
geichlofjene Erwerbzwede, vielmehr bildet der Verkauf der Waren ufw., wenn 
auch den Abſchluß, jo doch einen integrierenden Teil und fomit die Fortfegung 
des urſprünglichen Geihäftes. Ein derartiger Ausverkauf ftellt alſo zweifels- 
frei einen fortgeſetzten Gewerbebetrieb dar. — Weſentlich anders liegt dagegen 
die Sache in den zahlreihen Fällen, wo ein Gewerbetreibender feinen bis- 
herigen Betrieb zu einem beitimmten Zeitpunfite endgültig einftellt, einen 
weiteren Gewinn nicht mehr erftrebt und nur noch die Abſicht hat, bie 
vorhandenen Warenbeftände und Betriebsgegenftände zu verjilbern, d. h. mög- 


Zu $1. Anm.5B. Gegenftand der Belteuerung. 13 


lichſt zu einem ihrem augenblidfihen Werte entjprechenden Preiſe, Ihlimmften- 
fall3 aber auch darunter, in Geld umzujegen. In Fällen diefer Art find die 
Ermwerbzmwede bereits abgeichlojjen, die Abjicht der Gewinnerzielung durch eine 
werbende Tätigkeit ift nicht mehr vorhanden; es fehlt alſo das Hauptfriterium 
des Gewerbebegriffes im gemwerbefteuerlichen Sinne. Ein derartiger Ausverkauf 
fann fich daher nur im gewerbepolizeilichen, nicht aber im gemwerbeftenerlichen 
Sinne ald ein fortgeietter Gewerbebetrieb daritellen“(E. in St. 8 377; vgl. 
auch 7 101). 

A) „Der von einer Schlädhterinnung gemäh $ 12 des Geſetzes vom 
8 — auf Grund eines Vertrages mit einer Gemeinde übernommene 
Betrieb eines öffentlichen Schlachthauſes iſt nicht Gewerbebetrieb, wenn die 
Möglichkeit einer Gewinnerzielung davon abhängt, in welcher Weiſe die Ge— 
meinde von gewiſſen ihr in dem Vertrage eingeräumten Rechten Gebrauch 
macht“ (E. in St. 9 392). 

co) Rabattjparvereine betreibenfein Gewerbe. „Der 
Verein verfolgt den Zwed, „jeinen Mitgliedern bei Einkauf von Waren Nabatt 
zu verjchaffen und denjelben zu jparen“. Der Verein jelbit fauft nicht Waren 
an, fondern trifft nur Vereinbarungen mit Gewerbetreibenden, feinen Mit- 
—— Waren gegen Gewährung des vereinbarten Rabattes zu verlaufen. 

Iber die Kaufpreife werden den Käufern Uuittungsfarten verabjolgt, welche 
demnädhit gegen Rabattmarfen umzutaujchen find. Die Nabattmarfen werden 
an den Bereinsvorftand abgeliefert und von diefem in ein Sparbud) eingetragen. 
Am Schluſſe des Jahres erfolgt die Auszahlung der in das Sparbuch einge- 
tragenen Beträge nad) Abzug des Anteiles an den Bereinsunfoften. Der Verein 
beswedt für fich ſelbſt überhaupt nicht die Erzielung eines Gemwinnes aus der 
Rabatigewährung und aus der Berzinfung der jährlich zinsbar anzulegenden 
Rabattlapitalien, fondern zahlt die hieraus fließenden Gelder nah Dedung 
der Unkoſten an die Inhaber der Sparbücher aus. Hiermit erhalten die Mitglieder 
nur den ihren Wareneinfäufen bei fremden Gemwerbetreibenden entiprehenden 
Rabatt. Für fie handelt es ſich ebenſowenig um einen Gewinn, als wenn ſie 
beim Einkaufe der Waren einen entſprechend geringeren Kaufpreis zahlten. 
An jedem Falle wird nur eine Eriparnis von Ausgaben erzielt; dies it aber 
niht Erzielung eined Gewinnes im gewerblichen Sinne“ (U. VI. G. 399 
v. 24. Yan. 1901). 

f) Wegen der Frage, ob und inwieweit bei den die Beichaffung der eigenen 
Bedürfniffe der Witglieder eritrebenden Bereinen ufmw., fowie bei den auf Gegen- 
jeitigleit beruhenden Verjiherungsgejellihaften mit Nüdjicht auf das Fehlen eines 
Gewinnzweckes ein Gewerbebetrieb zu verneinen ift, vgl. unten Anm. 11, 12. 

g) Auf die Art und Weile der Bermwmendung bes Gewinnes tonmit es 
für den Gewerbebegriff nicht an. Wenn im übrigen die Mertmale des Ge- 
werbebetriebes zutreffen, jo eriheinen namentlich die zu gemeinnübigen, wohl— 
tätigen und ähnlichen Zweden veranitalteten Unternehmungen als Gewerbe 
(Art. 1 Nr. 4). Jedoch ift für gewiſſe Unternehmungen diejer Art durch aus- 
ne Gejekesbeitimmung Stewerbefreiung vorgejehen ($ 3 Ubi. 2 u. 3; Art. 
5-7) 

„Für die Verneinung ber eg ar eines der Hauptſache nach 
dem öffentlihen Jnterejfe dienenden Unternehmens 
(Preuß. Zentralgenoſſenſchaftkaſſe) genügt nicht etwa jchon die bloße Unter- 
ordnung der Abjiht der Gemwinnerzielung unter jenen Hauptzwed. Vielmehr 
würde die Gewerblichteit nur unter der Vorausſehung ausgeichlofien fein, daß 
die Beförderung des öffentlichen Intereſſes den einzig wejentliden 
Zweck, die Erzielung von Gewinn aber lediglich einezufällige,gelegent- 
lihe und ganz nebenjähliche Folge bildete.“ Inter Verneinung 
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dieſer Borausjeßung ift die BZentralgenoflenichaftlajje für ein gemerblides 
Unternehmen erachtet worben (U. VI. G. 277 vom 23. März 1905). 

C. Ein weitered Merkmal des Gewerbebegriffes ift die fortgeſetzte, 
dauernde Ausübung mwerbender Tätigkeit in einem berufmäßigen 
Wirkungskreiſe. 

„Die Merkmale der Berufmäßigkeit und der Beteiligung am allgemeinen 
wirtſchaftlichen Verkehre bedeuten, daß die Abſicht nicht etwa bloß aufeinzelne 
Erwerbgeichäfte, fondern einheitlih und zum vorausaufdiganze 
Reihe der in beitimmter Willensrichtung verbundenen Gejchäfte in ihrem 
Zufammenhange gerichtet jein und daß zugleih der Wille und die ihm ent» 
iprechende Tätigkeit als ſolhche nach außen hin erfennbar hervortreten 
müffen. Das beteiligte Publitum muß Kenntnis von dem Bejtehen und der 
Art des Geſchäftes und von feinem Träger haben. Nur unter diefen Boraus- 
feßungen erfolgt eine berufmäßige Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen 
Verkehre. Das Erfordernis des Hervortretens an die Öffentlichfeit wird aber nicht 
ihon von demjenigen erfüllt, welcher An- und Verkäufe von Wertpapieren 
lediglich durch bantiermäßige Bermittelung bemwirfen läßt. Es 
ift auch unweſentlich, ob der Auftraggeber felbit die Börſe häufig oder täglich 
befucht. Denn der Börfenbejuh an fich ftellt noch nicht die Ausübung eines 
Gewerbes dar; es fommt vielmehr darauf an, zu welchem Zwecke der Beſuch 
erfolgt und welche Tätigfeit dort entwidelt wird. Beteiligt ſich der Befucher 
nicht unmittelbar an den Börfengeichhäften, fei es in eigener Pecſon, jei es durch 
Bermittelung der dazu beitellten Börjenorgane, jondern erfolgt der Beſuch nur 
behufs AInformierung über den Stand der Kurſe, die zeitigen Konjunfturen 
u. dgl., fo kann daraus für das Beftehen eines Gewerbebetriebes nichts ge— 
folgert werden. Es iſt dann gleichgültig, ob die jo gewonnenen 
Kenntniſſe nur im Intereſſe einer vorteilhaften Bermögensvermwaltung, 
oder auch für einzelne Spefkulationgejchäfte veriwertet werden. — Wenn 
jemand aus den Beltänden feines PBermögens durch Bantier- 
vermittelung Wertpapiere an- und verfauft, um durch Nuräfteigerungen 
Gewinne zu erzielen oder Hursverluften vorzubeugen, fo ift dieje Tätigkeit ein 
Ausfluß feiner Bermögensverwaltung. Beſucht er zu diefem Zwecke die Börfe, 
fo liegt hierin allein nur eine, feine Vermögensſpekulationen vorbereitende und 
unterjtügende Tätigkeit. Eine vermittelnde Tätigkeit zur Beförderung 
be3 Güterumlaufes übt nicht der Auftraggeber des Bantliers, fondern nur ber 
feine Aufträge erledigende Bankier aus, deſſen Gewerbe gerade vorzugweiſe 
in der Vermittelung des Geldverfehres im mweiteften Sinne beitceht. Der Muftrag- 
geber bedient fi) des Bankiers als eines Gemwerbetreibenden, um für fih Güter 
aus dem Berlehre zu erwerben oder ihm gehörige Güter in den Verlehr zu 
bringen, und hierbei übt er feinerjeits, fall3 er nicht Selbft ein anderes Gewerbe 
betreibt und hierfür Aufträge erteilt, niemals eine gewerbliche Tätigfeit aus“ 
(E. in St. 10 382; val. 9 128, 7 407). 

a) Eine einmalige,ohnedie Abjihtder Wiederholung 
vorgenommene Tätigkeit ift niemald3 Gewerbe. Wohl aber kann ſchon eine ein- 
malige Handlung, wenn jie in der Abjicht der Wiederholung vorgenommen wird, 
als Beginn eines Gewerbes ericheinen: 

„gum Begriffe des Gewerbes gehört eine fortgejehte, auf Erreichung eines 
Gewinnzmwedes gerichtete Tätigfeit, welche erfennen läßt, daf fie das Ergebnis 
bes Entichluffes ift, diefelben Handlungen zur Geminnerzielung in ber Zukunft 
u wiederholen. Nur unter diejer Vorausſetzung fann auch eine Einzel- 
gi ndlung al3 Beginn eines Gewerbes angejehen werben“ (U. d. OTr. v. 
30. Juni 1876 — Oppenhoff, NRedtipr. 17 478; vgl. ferner bie 
Entiheidungen vom 5. Oftober 1872, 15. und 16. Januar 1873, 10. Januar 
1874, 9. Juli 1875, 13. Juni 1877 — Oppenhoff, NRedtipr. 13 507; 
14 46, 52; 15 21; 16 530; 18 406; ſowie die U. des DRG. vom 24. Sept. 
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1887 und vom 30. Mär; 1889 — E. 15 202; 17 250; U. des KG. v. 
3. Febr. 1890 — Jahrb. 10 188 ff.; V. vom 22. Dft. 1878 — Mitt. 
9. 10 ©. 30). 

Der Betrieb eines Gewerbes ift nicht — wenn die Tätigkeit 

„Nur aus —— Veranlaſſung und nur — Zwecke ber Ver— 
meidungvon Verluſten, nicht aber, wie dies der Begriff des Gewerbes 
erfordert, dauernd, in der Abſicht der Wiederholung und der Gewinnerzielung 
unternommen iſt“ (E. in St. 6 434). 

b) Gemäß dem zu a erörterten Grundſatze iſt eine, wenn auch zu Er— 
werbzwecken, jo doch ohne die Abſicht der Wiederholung nur gelegentlid 
ausgeübte Tätigkeit nicht für Gewerbebetrieb zu exachten. Hiernach eriheint 
nicht al3 Gewerbebetrieb der gelegentlihe Verkauf eines Teiles der für die 
eigenen Wirtichaftbedürfnifje angeichafften Vorräte, 3. B. von Fleiſchwaren 
(Winiker Nr. 554), oder Holz (Winifer Nr. 487), oder einzelner Teile bes von 
Landwirten für den eigenen Hausbedarf geichlachteten Viches (VB. vom2. Mai 1895 
— Mitt. H. 33 Nr. 38; vgl. Anm. 30 c zu $4); ebenfowenig der nur gelegentlich 
oder ala Nebenzweig der Landwirtichaft ausgeübte Lohnfuhrbetrieb der Land- 
wirte (Anm. 3 A e zu $ 4; Winiker Nr. 609). Der Verlag und Vertrieb einer 
einzelnen jelbitverfaßten Drudichrift jtellt feinen Gewerbebetrieb dar (vgl. E. 
in St. 1 238, 4 327; ®Winiler Wr. 468). Bol. hierzu Ann. 16 zu $ 4. 

ec) Für ben Gemwerbebegrijf wejentlich ift eine Mehrheit gleihartiger, 
einen berufmäßig abgegrenzten Wirkungskreis bildender 

andlungen (vgl. €. 33 87 f. und die dort angeführte ältere Rechtſprechung; 

ode, Bayerische Gewerbefteuer©&.43). Daß diefe Handlungen den ausichlieh- 
fihen ober auch nur den Hauptberuf der Handelnden bilden, ift nicht erforderlich 
(vgl. E. in St. 3 243). 

Der Tagelöhner übt eine fortgejeßte werbende Tätigkeit aus, ohne doch 
Gemerbetreibender zu fein; feiner Tätigkeit fehlt eben bie notivendige Beichrän- 
fung auf ein berufmäßig geichlofjenes Gebiet. — Der Rentner, der Beamte ufm., 
welcher jein Kapitalvermögen ganz oder teilmweije zu fortgejetten Spekulation— 
geihäften benußt, entfaltet gleichfall3 eine dauernde werbende Tätigkeit; dieje 
wird aber erft dann zum Gewerbe, wenn jie durch die öftere Wiederholung 
—— Geſchäfte die Eigenſchaft einer berufmäßigen Wirkſamkeit annimmt. 

enn Goldſchmidt (Handbuch des Handelsrechtes, 2. Aufl. S.457 Anm. 14) die 

„Notare, Advolaten, Geiſtliche, Beamte, Rentiers, welche einen größeren oder 
geringeren Teil ihres Kapitalvermögens oder Einkommens zu Spekulation— 
geihätten in ®ertpapieren, Getreide u. dgl. beftimmen und verwenden“, für 

aufleute erflärt, jo fann dies in ſolcher Allgemeinheit für dad Gebiet der Ge- 
mwerbejteuer ala zutreffend nicht anerfannt werden. Erjt dann, wenn die fortgejegten 
Spekulationgeihäfte nah ihrer Ausdehnung und Richtung einen beruf- 
mäßigen Eharafter annehmen, tönnen fie einen Gewerbebetrieb im fteuer- 
fihen Sinne daritellen. Gerade die berufmäfige Tätigkeit bildet das 
unterijheidende Merkmal des Gerverbebetriebes gegenüber der bloßen Ber- 
mögensnußung durch Vermietung und Verpachtung (vgl. unten Anm. 6) und 
durch zinsbare Stapitalanlegung (vol. unten Anm. 9), jowie für die Abgrenzung 
bes gewerblihden Handels mıt Grundftüden (vol. unten Anm. 8; 
bejonders €. in St. 5 433). Vorzugweiſe auf diejen Gebieten find die Grenzen 
zwijchen gewerblicher und nicht gewerblicher Tätigkeit fo verſchwommen, daf 
nur da3 Mertmal des berufmäßig abgegrenzten Wirkungs— 
freijes einen einigermaßen jicheren Anhalt gibt. Dieſe Vorausſetzung muß 
um fo jchärfer betont werden, ala fonft bei den heutigen Arten und Formen der 
Bermögensanlage und mutzung weite Kreife von Grundbefigern und Kapitaliften 
zu Gewerbetreibenden gemadt werden würden. 

d) Es ift keineswegs erforderlich, daß die fortgejekte Ausübung werbender 
Tätigkeit eine ununterbrochene jei. Vielmehr gibt e3 zahlreiche Ge- 
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werbe, welche nach den ihre Ausübung bedingenden Verhältniſſen regelmäßig 
nur während einer gewiſſen Zeit des Jahres betrieben werden können, während 
der übrigen Zeit aber ruhen, ohne daß eine die Aufhebung ber 
Steuerpflidt erfordernde Einftellung bes Betriebes 
erfolgte. Zu biefen fog. ruhbenden Gemwerben gehören 3. B. bie 
Betriebe der Schiffer, der Bauhandwerfer, der Gaftwirte und Zimmervermieter 
in Brunnen- und Babdeorten uſw. (vgl. $ 33; Art. 13 Nr. 3 letter Abj.). 

D. DieSelbftändigfeitiit ſowohl eine gewerbepolizeiliche ($ 14 GO.), 
als auch eine gewerbefteuerlihe VBorausjeßung; es ift zwiſchen ſubjektiver und 
objeftiver Selbjtändigfeit zu untericheiden: 

a) u bjektive Selbſtändigkeit ift der Betrieb auf eigene Rechnung 
und unter eigener Berantmwortlidfeit (U. d. DTr. v. 24. 
Nov. 1864 u. 2. Jan. 1873 — Oppenhoff, Redtipr. 5 285, 14 3; U. d. RG. 
vom 4. März 1881 u. 12. Dez. 1884 — Entſch. d. RG. in Strafi. 3 418, 11 306; 
U. v. 14. Dez. 1886 — PVB. 8 163). Nur derjenige, welcher auf eigene Rech— 
nung und unter eigener Berantwortlichleit (auf eigene Gefahr) arbeitet, ift 
Gemwerbetreibender im polizeilichen wie im fteuerlihen Sinne. Die fubjeltive 
Selbftändigfeit wird zwar in dem GewG. nicht ausdrüdlich erfordert, bildet 
aber eine jelbftverftändliche VBorausjegung. Mit diefem Erfordernifje jcheiden aus 
dem fteuerlichen Gemwerbebegriffe alle unjelbftändigen, für fremde Rechnung und 
unter fremder Verantwortlichkeit tätigen Perjonen aus: jo das nicht zu perjön- 
lihen Dienftleiftungen bejtimmte Gejinde, die Hausoffizianten und Wirtjchaft- 
beamten, die Ölonomen geſchloſſener Gejellihaften, fofern fie nur ala ger 
fizianten“ der legteren tätig find ($ 10 Nr. 8 d. Anm. v. 20. Mai 1876; 

11. Dez. 1846 — Winiker Nr. 505), die Mitglieder des Vorftandes und des Auf. 
fihtrates, jomwie die Direktoren und fonftigen Beamten der Aftiengejellihaften uſw. 
(vgl. den zu $3 des RGeſ. vom 13. Mail870 ergangenen Beſchluß des Bundes- 
rates v. 16. Oft. 1874, bei Fuiſting I. Anm. 15 zu $2), die Profuriften, Hand» 
lungsbevollmächtigten und Handlungsgehilfen (vgl. Anm. 8, 12—14 zu $ 2), 
ſowie alle jonftigen in fremden Gemwerbebetrieben angeftellten Perſonen, 
4. B. der am Verlage oder an der Herausgabe nicht beteiligte Redakteur einer 
Beitung — €. in St. 3 261 —, ein auf Grund vertragmäßiger Ber 
einbarung bauernd und gegen fe jte Jahresvergütung mit der außerordent- 
lihen Revifion des Buch- und Kaſſenweſens beauftragter Bücherreviſor — E. 
in St. 3 351 —, ein bei einem oder mehreren Schlädhtern dauernd und 
gegen feſte Vergütung — wöchentliches Honorar — beſchäftigter Schächter (U. 

G. 539 v. 6. Dez. 1894), ein mit der Verwaltung einer Felbftändigen Kaſſe 
(Sierbetaffe) betrautes Mitglied, wenn es auch fonft aus der Übernahme von Ber- 
waltungen ein Gewerbe madt (E. in St. 9 391); ferner die Konkursverwalter und 
Liauidatoren von Handelögejellichaften als solche, d. h. als Bevollmächtigte ber 
Gläubiger odec der Geiellichaft, endlich die große Klaſſe der gewerblichen Arbeiter 
(Gejellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, Werkmeifter, Fabrifarbeiter — 
Titel VII GO.). Daß alle diefe Perſonen im Sinne der preufi. Steuergejeb- 
gebung nicht als Gewerbetreibende erſcheinen, ergibt ſich au aus $ 15 des EG., 
wonach der „Verdienſt der Arbeiter, Dienitboten und Gemwerbegehilfen“, jowie die 
Bejoldung der „Beamten jeder Art“ fein Einlommen aus Handel und Gewerbe 
bilden (vgl. hierzu Art. 21 9. zum EG., Fuifting I. Anm. 8 zu $ 14). 

„Die Anlegung und Führung von Büchern für andere Gewerbetreibende 
fann ſowohl einen jteuerpflichtigen Gewerbebetrieb darftellen, als aud) eine, der 
Beiteuerung nicht unterworfene Hilfeleiftung in einem fremden Gewerbebe- 
triebe bilden. Eriteres ift der Fall, wenn die Anlegung und Führung von fremden 
Büchern jelbjtändig und berufmäßig mit der Abjicht der Gemwinnerzielung unter- 
nommen wird und der Unternehmer jich für derartige Arbeiten den Gewerbe- 
treibenden allgemein zur Verfügung ftellt; wenn dagegen jemand von mehreren 
Gemwerbetreibenden vertragmäßig, dauernd und gegen eine beftimmte Ber- 
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ütung zur Anlegung und Führung der Bücher angenommen worden ift, jo er- 
cheint er nur als Gehilfe in fremden Bewerben“ (U. VI. G. 386 vom 24. Nov. 
1898 und VI. G. 243 vom 4. Februar 1904). 

Wer ein Gewerbe im Auftrage und für Rechnung eines anderen betreibt, 
gilt jelbft dann nicht als fteuerpflichtiger Gewerbetreibender, wenn fein Lohn 
in einem Prozentjaße bes aus der Gewerbetätigfeit des Auftraggebers gezogenen 
Gewinnes beiteht und er die vertriebenen Waren auf jeine Gefahr Freditiert 
bat (U. d. KG. vom 29. April 1889 — Jahrb. 9 193 f.; U. des OTr. v. 
11. Mai 1866 u. 23. Sept. 1870 — Oppenhoff, Redtipr. 7289, 11 479; U. VI. 
G. 242 vom 25. Oltober 1900). Ebenjowenig erjcheint als jelbftändiger Gewerbe— 
treibender ein von einer Brauerei für den Verlauf ihre? Biere in einem be- 
ſtimmten Bezirke angejtellter Bierfahrer, welcher die Beftellungen vonder Brauerei 
empfängt und aus den ihm zugeftellten Vorräten erledigt, beitimmte Preiſe an 
die Brauerei zu zahlen hat und eine beitimmte Preishöhe beim Verkaufe nicht 
überjchreiten darf, der Brauerei mit der von ihm beftellten Kaution für den 
Breis des verlauften Bieres haftet und an Stelle von Gehalt auf Proviſion nach 
Maßgabe bes verkauften Bieres und auf den etwaigen Überfhuß des Verkauf— 
preijeö über den Abnahmeprei3 angewiejen ift (U. VI. G. 406 vom 14. Ott. 1897). 
Dagegen jind Buffetlellner, welche das zum Ausſchanke gelangte Bier auf eigene 
Rechnung kaufen und vertaufen, nad einem Urteile des Landgerichtes II zu Berlin 
vom 27.Sept. 1888 (PBB. 10 9) für jelbftändige Gewerbetreibende zu erachten. 

b) Objektive Gelbitändigfeit bedeutet die Ausgeftaltung eines Be- 
triebes zu einer injih abgejhlofjenen, fürjidh beſtehenden 
Beteiligung an dem allgemeinen wirtichaftlihen Verkehre (vgl. oben zu A). 
Ein Betrieb, welcher diefer Vorausſetzung nicht entipricht, fanıı, wenn auch im 
übrigen die Merkmale des Gewerbes zutreffen, ftet3 nur ein Teil eines fremden 
Gewerbes fein und kein felbitändiges Steuerobjeft bilden. 

aa. Die Frage ber objektiven Selbftändigfeit wird jih am häufigſten er- 
heben und am jchwierigiten zu löjen jein, wenn ein Gewerbetreibender regel- 
mäßig eine größere Zahl von Arbeitern in ihren eigenen Wohnungen beichäftigt 
(Hausinduftrie in dem jog. Berlaginitem). 

In dieſer Beziehung hat ſchon früher die gerichtlihe Rechtiprehung mit 
ber Verwaltungspraxis nit im Einflange geftanden. 

In einem Erfenntnijje des OTr. vom 29. April 1870 (Oppenhoff, Redtipr. 
11 293; Winiker Nr. 995) wird ausgeführt: 

„Der Angeflagte Hat nur für Shawl- und Tuchfabritanten in deren (aus 
Rohmaterialien von ihnen gefertigte) dem Angellagten gelieferte Fabrikate, 
nämlidy in fertige mwollene und gewebte Umfchlagetücher, Verzierungen und 
Figuren mit der Majchine gefteppt. Hierin fannı rechtlich der Betrieb eines Hand» 
werles nicht gefunden werden. — Der App. Richter kann aber auch gleichfalls ohne 
Rechtsirrtum annehmen, daß der Angellagte überhaupt fein jelbftändiges Ge- 
werbe betrieben hat. Denn Selbftändigfeit des Gewerbes im Sinne des $ 16 
der GO. v. 17. Januar 1845 und des $ 23 ber Ber. v. 9. Februar 1849 über die 
Errihtung von Gewerberäten ift nicht anzunehmen, wenn jemand, wie bier, 
ausſchließlich Material, welches ihm vom Fabritanten geliefert wird, für deſſen 
Rechnung gegen Zahlung von Arbeitslohn bearbeitet, 3. B. verwebt, wie dom 
höchiten Gerichtshofe bereits in dem 3. (2 362) v. 5. Nov. 1827 (GA. 6 104; 
RhArch. 53 2A ©. 50) bereits anerfannt und ausgeführt it. In dem 8. (2 
63) v. 4. März 1868 und v. 4. März 1858 ift aber auch ausgeiprocdhen, daß der 
dortige Angeklagte, welcher für verjchiedene Fabrikanten als Weber beichäftigt 
gewejen mar, al3 ein jelbjtändiger Gewerbetreibender nicht habe angejehen 
werden können, weil der $ 23 der Ber. v. 9. Febr. 1849 nur diejenigen Fälle im 
Auge habe, wo jemand unmittelbarden Konjumenten gegenüber 
das Produkt jeiner Tätigleit verwertet, was hier nicht geichehen ift, jo daß der 
Angeklagte auch von dieſem rechtlihen Gejihtspuntte aus nicht für einen felb- 
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ftändigen Arbeiter erachtet werben konnte. Das 3. (2 290) v. 25. Dftober 1860 
JIMBl. 61 12), welches auf einem ganz anderen Sadverhältnifje beruht, 
und worin e3 ſich um Bearbeitung von Rohproduften, nämlidh um Anfertigung 
von Zigarren handelte, fteht der gegenwärtigen Entſcheidung nicht entgegen." 

Die hier als Merkmal der objektiven Gelbftändigfeit bezeichnete Verwertung 
des gewerblichen Produktes „unmittelbar dem Konfumenten gegenüber“ wird als 
zutreffende Vorausſetzung nicht erachtet werben können, ba ja die bedeutendften 
Gewerbe, namentlich die Großbetriebe, jich jeder unmittelbaren Beziehung zum 
Konfumenten zu enthalten pflegen. Im übrigen kann der gewerbepolizeiliche 
Begriff der Selbftändigkeit nicht ohne weiteres auf das Gebiet der Gewerbeſteuer 
übertragen werden, im obigen Falle um jo weniger, als das Geſetz die Steuer- 
pflidhtigkeit der Weber und Wirfer, ohne Unterſcheidung zwiſchen jelbftändigen 
und unjelbftändigen Betrieben, lediglich von der Anzahl dec Stühle abhängig 
machte ($ 13 des Gewerbefteuergejetes vom 30. Mai 1820, $ 18 der Novelle 
vom 19. Juli 1861). Demgemäh hat auch die Praris der Gemerbeiteuerver- 
waltung ftets einen entgegengejegten Standpunkt eingenommen. Schon in ber 
V. vom 21. Juli 1829 (Winiler Nr. 605) wird es ald unerheblich bezeichnet, „ob 
der Weber für eigene Rechnung webt und das Gewebe verfauft oder ob er von 
einem Fabrifunternehmer Kette und Einjchlag erhält und ihm das Gewebe ab- 
liefert, folglich in das Verhältnis eines Verlag-Webers tritt." Won jonftigen 
Entiheidungen des Finanzminiſters find hervorzuheben: 

B. vom 16. Okt. 1880 (Mitt. 9. 14 ©. 35): 

„Für die Beurteilung der Steuerpflichtigfeit der nur für einen beftimmten 
Unternehmer tätigen Handmwerfer ijt nicht der Umjtand entjcheidend, daß fie das 
Produkt ihrer Tätigkeit nicht unmittelbar dem Konfumenten gegenüber ver- 
werten, vielmehr find Handwerker, welche ausichliehlich für einen anderen Ge- 
mwerbetreibenden, jei e3 mit eigenem, oder mit ihnen geliefertem Material gegen 
Stüdlohn arbeiten, beim Borhandenjein ber jonitigen Bedingungen ber Steuer- 
pflicht zur Sewerbefteuer, namentlich aljo dann heranzuziehen, wenn die Gehilfen 
direft von ihnen beichäftigt und gelohnt werden.“ 

V. vom 15. März 1889 (Mitt. H. 23 ©. 22): 

„Nad) den wiederholt ftattgehabten Ermittelungen und Ihren eigenen An- 
gaben betreiben Sie das Geſchäft der Herftellung von Wäfcheartifeln mit mehreren 
von Ihnen beichäftigten und gelohnten Gehilfinnen, welche jich Durch eine beſondere 
Lehrzeit die erforderliche techniiche Fertigkeit zu dem Gejchäfte erworben haben. 
Hierin iſt aber ein der Gewerbefteuer unterliegender Handwerksbetrieb mit 
Recht erblidt worden. Da e3 ferner für Ihre Steuerpflichtigkeit feinen Unter- 
ihied macht, ob Sie das Produkt Jhrer Tätigkeit unmittelbar den Konjumenten 
gegenüber verwerten, oder ob Sie — wie es angeblich bei Ihrem Gejchäfts- 
betriebe der Fall it — ausjchließlih für einen anderen Gewerbetreibenden, 
fei es mit eigenem oder geliefertem Material, gegen Stüdlohn arbeiten, muß 
e3 bei Ihrer Heranziehung zur Gemwerbefteuer jein Bewenden behalten.“ 

Hierdurch ift aber nicht ausgeichloffen, daß in gewiſſen Formen des Ber- 
Sagiyftems, namentlich wenn der Verleger dem Hausarbeiter nicht nur die Roh— 
ftoffe liefert, jondern auch die Werkzeuge (Webeftuhl, Näh- und Stickmaſchine ıc.) 
leiht, der lehtere als gewerblicher Arbeiter des erfteren zu erachten und deshalb 
ein jelbitändiger Gewerbebetrieb des Hausarbeiterd zu verneinen ift; die Ent- 
Iheidung wird hier vielfach von den bejonderen Verhältnifjen des einzelnen Falles 
abhängig jein. 

Der Betrieb eines Bandwirkers, der auf eigenen Stühlen gegen 
Stüdlohn für einen Fabrifanten arbeitet und von dieſem die Rohjitoffe erhält, 
it ein jelbitändiger und deshalb fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb (U. VI. G. 74 
v. 5. Mai 1898). 

bb. „Diesjeit3 find in feftitehender Praris Handwerker ujw., welche ihre 
Gewerlsgehilfen für eigene Rechnung annehmen, beichäftigen und lohnen, auch 
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wenn ſie die Erzeugniſſe ihrer Tätigkeit einem beſtimmten Unternehmer gegen 
Stücklohn abliefern, für ſelbſtändige Gewerbetreibende erachtet worden. Bei 
Anwendung dieſes Grundſatzes erſcheinen Fiegelmeiſter, welche für ben 
Unternehmer einer Dampfziegelei die Fertigung einer größeren Anzahl Ziegel 
gegen Bereinbarung eines fen Preifes für dad Taufend der gefertigten Ziegel 
übernehmen, und ihrerfeit3 die erforderlichen Arbeiter für eigene Rechnung zu 
ftellen haben, als jelbftändige Gewerbetreibende“ (B. vom 12. Mai 1893 — Mitt. 
9. 29 Nr. 20). 

„Die Steuerpfliht der Ziegelmeifter ift insbefondere dann zu be- 
jahen, wenn fie für den Unternehmer einer Ziegelei die Fertigſtellung einer 
größeren Anzahl Ziegel gegen Vereinbarung eines feften PBreifes für das Taufend 
der gefertigten Ziegel. übernehmen und ihrerfeit3 die erforderlichen Arbeiter 
für eigene Rechnung zu ftellen haben. Allein die Verhältniffe und 
Bedingungen, unter denen die Biegelmeifter die Herftellung von Ziegeln 
auf den einzelnen Biegeleien übernehmen, find ungemein verfchieden und 
weichen‘ häufig von dieſen Borausjeßungen ab. Dft fchließt der Ziegelei- 
befiger die Verträge mit den fämtlihen Arbeitern perjönlih oder durd 
den Biegelmeifter als feinen Beauftragten ab und behält jich gegenüber 
allen Arbeitern völlig freie Hand, jo daß der Ziegelmeifter nur Gehilfe im Ge- 
weibe des Beſitzers iſt. Oder es nimmt zwar der Ziegelmeifter feinerieit3 die 
Arbeiter an, er beteiligt aber, wenn auch nicht die gewöhnlichen, gegen Tagelohn 
angenommenen Arbeiter, jo doch die jogenannten Borarbeiter an dein Gewinne, 
der ji aus dem mit dem Beſitzer vereinbarten Preije für das Taujend Steine 
ergibt. Dann wird zweifelhaft fein, ob es fich im einzelnen Falle um einen 
jelbftändigen Gewerbebetrieb, jei e3 des Meifters allein, jei e3 des Meiſters und der 
Borarbeiter in Gemeinschaft, oder vielmehr nur um eine gemeinihaft- 
(ihe Atfordbarbeit unter Leitung des Meifterd handelt, der feinerfeits 
im Auftrage aller Beteiligten mit dem Befiter in Verhandlung tritt. Bei diefer 
großen Berfchiedenheit der Berhältniffe wird die Grenze zwiſchen einem felb- 
ſtändigen Unternehmer und einem bloßen Lohnarbeiter gerade bei den Ziegel- 
meiftern oft ſehr ſchwankend, jo daß fich darüber im einzelnen Falle nur nad 
eingehender Feititellung der in Betracht fommenden Berhältnilfe, insbejondere 
der Bereinbarungen des Ziegelmeiſters einerjeits mit dem Ziegeleibeſitzer und 
andererjeitö mit den von ihm angenommenen Arbeitern ein ſicheres Urteil ge- 
winnen läßt“ (E. in St. 8 446; vgl. 10 133). _ 

ec. Bertauffjyundifate, bei denen die einzelnen Teil» 
nehmer als Träger der Rechte und Pflichten erfcheinen und in dem Synbifate 
nur durch einen gemeinjamen Vertreter handeln, diejes jelbft aber füreigene 
Rehnung nicht erwirbt, find feine felbftändigen Ermwerbgefellihaften (E. 16 
110ff.). Dagenen beiteht ein jelbftändiger, alfo fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb, 
wenn die Geſchäfte für Rehnung des Verlaufiyundifates jelbf 
abgeichlofien werden (3. v. 30. Nov. 1887 — Mitt. 9. 21 ©. 58; vgl. E. in St. 
9 461: 11 384, 386). 

E. Endlich gehört zum Gemwerbebegriffe im jteuerlichen Sinne, daß die ſich 
alö Gewerbebetrieb darftellende Tätigkeit objektiv erlaubt if. Durch 
die Befteuerung einer verbotenen oder unfittlihen Tätigfeit würde der Staat 
mit feinen Zmweden und Gejeßen in Wideriprud treten. Das OTr. hat ſich 
hierüber in den Gründen de? U. vom 16. Juni 1869 (Winiler Nr.988) folgender- 
maßen ausgeſprochen: 

„Das Argument, daß der Staat von unbefugten Betrieben Steuern und 
Anmeldung zur Steuer erfordere, hat nur inſofern ſeine Berechtigung, als unter 
den in den Steuergeſetzen verzeichneten Kategorien der ſteuerbaren Gewerbe keine 
enthalten find und enthalten fein können, welche die objettiven Merkmale 
eines verbotenen Tatbeftandes an fich trügen. Lebteres ift in Aniehung des 
Kleinhandels mit aeiitigen Getränten nicht der Fall, und findet jich derielbe 
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daher auch, namentlich im $ 15 be3 Gef. v. 19, Juli 1861, unter den fteuerpflichtigen 
Gewerben mitaufgeführt. Wenn daneben vorgefchrieben ift, daß zum Betriebe 
des fraglihen Kleinhandels eine bejondere Konzeſſion erwirft werben folle, jo 
ändert dieſe, eine ſubjektive Qualififation des Unternehmers bezielende 
Beftimmung nichts an der Steuerpflichtigfeit des Gewerbes an fi, und es kann 
die Mihachtung jener polizeilichen Borjehrift eine Befreiung von ben allgemeinen 
Anforderungen ber Steuergeſetze zu Gunften des Kontravenienten nicht zur Folge 
haben.“ 

Das Erfordernis einer erlaubten Tätigkeit wird auch in dem U. v. 20. 
November 1884 (E. 11 54) betont (vgl. Fuifting I. Anm. 2C zu $ 15). 

Hiernadh würden 3. B. Suppelei, gewerbmäßiges Glüdjpiel uf. nicht 
für Gewerbe im fteuerlihen Sinne erachtet werden fünnen. Auch das Wahr- 
jagen iſt nach den ®. vom 11. Febr. und 14. Oft. 1873 und 6. März 1875 
Biniterfr. 851 d) wegen feines unfittlichen Charakters nicht ald Gewerbebetrieb 
anzufehen (vgl. Fuiſting J. Anm. 20 zu $ 15). 

Dagegen verliert eine objektiv erlaubte Tätigkeit ihren Charakter als Ge— 
werbebetrieb nicht dadurch, daß fie Jubjekftiv rechtswidrig iſt; Daher ift 3. 2. 
der ohne die vorgeichriebene Erlaubnis ($ 33 GO.), alfo jubjektiv rechtswidrig 
unternommene Betrieb der Gaft- oder Schankwirtjchaft ober bes Stleinhandels 
mit Branntiwein oder Spiritus doch ftets ein fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb 
(vgl. hierzu Fallmann-Struß ©. 26/7). 

6. Die bloße Nußung des Grundvermögeng ohne Aufwendung von 
“Arbeit (val. oben Anm. 5A) und bejonders von berufmäßiger Arbeit (vgl. oben 
Anm. 50) ftellt niemals Gewerbebetrieb dar. Die Arbeitstätigfeit, welche der Ber- 
mieter oder Verpächter durh Aufführung, Initandhaltung von Gebäuden ufmw. 
oder in fonftiger Weiſe zu entwideln hat, erftredt fi unmittelbar und ausjchlieh- 
ih auf fein Grundvermögen; einen Ertrag erzielt er nicht durch dieſe Tätigkeit, 
jondern durch die Überlaffung der bebauten oder unbebauten Grundftüde zum Ge- 
brauche und zur Nutzung an andere PBerionen, er jelbjt nubt immer nur fein 
Örundvermögen 

AuhdieBerpahtung einesßemwerbebetriebes erjicheint für 
den Verpäcdter nur ald Bermögendsnußung. Gewerbetreibender it hier nur der 
Bächter, nicht der Verpächter. Wenn im $ 41 die folidariiche Haftung des Ver- 
pächters für die Jahresſteuer des Pächters angeordnet ift, jo wird hiermit aner- 
fannt, daß nicht der Verpächter, fondern nur der Bächter das Gewerbe betreibt; 
benn jonft würde die Umfchreibung des Betriebes auf den Namen des Bächters 
feinen Sinn haben und die Anordnung der folibarischen Haftung des Verpächters 
überflüflig fein. 

In der Redtiprehung haben über dieſe Grundjäße niemals Zweifel be- 
itanden: 

a) „Ein Grundbefißer, welcher Häuſer baut und vermietet, nußt feinen Grund- 
bejiß, twie der Beſitzer von Geldlapitalien, der dieje zinsbar anlegt, fein Kapital. 
Die eritere Tätigkeit ftellt für ſicch allein ebenfomwenig einen Gewerbebetrieb 
dar, wie die leßtere. Es gibt wohleinen Stand, aberfeinen Beruf, alfoand 
fein Gewerbe der Hausbefiter und Kapitaliften. Damit der Stand zum Berufe 
und hiermit zum Gewerbe wird, müſſen jedenfalls weitere Momente hinzutreten“ 
(E. in St. 3287; vgl. auch 5 432f.). „Es ift jedoch nicht rau. dahunter 
beiondberen Umftänden der Erwerbzmweig ded Vermieten von Räum— 
lichleiten in eigenen —— den Charalter des Gewerbebetriebes annimmt“ (E. 
in St. 3239); ebenſo die Pachtung eines Grundſtückes und feine Unterverpachtung 
zu Stättepläßen (E. in St. 11 383). 

b) „Werden zur Erreichung des ftatutenmäßigen Zweckes (einer Aktiengeſell— 
ihaft zur Unterftügung hilfbebürftiger Perionen) Pflege- und Siranfenan- 
falten, Armen- und Siechenhäufer erbaut, angefauft, mit dem nötigen Inventar 
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für den Betrieb eg arg und zum Betriebe an dritte vermietet oder ver- 
pachtet, jo liegt die Sache hinfichtlich der Mertmale des Gewerbebetriebes noch 
nicht anders, wie bei einer phyſiſchen Perſon, die ein Hotel erbaut, mit Inventar 
ausftattet und zum Betriebe an einen dritten verpachtet. er findet nur eine 
Nubung des Grundeigentumes und de3 damit verbundenen fjonftigen Bermögens 
ftatt und es mühten befondere Umftände hinzutreten, um einen Gewerbebetrieb 
annehmen zu dürfen“ (E. in St. 9 377). 


„Eine Attienbaugeiellichaft, welche die Beihaffung guter Wohnungen für 
unbemittelte Familien zu billigen Preiſen bezwedt, unterliegt nicht jchon Deswegen 
der Gemwerbeiteuer, weil im Statute als Gegenftand des Unternehmens auch 
der An- und Berfauf von Immobilien, namentlich auch von Häufern, ſowie Her- 
ftellung, An- und Verlauf von Baumaterialien angegeben ift“ (E. in St. 10 385). 


c) Eine Altiengejellihaft, welche ftatutengemäß und taätſächlich nur aus der 
Verpachtung ihres Theatergrundftüdes an einen jelbftändigen Theaterunternehmer 
Gewinn zieht und ald Teil der Gegenleiftung des Unternehmers ben Erlös aus 
der von ihr in längeren Zwiſchenräumen bewirkten Berfteigerung des Vor— 
rchtes auf mietweile Benußung beftimmter Theaterpläße erhält, betreibt fein 
Gewerbe, jondern nußt nur ihr Grundftüd (E. in St. 6 321). 


d) „Der Eigentümer, welcher die Ausbeutung des Grund und Bodens 
zum Ausziegeln und damit verbunden den Betrieb einer Ziegelei verpachtet hat, 
nust jein Grundftüd und der Erlös aus der Pachtung bildet Einflommen aus 
Grundbeſitz — vgl. E. in St. 4 62" (E. in ©t. 5 411). 


e) „Auch der Bau von Eifenbahnen ift, injoweit er für den Erbauer jelbft 
erfolgt, ebenfowenig ein Gewerbebetrieb, wie die Erbauung von Häufern zum 
Zwecke der Bermietung für eigene Rechnung (vgl. E. in St. 3 285). Weiter fann 
aud darin, baf die Beichwerdeführerin die ihr eigentümlich gehörigen Straßen- 
bahnen nebft Ausrüftung zum Betriebe an einen dritten verpachtet hat, ebenio- 
wenig wie in der Verpachtung eines Gafthaufes, einer Fabrik oder dergl., ein 
Gemwerbebetrieb gefunden werden. Die Nubung durch Verpachtung und Ber- 
mietung ift eine Nußung des Eigentumes, die an fich feinen Gemerbebetrieb 
darftellt, und nur unter bejfonderen Umftänden den Charalter eines folchen an- 
nehmen fann — vgl. $ 41; E. in St. 3 234" (E. in St. 6 392; 9 464; ebenfo 
u. VI. G. 63 vom 27. April 1899). 


f) „Die NRehtsauffaflung, daß Bauunternehmer, gleihviel ob bie 
Bauten für eigene oder für fremde Rehnung aufgeführt 
werden, ber Befteuerung unterliegen, verftößt gegen $ 1. Bauunternehmer 
um gemwerbejteuerlihen Sinne ift nur derjenige, welcher gegen Entgelt Bauten 
für fremde Rechnung übernimmt, niemal3 aber der für eigene Rechnung 
arbeitende Bauherr. ME Bauunternehmer fann ein Steuerpflichtiger 
nur für die von ihm auf fremde Rechnung unternommenen Bauten zur Ge- 
werbeiteuer herangezogen werden“ (U. VI. G. 843 vom 20. Dez. 1894; vol. aud) 
€. in St. 3 287; 5 432 und ®. vom 3. Sept. 1892 — Mitt. H. 26 Nr. 39). 


Wer für Rechnung dritter (imöbejondere auch des Staates bei Eijen- 
bahnbauten) Erdarbeiten, Ausbeutung von Sand- und Kliesgruben u. dgl. aus- 
en betreibt das fteuerpflichtige Gewerbe eines Bauunternehmers (E. in St. 
5 430). 

g) „Die GewinnungvonEisauseigenen Gewäſſern und 
deilen Berlauf kann fich ebenſowohl als eine gemwerbefteuerfreie Nußung bes 
Srundeigentumes wie al3 der Betrieb eines Gewerbes darftellen. Lehteres ift 
insbejondere dann ber Fall, wenn der Unternehmer das Eis nicht alsbald nad) 
der Gewinnung veräußert, jondern behufs Erzielung eines größeren Gemwinnes 
mittels befonderer dazu getroffener Einrichtungen bis zum Eintritte der märmeren 
Jahreszeit aufbewahrt und erft dann vertreibt“ (E. in St. 6 398). 
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7. Bon den über die bloße Nubung des Gcundeigentumes hinausgehenden 
und al3 Gewerbebetrieb erjcheinenden Tätigkeiten find hervorzuheben: 

a) Da3 Bermieten m ö blierter Zimmer (Wohnungen) bildet bei längerer 
Fortſetzung oder regelmäßiger Wiederholung einen fteuerpflichtigen Gewerbe— 
betrieb: „Zivar ift es richtig, daf bei dem Hinzutreten von Leiltungen des Ver— 
mieters behuf3 Bedienung, Berpflegung uw. des Mieters die Merkmale des Ge— 
werbebetriebes, nämlih des Beherbergungsgewerbes, beutlicher 
erfennbar find. Allein ſchon die bloße Darbietung der Möbel zum Gebraude 
des Mieter3 gegen Entgelt, welche mit der Vermietung möblierter Wohnungen 
ftet3 verbunden ijt, erfüllt den fteuerlichen Gewerbebegriff. Nur die Vermietung 
bes nadten Gebäudes oder Gebäubeteifes ftellt jich ald eine dem gewerblichen 
Gebiete entzogene, reine Nubung de3 Grund- und Gebäudebelites dar. Die 
feitend des Beſitzers bewirkte Ausrüftung des Gebäudes oder Gebäubeteiles 
mit Möbeln zum Zwecke der dauernden oder wiederholten Vermietung der auf 
ſolche Weiſe eingerichteten vollftändigen Wohnung ericheint ala eine über bie 
Grenze der reinen Jmmobiliarnußung hinausgehende gewerbliche Tätigkeit, 
welche dem ganzen Erwerbzweige den Charakter des Gemwerbebetriebes aufdrüdt. 
Wie e3 von vornherein nicht zweifelhaft jein fann, daß derjenige, welcher in foct- 
geſetzter Weije und mit der Abjicht der Gewinnerzielung Möbel vermietet, hiermit 
einen Gewerbebetrieb ausübt, jo muß folgerichtigerweife auch der Möbel ver- 
mietende Hausbeſitzer ald Gewerbetreibender gelten; denn der Umftand, daf der 
Möbelvermieter zugleich Hausbefiter ift und das Gebäude oder einen Gebäude— 
teil mit vermietet, fann einen an fich ala Gewerbebetrieb erjcheinenden Ermwerb- 
zweig nicht diejes Charakters entlleiden. Vielmehr wird der Hausbefiger durch 
die Mitvermietung des Mobiliars, da er nicht etiwa die Möbel und das Gebäube 
oder den Gebäudeteil je getrennt für fich, fondern die ganze eingerichtete Wohnung 
einheitlih vermietet, Hiermit für den ganzen Erwerbzweig der Vermietung 
möblierter Wohnungen zum Gewerbetreibenden“ (U. VI. G. 654 vom 16. Dez. 
1895; vgl. auch E. in St. 3 242). Auch die jich jährlich wiederholende Vermietung 
ganzer möblierter Billen in Badeorten ericheint ald Gewerbebetrieb (E. in Gt. 
9 388). Das KG. verneint für das Vermieten möblierter Zimmer den Betrieb 
eo a a (U. des KG. vom 6. Dezember 1900 — Jahrb. 

4). 

b) Die fortgejette entgeltliche Verleihung von Majchinentraft bildet ohne 
NRüdjicht auf gleichzeitige Vermietung von Fabrikräumen eine gewerblihe Tätig: 
feit (U. IV. b. 127/97 vom 21. Gept. 1897). 

c) Die mit Unterhaltung einer Brüde verbundene Erhebung von Brüden- 
geld Seitens der hierzu berechtigten Privatperfon ericheint als Gewerbebetrieb 
(U. E. XI c. 48 vom 10. Nov. 1898). 

d) Die entgeltlihe Darbietung ausgerüfteter Duartiere und Stallungen für 
Militärzwecke jeitend eines Gaftwirtes gehört zum Betriebe der Gajftwirtichaft 
(u. VI. G. 452 v. 17. Febr. 1898). 

8. „Daß die GO. über den Jmmobiliarhandel feine Beitimmungen 
trifft, ift für die Annahme eines nicht gewerblichen Charakters ebenjomwenig be- 
weilend, als die Vorſchrift im Art. 275 HGB., wonach Verträge über unbeweg- 
lihe Sachen feine Handelögejchäfte find. Aus diefer Vorichrift folgt nur, daß der 
Immobiliarhandel kein Handelsgemwerbe im Sinne des Handels- 
rechtes ift, während das GewG. regelmäßig alle und namentlich auch diejenigen 
Gewerbe der Belteuerung unterwirft, auf welche ſich die Beitimmungen des 
HGB. nicht beziehen. Die GO. dagegen bezwedt nur die gewerbe polizei- 
Lich e Regelung und läßt deshalb alle diejenigen Erwerbzweige unberüdjichtigt, 
für welde fie gewerbepolizeilihe Beitimmungen nicht für erforderlich hält, 
ohne ihnen hiermit den Charakter des Gewerbes abzuſprechen. Der Xmmobiliar- 
handel ift hiernach mit Recht in feititchender Praxis für ein fteuerpflichtiges Ge- 
werbe erachtet worden“ (U. VI. G. 447 v. 20. Dez. 1894; vgl. oben Anm. 4A). 
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Der Handel mit Grundftüden bildet ftet3 einen tehenden Gemerbe- 
betrieb (8. v. 5. Aug. 1895 — Mitt. H. 33 Wr. 55). Wegen der Berechnung des 
Ertrages vgl. Anm. 4C zu $ 22. 

a) Der Gewerbe begriff erfordert eine fortgejetgte beruj- 
mädige Tätigkeit mit der Abficht der Gemwinnerzielung, der Handels- 
begriff die befondere Richtung der Gejchäftstätigkeit auf die Bermittelung 
des Güterumlaufes im wirtjchaftlihen Verfehre. Auh Grundftüde können 
(da eine dem Art. 275 HGB. entiprechende Beltimmung in das neue HGB. nicht 
übernommen ift, jet auch nad) dem Handelsrechte) zur Ware werden und Gegen- 
jtand des Handels bilden. Dies geſchieht aber nicht Shon durh Erbauung von 
Häufern auf eigene Rechnung zum Zwecke der Vermietung und eben- 
fomwenig betreibt der für fremde Nechnung arbeitende Bauunternehmer einen 
Srundftüdhandel. Für die Beiteuerung einer Tätigkeit ad Grundftüd- 
handel bedarf es vielmehr der Feititellung der Vorausſetzungen bes allgemeinen 
Hanbdbelsbegriffes. Eine jolde Feititellung unterliegt regelmäßig dann 
feinem Zweifel, wenn fchon der Kauf (die Anjchaffung) der Grundftüde in der 
Abficht der gemwinnreihen Weiterveräußerung in gleihem oder verändertem 
Zuftande (4. B. nad Bebauung mit Häufern, Zerlegung eines größeren, in pafjen- 
der Weiſe vorbereiteten Kompleres in fertige Bauftellen u. dgl.) erfolgt iſt. Der 
Grundftüdhandel fann ji) aber auh ald Ausverkauf der vorhandenen 
Waren bdarftellen, derart, daß die Beichaffung der Waren als eine abgeſchloſſene 
Tätigleit voraudgegangen ift, und die Veräußerung ohne jeden weiteren Zulauf 
erft nad) längerer Zeit erfolgt. Es kann fogar en Gutsbejiger, dem bei 
Erwerbung de3 Gutes die Abjicht einer gewerblichen Tätigkeit fern gelegen hat, 
dazu übergehen, jein Gut in Bauftellen umzuwandeln und mit dieien ald Ware 
einen Handel zu beginnen. An Fällen bieler Art muß jedoch der Eintritt der 
Abjicht, die Grunditüde ala Ware zu behandeln, aus beftimmten jchlüfjigen 
Tatjahen gefolgert werden können. Eine nur einmalige oder gelegentliche, 
ohne die Abjiht der Wiederholung, wenn aud zur Geminn- 
erzielung erfolgte Veräußerung von Grundftüden bildet noch feinen Grund— 
tüdhbandel. Sit aber ein Grundftüdhandel einmal begonnen, fo fann die 
Fortdauer dieſes Betriebes angenommen werden, jo lange der Steuerpflichtige 
noch Grundftüde beſitzt, die nad) feiner fonftigen Geſchäftsgebahrung den Charakter 
von Waren an fich tragen. — Beltreitet der wegen Grundftüdhandel3 zur Ge- 
werbefteuer Beranlagte den Betrieb dieſes Gewerbes, jo müjlen die von den 
Beranlagungbehörden angenommenen Merlmale in einer, die Nachprüfung 
ermöglihenden Weile ertennbar und die hierauf bezüglihen Tatſachen in un- 
anfechtbarer Weiſe feitaeitellt jein (vgl. E. in St. 5 430 fi, 8 435, 9 399, 11 388 
und Fuifting I. Anm. 7B zu $ 14). 

b) „Ein Grundbejiger, der gegen Berpfändung der veräußerten 
Rarzellen behufs ihrer Bebauung aus eigenen oder fremden Mitteln den Käufern 
Darlehen gewährt, ferner, wenn auch nur zur bejjeren Verwertung des eigenen 
Grundbeſitzes, fremde Grundjtüde behufs Wiederveräußerung ankauft, beichränft 
ih nicht mehr auf die Parzellierung und Veräußerung feines Grundbejißes, 
jondern betritt das gewerbliche Gebiet. Denn die Verwertung bes eigenen 
Grundbeſitzes erfordert nicht Die Beleihung der veräußerten Parzellen zum Zwecke 
der Bebauung. Hierin liegt vielmehr ein befonderer, die Abſicht der Gewinn⸗ 
erzielung außerhalb der Verwertung des eigenen Grundbeſitzes in ſich ſchließen⸗ 
der, mithin gewerblicher Geſchäftzweig. Nicht minder äußert ſich in dem, 
wenn auch nad) der gedachten Richtung hin beſchränkten Zufaufe fremder Grund— 
ftüde zum Bmede der Wiederveräußerung die Abficht einer über die Grenzen 
der bloßen Berwertung bes eigenen Grundbeſitzes hinausgehenden Gemwinn- 
erzielung“ (E. in St. 4 420; vgl. aud) 6 452). 

e) „Die Erbauung von Häufern zum Verkaufe fann unter Umftänden 
einen fteuerpflichtigen Gewerbebetrieb, nämlih Handel mit{mmobilien, 
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daritellen. Es bedarf aber der Feititellung, ob dieſer Handel bei Beginn des 
Steuerjahres betrieben wurde und anzunehmen tvar, daß derjelbe im Steuer- 
jahre weiter betrieben werden würde. Dabei fommt es nicht jo jehr darauf an, 
ob im Zorjahre ein Verkauf ftattgefunden hat; es würde vielmehr ſchon genügen, 
wenn die Grundftüde fortwährend zum Verfaufe geftandenhaben 
oder ausgeboten worden find. Ebenjo wie der Betrieb eines Handels 
mit Mobilien ohne Rüdjiht auf den tatjächlihen Abſatz jchon mit dem An— 

ebote der Ware beginnt, findet auch mit dem Angebote der Immo— 
Bifien zum ®Berfaufe die Eröffnung des Handels mit Immobilien ftatt, 
jelbitverftändlicy unter der Vorausſetzung, dab auch die übrigen Kriterien eines 
ſolchen Gewerbebetriebes zutreffen“ (ll. VT. G. 843 v. 20. Dez. 1894; vgl. auch 
E. in St. 3 289). 

d) „Der Grundftüchandel hat im Gegeniabe zu dem jonftigen — 
betriebe die beſondere Eigentümlichkeit, daß er ſich in den meiſten Fällen von 
vornherein als ein Ausverkauf der vorhandenen Ware darſtellt. Die Vermutung 
ſpricht ſowohl für ſeine Fortſetzung, ſo lange noch irgendwelche verkäuflichen 
Objekte vorhanden ſind, als auch dafür, daß der Grundſtückhandel die ſämtlichen 
Objekte, welche ihm von Anfang an haben dienen ſollen, bis zu ihrer Veräußerung 
umfaßt. Dieſe Vermutungen ſind von dem Grundſtückhändler zu entkräften“ 
(E. in St. 5 437; vgl. auch 4 414, 10 388). 

e) „Es liegt in der Natur des Grumdftüdhandels, daß er oft nur im Ausver- 
faufe der vorhandenen Ware beiteht. Iſt eine juriftiiche Perſon, wie eine Aktien— 
gejellichaft oder eine Geſellſchaft mit bejchränkter Haftung, Trägerin des Handels, 
jo wird der Fall nicht jelten fein, daß diefe ſchon mit ihrer Gründung in den Befit 
de3 Objektes ihrer zufünftigen gewerblichen Tätigkeit getreten ift, und daß die 
Gründung der Geſellſchaft gerade zu dem Zwecke der allmählichen Verwertung 
der früher im Befite einzelner oder aller Gründer befindlichen Grunditüde 
erfolgt. Wenn hier auch ein Teil des Belibes, und zwar zunächit der größere, 
von den die Veräußerung vorbereitenden Maßnahmen der Straßenanlage, 
Barzellierung ufto. nocd) nicht betroffen ift, fo liegt das in dem natürlichen Gange 
eines derartigen Betriebes, der die Verwertung eines großen Geländes in der 
Nähe einer in fortichreitender Entwidelung begriffenen Stadt zum Gegen- 
ftande hat. Soll bei einer ſolchen Sachlage das Geſchäft tunlichit gewinn— 
bringend gejtaltet werden, jo fann die Parzellierung und Berwertung des Ge- 
lände3 nur allmählich fortichreiten; die noch nicht zum Verlaufe fertiggeitellten 
Flächen werden dann inzwiſchen in anderer Weije nutzbar gemacht werden“ (1. 
VI. G. 246 vom 20. Oktober 1904). 

f) „Eriteht eine gewerbliche Aktiengeſellſchaft Grundftüde in der Subhaita- 
tion, um ihre darauf eingetragenen Forderungen zu retten, und veräußert fie 
demnächit dieſe Grundftüde weiter, fo fann hierin allerdings der jelbitändige Be- 
trieb eines Immobilienhandels neben dem jonftigen Gewerbebetriebe der Gejell- 
ichaft nicht gefunden werden. Dies ergibt fich jchon daraus, daß die lebtere 
hierbei mit dem Erwerbe und der Weiterveräuferung der Grundftüde nur Die 
Abwendung einer Vermögensverminderung bezivedt; es fehlt alſo das hiermit 
keineswegs aleihbedeutende, für den Begriff des Gewerbebetriebes unerläßliche 
— der Abſicht einer poſitiven Gewinnerzielung“ (U. VI. G. 253 v. 22. Sept. 
898). 

g) „Wird von dem Steuerpflichtigen beitritten, daß der von ihm betriebene 
gewerbliche Handel mit Grundftüden fi auf feinen gefamten Grunbbefit 
eritrede, jo inuß der Umfang des Grundftüdhandels im einzelnen unter Er- 
ar demjelben unterliegenden Grundftüde feitgeftellt werden“ (E. in 
St. 6 452). 

9. Die zinsbare Unleqaung von Geldtapitalien it für fi 
alfein kein Gewerbebetrieb, fondern VBermögensnubtung (vgl. oben Anm. 5 
A, C und das U. vom 25. Oft. 1894, oben in Anm. 6 a, fowie €. in St. 3 367, 377) 
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und wird erjt durch Entfaltung einer berufmäßigen, auf Erzielung eines 
— Gewinnes durch Geldgeſchäfte gerichteten Tätigkeit zum Gewerbe— 
betriebe: 

a) „Das Ausleihen von Baugeldern iſt an ſich ebenſowenig Gewerbebe— 
trieb, wie überhaupt die Gewährung von Darlehen oder eine ſonſtige nutzbare 
Anlegung von Kapitalien, es müſſen vielmehr zur Feſtſtellung eines ſolchen 
weitere Merkmale, die die Annahme eines bankmäßigen oder ähnlichen Be— 
triebes rechtfertigen, hinzulommen“ (E. in St. 3 265). 


b) „Es läßt ſich nicht bezweifeln, daß das Ausleihen eigener, wie auch nur 
geliehener Gelder gegen Zinjen nicht jchon für ſich allein als Betrieb eines Ge- 
werbes aufzufallen it, und zwar jelbit dann nicht, wenn jich der Darleiher regel- 
mäßig, ftatt jid) mit einem gewöhnlichen Schuldjcheine zu begnügen, von dem 
Darlehnsempfänger einen Zar geben läßt. Denn, wenn aud) die Ausftellung 
eines Wechſels über eine Darlehnihuld feitend des Darlehnsjchuldners dem 
Släubiger zweifellos gewiſſe Borteile verichafft, ihm insbejondere die Begebbar- 
feit und Einflagung jeiner Forderung erleichtert, jo bleibt doch materiell das Ber- 
hältnis zwifchen Gläubiger und Schuldner ganz dasjelbe wie in dem Falle der 
Ausftellung eines gewöhnlihen Schuldicheines; namentlich bleiben die Vorteile, 
die der Gläubiger von dem Schuldner für die Hingabe des Geldes erhält, für 
eriteren lediglih Einfommen aus Kapitalvermögen. Das Ausleihen eigenen oder 
fremden Geldes, jelbit auf Wechjel, kann jedoch unter bejonderen Umftänden 
einen gewerbmäßigen Charakter annehmen. Dies it nicht nur dann 
der Fall, wenn das Seldverleihen, twie bei einem Bantier, als Beitandteil eines 
zweifellofen Gewerbebetriebes ericheint, jondern auch dann anzunehmen, wenn 
es gewohnheitmäßig auf kurze, einen häufigen Umſatz des Kapitales ermög- 
ihende Zeiträume erfolgt, und hiermit die Annahme gerechtfertigt ift, daß es 
dem Darleiher nicht lediglich auf die Nubung feines Kapitales in den bei Kapitaliften 
üblihen Formen anlommt, fondern dah er unter Verwertung feiner Tätigfeit 
und Gefchidlichfeit dauernd einen darüber hinausgehenden Gewinn erjtrebt“ 
(E. in St. 3266). „Ein gewerblicher Charakter darf aber feitens der Veranlagung- 
behörden im Widerfpruche mit dem Steuerpflichtigen nur unter der Boraus- 
jegung angenommen werden, daß fie die bejonderen tatjächlihen Umſtände 
feitzuftellen vermögen, aus benen die Ausdehnung des Ausleihens von Geldern 
auf einen bantmähigen oder ähnlichen Betrieb im einzelnen Falle 
mit Sicherheit hervorgeht“ (E. in St. 5 346). 

c) „Der Betrieb von Spekulationgeſchäſten in Wertpapieren durch Bantier- 
vermittelung ftellt für jih einen fteuerpflichtigen Gewerbebetrieb nicht dar“ 
(E. in St. 7 407: 10 382 — vgl. oben Anm. 5C). 


d) „Wird mit einem Geminne aus Geldgejchäften gerechnet, jo ift in zu- 
verfäfliger Weile zu ermitteln, worin fie beftehen und aus welhem Grunde fie 
ih al3 Betrieb eines Gewerbes daritellen. Der Steuerpflichtige erftrebt an- 
iheinend fortgeiegt die Erzielung von Gewinn dadurch, daß er Forderungen an 
dritie Verfonen unter dem Nennmwerte erwirbt und fie zum vollen Betrage ent- 
weder von den Schuldnern beitreibt oder mit Nuben weiter veräußert; hierin 
tfann, wie rechtlich nicht zu beanftanden ift, der Betrieb eines fteuerpflichtigen 
Gewerbes gefunden werben“ (11. VI. G. 504 vom 16. Apr. 1896). 


Ms fteuerpflichtiges Gewerbe erjcheinen namentlich der fortgejegte Ankauf 
und die Nealilierung zmweifelhafter Forderungen in der Abjicht der Gewinn- 
erzielung (E. in St. 9 387) und der befonders häufig in der Rheinprovinz be— 
triebene fog. Brotofollhandel: 

„Der Brotofollhandel bejteht darin, dak jemand Berfteigerungprotofolle 
— richtiger ausgedrüdt, die fich daraus ergebenden Kaufgeldforderungen der Ber- 
fäufer an die Käufer — unter dem Nennwerte in der Abficht erwirbt, ſich durd) 
die Einziehung des Nennbetrages vom Käufer, wohl auch durch Weiterveräußerung 
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der Forderungen mit Borteil, einen Gewinn zu verjhaffen. Diefe Tätigkeit 
enthält, da der Beſchwerdeführer derartige Forderungen unftreitig  fortgejeht 
erwirbt und verwertet, alle Merkmale des Gemwerbebegriffes. Denn jie ftellt ſich 
dar al3 eine fortgejebte mit der Abjicht der Gemwinnerzielung unternommene, 
jelbftändige, auf Beteiligung am allgemeinen wirtfhaftlihen Verkehre abzielende 
Tätigfeit. Daß der Belhmerbeführer nicht ein offenes Handelsgeſchäft betreibt 
und nicht im Handeläregifter eingetragen ift, kommt nicht in Betracht, ebenjowenig, 
ob er den PBrotofollhandel ausſchließlich mit eigenem oder teilmweije oder gan; 
mit fremdem Gelde betreibt" (E. in St. 9385). Wegen Berechnung des Ertrages 
vgl. Anm. 4 C zu $ 22. 


Ein Darlehnlafjenverein betreibt jchon allein mit dem jog. BProtofofll!- 
handel, bei bem er ohne jede Rüdficht auf die Vereinsmitgliedichaft der 
Beteiligten Forderungen aus Güterverfteigerungen zur Einziehung für eigene 
Rechnung auflauft, gFewerbmäßig Geldgeihäfte: „Denn da der Anlauf, 
wie nad) dem feftitehenden Gebrauche bei derartigen Gejchäften, angenommen 
werden muß, zu einem mehr oder weniger erheblich Hinter dem Nennwerte 
der GSteiggelder hear Ne Betrage erfolgt, jo fteht die Abficht der Gewinn- 
erzielung bei ſolchen Gejchäften außer jedem Zweifel. Ob ein folder Betrieb 
nad) dem GG. ftatthaft ift oder nicht, ift für die Frage der Gewerblichkeit jener 
Geſchäfte nicht maßgebend. — Infolge der in diefem Betriebe liegenden Aus- 
behnung des Verfchres über den Kreis der Mitglieder hinaus ift aud) die Anwend— 
barkeit des $ 5 ausgeſchloſſen“ (U. VI. G. 86_vom 6. Juli 1905). 


10. a) „Einer treng geihlojjenen(Kafino-)Gejellihaft, 
die ftatutenmäßig lediglich gejellige und willenichaftlihe Unterhaltung bezmwedt, 
fehlt das für den Gewerbebegriff unerläßlihe Merkmal der Beteiligung am all- 

emeinen wirtſchaftlichen Verkehre. Die Mitglieder der geſchloſſenen Geſellſchaft 
liefen fich gerade vom allgemeinen wirtichaftlihen Berfehre ab, um unter ſich 
gejellige und willenichaftlihe Unterhaltung zu pflegen; die Berabfolgung von 
Speijen und Getränken ift nur Mittel zum Zwecke, und wenn hierdurch auch für 
bie Gejellichaft ein Gewinn erzielt wird, jo geichieht dies doch nur innerhalb 
des geſchloſſenen Kreiſes, mag die Verabfolgung fih auf die gejellihaftlihen 
Räume erjtreden oder darüber hinausgehen; nur muß fi der Verfaufaußer- 
halb der Gejellichafträume ftreng auf die Mitglieder befchränfen. Demnach 
fann auch in dem bloßen Verlaufe von Wein und Zigarren an die Gejell- 
ihaftmitglieder außer dem Haufe mit irgend einem Geminn- 
aufichlage ein Gewerbebetrieb umjomweniger gefunden werden, al3 ein tatſächlicher 
Anhalt für die Annahme fehlt, daß die Gewinnerzielung den Hauptzweck 
diejer Tätigkeit bildet und nicht nur beiläufig und nebenſächlich erftrebt wird“ 
(U. VI. G. 164 vom 23. Yuni 1898). 


b) „Der Umiftand, daß die Gejellihaft ftatutenmäßig feine Erwerb- 
zwede verfolgt, ſchließt allerdings nicht die Möglichkeit aus, daß die Geſellſchaft 
tatſächliſch ein Gewerbe betreibt. Daß dies der Fall ſei, muß aber von 
der VBeranlagungbehörbe dargetan werden; dagegen liegt nach allgemeinen Be- 
weisgrundjäßen nicht der Gejellichaft der Nachweis ber Negative, aljo der Beweis 
dafür ob, daß jie fein Gewerbe betreibe.... In dem bloßen Verkaufe von 
Wein jeitens der Gejellichaft an ihre Mitglieder mit irgend einem Gewinnauf— 
Ihlage kann jelbit unter der Vorausjegung, daf die Weine den Mitgliedern in 
ihre Wohnung verabfolgt werben, ber Betrieb eines Gewerbes fo lange nicht 
Pen werden, als nicht aus den Umſtänden, unter denen dies geichieht, ins— 

ejondere aus der Höhe des fich daraus für die Gejellichaft ergebenden Geminnes, 
zu entnehmen ift, daß hierbei die Abficht einer Gemwinnerzielung und nicht viel» 
mehr, wa3 von vornherein al3 das Näherliegende gelten muß, die Abjicht vor- 
waltet, auf dieſe Weife die Mittel zur Dedung der bei der Verfolgung des ftatuten- 
mäßigen Zmwedes ber gejelligen Unterhaltung ihrer Mitglieder notwendig ent» 
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ftehenden Unkoſten au erzielen (vgl. hierüber das U. des II. Senates von 20. Juni 
1888 — PBB. 9 446).... Es liegt in der Natur der Sache, daß die Vereins- 
organe einen indiretten Verlauf von Getränken an Nicht mitglieder 
nihtunbedimngtverhindern können. Diejer Umftand würde höchſtens dann 
von rechtliher Bedeutung fein, wenn zugleich erwieſen würde, daß der indirekte 
Verkauf mit Wilfen der Bereindorgane geſchieht oder nur infolge Mangels ber 
nötigen Aufmerkjamfeit und Energie auf ihrer Seite möglich ift — vgl. die ana- 
logen —— bes OVG. im PBB. 9 114, 379, 387 —" (U. VI. G. 64 
vom 17. Jan. 1895). 

„Nur wenn —* werden könnte, daß eine ſolche Geſellſchaft, die ſtatuten— 
mäßig feine Etrwerbzwecke verfolgt, mit dem Verkaufe von Wein und ähnlichem 
an ihre Mitglieder außerhalb de3 Sefellijhafthaujes 
die Abjicht verbinde, dadurd nicht nur fich die Mittel zur Beftreitung der mit 
der Berfolgung ihrer Gejellihaftzwede verbundenen Umtoften zu bejchaffen, 
fondern auch nod) einen weiteren Gewinn zu erzielen, oder dat ein Verlauf an 
Fremde, mit der Abjiht der Gemwinmerzielung ftattfinde, 
fo fünnte dies zur Annahme eines tatfädhlichen Gemerbebetriebes führen, jofern 
aud die jonjtigen begrifflihen Merkmale zutreffen. Dazu gehört auch eine 
fortgeiegte dauernde Ausübung werbender Tätigkeit, welche erkennen läßt, 
daß fie das Ergebnis des Entichluffes ift, diefelben Handlungen zur Gewinn- 
erzielung in der Zukunft zu wiederholen“ (E. in St. 9 381). 

11. Die ausſchließlich auf Gegenſeitigkeit beruhenden 
Berliherunganftalten (vgl. oben Anm. 4B) jollten nah $ 3 Nr. 3 des GE, 
ebenjo wie die jetzt an diefer Geſetzesſtelle allein aufgeführten öffentlichen Ver— 
jiherunganftalten, von der Gewerbefteuer befreit fein. Pie Kommiſſion des 
AH. beſchloß dagegen, dieſe Beſtimmung zu ftreihen und durch einen Zuſatz 
zum $5 die Gemwerbefteuerpflichtigfeit der a re auf Gegen- 
leitigfeit ausdrüdlich vorzufchreiben (vgl. KB. ©. 2, 3, 10, 11). Gegenüber 
diefem Beſchluſſe führte ber Finanzminiſter in * Sibung des AH. dom 7. März 
1891 (Sten®. ©. 1330) aus, daß eine prinzipielle Entiheidung über die Steuer- 
pfliht der Berfiherungsgejellihaften auf Gegenfeitigfeit im Geſetze über- 
haupt nicht getroffen twerden könne, weil es eine von ben konkreten Verhältniſſen 
de3 einzelnen Falles abhängige Frage jei, ob ein Gewerbebetrieb vorliege oder 
nit. Mit Rüdjicht hierauf ijt der von der Kommiſſion ee Bufaß zum 
535 gentigen worden (Sten®. ©. 1370; vgl. auch E. in St. 3 359 f.). 

Da ſich im Geſetze eine bejondere Beftimmung wegen ber Privatverficherung- 
anftalten auf Gegenſeitigkeit nicht findet, fo ift in jedem einzelnen Falle nach deu 
Statuten und der ganzen Art und Weiſe der tatjählihen Gejhäftsführung zu 
unterjuchen, ob ein Gemwerbebetrieb bejteht oder nicht. 

Hierbei ift davon auszugehen, daf die reinen Berjiherungsgefellihaften 
auf Gegenjeitigfeit ji) gerade von dem allgemeinen wirtichaftlihen Verkehre zu- 
rüdziehen und durch gegenfeitige private Hilfe dasjenige zu erreichen fuchen, was 
ihre Mitglieder ohne den Zuſammenſchluß zu einer bejonderen Geſellſchaft durch 
die Beteiligung an den Anftalten des allgemeinen wirtichaftlihen Verkehres zu 
erlangen genötigt fein würden. _ 

Einen ferneren Grund für die VBerneinung des gewerblihen Charakters 
ber reinen Berliherungsgejellihaften auf Gegenfeitigkeit bildet die Aus— 
ſchließung eines Gemwinnziwedes (vgl. oben Anm.5Bc). So lange bie Mitglieder 
lediglich den Erſatz eines dem einzelnen erwachſenen Schadens beziweden 
und nur in dieſem Umfange jowie zur Beitreitung der Verwaltungstoften Bei- 
träge (Prämien) leiften, oder die im voraus erhobenen Beiträge in dem hiernady 
nicht verwendeten Betrage zurüderftatten, kann von einem Gewinnzwece nicht 
die Rede jein. 

Der Geichäftsbetrieb einer Verficherungsgeiellihaft auf Gegenjeitigteit fann 
aber einen jolhen Umfang und folhe Formen annehmen, baf ſowohl eine Be- 
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teiligung am allgemeinen wirtichaftlihen Verkehre, als aud) die Berfolgung von 
Gewinnzweden ftattfindet. In dieſer Beziehung wird namentlih im Art. 4 
Abi. 2 auf die Verwendung der verfügbaren Fonds zu Bankiergeſchäften hin- 
gewiejen. Ob ſolche die Steuerpflichtigkeit einer Verſicherungsgeſellſchaft auf 
(Segenjeitigfeit begründende Borausjegungen zutreffen, hat die Veranlagung: 
behörde darzutun. Die Steuerfreiheit bildet hier die Regel und die 
tatſächlichen Borausjegungen, welde die Annahme eines Gewerbebetriebes 
rechtfertigen und hiermit die Steuerpflichtigteit ald Ausnahme von ber 
Regel begründen, mülfen deshalb bei der Veranlagung und im Rectsmittel- 
verfahren im einzelmen geprüft und feftgeftellt werden. 


Diefe Grundfäte find vom OVG. in ftändiger Rechtſprechung anerfannt: 


A, „Die Berficherungsgefellichaften auf Gegenfeitigfeit betreiben als 
jolcde fein Gewerbe. Sie beteiligen jih weder berufmäßig am allgemeinen 
wirtſchaftlichen Verkehre, noch wohnt ihnen die Abficht der Gemwinnerzielung bei. 
Sie bezwecken rege nur die Abwendung eines Schadens von ihren Mitgliedern 
durch wechielieitige Übertragung der Gefahr und des Schadenerjaßes. Hierin 
tritt Leine Änderung ein, wenn aud) die Gejellfchaft juriftiiche Berjönlichkeit be- 
jibt (vgl. U. d. II. Senates des OVG. vom 13. Sept. 1887 — II. 764). — Die 
gedachten Gejellichaften Lönnen zu Gemwerbetreibenden werden, wenn fie 
aus dem bezeichneten Rahmen heraustretend, Erwerbzwecke verfolgen, Die 
objeftiv den Charakter des Gewerbebetriebes an fich tragen; z. B. wenn Sie 
mit ihren Beitänden bantmäfige Geſchäfte betreiben, gewerbmäßig 
Rüdverfiherungen übernehmen ufw. An jolhen Fällen liegt die Abſicht 
der Gewinnerzielung vor, wenn fie auch nur dahin gerichtet ift, den erzielten 
Gewinn zur Verringerung der Prämien ihrer Mitglieder zu verivenden. Aber 
auch in ſolchem Falle beichräntt ji der Gewerbebetrieb ausſchließlich auf das 
gewerbliche Unternehmen, ohne daß dadurd dem Ge ja mt unternehmen 
der Charakter des Getverbebetriebes aufgedrüdt würde. Neben dem nicht 
gewerblichen Hauptzwede werden aladann nebenbei, um den Hauptzweck 
zu fördern, gewerblihe Zwede verfolgt. Ebenfo, wie eine Attiengejellichaft 
nebeneinander nicht gewerblihe und gewerblihe Erwerbzwecke verfolgen 
fanı, ohne daß fie hierdurd in ihrer Gejamtheit zur Gewerbetreibenden 
ivird (vgl. E. in St. 3 234), muß dies aud) für eine Verficherungsgejellichaft auf 
Senenfeitigleit anerlannt werden. Es würde auh logiſch unmöglid 
jein, daß ein Unternehmen, tvelches, wie die Verfiherungen auf Gegenfeitigkeit, 
als jolhes begrifflidh fein Gemerbebetrieb fein fann, dadurd zu 
einem Gewerbebetriebe würde, daß der Unternehmer nebenbei ein anderes, von 
dem erjteren verichiedenes Unternehmen gemwerbliher Natur betreibt. Ge 
werbe fann in folhem Falle begrifflich nur das leßtere fein. Wenn eine Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft auf Gegenjeitigkeit zur Förderung ihrer Zwecke aus den 
Prämien oder aus den Zinjen ihrer Beftände KHapitalien anfammelt, jo liegt 
hierin fein Gewerbebetrieb. Es it undenkbar, dab ein Nicht gewerbe- 
treibender durch Kapitalanjamımlung zum Gewerbetreibenden wird. 
Die Slapitalbildung kann die Folge von Gewerbebetrieb fein, bildet aber 
fein Siriterium des legteren“ (U. VI. G. 955 u. 899 vom 7. u. 21. März 1895; 
vol. auch E. in St. 3 361, 367). 


B. „Wenn im Urt. 4 als Beifpiel für die Verfolgung von Erwerbzwecken 
der Betrieb von Bantiergeihäften mit den verfügbaren Fonds auf- 
geführt ift, jo hat damit nicht gejagt werden follen, daß die Vornahme irgend 
welder Geichäfte, die neben vielen anderen von emem Banlier ausgeübt werden, 
die mit vielen anderen aufammen erit den Betrieb eines Bankiergeſchäftes dar- 
ftellen, als Verfolgung von Erwerbzwecken angejehen werden muß. Vielmehr 
iſt nur darauf hingewiejen worden, dad, wenn fein Bankiergeſchäft be- 
trieben wird und auch die vorher angeführten Kriterien zutrefjen, die Annahme 
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von Gewerbebetrieb ausgeichlojjen ift. — Abgejehen von anderweiten Mo- 
menten genügt e3 deshalb in dem Falle, daß aus dem Betriebe von Bantier- 
geſchäften auf die Verfolgung von Erwerbziveden gefchlofien werden ſoll, nicht, 
dab der Betrieb einzelner, aud von Bantiers in der Negel betriebener 
Geichäftzweige fejtgeitellt wird. Es ift vielmehr notwendig, daß die Feititellung 
dahin erfolgt, daß der Geſchäftsbetrieb mit den überflüffigen Geldern im ganzen 
ji al3 Betrieb eines Bankgeſchäftes darftellt“ (E. in St. 3 366). 

C Ws zum normalen Gejchäftsfreife der Berficherungsgeiellichaften auf 
Gegenieitigkeit gehörig und deshalb nicht als gewerbliche Tätigkeiten erfcheinen: 

») „Die bloße zinsbare oder jonft nubbare Anlegung der verfügbaren Fonds 
in Formen, die der allgemein üblichen Kapitalnugung entiprechen “U. VI. G. 
977 vom 7. März 1895), namentlich in Hypotheken, Srundfchuldbriefen, Wert- 
papicren ujw., jofern die hiermit verfolgten Erwerbzwecke nur die Erzielung 
von Zinfen für die augenblidlih zum laufenden Sejchäftsbetricbe nicht erforder- 
lichen Gelder betreffen (val. E. in St. 3 365, 367, 377; auch U. vom 20, Juni 
1388 — PUB. 9 445 — und von 8. Mai 1891 — E. 21 43); das gleiche 
gilt hinjichtlidy) der Gewährung von ſog. KHautionsdarlehen und von Darlehen 
auf Policen an Mitglieder (U. VI. G. 447 vom 11. Juli 1895). 

b) die Bildung von Reſerve- und Sicherheitsfonds, insbejondere durd) 
Erhebung von Vorſchußprämien in einer die Forderung von Nachſchüſſen aus- 
ichließenden Höhe, ſowie durch längere Zurüdbehaltung und zinsbare Anlegung 
der den Berficherten gehörigen Überſchüſſe, jofern nicht etwa die Abficht beiteht, 
durch die Art der Anlegung und Nupung der Klapitalien die Beiträge der Ver— 
ficherten zu verringern (vol. E. in St. 3 368, 370, 376 ff.). 

c) die Ausgabe auf den Namen (audy von Nichtmitgliedern) lautender, 
übertragbarer, zur Beteiligung an den Überſchüſſen berechtigender Anteilfcheine 
für die Hingabe von Darlehen behujs Bildung von Eicherheitsfonds, fofern die 
augeficherten Borteile nicht in einem auffälligen Mißverhältniſſe zu den Dar- 
lehnsbedingungen ftehen (vol. E. in St. 3 363). 

D. „Die Übernahme von Nüdverfiherungen kann einen Gewerbe— 
betrieb bilden, jedoch ijt dies num dann der Fall, wenn bie Abjicht der Gewinn- 
erzielung beiteht. Dagegen fann das Unternehmen einer Verficherungsgeiellichaft 
auf Gegenjeitigleit niemals daduch zum Gewerbebetriebe werden, daß fie ihre 
Verſicherungen anderen Gefellichaften in Nüdverfiherung gibt; denn hiermit 
bezwedt jie fediglih eine größere Sicherung ihrer eigenen Verſicherten (Mit- 
glieder), nicht aber die Erzielung eines Gewinnes. — Auch it e3 jehr wohl dent- 
bar, dat; das Geben und Nehmen von NRüdverficherungen, wenn es gegenfeitig, 
Zug um Zug, geichieht, ohne Gewinnablicht erfolgt und feinen Gewerbebetrieb 
daritellt“ (U. VI. G. 955 vom 7. März 1895). 

E. „Da die Verjiherungsgeiellihaften auf Gegenjeitigteit regelmäßig 
nicht als Gewerbetreibende ericheinen, jo müfjen, um die Heranziehung zur 
Gewerbeiteuer zu begründen, die tatjächlichen Umitände, welche als Ausnahme 
von der Regel einen Gewerbebetrichb annehmen lajfen, im einzelnen feftgeftellt 
werben“ (E. in St. 3 367). 

12. A. Sofern der Zwed eines Unternehmens lediglich in der Be- 
ihaffung der eigenen wirtjihaftlihen Bedürfnijie des Unter-- 
nehmers bejteht, iit fein Gewerbebetrieb vorhanden. Denn einerfeits wird 
durch die Selbitbejhafifung (Eigenproduftion) gerade die Be— 
friedbiaung der eigenen Bebdürfniffe durch Beteiligung am allgemeinen wirt- 
ichaftlihen Bertehre (vgl. oben Anm. 5 A) vermieden, andererjeitö fehlt die 
Abſicht der Erzielung eines pofitiven Gemwinnes (vgl. oben Anm. 5 B), da die 
init der Selbſtbeſchaffung etwa bezweckte Eriparung von Ausgaben jene Ab- 
ſicht nicht vorausſetzt, jondern ausschließt. Kit ein Unternehmen zu weſent- 
hichen Teilen — nicht etwa bloß nebenbei und gelegentlich durch Vertvendung 


28 I. A. Gemwerbeiteuergejeß. Zu $1. Anm. 12. 


einzelner Erzeugnilje oder Waren des eigenen Betriebes zu Haushaltungs- 
oder fonftigen perſönlichen Zweden (vgl. Art. 16 13) — zugleich auf gewerbliche 
Zwede und auf Selbitbeihaffung gerichtet, jo jcheidet der letztere Teil aus. 

a) „Ein... Gewerbebetrieb liegt da nicht vor, wo die entwidelte Tätig- 
feit mit ihren Ergebniffen nuraufdie Befriedigungdegdeigenen 
Bedarfes — im Gegenfaße zu einer Beteiligung am allgemeinen wirt» 
ſchaftlichen Berlehre — gerichtet iſt“ (E. 16 85). 

Ebenjo wird in dem U. vom 20. Juni 1888 — PBB. 9448 — wegen 
mangelnden Erwerbzweckes einer von mehreren Jmduftriellen ausſchließlich für 
den eigenen Bedarf errichteten Attiengejellichaft zur Gas», Waffer- uſw. Be— 
ihaffung der Charakter eines fteuerpflichtigen Gewerbebetriebes abgejproden. 

„Eine Bereinigung mehrerer jelbjtändiger Gemwerbetreibenden behujs 
Unterhaltung einer gemeinichaftlihen Fabrifanlage für die Zwecke der Einzel» 
betriebe der Teilnehmer ift, je nahdem damit die Erzielung von Gewinn für 
die Sefellichaft als ſolche eritrebt wird oder nicht, fteuerpflichtig oder fteuerfrei“ 
(E. in St. 9 373). 

„Eine Bereinigung mehrerer Perjonen, die mittels eines auf gemeinſchaft— 
liche Koften angelegten und unterhaltenen Waſſerwerkes Wajjer gemwinnen,das 
Waſſer aber jeder für jih in eigenen Sonderleitungen an die Konſumenten 
abgeben, betreibt fein gemeinichaftliches Gewerbe und ift deshalb nicht gemwerbe- 
ſteuerpflichtig“ (E. in St. 11 391). 

„Die Eigenproduftion iſt begrifflich fein Gewerbebetrieb . . . . Es wird 
überjehen, daf die Erjparung einer notwendigen Ausgabe zwar einer Bermögens- 
verminderung vorbeugt, nicht aber dem Unternehmer eine pofitive Vermehrung 
jeines Vermögens verichafft, wie fie der für den Begriff des Gewerbes unerläß— 
lihe Gewinnzweck vorausjegt" (E. in St. 4 308, 310). 

„Begrifimäßig verſchieden von der gewerblihen Tätigkeit ift die Tätig- 
feit desjenigen, der Sachen zu eigenem Gebrauche herftellt und auch das GewG. 
läßt feinen Zweifel darüber, daß die Produktion von Gütern lediglich zur Be- 
friedigung des eigenen Bedürfniljes der Gewerbefteuer nicht unterliegt“ (U. d. 
II. Senate3 vom 5. Jan. 1898 — €. 33 91). 

‚ „Aus gleihen Rüdjichten it auch die Anſchaffung und das Schlachten von 
Vieh für den eigenen Wirtichaftbedarf niemals für ein fteuerpflichtiges Gewerbe 
erachtet worden (vgl. B. der Minifterien des Handels und der Finanzen vom 
13. Jan. 1821 — Winiker Wr. 554). 

Ebenjowenig erſcheint die Herftellung von Ziegeln für den eigenen Bedari 
al3 Gewerbebetrieb (U. VI. G. 21 vom 23. Jan. 1896). 

b) „Wenn ein Gewerbetreibender von den Sachen, die in ſeinem Betriebe 
hergejtellt find, einzelne für den Unterhalt feiner jelbit oder jeiner An— 
——— verwendet, ſo vermag ein ſolcher nebenſächlicher und untergeordneter 
Berwendungszweck den Geſamtcharakter des Unternehmens als eines gewerb— 
lichen allerdings nicht — auch nicht einmal teilweiſe — aufzuheben, ſo daß der 
Geldwert ſolcher Sachen bei Berechnung des ſteuerpflichtigen Ertrages in An— 
ſatz zu bringen iſt ($ 22; Art. 16). Durchaus anders aber liegen die Fälle, in 
denen das Unternehmen feinereigentliben Beftimmungnad 
ſowohl auf die Herftellung von Sachen, die zur Befriedigung des eigenen Be- 
bürfnifjes des Unternehmers dienen, ald auch auf die Herftellung von Saden, 
die durch Überlafjung an andere verwertet werden jollen, gerichtet ift, in ber 
Beife, daß beide Zwede für den Unternehmer von wejent- 
liher Bedeutung jind. Ob dieje Vorausjegung vorliegt, richtet ſich 
nad den Berhältnifien des einzelnen Falles. Trifft fie zu, jo erſcheint eine 
Scheidung des Unternehmens in einen gewerblihen Teil und einen nichtge- 
werblihen Teil als zuläfjig und geboten“ (E. 33 92; vgl. unten Anm. 17). 

B. Wenn nad allgemeiner volkswirtſchaftlicher und ſteuerlicher Auffaſſung 
die Yandwirtichaft von dem Gewerbebenriffe ausgeſchloſſen wird, jo 
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dürfte dies eine autreffende Begründung nicht fo jehr in ihrer Zugehörigkeit 
zur Urproduftion, al in der Rüdfiht der Eigenproduftion 
finden. Daß bie verjchiedenen Zweige der Urproduftion fteuerlich nicht als 
Gewerbebetriebe behandelt worden find, erflärt ſich zunächit aus ihrer Belaftung 
mit bejonderen Steuern (Grundfteuer, Bergwerfabgaben); dies tritt in ber 
preuß. Geſetzgebung bejonders deutlich in bie Ericheinung, indem der Bergbau 
zugleihh mit der Aufhebung der Bergmwerlabgaben der Gemwerbefteuer unter- 
worfen worden ift (vgl. Anm. 10 zu $4). Jedenfalls fehlt es an einem inneren 
Grunde, um die gefamte Urproduftion ala joldhe von dem Gewerbebegriffe 
auszuſchließen; nur ſoweit ſie ſich weſentlich als Eigenproduftion daritellt, ijt 
dies berechtigt. Die Landwirtſchaft war aber vordem in ganz überwiegenden 
Mahe und it auch noch gegenwärtig, jomeit es ſich um bäuerlichen Beſitz handelt, 
zu mwejentlihen Teilen Eigenproduftion und gehört hiernach begrifflich nicht 
zum Gewerbe. 

13. Für die von geiftlihden Genoſſenſchaften zu charita— 
tiven Zwecken unterhaltenen Anftalten wird der gewerbliche Charakter ver- 
neint: 

a) „Allerdings iſt, wenn die Abficht der Semwinnerzielung durch einen Be- 
trieb obmwaltet, die Verwendung des Gewinnes zu wohltätigen, gemeinnüßigen 
und dergleihen Zwecken nicht geeignet, die Anwendung des Gewerbebegriffes 
auszuſchließen. Bei allen jih der hHaritativen Stranfenpflege widmenden 
geiftlihen Genoſſenſchaften, wie der barmherzigen Schweftern 
der fatholiihen und der Diakoniljen der evangeliichen Kirche, ift aber an erfter 
Stelle zu berüdjichtigen, daß fie die Kranfenpflege als Selbftzwed, nicht 
aber als Mittel zum Zwecke der Erzielung von Gewinn ausüben. Sie müſſen 
zwar, um jelbit beitehen und ihre Anftalten unterhalten und nad) Bedarf aus- 
dehnen und verbejlern zu können, auf die Erzielung ausreichender Einnahmen 
bedadt fein. Sie unternehmen und leiten aber ihre Anftalten nicht, um durch 
den Betrieb Gewinn zu erzielen, fondern die Gewinnerzielung ift umgelehrt 
nur das Mittel, um die Anftalten betreiben zu fünnen. Läßt fich unter ſolchen 
Umftänden überhaupt von der Abjicht einer Gewinnerzielung reden, fo iſt jeden- 
fall3 dieſe Abſicht etwas mebenfächliches, während die Abſicht der Gewinn— 
erzielung Durch den Betrieb und ala Zwed des Betriebes das not- 
wendigite Merfmal des Gewerbebegriffes ift“ (E. in St. 7 422). 

b) „Das Oberbürgermeilteramt vergleicht die Wirkſamkeit der barmherzigen 
Brüder („vom heiligen Johannes von Gott, eingetr. Senofjenihaft mit unbe- 
ſchränkter Haftpflicht,“ zu Trier) und ihre Anftalten mit der allgemein befannten 
Wirkſamkeit und den ebenjo befannten Anftalten der barmherzigen Schweftern 
und anderer, der leidenden Menjchheit dienender religiöfer Orden. Daß bie 
Kongregationen der barmherzigen Schweitern, fomweit fie fich nur mit der Kranken— 
pflege und fonftigen rein charitativen Werten befallen und nicht etiva, um Geld— 
mittel hierfür zu gewinnen, befondere, an jih gewerbliche Beranftal- 
tımgen unterhalten, feine Gemwinnzwede im gewerblihden Sinne verfolgen, 
fann feinem Zweifel unterliegen. Ebenſo verhält es fich aber auch mit den barmı- 
herzigen Brüdern“ (U. VI. G. 136 vom 26. März; 1896). 

14. „Die in verihiedenen Bezirten der Oberpoitdireltionen gebildeten und 
zu dieſen Behörden in engen Beziehungen ftehenden Spar- und Vor— 
Iihußvereine von Angehörigen der Reichs-Poſt- und 
TZelegraphenverwaltung betreiben, wie dad DONWBG. bereits in 
anderer Sache entidhieden hat (val. E. in St. 4 370), der Regel nach fein Ge- 
werbe. Es kann ſich alio nur noch fragen, ob durch das mit dem Poſt-Spar— 
und Borjchußvereine (zu Bromberg) verbundene Poſtkonſumgeſchäft 
dem ganzen linternehmen oder einem entiprechenden Teile ein gewerblicher 
Charakter aufgedrüdt wird. Die Erzielung von Überichüfjen ift, wie deren Ge- 
ringfügigfeit auch erfennen läßt, nicht Zwed des Konſumgeſchäftes, jondern ein 
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nebenſächliches und zufällige Ergebnis. Der auf den Verfaufpreijen der Waren 
ruhende geringe Zuichlag zu den Selbitfoftenpreijen beziwedt lediglich die Dedung 
von Berluften, wie jie bei einem derartigen Bejchäfte durch Verderben von Waren, 
Gewichtverluſt durch längeres Lagern uſw. nicht zu vermeiden find; er dient 
ferner zur Bejtreitung der allgemeinen Gejhäftsunfoften und der Binien für 
das Betriebstapital. Das Konjumgeichäft hat daher nicht den Charakter eines 
auf Erwerb gerichteten Unternehmens; noch tweniger vermag es dem Poſt-, 
Spar- und Vorſchußvereine den Eharalter eines Konſumvereines zu geben, ſondern 
es ftellt fich lediglich al3 ein (nicht gewerbliches) Nebengeichäft dieies Vereines 
dar“ (U. VI. G. 96 vom 26. März 1896). 

15. Eine im Zuftande der Liquidation befindlihde Aftiengejell- 
ihaft betreibt regelmäßig fein Gewerbe mehr (vgl. oben Anm. 5C). 

A. „Den Ausführungen, daß die Abganaftellung der Gemwerbefteuer der 
Neſchen Bant in Liquidation in K. erit dann erfolgen könne, wenn die vollitändige 
Ausschüttung der disponiblen Fonds an die Aktionäre geſchehen fei, kann nicht 
beigetreten werden. Der Gebrauch der Firma mit dem Zufage „in Liquidation“ 
zeigt nur an, daß die Gejellichaft aufgelöft ift, und begründet an jich nicht die 
Berpflihtung zur Entrihtung von Gewerbejteuer. Eine Handelsgejellichaft in 
Liquidation kann neue Geſchäfte eingehen, ſoweit e8 zur Beendigung der ſchweben— 
den Gefchäfte erforderlich ift. Sie kann aber ſich auch auf die Einziehung aus- 
jtehender Aitiva, Veräußerung der Grundftüde ıc. bejchränfen. Ob das eine 
oder das andere der Fall iſt, iſt lediglich quaestio facti, deren Beantwortung 
aus den Verhältniſſen jedes einzelnen alles jich ergibt. Hiernach hätte dem 
Antrage der Bertreter qu. Bank in ihrem Schreiben auf Abgangftellung der 
Gewerbefteuer Folge gegeben werden müſſen, da nad; Ausweis desjelben von 
der Bank keinerlei gewerblihde Gejchäfte mehr betrieben twerden und nur nod 
ber Berfauf einzelner Grundftüde zu effeltuieren ift“ (V. v. 16. Aug. 1876 
Mitt. 9. 10 ©. 35). 

B. a) „Dazu (zum Gewerbebetriebe) hätte es der Entwidelung ciner 
Tätigkeit bedurft, welche ſich auf Erwerb, auf die Erzielung von Gewinn in 
berufmäßiger Tätigkeit richtete, und eine joldhe liegt in dem Rahmen eines 
liquidierenden Unternehmens regelmäßig nicht mehr“ (E. 14 124 ff.). 

„Die produktive Tätigkeit, der Gewerbebetrieb ald Quelle neuen Eriverbes, 
hat mit der Liquidation aufgehört und folgt auch nicht daraus, daß nad) der ein- 
getretenen Liquidation Grundftüde (es handelte jich in dein hier entjchiedenen 
Falle um eine in Liquidation getretene Attiengejellihaft zum An- und Verkaufe 
von Immobilien) verfauft jind, da diefer Verlauf eintreten muß und ohne ihn 
eine Liquidation nicht denkbar ift“ (U. v. 10. Mai 1892 — PBB. 13 471). 

„Rah dem Eintritte der Liquidation fteht jeder Gejellihaft die Bermutung 
zur Geite, daß alle ihre weiteren Handlungen — jelbjt gewinnbringende — 
und daß insbefondere der Umſatz von Vermögensobjelten in Geld nicht mehr 
auf eine Fortſetzung der urjprünglichen werbenden Tätigkeit, auf einen Gewerbe- 
betrieb als Duelle neuen Erwerbes, jondern nur noch auf die Erfüllung der durch 
iu bedingten Aufgaben abzielen“ (U. VI. G. 48 vom 18. Oftober 
1 


b) „Unbejchadet der nach dem Eintritte in das Stadium ber Liquidation an 
ih jeder Gejellichaft zur Seite ftehenden Vermutung, 

daß alle ihre weiteren Aktionen — ſelbſt gewinnbringende — und daß 

insbejondere ber Umſatz von Bermögensobjelten in Geld nicht mehr auf 

eine Fortſetzung der uriprünglichen erwerbenden ZTätigleit, auf einen 

Gewerbebetrieb als Quelle neuen Erwerbes, fondern nur noch auf bie 

Erfüllung der in der Liquidation begründeten gejeglichen Aufgaben abzielen, 
befteht doch immerhin die rechtlihe Möglichkeit eines gegenteiligen Beweiſes, 
einer an die befonderen Umftände des konkreten Falles ſich anlehnenden tat- 
fählihen Feſtſetzung dahin, daß aucd noch während der Liquidation die 
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Geſellſchaft ihren früheren gewerblichen Betrieb ohne wejentlihe Anderung 
fortführt“* (N. v. 20. Sept. 1892 — PBB. 14 37). 

C. a) „An diefem Rechtsgrundſatze (zu Bb) muß auch bei TZerrain- 
aejellihaften in Liquidation feitgehalten werden, wenngleich 
bei diejen der vorgejehene Fall der Ausnahme, nämlich die Fortſetzung des 
(sewerbebetriebes auch während des Liquidationszuftandes, häufiger eintreten 
wird. — Nah den gemadten Erfahrungen pflegen die Terraingejellichaften 
alsbald nach Beendigung des vorbereitenden Stadiums der Aufichliehung des 
Terrains und der Vorrichtung der Parzellen zum Berlaufe, oder ſchon in einem 
früheren Zeitpuntte in Liquidation zu treten. Bei der Anwendung der in dem 
Rchtögrundjage enthaltenen Regel würbe fich das befremdliche Ergebnis heraus— 
ſtellen, daß die Gejellihaften, jo lange fie feinen Ertrag erzielen, ein Gewerbe 
betreiben, jobald fie aber in das Stadium der Ertragserzielung übertreten, auf- 
hören, Gewerbetreibende zu fein. Schon hieraus läßt ſich darauf ſchließen, daß 
Terraingejellichaften, wenn jie mit oder kurz nach dem Beginne der Ertragserzielung 
in Piquidation treten, fich nicht jo jehr von der den Zweck der Liquidation bilden 
den Abficht der alsbaldigen Berfilberung des Vermögens (Art. 137 HG B., Art. 244a 
des Geſ. vom 18. Juli 1884), jondern von anderweitigen Rüdjichten beitimmen 
laffen. Dieje Erwägungen entbinden jedoch nicht von der Notwendigteit, die 
Heranziehung zur Gewerbefteuer dur die Feittellungder Boraus- 
jebungen bes Gewerbebetriebe und der hierfür ſprechenden bejon- 
deren Umftände beim Widerfpruche der veranlagten Gejellichaft zu begründen. 
— 63 miüjjen diejenigen tatjählihen Berhältniffe und Vorgänge nah dent 
Zeitpunkte des Liquidationsbeichlufjes, aljo auch des Steuerjahres, welde auf 
eine Fortjegung des Gewerbebetriebes ſchließen lafjen, in erfter Linie berüdiichtigt 
werden“ (E. in St. 4 267 f.). 

b) „Für die Annahme des Gewerbebetriebes einer in Liquidation befind- 
lihen Terraingejellihaft genügt die Feititellung, dab Aufwendungen zur 
Erhöhung des Verfaufmwertes der Grundftüde, 3. B. für Regulierung und Pflaſte— 
rung von Strafen, für Heritellung befjerer Berbindungen, für Anlage von 
Straßenbahnen oder für Errihtung von Schulhäufern gemadt worden find“ 
(€. in St. 4 414 ff.). 

c) „Die Feititellung, daß die Gefellichaft ungeachtet des Liquidations- 
zuftandes im Intereſſe der Aktionäre bemüht jei, die Grundftüde mit möglichſt 
großem Nuten zu verlaufen, wenn die Liquidation ſich auch mehrere Jahre 
hinausziehen würde, genügt für fich allein nicht zu der Folgerung der Fortſetzung des 
&eiverbebetriebes. Denn auch mit einer ernitlich gemeinten, von der Abjicht der 
alabaldigen Berfilberung des Vermögens beherrichten Liquidation ift es verein- 
bar, die Grundftüde zum vollen Werte und deshalb erit in einem längeren Zeit- 
raume zu veräußern“ (U. VI. G. 32 vom 31. Jan. 1895). 

d) „Hat eine Terraingeiellihaft nad) dem Eintritte in die Liquidation 
da3 im Immobiliarhandel beitehende Gewerbe betrieben, jo ift im Zweifel ein 
Gewerbebetrieb jo lange, al3 überhaupt noh ein Verkauf von Grundjtüden 
ftattfindet, vorhanden“ (E. in St. 4 414). 


16. a) „Der Annahme eines Gemwerbebetriebes fteht nicht entgegen, daß 
die an die Anftalt zu entrichtenden Vergütungen „Gebühren“ genannt 
werben, und daß für die Höhe derielben obrigfeitlidhe NReglements und 
Beitimmungen mahgebend find. Denn letteres iſt bei einer großen Anzahl von 
Gemwerbebetrieben der Fall, ohne daß deshalb ein Zweifel an dem Vorhandenſein 
eined Gemwerbebetriebes aufkommen könnte, wie 3. B. bei Fleiſchbeſchauern, 
EShorniteinfegern, Dienftmännern, Unternehmern von öffentlichen Fuhrwerken 
Pferdebahnen und dal.“ (U. VI. G. 894 vom 20. Dez. 1894; vgl. auch wegen 
des Schornfteinfegergemwerbes in einem Kehrbezirfe E. in St. 3 320 und wegen 
der Zuderprobezieher €. in St. 9 383). 
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b) Die gärtnerifche Pflege der Gräber eines Kirchhofes durdy deu 
Totengräber gegen eine tarmäßige, der Kirchenkaſſe zufließende Gebühr 
bildet einen Gewerbebetrieb der Kirhengemeinde (U. des II. Genates 
vom 2. Febr. 1895 — PVB. 16 375). Dagegen erjcheint nicht ald Gewerbe— 
betrieb der Kirchengemeinde die bloße Unterhaltung der Grabhügel- 
(Belegen mit Raſen, Bejchneiden und Begiehen des NRajens) gegen Erhebung 
einer Gebühr. Die weitergehende Shmüdung der Grabhügel 
gegen Entgelt durch den Totengräber auf Grund einer zwiſchen dieſem und den 
Intereſſenten getroffenen Vereinbarung ift ein Gerverbebetrieb des Toten- 
aräbers (U. VI. G. 64 vom 25. Novbr. 1897). Das bloße Zuſchütten der 
Gräber durch ben Totengräber ift feine gewerbliche Tätigkeit (U. VI. G. 278 
vom 3. Febr. 1898). 


e) Der Betrieb der jelbftändigen, für eigene Rechnung arbeitenden CL otjen 
unterliegt der Gewerbeiteuer, „Wenn auch die Ausübung des Lotjendienites 
von ber Erteilung einer Genehmigung nad) vorgängiger Prüfung abhängia 
gemacht und durch befondere obrigfeitlihe Anordnungen geregelt ift, jo hat doc 
hierdurch der Lotſendienſt noch nicht den Eharalter des amtlichen Berufes erhalten. 
Die bei diejem, wie bei vielen anderen Erwerbzweigen, von Staatswegen 
geitellten bejonderen Anforderungen bezweden nur eine durch das öffentliche 
Intereſſe geforderte Sicherung gegen die Ausübung durch unzuverläjlige und 
ungeeignete Perionen“ (E. in St. 5 389). 

„Ob die hier über die Sewerbefteuerpflichtigfeit eines jelbftändigen Rhein— 
Lotſen entwidelten Rechtsgrundſätze auch auf andere Lotjen anwendbar jind, 
hängt von der Prüfung der für diefe beftehenden bejonderen Rechtöverhältniiie 
ab. Ansbejondere enticheidet fich die Frage, ob die von alteröher zu einer be- 
londeren Gejellichaft (Brüderichaft) vereinigten Elb-Rotjen der Provinz Hannover 
die Eigenſchaft von Beamten haben, ebenfo, ob und inwieweit fie gemeinichaftlich 
oder jeder einzeln für eigene Rechnung ihren Beruf ausüben, nach ihrer befonderen 
Verfaſſung (Lotjenordnung v. 23. März 1829) und deren tatjächliher Hand- 
habung“ (U. VI. G. 230 v, 4. Febr. 1904). 


d) Auch ein Vertragsverhältnis zu öffentlihen Behörden ſchließt 
den Gemerbebetrieb nicht aus; deshalb find die BPofthalter fteuerpflichtige 
(Hewerbetreibende (E. in St. 3 318). 


e) Ebenjowenig wird eine an fich gewerblihe Tätigkeit (entgeltlihe Aus- 
übung des Fährbetriebes) durd) ftaatliche Verleihung des ihr zu Grunde liegenden 
Rechtes ihres Charakters ald Gewerbebetrieb entlleidet (E. in St. 4 455). 


17. „Der Umftand, daß ein Gewerbetreibender neben feinem gewerbe— 
fteuer p flihtigen Betriebe noch einen fteuerfreien Betrieb unterhält, 
fann niemals die Steuerpflichtigkeit des letteren begründen... Es ift auf dem 
Gebiete des Gewerbeiteuerrechtes, insbejondere auch nad) dem Gemw®., keines— 
wegs ausgeichloffen oder auch nur etwas außergewöhnliches, daß ein einheitliches 
Unternehmen nur zu einem Teile der Gewerbefteuer unterliegt. Es bedarf in 
diefer Beziehung 3. B. nur des Hinmweijes auf die Vorſchriften im $ 4 Nr. 1, 3, 
Art. 8 Nr. 113, 6,7, wonad) die dort bezeichneten Betriebe zwar an fich jteuerfrei 
find, der Steuerpflicht aber info weit unterliegen, als fie fich nicht auf den 
Abſatz der jelbftgewonnenen und der nur in gewiller Weile bearbeiteten Erzeug- 
niſſe beichränfen, vielmehr insbejondere auch fremde Erzeugnifie gewerb- 
mäßig vertreiben. Ebenfo ift nah 533 Nr. 4b, Art. 5 Nr. 2, 3 der Betrieb eines 
Kanalijation- und eines Waſſerwerkes feitens einer Gemeinde nur in dem 
Umfange fteuerpflihtig, als es in fremden Bezirken gewerbmähig betrieben 
wird. Ein innerer Grund, einen Betrieb, bei welchem der Gewinnzweck, alſo 
das Hauptfriterium des Gewerbebetriebes, nur zu einem Teile voriwaltet, zum 
anderen Teile dagegen offenjichtlich fehlt, in fteuerliher Beziehung anders zu 
behandeln, al3 die vorerwähnten Fälle, ift nirgends zu erfennen. Auch bieten 
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weber das Gejeh und die Materialien, no die Ausführunganweilung dafür 
irgend einen Anhalt“ (E. in St. 4 308 f., 327 f.; vgl. audy oben Anm. 11 A und 
12A, Unm. 15 Be, 2le zu $ 4; Anm. 7 zu $ 23). 

18. Nur die tehbenden Gewerbebetriebe find Gegenftand der Be- 
ftenerung nad dem GewG. während die im Umherziehen betriebenen Gewerbe 
(Bander-, Haufiergemwerbe) einer hiervon völlig verjhiedenen Form ber Be- 
ftenerung unterliegen. Die Unterſcheidung de3 ftehenden Gewerbes und bes 
Wanbdergewerbes beruht auf pofitiven, mit der polizeilichen Regelung der legteren 
Betriebsform im engen Bufammenhange ftehenden Geſetzesvorſchriften, aus 
denen ſich im einzelnen die Merkmale des Wandergemwerbes ergeben (88 1—5 
HG.). Hiernach ijt zu enticheiden, ob eine gewerbliche Tätigkeit als Wanderge- 
werbe zu bejteuern iſt. Dieje Beiteuerungsform jchließt die Heranziehung des 
als Wandergemwerbe befteuerten Betriebes zur Gewerbeſteuer aus; wohl aber 
it die SHeranziehung desjelben Germerbetreibenden zur Wandergemwerbe- unb 
zur Gewerbefteuer zuläffig, ſoweit er verfchiedene Betriebe unterhält, von denen 
fi) der eine ald Wanbdergemwerbe, der andere als ftehendes Gewerbe barftellt 
(vgl. Art. 2 Nr. 2c). Diejenigen Gewerbebetriebe, welche nicht ala Wanbder- 
gewerbe zu befteuern find, unterliegen der Gewerbefteuer vom ftehenden Ge- 
mwerbe (Urt. 1 Nr. 3), und zwar einichlieflich der nur als Ausflüffe bes ftehenben 
Gewerbes ericheinenden Betriebsformen ($ 4 HG.). Bal. hierzu Anm. 2 zu 
$s 198. und Anm. 3 zu $4 HG. 


„Es muß angenommen werden, daß ein gemäß $1 HG. der Wandergeiwerbe- 
fteuer unterliegendes einheitliches Handelögewerbe nad $ 2 Nr. 2, $4 HG. nur 
dann, und zwar in feinem ganzen Umfange von der Wandergemwerbefteuer 
befreit und zur Gemwerbefteuer herangezogen werben foll, wenn ſowohl der 
Anlauf als aub das Feilbieten fih ausihlieflih im Meß— 
oder Marktverfehre vollzieht. Wenn dagegen nur der Anlauf oder nur das Feil- 
bieten im Meh- oder Marktvertehre geichieht, jo bleibt der geſamte Betrieb 
haufierftenerpflichtig“ (E. in St. 8 445). 

19. Der Bejteuerung unterliegen die in Preußen betriebenen 
ftehenden Gewerbe, d. h. die Steuerpflicht erjtredt jich objektiv auf alle innerhalb 
de3 preußiichen Staates (mit Ausnahme der Hohenzollernihen Lande und der 
Inſel Helgoland) ausgeübten ftehenden Gewerbebetriebe, aber aud) nur, fjomweit 
ihre Ausübung in Preußen ftattfindet. 

A. Der Grundjaß der territorialen Beſchränkung der Gewerbeiteuer ift im 
$3 DG. wonach der Betrieb eines Gewerbes nur von demjenigen Bundesftaate 
befteuert werden barf, in welchem das Gewerbe betrieben wird, ausdrüdlicd) 
aufgeitellt, jo daß der Bundesrat für die Enticheidung hierauf bezüglicher Be— 
ſchwerden zuftändig fein würde (vgl. Anm. 3 zu $ 2). 

Am Art. 2 des mit Öfterreich geichloffenen und durch Geſetz vom 18. April 
1900 (GS. ©. 259) genehmigten Staatövertrages vom 21. Juni 1899 ift beftimmt: 

„Der Grund» und Gebäudebeſitz und der Betrieb eines ftehenden Ge- 
werbes, ſowie das aus diefen Quellen herrührende Eintommen jollen nur 
in demjenigen Staate zu ben biretten Staatfteuern herangezogen werden, 
in weldhem der Grund- oder Gebäudebeſitz liegt, oder eine Betriebftätte 
zur Ausübung des Gewerbes unterhalten wird. Als Betriebftätten gelten 
Bmweigniederlaffungen, Fabrifationftätten, Niederlagen, Comptoire, Ein- 
oder Berfaufitellen und fonftige Geichäfteinrichtungen zur Ausübung des 
ftehenden Gemerbe3 durch den Unternehmer ſelbſt, Geichäftsteilhaber, 
Prokuriſten oder andere ftändige Bertreter. 

Befinden ſich Betriebftätten desſelben gemwerblihen Unternehmens 
in beiden Gebieten, jo foll die Heranziehung zu den direkten Staatjteuern 
in jedem Gebiete nur nad) Maßgabe des von den inländijchen Betrieb- 
ftätten aus ftattfindendben Betriebes erfolgen. 


Fuifting, direfte Steuern. TIT. 3 
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Hinfihtlih der fteuerlihen Behandlung von Hypothelarforderungen 
und de3 Einkommens aus folchen bleibt e3 bei der uneingejchränkten An- 
wendung der in Preußen, beziehungmweife in Ofterreich beitehenden gejeb- 
lihen Beitimmungen.“ 

Nach Art. 19 Abi. 3 des Handels- und Zollvertrages zwiſchen dem Deutichen 
Reihe und Öfterreih-Ungarn vom 6. Dez. 1891 (RGBl. von 1892 ©. 3) können 
die Angehörigen von Oſterreich-Ungarn, melde das Frachtfuhrgewerbe, die 
See» oder Flußichiffahrt zwiſchen Plätzen dieſes Staates und des Deutichen 
Reiches betreiben, für Diefen Gewerbebetrieb in Deutjchland nicht zur Gewerbe- 
euer herangezogen werden. Soweit ji ber Gemwerbebetrieb aber innerhalb 
Preußens, d. i. zwiſchen mehreren preußifchen Plätzen vollzieht, unterliegt er 
ber Beſteuerung. 

B. Bei Anwendung des Grundjaßes der territorialen Beſchränkung ift von 
dem Sike des Betriebes oder der mehreren Betriebe auszugehen (Art. 3, 19). 

Das Domizil oder der Sit eines Gemwerbebetriebes ift regelmäßig der Ort 
der Gejhäftleitung (vgl. $ 17 Abf. 3, $ 21; Art. 30); findet ein ein- 
heitlicher Gewerbebetrieb an mehreren Orten ftatt, jo beftimmt jich der Sit nad 
dem Orte der Gejamtleitung (Hauptnieberlaffung). Der Sik einer 
offenen Handelsgefellihaft und einer Kommanditgejellihaft muß ſich aus der 
Anmeldung zum Handelöregifter ($$ 106, 162 HGB.), der Gib der Altiengejell- 
Ihaften, Kommanbitgejellihaften auf Altien, der eingetragenen Genojjen- 
ihaften und ber Gefellfharten mit bejchräntter Haftung aus den Statuten oder 
job Gejellichaftvertrage (8$ 195, 325 HGB.; $$ 6, 12 GG.; $ 3 GmbHG.) er- 

eben. 
. Die handelsrechtliche Verpflichtung eines jeden Kaufmannes, „jeine Firma 
und ben Ort jeiner Handelsniederlaſſung bei dem Gerichte, in deſſen Bezirfe ſich 
die Niederlafjung befindet, zur Eintragung in das Handelsregijter anzumelden“ 
(8 29 HGB.) eritredt fi nad) $ 2 HGB. über die dajelbft im $ 1 bezeichneten 
befonderen Handelögemwerbe hinaus auf alle gewerblichen Unternehmen, welche 
„nah Art und Umfang einen in faufmännifcher Weife eingerichteten Gejchäftd- 
betrieb erfordern“; hierzu gehören namentlich) auch die Berggewerkſchaften des 
neuen Rechtes: im Gegenſatze zu denen des alten Rechtes (Art. 5 Ein!G. zum HGB.). 

Sit eines nicht eingetragenen Seeihiffahrtunternehmens ift der Heimat- 
hafen ($$ 480, 488, 508, 526 ff. HGB.), eines Binnenjhiffahrtunternehmens 
der Heimatort ($ 6 RGeſ. vom 18. Juni 1895 — RGBl. ©. 301) des Schiffes 
(E. in St. 10 9). 

20. „Die Borichrift im $ 3 DG. dak der Betrieb eines Gewerbes nur in 
demjenigen Staate befteuert werben darf, in welchem das Gewerbe betrieben 
wird, ift nad) den bei Beratung des Geſetzes gepflogenen Berhandlungen in 
Anjehung des tehbenden Shiffergemwerbes dahin in Anwendung 
zu bringen, daß jener Gewerbebetrieb nur in demjenigen deutſchen Staate zur 
Befteuerung heranzuziehen ift, welchem das betreffende Schiff angehört. Die 

ührer ber den ar Bundesftaaten angehörigen nicht preußischen Schiffe 
find demgemäß in Preußen zur diesjeitigen Gemwerbefteuer nicht heranzuziehen. 
Für die Freilaſſung derjelben von der Gewerbefteuer genügt der Nachweis, 
daß das betreffende Fahrzeug einem anderen deutihen Staate angehört, und 
e3 bedarf nicht des Nachweiſes, daß der Sciffsführer im Heimatftaate des 
Schiffes wegen des Schiffergemwerbes befteuert ift“(B.v. 15. Juni 1873 — Winiler 
Nr. 635; vgl. E. in St. 4 331). Steuerpflichtig ift nicht der Schiffseigentümer als 
folcher, fondern derjenige, welcher das Schiffergewerbe mit dem Schiffe für feine 
Rechnung betreibt (B. vom 28. März 1888 — Mitt. H. 21 Nr. 48; E. in Gt. 9 
3834; vgl. Anm. 10c zu $2 und Fuifting I. Anm. 12 Aa und 14 J zu $ 2). 

„Das ftehende Sciffergewerbe unterliegt nah $ 3 DG. grundfäglih nur 
indem HeimatſtaatedesSchiffes der Beiteuerung. Die Befteuerung 
eines auswärtigen Teilbetriebed würde bauerndbe ört- 
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lide Einrihtung en außerhalb des Heimatitaates vorausjegen. Dieje 
Borausjegung trifft nicht zu, wenn eine Dampfihiffahrtgefellihaft weder an 
beftimmten Orten in Preußen eine oder mehrere ihrem Gewerbe dienende 
fihtbare örtliche Anftalten bejigt, noch an jolhen Orten ihr Gewerbe durch 
eigene ftändige Vertreter ausübt, fich vielmehr nur felbftändiger 
Epebditeure und Sciffämaller bedient, die mit der Ausübung ihres eigenen 
Gewerbebetriebes zwar das Frachige werde der ——— fördern, nicht aber 
als Angeſtellte der ſelbſt erſcheinen“ (U. VI. G. 256 v. 14. San. 
1904; vgl. E. in St. 11 434 

21. Die — im Umherziehen (vgl. oben Anm. 18) und die 
Wanderlagerbetriebe unterliegen den in Abteilung II, III dieſes Buches be- 
Bandelten bejonderen Steuern. 

82. 


Gewerblide Unternehmen, welche außerhalb Preußens —* Sitz 
aben, aber in Preußen durch Errichtung einer Zweigniederlaſſung, Fa- 
+ brifation-, Ein» oder Berlaufftätte oder in jonftiger Weiſe einen oder mehrere 

” ftehende Betriebe unterhalten, jind nad ge gabe derjelben der Gewerbe 

ſteuer in Preußen unterworfen. Diejelben jind verpflichtet, auf Erjordern 

bei der Steuerverwaltung einen in Preußen wohnhajten Bertreter zu bes 
ftellen, welcher für die Erfüllung aller dem Inhaber des Unternehmens 
obliegenden Berpflichtungen ſolidariſch haftet. 


Zu 82. 

Anhalt: 

10. Betriebftätte. 

11. Berlaufftätte. 

12. Berfönliche —— 


1. Ausführungbeſtimmungen. 

2. —— g ee nad) $ = als ‚Bolge ber 
allgemeinen Steuerpfliht nad $ ı 

3. Verhältnis des $ 2 zum DE. 

4. Betriebe in den Hohenzollernihen Landen und 14, Begründung von Niederlaffungen durch Mit- 
auf Helgoland. telöperjonen. 

5. Feſtſtellung der MERUDEERGEN ber Be 15. Befteuerung . Maßgabe” der Unter- 

e 





18, Handlungsreifende 


euerung nad $ 2 haltung von ben in Preußen. 
16 bern bes außerhalb Preußens er- 
ielten Ertrages 
17. erndfihtinung des auf N Geichäftsleitung 
fallenden Ertrages ( 
18. Berpflichtun ur 2. eines Vertreters 
gemäh $ 2 Sah 2 


. Siß. 
u ee Borausjegungen ber Befteuerung 
2 


n 

8. —* — 

a — von Riederlaſſungen durch ſach⸗ 
tiche Beranftaltungen ober dürch periönliche 
er ng. 

- Zu $ 2 vgl. Urt. 3, 19. 

2. Der erite Sa enthält nur eine Folgerung aus dem im $ 1 Abj. 1 auf- 
geftellten allgemeinen Grundjage. Wenn dajelbit allgemein und ohne jegliche 
Einihräntung die Steuerpflichtigfeit der in Preußen betriebenen 
ftehenden Gewerbe ausgeſprochen wird, jo ergibt ſich Hieraus, daß auch die— 
jenigen außerhalb Preußens bomizilierten gewerblichen Unternehmungen, weldje 
in Preußen einen Teil ihres Betriebes ausüben oder Nebenbetriebe unter- 
halten, joweit ji) der Betrieb auf Preußen erftredt, der Beſteuerung unter- 
liegen (vgl. Anm. 19 zu $ 1). 

3. „Nach $3 DG. darf der Betrieb eines Gewerbes, ſowie das baraus her- 
rührende Einfommen nur von demjenigen Bundesftaate befteuert werden, in 
welchem das Gewerbe betrieben wird. Für den Fall, daß ein einheitliches Ge- 
werbe teilweije in dem einen, teilweife in einem anderen Bundesſtaate be- 
trieben wird, fehlt e3 in dem Reichsgeſetze an einer befonderen Vorſchrift. Es 
folgt aber aus der Natur der Sache und ift in der Rechtiprechung der höchſten 
Gerihtshöfe anerkannt (vgl. RGB. 15 27 ff., 27 409 ff.; E. in St. 2 128), daß 
in dieſem Falle das Recht der Beſteuerung iedem der beteiligten Staaten, einem 
jeden aber nur jomweit le als der Betrieb des Gewerbes in jeinem Gebiete 
ftattfindet. Diefem Grundjate entipricht auch die Vorichrift im $ 2, indem fie 

3* 
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gewerbliche Unternehmungen, welche außerhalb Preußens ihren Sit haben, der 
inländiihen Gewerbefteuer nur nah Maßgabe der von ihnen in Preußen unter- 
haltenen Betriebe untermirft“ (U. VI. G. 682 vom 21. Febr. 1895; ebenfo U. 
VI. G. 237 vom 10. Juli 1897; vgl. auch E. in ©t. 3 392, 4 317). Wegen ber 
Belteuerung der von Öfterreihiihen Unternehmungen in Preußen unterhaltenen 
Teilbetriebe vgl. Art. 2 des Staatövertraged vom 21. Juni 1899 — Anm. 19 A 
zu 1. 
4. Die Wortfafjung „außerhalb Preußens“ und „in Preußen“ ift wegen 
des Ausichluffes der Hohenzollernihen Yande und der Inſel Helgoland aus dem 
Geltungsbereiche des Geſetzes zu weit. Dieſe Landesteile find in gewerbefteuer- 
licher Hinfiht den auferpreußiihen Gebieten gleichzuftellen. 

5. Ebenjo wie für die Befteuerung nad $ 1 die FFeftitellung eines be- 
timmten Gemerbebetriebes als unumgänglide Borbedingung ericheint 
(vgl. Anm. 3 zu $ 1), bedarf es bei der Beiteuerung nad) $ 2 der Ermittelung 
und Feititellung „an welhen einzelnen Orten feitend des ausmwärtigen 
Unternehmers ein ftehender Betrieb unterhalten wird und in welder 
Weise ich derjelbe an jedem einzelnen Betriebsorte vollzieht.“ Im Zweifels— 
falle müfjen diejenigen Tatjadhen, aus denen die Unterhaltung eines ſtehenden 
Sewerbebetriebes in Preußen gefolgert wird, in der Berufungentjheidung an- 
gegeben werden (U. VI. G. 231 vom 28. Oft. 1897). 

6. Wegen des Si be 8 gewerbliher Unternehmungen vgl. Anm. 19 zu $ 1. 

7. Über den Ausdrud „in fonftiger Weije“ wird in dem KB. des AH. 
(©. 2) folgendes bemerft: 

„Der Ausdrud „in fonftiger Weije“.... außer durch Errichtung einer 
Zmeigniederlajjung, Fabrifation-, Ein- oder Berfaufftätte von ausländiichen 
Betrieböunternehmungen in Preußen unterhaltenen ftehenden Gewerbe.... 
wurde als zu unbeitimmt bemängelt. Der Regierungsvertreter ermwiberte, es 
gehe nicht an, die gewählte Bezeihnung durch erichöpfende Angaben, noch 
weniger aber eine dedende Begrifjsbeftimmung zu erjeten. Die Regierung 
fönne jich nad) diefer Richtung hin nicht feitlegen, müfje vielmehr Entſchließung 
darüber ſich vorbehalten, ob im Einzelfalle ein ftenerpflichtiges ftehendes Ge- 
werbe gegeben jei oder nicht. — Bon diefer für die Geftaltung des Gejekes 
nicht unmwejentlihen Erklärung wird hier aus dem Grunde Vermerk genommen, 
weil fie die Kaſuiſtik und Definitionen möglichit vermeidende Faſſung des Ent- 
mwurfes kennzeichnet und im Laufe der Beratung wiederkehrte.“ 

Hiernach entipricht es zweifellos der Abficht des Geſetzes, den Ausdrud 
des Unterhaltens eines ftehenden Betriebes im weiteften Sinne zu verftehen. 

nöbefondere bindet das Geſetz fich nicht an den Begriff einer „gewerblichen 
iederlaſſung“ im Sinne des $ 42 GD., wonach eine gewerbliche Niederlaffung 
als nicht vorhanden gilt, 

„wenn der Gewerbetreibende im Inlande ein zu bauerndem Gebraude 

eingerichtetes, beftändig oder doch in regelmäßiger Wiederkehr von ihm 

benußtes Lokal für den Betrieb feines Gewerbes nicht beſitzt.“ 
Ebenjowenig beobachtet das GewG. die früher im $ 2 des Kommunal- 
fteuer-Notgejetes vom 27. Juli 1885, jebt im $ 35 des KAG., gezogenen Grenzen, 
nad) denen ein (die Einfommenfteuerpflicht begründender) Gewerbebetrieb nur 
in denjenigen Gemeinden anzunehmen ift, 

„in welchen jich der Sitz, eine Zweigniederlaſſung, eine Betrieb-, Wert- 

oder Berlaufitätte, oder eine jolhe Agentur des Unternehmens 

befindet, welche ermächtigt if, Rechtsgeſchäfte im 

Namen und für Rechnung bes Inhabers bezw. der 

Geſellſchaft jelbftändig abzuſchließen. 

Die einzige Vorausſetzung der Steuerpflichtigkeit gemäß $ 2 ift viel— 
mehr, dab an einem befttimmtenpreufijhen Orte oder an mehre- 
ren beftimmten preußiſchen Orten in irgend einer Form dan- 
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ernde Beranftaltungen oder Einrihtungen ſachlicher oder perjönlicher Art 
(Riederlaffungen, vgl. $ 4 HG.) beftehen, welche als zum ftehenden Gewerbe 
gehörige Zweig- oder Teilbetriebe einer auferpreußiichen gewerb- 
lihen Unternehmung erſcheinen: 

„Zum Begriffe eines ftehenden Gewerbebetriebes, welcher ſeitens eines 
auswärtigen Unternehmers in Preußen durch gewerbliche Einrichtungen 
jadhliher oder perfünlicher Art im Sinne des $ 2 Gew®. unterhalten wird, 
gehört nah der Recdtiprehung des OVG., daß jene Einrichtungen 
kändigerunddbauernder Art find“ (U. VI. G. 271 vom 19. Za— 
nuar 1905). 

Die im Gejeße bejonders bezeichneten Fälle der Ziweigniederlafjung, 
"Fabrilation-, Ein» oder Berlaufitätte find nur Beifpiele, die injofern prattifche 
Bedeutung haben, als das Beftehen derartiger Einrichtungen ohne weiteres das 
Zutreffen obiger Vorausſetzungen ergibt und hiermit die Steuerpflichtigleit be- 
gründet. Im übrigen muß in jedem einzelnen Falle im Anichluffe an den all- 
gemeinen Gewerbebegriff (vgl. Anm. 5 ff. zu $ 1) geprüft und feftgeitellt werden, 
ob jene Borausjetung zutrifft. Die hierbei auftauchenden Zweifel betreffen 
vorzugmweije die Frage, ob die in Preußen beftehenden Beranftaltungen oder 
Einrihtungen wirflih einen Teil- oder Zweigbetrieb des auswärtigen Unter- 
nehmens darftellen, oder vielmehr als zwar für das auswärtige Unternehmen 
tätige, aber jelbftändige Betriebe preußiſcher Gemerbetreibender 
erfcheinen (vgl. unten Anm. 8B, 9, 14). 

Es handelt fih, um ben im $ 38 gebrauchten Ausdrud anzumenden, auch 
im Bereiche des $ 2 ftet3 um die Frage, ob in Preußen ein Betriebsort 
einer auswärtigen gewerblihen Unternehmung befteht. Der Begriff des „Be- 
trieb3ortes“ im Sinne des $ 38 dedt jidy völlig mit der Vorausfegung der ört- 
lichen Unterhaltung eines ftehenden Betriebes in Preußen gemäß $ 2 (vgl. 
Anm. 3 zu $ 38) und es darf deshalb hier auch auf die Anm. 4 ff. zu $ 38 ver- 
mwiejen werden. 

8. A. Die handelöredtlihen Zweigniederlajjiungen müſſen 
bei dem Handelägerichte des Ortes der Zmweigniederlaffung behufs Eintragung 
in das SHanbelsregifter angemeldet werden ($$ 6, 13, 29, 106, 161, 195, 198, 
201, 320 HGB.). Für die eingetragenen Genojjenichaften und die Gejellichaften 
mit bejchränfter Haftung ift die Anmeldung der Zweigniederlaſſungen behufs 
Eintragung in das Genojjenichafts- bezw. Handelöregiiter bei dem Gerichte 
des Ortes der Zweigniederlaflung vorgeichrieben ($ 14 GG.; $ 12 GmbH®.). 

Die Anmeldung und Eintragung iſt bis zur Erbringung des Gegenbeweijes 
entiheidend; bei Unterlaffung der Anmeldung wird die Steuerbehörbe bei 
entitehenden: Streite da3 Beſtehen einer Zweigniederlaffung durch Feititellung 
der entiheidenden Merkmale darzutun haben (vgl. Nöll, Anm. 5 zu $ 35). 
Die bloße Eintragung einer Zweigniederlaſſung in das Handelsregiſter 
eines befiimmten Ortes madıt aber diefen Ort noch nicht zum Betriebsorte, 
fo fange nicht die tatfählicdhe Ausübung des Gewerbebetriebes an diejem 
Orte in irgend einer Form hinzutritt (U. VI. G. 576 vom 31. März 1898). 

Für den auch hier mafjgebenden (E. in St. 3 226) handelsredt- 
lihen Begriff der Zmeigniederlaffung wird von dem vormaligen Reichs- 
oberhandelägerichte (E. 14 401, 17 315; v. Kamp & 2 255 Anm.) als Haupt- 
merkmal ber Zmeigniederlafjung bezeichnet, „daß in ihr Geſchäfte abge- 
ſchloſſen werden, und zivar nicht nur nebenfähliche, den Abſchluß oder 
die Ausführung ber weſentlichen Geſchäfte unterfiügende oder erleichternde, 
fondern wefentlihe zu dem eigentlihen Gejchäftsganzen der Hauptnieder- 
laffung gehörende." In denjelben Enticheidungen wird der Name der Anjtalt 
im allgemeinen nicht jür maßgebend erachtet, und eine von einer Verjiherungs- 
geiellihaft errichtete Anftalt, an deren Spike eine Subbdireftion fteht 
(vgl. unten Anm. 14 C), als Zweigniederlaſſung bezeichnet. 
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Wegen der Merkmale einer Zweigniederlaffung vgl. auch E. 21 63 (bei 
v. Kamptz 2 255 ff.). Für den Begriff der Zweigniederlaſſung iſt es uner- 
heblich, ob das Geſchäftslokal und das PBerfonal von dem Gejchäftsinhaber oder 
von deſſen Bertreter beichafft find (E. in St. 1 57). 

B. Ws jelbftverftändlich erjcheint e3, daß handelsrechtliche Zweignieder- 
laffungen folder Unternehmungen, welche überhaupt nicht ald Gewerbebetriebe 
in fteuerlihem Sinne gelten — wie 3. B. der nicht gewerblichen Aftiengejell- 
haften ſowie der Berfiherungsgejellihaften auf Gegenfeitigkeit (vgl. Anm.4Ba, 
b, 11 zu $ 1) — die Steuerpflichtigfeit nad $ 2 nicht begründen können. 

C. Durh Agenten kann ohne gleichzeitige ſachliſch Beranftaltungen 
eine Zmweigniederlaffung nicht begründet werden. Agenten geltennadh $1 
Nr. 7 HGB. ohne Rüdjicht darauf, ob fie Geichäfte lediglich vermitteln oder 
auch im Namen eines anderen abichliehen ($ 84 a. a. D©.), als handels— 
rehtlidh jelbftändige Kaufleute, welche als jolche wegen des von 
ihnen ſelbſt betriebenen Gewerbes, aljo des Bermittelungsger 
werbes, in das Handeläregifter des Ortes ihrer Niederlaffung einzutragen 
find ($ 13 a. a. ©.). Hiermit ift die Eintragung einer Zweigniederlaflung der 
von Agenten vertretenen auswärtigen Firmen für den ganzen Umfang des 
Agenturbetriebes ausgeſchloſſen. Denn wenn die Agenten handelsrechtlich 
jelbjtändige Kaufleute find, jo fünnen fie in dem Agenturbetriebe auch nur ihr 
eigenes Gewerbe, das Vermittelungsgewerbe, nicht aber zugleich das Ge- 
mwerbe eines anderen ausüben; fie find zwar tätig für fremde Gewerbe 
und in diefer Tätigkeit erichöpft ſich ſogar ihr Betrieb, indejlen find jie bie 
alleinigen Inhaber und eben deshalb können fie mit ihrem Betriebe nicht das 
Gewerbe eines anderen betreiben. 

„Nah 8 84 HGB. ift Handlungsagent, wer, ohne als Handlungsgehilfe 
angejftellt zu fein, ftändig damit betraut ift, für das Handelsgewerbe eines anderen 
Geſchäfte zu vermitteln oder im Namen des anderen abzufchhliefen. Dieje Vor- 
ausjetungen treffen für den Beihmwerdeführer, der zur Zeit für vier Firmen 
in dem angegebenen Bertretungsverhältnijje fteht, nach feinen eigenen An- 
gaben zu. Insbeſondere hat nad) diejfen Angaben ſowie nah den Erklärungen 
einer jener Firmen nirgends eine Anitellung als Handlungsgehilfe ftattgefunden. 
Auch der vom Beichwerdeführer betonte Umftand, daß für ihn ein gejebliches 
Kündigungsverhältnis beftehe, twiderfpricht teineswegs der Annahme eines 
Handlungsagenten-Berhältnifies ($ 92 HGB.). Ein Handlungsagent ift aber 
nad) den Beitimmungen des HGB. (585 1 Nr. 7, 84— 92) einjelbftändiger 
Gewerbetreibender, der die Gefchäftsuntoften jelbft trägt ($ 90) 
und eigenen Arbeitsgewinn, nämlich jeine Brovifion, aus den durch feine Tätig- 
feit zuftande gefommenen Geichäften zieht ($ 88)" (E. in St. 11 390). 

Der Handlungsagent iſt nah dem jetigen Rechte ftets, ohne jeglidhe 
Untericheidung zwiichen vermittelnder und abichließender Tätigleit, jelb- 
ftändiger Gewerbetreibender und die durch ihn bewirkte Gejchäftspermitte- 
fung ift gegenüber dem Gejchäftsherrn nur ein Ausfluß feines — des Geſchäfts— 
herren — Gemerbebetriebes (vgl. das U. VI. G. 326 vom 5. Februar 1903, unten 
in Anm. 11 Bb). Bgl. wegen der Agenten auch unten Anm, 14, 

9. A. Es liegt nahe, für den Bereich des $ 2 zwiſchen jahlidhen, den 
inländiihen Gewerbebetrieb des auswärtigen Unternehmens in äußerlich wahr- 
nehmbarer Weije zur Ericheinung bringenden Beranftaltungen (Fabrikation-, 
Ein- oder Berfaufitätten ufw.) und perfönlidhen, auf eine Vertretung 
des auswärtigen Unternehmens durd inländiiche Mittelsperfonen abzielenden 
Einrihtungen zu unterfcheiden. Eine ſolche Unterſcheidung liegt dem Art. 3 
Nr. 1 zu Grunde und wird aud) in der Rechtiprechung angewandt: „Die Aus- 
übung des Gemerbebetriebes Tann einerjeits dadurch ftattfinden, daß fih an 
dem betreffenden Orte dem ftehenden Gewerbebetriebe dienende jichtbare 
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Anftalten befinden, wie Fabrikation, Ein- ober Berlaufftätten, Speicher 
Rarenlager, Comptoire. Andererſeits fann aber auch ber Gewerbebetrieb 
dadurch erfolgen, daß eine auswärtige Firma für einen beftimmten Ort 
einen eigenen ſtändi gen Bertreter bejtellt hat und durch diefen ihren eigenen 
ftehenden Gewerbebetrieb ausübt. Dagegen befteht ein Gewerbebetrieb der 
Firma nicht, wenn zwar ein Vertreter an einem bejtimmten Orte wohnt, feine 
Tätigfeit für die Firma aber nicht eine örtliche im befonderen Sinne ift, 
ober wenn ber Bertreter nicht ald tändiger Vertreter beitellt ift, oder wenn 
die Tätigkeit des Vertreters jich nicht ald Betrieb des Gewerbes der fremden 
yirma, ſondern als jein eigener Gewerbebetrieb darſtellt. Er bei 
ih aber an dem Orte, um deſſen Qualifizierung als Betriebsort es fich handelt, 
ein Betrieb in folder Weije, daß er bei unmittelbarer Ausübung dur 
bie Firma felbit als ftehender Gewerbebetrieb der Firma an dbiefem 
Orte eradhtet werden müßte, jo würde ber Ort au bei mittelbarer 
Ausübung des Gewerbebetriebe3 der Firma durch einen ftändigen Bertreter 
als Betriebsort ber Firma erſcheinen“ (E. in St. 6 431). 

Hierbei ift jedoch dem Mißverſtändniſſe vorzubeugen, ala ob zwiſchen rein 
jahlihen Beranftaltungen und rein perfönlihen Einrichtungen unterfchieden 
werden fünnte. Denn eine fachliche Beranftaltung bedarf regelmäßig einer 
leitenden Mittelöperjon und die perfönliche Vertretung jet die Beauftragung 
mit irgend welchen gemwerblihen Tätigkeiten voraus. Wohl aber fann die jadh- 
fiche oder die perjönlihe Seite mehr oder weniger überwiegen und hervortreten. 
In zweifelhaften Fällen fann die Frage, ob es jih um einen Zweig- oder Teil- 
betrieb eined auswärtigen Unternehmens oder um ben jelbitändigen Betrieb 
eines preußifhen Gewerbetreibenden handelt, nur unter Berüdjichtigung ber 
objektiven und ber fubjeltiven Berhältnijfe gelöft werden. 

Daß alle Beranftaltungen oder Einrihtungen, um den Tatbeftand bes 
$ 2 zu erfüllen, dauernd — nidht etwa bloß gelegentlich oder vorübergehend 
— und an einen beftimmten Ort gebunden fein müfjen, folgt aus dem Ge- 
— — und aus der Beſchränkung der Steuerpflichtigkeit auf das ſehende 
Gewerbe. 

B. „Wie der Begriff „Gewerbebetrieb“ ſelbſt nicht rechtlicher, ſondern 
wirtſchaftlicher Natur iſt, ſo muß auch die Frage, unter welchen Vorausſetzungen 
gewerbliche Unternehmen, die außerhalb Preußens ihren Sitz haben, aber in 
Preußen durch Einrichtung einer Zweigniederlaſſung, Fabrikation-, Ein- oder 
Verkaufſtätte oder in ſonſtiger Weiſe einen oder mehrere ſtehende Betriebe 
unterhalten, nach $ 2 GewG. der Gewerbeſteuer in Preußen unterworfen ſind, 
nicht fo Ich nah rechtlichen al3 nad wirtjchaftlihen Rüdjichten beantwortet 
werden. Dies bedarf feiner weiteren Ausführung, ſoweit es ſich um fachliche 
Beranftaltungen oder Einrichtungen handelt, von denen aus irgenb melde 
RNechtsgeihäfte überhaupt nicht abgeichloffen werden und die, wie es 3. B. 
bei Fabrilationftätten und Lagerräumen meiftens der Fall jein wird, dem Ge- 
werbebetriebe lediglih in tatjähliher, wirtſchaftlicher Hinficht 
dienen. Dasfelbe muß aber auch von Einrihtungen perſönlicher Art 
und zwar insbefondere bezüglich der Frage gelten, unter welchen Boraus- 
ſetzungen außerpreußiijhe Unternehmer durch ihre in Preußen mwohnenden 
Agenten oder Bermittler hier Gewerbe treiben. Sind aber für die Entſcheidung 
diefer Frage an eriter Stelle wirtichaftlihe Erwägungen maßgebend, jo ift es 
weniger erhebli, ob dem Vermittler eine re cd t& geichäftlihe Verttetungs— 
befugnis beigelegt ift oder nicht, oder ob der Abſchluß der durch den Vermittler 

eförderten Gejchäfte in rehtlidher Hinfiht in Preußen oder außerhalb 
aber tan erfolgt. Enticheidend ift vielmehr, ob in wirtfhaftlidher 
Beziehung der Vermittler ald Organ desaußerpreufifhenlnter- 
nehbmers einen Zeil deſſen gejihäftliher Tätigkeit 
innerhalb Preußens ausübt“ (E. in St. 10 392). 
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10. Da ſich der Begriff der „gabrilationftätte” nur auf die Ge— 
werbe im engeren vollswirtſchaftlichen Sinne, bei benen eine Formveränderung 
von Rohjftoffen ftattfindet, beziehen lann, jo erjcheint der Begriff „Betriechb- 
fätte“, welcher alle Arten des Gewerbes betrifft und auch im Bereiche des $ 2 
anwendbar ift (vgl. oben Anm. 7), erheblich weiter. 


a) Mit diefem letzteren Begriffe Hat ſich die Nechtiprehung befonbers bei 
der Auslegung und Anwendung des $ 2 des Kommunalfteuer-Rotgefebes vom 
77. Juli 1885 (jet $ 35 KAG.), ſowie auch des $2b EG. vielfach zu beichäftigen 

ehabt, und da ber $2 Gew®. hinfichtlich der Vorausſetzungen der Steuerpflichtig- 
eit weiter geht als jene Gejepesbeftimmungen, jo können die durd) die Recht— 
ſprechung feitgeftellten Merkmale einer Betriebftätte auch hier unbedenklich 
zu Grunde gelegt werden. Dieſe Merfmale werden in dem U. vom 22. Jan. 
1896 (BBB. 17 267; v. Kampk 1 797) folgendermaßen zufammengefaßt:} : 


„Nach der Begriffsbeftimmung, wie fie der Gerichtshof in fonftanter Recht— 
iprechung feftgehalten hat (vgl. €. 14 120; 15 194, 202; 17 249, 255; 18 128), 
it eine „Betrieb tätte“ nicht denkbar ohne einen feften örtlidhen 
Mittelpunkt, indem ih dauernd und bleibend der Hauptiade 
nad) zufolge der Willensbeftimmung des Unternehmers oder nad) der Natur bes 
Gewerbes Tätigkeiten vollziehen, die den Inhalt des Gewerbebe- 
triebesoderdodh einen Teildesfjelbenbilden. Es ift zivar 
nicht erforderlich, daß zu dem Zwecke ein nad außen abgeſchloſſenes Lokal vor- 
—— iſt. Wohl aber muß das Lokal, lade ein jolches vorhanden, anderen- 
all3 der Raum, in dem fid) der Gewerbebetrieb vollzieht, wenigftens injoweit 
der Dispofition des Unternehmers unterworfen fein, als die zur Betätigung 
des Betriebes erforderlihe Willensbeftimmung verlangt.... Wie bereits 
in der Entjheidung vom 26. Oft. 1886 (E. 14 120) angedeutet ift, verlangt ber 
Begriff der Betriebftätte nicht, daß das dem Gewerbebetriebe dienende Lokal 
dem Unternehmer eigentümlich zugehört; auch nicht einmal das ift erforderlich, 
daß es bemfelben gerade fürmlicdy vermietet ift. Denn bie Dispofitionsbefugnis 
fann auch anderweit eingeräumt werben oder aus den begleitenden Umftänden 
mit Sicherheit erhellen, dergeftalt, daß, wenn der Eigentümer dem Unternehmer 
oder anderen für ihn tätigen Perſonen gewilfe Handlungen dafelbft regelmäßig 
vorzunehmen gejtattet, died ohne ein gewiſſes Maß von Pispofitionen über 
das Lolal ns feitens des Unternehmers nicht wohl ausführbar erſcheint.“ 
Bol. auch die Zufammenftellungen über die Rechtſprechung Hinfichtlich ber 
Betriebftätten bei v. Kampk 2258, 1053, bei Kunze 1358 ff., bei Nöll Anm. 
6—13 zu $ 35, beionders aber die Abhandlung über Betriebjtätten im PVB. 
19 317; ferner Anm. 4—7 zu $ 38. 


b) Ahnlich das folgende, auf $ 2b EG. bezüglihe Urteil: „Gewerbliche 
Betriebftätte bezeichnet diejenige Stätte, wo ein dem Gewerbe dienender, zum 
Gewerbe gehörenber Betrieb ftattfindet. Hierbei ift es gleichgültig, ob der 
einzelne Beftandteil des Betriebes notwendig mit dem Gewerbe ver- 
bunden fein muß oder ob dies nicht der Fall ift; ebenfo wie es unerheblidı 
ift, ob die einzelnen Veftandteile, aus weldhen 4 der geſamte Betrieb zufammen- 
feßt, an einem Orte oder an verſchiedenen Orten betrieben werden, und ob jie, 
einzeln genommen, mit Gewinn oder Berluft verbunden find. Wie in biejen 
Beziehungen das Gewerbe betrieben wird und betrieben werden foll, bafür 
ft allein das [ubjektive Ermeſſen des Gemwerbetreibenden 
maßgebend und es fann fteuerlich eine Prüfung dahin nicht vorgenommen werben, 
ob der einzelne Beftandteil eines Gemwerbebetriebes innerlich notwendig mit 
dem gejamten Betriebe zufammenhängt und ob er mit Gewinn oder mit Verluft 
verbunden ift. Hier fommt es nur darauf an, daß eine jihtbare Stätte 
als feſter örtliher Mittelpunkt vorhanden ilt, an welcher eine 
mit dem Gewerbebetriebe des Steuerpflidtigen verbundene Arbeit in fort- 
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geſetzter Tätigkeit ausgeführt wird und welche auf dieſe Weiſe nach 
dem Willen des Steuerpflichtigen dem Gewerbebetriebe desſelben dient“ (U. 


A. 20 * 


c) „Zn der innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes erſolgenden Annahme 
von Perfonen zur Beförderung gegen Entgelt (jeitens einer auswärtigen, den 
‚Fährbetrieb vermittelnden Altiengejeilichaft) liegt der Abichluß von Transport» 
verträgen zwifchen der durd) ihre Angeitellten rechtswirkſam vertretenen Gefell- 
fhaft und den zur Beförderung übernommenen Berjonen. Ob die Ausgabe 
und Bezahlung der Fährbillets jofort bei der Annahme der Perfonen in den 
preußiſchen Orten oder erit während ber Fahrt außerhalb des preußiſchen Staates 
erfolgt, ift dabei unerheblih. An der Anlegeftelle vollzieht fi) nach der Willens- 
beftimmung der Wejellichaft, d. i. des Transportunternehmers, dauernd eine 
derjenigen Tätigkeiten, welche weſentlich zu dem Betriebe des von ihr betriebenen 
Transportgemwerbes gehören. Die Gejellihaft betreibt hiernach ein ftehendes 
Gewerbe innerhalb des preufiihen Staates. Der Umſtand, daß der Ort, an 
welchem die Gejellichaft ihr Gewerbe in Preußen betreibt, ihr weder eigen- 
tümlich gehört noch ausſchließlich zur Verfügung fteht, chließt, wie das OVG. 
bereit3 mehrfach entſchieden hat (vgl. 3. B. E. 14 120; PBB. 8 120), die An— 
nahme einer Betriebjtätte nicht aus“ (E. in St. 3 390). 

d) „Die Borausjetungen des $2 Gew. treffen bei der beihmwerdeführenden, 
in Hamburg domizilierten Firma zu. Ahr Betrieb beiteht hauptjähli im 
Tiefbau, in Hafen-, Kanal-, Schleujenbauten u. dergl. An dem zu Preußen 

ehörigen Bezirfe von Wilhelmsburg unterhält fie Schon jeit einer Reihe von 
Jahren einen Lagerplat mit Neparaturmwerfftatt für ihre Betriebsgeräte, ins— 
befondere für Baggermafhinen, Schleppdbampfer, Lolomotiven, Wagen uſw. 
Die durhichnittlihe Zahl der daſelbſt beichäftigten Perſonen (Werfmeifter, 
ge und Arbeiter) hat fie verichiebentlich zu 38, 44 und 62 angegeben. 
iefe Einrichtungen erjcheinen als dauernde, Örtliche, einen wejentlihen Teil 
des Gefamtbetriebes der Beichwerdeführerin bildende Betriebftätte, fo daß 
Wilhelmsburg als Betriebsort der Beichwerdeführerin anzufehen if. Der 
hiergegen vorgebradte Einwand ber Befchwerdeführerin, daß fie aus dem 
Lagerplabe und der Neparaturiverkitatt feinen Ertrag erziele, vielmehr ihr dort 
nur Ausgaben erwüchlen, ift hinfällig. Denn es bedarf für die Anwendbarkeit 
des $ 2 in betreff eines bejtimniten Ortes nicht der unmittelbaren Erzielung 
von Einnahmen an diefem Orte felbit. E3 genügt vielmehr, daß die örtlihen 
Einrihtungen und die daſelbſt ausgeübte Tätigkeit ald Beltandteile eines Gelanıt 
betriebes, und awar eines ftehenden Gewerbebetriebes im Sinne des $ 1 Gew. 
ſich darjtellen“ (U. VI. G. 233 vom 9. Februar 1905). 


11. A. „Berfaufftätte ift der Ort, wo regelmähig Berfäufe 
ftattfinden, wo alfo zum Zwecke des Bertragichluiies die Willenserklärung ab- 
gegeben wird, das Eigentum einer Sache gegen Erlegung eines beitimmten 
Preifes dem Käufer abzutreten; mithin beftcht eine Verkaufſtätte namentlich 
dort, wo der Unternehmer eines Handels- oder Gewerbebetriebes die Verträge 
über die Beräuferung der den Gegenitand feines linternehmens bildenden 
Waren, und zwar in der erfennbaren Abjiht der Wiederholung 
ſolcher Geſchäfte, auf derjelben Stelle abjchlieft, mag hiermit die Übergabe oder 
die Eigentumsübertragung verbunden fein oder nicht, mag der Vertragsabſchluß 
von dem Verkäufer in Berjon oder durch Beauftragte in feinem Namen erfolgen 
— dal. E. 15 206, 16 118/9; PBB. 11 121 —“ (E. in St. V. 450). 

B. a) Die Unterhaltung eines Warenlagers in Berlin feitens einer auswärtigen 
Firma, aus welchemfür Rechnungder Firma Waren verfauft werben, 
begrünbet eine Berkaufftätte, auch wenn die Vertreter „zum fjelbfttändigen 
Abichluffe von Rechtsgeichäften im Namen und für Rechnung ber Firma, wie 
zum Eintaflieren von Geldern und zur Quittungleiftung darüber nich t befugt 
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find. Es genügt, dah ein Warenlagerder Firma unter ihrem 
Namenund fürihre Rechnung in Berlin befteht, die Waren dieſes 
Lagers von ihren dafelbft wohnhaften Bertreterndauernd feilgehalten 
und abgeſchloſſene Verkäufe aus diefem Lager erfüllt werden. Mit der Unter- 
haltung einer folhen Berlaufftätte vollzieht fih unter allen Umftänden ein 
Teil des Gemwerbebetriebe3 der Firma in Berlin“ (U. VI. G. 724 vom 16. De;. 
1897). 

b) „Die Tätigkeit des mit der Bermittelung von Gejchäften für das Handels— 
geiwerbe der Beichwerbdeführerin dauernd beauftragten Handlungs- 
agenten ($84 HGB.) würde für fich allein die Begründung einer gemwerb- 
lihen Niederlajjung der Bejhwerdeführerin in Preußen n i ch t zur Folge haben. 
Denn der Handlungsagent it ftets jelbftändiger Gewerbetrei- 
bender und die durch ihn bewirkte Gejchäftsvermittelung erjcheint in bezug 
auf den Geſchäftsherrn nur als Ausfluß feines — des Geſchäftsherrn — Ge- 
werbebetriebes. Allein die Beichwerdbeführerin hat ihrem Handlungsagenten 
in Berlin zugleich ein von ihr unterhaltenes Warenlager zur Verfügung 
geitellt, aus welhem PVBertäufe erfolgen. Sie bezeichnet zwar das 
Barenlager al3 „Mufterlager". Da es aber einen Wert von etwa 10000 „A. 
hat und, was Das entjcheidende ift, zur unmittelbaren Ausführung der ver- 
mittelten Kaufgeſchäfte dient, jo unterhält die Beichwerdeführerin in Berlin 
eine Berfaufitätte” (U. VI. G. 326 vom 5. Februar 1903; vgl. E. in St. 6 242 f.). 


e) „Ein Warenlager jegt begrifflid eine zur Aufnahme ber 
ein- und ausgehenden Waren dienende örtlihe Einrihtung voraus, 
bei der fich auch eine entiprechende perfönlidhe Tätigkeit des Unter- 
nehmers oder jeines Beauftragten vollzieht. Dieſe Vorausjegung trifft nicht 
au, wenn die Ware vermöge ihrer Natur als unbewegliche Sache an ihrem natür- 
fihen Orte iſt und bleibt. Bei unbewegliden Sachen ift die Vorftellung eines 
Warenlagersüberhbauptausgeihlofien“ (1.VI.G. 134 vom 
17. November 1904)., 


C. Automatiihde Bertaufapparate, melde alö be- 
jondere (jelbitändige) Einrichtung für den Abjaß von Waren an die Heran- 
tretenden gegen Erlegung des feiten Preiſes aufgeftellt find, gelten als Berfauf- 
kätte (B. vom 8. Aug. 1888 — Mitt. H. 23 Nr. 20; vgl. auch PVB. 10 551 f.; 
ebenjo U. VI. G. 254 vom 8. Februar 1900). Das gleiche gilt von den foge- 
nannten Kognak-Automaten (®. vom 15. Juni 1889 — Mitt. H. 23 Nr. 21). 


12. Daß eine von dein Geſchäftsinhaber felbft oder von einem Gejhäfts- 
teilhbaber an einem beftimmten preußiihen Orte dauernd als 
Teil eines auswärtigen Betriebes ausgeübte, nicht Tediglich als Ausfluß diejes 
auswärtigen Betriebes und hierzu gehörig ($$ 42, 44 GO.; 88 2, 4 HG.) er- 
Icheinende Tätigkeit einen Teil- oder Zmweinbetrieb der auswärtigen Firma an 
jenem Orte begründet, kann nicht zweifelhaft fein. Das gleiche muß aber auch 
von Brofuriiten und Handlungsbevollmädtigten (88 48 ff. HGB.) 
gelten, die an einem beftimmten preußiihen Orte dauernd eine ge- 
werbliche Tätigkeit für das auswärtige Geichäft ausüben. Prokuriſten und 
Handlungsbevollmächtigte find unmittelbar zur Vertretung des Inhabers 
berufen und die von ihnen als Vertretern ausgeübte gewerbliche Tätigkeit muß 
hier die gleihe Wirfung haben, wie wenn ſie vom Inhaber ſelbſt entwidelt 
wücde (vgl. U. vom 25. Nov. 1897, oben Anm. 9). 


Daß der bloße Wohnſitz oder dauernde Aufenthalt des Vertreters an einem 
beitimmten Orte zur Annahme eines Teil- oder Zweigbetriebes nicht ausreicht, 
ift jelbftverftändlich. Es muß, fofern es an einer Sjahlihen äuferen Ber- 
anitaltung (vgl. oben Anm. 9) fehlt, die Ausübung einer beftimmten gewerblichen 
Tätigfeit für die auswärtige Firma hinzutreten und die Art diefer Tätigfeit 
bedarf der FFeftitellung. Hierbei fommt e3 weſentlich auf die befonderen Um- 
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ftände des einzelnen Falles an; bei Handlungsbevollmäcdhtigten wird der Inhalt 
der Vollmacht den Ausjchlag geben. 

„Die von N. (dem Mitinhaber einer offenen Handelögejellihaft in Ham- 
burg) in Berlin im Intereſſe der Firma ausgeübte Tätigkeit ift jo lange als 
eine von ber Gejellichaft jelbit ausgeübte anzuſehen, als nicht erhellt, daß erfterer 
dabei nicht als Organ der Gejellichaft, jondern in einem Berhältniffe gehandelt 
bat, in dem er ber letteren al3 ein dritter gegenüberfteht. Diejer Nachweis ift 
nicht erbracht. Im Gegenteil läßt Schon allein die Anführung, daß N. für feine 
Tätigkeit in Berlin feine Provifion bezieht, vielmehr nur ala Teilhaber der 
Geſellſchaft gleihen Gemwinnanteil wie die übrigen Gefellichafter erhält, mit 
Sicherheit erfennen, daß er hierbei lediglih a8 OrganderGejelljihaft 
handelt. Ob bie von ihm entwidelte Tätigkeit derjenigen der — der Firma 
ähnlich oder ganz dieſelbe iſt, wie dieſe, ob er namentlich die Verkäufe erſt nach 
Rückfrage bei den Mitinhabern der Firma in Hamburg abſchließt, ob er noch 
außerdem ein Agenturgeſchäft für eigene Rechnung in Berlin betreibt und 
deshalb für ſeine Perſon zur Gewerbeſteuer in Preußen herangezogen wird, 
iſt dem gegenüber ohne Bedeutung“ (E. in St. 9 379). 

Da der alleinige Xnhaber in der Art und Weile feines Geſchäfts— 
betriebes unbejchräntt it, jo fann er an feinem preufifchen Wohnfite oder 
dauernden Aufenthalte in den verjchiedenften Richtungen für fein ausmwärtiges 
Geſchäft tätig jein. Ob hiermit ein Teil- oder Zweigbetrieb begründet wird, 
it eine Tatfrage, welche 3. B. in dem U. VI. G. 315 vom 6. Ott. 1898 (E. in 
&t. 8 358) für den alleinigen Inhaber einer auswärtigen Banffirma, der in 
Berlin eine zum Winteraufenthalte beftimmte Wohnung hatte, dort regel- 
mäßig die Börfe bejuchte, an dec Börje Aufträge für fein Geſchäft erteilte und 
jolhe meiftens durch Berliner Banfgeichäfte ausführen ließ, aber ausnahm- 
weiſe auch jelbit für jeine Firma Geſchäfte abſchloß und von Berlin aus wöchent— 
fih ein- bis zweimal jein Geſchäft beiuchte, mit folgender Begründung bejaht 
worden ilt: 

„Die Dauer und Stänbigleit des Betriebes in Berlin wird durch den 
Wohnſitz daſelbſt und die regelmäßige Wiederkehr ſowie die von ihm entwidelte 
gewerbliche Tätigkeit begründet. Der Beſuch der Börfe und die Erteilung von 
Seihäftsaufträgen ſowie der Abſchluß von Geſchäften durch den alleinigen 
Seihäftsinhaber und Leiter in Berlin erjcheinen als wejentlihe Teile der ge- 
jamten gewerbliden Zätigfeit.“ 

13. Handlungsreifende üben zwar als Handlungsbevollmächtigte ($ 55 
HGB.) den Betrieb ihres Geſchäftsherrn aus, fünnen aber im allgemeinen jchon 
deshalb feine örtlichen Gewerbe- oder Handelsanlagen ujw. begründen, weil 
he ihrer Beſtimmung gemäß ihren geſchäftlichen erlag fortwährend.wechleln. 
Ob jie etwa in Preußen ihren perfönlihen Wohnſitz haben, ift jeden- 
fall3 dann unmefentlih, wenn fie nicht zugleich * ihrem Wohnſitze dauernd 
den Geſchäftsherrn vertreten. Zweifel könnten in dieſer Beziehung nur be— 
züglich derjenigen Reiſenden entſtehen, denen, wie z. B. den ausſchließlich für 
eine beſtimmte Stabt angeitellten Stadtreijenden, ihr Wohnſitz an diefem Orte 
angewieſen iſt. Aber auch in jolhen Fällen wird ein Teil- oder Zweigbetrieb 
der auswärtigen Firma nicht begründet, weil nach $$ 42, 44 GO. und $2 Nr. I 
96. die Tätigfeit bes Reilenden nur ein Ausfluß des ftehenden Gewerbes des 
Sefchäftsherrn, hier alio des auswärtigen Betriebes ift und zu diefem gehört: 

“ andlungsreifende, welde für die Firma, in deren Dieniten 
fie ftehen, Waren auflaufen und Beſtellungen aufſuchen, fönnen, wenngleich 
fie Bertreter der Firma find, doch nicht an einem beftimmten Orte einen 
Gewerbebetrieb der Firma begründen, insbejondere auch nicht am Orte ihres 
Wohnſitzes. E3 mangelt ihnen die dauernde, für einen beftimmten Ort lokali— 
fierte Vertretung. Sollte aber jelbft, wie bei den fogenannten Stadtre i— 
jenden, eine gewiſſe Lokaliſierung beſtehen, ſo würde doch der ihnen an 
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gewiejene Drt nicht zum Betriebsorte der Firma, weil die Tätigkeit der Reijen- 
den ſich lediglich ald Ausflug des am Sike der Firma fi vollziehenden 
ftehenden Getwerbebetriebes darſtellt. Wenn der Inhaber der Firma ſelbſt 
jenen Drt zum Zwede des Warenauffaufes oder der Aufjuhung von 
Warenbeitellungen bereifte, jo würde er hiermit nur jeinen ftehenden Gemwerbe- 
betrieb am Sitze feiner Firma ausüben (vgl. $$ 42, 44 ff., 55 ff. GO. 
und $2 H6.) nicht anders ift es, wenn er ſich durch einen Neijenden vertreten 
läßt. — Vorausgeſetzt wird hierbei, daß es fih um Reiſende im eigentlichen 
Sinne handelt; die äußere Vezeihnung einer Perſon als „Handlungsreifender“ 
oder mit ähnlichem Namen lann nicht maßgebend jein, jofern die ausgeübie 
Tätigkeit der Stellung und den Aufgaben eines Handlungsreifenden nicht ent» 
ſpricht — vgl. E. in St. 4 347" (E. in St. 6 432). 

„Insbeſondere wird der Wohnort des Neilenden nicht lediglid) deshalb, 
weil er dort für feine Perſon wohnt, zum Betriebsorte feines Prinzipals. Der 
Reifende iſt nicht Vertreter des lekteren an einem beftimmten Betriebsorte und 
gehört deshalb nicht zu den im Art. 3 Nr. 1 Abf. 2 gedadhten ftändigen Ber- 
tretern, tworunter nur ftändig an einem Orte für einen auswärtigen Gewerbe— 
treibenden tätige Mittelsperionen zu verftehen find. In der Tätigkeit, die ber 
Reifende für die auswärtige Firma in Preußen ausgeübt hat, lann daher nur 
Ausfluß ihres ftehenden ausländiichen Gemwerbebetriebes, nicht aber die Unter» 
haltung eines ftehenden Betriebes in Preußen gefunden werden“ (U. VI. G. 502 
vom 28. Okt. 1897). 

14. Bezüglich anderer als der oben in Anm. 12, 13 behandelten Berjonen, 
welche eine Bertretung auswärtiger Firmen ausüben können, iſt nad) den be- 
ftehenden bejonderen Berhältnifjen zu enticheiden, ob fie bei Übernahme und Er- 
ledigung von Geſchäften für einen auswärtigen Gemwerbetreibenden lediglich ihr 
eigenes Geichäft oder Gewerbe ausüben, oder ob fie ihre Tätigkeit un— 
mittelbar in dem ausmwärtigen Betriebe entwideln, alio in einem frem-» 
den Betriebe tätig jind. 

Es iſt klar, daß 3. B. ein Rechtsanwalt, wenn er aud auf Grund Ber-- 
trages dauernd alle an jeinem Site entftehenden KRechtöftreitigleiten ufw. eines 
auswärtigen Geiwerbetreibenden zu übernehmen hat, hiermit nur feinen eigenen 
Beruf erfüllt, nicht aber das Gewerbe feines Vollmachtgebers betreibt; nicht 
anders verhält es fi) mit einem Handelsmäller ($$ 93 ff. HGB.), dem fort- 
laufend für einen beftimmten Ort Aufträge eines auswärtigen Gewerbe— 
treibenden zugehen. 

Nah jtändiger Nechtiprehung „it enticheidend, ob der Vertreter 
ineinem perfönliden Dienft- oder Abhängigfeitsver- 
hältniife zum Auftrag- oder Bollmadtgeber fteht Fit 
dies zu beiahen, jo erjcheint nicht der Vertreter, fondern der PBrinzipal als Ge- 
mwerbetreibender; anderenfalls tritt das umgelehrte Verhältnis ein. Die Frage, 
ob ein Dienft- oder Abhängigkeitsverhältnis befteht, iſt nach den beitehenden 
bejonderen Bereinbarungen und den allgemeinen Beltimmungen des HGB. 
über Handlungsvollmadht ($$ 54 ff.), Handlungsgehilfen ($$ 59 ff.), Handlungs- 
agenten und Handelsmäller ($$ 84 ff., 93 ff.) zu beantworten “(U. VI. G. 210 
vom 8. Januar 1903). 

Dagegen „erfordert die Annahme eines Gewerbebetriebes des auswärtigen 
Unternehmers in Breufen duch den Vermittler durhaus nicht für alle Fälle, 
da der Vermittler in einem förmlihden Beamtenverhältnifje 
au dem Unternehmer fteht. E3 genügt vielmehr, daß der Vermittler als ftän- 
iges Organ des auswärtigen Unternehmers dem Bublitumgegen- 
über beauftragt ilt, auf dem Gebiete, dem der Gewerbebetrieb des Unter- 
nehmers angehört, in Preußen tätig zu fein“ (E. in St. 10 393). 

Ein jolhes Organ kann aud eine Altiengejellichaft fein, wenngleich ber 
auswärtige Geichäftsherr von ihr nicht, wie von einem Beamten, Gehorſam 
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fordern und, bei Berletung des Gehorjams, gegen fie nicht wie gegen einen 
Beamten einjchreiten kann: „Denn ein ſolches Maß von Autorität iſt keines— 
wegs PVorausjegung für die Annahme eines Dienft- und Abhängigfeitsver- 
hältnifjes nad) der Rechtſprechung des OVG. (E. in St. 5163 ff.); vielmehr wird 
jelbft dann, wenn zwiſchen dem ausmwärtigen Unternehmer und dem Vermittler 
ein den Gewerbebetrieb des eriteren in Preußen begründendes Dienft- und Ab- 
hängigkeitsverhältnis beiteht, der Unternehmer bei Berletung der vertrag- 
mäßigen Verpflichtungen durch den Vermittler in der Regel nur zur Aufhebung 
des zwijchen ihnen abgeichlojienen Bertrages befugt fein. Wenn eine Attien- 
geiellihaft von einer anderen Altiengefellihaft als von ihrem Organe vertreten 
wird, jo iſt überhaupt ein beam te nähnliches Verhältnis ausgeichlojfen; denn 
Beamter fann nur eine natürlihe Perſon, nicht eine Gejellichaft jein. Hier 
genügt e3, daß die Vertreterin als tändiges Drgander Auftrag- 
geberintätigifttund nah außen hbervortritt* (E. in St. 10 
394). 

A. Durch Handlungsgehilfen ($ 59}. HGB.) kann ein den 
Borausjetungen des $ 2 GewG. entipredhender Betrieb in Preußen begründet 
werden: 

„Der Beichhwerdeführer hatte feine Gemerbeftenerpflicht mit der Behauptung 
beftritten, daß er nicht jelbitändig ein Gewerbe betreibe, jondern nur ala An— 
geitellter der Altiengejellihaft für Glasinduftrie in Dresden deren Lager 
in Halle verwalte. Daneben andere Bertretungen zu übernehmen, fei er nicht 
berechtigt. Alle Geſchäfte jchliefe er im Namen der Gejellihaft ab. — Wenn 
auch die den Handlungsgehilfen zulommende Bergütung ($ 59 HGB.) wohl meift 
ganz oder wenigftens zum Teil in feftem Gehalte gewährt wird, jo bejteht doch 
in diejer Hinjiht Vertragsfreiheit, jo da über die Art der Vergütung bejondere 
Bereinbarungen zwiichen den Handlungsgehilfen und den Gejchäftsherren ge- 
troffen werben fünnen. Es iſt deshalb zuläffig, daf dem Handlungsgehilfen für 
feine Tätigkeit im Handelägewerbe des Geſchäftsherrn Ausſchließlich Pro- 
vifion ($ 65 a. a. D.) oder Tantieme bewilligt wird (Staub, Kommentar zum 
Handelsgeſetzbuche, Anm. 23 zu $ 59; Goldmann, Handelsgeſetzbuch, ©. 285, 
320). Hiernach fann aus der Art der dem Beichwerdeführer zuftehenden Ver— 
gütung für feine Tätigkeit im Intereſſe der Altiengefellichaft für Glasinduftrie 
noch nicht gefolgert werden, daß er jelbftändiger Agent ift. Ebenfowenig folgt 
dies aber daraus, daß eine längere Kündigungsfrift nicht befteht, vielmehr der 
Beichwerbeführer wie die Firma das Berhältnis jederzeit zu löſen befugt ift. — 
Bei der in der Berufungenticheidung vertretenen Rechtsauffaſſung, daß dies 
nicht mit der Stellung eines Handlungsgehilfen vereinbar jei, würde hieraus 
doch nur die Ungültigkeit jener abweichenden Vereinbarung gefolgert werden 
fönnen. Keineswegs aber würde dadurch an dem aus dem ganzen übrigen 
Inhalte des Anftellungsvertrages ſich ergebenden Charakter des Berhältniffes 
etwas geändert werden. Durch die Vereinbarung einer friftlofen oder einer an 
eine bejtimmte Kündigungsfrift gebundenen Auflöfung kann einem Verhält- 
niffe, wie dem hier in Rede ftehenden, überhaupt nicht der Charakter eines jelbft- 
fändigen Gewerbebetriebes aufgeprägt oder genommen werden. — Bei freier 
Beurteilung fommt in Betracht, daß der Veranlagte bei feiner Gejchäftsführung 
in weiteftem Maße an die Anorbnungen der Geiellichaft gebunden iſt, daß er 
eine Kaution ftellen mußte, daß der Lagerichuppen von der Gejellichaft gemietet 
ift und ihr alle Einrichtungen und Utenfilien, einjchließlich der Gejchäftsbücher, 
eigentümlich gehören, daß alle Geſchäfte unter ihrer Firma abgejchlojien werden 
und daß der Beſchwerdeführer andere Gejellichaften nicht vertreten darf. Wenn 
nun auch jeder einzelne dieſer tatſächlichen Umſtände für fich allein nicht genügen 
würde, um ben Beichiverdeführer als unjelbftändiges Glied im Geſchäftsorganismus 
der Gejellichaft zu kennzeichnen, jo muß nach feiner ganzen Stellung ange- 
nommen werden, daß er nicht jelbftändiger Gemerbetreibender, Handlungs 
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agent ($ 84 HGB.) jondern lediglich im Handelögewerbe der Gejellihaft an- 
geftellt, aljo Handlungsgehilfe it. Hiermit rechtfertigt ſich jeine Freiftellung 
von der Geiverbefteuer“ (U. VI. G. 440 vom 5. Januar 1905). 

B. Die früheren Unklarheiten über den Begriff und die rechtliche Stellung 
der Agenten find durch die $$ 84ff. HGB. bejeitigt worden; die ältere Recht— 
fprehung auf diefem Gebiete ift, injoweit fie mit den neuen reichsredhtlichen 
Grundſätzen nicht vereinbar ift, nicht mehr maßgebend. Nach dem jegigen Rechte 
find Agenten ft et 3 jelbitändige Gewerbetreibende, die mit bem Betriebe ihres 
eigenen Gewerbes — Bermittelungsgemwerbe — einen Zmweig- oder Teilbetrieb 
ihres auswärtigen Geſchäftsherrnen i ch t begründen fönnen (vgl. oben Anm. 80). 

Dies gilt aber nur für die wirfliden Handlungsagenten, auf melde die begriff- 
lihen Mertmale des $ 84 HGB. zutreffen. Hier wird als „Handlungsagent“ 
berjenige bezeichnet, weldher, „ohne als Handlungsgebhilfe an- 
geftellt zu jein, ftändig damit betraut ift, für das Handels— 
gewerbe eines anderen Gejhäfte zu vermitteln oder 
im Namen des anderen abzujhließen“ Der Begriff umfaßt 
aljo das negative Merfmal des Mangels der Anftellung als Handlungsgehilfe, 
d. h. der Anftellung „in einem SHandelsgewerbe zur Leiftung faufmännijcher 
Dienfte gegen Entgelt“ ($ 59 HGB.). Als pojitives Merkmal tritt hinzu Die 
dauernde Beauftragung mit der Bermittelung oder Abſchließung von Ge- 
Ihäften für das Handelsgewerbe eines anderen 

Zwar wird angenommen werden dürfen, daß in der jeit der Geltung des HGB. 
verfloſſenen Zeit die neuen Vorſchriften für die Handlungsagenten im weſent— 
lichen ausgeführt und namentlich die Eintragungen ihrer Firmen in das Handels- 
regifter ($ 13 HGB.) erfolgt find. Dennoch können in einzelnen Fällen Zweifel 
barüber obwalten, ob jemand Handlungsagent oder Handlungsbevollmädtigter 
oder Handlungsgehilfe ujw. iſt. In folhen Fällen bedarf e3 der Prüfung, 
welche handelsrechtliche Stellung — nit etwa bloß nad) der äußeren Bezeich— 
nung, jondern nad) dem Weien der Sache — befleidet wird (vgl. die U. VI.G. 210 
vom 8. Januar 1903 — oben in Anm. 14 Abi. 3 — und VI. G. 440 vom 
5. Januar 1905 — oben Anm. 14A). 

a) Daß —— beſondere ſachliche Veranſtaltungen, wie durch Unterhaltung 
eines dem Handlungsagenten zur Verfügung ſtehenden und von ihm zur Verab— 
folgung von Waren an die Kunden dienenden Warenlagers (Dispofitionglagers 
im Gegenjaße zu einem bloßen Mufterlager) eine Verlaufſtätte und hiermit ein 
Teilbetrieb einer auswärtigen Firma begründet wird, ift bereits früher hervor— 
gehoben (Anm. 11B). 

b) Jemand kann gleichzeitig für einzelne beſtimmte Firmen als Handlungs- 
agent, Dagegen für andere Firmen als deren Organ und Bertreter tätig fein: 

Umftand, daß der Vermittler auch jelbftändig für eigene Rechnung 
Seidäfte abjichließt und injomweit jelbjtändiger Gewerbetreibender ift, jchließt 
nicht aus, daß er Daneben lediglich ald Organ für einen auswärtigen Unter- 
nehmer tätig ift (E. in St.5 171 Ab. 1). In ſolchen Fällen erſcheint der Vermittler 
gleichzeitig als jelbjtändiger Gemwerbetreibender und al3 Vertreter ausmwärtiger 
Unternehmer, und zwar eriteres, ſoweit er feine (jonftigen) eigenen Geichäfte 
beforgt, lestere3, joweit er in Vertretung des auswärtigen Unternehmers deſſen 
Gewerbe betreibt. Vorausſetzung ift dabei, daß es fich nit um die ſelbe 
Tätigfeit handelt (E. in St. 4 345, 6 428)" (E. in &t. 10 393). 

c) Beiden Berfiderungsgejellihaften ift die Unterfheidung 
von General- und Spezialagenten üblich. 

Nach jeititehender Rechtſprechung betreiben Spezialagenten nidht das 
Gewerbe der Berjiherungsgejellihaften, das Be hi iherungdgewerbe, 
fonbdern ihr eigenes Gewerbe, da3a Bermittelung 3 gemwerbe, und fie werben 
dadurch, daß ihnen gewiſſe Funktionen von untergeordneter Bedeutung von ber 
Gejellihaft übertragen worden find, noch nicht Beamte ber Gefellihaft. Eigent- 
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liche Generalagenten find dagegen regelmäßig überhaupt nit Handlungs- 

agenten im Sinne des HGB., jondern Beamte der Gejellichaft, die durch fie ihr 
Berfiherungsgewerbe betreibt. Auf die äußere Bezeichnung und auf den 

Titel lommt es nicht an, fondern auf die Natur des Betriebes. Aus der jehr 

—— Rechtſprechung ſind folgende Ausführungen beſonders hervorzu— 
eben: 

„Nach den vom OVG. angenommenen Grundſätzen ſtellt die von einem 
Agenten, ınsbejondere die von einem jogenannten Generalagenten einer 
Berlicherungsgejellihaft in deren Intereſſe ausgeübte Tätigfeit den Betrieb eines 
felbftändigen Agenturgewerbes dann nich t dar, wenn ber Agent nad) dem ge- 
famten Umfange feiner Tätigteit eine derartige verantwortlihe Vertrauensitellung 
einnimmt, daß ſich feine Stellung der Gejellichaft gegenüber alseinbeamten- 
ähnliches, perfönlihes Dienft- und Abhängigfeitsver- 
hältnis charakterijiert. Unter diefer Vorausfegung wird das Verſicherungs— 
unternehmen nur von der Gejellichaft betrieben, während der Agent lediglic) 
als deren Organ und Gehilfe, alfo in dem Betriebe eines anderen Unternehmers, 
nicht aber ala jelbftändiger Gewerbetreibender in eigenem Namen und für 
eigene Rechnung tätig ift. Dagegen ift nit von enticheidender Bedeutung, 
welche Arten der zum Geſchäftskreiſe des Unternehmens der Geſellſchaft gehörigen 
Handlungen und wieweit gehende Befugnijje dem Agenten übertragen find, 
ob er gegen feites Gehalt oder Provifion angeftellt, ob das Vertragsverhältnis 
auf längere oder fürzere Zeit begründet ift, insbejondere ob es nur nad) vorauf- 

egangener Kündigung oder ohne folche gelöft werden fann und in welchem Um— 
ange die Erwerbtätigfeit des Agenten dur bie Erfüllung der al3 Organ 
der Gefellichaft übernommenen Pflichten in Anjpruch genommen wird. Nament- 
ih kommt auch nicht in Betracht, ob der Agent daneben nod ein eigenes 
felbitändiges Agenturgemwerbe betreibt. E3 iſt auch keineswegs ausgeſchloſſen, 
daß die Generalagenten einer Verſicherungsgeſellſchaft daneben nod als 
Spezialagenten der nämlihen Gejellihaft fungieren und demnach in ihren ver- 
Ihiedenen Beziehungen zu bdemfelben Unternehmer teils al3 Gehilfen deſſen 
Gewerbe und teils jelbjtändig ihr eigenes Gewerbe betreiben (vgl. E. in St. 3 
2395F.; 4 342ff.; 5 167ff.; 6 427 FF.). — Völlig unerheblich für ſich allein endlich ift 
e3, ob die in dem Bezirke einer Generalagentur angenommenen Spezialagenten 
der Gejellichaft in den jchriftlihen Außerungen der letteren oder des General» 
agenten gelegentlich al3 Agenten der Generalagenten bezeichnet werden. Denn 
e3 enticheidet hier, wie überall, das Weſen der Sache, nicht eine rein äufßerliche 
Bezeihnung, namentlich wenn dieje eine mehrdeutige ift und nicht erhellt, daß 
damit nach der Abficht des Erflärenden eine beftimmte Bedeutung verbunden 
fein follte“ (U. VI. G. 295 v. 30. März 1899). 

Ein Agent kann gleichzeitig in einem beamtenähnlichen Verhältnifie zu be - 
fimmten Berjicherungsgejellihaften ftehen und daneben nah anderen 
Rihtungen hin fein eigenes Gewerbe ausüben. Gejchieht dies, jo „betreibt 
er zunächſt durch die Vermittelung von Berjiherungen fein eigened Ver— 
mittelungsgewerbe, wofür er ſelbſt der Gewerbefteuer unterliegt, 
und übt jodann die weitere Tätigfeit als Generalagent in beamtenmäßiger 
Stellung für die Verficherungsgejellichaft aus, betreibt alfo inſoweit das Ver— 
fiherungsgewerbe der Geſeliſchaft, wofür letere gemwerbeiteuer- 
pflichtig ift. In ſolchen Fällen handelt es fich ftets umverfhhiedene von der- 
felben Perſon nebeneinander ausgeübte Tätigkeiten. Dagegen fann ein und 
dieſelbe Tätigkeit auch nur einen einzigen Charakter haben, entweder den 
des Betriebes des Gewerbes ber Gejfellichaft oder den des eigenen VBermittelungs- 

ewerbes. Es ijt nicht denkbar, daß diejenige Tätigkeit, welche ein Agent als 
elbjtändiger Gewerbetreibender (im Vermittelungsgewerbe) entfaltet, 
fih augleich als Ausübung de3 Gewerbes eines anderen (Berjiherungs- 
gemwerbe) darftellt" (E. in St. 4 429). 
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„Diejenigen Generalagenten der Berjiherungsgejellichaften, welche für bie 
Gejellihaften als derenBeamte oder Aingeftellte tätig find, find nicht 
felbftändige Gewerbetreibende und die Eigenjchaft als Beamter oder Angeftellter 
ijt nicht bloß für den auf die Gewinnung und Beauffihtigung der Unteragenten 
uſw. gerichteten Zeil ihres Gejchäftstreifes, jondern auch für die von ihnen 
unmittelbar zu bewirfende VBermittelung von Gejchäften für die Gefell- 
ſchaft namentlich dann anzuerlennen, wenn ſie verpflichtet find, in diejer 
Richtung, und zwar ausjchliehlich für die Geſellſchaft, tätig zu fein. Bei einer 
derartigen Berpflihtung bilden die VBermittelungsgeichäfte des Generalagenten 
nicht einen jelbftändigen Gemwerbebetrich, jondern nur einen Teil des 
gewerblihen Gejamtbetriebes der Gejellichaft jelbit“ (E. in St. 8 439). 

d) Ebenſo ift daran „feitzuhalten, daß die Generalagenten der 
oypothefen banken wegen der bejonderen Bertrauensitellung, melde 
fie zu den Hypothekenbanken einnehmen, ... den Generalagenten der Ber- 
fiherungsgejellihaften, in der Regel als Bertreter (Beamte) der Hypotheken— 
banten anzujehen jind, daß der Titelan ſich nichts entjcheidet, wenn auch bei 
(Seneralagenten die Vermutung für den ihrerjeitS ausgeübten Gewerbebetrieb 
der Hypothetenbant ipricht, und dab die Beauftragung mit untergeord- 
neten Funktionen die Agenten nicht jchon zu Beamten der Hypothekenbank 
machen fann“ (li. VI. G. 574 v. 28. Nov. 1895). 

Die von einer außerpreußiihen Hy pothetenbanfl auf Grund eines 
vertragmäßigen Dienftverhältnifies für beitimmte preußiihe Orte beitellten 
Vertreter betreiben insbejondere dann nicht ein jelbftändiges Bermittelungs- 
gemwerbe, jondern vielmehr als Organe der Bank deren eigenes Hypotheken— 
geihäft, wenn bei Geſuchen um Gemährung bypothelariiher Darlehen „die 
Antragiteller nach der Abficht der Bank ſich Schon durch die Stellung des Antrages 
bei deren Vertretern für einen beftimmten Zeitraum gebunden und für ben Fall 
der Genehmigung ihres Geſuches feitens der Bank innerhalb diejes Zeitraumes 
zur Erfüllung, d. h. zur Entnahme des Darlehens nad) Mafgabe des geitellten 
Antrages, für verpflichtet erklären, und ferner die Vertreter der Bank eine Vor— 
prüfung der für die Darlehnsgewährung in Betracht fommenden tatjächlichen 
Berhältnijje vorzunehmen haben und nad) deren Ergebnis befugt find, nicht 
bloß etwa ihre Bermittlertätigfeit, fondern namens der Bank das Geſuch um die 
Gewährung des Darlehens zurüdzumeijen“ (E. in St. 7 445). 

15. Die Befteuerung erfolgt „nah Maßgabe“ der Unterhaltung eines 
oder mehrerer ftehender Betriebe in Preußen, db. h. ſoweit die Ausübung 
eines ftehenden Gewerbes in Breußen ftattfindet; geichieht jolches in mehreren Be- 
trieben, jo werden dieje nach der allgemeinen Regel des $ 17 ala eineinheit- 
tiches Gewerbe zur Steuer veranlagt. 

Da fi das GewG. nad $ 1 Abi. 1 auf die im Umbherziehen betriebenen 
Gewerbe überhaupt nicht eritredt, jo unterliegt auch das von Nichtpreußen aus- 
geübte Wandergemwerbe lediglich der Wandergewerbefteuer. 

Auf der anderen Seite trifft die Gewerbefteuer, wenn ein ftehender Be- 
trieb in Preußen unterhalten twird, auch alle diejenigen Arten bes Gejchäfts- 
betriebes mit, welche ſich zwar auferhalb des Ortes vollziehen, two der ftehende 
Betrieb unterhalten wird, gleichwohl aber nad den bejtehenden Gejetesvor- 
ichriften Beſtandteile des leßteren bilden ($$ 42, 44, 64 SD.; 88 2—4 56.; Nr. 5 
bi 7 HA.; vgl. Art. 3 Nr. 2 Abi. 2). 

16. „Bei einem newerblihen Unternehmen, welches fih aus zwei ver- 
fchiedenen Geſchäftzweigen — aus Kabriftation und Handel — zu 
fammenjest, gebt der Ertrag nur aus der Verbindung beider hervor. Wird des— 
halb, weil die beiden Gejchäftziweige an verihiedenen Orten betrieben werden, 
die Entjcheidung der frage erforderlih, in welchem Berhältnifje jeder diejer 
Faktoren an der Erzielung des Sejamtertrages beteiligt ift, jo müſſen dabei ber 
Natur der Sahe nad) die gelamten geihäftlihen Berhältniffe des Unternehmens 
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berückſichtigt werden. Es wird dabei, wie das OBG. bereits in dem einen ganz 
ähnlichen Dt betreffenden U. v. 11. Dez. 1879 (E. 6 28 ff.) ausgeführt hat, ins- 
befondere darauf anlommen, ob e3 ſich um ein Unternehmen von bebeutendem 
Umfange handelt, bei welchem die faufmännifche Leitung naturgemäß fchwerer 
in das Gewicht fällt, oder ob das Gewerbe wegen feiner geringeren Ausdehnung 
einer Handelstätigfeit weniger Raum läßt, und ob bie Art des Fabrifates, je 
nachdem e3 einen Abjaß nur in engbegrenztem Kreiſe oder auf die weiteften Ent- 
fernungen geftattet, einen eigentlichen Handeläbetrieb faum nötig macht, oder 
umgefehrt in hervorragendem Maße erfordert. Die Entſcheidung der Frage 
fediglich unter Berüdfichtigung des örtlich angelegten Kapitales würde 
aber unter Außerachtlaſſung gerade des unter Umftänden überwiegenden Einfluffes 
der faufmännifhen Tätigkeit auf die Erzielung des Gejamtertrages in vielen 
Fällen zu Unrecht eine Bevorzugung der Fabrikationstätigfeit zur Folge haben, 
mweil für die Anlage und den Betrieb der Fabrikation regelmäßig ein größeres 
Kapital erforderlich ift, wie für den Vertrieb der Fabrilate und überhaupt für 
die faufmännifche Leitung des Geſchäftes. In Ermangelung befonderer für die 
Gemwinnerzielung wejentlicher Umſtände wird vielmehr füglich der einzige Austweg 
in der gleihmäßigen Berteilung des Gejamtertrages auf die Fabri- 
fation und den Handelbeftehen. Mit diejen Ausführungen ftimmt die im Art. 191 
Abi. 2 getroffene Borjcheift überein, wonad bei Bemeffung der von dem Ge- 
famtbetrage auf den preußiichen Betriebsteil entfallenden Quote das Verhältnis 
der für die Gewinnerzielung vornehmlich enticheidenden Merkmale hauptjächlich 
berüdfichtigt werden joll“ (E. in St. 4 319; vgl. auch Anm. 10C, H zu $ 38). 

„Die Auswahl des Berteilungsmaßitabes, wie die quantitative Ausführun 
der Berteilung des Gejamtertrages auf die beiden beteiligten Staaten bewegt fi 
im mwejentlihen auf tatſächlichem ®ebiete und unterliegt, jofern ein rechtlicher 
oder tatjählicher Irrtum nicht erjichtlich ift, nicht der Anfechtung mit der Be- 
ſchwerde“ (U. VI. G. 244 v. 22, Sept. 1898; vgl. auch Anm. 136 zu $ 38). 

17. „Zur Bermeidung weitläufiger Erörterungen ift im $ 21 bezüglich der- 
jenigen inländiichen Gewerbe, welche in anderen Bundesftaaten einen ftehenden 
Betrieb errichtet haben, No de3 dort erzielten Ertrages als derjenige Teil be- 
ſtimmt worden, welcher hiervon in der Regel für die in Breußen befindlide 
Geſchäftsleitung in Ania gebracht werden joll. Dieſe Vorſchrift hat nad 
Art. 19 I auch bei der Berechnung des Ertrages der von außerhalb Preußens 
dbomizilierten gewerblihen Unternehmungen in Breußen errichteten Ziweignieder- 
fafjungen ufw. Anwendung zu finden“ (U. VI. G. 237 v. 10. Juli 1897; vgl. 
auch Anm. 4 zu $ 21). 

18. „Bon der Befugnis, von gewerblihen Unternehmungen, welche aufer- 
halb Preußens ihren Sit haben, gemäß $ 2 die Beitellung eines in Preußen 
mwohnhaften Vertreters zu fordern, ift nach Art. 12 Nr. 2 von dem dort näher 
bezeichneten Ausnahmefalle abgejehen, regelmäßig Gebrauch zu machen. 
Der Auffaffung, dab ein Zwangmittel fehle, um Gewerbetreibende zur Er- 
rüllung der ihnen gemäß $ 2 gemachten Auflage anzuhalten, kann nicht beige- 
treten werden. Die Regierung ijt vielmehr für befugt zu erachten, auf Antrag 
des Borjigenden des Steuerausſchuſſes ihrerfeit3 den Steuerpflichtigen zur Er- 
füllung der ihm nad $ 2 obliegenden Verbindlichkeit aufzufordern und diejer 
ihrer Anordnung nötigenfalls dur) Anwendung der ihr gemäß $ 11 der Negierungs- 
inftruftion vom 23. Oftober 1817 und $ 48 der Verordnung vom 26. Dezember 
1808 zu Gebote ftehenden Zmwangmittel Nachdrud zu verleihen" (B. vom 29. 
Dezember 1902 — Mitt. 9. 45 ©. 17). 
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Bon der Gewerbeſteuner ſind befreit: 
1. Da8 Deutiche Meich [und der Prenßiſche Staat]: 


Fuifting, birefte Steuern. III. j 
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2. [die Reichsbant)]; 

3. die landjchaftliden Kreditverbände, jowie bie Bffentlihen Ber- 
fiherunganftalten; 

4. die Kommmnalvderbände wegen folgender von ihnen betriebenen 
gewerblichen Unternehmungen: 

a) der zu gemeinnügigen Zweden dienenden Geld» und Streditau- 
ftalten, als Sparkaſſen, Landeskredittaſſen, Zandestultur- Renten- 
banten, Bezirt- und Provinzial Hilfe und Darlehntajjen ujw.; 

b) der Kanalijation» und Wajjerwerte, letterer jedoch nur, joweit 
fi der Betrieb auf den Bezirk der unternehmenden Gemeinde 
beichräntt; j 

e) der Schlachthäuſer und Bichhöfe; 

d) der Markthallen; 

e) der Boltsbäder; 

f) der Anftalten zur Beleihung von Pfandſtücken. 

Der Finanzminifter ift ermächtigt, auch für andere im öffentlichen Ju— 
terejje unternommene gewerbliche Betriebe der Kommunalverbände Steuer- 
freiheit zu gewähren. &o lange ſolche Betriebe ertraglos jind, muß auf 
Antrag vom Finanzminifter die Stenerjreiheit gewährt werden. 

Der Finanzminifter ift ermächtigt, vorſtehende Beitimmungen auch 
auf Unternehmungen anderer Korporationen, Vereine und Berjonen, welche 
nur wohltätige oder gemeinnügige Zwede unter Ausſchluß eine® Gewinnes 
für die Unternehmer verfolgen (3. B. öffentliche Boltstüchen, Kaffeeſchänten, 
Boltöbibliotheten und dergleichen), zu erftreden, und finden diejelben zu- 
gleich in betreff der Betriebſteuer (8$ 59 ff.) Anwendung. 


Zzu 8 3. 
Inhalt: 
1. Ausführungbeftimmungen. 8. Gewerbliche Unternehmungen ber Kommunal» 
2. Ubänderung der 86 3, 4 durch das HUB. verbänbe. 
8, gerliaftung der Reichsbetriebe. 9. Nr. 4a; Geld- und Frebitanftalten. 
4. Befteuerung ber Staatebetriebe. 10. Nr. 4b; Kanalifation- und Waflerwerte. 
5. Reichsbank. 11. Nr. 4e; Bolfäbäber, 
6. Begründung bed GE. zu $ 3 Nr. 3 ff. ı 2. g 3 Ubf. 2. 
7. Berficherunganftalten. 18,53 Abf. 3. 


1. Zu $ 3 vgl. Art. 4—7. 

2. Die Borfchriften der $$ 3, 4 find zum Teil abgeändert durch $ 28 KAG, 
welcher lautet: 

„ven Gewerbeſteuern unterliegen in den Gemeinden, in denen der Betrieb 
ftattfindet, 

1. die nach dem Gewerbefteuergejege v. 24. Juni 1891 (GE. ©. 205) zu 
veranlagenden ftehenden Gewerbe; 

2. die landwirtichaftlihen Branntweinbrennereien; 

3. der Bergbau; 

4. die gewerbmäßige Gewinnung von Bernftein, Ausbeutung von Torf- 
ftihen, von Sand», Kies-, Lehm-, Mergel-, Ton- und dergleihen Gruben, von 
Stein», Schiefer, Kalf-, Kreide- und dergleihen Brücden; 

5. die Gewerbebetriebe fommunaler und anderer öffentliher Verbände; 

6. die Gewerbebetriebe des Staates und der Neichsbant. 

Diejenigen zu Nr. 2 bis 6 bezeichneten Betriebe, bei denen weder der jähr- 
lihe Ertrag 1500 Mark, noch das Anlage» und Betriebstapital 3000 Marl er- 
reicht, ingleichen die nach $ 3 Nr. 4 des Gewerbefteuergejeßes dv. 24. Juni 1891 
fteuerfreien Gewerbebetriebe der Kommunalverbände bleiben von der Gemwerbe- 
fteuer befreit. Auf die Betriebfteuer findet diefe Beitimmung feine Anwendung. 

Der Betrieb der Staatdeifenbahnen und der der Eifenbahnabgabe unter- 
liegenden Privateiſenbahnen ift gemwerbeiteuerfrei. 
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Der Gewerbebetrieb im Umherziehen iſt der Gewerbeſteuer in den Ge— 
meinden nicht unterworfen“. 

3. „Die Freilaſſung der gewerblichen Unternehmungen des Reiches 
entſpricht der ſtaatsrechtlichen pn bed Reiches und dem Grundſatze der 
fteuerlihen Gleichftellung von Reich und Staat ($ 2 Abi. 2 des Geſetzes über die 
Rectöverhältniffe der zum dienftlihen Gebraudhe einer Reichsverwaltung be- 
ftimmten Gegenftände vom 25. Mai 1873 — RGBl. ©. 115)" (Begründung des 
GE. ©. 42). Die Steuerfreiheit der gewerblihen Unternehmungen des Reiches 
tonnte wegen jeiner ftaatsrechtlihen Stellung, nämlich wegen der Überordnung 
ber — über die Landesgeſetzgebung, auch durch das KAG. nicht beſchränkt 
werden. 

4. Nachdem die Befreiung der Gewerbebetriebe des Staates mit Ausnahme 
der Staatseijenbahnen (vgl. Anm. 12 zu $ 4) durch $ 28 KAG. (vgl. oben Anm. 
2) aufgehoben worden ift, muß die Veranlagung fämtlidher fteuerpflichtiger 
Staatäbetriebe einheitlich ($ 17) erfolgen. Die Veranlagung gefchieht 
nah Maßgabe der Belanntmahung vom 22. Dez. 1894 (Mitt. 9. 30 S. 52, ab- 
gedrudt in Anm. ** zu Art. 30). 

Wegen ber Zerlegung des Gejamtjteuerjaßes des Staates vgl. Anm. 14 zu 838. 

Die Staatslotterie gehört nicht zu den ftaatlihen Gemwerbebetrieben (vgl. 
Anm. 5A letzter Abi. zu $ 1). 

5. Die Gewerbefteuerfreiheit der Reichsbank ift ihr nad) $ 21 des Bankgeſ. 
vom 14. März 1875 nur für die taatliche Befteuerung verliehen und mit der 
Umwandlung der ftaatlihen in eine fommunale Gewerbefteuer durch $ 28 Nr. 6 
KAG. (vgl. oben Anm. 2) aufgehoben. 

6. Aus der Begründung des GE. (©. 42) zu $ 3 Nr. 3 ff.: 

„Für diejenigen Unternehmungen öffentlider Körperjchaften, mit denen die 
Erzielung eines Erwerbes verbunden ift und welche aus diefem Grunde einen 
gewerblihen Charakter an ſich tragen, fann nicht lediglich wegen der Perſon des 
Unternehmers Steuerfreiheit gewährt werden. Vielmehr ift hier zu unterſcheiden 
zwijchen jolhen Beranftaltungen, welche an erfter Stelle auf die Beförderung der 
öffentlihen Wohlfahrt oder des gemeinen Nußens gerichtet find und die Erzielung 
eines Erwerbes nur als Nebenzwed verfolgen, und folhen Unternehmungen, 
welche vorzugweiſe die Erzielung eines Erwerbes beziweden. wenn fie daneben 
auch öffentlihen oder gemeinnügigen Zweden dienen. 

Die Anftalten der erjteren Art, zu denen die landichaftlihen Kredit— 
verbände und die öffentlihen Berliherunganftalten, jomwie die unter Nr. 4 a—f 
bezeichneten Einrichtungen der Kommunalverbände gehören, tragen nur in 
untergeordnetem Maße einen gewerblichen Charakter an jih. Bei zahlreihen 
tommunalen Anftalten, wie 3. B. bei den meiften Kanalijation- und Waſſerwerlken, 
Schlahthäufern, Biehhöfen, Markthallen und Volksbädern, reichen die Ein- 
nahmen zur Dedung der Anlage- und Betriebskoften nicht aus. Auch werben die 
Einnahmen nidht jelten in Form von fteuerartigen Abgaben oder von Gebühren 
erhoben, deren Süße zur Erreichung der angeftrebten öffentlichen Zwecke niedrig 
normiert find und nicht beliebig erhöht werden fünnen. Aber wenn auch, wie 
bei Sparkaſſen, ein wirfliher Gewinn erzielt wird, jo find Doch die Unternehmer 
in bezug auf die Verwendung besfelben regelmäßig durch geſetzliche, ftatuten- 
mäßige oder Verwaltungvorſchriften beichränft. Jedenfalls jind die angeftrebten 
öffentlihen Zwecke jo überwiegend, daß die Befreiung der Anftalten diejfer Art 
von der Gemerbefteuer gerechtfertigt erjcheint. 

Bei der oben bezeichneten zweiten Art der Unternehmungen, wohin 3. B. 
Gasanftalten, Elektrizitätwerte, Pferde- und fonftige Straßenbahnen gehören, 
tritt der privatwirtichaftlihe und gewerbliche Charakter derartig in den Vorder— 
grund, da die Steuerpflicht nicht ausgefchloffen werden darf. Auch unterliegen 
fchon nach dem bejtehenden Rechte die fommunalen Sasanftalten der allgemeinen 
Gemerbeiteuer. 

4* 
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Eine vollftändige namentlihe Aufführung der fteuerfrei zu laffenden kom— 
munalen Betriebe ift jhon wegen der nicht im voraus zu überjehenden weiteren 
Entwidelung auf diefem Gebiete nicht angängig. Es erübrigt daher nur, dem 
Finanzminiiter, wie im vorlesten Abjate des $ 3 geichehen, die Ermächtigung 
sur Gewährung weiterer Befreiungen unter den dort bezeichneten, den vor- 
jtehenden Ausführungen entiprehenden Vorausſetzungen beizulegen. 

Die Ausdehnung diejer Ermächtigung des Finanzminifters auf die, unter 
Ausſchluß eines Geminnes der Unternehmer lediglich wohltätige oder gemein- 
nützige Zwecke verfolgenden Beranftaltungen anderer Korporationen uſw. findet 
in der wünjchenswerten Beförderung dieier Zwecke eine ausreihende Recht— 
fertigung.“ 

7. Auch den Zweiganitalten und Agenturen der öffentlihen Ber- 
fiherunganitalten kommt die Steuerfreiheit zu. Ihre Geichäftsführer (Be- 
triebsfommifjarien) find mittelbare Staatsbeamte und geniehen als folche gemäß 
$ 4 Nr. 7 Steuerfreiheit. Die Privatverfiderunganftalten find, ſoweit 
fie überhaupt als Gewerbebetriebe anzujehen find, fteuerpflihtig. Wegen ber 
Berjiherungsgeiellihaften auf Gegenſeitigkeit vgl. Anm. 11 zu $ I, 
Wegen der Agenten der Berficherungsgejellihaften vgl. Anm. 14C zu $ 2, 

8. Die Beftimmungen zu Nr. 4a—f beziehen jih nur auf preußiſche 
Kommunalverbände, einichliehlicdh der in einzelnen Landesteilen noch beitehenbden 
Kommunalverbände der früheren Perfallungen, 3. B. der Hannoverichen 
Nebenanlageverbände (U. VI. G. 203 v. 17. Jan. 1895). Die zu a—f befonders 
aufgeführten Unternehmungen der Kommunalverbände — bie zu b 
mit der dort angegebenen Einſchränkung — geniehen unter allen Umftänden, 
jelbit wenn fie völlig gewerbmäßig betrieben werben, Steuerfreiheit. Für andere 
als die dort bezeichneten Unternehmungen fann unter den im Abf. 2 beftimmten 
Vorausiegungen von dem Finanzminifter Steuerfreiheit bewilligt werben; 
im Falle der GErtraglofigkeit mu ſolches geichehen. Der Betrieb ftädtiicher 
Gasanftalten ift nur injomweit fteuerpflichtig, als er über die Herftellung des für 
den eigenen Bedarf ber Stadt erforberlihen Gaſes hinausgeht (E. in St. 4311 f.). 


9. Die zu Nr. 4a beionders aufgeführten Geld- und Krebitanftalten der 
Kommunalverbände genießen ftets Steuerfreiheit, ohne daß es der 
näheren Feſtſtellung bedürfte, ob jie zu gemeinnügigen Ziweden dienen. Dagegen 
hängt die Steuerfreiheit anderer Geld- und Kreditanitalten der Kommunalver- 
bände von ber Feititellung diejer Vorausſetzung ab; die Anerlennung der Steuer- 
freiheit fann im Wege der Rechtsmittel verfolgt werden. 

10. Zu Nr. 4b vgl. Art. 5 Nr. 3. Der auf die Berforgung fremder 
Gemeinden gerichtete Betrieb ift, jofern die Abſicht der Gemwinnerzielung hierbei 
vormwaltet, fteuerpflichtig (vgl. V. v. 3. Oft. 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 23). Bgl. 
auch U. v. 7. März; 1895 (E. in St. 4 311). 

11. Wegen des Begriffes „Volksbäder“ vgl. Art. 5 Nr. 6. 

12. Die Borausfekung für die Gewährung der Steuerfreiheit nach $ 3 Abi. 2 
ift lediglich die Unternehmung des Betriebes „im öffentlihen Inter- 
eſſe“. Die Steuerfreiheit fann von Amts wegen und auf Antrag des Kom— 
munalverbandes (vgl. Art. 6 Abi. 3) gewährt werden. Für die Gewährung 
der Steuerfreiheit ift ausichließlih der Finanzminifter zuftändig. Kommunale 
Gasanftalten ericheinen regelmäßig als Gewerbebetriebe, welche, jofern fie 
nicht ertraglos find, der Beiteuerung unterliegen (V. v. 4. März 1893 — Mitt. 
9. 26 Nr. 42). 

Die Ertraglofigteit des Betriebes würde an ſich die Steuerfreiheit nicht be- 
gründen, ba die eventuelle Veranlagung nah dem Anlage- und Betriebstapitale 
eintreten müßte ($ 6); daher ift dieſe ausdrüdliche Geſetzesbeſtimmung zur Be 
gründung des Anfpruches auf Steuerfreiheit erforderlihd. Der Kommunal- 
verband hat die Ertraglofigkeit fürdasabgelaufene $Xahrodernad 
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dem zur Zeit der Beranlagung vorliegenden Anhalte 
($ 24 Ab. 2, 3; Art. 18) nachzuweiſen. Der Antrag muß vor der Veranlagung 
geftellt werden (Art. 6 Abſ. 3). Iſt ein Ertrag erzielt worden oder zu erwarten, 
jo lann wegen Ertraglojigfeit während des Beranlagungjahres 
Steuerfreiheit nidyt gefordert werden ($ 24 Abj. 4). 

„Die Rehtswohltat der Steuerfreiheit, die nad) $ 3 Abj. 2 unter den Voraus— 
jegungen der Begründung eines gewerblichen Betriebes im öffentlichen 
Intereſſe und der Ertraglojigteit den Kommunalverbänden vom 
Kinanzminifter gewährt werden muß, fann bei Perfagung ber 
Redtswohltat durch den Finanzminiſter nicht im Wege der Rechtsmittel gegen die 
Veranlagung beansprucht und gewährt werden“ (U. VI. G. 293 vom 23. März 
1905). 


13. Die im legten Abjabe dem Finanzminifter erteilte Ermächtigung zur 
Gewährung der Steuerfreiheit erjtredt jich nicht auf Kommunalverbände; für 
die gewerblihen Betriebe der legteren gelten ausjchlieglich die Beitimmungen 
der Nr. 4 und des Abſ. 2. Am übrigen find im Abf. 3 fubjeltive Beſchränkungen 
nicht enthalten. Falls die objektiven Vorausſetzungen — Berfolgung mohl- 
tätiger oder gemeinnüßiger Zwede unter Ausichluß eines Gewinnes für Die 
Unternehmer — zutreffen, kann die Steuerfreiheit gewährt werden, ohne daß es 
auf die Perſon des Inhabers weiter ankäme. 

Die „Ermächtigung“ des Finanzminifters begründet deſſen ausjchliej;- 
lihe Zuftändigfeit und jchließt die Verfolgung eines Anipruches im Wege der 
Rechtsmittel aus. Insbeſondere ift auch für den Fall der Ertraglofigfeit des 
Betriebes ein Rechts anſpruch nicht gegeben; die Weranlagung würde in 
jolhem Falle nad) dem Anlage- und Betriebsfapitale ($ 6) erfolgen müjjen. 
Aus der Faſſung „vorjtehende Beftimmungen ... zu erftreden“ kann das Gegen- 
teil nicht gefolgert werden. Dieſe beruht auf einer, bie Abjicht des Abjakes 3 
nicht mit voller Klarheit zum Ausdrude bringenden, rein redaktionellen Änderung, 
Se” die Regierungsvorlage in der Kommilfion des AH. erlitten hat (val. 

B. ©. 4). 

Diejenigen gewerblichen Unternehmungen, für welde auf Grund der 
im Abſ. 3 erteilten Ermädtigung unter bejtimmten Borausjegungen von 
vornherein Steuerfreiheit gewährt ift, find im Art. 7 Nr. 1—3 aufgeführt. 
Hinfichtlich diejer ift jeitens der Beranfagungorgane von Amts wegen zu prüfen, 
ob die WVorausjeßungen der Stenerfreiheit zutreffen. Für andere gewerb- 
lihe Unternehmungen ift die Gewährung der Steuerfreiheit von der Stellung 
eines hierauf gerichteten, die geſetzlichen VBorausjegungen nachweifenden An— 
trages abhängig. Indeſſen empfiehlt es jih auch für die im Art. 7 Nr. 1-3 
aufgeführten Betriebe, zeitig die entiprechenden Anträge zu Stellen und zu be- 
gründen, um bierdurdy den Veranlagungorganen, die Prüfung au erleichtern 
und Weiterungen vorzubeugen. 

Begen der Antragftellung vgl. Art. 6 Abſ. 3 umd Urt. 7 letzter Abi. 

Die geſetzlichen Borausjegungen beftehen darin, daß ausihliehlidh 
wohltätige oder gemeinnüßige Zwecke verfolgt werden und die Abficht der Ge— 
winnerzielung für die Unternehmer gänzlidh ausgeſchloſſen iſt. 
Falls überhaupt die Erzielung eines Gewinnes nicht beabjichtigt wird, liegt 
Ihon begrifflicdy fein Bewerbebetrieb vor (vgl. Ann. 5B zu $ 1); joweit aber 
ein Gewinn angeftrebt wird, muß die ausfchliehlihe Verwendung für Zwede 
der Wohltätigkeit oder des gemeinen Nutzens von vornherein jeititehen. 

Die Gemwinnerzielung für den Unternehmer mu grundſätzlich aus— 
geſchloſſen fein. In dem Vorbehalte einer landesüblihen Verzinſung der von 
dem Unternehmer für den Betrieb dargebotenen Kapitalien braucht eine die 
Steuerfreiheit ausichließende Gemwinnerzielung nicht gefunden zu werden. 

Wegen der Mertmale „öffentlicher Voltstüchen“ uw. vgl. Art. 7 Pr. 1,2 
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84. 

Der Gewerbeftener unterliegen nicht: 

1. die Land» und Forftwirtichaft, die Viehzucht, die Jagd, die Filcd- 
zucht, der Obſt- und Weinban, der Gartenbau — mit Ausnahme der Kunft- 
und Handeldgärtnerei — einjchliegli des Abſatzes der jelbjtgewonnenen 
Erzeugnijje in rohem Zuftande oder nad einer Berarbeitung, welde in 
dem Bereiche des betrejfenden Erwerbzweiges liegt. 

Dieje Beitimmung findet jedoch keine Anwendung auf diejenigen, welde 
gewerbweije Bieh von erfauftem Futter unterhalten, um es zum Berkaufe 
zu mäjten oder mit der Milch zu handeln, jowie auf diejenigen, welche bie 
Milch einer Herde, dad Obſt eines Garten, den Fiichfang in geichlofjenen 
—— und ähnliche Nutzungen abgeſondert zum Gewerbebetriebe 
pachten; 

2. [die landwirtſchaftlichen Branntweinbrennereien (65 41 Ia des Ge— 
ſetzes, betreffend die Beſtenerung des Branntweines, vom 24. Juni 1887, 
Reichs-Geſetzbl. S. 253]; 

3. [der Bergbau]; 

4. [die Ausbeutung von Zorfjtichen, von Sande, Kies⸗, Lehm⸗, Mergels, 
Ton⸗ und dergleihen Gruben, von Stein⸗, Schiefer-, KHalt-, Kreide» und 
dergleichen Brüchen, einjchlieglich des Abſatzes der jelbjtgewonnenen Erzeng- 
nijje, jofern nicht eine weitere Bearbeitung behufs Darjtellung einer Handels» 
ware hinzutritt]; 

5. der Handel außerpreußiſcher Gewerbetreibender 

a) anf Meſſen und Jahrmärkten, 
b) mit Berzehrungsgegenſtänden des Worhenmarktvertehres auf 
Wochenmärkten; 

6. der Betrieb der Eiſenbahnen, welche der Eiſenbahnabgabe nad 
Maßgabe der Geſetze vom 30. Mai 1853 (GeſetzSamml. &. 449) und dom 
16. März 1867 (Geſetz-Samml. S. 465) unterliegen; 

7. die Ausübung eines amtlichen Berufes, der Kunſt, einer wijjenjchaft- 
lichen, jchriftitelleriichen, unterrichtenden oder erziehenden Zätigfeit, in®- 
bejondere auch des Berufes ald Arzt, ala Rechtsanwalt, ala dvereideter Land— 
und Feldmeſſer, jowie ald Markicheider. 


Zus + 
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Abſatz der ſelbſtgewonnenen ee in 
rohem oder verarbeitetem Zuſtande. 


1. Zu $ 4 vgl. Art. 8, 9. 

2. Begründung des GE. zu $ 4 Wr. 1: 

„Das die Land» und Foritwirtichaft als ſolche ſchon mit Rüdjicht auf die 
von den Liegenichaften zu entrichtende, verhältnismäßig hohe Grundfteuer von 
weiteren Ertragiteuern freizulaffen iſt, unterliegt feinem Zweifel. Ebenfo unbe- 
denflich ift die Eritredung der Befreiung von der Gewerbefteuer auf Viehzudt, 
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ad Fiſchzucht, Obſt⸗, Garten- und Weinbau, ſoweit dieſe Betriebe mit ber 
andwirtichaft verbunden find und nur einen Zeil derjelben bilden. Endlich 
fanıı auch die Gewährung der Steuerfreiheit für die bloße Verwertung ber 
jelbitgewonnenen Erzeugnijje nicht in Frage geftellt werden. Hierbei kann es 
fernerhin feinen Unterſchied machen, ob der Berfauf außer auf den Märkten 
aus einem befonders dazu bejtimmten offenen Berlauflofale außerhalb der 
Produftionftätte erfolgt oder nicht. Vielmehr kann das bisher die Steuer- 
pflicht bedingende äußere Merkmal des Verkaufes aus einem befonderen Ber- 
fauflofale nah) den allgemeinen Grundſätzen des Entwurfes die Steuerpflicht 
nicht mehr begründen. 

Nach dem Entwurfe follen Vichzucht, Jagd, Fiſchzucht, Obft- und Weinbau, 
auch jofern fie als felbftändige, von der Landmwirtichaft losgelöfte Betriebe 
ericheinen, einfchließlih des Verkaufes der felbftgewonnenen Erzeugniſſe 
mit dem im Abf. 2 gemachten Vorbehalte von der Steuerpflicht ausgenommen 
jein. Dieſe im wejentlihen mit der beftehenden Geſetzgebung übereinftim- 
menden Befreiungen rechtfertigen ſich vorzugweiſe durch vollswirtſchaftliche, 
die Beförderung von Viehzucht, Filchzucht, Obft- und Weinbau bedingende 
Nüdfihten. Das gleiche gilt vom Gartenbau, ſoweit derfelbe nicht al3 Kunft- 
und SHandelägärtnerei betrieben wird. Dagegen liegt feine Beranlafjung vor, 
die in neuerer Zeit zum Teil zu großer gewerblicher Bedeutung gelangten Be- 
triebe der letzteren Art fteuerfrei zu belafjen. 

Fraglih kann es fein, ob auch die weitere Verarbeitung der jelbftge- 
wonnenen land- und forftwirtfchaftlihen ufw. Erzeugnifje, ſowie die Ver— 
mwertung ber verarbeiteten jelbftgewonnenen Erzeugnifje von der Belteuerung 
auszunehmen find, da hier ein jelbjtändiger, über den Betrieb der Land- und 
Forjtwirtichaft ufw. Hinausgehender Gewerbebetrieb angenommen werben 
fönnte. Der Entwurf läht auch nad diejer Richtung hin Steuerbefreiung ein- 
treten, fomweit die Verarbeitung herfömmlich in dem Bereiche des betreffenden 
Ermwerbzmeiges liegt. Unter diefer Vorausſetzung ericheint die Verarbeitung ber 
felbitgewonnenen Erzeugniffe vorzugweile nur als ein Mittel zur —— 
Verwertung der letzteren, die hierauf gerichteten Unternehmungen ſtellen ſich 
nur als Nebenbetriebe der Land- und Forſtwirtſchaft ufw. dar. Die Steuer- 
befreiung, welche die Hauptbetriebe teils aus volkswirtſchaftlichen Rüdfichten, 
teild aus fteuerpolitiihen Gründen — wegen der Belaftung der Liegenjchaften 
mit ber verhältnismäßig hohen Grundfteuer — geniehen, ift aus der gleichen 
Beranlafjung aud den Nebenbetrieben zu gewähren. 

Wegen der Befreiung der Weinbauer, welche zeitweilig jelbitgewonnenen 
Moſt oder Wein zum Genuſſe auf der Stelle vertaufen, iſt $ 67 zu vergleichen.“ 

3. Die Land» und Forftwirtfhaft it nah der geichichtlihen 
Entwidelung des Gemerbebegrified und als überwiegende Eigenproduftion 
(vgl. Anm. 12 B zu $ 1) überhaupt nicht Gewerbebetrieb. Auch die verwandten 
Zweige ber Urproduftion, insbejondere die im $4 Nr. 1 aufgeführten, gelten nicht 
al3 Gewerbebetriebe. Die Land» und Forftwirtichaft ulm. werden auch durch 
den bloßen Abjaß der ſelbſtgewonnenen Erzeugnifje in rohem Zuftande oder nach 
einer dem landwirtichaftlihen Bereiche angehörigen Verarbeitung nicht zu 
Gewerbebetrieben. Auf der anderen Seite können gewerblihe Betriebe, welche 
von Landwirten ufw. ausgeübt werden, durch die zufällige Verknüpfung mit 
landwirtichaftlihen ui. Betrieben ihren gewerblichen Charakter nicht verlieren. 
Ebenſo behalten jolhe Betriebe, welche, wenn fie von Landwirten ausgeübt 
wären, landwirtichaftlihe Betriebe fein würden, in Wirklichkeit aber weſentliche 
Teile eines Gemwerbebetriebes find, ihren gewerblichen Charafter. 

A. „Die Rechtsauffaſſung, daß foldhe von Land- und Forftwirten zur Ver— 
arbeitung jelbftgewonnener Erzeugniſſe unterhaltene Anlagen, welche 
auch von anderen Perſonen und als jelbftändige Unternehmungen betrieben 
werden fönnen, ftet3 einen Gewerbebetrieb daritellen, verjtöht genen $4Nr. 1 
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und Art. 8 Nr. 1-3. Nach der erfteren Gejepesbeftimmung unterliegen der Ge- 
werbefteuer nicht die Land» und Forftwirtichaft einſchließlich des Abſatzes der 
ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe in rohem Zuſtande oder nad einer Verar— 
beitung, welche in dem Bereiche des betreffenden Er- 
werbzmweiges liegt. Wollte man dieſe Beftimmung im Sinne obiger 
Rechtsauffaſſung auslegen, fo würde jede auf Verarbeitung zum Zwecke des 
bejjeren Abſatzes der jelbitgewonnenen Erzeugnilie abzielende Einrichtung als 

ewerblicde Anlage leer und fteuerpflichtig fein, da faum irgend eine 

inrichtung ſolcher Art denkbar ift, die nicht auch von anderen Berjonen als jelb- 
— Unternehmung betrieben werden könnte und tatſächlich betrieben wird. 
Die erarbeitung ber jelbftgewonnenen Erzeugnijie würde alsdann 
regelmäßig die Steuerpflicht zur Folge haben, während nad) der Abjicht des 
Geſetzes die Steuerfreiheit gewährt bleiben foll, jofern nur die Verarbeitung im 
Bereiche der Land- und Forftwirtichaft liegt. Die obige Reditsauffaflung ift 
aljo mit der Abjicht des Geſetzes nicht vereinbar und entipringt aus einem Miß— 
verftändniffe des Art. 8 Nr. 2 Abj.2. Dort wird in zutreffender Weije ald Boraus- 
fegung der Steuerfreiheit bezeichnet, da die für Verarbeitungztvede herge- 
ftellten Einrihtungen der Land- und Forſtwirte dem land- und forjtwirtichait- 
fihen Betriebe entjhieden untergeordnet und im Berhältnijie 
zu diefem nur vonnebenfählicdher Bedeutung fein müjjen. ft dies der 
Fall, jo jollen jene Einrichtungen als reine land- undforftwirtihaft- 
lihe Nebenbetriebe niht gewerblidher Art die Steuerpflidt 
nicht zur Folge Haben. Wenn aber die Einrihtungen aus dem Bereiche ber reinen 
Land- und Forftwirtichaft heraustreten und den Charakter jelbjtändiger gemerb- 
liher Unternehmungen annehmen, wie jie auch von anderen als Land- und 
Forftwirten betrieben werden, jo joll die Steuerpfliht eintreten. Keineswegs 
it jedoch mit dem gegenfäßlihen Hinweiſe auf die gleichartigen gewerblichen 
Unternehmungen anderer Perjonen ein Merkmal gegeben, welches unter allen 
Umftänden, ohne Rüdjicht auf die untergeordnete Bedeutung jener Einrichtungen 
im Berhältnifje zu dem land- und forftwirtichaftlichen Betriebe, die Steuerpflicht 
bedingen würde“ (U. vom 6. Dez. 1894 — E. in St. 3 338 ; vgl. aud) unten Anm. 9). 

B. a) Wenn ein Landwirt ohne Entihädigung die Abfuhrvon Fä— 
talien, Kehricht ujw. übernimmt, lediglich um die Stoffe für feinen Land- 
wirtjchaftbetrieb zu verwenden, fo liegt fein Gewerbebetrieb vor; es handelt 
ji für ihn alsdann nur um die Beihhaffung der Dungftoffe für jeinen Land- 
wirtichaftbetrieb, aljo um Landwirtichaftbetrieb jelbft. Nicht anders mag es 
liegen, wenn er nur eine die Auslagen der Abfuhr dedende Entihädigung bezieht. 
Die Abfuhr wird aber zum Gewerbebetriebe, wenn aus den VBertragsbedingungen 
und nad) der Lage der Verhältniffe anzunehmen ift, daß der Unternehmer einen 
über die Auslagen hinausgehenden Gewinn erjtrebt. Inſoweit ift der Landwirt, 
ber ſolche Unternehmungen betreibt, nicht Landwirt, ſondern Bemwerbetreibender 
(U. VI. G. 568 vom 6. Dez. 1894). 

b) „®enn ein Landwirt auf jeinem Gute Steine an der Oberfläde 
des Bodens gewinnt und verfauft, jo dürfte, joweit der Verkauf der Steine ohne 
Bearbeitung erfolgt, darin ein Gewerbebetrieb nicht zu finden jein, ebenio- 
wenig aud) jonft, wenn der Steuerpflihtige mit der Entfernung der Steine ledig- 
fih die Verbeſſerung feiner Ader und mit bem Berlaufe unter teilmeijer Zer- 
Heinerung nur die Dedung der Koften für die Entfernung der Steine bezwedt. 
Berarbeitet er aber die Steine behufs Gewinnerzielung weiter, jo wird ſich die 
Annahme eine Gemwerbebetriebes bei dem Vorliegen ber fonftigen Merkmale eines 
folhen rechtlich nicht beanftanden laſſen“ (U. VI. G. 51 vom 14. Oft. 1897). In 
eriterem alle macht auch die sung einer Feldbahn zum Transporte der Steine 
den Betrieb nicht zu einem gewerblichen (U. VI. G. 794 vom 29. Febr. 1896). 

c) „Bei der von einem Landwirte betriebenen Ausbeutung von Sand-, 
Kies-, Lehm-, Mergel-, Tongruben ujw. ift die Gewerbefteuerpflichtigfeit von 
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der Feititellung abhängig, daß ſich die Ausbeutung außerhalb des Betriebes der 
Landwirtſchaft jelbftändig und gewerbmäßig vollzieht“ (U. vom 16. Sept. 1897 
— €. in St. 6 397); vgl. unten Anm. 10. 

Wegen der Gewinnung von Eis aus eigenen Gemwäjjern vgl. Anm. 6g zu $1. 

d) „Hat die Herftellung und Unterhaltung eines Kanals den Hauptziwed 
der Förderung ber Landwirtſchaft, jo bildet jeine nebenjählihe Verwendung 
zu Schiffahrtzweden gegen Entgelt feinen fteuerpflichtigen Gewerbebetrieb“ (U. 
vom 6. Dez. 1894 — €. in St. 3 340). 

e) „Der Lohnfuhrbetrieb eines Landwirtes ftellt ji nur dann als 
ein bejonderer jelbftändiger Gewerbebetrieb... dar, wenn der Lohnfuhrbetrieb 
und die dazu verwendeten Mittel von dem Betriebe der Landwirtichaft voll- 
ftändig gefondert find; anberenfalls ift der Lohnfuhrbetrieb nur Nebenzweig des 
landwirtjchaftlihen Betriebes“ (E. in St. 5 181). 

f) Kein Gewerbebetrieb ift die Herftellung von Ziegeln für den eigenen 
Bedarf (vgl. Anm. 12 A a zu $ 1); ebenjowenig die Verpachtung einer Ziegelei 
oder des Grund und Bodens zum Ausziegeln (vgl. Anm. 6d zu $ 1). 

g) „Landleute, welche die aus ihren jelbftgewonnenen Produkten bereiteten 
trodenen Mühlenfabrifate (Mehl, Gries ufw.) auf Wochenmärkten feilhalten, 
ingleihen Landleute, die auf ftädtiihen Märkten Brot verlaufen, wenn fie das 
Baden nur a3 Nebengeijchäft betreiben, find dieferhalb zur Gewerbefteuer 
— — —— ($ 4 b— der Anw. vom 20. Mai 1876; val. auch Anm. 5 
>b zu $ 1). 

h) Das Berihwelen von Holz (mit Ausnahme vonangeftauftem Holz) 
zu Kohlen wird zum Betriebe der Forftwirtichaft gerechnet ($ 4a der Anw. vom 
20. Mai 1876). 

i) Die Verarbeitung des in den eigenen Forjten bei regelmäßigem Abtriebe 
gemonnenen Holzes zu Lang- und Bauholz, Brettern und Latten in der eigenen 
Sägemühle des Koribefibers und der Verlauf der zerlegten Hölzer jowie des 
Abfalles bilden nicht einen gewerblichen Betrieb, jondern einen rein land- oder 
forftwirtichaftlihen Nebenbetrieb (E. in St. 5 427; vgl. aud) 3 336). 

k) „Der Beichwerbeführer, der ein Weidbenfulturgejchäft betreibt 
und feine Ländereien ausjchließlich durch Kultur von Weiden nut, iſt zu Unrecht 
auch infoweit für gewerbeſteuerpflichtig erachtet, als ſich fein Gejchäft auf den 
Vertrieb jelbitgewonnener Erzeugnifje erftredt. Denn die Weidenkultur in 
ihrem ganzen Umfange einichließlich der Zurichtung der Weiden zum Verkaufe 
durch Schneiden, Shälen und dgl. iſt unzweifelhaft Betrieb der Forft- 
wirtichaft und unterliegt deshalb einichliehlich des Abjages der Weiden nad 
84 Nr. 1 Abi. 1 nicht der Gewerbefteuer“ (E. in St. 9 396). 

I) „Die Bearbeitung jelbftgewonnener Zichorie mitteld der Darre 
und der Verlauf dieſes Erzeugniljes ftellen kein jelbjtändiges Gewerbe dar, 
ſondern find Ausflüjfe des landmwirtichaftlihen Betriebes“ (U. VI. G. 105 vom 
3. November 1904). 

C. Zu den jelbftändigen und fteuerpflichtigen, durch die Verbindung mit 
landwirtichaftlihen ui. Betrieben ihres gemwerblihen Charakters nicht ent- 
fleibeten Gemwerbebetrieben gehören außer den im Art. 8 Nr. 2 aufgeführten 
Fabrilanlagen aud 

a) der Betrieb einer Hopfenjchwefeldörre (E. in St. 5 387); 

b) die von Landwirten ausgeübte gewerbmäßige Verabreihung von ſeioſt— 
gewonnenen Getränten und Nahrungmitteln aum Genuſſe auf der 
Stelle, welde ala Schant- oder Speifewirtichaft erjcheint (E. in St. 3 245); 

c) „das gewerbmäßig betriebene Einfhladhten von Vieh, das Pöleln und 
Räuchern des Fleiſches für den Vertauf im Gegenfage zur Einſchlachtung 
und Zubereitung für den eigenen Hausbedarf unter Berfauf einzelner Fleiſch⸗ 
teile (V. vom 2. Mai 1895 — Mitt. H. 33 Nr. 38; vgl. Anm. 50b zu 8 1). 
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d) „Ein zum Zwecke des Verlaufes der gewonnenen Steine unternommener 
Steinbruchbetrieb ift regelmäßig ein Gewerbe. Ausnahmweiſe mag er 
des gewerblichen Charakters entbehren, wenn der einem Landwirte gehörige 
Steinbruch von ihm nebenbei und gelegentlich mit den in der Hauptiadhe für den 
Landmwirtichaftbetrieb gehaltenen Arbeit- und Zugfräften bewirtichaftet wird“ 
(E. in St. 10 391). 

D. a) Wenn ein Gewerbetreibender die feinem Gewerbebetriebe dienenden 
Ländereien zeitweije mit landwirtichaftlihen Früchten beftellt, um durch bieje 
Abwechfelung in der Art der Beftellung den Boden für die Erzielung der zu 
feinem Gewerbebetriebe notwendigen Produkte geeigneter zu machen, jo wird er 
hiermit nicht Landwirt. Denn er betreibt alsdann „die Landwirtichaft nicht 
als folche, jondern übt eine eo. welche ſich getrennt für ſich als Betrieb 
der Landwirtichaft darftellen würde, nur zu dem Zwecke aus, um fein Gewerbe 
betreiben zu können, und lediglich innerhalb des Rahmens bes Gewerbebetriebes, 
der fih ohne ſolche Tätigkeit nicht vollziehen fönnte“ (U. VI. G. 320 vom 3. 
Februar 1898). 

b) „Hat eine Zuderfabrif-Aftiengejellihaft einen Iandwirtichaftlihen Be- 
trieb unternommen, um den Bezug deserforderlihen Materials 
an Zuderrüben wenigftens zum Teil fiherzuftellen, 
jo bilden BZuderfabrit und Landwirtihaft einen einheitliden un- 
trennbaren Gemwerbebetrieb. Alsdann find die Ergebnijje des 
geſamten Betriebes bei FFeititellung des fteuerpflichtigen Ertrages in Be- 
tracht zu ziehen. Der Umftand, dab nur ein Teil des gejamten Landbefibes 
zum Nübenbau verwendet wird, jpricht für fich allein noch nicht gegen die Ein- 
heitlichfeit des Betriebes. Fit dagegen ein einheitliher untrennbarer Gejamt- 
betrieb nicht vorhanden, jo fommen die Ergebniſſe des landwirtichaftlichen 
Betriebes bei Ermittelung des fteuerpflichtigen Ertrages nicht in Betracht. Als- 
dann ift für die felbiterzeugten Produkte der lofale Marktpreis unter Berückſich— 
tigung der ſonſt entjtehenden Koften, der Anfuhr zum Marftorte uſw., al An- 
Ihaffungpreis bei dem gewerblihen Betriebe einzuftellen“ (E. in St. 7 403). 
Bol. hierzu Anm. 7, 8 zu $ 23. 

4. Die im $ 4 Nr. 1 Abſ. 1 einzeln aufgeführten Betriebe, Viehzucht ujww., 
iind, fofern fie mit der Land- und Forftwirtichaft verbunden find, jchon ala Be- 
ftandteile des jteuerfreien Hauptbetriebes der Gewerbefteuer nicht unterworfen. 
Das gleiche gilt von anderen, nicht befonders benannten Nebenbetrieben, 3. B. 
Geflügel- und Bienenzucht. Wenn aber Betriebe der lekteren Art 
ohne Berbindung mit Landwirtſchaft uf. felbftändig ala Ge- 
werbe — nidt etwa bloß aus Liebhaberei — ausgeübt werben, fo unterliegen 
fie ebenjo wie die in Nr. 1 Abi. 2 bezeichneten jelbftändigen Betriebe der Be- 
fteuerung. 

5. Steuerfrei ift nur die landwirtihaftlihde Viehzucht, 
im Gegenjage einerjeits zu dem gewerblihben PBichhandel, 
andererjeit3 zu der gewerblidhen Viehhaltung ($ 4 Nr. 1 Abj. 21. 

A. „Hinlichtlich des Viehhandels bemeiit zwar die Abmeldung des Ge- 
werbes noch nicht die tatiäcdhliche Einftellung, jondern läßt nur eine hier- 
auf gerichtete Abficht des Pflichtigen erfennen. Die Abmeldung ift unmwejentlich, 
jofern er tatjächlih im Steuerjahre Geichäfte abgeſchloſſen hat, die unter ben 
Beariff des gewerblihen Viehhandels fallen. Hierbei iſt aber 
zu berüdjichtigen, daf fid) An- und Verlauf von Vieh im Zufammenhange mit 
einem landwirtjchaftlihen Betriebe nicht ohne weiteres als Viehhandel dar- 
ftellen; der Anfauf iſt vielfah im Intereſſe der Zucht, der Beftandsergänzung, 
ber Milchwirtichaft, der Düngerbeichaffung und dgl. notwendig, während ber 
Berfauf eigener Aufzucht ftets in den Rahmen des Landwirtichaftbetriebes hinein- 
gehört, Daneben aber auch nicht jelten der Berfauf abgängiger oder minder braudı- 
barer Biehftüde erforderlich wird. Ein gewerblicher Viehhandel des Pilichtigen 
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wird deshalb nur dann angenommen werden dürfen, wenn er im Steuerjahre 
ohne Rüdjicht auf die Bedürfniffe feiner Landwirtſchaft in öfterer Wiederholung, 
nicht etwa nur gelegentlih, Vieh angelauft und wieder veräußert hat. Kann ein 
gewerblicher Biehhandel nicht auf Grund ſchlüſſiger Tatjachen feftgeitelft werben, 
jo darf der Ertrag der Viehzucht nur bei der Quelle des Landwirtichaftbetriebes 
berüdjichtigt werden“ (E. in St. 7 45). 

B. Die Merfmale der gewerblihenPBichhaltung ergeben ſich 
aus g4 Nr. 1 Abſ. 2. Die Beftimmungen des Abj. 2 find eine wörtlihe Wieder- 
holung aus $ 6 des Gewerbejteuergejeges vom 30. Mai 1820. Die hierzu er- 
gangenen Ausführungbeftimmungen der $$ 44, 45 der Anw. vom 20. Mai 
1876 bezeichneten als fteuerpflichtig: 

a) „wer gewerbweije Vieh von erfauftem Futter unterhält, um es zum 
Verkaufe zu mäſten, oder mit der Milch zu handeln. Als erfauftes 
Futter gilt auch das auf einer ausjchlieffich zu obigem Zwecke in Baht 
genommenen Wieje oder Weide gewonnene. 

Wer aber eine eigene jelbftändige Landwirtichaft (als Eigen- 
tümer oder Pächtery treibt, wird durch den Anlauf von Vieh 
zur Maftung nicht fteuerpflichtig, wenn er auch zur Vermehrung des 
Futters noch Ländereien hinzupachtet; 

desgleihen nicht Brannıtweinbrenner, welche zuc Maftung die aus 
erfauftenm Material gewonnene Schlempe verwenden“. 

b) „wer die Milch einer Herde, das Obſt eined Gartens, den Filchfang 

in Gewäſſern und ähnliche Nubungen abgejondert (d. h. ohne bie 

erde, den Garten, den Teich ıc.) zum Gewerbebetriebe (d. bh. zum 
Bmwede des Handel) padıtet.“ 

Dieje Beitimmungen haben, wenngleich jie im Art. 8 Nr. 5 in diefer Form 
nicht wiederholt find, dennoch ihre Geltung nicht verloren, da fie mit den Grund- 
jägen bes $ 4 Nr. 1 im Einflange jtehen. 

Der Zulauf von Futter madht einen Landwirt nur dann fteuerpflichtig, 
fofern er dad Bieh Hauptählidh und überwiegend mit erfauften 
Futter unterhält; dies ift eine nad) den bejonderen Umftänden zu entſcheidende 
tatjächliche Frage (val. U. des OTr. vom 25. Sept. 1861 — Oppenhofi, Necdtipr. 
1 544). Dieſe Grundjäbe werden aud vom OVG. als geltendes Necht aner- 
fannt: Der gewerbliche Charakter der Viehhaltung hängt davon ab, ob das Vieh 
bauptiähblidb und überwiegend mit gelauftem ober auf 
gepadhteten Ländereien gewonnenem Futter unterhalten wird. 
In jedem zweifelhaften Falle muß daher bejonders geprüft werden, ob es fid) 
um den fteuerfreien Betrieb der Landwirtichait und Viehzucht, oder um einen 
fteuerpflichtigen Gewerbebetrieb außerhalb des Rahmens der fteuerfreien Land— 
wirtichaft und Viehzucht handelt. Wird lebteres angenommen, jo müſſen die mafj- 
gebenden tatjiählihen Umftände im einzelnen feitgeftellt werden (U. VI. G. 
604 vom 21. April 1898; vgl. auch E. in St. 6 394; ähnlich die U. VT. G. 31 und 
826 vom 29. Febr. 1896). 

Die Ver pachtung der Milchnutzung jeitens eines Landwirtes ift ala Ber- 
wertung jelbitgewonnener Erzeugnilfe nicht fteuerpilichtig (V. vom 7. Juni 
1889 — Mitt. 9. 23 ©. 33; vgl. Anm. 6 zu $ 1}. 

6. Im $ 4 Nr. 1 Abſ. 1 ift nur die Fiſch zuſcht als fteuerfrei bezeichnet; 
der Art. 8 I 1 führt in ausdehnender Auslegung neben der Fiſchzucht auch den 
Fiſch fang als jteuerfrei auf. Jedoch ift nach Abi. 2 der in gejchlofienen Ge- 
wäſſern vachtweiſe als Gewerbe betriebene Filchfang fteuerpflichtig. Die 
Eigentümlichleit, die wilde Fiſcherei völlig fteuerfrei zu laflen, dagegen den 
Fiſchfang ingeſchloſſenen Gewäſſern (bei denen ein Wechiel der Fiſche der 
Regel nach ausgeichlojien ift), fofern er abgefondert zum Gewerbebetriebe gepadhtet 
ift, zu bejteuern, ift aus der bisherigen Gejeggebung übernommen. Die leptere 
Art des Fiſchfanges ift im $ 6 bb des Gewerbeſteuergeſetzes vom 30, Mai 1820 
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ausdrüdlih als fteuerpflihtiger Biltualienhandel bezeichnet. Da die milde 
Fifcherei nirgends befonders aufgeführt und auch bei den einzelnen fteuerpflichtigen 
Gattungen von Gemwerben nidyt unterzubringen war, fo ergab fich von jelbit 
deren Steuerfreiheit ($ 45 der Anm. vom 20. Mai 1876). 

Wenn nun der $ 4 Nr. 1 Abf. 2 in Übereinftimmung mit dem bisherigen 
Rechte die abgefondert zum Gewerbebetriebe erfolgte Pahtung des Fild- 
fanges in geſchloſſenen Gewäſſern als fteuerpflichtig bezeichnet, jo darf 
hieraus auf die Abficht des Geſetzes geichloffen werden, es auch bei der bisher 
bejtehenden Steuerfreiheit der wilden Filcherei zu belajfen. Diele Rechtdauf- 
faffung wird auch in der Rechtſprechung des OVG. anerlannt: 

„sm Sinne des früheren Gemwerbeiteuergefeßed war, wie jih aud aus 
Abſ. 4 des $ 45 der Anw. vom 20. Mai 1876: „Die wilde Filcherei in Binnen» 
gewäflern, Strömen und am Meeresufer ijt fteuerfrei“ im Gegenfate zu der 
in dem folgenden Abj. erwähnten Pachtung des Filhfanges in Teihen, Land- 
feen uſw. ergibt, unter der jog. wilden Fiſcherei der Filchfang in nicht geſchloſſenen 
Gewäſſern ($$ 180 ff. I9 ALR.) im Gegenjage zu der jog. zahmen Fiſcherei, 
d. i. dem Filchfange in geſchloſſenen Gemwäjlern ($$ 176 ff. a. a. O.), zu verftehen. 
Das unterijheidende Mertmal eines geſchloſſenen Gewäſſers lag demnach darin, 
daß es unter normalen Berhältnifien gegen den Wechſel der Fiihe geſchloſſen 
war und deshalb die darin vorhandenen Filche als bereits im Bejite und Eigen- 
tume des Eigentümers des Gewäſſers befindlich angejehen werden fonnten. 
Auh im Sinne des GewG. kann deshalb, da es den früheren Redtszuftand 
bezüglich der Steuerfreiheit der wilden Filcherei nicht ändern wollte, unter 
einem geichlojjenen Gewäſſer nur ein jolches in dem privatredhtlihen Sinne des 
ALR. verftanden werden, alfo ein Gewäffer, bei welchem ein Wechjel der Fiſche 
in der Regel ausgeichlojjen ift. Der öffentlicherechtliche Begriff des geichlofjenen 
Gewäſſers im Sinne des Filchereigejete: vom 30. Mai 1874 ($ 4) iſt ein weſentlich 
verichiedener und kommt hierbei nicht in Frage (vgl. E. 15 344). Mit der hier 
entwidelten Auffafiung ftimmt die A. überein, indem fie im Art. SI1,5c aud 
den Fiſchfang grundjäglich für fteuerfrei und nur diejenigen für fteuerpflichtig 
erflärt, welche die Filcherei in geichlofienen Gewäſſern (Landjeen, Teichen u. dgl. 
im Gegenjage zum Meere, zu Küſtengewäſſern und Strömen) abaciondert zum 
Gewerbebetriebe pachten“ (E. in St. 4 451). 


Die Fiſcherei in eigenen Gewäljern ift ftets und auch dann fteuerfrei, 
wenn fie nicht einen bloßen Nebenbetrieb der Yandwirtichaft bildet, ſondern als 
jelbftändiger Betrieb ausgeübt wird (vgl. E. in St. 7 62). 

7. Der Gartenbau ift mit Ausnahme der Kunſt- und Handelsgärtnerei 
grundjäglich fteuerfrei. Da aber nad den Vorausſetzungen des $ 4 Wr. 1 die 
Steuerfreiheit von der Beſchränkung des Abjages auf jelbitgewonnene Erzeugniſſe 
abhängig ift, jo bedingt der gewerbmäßige Zukauf fremder Erzeugnilje des 
Sartenbaues zum Zwede des weiteren Bertricebes in rohem 
Zuftande oder nach erfolgter Verarbeitung ftet3 die Steuerpflichtigfeit des 
Sartenbaues (Art. 8 I 7). Ebenſo hat nad den allgemeinen Borausjegungen 
des $ 4 Nr. 1 die fabrifmähige Perarbeitung der jelbitgewonnenen Er- 
zeugniffe des Gartenbaues zu Konjerven, Obitweinen uf. die Steuerpflicht zur 
Folge (vgl. Art. 812). 

8. Wegen der Kunft- und Handelsgärtnerei vgl. Art. 817. 

A, In einer B. vom 14. Febr. 1894 — Mitt. H. 30 Nr. 33 — hatte der Finanz- 
minifter einzelne Mertmale der Kunft» und Handelsgärtnerei bezeichnet, im 
übrigen aber auf die zu erwartenden Enticheidungen des OVG. hingemwiejen. 
In zahlreichen Urteilen vom 6. Dez. 1894 (vol. E. in Et. 3 324 ff. und PBB. 
16 243) wird über den fteuerfreien Gartenbau im Gegenfage zu der fteuerpflich- 
tigen Kunſt- und Handelsgärtnerei, ſowie über die Merkmale der letzteren nament- 
lich folgendes ausgeführt: 
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„Bei der Aufführung des Gartenbaues im $ 4 Nr. 1 ift, wenn nicht aus- 
ihliehlich, jo doch vorzugmweife an ben mit ber Abſicht der Gewinn- 
erzielung betriebenen Gartenbau gedacht. Die geſetzliche Negel 
ber Steuerfreiheit muß fich aljo gerade auf dieje Art des Gartenbaues er- 
fireden. Die große Maſſe derjenigen, welche den Gartenbau mit 
ber Abjıdht der er ausüben, ſoll fteuerfrei 
fein; eine bejonders qualifizierte Minderzahl foll der Steuerpflicht unter- 
fiegen. Dieje Minderzahl ſetzt ſich — außer den ftets gewerbeſteuerpflich— 
tigen Betrieben, welche ihren Abſatz nicht auf eigene Erzeugnifje bejchränten, 
oder die legteren einer nicht im Bereiche des Gartenbaues liegenden Berar- 
beitung unterziehen — aus denjenigen Betrieben zujammen, welche ſich 
aß „Kunft- und Handeläsgärtmerei“ darftellen. 


Das Gejek unterjcheidet aljo bei Beitimmung der Gteuerfreiheit als 
Regel nicht zwiſchen folhen Gartenbauern, welche diefen Erwerbzweig 
al3 einzigen Beruf oder als Hauptberuf verfolgen (berufmäßige Gärtner), 
und denjenigen, weldhe den Gartenbau nur als Nebenerwerb betreiben. 
Auch für die berufmäfHigen Gärtner gilt ald Negel die Steuerfreiheit 
und es muß deshalb, damit nicht bei der praftiichen Handhabung des Ge- 
ſetzes, ſeiner Abjicht zumider, die Negel zur Ausnahme wird, der für den 
Umfang der Ausnahme maßgebende Ausdrud „Kunit- und Handelsgärtnerei“ 
eher in einem einjchränfenden, als in einem ausdehnenden Sinne ausge- 
fegt werden. 


Da das Geſetz zwiſchen berufmähigen Gärtnern und jonftigen Garten- 
bautreibenden nicht unterjcheidet und für die Beltimmung des Umfanges 
der Steuerpflicht als Ausnahme die objektive Bezeichnung „Kunft- und 
Handelägärtnerei“, nicht aber die jubjeltive Faſſung „Kunft- und Handels- 
gärtner“ gebraucht, jo ergibt fich weiter, daß es unrichtig fein würde, die 
Ausnahmebeitimmung über die Steuerpflicht der „Kunſt- und SHandels- 
gärtnerei“ ausjchlieglih auf die berufmänigen Gärtner anzuwenden. 
Bielmehr ift alles, was objektiv ald Gewerbebetrieb im Sinne des $1 Ab. 1, 
hier aljo als „Kunſt- und Handelögärtnerei“ ericheint, jomweit nicht etwa 
— der Befreiungsgründe ($$ 3—5) zutrifft, der Gewerbeſteuer unter— 
worfen. 


Um die Merkmale der „Kunft- und Handelögärtnerei" richtig zu er- 
fennen, iſt davon auszugehen, daß das Geſetz hiermit einen einheit- 
fihen Begriff bezeichnen will. Hiernach würde es nicht ftatthaft fein, 
einen „Handels gärtner“, der nur eigene Erzeugnifje verfauft, aber 
nicht zugleich „Kunftgärtner“ ift, zur Befteuerung heranzuziehen. Dagegen 
wird ein „Kunſt gärtner“ regelmäßig auh zugleih „Handels— 
gärtner“ jein, aljo zur jteuerpflichtigen Kaffe der „Kunſt- und Handels» 
gärtnerei" gehören. Indeſſen gelten auch Perfonen als „Kunftgärtner“, 
welhe eigenen Gartenbau gar nicht oder nicht zum Zwecke des Abſatzes 
ihrer Erzeugnifie betreiben, alto nicht Handelägärtner find und demnach 
auch nicht zur Klaſſe der „Kunſt- und Handelsgärtnerei“ gehören, wie die 
als „Kunftgärtner“ ausgebildeten Berjonen, weldhe nur in fremden 
Gartenbaubetrieben oder für jolche tätig find, fi nur mit der Entwerfung 
von Plänen und Zeihnungen für Parks und Gartenanlagen oder zugleich 
auch mit deren Ausführung (ohne Lieferung der Gewächſe ufw.) befajjen. 
Sole Perſonen gehören nicht zur Klaſſe der „Kunft- und Handelögärtnerei“ 
und fallen überhaupt nicht unter die Beitimmung im $ 4 Nr. 1. 


Weiter müfjen zur richtigen Erfafjung der Merkmale der „Kunft- und 
Handelsgärtnerei“ die Berhältnijje des Gartenbaues in feiner heutigen 
Entwidelung und Ausbildung zu Grunde gelegt werden. Zur „Kunft- 
und Handelsgärtnerei” fönnen daher nur diejenigen Betriebe gezählt werden, 
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die nad) dem gegenwärtigen Stande ber Entwidelung al Lunft 

der Ausübung des Gartenbaues erjcheinen. 

Einzelne beftimmte Mertmale, welche je für ji behufs Enticheidung 
der frage über die Zugehörigkeit eines Betriebes zur „Kunſt- und Hanbels- 
gärtnerei“ mit Sicherheit den Ausſchlag geben könnten, laſſen ſich nicht be- 
zeichnen. Die Merkmale, die man in diefer Beziehung angeben fann, jind 
vielmehr im wejentlihen nur Anzeihen, welche mit größerer oder geringerer 
Zuverläffigteit auf die Zugehörigkeit eines Betriebes zur „Kunft- und 
Handelsgärtnerei“ jchließen laſſen. Eine ſichere Entſcheidung hierüber wird 
jih aber in der Mehrzahl der Fälle nur treffen lafjen, wenn man unter Be- 
rüdjihtigung der vorhandenen einzelnen Anzeihen die gejamten 
Berhältnijje,denlimfangundbdie Artde3 Betriebes 
in das Auge faßt. 

In diefem Sinne können als Merkmale der „Kunft- und Handelsgärtnerei“ 
bezeihnet werden: Techniſche Borbildung des Betriebsinhabers, 
jeiner Angeitellten oder Gehilfen, namentlid in Verbindung mit der Zahl 
der nicht technifchen Arbeitkräfte, fünftliche Anlagen von nicht unter- 

eordneter Bedeutung — wie 3. B. eine ungewöhnlid große 
ap von Frühbeeten, größere majdhinelle Vorrichtungen u. dergl. —, 
taufmännijce Betriebsformen ufw. Hiermit ift nicht ausgeſchloſſen, 
daß unter Umftänden jchon ein einzelnes Merkmal für ji, wenn es wegen 
feiner befonder3 hervorragenden Bedeutung mit ausreihender Sicherheit 
auf einen Kun ft betrieb jchliefen läßt, für die Zuteilung des Betriebes 
zur „Kunft- und Handelsgärtnerei“ den Ausjchlag gibt. Im übrigen 
muß aber auf die gefamten Berhältniffe des Betriebes jo weit eingegangen 

—— daß ein zuverläſſiges Urteil über deſſen Charalter gewonnen werden 

ann.“ 

B. „Wenn Urt und Umfang der Anlagen für ſich allein keinen ſicheren Rüd- 
ſchluß geitatten, jo muß die Frage, ob Kunftbetrieb anzunehmen ift oder nicht, 
zugleich aud) nad) der Höhe des Ertrages beantwortet werden. Denn 
für die Erzeugnifje der Gartenkunſt werden regelmäßig erheblich beſſere 
Preije erzielt werden, als für Erzeugnifie des gemeinen Gartenbaues, jo daf; 
regelmäßig aud der Ertrag der Gärtnerei im ganzen ein Merl- 
mal für den Charakter des Betriebes bilden fann. So wird bei Erträgen bis 
zu 1500 .4. unter Umjtänden auch bei noch erheblich höheren Erträgen, troß 
vorhandener fünftliher Anlagen doch nur ein gemeingewöhnlicher Betrieb der 
Gärtnerei anzunehmen jein. Cine Gärtnerei mit jo geringem Ertrage wird 
deshalb nur ausnahmmeije beim Hinzutreten deutlih ausgeprägter 
Merkmale als Hunft-Handelsgärtnerei zur Gewerbefteuer herangezogen werden 
dürfen“ (U. VI. G. 186 vom 26. Juni 1902). 

,, Die hier vorgejehene Mitberüdjichtigung des Ertrages dürfte jih aus praf- 
tiſchen Rückſichten am meiſten empfehlen, um die vielen zweifelhaften Fälle 
in einfacher und doch einheitlicher Weije zu enticheiden. 

C, Im einzelnen ift folgendes hervorzuheben: 

a) Es it unrichtig, das unterjheidende Merkmal des fteuerfreien Garten- 
baues im Gegenjaße zu der fteuerpflidtigen Kunft- und Handelsgärtnerei darin 
zu finden, daß die Erzeugniffe unmittelbar dem Boden abgewonnen 
werden. Bielmehr können fi) Gartenbaubetriebe „mit der Beſchränkung auf 
unmittelbar dem Boden abgewonnene Erzeugnifje als Kunft- und Handels— 
gärtnerei daritellen, und umgekehrt Gartenbaubetriebe ohne ſolche Bejchrän- 
fung zum gemeingewöhnlichen, nicht als Kunft- und SHandelsgärtnerei er- 
Iheinenden Gartenbau gehören“ (E. in St. 3333 Anm. 2). 

b) „Unter faufmännifher Betriebsform (woraus auf den 
fteuerpflihtigen Betrieb einer Kunft- und Handelsgärtnerei gejchloffen werden 
darf) kann nur eine Form des Betriebes verftanden werden, wie er bei 


Zu $4 Anm. 8. Befreiungen. 63 


Handlungshäufern im Handel üblih it; es muß aljo vor allem eine 
Behandlung der fämtlihen vertriebenen Gegenftände lediglich als _ 
unter dem Gejichtöpunfte der Vermittelung des Güterumlaufes (vgl. E. in 
Et. 5 432) ftattfinden. Sodann müſſen die vorhandenen Gegenftände zum 
Berlaufe angeboten werden, wozu nad den gegenwärtigen Verhältniſſen 
insbejondere Aufitellung und Überjendung von Preisverzeichniffen, Anzeige 
in den Zeitungen und andere Mittel, weldye das Borhandenjein eines zum 
Berlaufe geführten Warenlagers an dem betreffenden Orte und bei dem be- 
treffenden Beliter befannt machen, gehören. Außerdem muß der Verkauf 
nach den handelsrehtlihen Gewohnheiten ausgeübt werden“ (E. in St. 6 446). 

Aus der Eintragung der Firma (Baumfjchulenbetrieb) in das Handels— 
regifter folgt nur der Betrieb eines Handelsgewerbes (Hanbdelsgärtnerei), nicht 
aber einer „Kunft- und Handelögärtnerei” (E. in St. 11 399). 

c) „Wollte man hervorragende, mit allen Mitteln der Technik ausgerüftete, 
mehrere DObergärtner jomwie eine große Zahl von Gärtnergehilfen und Arbeitern 
unterhaltende, überdies jich in völlig faufmännifchenfFormen bewegende Betriebe 
(Baumſchulen) nicht zur „Kunſt- und Handelsgärtnerei“ zählen, jo würde die 
geieglihe Beltimmung über die Steuerpflichtigfeit dieſes Betriebzmweiges in 
der Tat fait gegenjtandlos fein. Die Baumzucht Tann allerdings einen Teil 
der Land» und Forſtwirtſchaft bilden oder einen Nebenbetrieb derjelben dar- 
fiellen.. Aber der Baumjchulenbetrieb der Bejchtwerdeführerin erjcheint als 
völlig jelbftändiges Gewerbe und ber Betrieb der Landwirtichaft ift mit 
dem erjteren nur joweit verbunden, al3 auf einem, vorübergehend nicht zum 
Baumfchulenbetriebe benugten Teile de3 Areals Getreide und Hackfrüchte gebaut 
werden. Die Landwirtichaft würde aljo höchſtens als Nebenbetrieb des gemwerb- 
lihen Baumjcdhulenbetriebes angejehen werden fünnen“ (E. in St. 3 335). 


d) „Die Zudt von Obftbäumen und Roſen bildet einen Zweig 
des Gartenbaues. Ein hierauf gerichteter gewerbmäßiger Betrieb braucht nicht 
mit Notwendigkeit Kunit- nn els gärtnerei zu fein, ilt ed aber 
regelmäßig dann, wenn der Betrieb als Kun jt rn Daß joldyes bei einem 
Betriebe zutrifft, der einen Obergärtner und zwei bis ſechs Gärtnergehilfen 
neben den jonjtigen Arbeitkräften erfordert, nicht bloß Hochſtämme, ſondern auch 
tunftvolle Formbäume fultiviert und fogar Sorten» und Preisverzeichniſſe 
herausgibt, darf ohne mweitere® angenommen werden. Hiermit wird aber 
der ganze Betrieb zur Kunft- und Handelsgärtnerei. Ein Gärtnereibetrieb 
ift entweder gewöhnlicher und deshalb jteuerfreier Gartenbau, oder fteuer-- 
pflidhtige Kuntt- und Handelsgärtnerei; beide Eigenſchaften zugleich kann ein 
Betrieb nicht in ſich vereinigen" (E. in St. 3 335*). 

e) Eine ihre Erzeugnifje das ganze Jahr hindurch feilhaltende R oj en— 
gärtnerei kann, um den heuti igen Anſprüchen auf diefem Gebiete zu genügen, 
nicht ohne Kunft und fünftlihe Vorrihtungen, die der Beihwerdeführer ja in 
feinen Glashäuſern befigt, betrieben werden, und wird lich regelmäßig als Kunit- 
und Hanbdelsgärtnerei daritellen“ (U. VI. G. 1104 v. 6. Dez. 1894). 

) Ein Betrieb zur Aufzucht und zum Abjabe einzelner beitimmter Blumen- 
forten (Vzaleen, Fuchſien, Hortenfien, Eriten), welder 
feinem Gegenitande nad bejondere enntnifie, die Verwendung vorgebildeter 
Sehilfen und fünftlihe Anjtalten (Treibhäufer) erfordert, ift regelmäßig Kunſt— 
und Handelögärtnerei (U. VI. G. 490 v. 6. Dez. 1894). 


g) „Der Beichwerdeführer betreibt den Gartenbau zum Zwecke des Ab- 
faßes der jelbftgewonnenen Ereugnifje, und zwar Gemüje-und Blumen— 
sucht. Lehterer dienen Gewächshäuſer, in denen auch Palmen gezogen werden. 
Die Blumen und Pflanzen werden das ganze Jahr hindurch feilgeboten; auch 
werden Kränze und Blumenfträuße zum Verkaufe gefertigt. Der Bejchwerbe- 
führer betreibt vorzugweife und in großem Umfange die Maiblumenzucdt. 
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Die im offenen Lande gezogenen Keime werden zum Teil behuf3 Verfaufes 
als Topfblumen in den Treibhäujern angetrieben, im übrigen in großen Maffen, 
auch nad) dem Auslande hin, verfauft. Diejen Merkmalen gegenüber beftreitet 
der Beihwerbeführer mit Unrecht die Zugehörigfeit feines Betriebes zur Kunft- 
und Handelsgärtnerei. Auch der Betriebzweig der Maiblumenzudt ift hiervon 
nit auszunehmen. Die Maiblumenzudt ift, auch wenn fie nur im offenen 
Lande betrieben wird, wie jede andere Blumenzudt, ftet3 Gartenbau, niemals 
landwirtjchaftlicher Betrieb. Sie ift nit mit Notwendigkeit Kunft- und "Handels- 
gärtnerei, bildet aber einen Zweig der lehteren, wenn jie, wie in dem hier zu 
enticheidenden Falle, von einem Kunſt- und rg neben anderen 
Zweigen kunftmäßig betrieben wird“ (E. in St. 3 336 Anım.). 

h) „Es wird davon ausgegangen, dak der Beihwerdeführer, Landwirt 
und nicht zum Gärtnerberufe ausgebildet, von den 25 ha feiner Beligung etwa 
17 ha zur Naiblumenzuct im offenen Lande, und zwar nur zur Ge- 
winnung von Treibleimen benußt. Der Betrieb wird mit gewöhnlichen Arbeit- 
fräften geführt. Das Sortieren geihieht im Winter in einem uriprünglich zu 
anderen Zmweden hergeftellten, jest hierfür allein benußten Treibhauje. Die 
Maiblumenzucdt it zwar ftet3 Gartenbau, aber nicht notwendig Kunſt- und 
Handelsgärtnerei. Ob letzteres der Fall ift, richtet fih nach den fonfreten Ber- 
hältniffen. Der Betrieb des Beichtwerdeführers ift aber nach den angegebenen 
Merkmalen nicht für Kunft- und Handelsgärtnerei zu erachten, da er jich in 
feiner Weije über den gewöhnlichen Gartenbau erhebt und die Benutzung ber 
einzigen künftlihen Vorrichtung, des Treibhaujes, nur in einer zufälligen Ber- 
anlafjung, nämlich der Verfügbarkeit dieſes geeigneten, zu anderen Zwecken ber- 
geitellten und jebt nicht mehr benußten Raumes, ihren Grund hat“ (E. in St. 3 
332 Unm. 1). 

i) Damit der Anbau landwirtſchaftlichen Saatgutes (be 
fonders Rübenjamen) fteuerpflichtige Kunſt- und Handelsgärtnerei bdaritelle, 
bedarf es jedenfalls bejonderer Borfehrungen und Einrichtungen, welche ben 
Betrieb nicht nur über die Landwirtichaft, jondern auch über den Gartenbau 
en fomweit FEgeben,. daß er als Kunſt bezeichnet werden kann (E. in St. 

87) 

k) „Es kann bahingefteitt bleiben, ob die jelbitändig und im großen (in 
eigenen Kellereien) behufs Gewinnerzielung betriebene Champignons- 
sucht überhaupt zum Gartenbau im Sinne diejer Gejehesbeftimmung gehört. 
Sollte died zu bejahen jein, jo würde es jich zweifellos um fteuerpflichtige Kunit- 
und Handelsgärtnerei handeln“ (U. VI. G. 202 vom 16. Sept. 1897). 

I) Bei der Verbindung von Landwirtichaft ujmw. mit Hunft- und Handels- 
gärtnerei erftredt fich die Steuerpflicht nur auf die Kunſt- und Handelägärtnerei, 
nicht auf die hiermit vereinigten nach $4 Nr. 1 fteuerfreien Erwerbzweige (U. 
VI. G. 831 v. 8. Nov. 1894; vgl. Anm. 17 zu $ 1 

m) Wenn ein VBeranlagter im NRectsmittelverfahren die Anwendung der 
Regel, aljo die Steuerfreiheit des Gartenbaues, beanſprucht, oder die Voraus- 
feßungen der Steuerpflicht, nämlich die Eigenschaft als Kunft- und Hanbels- 
gärtner, beftreitet, jo müſſen nach zahlreichen Entiheidungen des OVG. v. 
6. Dez. 1894 (vgl. E. in St. 3 331) diejenigen tatſächlichen Merfmale des Be- 
triebes, welche die Steuerpflicht al3 Ausnahme von der Negel begründen, feit- 
geftellt und in der Einiprucd- oder Berufungenticheidung angegeben werben. 

n) Die Unterhaltung eines offenen Verkauflokales ift für fich allein zur 
Feitftellung des Betriebes der Kunſt- und Handelsgärtnerei nicht ausreichend. 
Ebenfomwenig genügt hierzu die Feititellung, ein „techniſcher“ Betrieb der 
Gärtnerei ftattfinde (U. VI. G. 831 v. 8. Nov. 1894). 

9. Über die Bedeutung und Tragweite der am Schlufje bes $ 4 Nr. 1 Abf. I 
(vom Worte „einjchließlich“ an) bezeichneten Vorausſetzungen der Steuerfreiheit 
vgl. Art. 8 Nr. 2—4, die Begründung des GE, (oben Anm. 2) und oben Anm. 3. 
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Das in dem GE. hinter dem Worte „welche“ eingejchobene Wort „herkömmlich“ 
iſt auf Grund eines Beichluffes der Kommiſſion des AH. (KB. ©. 5) geftrichen 
worden, weil eine zu enge Auslegung das Auflommen neuer und verbejjerter 
erfahren ber Darftellung verhindere. 

Die unerläßliche Bedingung der Steuerfreiheit ift die Beſchränkung des Ab— 
jages auf felbitgewonnene Erzeugniffe in rohem oder verarbeitetem 
Zuftande. Die ———— Ausdehnung des Verkaufes auf fremde Erzeugniſſe 
it ein ſteuerpflichtiges Handelsgewerbe (vgl. U. v. 27. Mai 1886 — PVBB. 7 
412, wonad) in der Lagerung und damit verbundenen Bearbeitung und Ber- 
— — Miſchung — von Getreide ein Gewerbebetrieb gefunden werden 
ann). 

Aber auch bei der Beſchränkung des Abſatzes auf ſelbſtgewonnene Erzeug— 
niſſe muß ſich der Betrieb — der aus der Produktion der Rohſtoffe und aus deren 
Verarbeitung ſich zuſammenſetzende Geſamtbetrieb — um fteuerfrei zu 
bleiben, ſtets als Betrieb der Landwirtiha t uſw. darſtellen. 


So erſcheint z. B. ein Holzhändler, der einen Forſt zum Zwecke des Ab— 
triebes und des Verkaufes des abgetriebenen Holzes angekauft hat, nicht ala 
Forftwirt und fann, wenn er auch nur felbitgewwonnenes Holz verlauft, auf 
Steuerfreiheit feinen Anſpruch erheben. Ein Landwirt, der aus ſelbſtgewonnenen 
Erzeugnifjen zubereitete Speifen und Getränfe gewerbmäßig zum Genuſſe 
aufder Stelle verabreicht, betreibt mit diefem Erwerbzmweige nicht Land— 
wirtichaft, fondern fteuerpflihtige Schant- und Speijewirtichaft. Ein Guts- 
bejiger, welcher in ausgedehnten Fabrikbetriebe felbitgewonnene Erzeugniffe zu 
feineren Handelswaren verarbeitet, übt diefe Tätigkeit nicht als Landwirt, 
fondern al3 Fabrikant aus. Freilich wird die Grenze zwiſchen der fteuerpflichtigen 
Fabrikation und dem fteuerfreien Betriebe der Landwirtichaft uf. nicht immer 
leicht zu finden fein. Zunächſt fragt es ich, ob der Fabrikationzweig überhaupt 
jeiner Natur nach in dem Bereiche der Landwirtichaft ujw. liegt. Iſt 
dies der Fall, jo ijt weiter zu prüfen, obnahdemlmfange undder 
Art des Betriebes die Fabrikation ala Hauptziwed und die Landwirt- 
ihajt ufm. nur als Nebenſache oder als Mittel zum Zwecke ericheint, oder ob 
das umgefehrte Verhältnis jtattfindet. 


Zu weſentlich gleichen Ergebnijjen gelangt das RG. bei Prüfung der Frage, 
unter welchen Borausjegungen die jog. landwirtichaftlihen Nebengewerbe 
unter die Beltimmungen und Beichränfungen der GO. fallen: 


„As Tandwirtichaftlich muß jeder Gewerbebetrieb bezeichnet werden, deſſen 
ausichliefflihe oder hauptſächliche üöfonomiihe Grundlage die Landwirtichaft 
abgibt. (Val. Entich. des RG. in Zivilf. 1 267.) Dieje Vorausſetzung trifft 
überall zu, wo entweder lediglih die Gewinnung landwirtjidhaft- 
liher Erzeugnijje, die Erzeugung von Rohproduften 
unmittelbar aus dem Boden heraus, oder lediglid 
deren Zurchtitellung, Zubereitung. Reinigung und 
dergl. für den Verkehr ohne weitere Berarbeitung inner- 
balb des landwirtſchaftlichen Betriebes in Frage fteht“ 
(RGESt. 18 371). 


Schwieriger geitaltet fich die Enticheidung der Frage, wenn eine weitere 
Verarbeitung zu einer feineren oder wertvolleren Handelsware ftattfindet. Als 
Beijpiel kann die Bereitung von Stärke aus jelbitgewonnenen Kartoffeln ange- 
führt werden. Erfolgt die Bereitung „durch gewöhnliche Handarbeiter, ohne 
Anwendung von Majhinen oder majchinenartigen Vorrichtungen und in fo 
geringem Umfange, daß ein fabritmähiger Betrieb nicht angenommen werden 
fannn“, jo ift jie für ein mit der Landwirtichaft verbundenes, jteuerfreies Neben- 
geichäft zu erachten (®. vom 14. April 1848 — Mitt. H. 19 ©. 21). Dagegen 
würde ein fabrifmäßiger Betrieb der Stärfebereitung der Gewerbe— 


Auifting, direlte Steuern, TIT. 7) 
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fteuer unterliegen (Art. 8 1 2 Abſ. 3; vgl. auch V. bes Minifters für Landiwirt- 
ſchaft und des Finanzminifterd vom 21. Auguft 1885 — Mitt. 9. 19 ©. 20 }.). 
„Die fabritmäßige Verarbeitung jelbitgewonnener Kartoffeln zu Stärke 
iſt nach $ 4 Nr. 1 nicht gewerbefteuerfrei. Denn fie liegt ebenſowenig in dem 
Bereihe des Betriebes der Landmwirtichaft, wie etwa bie Branntweinbrennereci 
oder die Zuderfabrifation aus felbftgewonnenen Kartoffeln oder Rüben“ (U. 
VI. G. 359 vom 8. Juni 1905). 

10. Die Nummern 2, 3, 4 des $ 4 find aufgehoben dur $ 28 Nr. 2, 3, 4 
KAG. (vgl. Anm. 2 zu $ 3). Steuerpflihtig find nunmehr die ſämtlichen 
Branntweinbrennereien, der gejamte Bergbau einjhlieflich der dazu ge- 
börigen Aufbereitunganftalten und bergbaulihen Nebenbetriebe, jowie die ge- 
werbmäßfige Gewinnung von Bernftein (vgl. Anm. 7 zu $ 38), Ausbeutung 
von ZTorfftihen, Sand» ufw. Gruben, Stein- ujw. Brüchen. Vorbedingung 
der Steuerpflichtigkeit ift alfo die zum Zwmededer®cewinnerzielung 
erfolgende Ausbeutung, welche jih al3 Beteiligung am allgemeinen 
wirtfihaftliden Verkehre darftellt.e Die Eigenproduftion, d. b. 
die Gewinnung der Materialien zum eigenen Gebraude, iſt fein Gewerbe- 
betrieb (vgl. Anm. 12 zu $ 1). Someit Ian die Ausbeutung von Torfftichen, 
Gruben und Brühen al Iandwirtihaftliher Nebenbetrich 
darftellt, wird die Steuerfreiheit gemäß $ 4 Nr. 1 erhalten bleiben (vgl. oben 
Anm. 3A, C und 9). 

11. „Der Marktverkehr, d. i. der Bejuh der Meſſen, Jahr- und 
Wochenmärkte, forwie ber Kauf und Berfauf auf denjelben ($ 64 GOD.) iſt als 
foldher fteuerfrei ($$ 68 a. a. ©.). Wenn es hiernady auch zuläjlig ift, den Ertrag 
aus den Kauf- und Verkaufgeſchäften des Marktverlehres oder das hierzu er- 
forderlihe Anlage- und Betriebstapital mit der Gewerbefteuer zu belegen, ſo 
empfiehlt e3 jih doch nicht, folhe außerpreufifche Gewerbetreibende, 
welde, ohne in Preußen einen anderen fteuerpflichtigen ftehenden Gewerbe— 
betrieb zu unterhalten, ausſchließlich im Marktverkehre Kauf- und Berlaufgc- 
Ihäfte abſchließen, mit dem hieraus erzielten Ertrage zur Gewerbefteuer heran- 
äuziehen. Der Handelaußerpreufifcher Gewerbetreibenden auf Mefien 
und Märkten ift vielmehr zur Beförderung des internationalen Berfehres von 
jeher fteuerfrei gewejen. Der Entwurf beabfichtigt hiernah im wejentlichen 
die Aufredhterhaltung des beftehenden Rechtes ($$ 3, 4 des Geſetzes, betreffend 
die Beiteuerung des Gewerbebetriebes ufw. vom 3. Juli 1876)" (Begründung 
des GE. zu 54 Nr. 6 — ©. 45). 

„Die Eigenjchaft des Berlaufftandes in einer Markthalle als Ber- 
faufftätte wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß nad) $ 68 GO. ber Martt- 
verfehbr als jolcdh er fteuerfrei und daß nach 4 Nr. 5 bes GewG. der Handel 
außerpreußiicher Gemwerbetreibenden auf Meſſen und Jahrmärkten und mit 
Verzehrungsgegenitänden des Wochenmarftverfehres auf Wochenmärkten von 
ber Gewerbefteuer befreit ift. Denn es befteht fein Zweifel darüber, daß auch 
der Ertrag der auf preußiſchen Märkten abgejchlojjenen Kauf- und Ber- 
faufgeichäfte eines preußiihen Gewerbetreibenden al3 Ertrag bes ftehenden 
Gerwerbebetriebes der Gewerbefteuer unterliegt“ (E. in St. 5 451). 

12. Wegen der Steuerfreiheit des Eijenbahnbetriebes vgl. Art. 9 
Kr. 2. Bemweggrund und Vorausſetzung der Befreiung ift die Belaftung 
mit der Eijenbahnabgabe. Alle Eifenbahnen, welche diefe Abgabe zu entrichten 
haben, jind der Gewerbefteuer nicht unterworfen. Alle übrigen — mit Aus- 
nahme der vom preußiſchen Staate odervom Reiche für eigene 
RKRehnung betriebenen($3 Nr. 1 GemG.; 828 Abi. 3 KAG.; Anm.? 
zu $ 3), jowie derjenigen Eifenbahnen, denen durch Staatsverträge kommunale 
Gewerbefteuerfreiheit zugefichert ift, wie 3. B. des Betriebes der FE. f. priv. 
öfterreihiihen Nordweftbahn auf der preufiichen Strede Mittelmalde-Landes- 
grenze (Art. XXII des Staatövertrages vom 5. Aug. 1867 — GE. ©. 1772; 
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u. VI. G. 912 vom 22. Nov. 1894) — find fteuerpflichtig. Die Gemwerbefteuer- 
pflichtigkeit der Kleinbahnen im Sinne bes $ 1 des Geſetzes vom 28. Zuli 
1892 (GG. ©. 225) ift im $ 40 dieſes Geſetzes ausdrüdlich ausgefprochen. Für 
folhe Bahnen würde nur unter den Vorausjegungen bes $ 3 Abi. 2, 3 Steuer- 
freiheit gewährt werden können. 

Der Pächter des Betriebes ciner Staatseifenbahn würde fteuerpflichtig 
fein (U. VI. G. 912 vom 22. Nov. 1894; vgl. auch Faltlmann-Gtruß, 
Anm. 3 zu $ 3). 

13. „Die unter Nr. 7 bezeichneten Erwerbzweige gehören nad) ber die 
preußiſche Geſetzgebung von jeher beherrichenden Auffolfung jowie nad) der 
allgemeinen Bollsanihauung überhaupt nit zu den Gewerben und find hier 
lediglich aufgeführt worden, um etwaigen Mikdeutungen vorzubeugen“ (Be- 
— des GE. ©. 45; vgl. auch E. in St. 3 350, 7420). Zu Nr. 7 vgl. Art. 9 

r 


14. Nach $ 4 Nr. 7 iſt die „Ausübung eines amtlichen Be— 
rufes* ſteuerfrei: 

„Die perſönliche Eigenſchaft als Beamter begründet feine Steuerfreiheit 
für die nicht in Ausübung eines amtlichen Berufes vorgenommenen Geſchäfte“ 
(u. VI. G. 192 vom 18, Dezember 1902). 

Die perfönlid e Eigenichaft ald Beamter gewährt feine Steuerfreiheit, 
wenn niht die Ausübung eines amtlihen Berufes hinzufommt; bes— 
halb jind die nad dem naſſauiſchen Ebdifte vom 14. März 1818 als Beamte 
angeftellten Apotheter nad Einführung der preuß. Behörbdenverfaffung, 
wenn fie auch noch die perjönlidhe Eigenihaft eines Staatsbeamten 
haben, doch fteuerpflichtige Gewerbetreibende, weil jeitdem die Ausübung des 
— —— nicht mehr als amtliher Beruf erſcheint (E. in St. 
8 360). 

Unter einem amtlihen Berufe ift nur ein öffentlihes Amt 
(„Militär- und Ziwilbediente“ — $$ Uff. II. 10 ALR., unmittelbare und 
mittelbare Staatsbeamte — 88 68 ff. a. a. O.; vgl. auch E. in St. 3 319), nicht 
auch die amtlihe Stellung im Privatdienfte zu verftehen. Aber auch die im 
Privatdienite dauernd angeftellten Berjonen (vgl. $4 Nr.4 des RGeſ. wegen 
Beſchlagnahme des Arbeit- oder Dienftlohnes vom 21. Juni 1869, $ 749 Ab}. 3 
ZPO.) find regelmäßig feine Gewerbetreibende, weil ihrer Tätigfeit die Selb— 
ftändigfeit fehlt (vgl. Anm. 5D zu $ 1). 

Gleihwohl wird] die Bereinigung amtlicher Stellung und gewerblicher 
Tätigfeit nicht jelten Zweifel über die Steuerpflicht hervorrufen. Um foldye 
Zweifel hinjichtlih gewiller Berufzweige auszufchließen, find die Rechtsanwälte 
(vgl. die U. vom 1. April und 7. Juni 1887 — €. 15 41, 52 und E. in St. 10 5), 
die vereidigten Land- und Feldmeſſer und die Markſcheider vom Geſetze aus- 
drücklich als fteuerfrei bezeichnet. Die Feldmeiler und die Markicheider find 
überhaupt nicht Beamte, jondern Gemerbetreibende (vgl. $ 36 GD.); ihre Be- 
freiung ift eine auf befonderen Gründen beruhende Ausnahme, welche nicht 
auf andere Gewerbetreibende, insbeiondere nicht auf die fonft im $ 36 GO. 
bezeichneten ausgedehnt werden darf (vgl. E. in ©. 3 350, 5 350) und auf 
die ihnen zugewiejene beruflihe Tätigkeit beichränft bleiben muß: 

„Der Beſchwerdeführer beichräntt jeine Tätigkeit nicht auf die Ausübung 
des amtlichen Berufes eines vereidbigten Landmeſſers durh Vor— 
nahme von Meflungen, Aufftellung von Entwürfen und Koftenanichlägen für 
tulturtehniihe Arbeiten, Beauflihtigung ihrer Ausführung und Prüfung der 
Abrehnungen, fjondern er tritt unbeftritten ſelbſt als Unternehmer für die 
tulturtechniihen Arbeiten auf und übernimmt das mit der Übernahme ber 
Bauausführung verbundene Riſiko. Dieſer Teil der Tätigfeit ift nicht 
mehr die Ausübung eines amtlichen Berufes, jondern eine jelbftändige, 


auf Erzielung von Gewinn durch Beteiligung am allgemeinen wirtichaftlichen 
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Bertehre (Benutzung des Arbeitsmarktes und der Konjunktur in Baumaterialien) 
gerichtete und deshalb gewerbliche Arbeitstätigfeit“ (U. VI. G. 109 vom 6. Febr. 
1902). 


Bei der Bereinigung amtlicher Stellung und gewerbliher ZTätigleit wird 
die Enticheidung über die Steuerpflichtigfeit von dem Ülberwiegen der einen 
oder der anderen abhängig jein. 

a) So ift 3. B. die Ausübung gewerblicher Tätigfeit (Abhaltung von Ber- 
jteigerungen im Auftrage von Privatperjonen, Bermittelung von Grundftüd- 
——— und Hypotheken ufiv.) feitens der Notare und Gerichtsvoll— 
zieher nur ein Ausfluß ihres Amtes und nicht als fteuerpflichtiges Gewerbe 
anzufehen (vgl. ®. der Minifter des Innern und der Finanzen an die Regie- 
rungen in der Rheinprovinz vom % Juni 1835 — Winiler Nr. 526; vom 
9. Dez. 1879 — Mitt.H. 14 ©. 25), jowie wegen der Gerichtsvollzieher auch 
u. des KG. vom 29. April 1897 — D33. 3 211). Auch die Königliden 
Kotterieeinnehmer find nicht als Gewerbetreibende, jondern ald Beamte an- 
zujehen (U. des II. Senates vom 2. Juni 1894 — E. 26 128 — und E. in ©t. 
4 432; ®. vom 8. Dez. 1896 — Mitt.H. 33 Nr. 29). 

b) Dagegen ift die Tätigkeit der bei der Kaufmannſchaft angeitellten und 
vereidigten Mafler oder Senjale, wenn auch im allgemeinen die Be- 
amten der faufmännijchen Korporationen, wie 3. B. die Handelstammer- 
Sekretäre (Syndici) für mittelbare Staatsbeamte zu erachten find (vgl. die U. 
vom 15, Mai 1888 — E. 16 154 und vom 21. März 1890 — E. 19 63), jtets 
ala fteuerpflihtiges Gewerbe behandelt worden (E. in Gt. 3 293), weil troß 
gewiſſen amtlihen Funktionen der gewerblide Charakter überwiegt. 

ce) Die Abhaltung gerihtlider, d. h. im Auftrage der Gerichte vor- 
genommener Auktionen bildet feinen Gewerbebetrieb, wohl aber die Abhaltung 
von Auktionen im Auftrage von PBrivatperjonen; bei einer beide Arten um- 


fafienden Tätigfeit ift nur der letztere Betriebzweig fteuerpflictig (E. in St. 


9389). „Der vereidigte Auftionator, der im Auftrage von Privatperjonen Ver— 
jteigerungen vornimmt uſwe, übt fein öffentliches Amt aus, fondern führt nur 
fein Geſchäft unter Beobachtung obrigkeitliher Vorjchriften, und diejes ent- 
hält alle Merkmale des Gewerbebegriffes; denn es ftellt ji dar ald eine mit 
der Abjicht auf Gemwinnerzielung unternommene, jelbitändige und berufmähige, 
insbejondere auch als eine auf Beteiligung am allgemeinen wirtichaftlichen 
Verfehre abzielende Arbeitstätigkeit“ (U. VI. G. 192 vom 18. Dez. 1902). 


Die Befreiung der gerihtlihen Auftionsfommifjarien, melde 
fih auf die Abhaltung gerichtlicher Auktionen bejchränten (Art. 9 Nr. 3), dürfte 
nicht jo jehr aus der Belleidung eines Amtes, als aus der die Selbftändigleit 
ausichließenden Stellung als Beauftragte des Gerichtes herzuleiten fein. Im 
ähnlicher Stellung befinden ſich die im NAuftrage der Gerichte tätigen, ein für 
allemal gerichtlich vereidigten Sachverſtändigen, Dolmeticher ujw., ſowie die— 
jenigen Berjonen, twelche aus der Verwaltung von Konkursmaſſen einen Er- 
werbzweig maden. 


d) Die Gerihtstaratoren find nicht Beamte, jondern Gemwerbe- 
treibende: „Die Anfertigung von Taren, Gutachten, Anventarienverzeichnifien 
in Nachlafangelegenbeiten, die Abſchätzung von Grunditüden zu Darlehn- 
zweden u. dgl. im Auftrage von PBrivatperionen gegen Entgelt enthält jämt- 
fihe Merkmale des Gemwerbebegriffes. Denn fie ftellt jich dar als eine mit der 
Abſicht auf Gemwinnerzielung unternommene, jelbitändige und berufmäßige, 
insbejondere auch als eine auf Beteiligung am allgemeinen wirtichaftlichen 
Verkehre abzielende Arbeitstätigfeit. Dagegen trifft auf fie feine der in den 
85 3—5 vorgejehenen Befreiungen von der Gewerbefteuer zu. Ansbejondere 
enthält die feitgeftellte Tätigleit nicht die Ausübung eines amtlichen Berufes 
im Sinne bes $ 4 Wr. 7. Der Umitand, daß jemand als Sachverständiger für 


rasen 
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gewille Berhältniffe ein für allemal gerihtlih vereidigt iſt, ericheint 
für die Beantwortung ber frage, ob er ein Gewerbe überhaupt und nament- 
lih ein der Gewerbefteuerpfliht unterliegendes betreibt, ohne Bedeutung“ 
(E. in &t. 9 390). 

e) Der Küfter einer öffentlichen Kranfenanftalt, der im Auftrage der 
Direktion Sargausftattungen einfauft und mit einem von leßterer feitgejebten, 
zur Berbejjerung feines Einkommens beftimmten Preisaufichlage an die An- 
aehörigen in der Anftalt verftorbener Perſonen verkauft, betreibt fein Gewerbe“ 
(E. in St. 11 390). Wegen der Totengräber vol. Anm. 16b zu $ 1. 

f) Steine Beamte, jondern Gewerbetreibende jind: Bofthalter (E. in 
St. 3 318; V. vom 21. März 1896 — Mitt. H. 33 Nr. 39), die in einem Kehr— 
bezirfe angeftellten Shornfteinfegermeifter (E. in St. 3 320*), 
Yotjen (E. in St. 5 389; vgl. Anm. 16e zu $ 1), Fleiſchbeſchauer 
(U. vom 21. Febr. und 27. Dft. 1890 — E. 20 344; val. jedoh unten 
Anm. 20), die von der Kaufmannſchaft angeftellten Kornmeifter (U. vom 
17. April 1891 — PBB. 12 437). Bol. hierzu Anm. 16 zu $ 1. 


15. Die fteuerfreien Kunftzmweige find die bildende Kunft (Malerei, 
Bildhauerei, Baufkunft), die Muſik und die dramatische Kunſt. Steuerfrei ift 
nur die Ausübung, d. 5. die eigene Betätigung der Kunſt; fteuer- 
pflichtig ift dagegen die Verwertung fremder fünftleriiher Leiftungen und 
Erzeugniffe zu gewerblihen Zweden. Niht als Ausübung der Kunit, 
iondern als jtenerpflichtiges Fabrikation- oder Handelsgewerbe erjcheint die 
medhaniihe oder handwertmähige Vervielfältigung von Kunfterzeugniffen zu 
Verkaufzwecken (Art. 9 Nr. 3 b). 


A. Anftalten, in denen die Ausübung der Malerei einen wejentlichen 
Faktor bildet (Glasmalerei), jind gemäß $ 4 Nr. 7 fteuerfrei, wenn die Aus- 
übung der Kunſt als Selbftzwed und die Erzielung eines Erwerbes nur als 
Mittel zum Zmede erjheint. Die Beichäftigung untergeordneter Hüffräite 
macht die perſönlich ala Künftler tätigen Inhaber der Anftalt nicht zu Gemerbe- 
treibenden. Das Kunſtge werbe, weldes die Ausübung der Kunft nicht als 
Selbftzwed, jondern als Mittel zum Zmede des Erwerbes verfolgt, ift ſteuer— 
pilichtig (E. in St. 4 257; ähnlid U. VI. G. 118 vom 23. Juni 1904). 

B. a) „Die lediglih in Ausarbeitung von Plänen und Zeichnungen be- 
ttehende Ausübung der Baufunit in allen ihren der gegenwärtigen Ent- 
twidelung des Baumwejens entiprehenden Zweigen ift fteuerfrei" (E. in St. 
3 263). 

b) „Die Tätigkeit (eines Architekten, welcher jih mit Entwerfung von 
Sauplänen, Beranjhlagung und Beauflichtigung von Bauten und mit der Ab— 
rechnung beichäftigt) erjheint nur dann als Ausübung der Baufunft, wenn fie 
von emem Baufünftler, d. bh. von einem wiſſenſchaftlich vorge- 
bildeten Baumeifter oder Architekten ausgeübt wird zum Zwecke ober bei Ge— 
legenheit der Herftellung eines Baumertes, welches als eine fünftleriihe Schöpfung, 
als ein Werk der Baukunſt, d. h. einer wirkliden Kunft im höheren Sinne, 
zu gelten hat. Zu den Werfen der Bau fun ft in diefem Sinne gehören aber 
jedenfall nicht gemwöhnlihe Häufer und fonftige Bauten, wie fie alltäglich 
von wilfenihaftlich nicht ausgebildeten Maurer- oder Zimmermeiltern hergeitellt 
werden. Dieje Perſonen jind Gewerbetreibende, aber feine Künftler. Die in 
Nede ftehende Tätigleit des Beichwerdeführers kann als die Ausübung der 
Baulunft, d. h. einer wirklichen Kunſt im höheren Sinne, daher ni ch t gelten, 
wenn er entweder jelbft fein Baukünſtler ift, oder wenn bieje Tätigkeit 
von ihm nicht zum Zwecke oder bei Gelegenheit der Heritellung von Werten 
der wirflihen Baukunst ausgeübt wird. In diejer Beziehung ericheint Die 
Vezeihnung als „Architekt“ mit von ausichlaggebender Bedeutung, zumal ſich 
in diejer Weiſe jeit der Abfchaffung der früheren Brüfung der Maurer- und Zimmer— 
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meifter auch viele Perſonen zu bezeichnen pflegen, welde jih nur in hand— 
wertmäßiger Weile mit der Herftellung von Bauten bejchäftigen“ (€. 
in St. 4 260*®). 

c) „Zur Ausübung der Baufunft im Sinne des $ 4 Nr. 7 bedarf es feines- 
wegs der atabemijhen des Baufünftlers. Indeſſen muß ein 
Architekt, der nicht infolge atabemiicher Borbildung und demnächſtiger Ablegung 
der Staatöprüfungen die ftaatlihe Anerfennung jeiner Befähigung ald Bau- 
fünftler erlangt hat, bei Inanſpruchnahme der Gewerbefteuerfreiheit in über- 
zeugender Weife dartun, daß feine Tätigkeit eine fünftlerijche ift. Hierfür 
genügt aber keineswegs der Nachweis, daß der Architekt bei Baufünftlern unter- 
richtet, ausgebildet oder bejchäftigt worden ift. Noch weniger fann enticheidend 
iein, ob er jelbit jeine Bauten für Kunſtwerke anſieht“ (E. in St. 9 397). 
sd) „Die nur gelegentlich, durch bejondere Umſtände veranlafte Tätigkeit 
eined® Baufünftlerd ald Unternehmer von Bauausführungen ift fein fteuer- 
pflichtiger Gewerbebetrieb. Das gleihe gilt von dem An- und Berfaufe von 
Srundftüden, die ein Baufünftler erwirbt, um Sich Gelegenheit zur Ausübung 
der Baukunſt zu verihaffen“ (E. in St. 9 396). 

e) Inſoweit es Sich bei derjelben Perfon um fteuerfreie Ausübung der 
Baukunſt und fteuerpflichtige Ausübung de3 Bauunternehmergemwerbes handelt, 
icheidet der aus ber eriteren Tätigkeit erzielte Ertrag aus, fo dafj nur der Ertrag 
des letzteren Betriebes fteuerpflichtig it (U. VT. G. 462 vom 23. Febr. 1899; 
vgl. Anm. 17 zu $ 1). 

C. Steuerfrei ift nur die eigene Ausübung der mufifaliihen und drama— 
tiihen Kunft; die in Konzerten, Theatervorftellungen ufw. auftretenden Künſtler 
werden alfo, mögen fie jelbft — ohne Zuzichung fremder, von ihnen bezahlter 
Kräfte — die Vorftellung veranitalten, oder in fremden Borftellungen mit- 
wirken, zur Gewerbefteuer nicht herangezogen. Steuerpflichtig find dagegen 
die Unternehmer — Theater- und Konzertunternehmer —, welde ge- 
werbmäßig fremde fünftleriihe Leiltungen verwerten (E. m Gt. 3 
290, 379; 8 432). Ob bei der Aufführung ein höheres Intereſſe der Kunft oder 
Wiſſenſchaft obmwaltet, ift nicht enticheidend (E. in St. 6 384). Wegen der Bor- 
ftellungen zu Wohltätigfeitszweden vgl. Art. 7 Nr. 3. Alles dies bezieht fi 
aber nur auf tehbende Betriebe. Bezüglih des im Umberzichen 
betriebenen Gewerbes der Mufifer, Schaufpieler ujw. vgl. S 1Nr. 4, $2 Nr. de, 
6 96. 

„Rad $ 4 Nr. 7 ericheint nicht als fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb die Aus- 
übung der Kunſt. Steuerfrei find demnach diejenigen Muſiker, welde 
die Muſik al3 Kunst ausüben, und zwar ebenjomwohl die einzelnen Muſiker 
al3 auch die Vereinigungen von Mufifern, melde als geichlojiene Einheit 
(Orcheſter, Korps um.) fünftleriihe Mujilaufführungen unternehmen 
und darbieten. Hierbei fommt es weder auf die Perjon des Leiters noch auf 
die Art der Gemwinnerzielung und »verteilung an. Daß die Leiftungen ber 
preußiihen Militärmufiftorps bei ongertaufführungen imganzen 
durchweg als fl un ft leiftungen gelten fönnen, it bei den heutigen Anforderungen 
ſowohl der Militärbehörden als des Bublitums in bezug auf Borbildung und 
Leiftungen nicht zu bezweifeln. Die Aufführung von Tanz mufif ericheint 
dagegen regelmäßig nicht als Ausübung der Kunft, weil Tanzmuſik nur 
zum Zwecke des Tanzes dient, nicht aber als Kunit dargeboten und entgegen- 
genommen wird. Während hiernach die Ktonzertaufführungen des Trompeter: 
forp3 als Ausübung der Kunſt fteuerfrei find, ift die entgeltlihe Ausübung der 
Tanzmufit jeiten? des Trompeterforps als zweifellos gewerbliche 
Tätigkeit ebenfo der Gewerbeiteuerpflicht unterworfen wie der gleiche Gewerbe- 
betrieb der Zivilmuſiker“ (E. in St. 9 403). 

"16, a) „Der $4 Nr. 7 befreit zwar die Ausübung einer wiſſenſchaft— 
lichen Tätigkeit von der Gewerbefteuer. Damit ilt aber feineswegs die Be- 
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freiung einer jeden, auf Erwerb gerichteten Tätigkeit, bei ber wiſſenſchaftliche 
Vorbildung und Kenntniffe irgend einer Art notwendig find, ausgeiprochen 
worden; vielmehr hat nur die unmittelbare wiſſenſchaftliche Tätigkeit 
von der Befteuerung ausgefhhloffen werden Sollen (vgl. E. in St. 3 349)" (€. 
in St. 4 430). 

„Dies ift aber nicht etwa jo zu verftehen, ald ob nur eine auf die Dar- 
tellung, Bearbeitung oder weitere Ausbildung einer 
beftimmten Wiſſenſchaft oder eines einzelnen wiſſenſchaftlichen Zweiges ge- 
richtete Tätigkeit unter jene Beftimmung fiele. Dieſe erftredt fich vielmehr auch 
auf eine ſolche Tätigkeit, durch welche die Lehren und Grundſätze einer Wiſſen— 
ihaft auf fonfrete Berhältniffe in Form von Gutachten, Ratichlägen und ähnl. 
zur Anwendung gebradht werden. Nur darf hiermit nicht eine weitere Tätigfeit 
verbunden fein, welhe dem ganzen Tun den Charakter eines gewerblichen, 
d. i. auf die Beteiligung am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehre gerichteten 
Unternehmens aufprägt. Wenn alfo ein mit den Hilfswiffenfchaften des Berg- 
baues Bertrauter lediglich fein Urteil darüber abgibt, wie in beftimmten Fällen 
nach wilfenihaftlihen Grundfäßen in betreff bergbaulicher Unternehmungen 
oder Anlagen vorzugehen fei, ohne daß er ander Ausführung folder Unter- 
nehmungen fich jelbit beteiligt, jo erſcheint dies nur als „Ausübung einer wiljen- 
ihaftlihen Tätigkeit“ im Sinne jener Beftimmung. Hieran wird auch dadurch 
nicht3 geänbert, dat der betreffende behuf3 der notwendigen Bermittelung 
oder Unterftüßung feiner Tätigkeit mit den Intereſſenten fic) eines Bureaus oder 
gewiſſer Hifkräfte bedient. Ebenjowenig wird durch die mit einer ſolchen Aus- 
übung willenjchaftliher Tätigkeit verbundene Abſicht des Erwerbes jene 
etwa zum Gewerbe; dies foll offenbar gerade durch den $ 4 Ziffer 7 aus- 
geichloffen werden; fie ift und bleibt dann eine gewinnbringende Be- 
ihäftigung, wird aber fein Gewerbe“ (E. in St. 10 396; vgl. auch 11 404). 

b) „Das OBG. hat'gemäß!s 4 Nr. 7 die Gewerbefteuerfreiheit für die von 
wiilenjchaftlih vorgebildeten Unternehmern geleiteten Anftalten zur 
chemiſchen Unterfudhung, indbejondere von Nahrungmitteln und 
Handeldwaren, in gleihmäßiger Redtiprehung wiederholt anerfannt (E. in 
St. 11 400/401; vol. auch 10 395/7). An diejer Auffafiung ift feftzuhalten 
auch *für das den Beichwerdeführern gehörige chemiſche Laboratorium. 
Unrichtig ift die Anfiht der Berufungsbehörde, daß mit der Zugehörigkeit der 
ben — —— der Unterſuchungen bildenden Waren zum allgemeinen 
Handelsverklehre auch dieſe Unterſuchungen ſelbſt und die ihnen gewidmete 
Anſtalt zum Gewerbebetriebe würden. Die Beſtimmung des $ 4 Nr. 7, wonach 
die dort angeführten Berufsarten der Gewerbefteuer nicht unterliegen, ift un- 
bedingt und uneingeichräntt. Treffen die dort angegebenen Borausjeßungen 
zu, handelt e3 fich insbefondere un die Ausübung einer wilfenichaftlihen Tätig- 
feit, jo ift die Gemwerbefteuerpflichtigfeit ausgejchloffen, ohne Rüdjicht darauf, ob 
etwa da3 Ergebnis diefer Tätigkeit dem Gewerbebetriebe eines dritten dient oder 
von dritten zu gemwerblihen Zwecken verwendet wird. Dies tritt ganz Far 
hervor bei den dort angeführten Berufen des Rechtsanwaltes und des Mark— 
ſcheiders; ebenfo bei einer Ausübung der Kunft, deren Erzeugnifie Gegenftand 
des Handels werben. Deshalb ift e3 auch hier ohne jede Bedeutung, wenn jich 
die chemiſchen Unterfuchungen auf Gegenftände des Handeläbetriebes dritter 
eritreden. Darum behalten doch die Unterfuchungen jelbft ihren Charakter als 
Ausübung wiſſenſchaftlicher Tätigkeit. Es iſt auch nicht einmal richtig, daß die 
Untecſuchung einen „vermittelnden Alt bei dem Warenumfabe“ bilde. Diefer 
Auffaffung ift bereits in einem früheren Urteile (VI. G. 423 vom 17. November 
1904) mit folgenden Ausführungen begegnet worden: 

„Huf die Handelsware eritredt fi) die Tätigfeit des unterfuchenden 

Chemikers nur infomweit, al3 ein Probeſtück unterjucht wird, das überdies 

regelmäßig bei der chemischen Unterfuchung untergeht. Die Unterſuchung 
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gibt der Ware feinen höheren Wert, vielmehr ziehen nur die an dem all 
emeinen wirtichaftlihen Verkehre Beteiligten aus der durch die Unter— 
uchung feftgeftellten Beichaffenheit der Probe ihre Schlüffe auf die audı 
ihon vor der Unterfuhung vorhandene Beihhaffenheit ber Ware. Zur Ware 
jelbft und zu ihrem pn Are fteht die rein wiſſenſchaftliche Tätigkeit des 

Ehemilers in gar feiner Beziehung; der Umfat der Ware bringt ihm weder 

Gewinn noch Berluft.“ 

Endlich wird aud) durch die Eintragung der Beichwerdeführer zum Handels— 
regifter forwie durch die Anwendung der gewerbepolizeilihen Vorſchriften ($ 36 
SD.) der fonft nicht zweifelhafte wiſſenſchaftliche Charakter der Tätigkeit der 
Beichwerdeführer, worauf die Gemwerbeiteuerfreiheit beruht, nicht beeinträchtigt“ 
(U. VI. G. 424 vom 5. Januar 1905). 

c) Patentanwälte — Berjonen, weldye andere in Angelegenheiten, 
die zum Gefchäftskfreife des Patentamtes gehören (Angelegenheiten, die ji 
auf das Patent-, Gebrauchsmuſter- und Warenzeihenmweien beziehen — RGei. 
vom 7. April 1891, 1. Zuni 1891 und 12. Mai 1894), vor dem PBatentamte für 
eigene Rechnung berufmäßig vertreten ($ 1 RGeſ. über die Patentanwälte vom 
21. Mai 1900) — üben eine wiljenichaftlihe Tätigkeit aus und find deshalb nicht 
gewerbefteuerpflichtig (E. in St. 11 403). 

d) „Daß ſich die Tätigkeit eines Nehtstonjulenten, Bolfs- 
anwaltes, Konzipienten und dergl. nicht als eine unmittelbare wiljen- 
ihaftlihe Tätigkeit darftellt, fanın feinem Zweifel unterliegen. Die Tätigkeit 
eines jolhen ift in erfter Linie auf den Erwerb gerichtet und ihre Beziehung zur 
Wiſſenſchaft it Höchitens eine mittelbare. Deshalb erachtet audy die GO. die 
Tätigkeit der Nechtsfonfulenten ald Gewerbebetrieb und in Übereinftimmung 
hiermit werben im Art. 1 Nr. 7 die Rechtskonſulenten als gewerbefteuerpflichtig 
bezeichnet“ (E. in St. 4 430). 

e) „Die von einem geridtlihen Büherrevijor in außerge— 
rihtlihen Angelegenheiten ausgeübte Tätigkeit ald Bücherrevifor iſt Ge- 
werbebetrieb, wenn fie als berufmäßige Tätigfeit mit der Ablicht der Gewinn— 
erzielung füreigene Rechnung (nicht in der Eigenſchaft als Angeſtellter 
— — vgl. Anm. 5Da zu $ 1) ausgeübt wird" (E. in 

. 3 349.). 

f) „Der Verlag oder die Herausgabe, nicht aber die hiervon getrennte 
Redaktion einer Zeitung bildet einen fteuerpflichtigen Gewerbe» 
betrieb. Der gleichzeitig ald Redakteur tätige Verleger dagegen darf weder 
den Geldivert feiner Redaktionstätigleit von dem Ertrage des Verlagögewerbes 
unter den Betriebsfoften abziehen, noch eine Trennung desjelben als eines 
feuerfreien, nicht gewerblihen Eriwerbzmweiges von dem Verlagsgewerbe be- 
anſpruchen“ (E. in St. 3 261). 

„Der Betrieb eines BVerlagsgeichäftes ift immer gewerblicher Art, wenn 
die Abſicht auf eine fortgeſetzte gewinnbringende Gejchäftstätigfeit gerichtet iſt. 
Handelt es jich bei den verlegten Schriftwerfen um eigene Erzeugnifje des Ver- 
fegers, jo wird dadurd beim Zutreffen jener Vorausſetzung die gewerbliche 
Natur des Betriebes nicht geändert“ (U. VI. G. 76 vom 19. Mai 1904); anders 
beim GSelbftverlage eines einzelnen Wertes (vgl. E. in St. 1 238, 4 327). 

‚17. „„Unterridtende oder erziehende“ Tätigkeit ijt im 
weiteiten Sinne zu verftchen; insbejondere ift jede Art der Lehrtätigkeit hier- 
unter begriffen. Die Steuerfreiheit der Qehrer erftredt ſich auch auf die mit 
der Ausübung der Lehrtätigfeit verbundene Unterbringung und 
Belöftigung von Schülern (Art. 9 Nr. 30), fowie auf die Ülberlafjung von 
Unterrihtsmitteln, 3. B. von Pferden jeitens der Reitlehrer (vgl. V. v. 13. Mai 
1876 — Mitt. 9. 2 ©. 47). 

... ») „Wenn die an öffentlichen Lehranftalten wirkenden Lehrer Schüler 
ihrer Anftalt unter Gewährung von Wohnung und Belöftigung bei ſich 
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aufnehmen, jo überwiegt regelmäßig die von ihnen ausgeübte erziehende Tätig- 
teit den vielleicht hiermit zugleich verfolgten Etwerbzweck. — Erzielt der Lehrer 
hieraus einen Gewinn, jo üt feine erzieh ende Tätigteit die Quelle. 
E3 würde eine Verfennung des Lehrberufes in jich jchliefen, wollte man den 
Lehrer, welcher in Ausübung feiner erziehenden Tätigkeit einen Gewinn erzielt, 
für einen Gewerbetreibenden erachten und jeine Tätigkeit als Betrieb eines 
Beköftigungs- oder Beherbergungsgewerbes befteuern. — Die (im Art. 9 Nr. 3e 
aufgeftellte) Regel ift maßgebend, jo daf es zur Rechtfertigung einer Abweihung 
hiervon beſonderer tatjächliher Gründe bedürfen würde“ (E. in St. 5 391 F.). 

b) „Halten folhe Lehrer Benfionate für Schüler fremder NAnftalten, 
jo bedarf es im Einzelfalle des beſonderen Nachweiſes, dab der Penlionsgeber 
ſich nicht darauf bejchränte, den bei ihm untergebradhten Schülern neben Ge- 
währung von Koft und Wohnung und fonftiger Verpflegung nur das von einem 
jeden Hausvater zu verlangende Maf häuslicher Aufficht angedeihen zu lafien, 
daß vielmehr die erziehende Tätigkeit den Hauptzwed bei der Pen— 
iionshaltung bilde. Nach der Auskunft des Anftaltleiters iſt der Beſchwerde— 
führer vor allem der Erzieher und Lehrer jeiner PBenfionäre. Erzielt 
er aljo einen Gewinn aus der Benfionshaltung, jo ift die Quelle doch feine 
erziehende Tätigfeit“ (E. in St. 10 398). 

ce) „Die auf Unterbringung und Berpflegung der Schüler 
gerichtete Tätigleit des Leiters und Inhabers einer Lehr- und Erziehungs- 
anftalt fann einen bejonderen Gewerbebetrieb (Beherbergungs- und 
Verpflegungsgewerbe) daritellen und dies wird regelmäßig dann der Fall fein, 
wenn dieje Tätigfeit nicht ala bloßes Mittel für die Zwede der Lehr- und Er— 
ziehungsanitalt erjcheint, fondern Selbftzwed, aljo unternommen ift, um 
durch die Unterbringung und Berpflegung der Schüler einen befonderen, 
außerhalb der Lehr- und Erziehungziwede liegenden Gewinn zu erzielen. 
Ties ift aber bei einer mit einem Alumnate verbundenen Lehr- und Erziehungs- 
anftalt nicht zu vermuten, jondern muß zur Begründung der Annahme eines 
gewerblichen Betriebes aus beftimmten ſchlüſſigen Tatſachen gefolgert werden 
fonnen. Hiermit fimmt auch die im Art. 9 Nr. 3c Abi. 2 gegebene Auslegung 
des $ 4 Mr. 7 überein. Wenn nad) diejer Ausführungbeftimmung Benfionate, 
in denen Erziehung oder Beauflihtigung nicht den Hauptzwed der Anftalt 
bilden, ſteuerpflichtig fein follen, jo ift hierdurch nur angeordnet, daß die auf 
die Unterbringung oder Belöftigung von Schülern gerichtete Eriwerbtätigfeit 
als Gewerbebetrieb fteuerpflichtig ift; dagegen kann aus diejer Beltimmung 
nicht entnommen werden, dab alsdann auch die in folhen Benjionaten aus 
geübte Lehr- und Erziehungstätigleit zum Gemwerbebetriebe gehören und den 
Gegenstand der Beiteuerung bilden ſoll. Vielmehr müffen in ſolchen Fällen 
die gewerbliche und die nicht gewerbliche Tätigkeit voneinander geſchieden und 
die Befteuerung muß auf die Ausübung des Beherbergungs- und Berpflegungs- 
gewerbes beſchränkt werden“ (E. in St. 8 4327F.). 

d) Die Auffaflung, daf ein über einen gewiflen Mindeftbetrag hinaus— 
aehender Ertrag einer Erziehungsanftalt nicht mehr al3 ein angemejjenes Ent 
gelt für die Unterricht3- und Erziehungstätigkeit angejehen werden fönne, jondern 
daß ein höherer Ertrag notwendigermweife gewerblicher Natur jein und hieraus 
auf einen gewerblichen Betrieb geichlojien werden müſſe, ift rechtsirr- 
tümlih. „Die im $ 4 Nr. 7 für die Ausübung einer unterrichtenden oder er- 
jichenden Tätigkeit ausgefprocdhene Ausnahme von der Gewerbefteuerpflicht 
beruht feineswegs auf ber Unterftellung, daß eine ſolche Tätigkeit nicht auf 
Gewinn, oder doch nur auf einen verhältnismäßig dürftigen Gewinn gerichtet 
fei. Vielmehr foll die Befreiung ohne Rüdiicht auf die Höhe des erzielten Ge— 
winnes erfolgen“ (E. in St. 10 400). 

18. Eine Altiengejellidhaft, deren Unternehmen in der Unterhaltung eines 
soologiihen Gartens beiteht, ift Gewerbetreibende, auch wenn den 
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Altiouären anftatt Zahlung einer Dividende aus dem erzielten Gewinne jonftige 
Vorteile, wie freier Eintritt für fi) und ihre Angehörigen, geboten werben (E. 
in St. 3 313; vgl. Anm. 6A c zu $ 22). 


19. „Arzte*“ find nur die approbierten Ärzte (Wundärzte, Augen- 
ärzte, Geburtöhelfer, Zahnärzte und Tierärzte, $$ 29, 147 Nr. 3 GD.; vgl. 
Anm. 4A zu $ 1); im Art. 9 Nr. 3 find außerdem noh die Hebammen 
als fteuerfrei aufgeführt. Im übrigen bildet die Ausübung der Heilkunde gegen 
Entgelt ein fteuerpflichtiges Gewerbe (Art. 9 letzter Abf.): 


„Wenn das Geſetz die Ausübung des Berufes als Arzt nod be- 
jonder3 hervorgehoben hat, jo fann dies nur zu dem Zwecke geſchehen jein, um 
in unzmweideutiger Weiſe feftzuitellen, daf nicht jede Art von Ausübung der 
Heilkunde, jondern nur die Ausübung des Berufes ald Arzt als fteuer- 
freie Ausübung einer willenichaftlihen Tätigkeit gelten fol. Damit ift bie 
Prüfung der fonfreten Verhältniſſe in dieſer Beziehung ausgejchloffen und 
einerjeit3 die Ausübung des Berufes als Arzt für fteuerfrei und die jonftige 
Ausübung der Heillunde für ein fteuerpflichtiges Gewerbe erklärt, andererjeits 
aber auch die Steuerfreiheit der Ärzte auf die approbierten Ärzte ($$ 29, 
147 Nr. 3 der HD.) beſchränkt, da andere Perfonen den Titel „Arzt“ nicht 
führen dürfen“ (E. in St. 4 432). 


Die Verabreihung von Arzneien und fonftigen Heilmitteln jeitens der 
approbierten Arzte an ihre Batienten ift als Ausflug der Ausübung 
des ärztlichen Berufes fteuerfrei (ngl. wegen der Tierärzte V. vom 17. Juli 1877 
— Mitt. 9. 7 ©. 60). 


20. „Alle diejenigen Tätigkeiten, welde unter die Ausübung de3 Berufes 
ala approbierter Tierarzt fallen und fih nur als ein Wusfluß der be- 
rufmäßigen Tätigkeit daritellen, find von der Gewerbeſteuer befreit. 
Die berufmäßige Tätigkeit eines Tierarzte umfaßt aber nicht allein die Be- 
Handlung von Krankheiten der Tiere, fondern aud die Mahnahmen zur Bor- 
beugung von Tierjeuhen und von Übertragung tierischer Krankheiten auf 
Menſchen. Hierzu gehört namentlich die Unterfuchung von Tieren, in3bejondere 
jolcher, welche zur menſchlichen Nahrung beitimmt find, auf ihren Gefundheitzu- 
fand, und zwar vorzugmweije nach der Richtung Hin, ob der Genuß des Fleiſches 
für die Menſchen gejundheitichädlich ift. Eine ſolche allgemeine Unter- 
ſuchung des Fleiſches kann — im Gegenjabe zu der einfeitigen und beſchränkten 
Unterfuhung auf Trichinen, welche feine wiſſenſchaftliche Vorbildung erfordert — 
mit Zuverläfligfeit nur von einer mit entiprechender wiſſenſchaftlicher Vorbildung 
verjehenen,. in jolden Dingen geübten und erfahrenen Berjon, insbejondere 
son einem Tierarzte vorgenommen werden, und gehöct, joweit ein Tierarzt ſich 
hiermit befaßt, zu jeiner berufmäßigen Tätigfeit. Wenn demgemäß ein Tierarzt 
zum Ööffentlihen Fleiijhbejhauer beitellt oder für einen beftimmten 
Bezirk als Fleiſchbeſchauer zugelaſſen worden ift, jo bleibt feine in dieſer Eigen: 
ichaft entwidelte Tätigkeit nad) wie vor eine Ausübung feines Berufes als Tier- 
arzt" (E. in St. 8 357). 

21. Ob die Unterhaltung von Brivatfranftenanftalten im 
weiteften Sinne (Kranken-, Irren-, dioten-, Nervenheilanftalten, Kliniten, 
Sanatorien ujw.) jich ald Gewerbebetrieb darftellt, iſt nad) dem allgemeinen Ge— 
werbebegriffe zu beurteilen und dann zu bejahen, wenn im einzelnen Falle die 
fämtlichen Merkmale diejes Begriffes in deutlich erfennbarer Weiſe zu- 
treffen. Die Merkmale der Gemwerblichkeit find in dem U. vom 5. Mai 1898 (E. 
in St. 7 419-433) im Anſchluſſe an das U. vom 11. Okt. 1894 (E. in St. 3 250) 
folgendermaßen entwidelt: 


Der Betrieb einer Privatfranfenanitalt jeitens eines Nichtarztes unter 
Erhebung von Wflegegeldern iſt in der Regel ein getwerbliches Unternehmen, 
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falld nicht etwa die Pflegegelder nur in einer zur Dedung der Untoften des An— 
ftaltbetriebes ausreichenden Höhe erhoben werden (3. B. Unftalten zu Zwecken 
der hriftfihen Nächitenfiebe oder der Wohltätigkeit). — Wenn Arzte Alinifen 
lediglih zum Jwmededer Ausübungihres — Be— 
rufes, insbefondere auch zu Lehrzweden oder als Grundlag? für die eigene 
Fortbildung oder für willenichaftliche Unterſuchungen, unterhalten, ohne die Ab- 
fiht, aus dem Betriebe der Klinik einen befonderen, über das ärztliche 
Honorar binausgehenden Gewinn zu erzielen, jo betreiben jie fein Gemerbe. 
Wenn dagegen Arzte Kranten- und Heilanftalten hauptjählich zu dem Zwecke 
betreiben, um ausder Gewährung von Aufenthbaltund Unter- 
baltgegen Entgelt Gewinn zu erzielen, wenn alfo für ben 
Arztder BetriebderAnftaltSelbfitzwed iſt, dem fich die Ausübung 
der eigenen ärztlichen Tätigkeit unterordnet, fo dient die ärztliche Tätigkeit ledig— 
ih dem Zwecke des gewerblichen Anftaltbetriebes. Die gefamte Ermwerb- 
tätigleit des ärztlichen Unternehmers erjcheint dann als Gewerbebetrieb und 
demgemäh; derganze Gewinn aus diejer Tätigkeit ald gewerbefteuerpflichtiger 
Ertrag. — Dem äÄrztlihen Unternehmer einer Anftalt liegt keineswegs ein 
Segenbeweis dahin ob, daß dem Anftaltbetriebe der gewerbliche Charakter fehle; 
vielmehr haben die Beranlagungbehörden hier wie überall die tatfächlichen und 
rehtlihen Borausjegungen der beftrittenen Steuerpflicht feftzuftellen.. Dem 
Intereſſe der Ärzte entjpricht es aber, jelbft auf die hierbei in Betracht fommenden 
Umftände hinzuweiſen, jedenfalls haben jie diejenigen wejentlihen Tatſachen 
geltend zu machen und nötigenfalls zu beweifen, die jich der Kenntnis ber Ver— 
anlagungbehörden aud bei forgfältigiter Ausübung der Ermittelungspflicht 
entziehen. Die Belteuerung der von ihnen betriebenen Kranfenanftalten können 
die Arzte inäbejondere ohne weiteres durch den Nachweis vermeiden, daf fie 
einen bejonderen Gewinn aus dem Anftaltbetriebe ſelbſt nicht eritreben. 
Die Führung diefes Nachweiſes wird erleichtert, wenn die ärztlihen Unter- 
nehmer von Privatfrantenanftalten, wie es vielfach geichieht, die Vergütung für 
die ärztliche Tätigkeit einerjeit3 und für die Gewährung von Unterhalt in der An- 
ſtalt andererjeits getrennt berechnen, und über beides geſondert Buch führen; 
alsdann können fie unfchwer beweifen, daß fie tatjächlich erhebliche Überſchüſſe nicht 
erzielt haben oder mit Rückſicht auf die Höhe der Unkoſten im Berhältnifie zu den 
Venſionſätzen überhaupt nicht zu erzielen vermögen. Bei Aufftellung einer Be- 
rehnung Der Einnahmen und Ausgaben einer ärztlihen Klinik darf dem Arzte 
nicht vertvehrt werden, den Betrag, den er durch Vermietung der dem 
Anftaltbetriebe dienenden Räume eines ihm gehörigen Haufes erzielen fünnte, 
iowie einen angemejjenen Betrag für die Abnutzung der betreffenden 
Sebäudeteile und ihres Inventars unter den Unkoſten in Ausgabe zu ftellen. 
Mahgebend für die Abſicht der Gemwinnerzielung ift ferner nur das jährliche 
Schlu Üergebnis des NAnftaltbetriebes. Ergibt ſich hiernach in der Regel Fein 
oder nur unerheblicher Gewinn, jo ift die Gewinnabſicht auch dann zu verneinen, 
wenn der Unternehmer der Anitalt zwar von bemittelten Patienten höhere 
Benfionfäpe beaniprucht, dagegen unbemittelte unentgeltlich oder zu niedrigeren, 
die Unkoſten nicht dedenden Preijen in die Anſtalt aufnimmt. Als Gewinn endlich 
it bei der Beurteilung der Geminnabjicht überhaupt nicht derjenige Betrag 
der Reineinnahme anzuiehen, welcher nur aerade zur Berzinfung des 
in ber Anftalt angelegten Stapitales des Arztes zu dem lanbesübliden 
Zinsfuße ficher angelegter Kapitalien ausreiht. Denn wenn der Arzt einen 
weiteren Ertrag aus dem Anitaltbetriebe nicht erjtrebt ala den Betrag, den er 
in jedem Falle durch Ausleihung des Anlagekapitales zu diefem Zinsfuße erlangen 
wärde, jo geht jeine Abjicht in der Regel nur dahin, durch diefen Betrieb nicht 
eine Bermögenseinbuße zu erleiden. Die Abficht, einem Bermögenjchaden 
vorzubeugen, iſt aber nicht identisch mit der für den Begriff des Gewerbebetriebes 
notwendigen Abiicht einer pofitiven Sewinnerzielung. 


* 
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a) In Anwendung biejer allgemeinen Grundſätze find namentlih für nit 
aewerblich erachtet worden die lediglich den Zweden der chriſtlichen Nächſten⸗ 
liebe oder der Wohltätigkeit dienenden Privatkrankenanſtalten (E. in St. 7422 *; 
vol. Anm. 13 zu $ 1); ferner die zum Zwecke der opecativen Tätigkeit unterhaltenen 
Kliniten eines Augenarztes und eines Spezialarztes für Frauenkrankheiten 
(E. in St. 7 419, 425°), towie die von Jrrenärzten lediglich ald Mittel zur Aus- 
übung ihrer berufmäßigen Tätigkeit unterhaltenen Irren- und Fdiotenanftalten 
(E. in St. 7 430 ff. Anm. *). 

b) Dagegen ericheint die Unterhaltung einer Anftalt fürdeilgyumnmaftit, 
Maſſage und Orthopädie, in welder jedermann außer Mafjage die 
Benutzung mechaniſcher Apparate für aktive und pajlive Bewegung unter ſach— 
fundiger Aufjicht gegen Entgelt angeboten wird, regelmäßig als eine gewerbliche 
Unternehmung, zumal da eine foldhe Anjtalt aud von anderen Berjonen als 
Grzten unternommen und betrieben werden fann (E. in St. 7 427*; val. aber 
E. in St. 11 401). 

„Daraus, daß eine Anitalt Spiel», Muſik- und Lejezimmer, eine heizbare 
Kegelbahn ſowie einen großen Garten mit Turn» und Spielplägen enthält, kann 
noch nicht entnommen werben, daß fie feine Heil- und Krankenanſtalt ift. Bei 
zahlreichen Erkrankungen muß die Behandlung neben jonitiger pinchiicher Beein- 
Huffung darauf gerichtet fein, die Gedanken der Patienten von ihren Leiden 
abzulenfen. Dieſem Zwecke dienen Spiele, Muſik, Leltüre und fonftige nicht 
— Unterhaltungen. Aber auch andere Kranke pflegen das Bedürfnis 
nach Berftreuung zu empfinden, durch deren Gewährung die Annchmlichteit 
des Aufenthaltes in der Anitalt und damit zugleich der durd die Anwendung 
der Kurmittel angeftrebte Zweck gejördert wird. Aus diefen Gründen fuchen 
wohl alle neueren Anftalten für Nerventranfe den Kurgäſten reichlihe Unter— 
haltung und Anregung zu verichaffen und deshalb ſpricht auch der Hinweis 
in dem Proſpekte auf die in der Stadt Caſſel gebotenen Kunſtgenüſſe noch feine 
wegs gegen den Charakter der Anjtalt als Heil- und Strantenanftalt“ (U. VI. 
G. 213 vom 3. November 1904) 

ce) „Die Gewerbefteuerfreiheit des ärztlihen Unternehmers einer Privat» 
franfenanftalt hängt davon ab, ob der Nızt die Anſtalt lediglich zum Zwecke 
der Ausübung feines Ärztlihen Berufes unterhält. Iſt dies der Fall, jo lommt es 
auf das Maß jeiner ärztlichen Tätigkeit nicht an. Wenn beijpielweile ein Arzt, 
der eine Privatlranfenanftalt zweifellos nur zum Zwecke der Ausübung jeines 
ärztlihen Berufes begründet und betrieben hat, durch Alter, Krankheit oder 
andere Umſtände gezwungen wird, jeine eigene ärztliche Tätigkeit einzujchränfen 
und die Leitung der Anftalt, jowie die Behandlung der Kranken in mehr oder 
minder großem Umfange den zu feiner Hilfe angenommenen Ärzten zu über- 
tragen, jo wird dadurch noch nicht feine Gewerbeftenerpfliht begründet, io 
lange nur der Zwed der Anftalt, die Ausübung des ärztlichen Berufes feitens 
des Bejibers, unverändert bleibt“ (U. VI. G. 159 vom 3. November 1904). 

d) „Wenn ein Arzt eine Krankenanſtalt nur als Mittel für die Ausübung jeines 
ärztlihen Berufes hält, die Anftalt aljodiejem Zwededientundunter- 
geordnet ift, jo iſt es unmejentjich, ob der Arzt auch aus dDiejem Zweige 
der Gejamtausübung jeines ärztlihen Berufes Gewinn erzielt oder erzielen 
will. Der Unterfchied zwiichen den freien Berufen des $ 4 Wr. 7 GewG. und 
gewerblichen Erwerbtätigleiten beiteht auch nach $ 4 Nr. 7 nicht etwa darin, daß 
bei jenen die Abficht der Gewinnerzielung fehlte, jondern in ihrem Weſen und 
in der Art ihrer Ausübung. Ebenjo wie der Arzt mit rein fonfultativer, operativer 
uw. Tätigkeit die Gewinnabſicht verbinden darf, ohne hiermit Gewerbetreibender 
zu werden, fann er auch mit einer ald Mittel für die ärztlichen Zwede dienenden 
Anftalt Gewinnzwecke verfolgen, ohne daß dadurch der freie Beruf des Arztes 
beeinträchtigt wird“ (U. VI. G. 128 v. 3. November 1904; ebenjo die U. VI. G. 
129, 213 und 300 vom 3. November 1904; vgl. auch E. in St. 11 402). 
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e) „Iſt eine von einem Arzte als Inhaber oder Mitinhaber des Unter- 
nehmens geleitete Kranftenanftalt überhaupt gewerblicher Natur, 
jo kann nicht mehr zwiſchen fteuerpflihtigem Gewerbebetciebe und fteuerfreier 
Ausübung des ärztlichen Berufes unterfchieden und die Ausfonderung der ärzt- 
lihen Honorare aus dem Gejamtertrage verlangt werden. Alsdann erjcheint 
die Ausübung des ärztlichen Berufes feitens des an dem Unternehmen beteiligten 
Arztes innerhalb des Rahmens des Anftaltbetriebes nicht mehr als ſolche, jondern 
als Tätigkeit im Gewerbebetriebe; ihr Ertrag ift alddann im Ertrage des letzteren 
enthalten und darf nicht als bejonderer fteuerfreier Teil von dem gewerblichen 
Ertrage ausgejchieden werben. Die Ausübung des ärztlihen Berufes geht 
hierbei in dem Gewerbebetriebe auf“ (U. VI. G. 207 vom 20. Dez. 1894; val. 
auch E. in St. 3 254, 7 430). 

„Soweit es fi) aber (in dem von einem Arzte unternommenen gewerblichen 
Betriebe emer Badeanftalt mit Benfion für Badegälte) um beitimmte, 
bejonders geforderte und gezahlte Honorare für die ärztliche 
Unterfuhung und Behandlung von Patienten — Penſionsgäſten oder Fremden 
— handelt, find die Einnahmen nach $ 4 Nr. 7 fteuerirei” (U. VT. G. 212 vom 
9. März 1905). 


Der Gewerbejtener jind ferner nicht unterworfen: Bereine, einge- 
tragene Genoſſenſchaften und Korporationen, welche nur die eigenen Be- 
därjnijje ihrer Mitglieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegen- 
ftänden zu bejchaffen bezweden, wenn jie ſahunggemäß und tatjädhlich 
ihren Berfehr auf ihre Mitglieder beichränten und feinen Gewinn unter 
die Mitglieder verteilen, auch eine Berteilung des aus dem Gewinne an— 
gejammelten Bermögend unter die Mitglieder für den Fall der Auflöſung 
ausſchließen. 

Konſumvereine mit offenem Laden unterliegen der Beſteuerung; ebenſo 
unter derjelben Borausſetzung Konjumanjtalten, welche von gewerblichen 
Unternehmern im Webenbetriebe unterhalten werben. 

Molktereigenojjenjchaften, Winzerbereine und andere Bereinigungen 
zur Bearbeitung und Berwertung der jelbjtgewonnenen Erzeugnijie der 
Zeilnehmer unterliegen der Gewerbeftener nur unter denſelben Boraus— 
jegungen, unter weldjen auch der gleiche Geſchäftsbetrieb des einzelnen 
Mitgliedes hinjichtlich jeiner jelbjtgewonnenen Erzeugniſſe der Gewerbe: 
ftener unterworfen ijt. 


3usS 5. 
Anhalt? 
3. Ausführungbeitimmungen. 7. Gemwinmverteilung. 
2. Anwendung des Gewerbebegriffes auf die | 8. Berteilung bes en dem Gewinne ange 
Tereine ufw.; das frühere Recht und die fammelten erg erg 
Stellung des GE. ' 9. GSteuerpflichtigfeit des Geſamtbetriebes. 
3. Auslegung des Abſ. 1. ‚ 10. Offener Laden. 
4. Die Wirtſchaftgenoſſenſchaften. | 11. Konfumvereine mit offenem Laden. 
5. Die Vorausſehungen der Steuerfreiheit im | 12. Konjumanftalten. 
allgemeinen, 18, Abi. 8. 


: Satungmäßige und tatfächliche Beſchränkung 
des ®erfehres anf die Mitglieder. 

1. Zu $ 5 vgl. Urt. 10. 

2. Nach $ 19 wird der Gewerbebetrieb von Vereinen ujw. wie dDerienige 
natürlicher Perſonen beiteuert. Wenn eine von einem- Vereine ujw. geleitete 
Unternehmung, wie z. B. eine Fabrik, ein auf die Benubung des Publikums be- 
rechnetes Handel3- oder Bankgeſchäft, den gewerblichen Charakter und namentlich 
die Beziehung zum allgemeinen wirtichaftlihen Veckehre offen an jich trägt, 
jo fönnen wegen der Steuerpflichtigfeit Zweifel nicht beitehen. Nun gibt es aber 
zahlreiche Bereine ujmw., welche lediglich wirtichaftliche Bedürfnilie ihrer Mit - 
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glieder befriedigen und fih an dem allgemeinen wirtihaftlihen Ber- 
lehre nicht beteiligen, aljo audy nur die Erjparung von Ausgaben ihrer Mit- 
glieder, nicht aber pofitive Gewinnzwede anftreben. Die Vereine diejer Art 
haben jeit der Entwidelung des Genoſſenſchaftweſens einen außerordentlichen 
Auffhmwung genommen. Ihre beiden Hauptgattungen bilden die Vereine zum 
gemeinjchaftlihen Einlaufe von Lebens- und Wirtihaftbedürfniffen im großen 
und Ablaß im Heinen (Konjumvereine) und die Vorſchuß- und Kreditvereine, 
deren Zwed in der Befriedigung des Geldbedürfnifjes ihrer Mitglieder befteht. 

Daß folhe Vereine, jo lange fie fi von dem allgemeinen wirtichaftlihen 
Berlehre ftreng abfondern und ſich ohne Verfolgung von Gewinnzweden lediglich 
bie dem Vereinszwecke entſprechende Befriedigung beftimmter wirtſchaftlicher 
Bedürfniſſe ihrer Mitglieder angelegen fein laſſen, hiermit fein Gewerbe be- 
treiben, ift zweifellos (vgl. Anm. 5 A, B zu $ 1). 

Aber mit dem in neuerer Zeit erfolgten großartigen Aufſchwunge haben 
viele Vereine dieje Grenzen verlajjen, indem jie Nichtmitglieder an den Bor- 
teilen ihrer Einrihtungen teilnehmen laffen und ihren Mitgliedern weitere Bor- 
teile als die billige Beichaffung beitimmter Wirtichaftbedürfniffe gewähren. 
Durch eine derartige, auf Gewinnerzielung gerichtete Beteiligung an dem all- 
gemeinen wirtſchaftlichen Verlehre werden dieje Vereine ebenjo zweifellos zu 
&emerbetreibenden. 

So einfach hiernach die Frage der Steuerpflichtigkeit zu fein jcheint, io 
ſchwierig geftaltet fich die Praris. Die Vereinstätigfeit bewegt jih häufig je 
Iharf an der Grenze des gewerblichen Gebietes, daß ſchwer zu entſcheiden ift, 
ob eine Überjchreitung der Grenze ftattgefunden hat oder nicht. Ihre Erfenntnis 
fegt ein tieferes Eindringen in die gefamten Gejchäftsverhältnifje voraus; hier- 
bei handelt es jich aber nicht bloß um die Satungen des Vereines, jondern auch 
um die tatjächlihe Gejchäftsführung, welche von den Sakungen nicht felten 
abweiht. Auf der anderen Seite kann es vorflommen, daf die Vereinstätigfeit 
A ge Form eines Gewerbebetriebes annimmt, ohne innerlich ein ſolcher 
zu fein. — 

Bei diejen, in der Sache jelbjt liegenden Schwierigkeiten ift es erklärlich, 
wenn die Steuerverwaltung mit der Heranziehung der Konſumvereine uſw. zur 
Gemwerbefteuer der Entwidelung des Genofjenihaftwejens nur langſam gefolgt 
it. Der $ 8 der An. vom 20. Mai 1876 befchräntte ſich auf die Aufftellung 
eines — in der Folge bald als unzulänglich erkannten Grundjahes. 
An den B. vom 14. Juni, 28. Juli und 31. Dezember 1880 (Mitt. H. 14 ©. 29 ff.) 
wurden für die Vorſchußvereine die Mertmale des Gemerbebetriebes eingehend 
feftgeftellt. Bezüglich aller Vereine wurde aber an dem Grundſatze feftgehalten, 
daß dem Steuerfiskus vor der Heranziehung eines Vereines zur Gewerbe— 
feuer der Nachweis der Vorausjegungen eines Gewerbes obliege. In der 3. 
vom 5. August 1885 (Mitt. 9. 19 ©. 18 ff.) wurde diefer Grundjaß verlaſſen und 
angeordnet, daß alle Konfumpvereine mit offenem Berfauf- 
lotale unbedingt, femer die Borfhuf- und Kredbitvereine, 
Boltfsbanten und fonftigen Kreditgenofjenfdhaften 
regelmäßig zur Gemwerbefteuer heranzuziehen find: 

„Die Befreiung von der Gewerbefteuerpflicht ift fortan nur foldhen Kredit- 
genojienjchaften zuzubilligen, welheihrerjeitsden Nachweis führen, daß der 
Zwech des Erwerbes bei ihrem Gejchäftsbetriebe unbedingt ausgeſchloſſen bleibt. 
Diefes wird insbejondere dann anzunehmen fein, wenn der Verein ſich darauf 
bejchräntt, jeinen Mitgliedern die ihrem Kreditbedürfniſſe entiprechenden Mittel 
zuzuführen und den erzielten Geſchäftsüberſchuß ausschließlich denjenigen, welche 
die Kreditgewährung in Anſpruch genommen haben, nad; Maßgabe diefer Inan— 
Ipruchnahme wieder zuwendet. Kreditgenoſſenſchaften, welche ihre Geſchäfts— 
Kberihüffe zur Verteilung von Zinjen und Dividenden an die Inhaber von Ge- 
Ihäftsanteilen oder zur Anfammlung von Fonds für den Verein ſelbſt ver- 
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wenden, ſind als ſolche anzujehen, deren Tätigkeit regelmäßig zugleih auf 
einen Erwerb gerichtet ift und die beshalb feinen Aniprudy auf Steuerbefreiung 
maden Tönnen.“ 

Endlich wurde durd) die ®. vom 7. Juli 1886 und 23. Mai 1887 (Mitt. 9. 21 
€. 51ff.) die Befreiung der ländlihen Spar- und Darlehnlaſſen Raiffeijen- 
Ihen Syſtems nacdhgelafjen, weil durch den ftatutenmähigen Ausihluß einer 
Rerzinfung der Gejchäftsanteile und eines Anſpruches der Mitglieder auf das 
Bereinäfapital für den Fall der Auflöfung dargetan jei, daß dieſe Bereine andere 
als gemeinnügige Zwecke nicht verfolgen. 

Der GE. ſchloß fih im $ 5 Abi. 1, 2 dem durch die jeitherige Praris, ge- 
ichaffenen Redtszuftande an: 

„Der Gewerbefteuer find ferner nicht unterworfen: Vereine, weldye nur 
den eigenen Bedarf der Mitglieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegen- 
fänden zu beichaffen bezweden (Kredit-, Konjum- und dergleihen Bereine und 
eingetragene Genoſſenſchaften), jofern fie ihren Verkehr ftatutgemäß und tat- 
lählih auf die Mitglieder bejchränten und den erzielten Überihuß nur an die 
Mitglieder nach Verhältnis ihrer mit dem Vereine gemachten, dem Zwecke desielben 
entiprechenden Geſchäfte (Darlehne, Warenbezüge ui.) verteilen und fofern 
für den Fall der Auflöjung des Vereines die Verwendung des aus dem Geſchäfts— 
gewinne angejammelten Vereinsvermögens zu einem gleichen oder jonitigen 
gemeinnügigen Zmede feſtgeſetzt iſt. Konſumvereine mit offenemXaden 
unterliegen der Beiteuerung.“ 

In der Begründung (S. 46) wird hierzu bemerft: 

„Kredit, Konſum- und fonftige Vereine, welche lediglidh die leichte und 
billige Beihaffung des Bedarfes ihrer Mitglieder an Geld, Lebens- 
mitteln uſw. bewirken und weder als Verein Vermögen erwerben, noch ihren 
Mitgliedern andere als die bezeichneten Vorteile, Nihtmitgliedern aber überhaupt 
eine Vorteile zumenden, verfolgen überhaupt feine Ermwerbzwede und jind 
deshalb für gewerblihe Unternehmungen im fteuerlihen Sinne nicht zu eradhten. 
Das gleiche gilt von Vereinen diefer Art, welche zwar UÜberſchüſſe erzielen, 
aber die Verteilung derielben ausjchliehlich am die Mitglieder und nur nach Maß— 
gabe ihrer mit dem Bereine gemadten, den Bereinszweden entiprehenden 
Geſchäfte bewirten. Auch hier liegt fein Erwerb und fein Gewerbebetrieb im 
fteuerlihen Einne vor. Dasfelbe iſt endlich auch dann anzunehmen, wenn der 
Rerein als folher aus dem Geichäftsgewinne, welchen er durch den Geſchäfts— 
verlehr mit jeinen Mitgliedern erzielt hat, Vermögen anlammelt, für den Fall 
der Auflöjung aber die Verwendung des Bereinsvermögens zu Guniten der 
Mitglieder nah Mafigabe der mit ihnen gemachten, den Vereinszwecken ent- 
ſprechenden Geſchäfte feftftellt.“ 

Seine jetzige abweichende Faſſung erhielt der $ 5 Abi. 1, 2 auf Grund der 
Beichlüffe der Kommilfion des AH. (KB. ©. Sif.). 

3. Der $5 Abi. 1,2 bezwedt nach dem in Anm. 2 Ausgeführten weder eine 
Ausdehnung der Steuerpflichtigkeit über den Bereich des Gewerbebetriebes hin- 
aus, noch eine eigentliche Befreiung, d. h. eine Ausnahme von der Regel der 
allgemeinen Steuerpflichtigleit, fondern nur eine Feititellung der Bor- 
eusfegungen, unter welhen ein Gewerbebetrieb der dort bezeichneten 
Bereine anzunehmen ift. Es würde auch widerjinnig und mit der Abſicht des 
ganzen Gejehes, insbefondere mit dem $ 1 und der Überſchrift „Befreiungen“ 
zu $$ 3—5, nicht zu vereinigen fein, wenn man Bereine ujw., die begriff- 
lihgartein Gewerbe betreiben, als Gewerbetreibende behandeln 
und bejteuern wollte. Nur die Wortfaffung des $ 5 Abj. 1 erregt Zweifel. 

Bereine ujw., „welhenurdieeigenen Bedürfmniffe ihrer Mit- 
aliederan Geld ufw. zu beſchaffen bezwecken“, fönnen wegen der Ausichließung 
von Gewinnzwecken und wegen der Abjchliefung vom wirtichaftlichen Verkehre 
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begrifflich fein Gewerbe betreiben und deshalb auch gemäß $ 1 nicht zur Gewerbe- 
ſtener herangezogen werden. Mit diejec, den Gewerbebetrieb überhaupt aus- 
ichließenden Faſſung ift es logisch nicht zu vereinigen, daß in dem folgenden 
Sabteile noch bejondere Bedingungen, von denen die Steuerfreiheit abhängen 
toll, gegeben werben. Der logiihe Fehler liegt in dem Worte „nur“, weldes 
den Ynfhein hervorruft, als ob die in dem folgenden beftimmten Borausjeßungen 
der Steuerfreiheit fich auf alle und insbefondere auch auf dieienigen Vereine uſw. 
beziehen follen, welche überhaupt begrifflihh fein Gewerbe betreiben. Tas 
Wort „nur“ muß geftrihen werden, um in Übereinftimmung mit dem $ 1 die 
Abſicht des Geſetzes zum richtigen Ausdrude zu bringen. Auch die Rehtivrechung 
des OVG. hat diefen Standpunkt eingenommen: 

a) Unrichtig ift die Annahme, daß der $5 „grundjäklicd die „Ber- 
eine uſw.“ der Gewerbefteuer unterwerfe und nur unter gewiſſen Boraus- 
jetungen — bei Beichräntung der Vereinsziwede auf die Beihaffung von Geld, 
Lebensmitteln u. dergl. für die eigenen Bedürfniſſe der Mitglieder — Steuer- 
freiheit zulajie, während bei rihtiger Auslegung der $ 5 umgekehrt jich nur auf 
beitimmte, gewerbliche Zwede verfolgende Vereine uſw. bezieht und 
jürdiefe unter gewiſſen Vorausjeßungen Steuerjreiheit gewährt“ (U. VI. G. 
136 vom 26. März 1896; vgl. E. in St. 9 404, 410). 


b) „Die Auffaffung (dad alle eingetragenen Genofjenihaftenohbne Rüd- 
fihtaufdiepvonihnenverfolgten Zwede im Falle der Nicht— 
erfüllung der daſelbſt vorgeichriebenen drei Bedingungen nad $ 5 der Gewerbe— 
fteuerpflicht unterliegen) ericheint rechtöirrtümlich. Bei der Beantwortung der 
Frage der Steuerfreiheit oder Steuerpflicht einer Genofjenihaft nad $ 5 ift 
aunächft zu prüfen, ob die Genoſſenſchaft überhaupt nah $LleinGewerbe 
betreibt. Denn fonit tommt $ 5 überhaupt nicht zur Anwendung (vgl. E. in St. 
3 381ff., insbefondere 2. Abj. ©. 382). Eine Genojjenichaft, bie ein Grunditüd 
lediglich durch Vermieten nußt, betreibt ebenjomwenig ein Gewerbe, wie jeder 
andere Grundbejiter — vgl. E. in St. 3234, 285“ (U. VI. G. 486 vom 17. Oft. 
1895; vgl. auch E. in St. 4 368). 

e) Ein Berein, der, ohne Gewinnzwecke für fich und jeine Mitglieder, nur 
gemeinnübige Anterefien verfolgt und bejonders mit der von ihm errichteten 
Spar- und Leihkaſſe nur die Hebung des Sparfinnes bezwedt, betreibt 
fein Gewerbe. „Hieran wird auc dadurch nicht3 geändert, daß ein Unterjchied 
zwiichen dem YZinsfuße für die Spareinlagen und dem Zinsfuhe für die ac- 
gebenen Darlehne befteht, und die Adminiftration ermächtigt ift, je nach der 
Lage des Geldmarttes den Zinsſatz abzuändern. Denn es ift jelbftver- 
ſtändlich, daß eine Spar- und Leihlaffe ohne eine ſolche Vorichrift überhaupt nicht 
beitehben fann: anderenfalls würde fie weder die Koſten ihrer Verwaltung deden 
noch irgendivwie Sicherheit bieten, geichweige denn einen Nejervefonds oder ein 
entiprechendes Vermögen anfammeln können, dejien fie zur Erreichung ihrer 
Zwecke, den Sparſinn zu heben und Geldverlegenheiten zu befeitigen, notwendig 
bedarf. ..... Iſt aber weder nad) den Statuten noch nad) dem tatjächlichen 
Verhalten des Vereines eine werbende Tätigkeit vorhanden, jo fann ein Gewerbe— 
betrieb nit angenommen werden — vgl. E. in St. 4 364/5, 370ff.“ (E. in 
St. 6 370). 


d) „Ein Berein, der ohne Gewinnzwecke für ſich und jeine Mitglieder, nur 
den Zwed verfolgt, jeinen Mitgliedern beim Einfaufe von Waren bei anderen 
einen Rabatt zu verjchaffen und ihn zu fparen, betreibt fein Gewerbe und ift jchon 
deshalb nicht gewerbefteuerpflichtig“ (E. in St. 9 404, 411). 

e) „Ericheint ein Verein nad dem Inhalte feiner Statuten ald Gewerbe 
tceibender, jo kann feine Sewerbefteuerpflicht nur durch den Nachweis, daß ſich 
tatfählih jeine Geichäftsführung ausichlieflih auf Gegenstände nicht gewerb— 
Sicher Art eritredt, ausgeichloffen werden“ (E. in St. 9 404, 409). 
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4. Die im $5 Abſ. 1 bezeichneten Vereine uſw. find je nach Art und Gattung 
der von ihnen zu befciedigenden Bedürfniffe äußerft mannigfaltig. Beſonderer 
— bedürfen die im $ 1 des GG. aufgeführten eingetragenen Genoſſen— 

aften. 

a) Bon diejen fünnen zunächſt die Vereine zur Heritellung von Woh- 
nungen nidt für Vereine erachtet werden, welche die Bebürfniffe ihrer Mit- 
glieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenftänden zu beihaffen 
bezweden. Auf fie fönnen deshalb die Beftimmungen des $ 5 überhaupt feine 
Anmendung finden: 

„Die Beihaffung billiger Wohnungen für die Aftionäre, welche nad) 
Art. 2 der Statuten Zweck der Gejellichaft ift, betrifft nicht die Beichaffung von 
„Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenftänden“ imSinne des $5. Lebtere 
Geſetzesbeſtimmung kann alio überhaupt nit Anwendung finden. Vielmehr 
it die Vorfrage, ob die Gejellichaft ein Gewerbe betreibt, lediglich nach den all- 
gemeinen Merfmalen des Gewerbebetriebes zu beurteilen“ (E. in St. 4 363). 
Hiernah erjheinen VW ohnungvereine, deren ftatutenmäßiger Zweck 
in der Beichaffung geſunder und billiger Wohnungen für die Mitglieder durch 
Ankauf oder Bau von Wohnhäuſern und Bermietung an die Mitglieder beiteht, 
al3 Gewerbetreibende nur dann, wenn jich ihr Geichäftsbetrieb durch Hinzu— 
treten bejonderer, den Gewerbebegriff erfüllender Mertmale — 3. B. Jmmobilien- 
handel, Verwendung der verfügbaren Geldbbeitände zu bantmäßigen und dgl. 
Betrieben — als Gewerbe betrieb kennzeichnet. Als folhe Mertmale er- 
icheinen nicht Schon ftatutariihe Beitimmungen über Verteilung eines Reinge- 
winnes und Bildung von Nejervefonds, einzelne Bermietungen an Nichtmit- 
glieder und zinsbare Anlegung der verfügbaren Geldbeitände in Wertpapieren 
u. dal. (E. in St. 4 367). „Eine eingetragene Genojlenichaft, die lediglich den 
Bau, den Erwerb und die Vermietung von Wohnhäuſern (Arbeiterwohnhäufern) 
an Genojjen, wie die Annahme und Berwaltung von Spareinlagen der Genoſſen 
bezwedt, gehört nicht zu den im $5 aufgeführten Vereinen uſw. und betreibt fein 
Gewerbe“ (E. in St. 11 396). 

„Aus den ftatutariihen Beltimmungen ergibt jich, daß der Gejellichaft 
(gemeinnügige Aktien-Baugeſellſchaft) die . . .. Abjicht der Geminnerzielung 
fehlt. Für die Aktionäre erſcheint die Verteilung einer Dividende von höchſtens 
4 Proz. des eingezahlten Attienfapitales nur als eine auch ohne jeden Gemwerbe- 
betrieb zu erzielende Verzinſung, und bei Auflöjung der Gejellichaft ift die Ver— 
teilung etwaiger das Aktienkapital überfteigender Beſtände ausgeichlofien. 
Durch die ausdrüdlihe Beſtimmung, daß weitere Überfhüffe — aufer zu ber 
notwendigen- Bildung eines Rejervefonds — wiederum lediglich zu gemein- 
nüßigen Anlagen im Intereſſe der von der Geſellſchaft geichaffenen Bau- 
quartiere verbraucht werden jollen, it auch der Möglichkeit vorgebeugt, etwaige 
Gewinne zu anderem, als dem ſatzungmäßigen gemeinnüßigen Zwede ber 
Gejellihaft zu verwenden. Die demgemäß verwendeten Überihüjle fommen 
darnach wieder denjelben Kreiſen zu qute, mit denen und in deren Intereſſe 
die Geſchäfte der Gejellihaft abgeichlojien werden. Wenn in der Berufungent- 
icheidung die Gewerbefteuerpflichtigfeit damit —— wird, daß die Beichwerde- 
führerin nicht zu den im $5 bezeichneten Geſellſchaften gehöre, fo iſt dies uner- 
heblih, da nach den obigen Ausführungen die Gejellichaft überhaupt fein Ge— 
mwerbe betreibt“ (U. VI. G. 339 vom 23. Juni 1904). 

b) Ebenſowenig fallen unter die Vereine im Sinne des $ 5 Abf. 1 die Ab— 
jaßgenofjenjhaften, Magazinvereine und Produftip- 
genofjenihaften, da fie niht die Beihaffung von Bebürfnilien, 
jondern den Abſatz der Erzeugniſſe ihrer Mitglieder bezweden; dagegen fann auf 
fie der $ 5 Abi. 3 Anwendung finden. 

c) Bon den im GG. aufgeführten Genofjenichaften bleiben alfo ald Vereine 
im Sinne des $5 Ab. I nur übrig: die Borſchuß- und Kreditvereine, 
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die Konjumpvereine, die Rohbftoffvereine, die Bereine zur 
Beihaffung von Gegenftänden des landwirtichaftlihen oder gewerblihen Be- 
triebe3 und zur Benutzung derfelben auf gemeinihaftlihe Rechnung (Wert- 
genofjenidaften). 

5. Unter allen Umftänden gelten als fteuerpflichtige Gewerbetreibende die 
Konfumvereine und KRonjumanftalten mit ofjenem 
Ladenz ein Gegenbeweis dahin, daß ungeadhtet des offenen Ladens ein Ge— 
werbebetrieb nicht vorliege, wird überhaupt nicht zugelaflen (vgl. unten Anm. 
11, 12). 

Im übrigen ift die Freilaſſung der im $ 5 bezeichneten Vereine von dem 
Zufammentreffen ber Borausjegungen abhängig gemadt, daß jie: 

a) ihren Berfehr ſatzunggemäß und tatfächlicy auf ihre Mitglieder be- 
ichränfen (vgl. unten Anm. 6), 

b) feinen Gewinn unter die Mitglieder verteilen (vgl. unten Anm. 7), 

ce) für den Fall der Auflöjung eine Berteilung des Gemwinnvermögens 
unter die Mitglieder ausjchliefen (vgl. unten Anm. 8). 

„Die im $5 genannten Vereine, Genofjenihaften uſw. find, wenn fie über- 
haupt ein Gewerbe betreiben, fteuerpflichtig, jobald aud nur eine der auf— 
geführten Vorausſetzungen nicht erfüllt wird" (E. in St. 3 381, 7 450). 


„Steuerfreiheit fann nur dann beanjprucht werden, wenn bei einem Vereine 
folder Art die jämtlihenim$5 zu a, b, ce gedachten Erforderniffe zutreffen, 
während jhon das Fehlen eines von ihnen die Steuerfreiheit ausſchließt. Es 
unterliegen daher namentlih auc diejenigen Vereine, welche ſatzunggemäß 
und tatjächlich ihren Verkehr auf ihre Mitglieder beichränten, dann der Gewerbe— 
fteuerpflicht, wenn entweder Gewinn unter die Mitglieder verteilt wird, oder 
eine Verteilung des aus dem Gewinne angejammelten Vermögens unter die 
Mitglieder für den Fall der Auflöfung nicht ausgeſchloſſen iſt. Dabei genügt, 
twie beidem Mangel jeder Einſchränkung in der Fafjung des Gejeßes angenommen 
werden muß, jegliche Berteilung von Gewinn oder Vermögen ohne Rüd- 
icht auf ihren Umfang. Allerdings hat das KG. (Beſchl. v. 14. Dez. 1896 — E. 18 
239) die in dem Statute eines Konjumvereines den Mitgliedern zugejicherte 
Kapitalsdividende von 4%, der voll eingezahlten Gejchäftsanteile nicht als Zu- 
jiherung einer Gewinnverteilung im Sinne des $ 5 Abſ. 1 erachtet, weil nad Art. 
106 ADHGB. von einem Gewinne erfi nad) Zahlung von 4 9, Zinſen auf die Ge- 
ihäftsanteile die Rede jein könne. Dem fteht aber entgegen, daß im Sinne des 
GewG. zum Gewinne eines gewerblichen Betriebes, wie fich aus dem Verbote 
des Abzuges der Zinfen für das Anlage- und Betriebstapital bei der Ermittelung 
des jteuerpflichtigen Ertrages im $22 ergibt, auch die Zinfen zu rechnen find, welche 
nad; faufmänniihem Gebrauche von den gewerblihen Kapitalien, Einlagen ujw. 
vor der eititellung des Geſchäftsgewinnes feitgeitellt und gutgeichrieben zu 
werben pflegen. Überdies aber ergibt jih auch aus der Entitehungsgeichichte 
des GewG. mit Getwißheit, daß nad) der Abjicht der Gejetgebung jede Ber- 
teilung der Gejchäftsüberihüffe, die nad) anderen Rückſichten, als nach dem 
Berhältniffe der von den Mitgliedern mit dem Vereine gemadten, dem Zwecke 
besjelben entiprehenden Geſchäfte (Darlehen, Warenbezüge ufw.) erfolgt, die 
Gewerbejteuerpfliht begründen foll. Auch durch die Vorjchriften des Geſetzes 
betr. die Abänderung des Genoſſenſchaftgeſetzes vom 12. Auguft 1896 wird 
eine von der vorftehenden abweichende Auslegung des $ 5 Abi. 1 des GewG. 
nicht bedingt” (E. in St. 9 405). 

Beſtehen im Einzelfalle Zweifel über das Zutreffen der die Steuerpflichtig- 
feit begründenden Borausjegungen, jo haben die Steuerbehörben bie hierauf 
bezüglichen Feftitellungen zu treffen (val. Anm. 3 zu$1l und Fuifting L Anm. 28 
zu $ 1), und zwar nad) den Berhältnifjen zur Seit ber Veranlagung ober des 
‚ Beginnes des Steuerjahres. 
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Hinfihtlih der tatjählidhen Beihränkung des Verkehres auf die Mit- 
glieder gibt die gejamte Gejchäftsgebahrung während des abgelaufenen Steuer- 
jahres den nädhften Anhalt. Wenn ſich aber zur Zeit der Veranlagung heraus- 
kellt, daf die VBorausjegungen der Steuerfreiheit für das Veranlagungjahr nicht 
mehr zutreffen werden, jo ift die Gewährung der Steuerfreiheit nicht zuläffig. 
Fallen erjt im Laufe des Steuerjahres die — —— der Steuerfreiheit 
fort, jo muß die Veranlagung im Wege der Zugangſtellung ($ 34) erfolgen. 

Einzelnen Bereinen uſw. würde aud) auf Grund des $ 3 Abj. 3 wenn die 
dort angegebenen Bedingungen erfüllt jind, vom Finanzminifter Steuerfreiheit 
gewährt werden Fönnen. 

6. Die Beihräntung des Verkehres auf die Mitglieder muß zugleid 
jakungmäßig und tatjädhlicd jein. Ob die bloß tatſächliche Aus- 
dehnung auf Nichtmitglieder den Sagungen zumiderläuft, madt feinen Unter- 
ſchied. Jedoch wird man, wie bei der Auslegung des $ 1 Nr. 4 EG., annehmen 
dürfen, dab nicht ſchon jedes geringfügige, nebenſächliche oder zufällige Hinaus- 
gehen über den reis der Mitglieder, jondern nur eine gewerbmäßige, d. h. 
beabjichtigte (E. in St. 11 398), wejentlid auf Etwerbzwecke abzielende Ausdeh- 
nung des Geſchäftsbetriebes auf Nichtmitglieder die Steuerpflichtigfeit begründet 
sogl. Fuifting I. Anm. 30 zu $ 1). 

A. Die Borausjegung der Beſchränkung des Verkehres auf die Mitglieder 
bezieht jich bei den Konjum- und Rohftoffvereinen fowie bei den 
Bertgenojjenjihaften lediglid aufden Ab ja oder bei den lehteren 
auf die Berleihung der angeihafften Bedürfnifje, nicht aber auf die Be- 
ihaffung. Dieje Bereine können ihren Zwed, die billige Bejchaffung der 
Bedürfniffe ihrer Mitglieder, regelmäßig nur dann erfüllen, wenn jie die an» 
zufhaffenden Gegenfände von Nihtmitgliedern beziehen, 
Hierin ne fein Hinausgehen des Vereines über den Kreis der Mitglieder (vgl. 
Art. 10 Nr. 1 Abi. 2). 

Nahdem den Konjumpereinen jeglider Form durch Mrt. 
1, 2 des RGeſ. vom 12. Aug. 1896 (RGBl. ©. 695) der Warenverlauf an Nicdht- 
mitglieder bei Strafe verboten ift, wird die ſatzungmäßige und tatſächliche 
Beſchränkung ihres Verlehres auf Mitglieder ohne weiteres angenommen werden 
müffen, da eine gewerbmähige Ausdehnung des Betriebes auf Nicht- 
mitglieder hiermit ausgeſchloſſen iſt Konfumvereineohne offenenLaden 
werden aljo nur noch dann fteuerpflichtig fein, wenn fie Gewinn unter die Mit- 
glieder verteilen oder die Verteilung des Vereinsvermögens nicht ausgeſchloſſen 


haben. 

B. Bei den Borjhuf- und Kreditvereinen kann eine Aus 
Dehnung über ben Kreis der Mitglieder hinaus nicht jchon dann angenommen 
werben, wenn fie die zur Darlehnsgewährung an die Mitglieder er- 
forderlidhen Geldmittel anderweit, von Nichtmitgliedern bejchaffen. 

Dagegen kann eine ſolche Ausdehnung ftattfinden, wenn Geldbmittel über 
das durch die Darlehnsgewährung an die Mitglieder verurjadhte Bedürfnis hinaus 
aufgenommen, wenn fremdartige, mit der Darlehnsgewährung nicht in unmittel» 
barem Zufammenhange ftehende Geldgeichäfte für Mitglieder oder Nichtmit- 
glieder ausgeführt (Effelten-, Kommijjion-, Inkaſſo-, Depofitengeichäfte), oder 
wenn Darlehen in irgend einer Form an Nichtmitglieder gewährt werden. In 
lesterer Beziehung ift aber zu bemerfen, daß den eingetragenen Kreditgenoſſen— 
ichaften durch $ 8 Abi. 2 des GG. die Darlehnsgewährung an Nichtmitglieder 
verboten und die Beobadhtung diejer Vorſchrift im $ 133 aad. durch Straf- 
androhung gejichert iſt. Als charafteriftiiche Merkmale eines fteuerpflichtigen 
bankmäßigen Gejchäftäbetriebes der Vorſchuß- und Streditvereine werden in der 
8. vom 31. Dezember 1880 (Mitt. 9. 14 ©. 33 f.) bezeichnet: 

„il. Ein entwidelter Depofitenverfehr. Ein ſolcher liegt vor, wenn nicht 
nur für Spareinlagen zu geringen Beträgen, jondern überhaupt und ohne Rüd- 
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ficht auf den Betrag kurze Kündigungfriften zugelaffen oder tatjächlich die Rüd- 
nahme jelbit ohne Kündigungfrift geftattet wird; desgleichen wenn den De- 
pojitalgläubigern ein Kontoforrent (ohne Kredit) eröffnet ift oder ſelbſt An— 
weifungen auf das Guthaben derjelben (Scheds) auf Sicht honoriert werden. Ein 
derartiger Geſchäftsbetrieb bedingt verzinsliche Anlage der Beſtände in einer 
— * dieſelben ſich ſchnell und leicht realiſieren laſſen, und führt daher in 
der Rege 

2. zu bankmäßiger Nutzung der disponiblen Gelder durch Ausleihung an 
andere Vereine, bei denen ſich Gelegenheit zu ihrer Placierung darbietet, durch 
Anlage in leicht diskontierbaren Wechſeln oder Wertpapieren, und zu Geſchäften 
mit anderen Vereinen und Geldinſtituten, für welche der Verein keinen An— 
ſpruch auf exceptionelle Steuerbefreiung machen kann. 

3. Einwechſeln von Geldſorten, ſowie Beſorgung ſonſtiger Geldgeſchäfte 
ohne Unterſchied, ob im einzelnen Falle die Berechnung von Proviſion ſtattfindet 
oder nicht, insbeſondere des An- und Verkaufes von Effekten für Mitglieder oder 
Nichtmitglieder. 

Was namentlich 

4. den Wechſelverkehr anlangt, jo ift ein banfmähiger Gewerbebetrieb dann 
zu präjumieren, 

a) wenn Wechſel für Rechnung dritter einkaſſiert werben; 

b) wenn Wechſel disfontiert werben, bezüglich deren Bereinsmitglieder 
weder als Ausfteller, noch Bezogene, noch als Giranten fungieren. 
Wenn lesteres aber auch der Fall ift, jo hat jich doch in verjchiedenen 
vorgelommenen Fällen gezeigt, daß die betreffenden Mitglieder nur 
vorgeſchoben waren, um als Giranten ufw. Geſchäfte des Vereines mit 
Nihtmitgliedern bezw. das Diskontieren von Wechſeln, welche mit dem 
Kreditbedürfnifie und Geichäftsbetriebe von Vereinämitgliedern in gar 
feiner Beziehung ftanden, zu verbeden, weshalb eine forgfältigere 
— dieſes Punktes namentlich in Reklamationsfällen zu em— 
pfehlen iſt.“ 

Wegen der auch hier anwendbaren Rechtſprechung des OVG. über die 
Mertmale des Hinausgehens von Kreditgenojjenichaften über den Kreis ihrer 
Mitglieder in Eintommenftenerjahen ($ 1Nr. 4 EG.) vgl. Fuifting I. (Anm. 29 
A zu 8 1). 

Als Ausdehnung des Geſchäftsbetriebes gilt nicht der Abſchluß von Ge— 
ſchäften mit Perſonen, welche bereits die Erklärung des Beitrittes zur Genoſſen— 
ſchaft unterzeichnet haben und von ihr zugelaſſen find ($ 8 Abi. 3 GG.). 

C. Die Rohitoffvereine bezweden den billigen Bezug von Roh— 
ftoffen jeitens der Mitglieder; nur der Ablaß an Nichtmitglieder begründet die 
Steuerpflicht. 

D. Bei Bereinen zur Beihaffung von Gegenftänden des 
landwirtihaftlihben oder gewerbliden Betriebes 
und zur Benußung derjfelben auf gemeinidhaftlide 
Rechnung kann die Ausdehnung des Geſchäftsbetriebes über den Kreis der 
Mitglieder hinaus mit der fich hieran knüpfenden Folge der Steuerpflicht nur 
durch die Zulaſſung von Nichtmitgliedern bei der Benutzung der angeihafften 
Maichinen und Gerätichaften uſw. geichehen. 

7. A. a) Die Beteiligung von Nicht mitgliedern an dem Gewınne 
würde als Ausdehnung des Berfehres über den Kreis der Mitglieder hinaus 
ericheinen und jchon deshalb die Steuerpflichtigfeit des Vereines zur Folge haben. 

b) „Ein Berein, dejien geichäftlihe Tätigkeit ſatzunggemäß darauf gerichtet 
ift, Überſchüſſe zu erzielen, um mwenigitens einen Teil derjelben unter jeine Mit - 
glieder ohne Rüdjicht auf die mit ihnen gemadten, jeinen Zweden ent- 
fprehenden Geſchäfte, jei es alliährlich, jei es erft bei der Auflöjung, zu ver- 
teilen, verfolgt nicht bloß; den Zweck, die leichte und billige Beichaffung des 
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Bedarfes jeiner Mitglieder an Geld, Lebensmitteln oder anderen Gegenftänden 
zu bewirken, jondern notwendig auch Gemwinnzwede. Der Gewinnzweck ift aber 
gerade ein harakteriftiihes Mertmal des Gewerbebetriebes und auch in der Be- 
gründung des Entwurfes des GewG. (vgl. ©. 46) wie von der überwiegenden 
Mehrheit bei der Beratung in der Kommiſſion des AH. und in legterem felbft 
(vgl. KB. ©. 8, Sten®B. ©. 1356—1371) als ausichlaggebend dafür erachtet 
worden, ob ein derartiger Berein ein Gewerbe betreibt und deshalb zur Ge- 
werbejteuer heranzuziehen ift oder nicht“ (E. in St. 9 407). 

c) „Die jih auf die Spar- und Darlehnkaſſe erjtredende Tätigkeit des 
Vereines fann als eine gewerbliche nicht angejehen werden, weil dabei die Erzielung 
eines, die landesüblihe VBerzinjung der Spareinlagen der Mitglieder und des 
Altivvermögens des Vereines überjchreitenden Gemwinnes nicht eritrebt wird“ 
(U. VI. G. 381 vom 9. DOftober 1902). 

d) Tie Frage, ob eine Geminnverteilung anzunehmen ift, wenn die erzielten 
Uberſchüſſe lediglih an die Mitgliedernahb Mafgabe ihrer mit 
dem Bereinegemadhten Geſchäfte ausgezahlt werden, ift nach der 
Faſſung des Gejeßes und nad den Landtagsverhandlungen niht mit Sicher— 
beit zu beantworten. Nach der Fallung des GE. (vgl. oben Anm. 2) wäre die 
Frage zu verneinen gewejen und in der Begründung wird bemerkt, daß in ſolchem 
Falle eine gewerbliche Unternehmung im fteuerlihen Sinne überhaupt nicht vor- 
liegen würde. Wenn nun aucd der $5 Abi. 1 im wefentlichen auf Grund der 
Beſchlußfaſſung der Kommijlion des AH. feine abweichende Fafjung erhalten hat, 
jo ift Doch die Bedeutung der Abänderung aus dem KB. (vgl. ©. 10) nicht zu er» 
fehen. Zwar könnte aus dem Gange der Kommilfionverhandlungen auf die 
Abjicht geichlojjen werden, die Steuerfreiheit der Vereine ufw. gegenüber dem 
GE. zu beſchränken; indejien ift dieſe Abficht, wie Schon der Bertreter der Re— 
gierung bei der zweiten Lejung im Plenum des AH. bemerkte (Sten®. ©. 
1358/59), in der Faſſung des Geſetzes nicht zum Ausdrude gelangt. 

Die Bedeutung der Worte „wenn fie... feinen Gewinn unter die Mit— 
glieder verteilen“ muß daher aus ſich ſelbſt heraus ecklärt werden. Bei einer 
rein äußerlihen Auffaffung würde eine jede Auszahlung von Überſchüſſen, 
ohne Rüdjicht auf ihre Entftehung und Bedeutung, ald Gewinnverteilung an- 
gejehen werden können. Geht man aber auf das Wejen der Sadıe ein, jo wird 
man Überjchüffe, welche lediglich aus dem Gejchäftsverfehre mit den Mitgliedern 
ftammen und dieſen nad) dem Berhältniffe ihres Geſchäftsverkehres zurüd- 
erftattet werden, nicht für verteilten Gewinn eradten dürfen. 

In der Sache macht es feinen Unterichied, ob die von den Mitgliedern 
zu zahlenden Breije von vornherein jo niedrig bemejjen werden, daß feinerlei 
Überſchuß erzielt wird, oder ob bei höheren Preiſen der die Anihaffung- und 
Verwaltungfoften überfteigende Mehrbetrag den Mitgliedern im Rerhältnifie 
ihres Gejchäftsverfehres zurüderftattet wird. In beiden Fällen haben die Mit- 
glieder im Schlußergebniſſe den gleichen Preis gezahlt und Anlaß zu einer ver- 
ſchiedenen fteuerlihen Behandlung liegt nicht vor. Vielmehr ift in jedem Falle 
ein Gewinnzweck ausgeſchloſſen und ein Gewerbebetrieb nicht anzunehmen (val. 
Anm. 6 B zu $ 2; auh Falflmann-Struß, Anm. 13 zu $ 5). 

Weſentlich anders geftaltet ji die Sache, wenn die Auszahlung der Über- 
ſchüſſe nicht lediglich die Bedeutung einer Rüderftattung des im Preiſe zu viel 
Gezahlten Hat, jondern von anderen NRüdfichten beherricht wird, namentlich 
wenn fie nah Makgabeder Geſchäftsanteile erfolgt. Hier liegt 
ſtets Geminnverteilung vor. 

e) Die Auszahlung eines Gewinnes fteht bei Genoſſenſchaften der Gut— 
ichrift gleich ($ 19 GGl). 

B. Daß die Worte „apunggemäß und tatjächlich“ jih auch auf die Aus- 
ihliegung der Gewinnverteilung unter die Mitglieder eritreden (Art. 10 Nr. 1 
legter Abi. ; Faltmann-Struß, Anm. 6 zu 85), kann nach der Faſſung nicht füglich 
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bezweifelt werden. Nur darf man feine ausdrüdlide Ausſchließung in 
den Satzungen verlangen; vielmehr muß es genügen, wenn ſich aus dem ganzen 
Inhalte der Satzungen die Ausſchließung der Gewinnverteilung unzweideutig 
ergibt. Diejenigen Vereine, welche nach ihrer Verfaſſung und Einrichtung 
überhaupt keine Gewinnzwecke verfolgen oder nur die Anſammlung von Reſerve— 
fonds uſw. zur Sicherſtellung ihres Geſchäftsbetriebes beabſichtigen, haben 
regelmäßig gar keinen Anlaß, die Ausſchließung der Gewinnverteilung unter 
die Mitglieder noch ausdrücklich vorzuſehen; dieſe Ausſchließung ergibt ſich dann 
aus dem ſonſtigen Inhalte der Satzungen und das muß genügen. 

8. Die Ausſchließung der Verteilung des aus dem Gewinne ange— 
ſammelten Vermögens unter die Mitglieder für den Fall der Auflöſung muß in 
den Satzungen ſichergeſtellt ſein und ſich auf das geſamte Gewinn— 
vermögen erſtrecken. Bleibt auch nur ein Teil des Gewinnvermögens zur Ver— 
teilung unter die Mitglieder übrig, ſo iſt dem Erforderniſſe nicht genügt (vgl. E. 
in St. 3 383). Dagegen braucht ſich die Ausſchließung der Verteilung nicht 
auch auf das ſonſtige, aus anderen Mitteln als dem Gewinne herrührende Ver— 
mögen zu erſtrecken. 

„Es muß nur die Verteilung unter die Mitglieder ausgeſchloſſen 
jein. Dagegen wird nich t verlangt, daß auch ein mehr oder weniger entfernter 
mittelbarer Borteil der Mitglieder infolge der Überweilung des Ber- 
mögens an Korporationen ujw. zu irgend welchen Zwecken ausgeſchloſſen jein 
müſſe. Nach der in der Berufungenticheidung vertretenen Auffaſſung (dad die 
Üüberweijung des Vermögens an eine Landwirtichaftstammer nicht genüge, 
weil die Vereinsmitglieder auch Mitglieder der Landwirtichaftstammer jeien) 
würde jede UÜberweiſung an die Gemeinde, den Kreis, die Provinz, ja jelbit an 
den Staat, der Borichrift des $ 5 nicht genügen, da den Genoſſen hieraus irgend 
welche mittelbare Vorteile erwachſen könnten. Daß das Geſetz, welches im 
$ 5 Ausnahmen von der Steuerpflicht für beitimmte Bereine ujw. begründet, 
die Zulafiung diejer Ausnahmen an fait unmögliche Bedingungen habe fnüpfen 
wollen, ift nicht anzunehmen“ (E. in St. 7 451). 

Für die Senofjenichaften iſt der Anfall des bei der Auflöjung verbleibenden 
unverteilbaren Reinvermögens beim Mangel einer jabungmäßigen Beftimmung 
über andere Verwendungziwede an die Gemeinde des Sitzes der Genoſſenſchaft 
geietlich angeordnet (vgl. $$ 89 Abi. 3, 89a GG. in der Faflung der Novelle 
vom 12. Auguſt 1896), jo daß mit der fagungmäßigen Ausſchließung der Ber- 
teilung unter die Mitalieder ohne Bejtimmung des Anfallberechtigten dem Er- 
fordernilie des $ 5 genügt wird. 


9. „Der Wortlaut des $ 5 ergibt, daß die Betriebe derienigen Bereine, 
welche die im $ 5 angegebenen Bedingungen nicht erfüllen, nach dem allgemeinen 
Grundſatze des $ 1 Abi. 1 fteuerpflichtig find. Die Steuerpflichtigkeit erftredt 
ji) aladann auf den Gefamtbetrieb, nicht nur auf einen Teil, wie 3. B 
den Geichäftsbetrieb mit Nichtmitgliedern. Für die Annahme einer derartigen 
Beihräntung fehlt es in dem Geſetze an iedem Anhalte. Das Geſetz kann dies 
auch nicht beabjichtigt haben; denn die Beichräntung des Verkehres auf Mitglieder 
it nur eine, nicht die einzige Bedingung, an deren Beobadhtung die 
Steuerfreiheit gefmüpft wird. Zudem würde die praftifche Ausführung einer 
ſolchen eingeichränften Befteuerung laum möglich fein“ (E. in St. 3 382*). 
Die Befteuerung kann fich aber ftets nur auf die gewerbliche Tätigkeit — 
unter Ausſchließung etwaiger überhaupt nicht gewerblicher Geſchäftzweige — 
eritreden (val. E. in St. 3 234ff., insbeſondere 237; auch Anm. 17 zu $ 1). 

10. Wegen de3 Begriffes eines j" ffenen Ladens vgl. Art. 10 Nr. 2 
und FYuifting I. Anm. 36 zu $1 

Wenn der wegen eines offenen Ladens als fteuerpflichtig in Anſpruch 
aenommene Konſumverein das Vorhandenjein eines offenen Ladens beitreitet, 
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jo muß in der Berufungentiheidung zum Wusdrude gebracht werden, auf 
welhe Mertmalc das Borhandenjein des geleglihen Tatbeftandes „offener 
Laden“ geftüßt wird (E. in St. 1 300). Das gleiche gilt füc Konfumanftalten 
(vgl. unten Anm. 12). 

„Die alleinige Feititellung der bloßen Möglichkeit, daß Berfäufe 
an Nichtmitglieder erfolgen können, die ſich unberechtigterweiſe in den Belik 
einer Legitimationsmarte gejegt haben, genügt nicht zur Begründung der Ge- 
mwerbejteuerpfliht nad $ 5 Abſ. 1. Unerläßlihe Vorausſetzung für den Begriff 
des Gewerbebetriebe iſt ein hierauf gerichteter Wille (vgl. 
Anm. 6 au $ 5). Es hätte alſo noch der Feititellung bedurft, dab tatiächlich 
Verläufe an Nichtmitglieder ftattgefunden und daß die Organe des Vereines 
einen Mißbrauch der Legitimationskarten auh geduldet haben. Eine ſolche 
reititellung ift aber nad) Dem Inhalte der Akten ausgeſchloſſen. — Wenn die beiden 
Riörtner jedem, der eine Legitimationstarte nicht vorzeigen kann, den Eintcitt ver- 
wehren, jo it der Laden für daa Publiktumgeſchloſſen“ (E. in St. 
11 398; vgl. auch 8 375). 


Der Begriff des offenen Ladens iſt enger als der eines offenen Lobals. 
Ein offener Zaden hat den Berlauf von Waren zum Bwede bed Mit- 
nehmens jeitens des Käufers zur Vorausſetzung. Die Gaftftube einer Gaft- 
oder Schanfwirtichaft ift ein offenes 2 ofal, kann aber, ohne dem feititehenden 
Sprahhgebraude Gewalt anzutun, nicht als offener Laden bezeichnet werden. 
Soldhe Lokale von Konjumvereinen und »anftalten, in denen nur Speifen und 
Setränte zum jofortigen Verzehre verabfolgt werden (Kafino u. dergl.), 
iind daher feine offenen Läden. 


11. Konjumpvereine in jegliher Form (Art. 2 des RGeſ. vom 12, Aug. 
1896) mit offenem Laden unterliegen nah $ 5 Abi. 2 unbedingt der 
Beiteuerung; ein Gegenbemweis dahin, daß ungeadhtet des offenen Ladens ein 
Gewerbebetrieb nicht befteht, ijt ausgeichlojien. Dies gilt auch für den neuen, 
durch das RGeſ. vom 12. Auguft 1896 geichaffenen Rechtözuftand: 


„sm $ 308 des GG. nach der Faſſung des RGeſ. vom 12. Aug. 1896 ijt 
beitimmt: „Zürfonjfumpereine, weldhe einen offenen Laden 
haben, hat der Borftand ...... Anweilungen darüber zu erlaffen“ ufw. 
Dieje Vorſchriften gelten nah Art.2 des lehteren Geſetzes für Konſumvereine 
jegliher Art und Form. Hiermit hat das Geſetz anerlannt, daß ungeachtet der 
neuen gejetlihen Beitimmungen, welche in Wirklichkeit da8 Vorhandenjein eines 
offenen Ladens auszufchliegen geeignet fein mögen, der Begriff des offenen 
Ladens ſich nicht verändert hat, vielmehr lediglih nach der äuferen Er- 
iheinung zu beurteilen it; denn jonft hätte nicht beitimmt werden können: 
„tür Stonjumvereine, welde einen offenen Laden haben“ um. Der $5 
Abi. 2 des Gew. verlangt aber für die Steuerpflichtigleit nichts anderes 
als das äußere Merkmal des „offenen“ Ladens, und da fich nad) der Auf- 
faſſung Des RGeſ. vom 12. Aug. 1896 hierin nichts geändert hat, jo muß die eritere 
Geſetzesbeſtimmung auch jebt noch dahin Anwendung finden, daf dieſes äußere 
Mertmal die Steuerpflichtigkeit bedingt. Es muß aljo an der bisherigen Nechts- 
auffaſſung feitgehalten werden, daß das im übrigen nach der äußeren Erſcheinung 
autreffende Merkmal des offenen Ladens nur durch die Herftellung eines, den Zu— 
tritt von Nichtmitgliedern ausichließenden phyſiſchen Hinderniſſes bejeitigt 
werben fann“ (U. VI. G. 376 vom 27. April 1899; vgl. aber wegen der Merkmale 
des „offenen Ladens“ die neuere Rechtiprehung oben in Anm. 10). 


12. Unter fonjumanftalten follen die von größeren gewerblichen 
Unternehmungen getroffenen Geichäftseinrichtungen verftanden werden, welde 
dazu beitimmt find, den Arbeitern und Angeftellten den billigen Bezug von wirt» 
ihaftlihen und jonftigen Lebensbedürfnifien zu ermöglihen. Die Konſum— 
anftalten mit offenem Laden follen ebenjo wie die Konſumvereine mit 
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offenem Laden unterallen Umftänden fteuerpflitig fein. Die Be- 
ftimmung wegen der Konfumanftalten ift ein Zufaß des AH. (vgl. KB. ©. 11f,, 
Sten®. S. 1357ff.) und erhält ihre notwendige Ergänzung durch die Vorſchrift 
im 8 17 Abf. 1, wonach die Konjumanftalten getrennt von den jonftigen Betrieben 
der Unternehmer zu befteuern find. Sie ift eine Singularität und injofern 
eine Inkonſequenz, als fie ſich auch auf ſolche Anftalten erftredt, welche die Abjicht 
der Gemwinnerzielung ausſchließen und deshalb überhaupt nicht als Gewerbe— 
betriebe im fteuerlihen Sinne erſcheinen (vgl. oben Anm. 3). 

Hinfihtlih der praftiihen Ausführung ift die Beſtimmung wegen der 
Konjumanftalten, wie jchon der Regierungsvertreter in den Verhandlungen 
des AH. (Sten®. ©. 1359) dargelegt hat, von zweifelhaftem Werte und Erfolge. 
Die bisherige Heranziehung der Koniumanftalten mit offenem Laden (vgl. die 
B. vom 24. Ott. 1876 und 26. März 1889 — Mitt. 9. 23 ©. 14ff.) beruhte auf der 
Borichrift, daf in den Handelsklaſſen jeder einzelne Laden nah dem Umfange 
des in demjelben ausgeübten Gewerbebetriebes zu veranlagen war ($ 4 des 
Gewerbefteuergeießed vom 39. Mai 1820; $ 17 der Anm. vom 20. Mai 1876). 
Nah) $ 6 des Gew®. erfolgt aber die Veranlagung nad dem Ertrage und nach 
dem Anlage- und Betriebslapitale (vgl. auch $ 8 Abi. 2). Der Unternehmer hat 
es mehr oder weniger in der Hand, die Preife jo zu bemeijen und die Gejchäfts- 
einrichtungen fo zu treffen, daß ſowohl der Ertrag, ald auch das Anlage- und 
Betriebsfapital hinter der Grenze der Steuerpflicht zurüdbleibt. 

„Eine nad $ 5 Abi. 2 fteuerpflichtige Konjumanftalt befteht nicht, wenn 
ein gewerblicher Unternehmer neben feinem Hauptbetriebe einen Spezereiwaren- 
handel in offenem Laden in der Weije betreibt, daß feine Angeftellten und Arbeiter 
dabei vor anderen Abnehmern in feiner Weile bevorzugt werden“ (E. in St. 
9411). I“ 2 
13. Genoſſenſchaften und ſonſtige Vereine, welche nicht lediglich im Auf— 
—— und für Rechnung der einzelnen Mitglieder deren Erzeugniſſe verlaufen, 
jondern die Erzeugnifie ihrer Mitglieder felbft erwerben und im rohen Zustande 
oder nad) weiterer Verarbeitung für eigene Rechnung abjegen, betreiben ein 
felbftändige 3 Gewerbe (vgl. U. vom 7. Mai 1889 — E. 1873). Sie würden 
deshalb nach den allgemeinen Borichriften des GewG. der Steuerpflicht unter- 
liegen und namentlich nicht auf die Steuerfreiheit der Landwirtichaft, Viehzucht, 
bes Weinbaues uſw. Anſpruch machen können, da jienihtfelbftgewonnene 
Erzeugnijie, jondern die Erzeugnifje anderer Berjonen, wenn aud) der Mitglieder, 
bearbeiten und vertreiben. Bon diefem Standpunkte aus wurden auch früher 
die Winzervereine uſw. zur Befteuerung herangezogen (vol. ®. vom 3. Juli 1876 
— Mitt. 9. 5 ©. 32); er wurde aber demnädjt verlajien: 

„Infolge der Beichwerben von Meiereigenofjenfchaften über ihre 
Heranziehung zur Gemwerbefteuer auch im Falle der Beſchränkung auf 
die Verarbeitung und den Abja der von den Genofjenichaftern jelbit- 
gewonnenen Milch beziehungmweije der daraus bereiteten Produfte, 
jehe ich mich zu der Beitimmung veranlaft, daß diejenigen Meiereige- 
nofjenjchaften, welche — durch die Vereinigung mehrerer Grund— 
beſitzer zum Zwecke des Vertriebes der Produlte ihrer Milchwirtſchaft 
gebildet ſind, in bezug auf die Verpflichtung zur Entrichtung der Ge— 
werbeſteuer fortan ebenſo wie jeder andere einzelne Landwirt zu be— 
handeln ſind und ihnen demgemäß der Vertrieb und Verkauf des aus 
ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſen gefertigten Fabrilates..... ſteuerfrei 
zu geſtatten iſt“ (®. vom 19. Sept. 1885 — Mitt. H. 19 ©. 23). 

In gleicher Weije ift den Winzervereinen, welche lediglih die Erzeugniiie 
ihrer Mitglieder an Wein oder Trauben für eigene Nechnung weiter vertreiben, 
dur V. vom 4. Aug. 1890 — II. 8022 — Steuerfreiheit bewilligt worden. 

Auf den gleihen Erwägungen beruht die Beitimmung des $5 Abſ. 3 (Art. 8 
Nr. 6); fie begründet nicht eine neue Steuerbefreiung, fondern läßt den be- 
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zeichneten Bereinen nur diejelbe Steuerbefreiung zuteil werden, welche ihre 
Mitglieder genießen würden, wenn fie ihre jelbftgewonnenen Erzeugnifje, anjtatt 
fie durch den Berein bearbeiten und verwerten zu fallen, ſelbſt bearbeiteten und 
vertrieben. Die Steuerfreiheit, welche beftimmten Erwerbzweigen, namentlicd) 
der Land» und Forſtwirtſchaft, ber Viehzucht, dem Obit- und Weinbau, dem Garten- 
bau, verliehen ift ($ 4), foll nicht dadurch beeinträchtigt werden, daß die Ver— 
einigungen, welche die Land- und Forftwirte uf. lediglich zur bejleren Ber- 
wertung ihrer jelbitgewonnenen Erzeugnijie gründen, ein von den Mitgliedern 
verijchiedenes, jelbftändiges Redhtsjubjelt bilden. 

A. Hieraus ergibt ſich auch die Tragweite der Beitimmung; daß jie jich auf 
die Vereinigungen der Landwirte (Meierei-, Molkereigenoſſenſchaften) und dec 
Weinbauer (Winzervereine) bezieht, ift ausdrüdlich ausgefprochen worden. Ob 
hie die jelbftgetwonnenen Erzeugnifje ihrer Mitglieder weiter verarbeiten oder ohne 
weitere Berarbeitung vertreiben, fann feinen Unterichied maden. Die Worte 
„zur —— und Verwertung“ können nicht dahin verſtanden werden, 
daß die weitere Verarbeitung die unbedingte Vorausjegung der Vergünftigung 
it. Bereine, welche die von ihren Mitgliedern gewonnenen Erzeugnijje an Milch, 
Wein ujw. ohne weitere Verarbeitung vertreiben, fönnen nicht anders behandelt 
werden, al3 jolhe Vereine, welche den Erzeugnilien ihrer Mitglieder zuvor 
noch eine weitere Verarbeitung angedeihen fallen. Das Wort „und" würde 
ſinngemäß durch „oder“ zu erjegen fein. 

Die Beftimmung muß aber aud auf andere Vereinigungen zur Bearbeitung 
oder Bermwertung der jelbitgewonnenen Erzeugniſſe der Teilnehmer bezogen 
werden, jomeit der Erwerbzweig ber letteren Steuerfreiheit genießt. Hierbei 
ft die gorm der Bereinigung ohne Bedeutung. Deshalb geniehen 3. B. 
Moltereigenoffenihaften aud) dann Steuerfreiheit, wenn fie und ihre Genoſſen 
zuſammen mit nicht zur Genofjenihaft gehörigen „stillen Geſellſchaftern“ eine 
Zereinigung bilden, auf welche die Vorausfegungen diejer Geſetzesbeſtimmung 
zutreffen (E. in St. 5 444); ebenio Genoflenihaftsmeiereien zur Verwertung 
der Milch der jog. Genojien und ber jog. Lieferanten, jofern beide zufammen 
eine Bereinigung zur Bearbeitung und Verwertung der von ihnen jelbitae- 
wonnenen Erzeugniſſe bilden (U. VI. G. 321 vom 17. Feb. 1898). 


B. Dagegen erftredt fih die Beſtimmung bes $ 5 Ubi. 3 nicht auf ſolche 
Abſatzgenoſſenſchaften, Magazinvereine, Produktivgenoſſenſchaften ufw., deren 
Teilnehmer für ihren Eigenbetrieb überhaupt feine Steuerfreiheit geniehen, tie 
z. B. derartige Vereinigungen von Handwerkern (Magazin vereinigter Tiichler 
u. a.). Sofern folde für eigene Rechnung verlaufen, betreiben fie ein jelb- 
fändiges Gewerbe und unterliegen der Gewerbefteuer (vgl. V. vom 31. März 
1850 — Winiker Nr.531); ebenjo die Vereinigungen von Landwirten zum Ein— 
ihlachten von Vieh, Pökeln und Räuchern des Fleiſches fürden Verfauf 
{®. vom 2. Mai 1895 — Mitt. H. 33 Nr. 38). 


„Unterliegt der Betrieb einer ——— ſeitens eines einzelnen 
Landwirtes, auch wenn ſich die Verarbeitung auf ſelbſtgewonnene 
Rüben beſchränkt, der Gewerbeſteuer, jo gilt dies nach $ 5 Ab}. 3 ebenſo auch 
von einer Zuderfabrif, die eine Bereinigung von Landwirten mit der 
entfprechenden Beſchränkung betreibt" (E. in St. 8 411). 


Nahdem bie Steuerbefreiung des Bergbaues ($ 4 Nr. 3) aufgehoben worden 
it, fommt auch ben Syndikaten der Bergbautreibenden, weldhe die jelbjtge- 
twonnenen Erzeugnilje ber Mitglieder, Kohlen, Kotes ufw., für eigene Rechnung 
vertreiben, die Steuerfreiheit nicht mehr zu. Wenn Syndilate nicht für eigene 
Rechnung, fondern für Rehnung ber Mitglieder verfaufen, jo bilden 
fie überhaupt feine jelbftändige Erwerbgeiellichaft und können deshalb für ſich 
nicht zur Gewerbefteuer herangezogen werden (val. U. vom 2. Dez. 1887 — E. 
16 110 ff. — und Anm. 2 0 zu $ 19). 
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C. Die Beichräntung des Gejchäftsbetriebes auf die jelbftgewonner 
nen Erzeugnifje der Mitglieder ift die unbedingte Vorausſetzung der ge- 
jeglihen VBergünftigung. Der Zufauf fremder —— begründet die Steuer- 
pilichtigfeit unter Anwendung der für den Privatbetrieb der einzelnen Mit- 
glieder geltenden Grundſätze. Beim Zufaufe wird nit ber gejamte Be- 
trieb fteuerpflichtig, fondern der Betrieb nur infoweit, als er fi auf den Zu— 
fauf und die Verarbeitung fremder Erzeugnifie eritredt (Art. 8 Nr. 3 Abi. 1, 
Nr. 6; U. VI. G. 321 vom 17. eb. 1898). 


Stenerklaffen. 
S 6. 


Die Beitenerung erfolgt in vier Gewerbejtenertlajjen. 

Zn Hlafje I jind diejenigen Betriebe zu bejtenern, deren jährlicher 
Ertrag 50000 Mark oder mehr, oder bei denen der Wert des Anlage- und 
Betriebötapitaled 1000000 Markt oder mehr beträgt. 

Die Gewerbeftenerklafje II umfaßt die Betriebe mit einem jährlichen 
@rtrage don 20000 bis ausſchließlich 50000 Markt, oder mit einem Anlage- 
und Betrieböfapitale im Werte von 150000 bis ausſchließlich 1000000 Mart. 

Zur Gewerbejtenertlajje III gehören die Betriebe mit einem jährlichen 
Ertrage don 4000 bis ausjchlieglich 20000 Markt, oder mit einem Anlage- 
and Betriebskapitale im Werte von 30000 bis ausſchließlich 150000 Mart. 

Zur Gewerbejtenerklajje IV gehören die Betriebe mit einem jährlichen 
@rtrage don 1500 bis ausſchließlich 4000 Mark, oder mit einem Anlage: 
und Betrieböfapitale von 3000 bis ausſchließlich 30000 Mark. 


Zu S 6. 

1. Zu $ 6 vgl. Art. 15. 

2. Begründung zu $ 6 des GE.: 

„Der Aufführung der Klaſſen, in welche die fteuerpflichtigen Gewerbe nadı 
dem Entwurfe eingereiht werden follen, ift noch die Bemerkung vorauszufchiden, 
daß neben der Höhe des Ertrages in zweiter Linie auch die Höhe des Anlage- 
und Betriebsfapitales für die Zumeifung zu den einzelnen Klaſſen beitimmend 
ſein ſoll. Es jtellt jich dies als praktiſch nüßfich heraus, wenn man berüdfichtigt, 
daß e3 Erträge gibt, welche der Schäßung oder Ermittelung befondere Schwierig- 
teiten bereiten. Es beaucht hierbei nur auf die im Laufe des Jahres erit ent- 
ftehenden Gewerbebetriebe und auf jtändige Betriebe ausmärtiger Unter- 
nehmungen hingewiejen zu werben. Bei eben erjt begonnenen Betrieben 
oder wenn es ich beilpielweile um die Veranlagung einer einzelnen Fabrik— 
anlage im Inlande, welche nur für das auswärtige Geſchäft des Beſitzers arbeitet, 
handelt, wird es wünjchensiwert fein, auf das in dem Betriebe angelegte Kapital 
zurüdzugreifen. Hauptjächlich aber fommt in Betracht, daß die Berüdjichtigung 
des Anlage» und Betriebstapitales in dem zugelajienen Maße den Anichau- 
ungen der gewerblichen Kreiie jelbit entgegenfommt. Es würde in dieſen Streifen 
öfters Anftop erregen, wenn ein bedeutender Betrieb wegen eines vielleicht 
durch eine beiondere Konjunktur oder einen einmaligen "Fehler verurſachten 
Miherfolges jofort in eine geringere Klaſſe verſetzt oder für jedes Berluftiahr 
von der Gewerbeſteuer ganz befreit würde.“ 

3. Die Unterfcheidung der Gewerbeſteuerklaſſen iſt jowohl für die Höhe 
ber Steuerjäße, als auch für die Art und Weile der Veranlagung beftimmend. 
In der Klaſſe I hat jedes Gewerbe denjenigen Steuerjat zu entrichten, welcher 
dem für dasjelbe zahlenmähßig feitgeitellten befonderen Ertrage 
entipricht ($ 9), während die Belteuerung in einer jeden der Klaſſen II—IV nach 
Mittelfäßen erfolgt ($$ 13, 14). 
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Für die Bildung der Klaſſen iſt lediglich die Höhe des —— ($ 22) an 
eriter, und des Anlage- und Betriebstapitales ($23) an zweiter Stelle maßgebend. 
Der Betriebsumfang, welcher bisher für die Einteilung ber Handelstlafien be- 
ftimmend war, ift jet ein gejeglich unzuläjliger Maßſtab (val. E. in St. 3 217). 

4. „Bei den lediglich wegen der Höhe des Anlage- und Betriebsfapitales 
jteuerpflihtigen Betrieben ($$ 6, 7) muß das Anlage- und Betriebtapital auf 
Grund altenmäfiger tatjähliher Unterlagen wenigftend dann in feinen 
einzelnen Beitandteilen und Werten (Art. 17) feitgeitellt werden, wenn 
nad) der Anlage de3 Betriebes und nach den bejonderen Umftänden des einzelnen 
Falles die Erreichung der Grenze der Steuerpflichtigfeit von 3000 „4. zmweifel- 
haft it. Solche Zweifel beitehen der Regel nad) namentlich bei denjenigen 
Betrieben untergeordneter Art, für welche der Wert der dem Gewerbebetriebe 
dienenden Grundftüde, Gebäude und baulichen Anlagen, weil fie von dem Ge- 
werbetreibenden nur pacht- oder mietweiſe benußt werden, bei Be- 
rechnung des Anlage oder Betriebsfapitales nicht in Anſatz gebracht werden 
darf. Denn die übrigen Beitandteile des lehteren pflegen in ſolchen Fällen 
von jo geringem Werte zu jein, daß die Vermutung eher gegen, als für die Er- 
reihung der Grenze der Steuerpflichtigteit ſpricht. Überdies ift die richtige 
Feititellung der Beitandteile und Werte des Anlage- und Betriebstapitales gerade 
bei geringfügigen Betrieben nicht nur mit tatlächlihen Schwierigfeiten ver- 
bunden, fondern auch durch vielfache rechtliche Zweifel erichwert, jo daf eine 
die Nachprüfung in rechtliher Beziehung ausjchliefende jummariide 
Schätzung nicht zugelajien werden kann“ (E. in St. 4 444). Die Schäßung- 
ergebnifie der Ergänzungfteuerveranlagung dürfen nicht ohne bejondere 
Prüfung übernommen, jondern nur infoweit benußt werden, als jie nicht an 
Mängeln leiden (E. in St. 4 447). 

5. „Es iſt für unzuläſſig zu erachten, einen bereits bei der ordentlichen Ver- 
anlagung in einer Gewerbeſteuerklaſſe veranlagten Steuerpflichtigen, weil er 
einer unrichtigen Klaſſe zugewieſen iſt, nachträglich in einer anderen, nad) Anficht 
des Borjitenden des Steuerausichuiles oder der Regierung richtigen Klaſſe 
zu veranlagen. Es muf vielmehr für das betreffende Steuerjahr bei der, wenn 
auch unrichtigen, Rollenveranlagung fein Bewenden behalten“ (3. vom 14. Sept. 
1894 — Mitt. 9. 30 Nr. 39). 

6. Der in den 88 6—8 gebrauchte Ausdrud „Betriebe” bedeutet diejenigen 
Betriebe, welche nad) den allgemeinen Geiebesbeitimmungen und den bejonderen 
Vorſchriften der $$ 17—20 in jedem einzelnen Falle den einheitlichen Gegen- 
ftand der Beiteuerung bilden, 

8 7. 


Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 1500 Markt noch das 
Anlage» und Betriebätapital 3000 Mark erreicht, bleiben von der Gewerbe- 
fteuer befreit. 

Auf die Betriebftener (SS 59 ff. dieſes Geſetzes) findet dieje Beitimmung 
feine ‚Anwendung. 

gu S 7. 


1.33uF8 77 Jogl SArt. IIINr.I6 und Anm. 4,06 zufst6. 

2, Der $ 7 begründet unter den dort angegebenen Vorausſetzungen ein 
Recht des Gewerbetreibenden auf Befreiung, welches im Wege der Rechts— 
mittel verfolgt werden fann (E. in St. 3 219). 


88. | 
Betriebe, deren Zugehörigkeit zu einer der Steuerklaſſen I, II, TIL lediglich 
durch die Höhe ded Anlage: und Betriebskapitales bedingt ijt, jind auf An- 
trag des Stewerpflichtigen in die dem Ertrage entiprechende Stenerklafie 
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zu verjegen, wenn der erzielte Ertrag nachweislich zwei Jahre lang die Höhe 
von 30 000 Mart in Klajje I, 15 000 Markt in Klaſſe II und don 3000 Mart 
in Klaſſe III nicht erreicht hat. 


Auf Konjumvdereine und Konjumanjtalten, weldhe nah 5 5 gewerbe- 
jtenerpflichtig Find, findet dieje Bejtimmung teine Anwendung. 


3u S8. 

Inhalt: 
1. Ausführungbeftimmungen. Zwei Jahre lang“ dauernder Minderertrag. 
2. eg bes N 1. achweis der Vorausſetzungen bes $ 8. 
3. „Betriebe“ im Sinne bes $ 8. 8, Die dem Ertrage entſprechende Steuerflafle. 
4, Bedeutung bes 8 8 9 —— nach dem age in der Folgezeit. 
5. Antrag bes Steuerpflichtigen. ' 10. Abſ. 2. 


1. Zu $ 8 vgl. Art. 15 Nr. 5—7, Art. 31 I Nr. 1, 34 Nr. 7. 


2. Begründung des GE.: „Durch die Beitimmung im $ 8 wird den lediglich 
wegen der Höhe des Anlage- und Betriebsfapitales in den Klaſſen I—III Be- 
fteuerten die Möglichkeit eröffnet, ihre Verjeßung in die den wirklichen Erträgen 
entſprechenden Klaſſen herbeizuführen, wenn jie dies vorziehen und verlangen, 
um einer ihnen etwa läjtig fallenden höheren Belteuerung, als mit ein Prozent 
des Ertrages, jich zu entziehen. Veranlaſſung hierzu fann regelmäßig erit dann 
gegeben jein, wenn der Ertrag unter die am Schlufie des Paragraphen für die 
einzelnen Klaſſen angegebene Höhe herabiintt, denn die für die einzelnen Klaſſen 
I—III in den $$ 9—14 zugelajlenen Minimalfteuerfäße von 300, 156 bezw. 
32 Markt entiprehen einer Beiteuerung der Erträge von 30000, 15 000 bezw. 
3000 Markt mit ein Prozent derielben.“ 


3. Wegen der Bedeutung des Ausdrudes „Betriebe“ vgl. Anm. 6 zu $ 6. 


4. „Hiernach ($ 8) wird vorausgejebt, daß Betriebe lediglich wegen 
der Höhe des Anlage- und Betriebstapitales einer der Steuerklafjen I, II, III 
angehören, wenngleich der fteuerpflichtige Ertrag die im $ 6 beftimmte unterite 
Grenze der betreffenden Klaſſe nicht erreicht. Nach den Vorſchriften des $ 6 wird 
die Zugehörigkeit zu einer Klaſſe entweder durd die Höhe des Ertrages 
oder durch die Höhe des Anlage- und Betriebsfapitales beitimmt. Entſpricht 
eine von beiden der höheren Klaſſe, jo muß die Veranlagung in der höheren 
Klaſſe erfolgen. In der einzelnen Klaſſe jelbft ift die Höhe des Steuerjates 
ftet3, mag die Zugehörigfeit des Betriebes nach dem Ertcage oder nad dem An- 
lage- und Betriebstapitale beitimmt jein, nach der Höhe des a I und zwar 
fo zu bemejjen, daß ein Prozent desjelben nicht überjchritten wird ($$ 9, 15 Nr. 2). 
Zu diefem Zwede find in den einzelnen Klaſſen Steuerläße geaeben, welche 
einem niedrigeren, als dem klaſſenmäßigen Ertrage entiprechen; der niedrigite 
Sab in Klaſſe I iit 300 .4., d. h. ein Brozent von 30 000.4. Ertrag, in Klaſſe II 
156 .#., ein Prozent von 15 600,4. Ertrag, in Klaſſe III 32.4., ein Prozent von 
3200 .4. Ertrag. Nur wenn der Ertrag noch hinter dieien Beträgen zurüdbleibt, 
muß trogdem der niedrigfte Satz der Klaſſe angewandt werden. — Für den 
Fall, daß ein Betrieb wegen der Höhe des Anlage- und Betriebstapitales der 
Klaſſe I, II oder III angehört, während der Ertrag unter Hundert Prozent des 
niedrigften Steuerjaßes der betreffenden Klajie verbleibt, hat der $ 8 eine Aus— 
nahme dahin zugelajjen, daß die Belteuerung nah Mafgabe des Er- 
trages allein erfolgt. Dieje Ausnahme ſoll dann eintreten, wenn nach— 
weislich der&rtrag zwei Jahre lang in Klaſſe 30000 .4., in Klaſſe II 
15 000 .4. und in Klafle III 3000 4. nicht erreicht hat“ (E. in St. 7 440). 


5. Die Berjegung fann nur auf Antrag des Steuerpflid- 
tigen stattfinden. Der im Geſetze an Form und Frift nicht —— Antrag 
muß dem Vorſitzenden des Steuerausichuffes derjenigen Klaſſe, welcher der 
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Steuerpflichtige bisher angehört hat, jo zeitig zugehen, daß er beiderordent- 
lich en Steuerveranlagung berüdjichtigt werden fann. Dies folgt ſchon daraus, 
daß die Veranlagung in den Klajjen IIITIV, in welche die Verjegung erfolgen 
muß, nah Mittelfäten geichhieht und die Zahl der zu der Steuergefellichaft ($ 13) 
gehörenden Steuerpflichtigen deshalb von vornherein feititehen muß ($ 29). 
Die Möglichkeit einer nahträglidhen Verſetzung der im $ 8 bezeichneten 
Betriebe — mit Ausnahme der durch die Entſcheidung im Wege der Rechtsmittel 
bedingten — hat das Geſetz nicht vorgefehen (vgl. $$ 13, 34); aud) die A. führt 
unter den Zu- und Abgangfällen des Art. 46 die Verſetzung in eine niedrigere 
Steuerllajje nah $ 8 nicht auf (vgl. aud Art. 34 Nr. 7). 


Einem den Borausjegungen des $ 8 entiprehenden Antrage muß ftattge- 
geben werben; aus der Faſſung: „find... . au verjegen“ ergibt ſich ein im Wege 
der Rechtsmittel verfolgbarer Rehtsanjpruck der Steuerpflicdtigen. 


Diefe Grundjäge haben in der Rechtſprechung Anerlennung gefunden: „Der 
Steuerpflihtige muß den Antrag auf Berüdjihtigung nah $ 8 vor der Ber 
anlagung ftellen und fann eine nadhträglihe Herabießung nur noch im Wege 
der Nehtsmittel herbeizuführen veriuchen“ (U. VI.G. 12 vom 6. Dez. 1894; 
u. VI. G. 59 vom 23. Juni 1905). 


6. a) „Den zweijährigen Zeitraum bilden diejenigen beiden Jahre, deren 
Ertrag für die Veranlagung der beiden lebten Steuerjahre maßgebend war 
(8 24; Art. 18). Auf die Vergünftigung des $ 8 hat ber Steuerpflichtige nur 
dann Anſpruch, wenn er in dieſen beiden Jahren der betreffenden 
Klaſſe angehört hat“ (E. in St. 7 443*. So würde es beifpielweile der Ab- 
ficht des Geſetzes nicht entipredhen, wenn ein Steuerpflichtiger, weldher wegen 
Erhöhung feines Anlage» und Betriebsfapitales aus Klaſſe IL in Klaſſe I verjest 
worden ilt, jhon nad Jahresfrift in die Klaſſe II zurüdverjegt werden follte, weil 
er während der lebten zwei Jahre den der Stlafle I entiprehenden Ertrag 
nicht erzielt hat. 


b) „Nad} dem Haren Wortlaute joll die Ausnahme erjt dann eintreten, wenn 
der Betrieb der betreffenden höheren Klaffe zwei Jahre lang angehört 
hat; iſt dies nicht der Fall, ift er erit ein Jahr lang in der höheren Klaſſe be- 
fteuert oder derjelben erit überwieien worden und zum eriten Male darin be- 
fteuert, weil das Anlage- und Betriebsfapital ſich auf den der höheren Klaſſe 
entiprehenden Betrag vermehrt hat, jo ift die Anwendung des $ 8 ausgeſchloſſen. 
Eine weitergehende Ausnahme war nur für die erftmalige Veranlagung nad) 
Maßgabe der Borichriften des GewG., vor deſſen Inkrafttreten es überhaupt 
feine Klaſſen gab, zuzulaſſen (vgl. E. in St. 3 229)" (E. in St. 7 441). 


c) „Borausjekung eines Antrages auf Grund des $8 it, daß zur Zeit der 
Veranlagung die Ergebnilje zweier ganzer Betriebsjahre — mögen 
dies nun die Wirtichaftiahre des Steuerpflichtigen oder die Kalenderjahre jein 
— vorliegen. Dies ergibt ſich auch aus dem $ 24, wonach bei der Steuer- 
veranlagung der Ertrag des bei Vornahme derielben abgelau- 
tenen Jahres mahgebend ift (Urt. 18). Hieraus folgt, daß die Zeit nad 
Rornahme der Veranlagung, jomit auch Jahre, die bis ın das Steuerjahr hin- 
einreichen, völlig außer Betracht bleiben müſſen. Der Antrag eines Steuer- 
pflichtigen, der den Nachweis nach Maßgabe des $ 8 für zweipolle Jahre 
nicht liefern fann, weil der fteuerpflichtige Betrieb überhaupt noch nicht zwei 
Jahre lang, vom Zeitpunkte der Veranlagung ab zurüdgerechnet, beftanden 
bat oder zwei Wirtichaftiahre noch nicht in ihrem Ergebnifje befannt find, darf 
nicht Berüdiichtigung finden“ (U. VI. G. 12 vom 6. Dez. 1894). 


d) „Unter einem Jahre wird ftets ein volles Jahr, d. h. ein Zeitraum 
von zwölf Monaten verftanden. Ein fürzerer Zeitraum kann aud) 
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dann nicht al3 Jahr im Sinne des $ 8 gelten, wenn eine Gejellihaft etwa in- 
iolge bejonderer Berhältnifje beftimmt, daB ihr erſtes Geſchäftjahr nicht den 
vollen Zeitraum von zwölf Monaten umfaſſen folle, jondern einen geringeren 
Zeitraum. Die gejeglidhe Vorſchrift kann durch ſolche Beſtimmungen nicht 
abgeändert werben" (E. in St. 7 443). 


e) „Dem Antrage eines Steuerpflichtigen auf Verſetzung in eine niedrigere 
Steuerflajje gemäß $ 8 it aud dann ftattzugeben, wenn der Steuerpflichtige 
mit Rückſicht auf die Höhe des Ertrages ſchon in den beiden Vorjahren in dieſer 
Klaſſe veranlagt war, obwohl er mit Rüdjiht auf die Höhe des Anlage- und 
Betriebsfapitaled aud in den Vorjahren der höheren Klaſſe hätte zugewieſen 
werden müjjen“ (E. in St. 11 407). 


7. Der Nachweis wegen der Borausjeßungen des $ 8 liegt dem Steuer- 
pflichtigen ob, jofern fi) der mafgebende Ertrag nicht aus der Veranlagung der 
beiden legten Jahre ergibt. 


„Ein Steuerpflichtiger, der den im $ 8 geforderten Nachweis n i ch t liefern 
fann, hat lediglih den Anſpruch, daß nach $ 15 Nr. 2 der Steuerjab auf ein 
Prozent des nad) $ 24 jteuerpflihtigen Ertrages, und eventuell auf den 
niedrigiten Saß der Steuerflafie, der er twegen der Höhe des Anlage- und Be- 
triebstapitales an — herabgeſetzt wird — vgl. U. vom 24. Sept. 1894, PBB. 
16 51 —“ (U. 12 vom 6. Dez. 1894). 


8. Die Verſetzung lann nur in „die dem Ertrage entipredhende Steuer- 
Hajje“, aljo in eine der Klaſſen II—IV ($ 6) erfolgen, und zwar muß die Ber- 
feßung in diejenige niedrigere Steuerflajje geſchehen, die dem fteuerpflichtigen 
Ertrage entipriht (E. in St. 3 232). Cine gänzlihe Freiftellung wegen eines 
Ertrages unter 1500 Mart ift ausgeichlofjen; vielmehr ift mindeſtens der niedrigfte 
Steuerjat der Klaſſe IV zu entrihten. Aus dem gleihen Grunde kann eine 
Freiftellung der mit Rüdjiht auf die Höhe des Anlage- und Betriebsfapitales 
der Klaſſe IV zugemwiejenen Betriebe überhaupt nicht in Frage fommen. 

9. Hat eine Verſetzung gemäß $ 8 einmal ftattgefunden, fo muß die aus- 
ichlieflihe Beiteuerung nach dem Ertrage auch für die folgenden Jahre, und 
zwar fo lange geichehen, bis die der Höhe des Anlage- und Betriebsfapitales ent- 
iprechende Ertragsgrenze erreicht ift oder der Steuerpflichtige jelbit die Be- 
fteuerung in der dem Anlage- und Betriebsfapitale entjprechenden Klaſſe verlangt. 
Iſt aber mit Rüdjicht auf den geftiegenen E:trag die Befteuerung in der dem 
Anlage» und Betriebsfapitale entiprechenden Klaſſe wieder erfolgt, jo müſſen 
bie jämtlihen Vorausſetzungen des $ 8 von neuem eintreten, bevor der Antrag 
auf ausjchließlihe Belteuerung nad) dem Ertrage erneuert werden kann. 


10. Der Abjak 2 ift ein Zujaß des AH. (vgl. KB.©. 14). Wegen der Steuer- 
pflichtigkeit der Konjumvereine und Konjumanitalten val. $ 5 Abi. 2 und Anm. 
3—12 Dazu. 


Deranlagung in Klaſſe I. 
59. 


Die Steuer ift in Klaſſe I von jedem Gewerbebetriebe mit Einem dom 
Hundert des jährlichen Ertraged mit der Maßgabe zu entrichten, daß bei 
einem Ertrage bon 50 000 bis 54800 Mark (ausſchließlich) die Steuer — 
524 Mark beträgt, und für die höheren, in Stufen von je 4800 Mark fteigenden 
Erträge die Steuerjäge in Stufen von je 48 Mark fteigen. Für Erträge 
unter 50 000 Mark können geringere Stenerjäte als 524 Mart, jedoch nicht 
unter 300 Mark, unter Beachtung der Borjchrift im letzten Abſatze des 8 14 
angeſetzt werben. 
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3u S 9. 
1. Zu $ 9 vgl. Art. 15 Nr. 14. 


2. Die Beiteuerung nad Mittelfägen beſchränkt ſich auf die Klafjen II—IV 
(8$ 13, 14); fie ift für die Klaſſe I nicht möglich, weil fidh wegen der außerordent- 
lichen Unterſchiede in der * des Ertrages und des Anlage- und Betriebs— 
kapitales der zu dieſer Klaſſe gehörigen Betriebe ein angemeſſener Mittelſatz 
überhaupt nicht beſtimmen läßt (vgl. S. 33 der Begründung des GE.). Aus 
dieſem Grunde iſt die prozentuale Beſteuerung nad) dem Ertrage eines jeden 
einzelnen Gewerbebetriebes unter Anwendung entipredhender, ftufenmweije auf- 
fteigender Steuerfäße vorgejehen. Dieſe abweichende Form der Beſteuerung hat 
eine wejentlih verjchiedene Geftaltung de3 gefamten Beranlagungverfahrens 
für die Klaſſe I und für die Klaſſen II—IV zur Folge; insbejondere entfällt auch 
für die Klaſſe I der Anlaß zu einer Vereinigung der zugehörigen Steuerpflidy- 
— in Steuergeſellſchaften ($ 13). 

Die Bedeutung der Steuerjäße für die TE N ‚ergibt jih aus folgenden 
Ausführungen in der Begründung des GE. (©. 

„Die in der Klaſſe I zuläſſigen Steuerſätze Koller nad) Intervallen von je 
48 Markt — entiprehend dem arithmetiihen Mittel einer Ertragftufe von 4800 
Mart — abgeituft werden. Durch diefe Anordnung der Steueritala wird nicht 
nur läftigen Berechnungen bei FFeititellung und Erhebung der Steuer nad) einem 
Prozentiate des Ertrages vorgebeugt, jondern aud die Veranlagung jelbit er» 
heblidy erleichtert. Meinungverjchiedenheiten innerhalb der Ausſchüſſe felbit 
oder zwilchen ihnen und den Steuerpflichtigen verlieren meift ihre Bedeutung, 
fofern fie ji auf Beträge beziehen, welche die Grenzen einer Steuerftufe von 4800 
Mark nicht überjchreiten. Die feſtgeſetzten Steueritufen bieten mithin die gleihen 
Borteile, wegen beren bei der Einfommenfteuerreform die Aufftellung eines 
Tarifes der bloßen Beftimmung bes Prozentiaßes der Steuer vorgezogen wird. 
Der Entwurf läßt in Klaſſe I geringere Steuerjäße ald 524 Marf bis zu 300 Mart 
herab für ſolche Gewerbe zu, welche lediglich wegen der Höhe des Anlager und 
Betriebstapitales der oberiten Steuerflafie zugewieſen find. Es ift jelbftver- 
ſtändlich, daß in allen Fällen, wo ein Ertrag von 50000 Marf oder mehr vorliegt, 
dieje ermäßigten Säbe nicht zur Anwendung fommen. — Die Grenze von 300 
Mark fiimmt mit dem für die nächſt niedrige Klaſſe II normierten Mitteljage 
überein und repräjentiert eine einprozentige Steuer von einem Ertrage von 
39000 Mark. Für die Fälle eines dauernden Sintens des Ertrages bedeutender 
Gewerbebetriebe ift im $ 8 noch bejonders vorgejehen, daß auf Antrag des Steuer- 
prlihtigen Verſetzung in die demiErtrage entiprechende Klajje eintreten muß.“ 


3. Der Ausdrud „von jede m Gewerbebetriebe“ bedeutet nicht etwa, daß 
verſchiedene, ineiner Hand befindlihe Betriebe einzeln für ſich veranlagt 
werden jollen; vielmehr findet auch für die Klaſſe I der allgemeine Grundjat 
der einheitlihen Beiteuerung aller in einer Hand befindlichen Betriebe 
Anwendung ($ 17; Art. 2). 


4. Die Wortfaffung: „Lönnen geringere Steuerfäbe ...... angeiekt 
werben“ fönnte zu der Annahme verleiten, daf es in das Belieben des 
Steuerausſchuſſes geitellt jei, für die Erträge unter 50 000 Mark die niedrigeren 
Steuerſätze anzuwenden oder nicht. Eine ſolche Auslegung ift aber nach dem 
Bufammenhange und Sinne der Beitimmung, ſowie nach der fonft ausgeiprochenen 
Abficht ausgeſchloſſen. Nach dem erften Sabe des $ 9 foll von jedem Ge- 
werbebetriebe, alſo aud) von den Betrieben mit einem Ertrage unter 50 000 Mart 
bis auf 30 000 Mark herab, die Steuer 1 v. 9. betragen. Bon biejem allge- 
meinen Grundſatze (vgl. auch Begründung bes GE. ©. 33 Abſ. 2 und ©. 48 — 
Anm. 2 zu $ 8) darf erft dann abgewichen werden, wenn es an einem ent- 
fprechenden Steuerjabe fehlt, d. h., da 300 Mart der niedrigfte Steuerſatz ift, 
wenn ber Ertrag unter 30 000 Mart herabjintt (vgl. Art. 15 Wr. 4a). 
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5. Zuſammenſtellung der Steuerſtufen und Steuerſätze in Klaſſe L 


























Jaährlicher nn Jahres Jährlicher — Jahres 
vom | ausſchueßlich | Neuerjat von ausſchueßlich ſieuerſat 
I? SR. Sa ER 4 | 4 

— 2. 

weniger alz | unb bis 

33600 
33600 37200 
37200 40800 
40800 44400 
44400 48000 
48000 50000 
50000 54800 
54800 59600 
59600 64400 
64400 69200 
69200 74000 
74000 78800 
78800 83600 
83600 88400 
88400 93200 
93200 98000 
98000 102800 
102800 107600 
107600 112400 
112400 117200 
117200 122000 
122000 126800 
126800 131600 
131600 136400 
136400 141200 1388 357200 362000 3596 
141200 146000 1436 362000 366800 3644 
146000 150800 1484 366800 371600 3692 
150800 155600 1532 371600 376400 3740 
155600 160400 1580 376400 381200 3788 
160400 165200 1628 381200 386000 3836 
165200 170000 1676 386000 3090800 3884 
170000 174800 1724 390800 395600 3932 
174800 179600 1772 395600 400400 3980 
179600 184400 1820 400400 405200 4028 
184400 189200 1868 405200 410000 4076 
189200 194000 1916 410000 414800 4124 
194000 198800 1964 414800 419600 4172 
198800 203600 2012 419600 4220 
2038600 2060 424400 429200 4268 
208400 213200 2108 429200 434000 4316 
213200 218000 2156 434000 438800 4364 
218000 222800 2204 438800 443600 4412 
222800 227600 2252 443600 448400 4460 
227600 232400 2300 448400 453200 4508 
232400 237200 2348 453200 458000 4556 
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dahruicher Ertrag 


von 


Fuiſting, birefte Steuern. 


674000 
678800 
683600 
688400 


Beranlagung in Klaſſe I. 


IT. 





Jährlider Ertrag 


— —— — — — ——— — on 
— — — — — 
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ee BER: Jahres: 
bis ab 

außfchltehlich teuer] 
4 MM. 
2. 3 
693200 3908 
698000 06956 
702800 7004 
707600 7052 
712400 7100 
717200 7148 
722000 7196 
726800 7244 
731600 7292 
736400 7340 
741200 7388 
746000 7436 
750800 7484 
755600 7532 
760400 7580 
765200 7628 
770000 7676 

774800 7724 | 
779600 7772 
7834400 7820 
789200 78368 
794000 7916 
798800 7964 
803600 8012 
8060 
813200 8108 
818000 8156 
822800 8204 
827600 8252 
832400 8300 
837200 3348 
842000 8396 
846800 3444 
851600 8492 
856400 8540 
861200 8588 
866000 8636 
870800 36834 
875600 8732 
880400 8780 
8835200 8828 
890000 8876 
894800 3924 
899600 8972 
904400 9020 
909200 9068 
914000 9116 
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Yährlier Ertrag x | Jährlicher Ertrag 
Jahres- — 








6; Fr -] Sabres- 
15 e is n 
von ausſchueßlich ſteuerſatz | von ausſchließlich ſtenerſatz 

4 4. JM. Mi. E Me 

5: 2. n | J u ; 9 [ ur, 
914000 918800 9164 981200 986000 9836 
918800 923600 9212 | 986000 990800 9884 
923600 928400 9260 990800 995600 9932 
928400 933200 9308 995600 1000400 9980 
933200 938000 9356 1000400 1005200 10028 
938000 942800 9404 1005200 1010000 10076 
942800 947600 9452 1010000 1014800 10124 
947600 952400 9500 1014800 1019600 10172 
0952400 957200 9548 1019600 1024400 10220 
957200 462000 9596 1024400 1029200 10268 
962000 66800 9644 1029200 1034000 10316 
9686800 971600 0692 1034000 1038800 10364 
971600 976400 0740 1038800 1043600 10412 
376400 981200 9788 ufw. um je 4500 Mark Ertag und 48 Marf 

Steuer fteigend. 
s 10, 


Beranlagungbezirke für die Klaſſe I find die einzelnen Provinzen 
und die Stadt Berlin. Die Veranlagung erfolgt durd den für jeden Ber- 
anlagungbezirt zu bildenden Steuerausſchuß, deſſen Mitgliederzahl vom 
Sinanzminifter zu beftimmen ift, jeboch wenigftens aus ſechs Perjonen 
beftehen muß. Zwei Drittel derjelben werben für drei Jahre von dem Pro⸗ 
vinzialausſchuſſe, in Berlin vom Magiftrate und ber Stadtverordnetenver⸗ 
fammlung in gemeinjchaftlider Situng aus den Gewerbetreibenden des 
Bezirkes gewählt. Ein Drittel der Mitglieder und ben Borjigenden des Stener- 
ausſchuſſes ernennt der Finanzminifter. 

Der Borjikende und die ernannten Mitglieder können den Steueraud- 
ſchüſſen mehrerer Provinzen angehören. 


Zu 8 10. 

1. Wegen der PVeranlagungbezirfe vgl. Art. 20, wegen der Steueraus— 
ihüffe Art. 21, 

2. Begründung de3 GE. zu $ 10: 

„Zu $ 10 ift darauf au merfjam zu maden, daß der Steuerausſchuß für 
Kaffe I nicht bloß in finanzieller Sinfict, fondern audy in Hinficht auf die Rüd- 
wirfungen auf die Befteuerung der folgenden Klaſſen eine Peiner ohlier wichtige 
Tätigkeit zu entfalten hat. Die befriedigende Erledigung feiner Obliegenheiten 
eriheint für die Durchführung des Ganzen vom größten Werte. Die damit 
verbundenen Arbeiten werden ſich als mühfem und ſchwierig erweijen. Bornehm- 
lich aus dieſer Nüdficht, zugleih aber auch um eine möglihft unparteiiiche und 
Berne Beſteuerung zu fihern, behält der Entwurf dem Finanzminifter die 

efugnis vor, ein Drittel der Mitglieder und ben Borfigenden, ohne in ber 
Auswahlbeſchränkt zu jein, zu berufen, während die Wahl der über- 
mwiegenden Mehrzahl der Mitglieder des Ausichuffes aus den Gewerbetreibenden 
ber Provinz dem Provinzialausſchuſſe anvertraut wird, wodurd die Umftändlich- 
feiten einer Wahl durch die Provinzialvertretung vermieden werden. Dem 
Finanzminifter ift zugleich Die Ermächtigung erteilt, den Borfißenden und von ihm 
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berufene Mitglieder eines Steuerausichufles in mehreren Provinzen zu ver- 
wenden. Letzteres fann erforderlich werden, teild um bie Mitwirkung — 
tüchtiger Kräfte tunlichſt zu verwerten, teils um die notwendige Übereinftimmung 
der Grundſätze des Verfahrens von vornherein jicherzuftellen.“ me «um 

3. Wegen der Beranlagungbezirte für die Klaſſe I und der Mitglieder- 
zahl ihrer Steuerausihüfle vgl. die zu $$ 11, 12 abgedrudte Belanntmahung 
vom 11. Juli 1892, 

4. Nach der Fallung des $ 10 ift anzunehmen, daß die zuwählenden 
Mitglieder der Steuerausſchüſſe der late I aus den Gewerbetreibenden bes 
Beranlagun — ohne Rückſicht auf ihre Zugebörigfeit 
zurf®lajjel, zu entnehmen find. In dieſem Sinne hat auch Art. 21 A Nr. 2 
die Beitimmung des $ 10 aufgefaßt. Dagegen würde aus der Faſſung bes 
$ 47 Abſ. 1, wonach nur Mitglieder „der betreffenden Klaſſe“ wählbar jind, die 
Folgerung gezogen werben können, daß auch die Mitglieder der Steuerausihüfie 
der Klaſſe I diejer Hlafje angehören müjjen. Die Beftimmungen des $ 47 be- 
ziehen jich auf alle Klaſſen und es würde, um eine Übereinftimmung mit $ 10 
herzuftellen, angenommen werden müſſen, daß der im $ 47 gebrauchte Ausdrud 
„der betreffenden Klaſſe' nah der Abjihtdes Geſetzes nur auf die 
Steuerausjchüffe der Klaſſen II—IV bezogen werden foll. Obwohl die Be- 
gründung zu $ 47 (vgl. Anm. 1 zu $ 47) einer foldhen einjchräntenden Auslegung 
nicht zur Seite fteht, jo würde doch hierfür geltend zu machen jein, daf der $ 10 
al3 sedes materiae für die Steuerausihüjle der Klaſſe I hier den Ausichlag zu 
geben habe. Ganz einwandfrei würde freilich dieſe Bemweisführung nicht er- 
iheinen, in3bejondere würde entgegnet werden fünnen, daf die Zufügung des 
Ausdrudes „der betreffenden Klaſſe“ im $ 47 bei der Beichränfung auf die Klaſſen 
II bis IV überflüffig fein würde, da für lettere die Mitgliedijchaft der „betreffenden 
Kaffe“ ſchon im $ 15 vorgeichrieben ift; aber gerade hieraus würde zu jolgern 
jein, daß die Abficht des Geſetzes in den $$ 10, 15 Harer zum Ausdrude gelangt ift. — 
In der Auswahl der zuernennenden Mitglieder ift der Finanzminiſter 
überhaupt nicht beichräntt (vgl. die Begründung des GE., oben Anm. 2). 

5. Der Finanzminiſter ernennt aud eine gleihe Anzahl Stellver- 
treter (Art. 21A Wr. 2b). Eine ausdrüdlihe Beitimmung hierüber fehlt 
im Geſetze; das Recht zur Ernennung von Stellvertretern ift aber aus dec Ana- 
logie des $ 46 zu folgern. 


Deranlagung in Klafe II—TIV. 


8 11. 
Beranlagungbeszirfe bilden 
für lajje II die Negierungbezirte, 
für Klaſſen III und IV die Streije, 
Die Stadt Berlin bildet für jede/Nlajie einen Beranlagungbezirt. 


8 12. 
DurchjBejtimmung des Finanzminiſters können innerhalb der Provinz 
für Klaſſe J, des Negierungbezirtes für Klaſſe II und des Kreiſes für die 
Klafjen III und IV, jowie innerhalb der Stadt Berlin für jede Klaſſe mehrere 


Beranlagungbezirte gebildet werden. In gleicher Weije können für die 
Klajjen III und IV mehrere Kreije zu einem Beranlagungbezirte vereinigt 


werben. 
Zu S 11, 12, 
1. Zu $$ 11, 12 vgl, Art. 20. 
2. Zu den $$ 10, 12, 15 ift folgende Belanntmahung des Finanzminifters 
som 11. Juli 1892 (II. 8697) ergangen: 
7* 
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‚Auf Grund der $$ 10, 12 und 15 bes GewG. beſtimme ich hiermit: 

T. gür die Gemwerbefteuerflaffe I bilden je einen Beranlagungbesirk: 

. die Provinzen Oftpreußen, Weftpreußen, Brandenburg, Pommern, 
Poſen, Schleswig-Holftein, Hannover und die Stadt Berlin, mit 
dem u bed Steuerausſchuſſes in Königsberg beziehungweiſe 
Danzig, Potsdam, Stettin, Poſen, Schleswig, Hannover und Berlin; 

2. die zu je einem Beranlagungbezirte vereinigten NRegierungbezirte 

a) Merieburg und Erfurt mit dem Sitze des Steuerausjchujjes in 

Merjeburg, 

b) er und Minden mit dem Sitze des Steuerausſchuſſes in 

üniter, 

ec) Eoblenz und Trier mit dem Site des Steuerausichuffes in Koblenz; 
3. jeder der nachbenannten NRegierungbezirte für fih: Breslau, Lieg- 

nis, Oppeln, Magdeburg, Arnsberg, Eafjel, Wiesbaden, Aachen, 

Düffelborf und Eöln mit dem Sitze des Steuerausſchuſſes am Sitze 

ber Regierung. 

Die Zahl der Mitglieder der Steuerausſchüſſe der Gewerbefteuer- 

Haffe I wird für die Veranlagungbesirte: 

Berlin und Hannover auf 12, 

Königsberg, Danzig, Pofen, Liegnik, Oppeln und Eajiel auf 6, für 

alle übrigen Beranlagungbezirte auf 9 
eftgejeßt. 

II. Für die Gewerbejtenerllafje II bildet jeder Regierungbezirt und bie 
Stadt Berlin für fi) einen Beranlagungbezirt mit dem Sitze des Steuer- 
ausfchuffes am Site ber Regierung beziehungmweife in Berlin. 

III. Für die Gemwerbefteuerflaffe III bildet die Stabt Berlin und in der Regel 
jeder Kreis für fi) einen Beranlagungbezitk. 

Die ausnahmmeife beftimmte Bereinigung mehrerer Kreile zu 
einem Beranlagungbezirte für Klaſſe III wird durch die betreffenden 
Regierungen zur öffentlihen Kenntnis gebracht werben. 

IV. Für die Gewerbefteuerklafje IV bildet ausnahmlos jeder Kreis und die 
Stadt Berlin einen ie gpallg rön 

V. Die feitgejebte Mitgliederzahl der Steuerausjchüfje der Klaſſen II, III 
und IV wird von den betreffenden Regierungen öffentlich befannt ge- 
macht werben.“ 

(Zu I 2c und 3 diefer Belanntmadhung jind die durch ®. v. 22. Ott. 
1894 — II. 13834 — getroffenen Änderungen berüdjichtigt). 


Stenergefellfchaften. 
s 13. 

Die Steuerpflichtigen des Beranlagungbezirtes® werden in jeder der 
Klajjen II bis IV zu einer Steuergejellichaft vereinigt, welche für das Ber- 
anlagungjahr die Summe der für jeden Betrieb in Anja kommenden 
Mittelfäge — abzüglich beziehungweije zujätlich des durch Entjcheidungen 
über eingelegte Rechtsmittel (SS 35 ff.) verurſachten Zu⸗ beziehungweiie 
Abganges gegen die Veranlagung des Vorjahres — aufzubringen hat. Die 
aufzubringende Steuerſumme wird auf den durch die zuläfjigen Stenerjäße 
barftellbaren Betrag abgerundet. 


Zu 813. 
1. gu $ 13 vgl. Art. 15 Nr. 8, Art. 37, 38. 
2. Über die Bedeutung der Einrichtung der Befteuerung nach Mitteljäben 
und der hiermit im Zuſammenhange ftehenden Steuergejellichaften wird in der 
Begründung des GE. (S. 29 ff.) folgendes bemerft: 
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„Die Einrichtung der Befteuerung nah Mitteljägen iſt dem preußifchen 
Geſetze vom 30. Mai 1820 eigentümlich. Sie beruht auf der Erwägung, daß 
„es zur Erleichterung der Gewerbe angemeljen ift, daß dem Steuerpflichtigen 
jelbft bei der Verteilung der Steuer joviel ala möglich eine Einwirkung gejtattet 
mwerbe“, und befteht darin, daß die Steuer für jedes ftehende Gewerbe einer be- 
ftimmten Klajje in einem Witteljage feftgeiegt ift, „den die Gewerbetceibenden 
diejer Art im Durdichnitte als Gewerbefteuer aufbringen müjjen.“ Der Mittel- 
ſatz wird alſo mit der Zahl der Gewerbetreibenden des Beranlagungbezirtes 
multipliziert. Das Ergebnis der Berechnung bildet die dem Staate gebührende 
Steuerfumme, die Steuerpflidhtigen der betreffenden Klaſſe aber bilden eine 
Steuergejellihaft und diejer liegt die Berteilung unter ihre Mitglieder durch 
ihre Abgeordneten ob, welche fie jährlid) durch Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte 
erwählen. Über die Verteilung ift in der Beilage B zum Gefete vom 30. Mai 1820 
unter Ar. 9 gejagt: 

„Da indes der Umfang, worin jeder einzelne das Gewerbe betreibt, jehr 
verichieden jein fann, jo ift von denjenigen, welde den Mitteliat nicht aufbringen 
fönnen, ein beftimmter niedrigerer Sat zu zahlen. Der Ausfall, welder hier- 
durch entiteht, muß Durch höhere Beiträge derjenigen gededt werden, welde 
vermöge ihres ftärferen Gemerbebetriebes mehr ald den Mittelſatz zahlen können.“ 

Das Geſetz hot dementiprehend nicht bloß die Mittel-, fondern aud die 
niedrigften Sätze und zuläffigen Steigerungjäße anzugeben. 

Wenngleich die geidhilderte Einrichtung, joviel befannt, feine Nahahmung 
gefunden hat, und vom theoretiihen Standpunkte anfechtbar, auf Volltommenheit, 
wie die meiften Steuereinrichtungen, feinen Anſpruch erheben fann, fo hat jie 
ſich doch nach langjähriger Erfahrung als ein glüdliher Griff des Geſetzgebers 
bewährt. 

Die Befteuerung nah Mittelfäpen hat, wie offen anerfannt werden muß, 
einen Nachteil zur Folge, indem jie einer völlig gleihmäßigen — der 
einzelnen Gewerbebetriebe durch den ganzen Staat und von einem Veranlagung— 
bezirfe zum anderen unter Umſtänden entgegenſteht. Die Höhe des Steuerſatzes 
des einzelnen Gewerbetreibenden wird verichieden ausfallen, je nachdem inner- 
halb des beftimmten Beranlagungbezirtes die Steuergejellihait aus mehr oder 
weniger potenten, den Durchjchnitt überragenden, oder aus mehr oder weniger 
relativ impotenten, hinter dem Durchſchnitte zurüdbleibenden Betrieben jich zu- 
ſammenſetzt. Nach dieſer Berichiedenheit twird ich der von dem potenteren Be— 
triebe zu übertragende Ausfall bei der Beſteuerung in dem einen Bezirke höher, 
in dem anderen niedriger ftellen. 

Indeſſen ftehen dieſem — theoretijch unleugbaren — Mangel, der aber jelten 
oder nie zu Beichwerden der Gewerbetreibenden Reranlafjung gegeben hat, 
und deſſen Tragweite durch die in dem Entwurfe vorgefehene Seftaltung der Ber- 
anlagungbezirfe und durd die neuen Vorſchriſten im $ 15 Nr. 2 und 3 des 
Entwurfjes ſich nod weiter vermindert, unverfennbar überwiegende Borzüge 
der Einrichtung gegenüber. Jeder Steuerpflichtige ift al3 Mitglied der Geſell— 
ihait zur Zeilnahme an der Wahl jahlundiger und gewiljenhafter Genojfen be- 
rufen, welchen, weil fie mitten im Gejchäftsleben ftehen, die umfafjendfte Be— 
tanntichaft mit den gewerblichen Berhältniffen des Bezirkes zugetraut wird und 
in eriter Linie die Berantwortlichleit für die Beftimmung der den einzelnen 
Gemwerbetreibenden aufzulegenden Jndividualjteuerfäbe überlaffen bleibt. 

Der Umſtand, daß den Abgeordneten der Steuergejellihaft nur die Ber- 
teilung eines feititehenden Klontingentes zugemutet wird, erleichtert offenbar 
die Aufgabe bedeutend. In jehr vielen Fällen wird es ſich überhaupt nicht um 
die Yusmittelung eines bejtimmten, ziffermähigen Ertrages des einzelnen Ge- 
ihäftes handeln, fondern aud ohne jolhe die Verteilung der Steuerjumme 
in befriedigender Weile nad) Maßgabe des gegenfeitigen Berhältniſſes 
der Erträgniife der einzelnen Bejchäfte untereinander ausgeführt werden lönnen.“ 
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3. Für „jeden Betrieb“, d. h. für die in einer Hand befindlichen 
Betriebe eines jeden Steuerpflichtigen, vgl. Anm. 3 zu $ 9. 

4. Die durch die Beiteuerung nad Mitteljäben bedingte Aufbringung Des 
Kahrestontingentes der Steuergejellihaft bringt e3 mit ſich, daß die nach er- 
folgter Veranlagung durch die Entjcheidungen über die Rechtsmittel verurjachten 
Anderungen des Kontingentes — Ausfälle oder Überſchüſſe — wieder ausgeglichen 
werden. Da fjoldes während des Beranlagungjahres ohne Berichtigung 
der gejamten Veranlagung der Klaſſe nicht würde geſchehen können, jo wird 
im $ 13 die entijprechende Ausgleichung für das folgende Jahr vorgeichrieben 
(vgl. Art. 37 Nr. 3—5). 

Wenn ein bei der Veranlagung übergangener Steuerpflidtiger nach— 
träglich mit einem anderen Steuerſatze ald dem Mittelfape in Zugang geftellt 
twird, fo findet eine Gut- oder Laftichreibung für das nächfte Steueriahr nicht 
jtatt (®. v. 22. Yan. 1894 — Mitt. H. 30 Nr. 38). 


Stenerfäbe. 
Ss lt. 


Die Mitteljäge betragen: 
in Klaſſe JI... 300 Mark, 
in Klaſſe IIIII..80, 
REIN u Sera ER 
Die bei der Stenerverteilung zuläjjigen geringjten und höchſten Steuer» 
fäge betragen 
in Klaſſe II . . . 2 ..156-480 Mari, 
in Klaſſe IT ...2.... 2-12 „ 
in Klaſſe IV J 4 36 17) 
Die Stenerjäge jollen bis zu 40 Mark um je +Marf, von da ab bis 
96 Mark um je 8 Markt, weiter bis 192 Mark um je 12 Mark und weiter bis 
zu 480 Markt um je 36 Mark fteigend abgejtuft werden. 


Zu S 14. 
‚1. Zu $ 14 vgl. Art. 15 Nr. 8 ff. 

2. Die Mittelfäbe find nah dem mutmaßlichen durdhichnittlihen Ertrage 
bemeſſen. Nach welchen Nüdjichten im einzelnen die Bemeffung der Mittel- 
fäbe jowie der geringiten und höchſten Steuerfäße ftattgefunden hat, ift in ber 
Begründung des GE. ©. 34 f. ausführlich entwidelt. 

Die Beitimmung höchſter Steuerfäße ift gegenüber der bisherigen Geſetz— 
gebung eine Neuerung. Daß die höchſten Steuerſätze der Klaſſe II—IV bie 
niedrigiten Steuerjäbe der je folgenden höheren Klaſſe überfteigen, ift eine not- 
mwendige Folge der jublidiären Beiteuerung nah dem Anlage- und Betriebs- 
tapitale; für diejenigen Betriebe, welche wegen des Anlage- und Betriebsfapitales 
einer höheren Klaſſe zuzuweiſen find, als fie nach dem Ertrage angehören würden, 
muß die Möglichkeit eröffnet werden, einen geringeren als den der unteren Er- 
tragögrenze der Klaſſe entſprechenden Steuerjat zu zahlen. 

„Es empfiehlt ſich vielleicht, noch darauf aufmerkſam zu machen, wie Die 
Anordnung der höchſten und niedrigiten Steuerfäße nicht etwa als eine obliga- 
torische in dem Sinne aufzufaſſen ift, daß dieje Sätze bei jeder Steuerverteilung 
innerhalb eines Veranlagungbezirles zur Anwendung fommen müßten. Biel- 
mehr bezeichnen diefelben nur die Grenzen, bis zu welchen fich einerjeit3 ober- 
halb, andererjeits unterhalb des Mitteljabes die Verteilung zu halten hat. 
Innerhalb der geitedten Schranten follen die Abgeordneten der Steuergefellihaft 
nah beitem Willen und Gewiſſen und nad ihrer Kenntnis und Schäßung des 
Ertragverhältnifies zwiichen den einzelnen Gewerbebetrieben der Geſellſchaft 
die Steuerfumme verteilen.“ (Begründung des GE. ©. 35.) 
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3. ZBufammenftellung der zuläfiigen Gewerbefteuer- 
ſätze (Anlage I zu Art. 15 Wr. 1): 


- — — — —— — ——— —— — —— — — — — — — 


Anlage: und 















Jährlicher Ertrag oder Bettiebskapital Mittel⸗ Zuläſſige 
— — — — — Jahres: 
Klajie bis aus: bis aus: | fat fteuerfäße 
von ſchließlich DON | fehlieplich 
A| 4 1 M MM. A. 
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bis aus⸗ bis aus | ſatz 
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I. 50000 oder mehr. 

















50000 54800 || 
54 800 59600 | i | ; : 572 
59 600 64 400 | j k . 620 
u, ſ. w. in Stufen || u. ſ. w. 
von je 4800 4. | | um je 
mehr. | | ARM. 
— J ſteigend. 
Für Erträge unter 50000 „4. kommen geringere 
Steuerfäbe als 524 .4.; jedoch nicht unter 300 „A. 
in Anwendung. 
48 000 50 000 | 480 
44 400 48000 | 444 
40 800 44400 | 408 
37200 | 40800 | 372 
33600 | 37200 | | 336 
| | 
weniger | | 
ale | 33600 || | 300 
Steuerausſchüſſe. 
8 16. 


1. Behufs Beranlagung der Gewerbeftener der Stlajjen IL, III und 
IV wirb für jede Klaſſe und jeden Bezirk (88 6, 11 und 12) ein Steueraus« 
Kir gebildet, welcher aus einem Kommiſſar der Bezirföregierung ald Bor- 
igenden und bon ben Steuerpflichtigen ber betreffenden ſlaſſe (Steuer⸗ 
geſellſchaft) aus ihrer Mitte für drei Jahre gewählten Abgeordneten beſteht. 

Letztere, deren Anzahl vom Finanzminiſter beſtimmt wird, haben bie 
Steuerſumme nah ihrer Kenntnis oder Schätzung des Ertragverhält⸗ 
niſſes unter die einzelnen Mitglieder der Steuergeſellſchaft zu verteilen. 
Dem Kommiſſar der Regierung fteht die Bejugnis zu, hierbei den Borjik 
zu übernehmen; er hat jedoch nur im Falle der Gleichheit der Stimmen 
ber a ein Stimmrecht. 

2. Ausnahme derjenigen Betriebe, welche bei geringerem ald dem 
für die betreffende Klaſſe maßgebenden Ertrage (8 6) wegen ber Höhe des 
Anlage und Betriebskapitales der Stenergejellichaft zugehören, ſoll bie 
Steuer der einzelnen Gewerbebetriebe den für Alaſſe I vorgejchriebenen 
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Brozentiag des Ertrages unter Berüdjihtigung der zuläfjigen Steuerfäge 
(8 14) nicht Überfteigen. 

Ermäßigung bis auf ben diejem Prozentjage entſprechenden Steuer- 
ja$ kaun don den Steuerpflichtigen im Wege des Einipruches und der Be- 
rufung (88 35 ff.) beanſprucht werden. 

3. Sollte die Stenerfumme einer Gejellichaft bei vorſchrifimäßiger 
Stenerbverteilung nicht aufgebracht werben können, ohne Die &ewerbebetriebe, 
deren —— die für die betreffende Klaſſe maßgebende Höhe erreicht (8 6), 
mit Stenerjäßen zu belegen, welche das vorſtehend (Nr. 2) beitimmte Maß 
überjteigen, jo hat der Finanzminifter die erforderlihe Herabſetzung der 
Steuerjumme zu berfügen. 


Zu S 15. 
Inhalt: 
1. Ausführungbeitimmungen. 8. Anwendung der Nr. 2 auf die ber Steuer» 
2. Die Einrihtung der Steuerausſchüſſe. Hafje nur wegen der Höbe des Anlage» und 
s. Eteuerjumme. Betriebstapitaled angebörenden Betriebe 
4. Der Ertrag ald Maßſtab der Berteilung 9. Berädfihtigung des Berbotes zu Nr. 2 bei 
(Kr. ı Ubi. 2); zahlenmäßige Feititelung. der Beranla * 
5. Unterlagen ber Berteitung. 10. Der für Kal vorgeichriebene Brogentiag 
6. Anfechtung der Veranlagung wegen Uuver- bes Ertrages. 
bältnismäßigleit der Beſteuerung. 11. 8 15 Nr. 3. 


7. Begründung des GE. zu 5 16 Air, 2, 3, f 

1. Zu $ 15 vgl. Art. 15 Wr. 6 ff., 21 B, 22, 38. 

2. Über die Einrihtung der Steuerausſchüſſe der Klaſſen II—IV, jomie 
die Stellung der Borjigenden und der Bezirköregierung gibt die Begründung 
des GE. (S. 36 f.) folgende Auskunft: 

„Im Anichluffe an diefen dur die Erfahrung erprobten Vorgang (nämlich 
das PBerfahren in der bisherigen Handelsklaſſe AI) beabjichtigt der Entwurf, 
für Klaffe II bis IV für jede Klaſſe des Veranlagungbezirtes unter dem Vorſitze 
und der Leitung eines Kommiljars der Bezirksregierung die Abgeordneten Dec 
Steuergejellihaft ald Steuerausihuß zu fonftituieren. Dem Vorſitzenden fällt 
die Borbereitung für Aufftellung der namentlihen Nachweiſungen zu, er hat 
aud die fjonftigen Berwaltunggeihäfte zu erledigen und die Beichlüfle des 
Steuerausichujjes auszuführen. — Someit die Berhältnilje es irgend geitatten, 
wird eine und biefelbe Perfönlichkeit mit dem Rorlige in den Ausſchüſſen für 
Klaſſe III und IV zu betrauen fein; wo es ferner ausführbar ift, ericheint ed dringend 
wünjchenswert, hierzu den Vorſitzenden der Eintommenfteuereinihäßungs- 
tommiifion für denſelben Bezirk auswählen zu fönnen. Unverkennbar wird ſich 
hieraus eine bedeutende Erleichterung und Förderung der Geſchäfte ſchon wegen 
der twejentlihen Identität des Materials für die Ermittelung des gewerblichen 
Eintommens und des gewerblichen Ertrages ergeben. — Die Stellung der Be- 
zirfsregierung in der Berivaltung der Gewerbeſteuer der Klaſſen II bis IV bleibt 
im wejentlichen die gleiche wie bisher. Den Regierungen verbleibt die Aufjicht- 
führung innerhalb der Bezirke, die Entiheidung über Differenzen wegen der 
Abgrenzung der Klaſſen, die FFeitftellung der Gewerbeſteuerrollen, die Einleitung 
zu der Erhebung der Steuer. Die Entiheidung über Steuerbejchwerden wird 
ihnen in noch erweitertem Maße wie bisher zufallen.“ 

Wegen der Steuerausjhüfle vgl. $$ 25—27, 46—51, Art. 21—24. 

a) Die Steuerausihüffe der Klaſſen TI—IV beitehen lediglidh ausge» 
wählten Abgeordneten; die für die Klaffe I vorgejehene Ernennung von 
Mitgliedern ($ 10) ift bei jenen ausgeichlojjen, weil nach der Einrichtung der 
Mittelfäge die Aufbringung des Kontingentes ber Steuergejellihaft ohnehin ge— 
jichert ift, die Verteilung des Kontingentes alfo ohne Gefährdung der fisfaliihen 
Anterejien den Steuergejellichaften ſelbſt ausichlieflich überlafien werden kann. 

b) Die Wahl fann nur auf Mitglieder der Steuergejellichaft fallen 
(val. auch $ 47 Abi. 1); die Mitgliedichaft enticheidet fich nach der Zugehörig— 
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feit zu der Steuergejellihaft zur Zeit des Wahlaktes (vgl. Art.21 B 2), 
alfo nah der Beranlagung des — — laufenden Steuerjahres. Hierbei 
wird vorausgeſetzt, daß die gewählten Abgeordneten auch für die bevorſtehende 
neue Wahlperiode Mitglieder der Sefellicpaft bleiben werben. Scheidet ein 
Abgeordneter innerhalb der Wahlperiode durch Verſetzung in eine andere Steuer- 
tHafje oder aus fonftigen Urſachen aus der Steuergejellihaft aus, jo erliicht aud) 
fein Mandat, und zwar fobald das Ausfcheiden endgültig feititeht (vol. 2. 
vom 26. Febr. 1898 — Mitt. H. 35 Nr. 47). 


3. Wegen der von den Abgeordneten zu verteilenden Steuerjumme (Jahres- 
fontingent) vgl. $ 13. 


4. A. Den einzigen Mafitab der Berteilung des Kontingentes inner- 
halb der Steuergefeilfchant bildet der Ertrag ($$ 22, 24 Abi. 2). Alle fonftigen 
Rückſichten, welche bisher bei der Verteilung in Betracht gezogen werben mußten 
oder fonnten, wie der Betrieb3umfang, die Rüdjihten „auf das größere oder 
geringere perjönlide oder nejchäftlihe Anjehen und die Reipektabilität des Ge- 
werbetreibenden, ferner ob derjelbe mit eigenem oder fremdem Kapitale arbeitet, 
ob zeitweilige Konjunfturen dem Geſchäftsgewinne mehr oder minder günftig find 
u. dgl.“ (Anl. I zur A. vom 20. Mai 1876 zu A Nr. 2), müfjen gänzlich außer 
acht gelaljen werden. Der Ertrag allein enticheidet. Inſoweit befteht völlige 
Ubereinſtimmung mit der Steuerumlegung in dee Klaſſe I ($9). Während aber 
in Diejer die prozentuale Bemeſſung des Steuerjaßes nad dem Ertrage 
eine genaue zahlenmäßige Feititellung bes Ertrages bedingt, nimmt 
der $ 15 Nr. 1 für die Steuerverteilung in den Klaſſen II—IV hiervon Abſtand 
und jchreibt nur die Verteilung nad dem Ertragverhältnifje vor. Die 
Abgeordneten jollen für die einzelnen Mitglieder der Steuergejellihaft — jei 
es auf Grund ihrer Kenntnis der Betriebsergebnijfe, fei es ſchätzungweiſe — das 
Verhältnis ermitteln, in welchem der Ertrag ihrer Betriebe zueinander fteht; 
nach diefem Berhältnifje joll die Steuerverteilung erfolgen (Art. 15 Nr. 9). 
Allerdings läßt fi, wenn nicht nur die nach dem Ertrage geordnete Reihenfolge 
der ſämtlichen Mitglieder der Steuergejellichaft feititeht, jondern auch die Quoten, 
um welche der Ertrag der einzelnen Betriebe nad) oben oder nad unten hin 
jteigt oder fällt, ermittelt find, die Verteilung zutreffend bewirken. Allein die 
Notwendigkeit einer zahlenmäßigen Feititellung des Ertrages entfällt 
hiermit nur jcheinbar. Schon die Feititellung der ertragmäßigen Reihenfolge 
erheilcht bis zu einem gewiſſen Grade die Ermittelung des Ertrages in einerd ur cd 
Zahlenauszudrüdenden Summe. Sm nod höherem Grade ift dies 
der Fall, wenn man ermitteln will, welcher höhere oder geringere Steuerjat Dem 
Ertrage der einzelnen Betriebe angemejlen iſt. Wenn auch befannt ift, daß dieſe 
oder jene Betriebe den höchſten Ertrag in der Steuergejellihaft bringen und 
zu einer Beitenerung über den Mitteljab hinaus geeignet find, jo find hiermit 
die Vorausfegungen zur Bildung eines Urteiles über die Angemejjenheit eines 
beitimmten höheren Steuerjages noch feineswegs gegeben. Nur bei 
sahlenmähiger Feititellung des Ertrages läßt ſich ein ficheres Urteil 
hierüber gewinnen. 


Vollends unentbehrlich ericheint die zahlenmähige Feititellung des 
Ertrages zur Ausführung dec Vorjchrift im $ 15 Nr. 2. Dieje Vorjchriit bricht 
mit der jeltiamen und fünftlihen Einrichtung der Beiteuerung nad Mittelfägen 
(vgl. Anm. 2 zu $ 13). Indem $ 15 Nr. 2 die Beiteuerung über 1%, des Er- 
trages hinaus verbietet und hiermit die zahlenmähige Feititellung des Er- 
trages jchon bei der Veranlagung notwendig madt (vgl. unten Anm. 9), wird 
die dem $ 15 Wr. I zu Grunde liegende Auffaſſung verloffen, daß es nur der 
Feititellung des Ertragverhältnisfes bedürfe. Dies ergibt ſich auch mit 
bejonderer Deutlichkeit aus $ 24 Abſ. 2, indem der Ertrag des abgelaufenen 
Jahres als „für die Steuervercanlagung mafgebend“ bezeichnet wird. 
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B. 2. vom 10. Feb. 1897 (Mitt. H. 35 Nr. 50): 

„Die Anweiſung der Königl. Regierung, „bon bei der Veranlagung den 
Ertrag zahlenmäßig feitzuftellen und zwar ſchätzungweiſe, falls 
eme vehnungmäfige Feititellung nicht tunlich ift,“ geht, was die Gteuer- 
Hajien II bis IV anlangt, über die Abſicht des Geſetzes hinaus, die vielmehr da— 
bin gerichtet war, durch die Beibehaltung der Bejteuerung nad Mittelſätzen 
für dieje Klafjen die ziffermähige Ermittelung des Ertrages bei der Veranlagung 
in erfter Inſtanz entbehrlich zu madhen. Die Anmweilung vom 4. November 1895 
ichreibt deshalb in Übereinftimmung mit den Ausführungen in der Begründung 
de3 Gejegentwurfes für die Klaſſen II bis IV nur eine Verteilung der Steuer- 
jumme nach ber „Kenntnis oder Schäbung des Ertragverhältniffes, 
io daß die den einzelnen auferlegten Steuerjäße unter ſich tunlichit in einem, 
dem Ertragverhältnijje entiprechenden Berhältniffe ftehen,“ vor und betont aus- 
drüflib, dah eine Feitiegung des Ectrages durch Beſchluß der Beranlagung- 
organe nicht vorgejchrieben ift, in jehr vielen Fällen vielmehr die Ausmittelung 
des beitimmten ziffermäßigen Ertrages ber einzelnen Gewerbebetriebe nicht nötig 
werden würde (Art. 15 Nr. 9). Wenn deshalb die getroffene Anordnung 
nicht gerechtfertigt ericheint, jo wird die Nichtbefolgung die ſer Auflage im all- 
gemeinen nicht al eine nicht vollftändige Erfüllung der den Beranlagungbehörden 
obliegenden amtlihen Berpflihtungen angejehen werden fünnen und einer 
Zurüdweifung eines Recdtsmittel3 wegen ungenügender Anführungen bes 
Steuerpflichtigen nicht im Wege ftehen. — Wenn jodann von der Königl. Re- 
gierung vorgejchrieben wird, im Einfpruchverfahren die Behörden, insbejondere 
die Gemeindebehörden, tunlichit zur Abgabe „detaillierter Gutachten“ über die 
Höhe des Ertrages und des Anlage» und Betriebstapitales zu veranlaffen, jo wird 
die Befolgung diejer Vorſchrift ohne eine übermäßige Inanſpruchnahme der 
betreffenden Behörden nur in jehr beſchränktem Maße möglich fein und auf 
ihr im allgemeinen nit beftanden werden dürfen.“ 

Dieſe V. berüdjichtigt in einfeitiger Weile nur den Wortlaut des $ 15 Nr. 1, 
läßt dagegen das Verbot im $15Nr.2 und die jich hieraus ergebende Notiwendig- 
feit der zahlenmäßigen Feititellung des Ertrages außer acht und führt zu einer 
Häufung der Redytsmittel. Auch fann bei zweckmäßiger und richtiger Benußung 
der Eintonmenfteuerverhandlungen die zahlenmähige Feititellung des Ertrages 
bei der Veranlagung keinen praktischen Schwierigkeiten begegnen (vol. unten 
Anm. 5d). 

C. Die Rechtiprehung hat feinen Zweifel darüber gelaſſen, daß bie bei 
der Beranlagung und im Einfprucdhverfahren unterbliebene zahlenmäßige 
Feititellung des Ertrages bei einer Bemängelung des Steuerjates im Berufung- 
verfahren nachgeholt werden muß: „Die Unterlajfung der zahlenmäßigen An- 
gabe de3 fteuerpflichtigen Ertrages in der Berufungentiheidung gegenüber einer 
Bemängelung de3 Steuerfates ſeitens des Steuerpflichtigen iſt ein weſentlicher 
Mangel des Verfahrens“ (E. m St. 3 223). 

5. Die Imlegung der Steuerfumme dur die Abgeordneten muß „nad 
ihrer Kenntnis oder Shäkung des Ertragverhältnijjes“ geichehen. 
Sie dürfen aljo hierbei nicht willfürfich verfahren, fondern müſſen die von 
dem Vocſitzenden bejhafften Unterlagen, insbefondere die Ergebnijje der Ein- 
tommenfteuerveranlagung (Urt. 23) berüdfjichtigen, die mangelhaften Unter- 
lagen auf Grund ihrer eigenen Kenntniffe oder Durch Benubung der ihnen zur 
Verfügung ftehenden Hilfmittel ($$ 26, 27) ergänzen und die von ihnen ge- 
troffenen Feititellungen, damit jie nötigenfalls im Rechtsmittelverfahren be- 
rüdjichtigt werden können, jchriftlih vermerken: 

a) „Wenn der $ 15 Nr. 1 den Abgeordneten die Verteilung der Steuer- 
jumme „nach ihrer Kenntnis oder Schäßung des Ertragverhältniſſes“ auferlegt, 
fo ift hiermit feineswegs vorausgejeht, dah den Abgeordneten die Geichäftsver- 
hältniffe der fämtlihen Mitglieder der Gejellichaft hinreichend befannt find, um 
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auf Grund eigener Kenntnifje den Ertrag berechnen oder ſchätzen zu können. 
Eine folhe Borausfegung ift vielmehr jhon durch die bejchränfte Zahl der Ab- 
geordneten gegenüber ber Ausdehnung der Beranlagungbezirle und die Mannig- 
faltigfeit der Betriebe ausgejchlojjen. Deshalb hat das Gejek in den $$ 25 fi. 
den Borjigenden die Vorbereitung der Gejchäfte des Steuerausſchuſſes durch 
Beſchaffung der erforderlihen Unterlagen zur Pfliht gemacht und den Steuer- 
ausſchüſſen das Recht verliehen, Sahverftändige und Ausfunftperjonen zu ver- 
nehmen ujw.“ (E. in St. 3 284). 

b) „Haben die Vorſitzenden die ihnen obliegenden Berpfliditungen nicht 
genügend erfüllt, jo find die Steuerausſchüſſe verpflichtet, jomweit ihre 
eigene Kenntnis der Verhältniffe nicht ausreicht, unter Benubung der ihnen bei- 
gelegten Befugniſſe die Unterlagen für die Veranlagung zu ergänzen. Dieje Er- 
mittelungen, die vor der Veranlagung vorzunehmen find, müſſen jich auf den 
gewerblichen Ertrag und die Höhe des Anlage- und Betriebäfapitales erftreden 
und einichließlich der auf Grund eigener Kenntnis getroffenen FFeititellungen 
aktenmäßig vermerkt werden, wenn fie im Rechtsmittelverfahren Berüdjihtigung 
finden Sollen“ (E. in St. 3 268, 270, 273). 

c) „Jedenfalls m üjfen fie (die Steuerausjchüffe), wenn die von dem Vor— 
ligenden beſchafften Schäßungunterlagen nicht ausreichen und auch von ihnen 
nicht auf Grund eigener Kenntnis in genügender Weije ergänzt werden können, 
die offen ftehenden Mittel und Wege benuben. Anderenfall® würden fie die 
ihnen geſetzlich obliegende Verpflichtung, den Steuerjat nah dem Ertrage 
($ 9) bezw. nach dem Ertragverhältnilie ($ 15 Nr. 1 Abſ. 2) richtig zu bemeſſen, 
nicht erholen tönnen“ (E. in St. 3 271). 

d) „E3 muß daran fejtgehalten werden, daß von den Feititellungen des 
aewerbliden EGintommens nicht ohne erfennbaren Grund bei Feſt— 
jtellung des gewerblihen Ertrages abgewichen werden darf (vgl. E. in St. 3 
229, 271)" (E. in St. 4 378). Jedoch dürfen die Eintommenjteuerverhandlungen 
nicht inrein mechanischer Weije benußt werden. „Das OVG. hat in 
zahlreichen hierüber ergangenen Entſcheidungen ſtets angeordnet, daf; die Ein- 
fommenjteuerverhandlungen bei Feititellung der fteuerpflichtigen Erträge „in 
geeigneter Weile“, d. h. unter Berüdjichtigung der Verſchiedenheiten 
in den Einrichtungen der Einkommen- und der Gewerbefteuer und der Bejonder- 
heiten der einzelnen Fälle benutzt werben jollen“ (E. in St. 4 376*). 


„Auf der anderen Seite jind aber die Steuerausichüffe und die für die Ent- 
iheidung der Berufungen zuftändigen Regierungen rechtlich nicht behindert, 
in Abweichung von den ÜErgebnijien der Eintommenfteuerveranlagung 
jelbitändige Feititellungen der gewerblichen Erträge vorzunehmen, jofern 
hierfür ausreichende Gründe vorliegen“ (E. in St. 3 231). 

„Ebenio wie jede FFeititellung von Tatſachen durd alle überhaupt zu— 
läffigen Mittel, alſo auch durch Übereinſtimmung aller Beteiligten erfolaen darf, 
fann auch die Feititellung des fteuecpflichtigen Einlommens durch Ein- 
verftändnis des Steuerpflichtigen und der zuftändigen Steuerbehörden 
derartig geichehen, daß ohne anderweite, jelbjtändige Feititellungen eine Ab- 
weihung hiervon für die Gewerbebefteuerung audgejclojien it“ 
(E. in St. 7 414). 

Die Notwendigkeit, die Verhandlungen und Feititellungen bei der Ein- 
fommenfteuerveranlagung hiniichtlich des gewerblichen Einfommens auch für die 
Sewerbeiteuerveranlagung zu benuben (Art. 23 Nr. 3) und von den dortigen 
Ergebniljen nur aus beftimmten jahlihen Gründen abzumweichen, ergibt ji aus 
der in der Begründung des GE. (Anm. * zu Art. 23) ſtark betonten Bedeutung 
der Einfommenfteuerveranlagung al3 Grundlage für die gewerbliche Beiteuerung. 
Es würde aud) zu ganz ungejunden und unerträgliden Zuftänden führen, wenn 
die für die Gewerbebefteuerung zuftändigen Steuerbehörden ohne Kenninis und 
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Würdigung der Feſtſtellungen hinſichtlich des gewerblichen Einkommens zur 
Veranlagung ſchreiten und ohne dringenden Anlaß hiervon abweichen wollten. 

6. „Das Ertragverhältnis bildet den Maßſtab der Beſteuerung und bie 
verhältnismäßige Gleichheit der Befteuerung das Biel der Veran- 
fagung. Um die beteiligten Steuerpflichtigen in den Stand zu ſetzen, die richtige 
Anwendung dieſes Mafftabes und die Erreichung diefes Zieles ihrerjeit3 zu 
prüfen, it im $ 31 die Diffenlegung der Gemwerbefteuerrolle zur Einſicht der 
Steuerpflichtigen des Beranlagungbezirfes vorgejchrieben. Schon hieraus er- 
gibt fi das Recht der Steuerpflihtigen, das „Ergebnis der Veranlagung“ auch 
m der Rihtung der verhältnismäßigen Gleichheit mittels 
Einipruches und Berufung ($$ 35, 36) anzufechten. In Übereinftimmung hiermit 
wird auch in der B. vom 23. Auguft 1893 (Mitt. H. 29 Nr. 38) das Hecht der Steuer- 
pflichtigen, die Beranlagung im Wege der Rechtsmittel mit der Behauptung 
der Unverhältnismäßigleit der Befteuerung anzufechten, ausdrücklich anerkannt“ 
(E. in St. 3 322). 

7. Begründung des GE. zu $ 15 Nr. 2, 3 (Bege. ©. 48): 

„Die wichtigen Beitimmungen unter 2 und 3 dürften fich als eine erwünſchte 
Ergänzung und Fortbildung in der eigentümlihen Einrihtung der Befteuerung 
nad Ritteljäßen darftellen. Sie beabjichtigen, volle Garantie dafür zu gewähren, 
das bie in Ausnahmefällen denkbaren Ungleichheiten der Befteuerung einen 

eringen Bruchteil eine 3 Prozentes nicht überfteigen können, indem anderen- 
alla dem Steuerpflichtigen ein Recht auf Ermäßigung im Wege bes Gebrauches 
der Rechtömittel, bezw. der Steuergejellichaft ein ———— auf Herabſetzung 
ihrer Steuerſumme beigelegt wird. Letzterenfalls wird der zweifellos ſich ſelbſt 
in Ausnahmefällen in mäßigen Grenzen haltende Ausfall von der Staatskaſſe 
zu tragen ſein.“ 

8. Aus den Eingangsworten des $ 15 Nr. 2 ift micht zu folgern, daß für die— 
jenigen Betriebe, welche nur wegen der Höhe de3 Anlage- und Betriebsfapitales 
einer beftimmten Klaſſe angehören, die Höhe des Steuerfaßes willfürlid 
feftgeftellt werden kann. Der zu Nr. 1 Abſ. 2 vorgejchriebene Grundſatz der Ver— 
teilung der Steuerjumme nad dem Ertragverhältnifie erleidet auch bezüglich 
diejer Betriebe feine Ausnahme. Bei richtiger Durchführung des Grundjages 
muß bei allen Mitgliedern der Steuergefellihaft die Steuer, ſoweit es nad) 
der beichräntten Zahl ber für jede Klaſſe zugelafienen Steuerjäße möglich ift, 
zu dem Ertrage in dem gleichen Berhältnifie ftehen. Hieraus folgt, daß die zu 
Nr. 2 Abi. 1 vorgeichriebene Grenze dieſes Verhältniſſes (1 v. H.) auch bei den- 
jenigen Betrieben, welhe nur wegenderhöhe de3Anlage- und 
Betriebsfapitales der betreffenden Klaſſe angehören, jo lange zu beob- 
achten ift, als nicht der Mangel an zuläfiigen Steuerjäßen zu einer Überjchreitung 
des angegebenen Prozentjates nötigt. Im legteren Falle muß jtet3 der niedrigfte 
Satz der Klaſſe zur Anwendung fommen (vgl. E. in St. 3 209 und ®. vom 
9. Mai 1893 — Mitt. H. 20 Nr. 28; Urt. 15 Nr. 7). 


9. „Die Steuer der einzelnen Gewerbebetriebe“ — d. h. der „einzelnen 
Mitglieder der Steueraejellihaft“ ($ 15 Nr. 1) — ſoll den für Klaffe I vor- 
geichriebenen Brozentiah bes Ertrages ($ 9) unter Berüdjichtigung der zuläffigen 
Steuerjäße nicht überfteigen. Diejes Verbot bindet alle beteiligten syn 
hörden und muß von Amts wegen berüdjichtigt werden. Aus dem Abi. 2 
des $ 15 Nr. 2 fann nicht etwa gefolgert werben, daß es fich lediglich um ein im 
Wege der Rechtsmittel zu verfolgendes Recht der Steuerpflichtigen handle. 
Denn wenn das Gejep ein ausdprüdlihes Verbot an die Spitze ftellt 
und in dem folgenden Abiate das fich hieraus ergebende Recht der Steuerpflich— 
tigen noch bejonders anerfennt, jo ilt hiermit zunächſt den Steuerbehörden bie 
Beachtung des Verbotes zur Pflicht gemaht und daneben die Erziving- 
barkeit bes Anfpruches der Steuerpflichtigen im Rechtsmittelwege außer Zweifel 
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geſtellt. Daß das Berbot aud für die Tätigkeit der Steuerausihüjle gilt, iſt 
im Geſetze durch die Überjchrift des $ 15 „Steuerausihüfje” zum deutlichen 
Ausdrude gebradht. Die Steuerausihüffe würden dem Geſetze zumwiderhandeln, 
wenn jie nicht auch bei der Steuerverteilung unter Benußung der ihnen vom Ge- 
ieße gebotenen Hiljmittel Die eg u Erträge feftzuftellen und einer 
Verletung des Verbotes vorzubeugen ſuchten (vgl. E. in St. 3 227 in Anm. 8 
zu $ 36). 

10. „Hier erhebt jich die weitere Rechtsfrage, welches der dem $ 15 
Nr. 2 entiprehende Steuerſatz iſt. Nach bieler Vorſchrift darf der Steuer- 
ja „den für Klaſſe I vorgeichriebenen Prozentſatz des Ertrages unter Berüd- 
fihtigung der zuläfjigen Steuerjäße nicht überfteigen.“ Der für Klaſſe I vorge- 
ſchriebene Prozentjaß beträgt nad) $ 9 Eins vom Hundert mit einer Maßgabe, 
welche Steuer ftufen vorausjebt, und deshalb auf die nad Mitteljägen be— 
fteuerten Klaſſen, denen die Einrichtung von Steuerftufen ganz fremd it, feine 
Anwendung finden kann. Man müßte, um die im $ 9 für Klaſſe I beigefügte 
Mafgabe auf die Klaſſen II bis IV anwenden zu können, durch Vervielfachung 
der Steuerfäße mit Hunderten Steuerftufen Fünftlich bilden; ein folder 
Gedanke jcheint auch der Anordnung vorgeichtwebt zu haben, welche im Art. 15 
Nr.6 mit den eingeflammerten Worten „unter Berüdjihtigung der Abftufung 
der zuläfligen Steuerſätze“ getroffen ift. Allein das Geſetz fpricht nur von „Be- 
rüdjichtigung der zuläfligen Steuerfäße, ohne eine „Abftufung“ zu erwähnen. 
Die letteren Worte fünnen nur dahin ausgelegt werden, daf, joweit nicht die 

—— Einrichtung niedrigſter Steuerſätze entgegenſteht, derjenige Steuer— 
ab beſtimmt werden muß, welcher den für Klaſſe I vorgeſchriebenen Prozentſatz 
von Eins vom Hundert des Ertrages nicht überſteigt; das iſt bei denjenigen Be— 
trieben, welche ziner Klaſſe wegen der Ertragshöhe zugemwiejen find, ſtets der 
genau 1°, des Ertragesbildende oderdernäkfte nied- 
rigere Steuerjaß, dagegen bei denjenigen Betrieben, weldhe nur wegen 
des Anlage» und Betriebsfapitales einer Klaſſe angehören, entweder der nad 
gleihen Rüdjichten zu beftimmende oder, fall3 der Ertrag unter das Hundert- 
fache des niedrigiten Steuerjaßes der Klaſſe hinabfinkt, der niedrigite Steuer- 
fat der letzteren“ (E. in St. 3 214). 

Wenn Kallmann-Struß (Anm. 8zu 815,S. 85) ftets den, einem Prozent 
des Ertrages am nächſten fommenden, wenn auh höheren Steueriaß an- 
wenden till, jo it zu entgegnen, daß eine hierauf gerichtete Abjicht im 515Nr.2 
überhaupt nicht zu einem verftändlichen Ausdrucke gelangt it. Das Verbot der 
überichreitung von 1 %, des Ertrages ift Har und ungweideutig. Die beigefügte 
Beltimmung wegen Berüdfichtigung der zuläfligen Steuerfäte fann, ſoweit das 
Berbot überhaupt maßgebend ift, bei unbefangener Auslegung nur auf den 
nähften niedrigeren Steuerfaß bezogen mwecden; die Veranlagung des 
nächſten höheren Steuerjabes würde eben dem ausdrüdlihen Verbote zumider- 
laufen und eine derartige Einſchränkung desBerbotes würde einer ausdrüdlichen 
und unzweideutigen Geſetzesbeſtimmung bedürfen, welche im $ 15 Nr. 2 nicht 
zu finden if. 

„Das Verbot der über ein Prozent des Ertrages hinausgehenden Be- 
fteuerung ($ 15 Nr. 2) ift auch dann zu beachten, wenn ohne Überfchreitung 
diejes Steuerjaßes die Steuerjumme ($ 13) nicht aufgebracht werden kann“ (11. 
VI. G. 240 vom 31. Ott. 1895). 

11. „Semäß $ 15 Nr. 3 fann überhaupt nicht eine dauernde, anderweite 
Normierung des Mitteljahes, jondern ftets nur die Herabfeßung der Steuerfummte 
für ein beftimmtes Steuerjahr und zwar nur derjenige Betrag, den die Steuer- 
gejellichaft bei vorichriftmäßiger Steuererhebung nicht aufzubringen vermag, in 
Frage lommen“ (V. v. 2. Aug. 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 30; vgl. Art. 15 Nr. 12). 

„Ergibt ſich die Unmöglichkeit, die Steueriumme einer Gejellihaft bei vor- 
Iheiftmähiger Steuerverteilung aufzubringen, fo darf die Abhilfe nur auf dem 
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durch $ 15 Nr. 3 gewieſenen Wege geſucht werden, nicht aber dadurch, daß der 
Steuerausichuß Gewerbetreibende, welche nad) der Höhe des Ertrages ober des 
Anlage- und Betriebsfapitales in die betreffende Klaſſe gehören, gleichwohl der 
nächftniedrigeren überweift“ (V. vom 24. Dez. 1895 — Mitt. H. 33 Ne. 46). 


s 16. 


Die eritmaligen Wahlen nad) dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes werben 
für Klaſſe II von den Steuerpflichtigen der bisherigen Klaſſe A I bewirkt, 
für Slajje III von den Übrigen Steuerpflichtigen, deren biöheriger Gewerbe- 
ftenerjag 36 Mark oder mehr beträgt, für Klajie IV von den Steuerpflichtigen 
mit einem biöherigen Stenerjate von weniger ald 36 Marl nad gg 
derjenigen, deren Befreiung bon der Gewerbejteuer auf Grund bed 8 7 
nad —— Feſtſtellung der bisherigen Beranlagungbehörde keinem Zweifel 
unterliegt. 


Ort der Veranlagung und Veranlagungsarundfähe, 
s 1m. 

Mehrere Betriebe derjelben Perſon werben ale ein fteuerpflichtiges 
Gewerbe zur Steuer veranlagt. Die auf Grund des S 5 jtenerpflichtigen 
Konjumanjtalten gewerblicher Unternehmer jind jedoch von den jonjtigen 
Betrieben der Unternehmer getrennt zur Steuer heranzuzichen. 

Die Beftenerung erfolgt in dem Beranlagungbezirte, in weldhem das 
@ewerbe betrieben wird. 

Findet der Betrieb in mehreren Beranlagungbezirten jtatt, jo erfolgt 
die Beitenerung in dem Bezirke, in welchem die Gejchäftsleitung des Inter» 
rin ihren Sig oder der in S 2 Abi. 2 erwähnte Bertreter feinen Wohn- 

tz hat. 

—— gilt, wenn mehrere Gewerbe von derſelben Perſon betrieben 
werden. 

Erforderlichenfalls beſtimmt der Finanzminifter endgültig den Ber- 
anlagungbezirk, in welchem die Beftenerung ftattzufinden hat. 


Zu S 17. 
Inhalt: 
1. — en. | 7. Abf. 2; 23 der Veranlagung. 
2. Abſ. 1; Einheitlichkeit der Beſteuerung der in Abf. 3 
einer Hand vereinigten Betriebe. 3. Bampffeifrehaurateue. 
3. Bollftändige Identität des Inhabers. 10. Ubf. 
4. Ausſchließung der fteuerfreien Betriebe. I 1. er 
5. Rechtäfolgen der Regel bes Abi. 1. ‘ 12. Mehrfahe Veranlagung besjelben Gewerbes 
6 Konfumanftalten, treibenden. 


1. Bol. zu $ 17 Ubi. 1 den Art. 2, zu Abi. 2—4 den Art. 30. 


2, Der zweite Sa des Abf. 1 ift eine Zufapbeftimmung des AH. (vgl. KB. 
©. 15). Der erite Saß foll das Grundprinzip des ganzen Paragraphen, die 
Einheitlicdhfeit der Beiteuerung der in einer Hand vereinigten Be- 
triebe, deutlich zum Ausdrude bringen. In der Begründung des GE. (©. 49) 
wird hierüber bemerft: 

„Der Grundjag, daß die Beiteuerung in dem Veranlagungbezirke erfolgen 
foll, in welchem das Gewerbe betrieben wird, entipricht dem beitehenden Rechte. 
Während aber nach $ 4 des Geſetzes vom 30. Mai 1820 in den Handelfteuer- 
Hlafjen die Beſteuerung jeder einzelnen Berfaufftätte (Laden oder Kontor), auch 
wenn mehrere derjelben zu einem Gejchäfte gehören, bejonders erfolgen muß, 
wirb nach dem Entwurfe jeder Gewerbebetrieb als ein einheitlicher nur an einer 
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Stelle befteuert, und zwar auch dann, wenn er fi auf mehrere Veranlagung- 
bezirte erftredt. Die Befteuerung joll dann da erfolgen, wo die Gejchäftsleitung 
des Unternehmens ihren Siß hat. Durch dieje aus der Befteuerung des Ertrages 
von jelbit folgende Beftimmung werden zugleich die Unzuträglichleiten des bis- 
herigen Berfahrens bejeitigt. Fit es ſchon jchwierig, die Steuer für die einzelnen 
Berlaufftellen eines Unternehmens innerhalb desjelben Veranlagungbezirtes nach 
dem Berhältnijfe ihres Umfanges richtig zu bemejjen, jo wachſen dieſe Schwierig- 
teiten, jobald das Geſchäft fi auf mehrere Veranlagungbezirke erftredt und die 
Feitiekung der Steuer für die einzelnen Berfaufftellen in den Hänben ver- 
ichiedener Behörden liegt. — Füc diejenigen Gejchäfte, deren Leitung fich aufer- 
halb Preußens befindet, tritt naturgemäß an Stelle des Leitungfiges der Wohn- 
jiß des nach $ 2 Abf. 2 im Inlande zu beftellenden Bertreterd. — Da der Ent- 
wurf Unterfchiede der Befteuerung nach der Art der Gewerbe nicht kennt, jo foll 
die einheitlihe Befteuerung auch dann ftattfinden, wenn von derjelben Perſon 
mehrere verjchiedenartige Geichäfte betrieben werden.“ 

Der Grundſatz der Einheitlichkeit der Beſteuerung iſt von außerordentlicher 
Tragweite: Der Geſamt betrieb eines Steuerpflichtigen, mag dieſer eine 
natürliche oder eine juriſtiſche Perſon, eine Geſellſchaft, ein Verein uſw. jein ($$ 18, 
19), wird tetSnurim ganzenundaneinemunddemjelben 
Drte ($ 17 Abj. 2—5) beiteuert; Ertrag wie Anlage- und Betriebslapital 
bilden je für fich eine Einheit, welche als ſolche ſowohl für die Bildung der Klaſſen, 
als auch für die Veranlagung innerhalb der Klaffen maßgebend ift. Der Grund- 
fat erhält eine weitere Ausdehnung durch $ 20, wonach der Ertrag ſowie das 
Anlage- und Betriebstapital des Gewerbes der Ehefrau regelmäßig demjenigen 
des Ehemannes zuzurechnen ift. 

Dagegen bereitet der beſprochene Grundjaß für die Verwendung der Ge- 
werbefteuer als Kommunalfteuer das größte Hindernis. (Vgl. hierüber $ 38 und 
die Anm. dazu.) 

Bur Ermittelung der verfchiedenen Betriebe eines Steuerpflichtigen und zur 
‚Feitftellung des Ortes der Veranlagung geben die $$ 54, 57 Nr. 2 die erforder- 
lichen Handhaben. 

3. Die Gemwerbefteuer ift eine reine Objeftjteuer (vgl. Anm. 2b zu 
$ 1), für welche der Inhaber des Betriebes oder der mehreren ineiner Hand 
vereinigten Betriebe als Vertreter und Steuerſubjelt aufzulommen hat. Bei 
Bereinigung mehrerer Betriebe in einer Hand erheifcht der Grundjaß der Ein- 
heitlichkeit der Beiteuerung die vollftändige Jdentität des Inhabers 
der verſchiedenen Betriebe (vgl. Urt. 2 Nr. 3). Demgemäß find aud) bei dem 
Betriebe der Seeichiffahrt nicht die einzelnen Seejdiffe, jondern die Ree— 
dereifirma bezw. der Storreipondentreeder fteuerpflichtig (B. vom 17. Oft. 1893 — 
Mitt. H. 29 Nr. 21). Bol. Anm. 20 zu $1. 

„Die Vorſchrift im $ 17 Abſ. 1, wonach mehrere Betriebe derjelben Perſon 
als ein fteuerpflichtiges Gewerbe zur Steuer zu veranlagen find, kann nicht 
auf den Fall Anwendung finden, wenn ein Gewerbe von mehreren Perjonen 
in offener Handelsgejellichaft und ein anderes von einer Gefellihaft mit be- 
ſchränkter Haftung betrieben wird, deren alleinige Mitglieder diejelben Perſonen 
jind. Denn als Inhaber und Unternehmer des Gewerbes gilt bei einer Ge- 
jellichaft der legteren Art im Sinne des Geſetzes nicht, wie bei der offenen Handels- 
gejellichaft, die Geſamtheit der Gejellichafter, jondern das von ihr verichiedene 
jelbftändige Rechts- und Steuerjubjelt der Geſellſchaft ala folder. Die Voraus— 
feßung des $ 17 Abi. 1, daß eine und diefelbe Perſon mehrere gewerbliche Unter- 
nehmen betreibt, trifft daher auf diefen Fall nicht zu“ (E. in St. 8 409*). 

4. „Es darf als jelbftverftändlich bezeichnet werden, daß die Beitimmung 
im $ 17 fich nur auf die in einer Hand vereinigten teuerpflidhtigen Be- 
triebe bezieht. Genießen von ben mehreren in einer Hand vereinigten Be- 
trieben einer oder mehrere Betriebe auf Grund der $$ 3—5 Steuerfreiheit, 
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während die übrigen der Steuerpflicht unterliegen, jo erftredt fich die Befteuerung 
nur auf die leßteren und bei der Berechnung des füc die Befteuerung maßgeben- 
den Ertrages ($ 24) müſſen die fteuerfreien Betriebe völlig ausicheiden. Ebenſo 
wie der in den leßteren erzielte Gewinn dem east dir Ertrage nicht zu«- 

erzchnet werden darf, muß auch der in ben fteuerfreien Betrieben entftandene 

erluft bei der Berechnung des Ertrages der fteuerpflichtigen Betriebe unbe- 
rüdfichtigt bleiben — vgl. Art. 2 Nr. 2a“ (U. VI. G. 206 vom 21. Nov. 1895). Q 

5. Wegen ber Rechtsfolgen, welche ji) aus dem Grundjage der Einheit- 
tihleit der Befteuerung der in einer Hand vereinigten Betriebe ergeben, wenn 
ein bereit3 befteuerter Gemerbetreibender im Laufe des Steuerjahres einen 
weiteren Betrieb neu eröffnet oder von einem anderen erwirbt oder einzelne 
Betriebe einftellt, vgl. $ 24 Abf. 4 (Arm. 10 dazu), $ 33, $ 34 (Anm. 40 dazu), 
$ 41 (Anm. 5 dazu), $ 58. 

6. ra Ziwed des zweiten Sapes ergibt ‚jih aus dem KB. des AH. 
(S. 15 f.): 

„Zur Begründung des zweiten Sabes erläuterte der Antragfteller unter 
Bezugnahme auf die Erörterungen beim $ 5, daß die Befteuerung der fraglichen 
Konfumanftalten wirkunglos jeın würde, wenn beren Anlage- und Betriebs- 
tapital ſowie ihr Ertrag in den betreffenden Werten bed Gejamtbetriebes ver- 
büllt blieben. Es fei dann möglich, das Anlage- und Betriebslapital der Konſum— 
anftalten nad) dem Hauptunternehmen hinüberzufchieben, auch den Ertrag in 
Aufwendungen desjelben verſchwinden zu lajjen, fo daß diele beiden Werte für 
die Beranlagung feinen Anhalt mehr böten oder zu niedrig geſchätzt würben. 
Um ſolche Hinterziehung der Steuer zu verhüten, müßten die Konjumanftalten 
des gewerblihen Unternehmers gejondert von feinen übrigen Gemwerbebetrieben 
veranlagt und befteuert werden. — Diejer Ausführung ftimmte die Kommiſſions— 
mehrheit zu und nahm auch den zweiten Saß bes Antrages an, nachdem vorher 
feftgeftellt war, daß die im zweiten Satze des Antrages gedachten Betriebe als 
jolde einheitlich heranzuziehen find.“ 

Wegen der Befteuerung der Konjumanftalten vgl. Anm. 12 zu $ 5. 

7. Wegen bed Betriebsortes (Abi. 2) vgl. Anm. 19 zu $ 1, Anm, 7 
zu $2 und Anm. 3 ff. zu $ 38. 

Sn den Klaſſen II—IV kann aud der Ort der Beranlagung (Beran- 
lagungbe;irt) durd die Rechtsmittel angefochten werden (E. in St. 3 254). 
Ein Grund, die Anfechtung wegen des Ortes der Veranlagung auf die Klaſſen 
II—IV zu beichränten, ift nicht zu erfennen. Auc den Steuerpflichtigen ber 
Klafje I muß bei Verlegung der gejehlichen Borichriften über den Ort ber Ber- 
anlagung die Anfechtung der Zuftändigfeit der Beranlagungbehörde im Rechts— 
mittelverfahren geftattet jein (vgl. das in — — ergangene U. 
vom 16. September 1897 — E. in St. 6 222 und Fuifting I. Anm. 8 zu $20). 
Die Anfechtbarleit wegen bes Ortes der Veranlagung ift jet im Art. 42 Nr. 2 
ausdbrüdlih anerkannt. _ 

8. Im Falle des Ab. 3 beftimmt fi der Veranlagungbezirk, fofern es fich 
nit um Befteuerung nah $ 2 handelt, ausſchließlich durd den Sitz der 
Geichäftsleitung (E. in St. 3 257); dieſer Sit iſt ftets Betriebsort (E. in St. 
4 390 Anm.). Wegen des Sihes vgl. Anm. 19 zu $1. 

9. „Sofern die Dampfidhiffreitaurateure nur das Gewerbe als ſolche auf dem 
betreffenden Schiffe betreiben, ohne auch an ihrem Wohnſitze einen ſtehenden 
Semerbebetrieb zu unterhalten, fann ihr Wohnort nicht als der Sitz der Ge- 
ihäftsleitung angejehen werden. Ihre Veranlagung hat vielmehr in dem— 
jenigen rege ap zu erfolgen, worin das mit dem Schiffe betriebene 
Transportgewerbe veranlagt wird“ (B. vom 1. Dez. 189 — Mitt. H. 30 Nr. 40). 

10. Der im Abi. 5 gebraudhte Ausdrud „Erforderlihenfalls“ bezieht ſich 
nur auf die vom Geſetze offen nelaffenen oder zweifelhaften, nicht aber auf die 
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im $ 17 Abſ. 2—4 ausdrüdlich geregelten und unzmweifelhaften Fälle. „Eine 
folhe (dem Abf. 5 entipredhende) Beitimmung lann aber nur vor der Veran— 
lagung nachgeſucht und getroffen werden. it die Veranlagung ohne Anrufung 
und Entiheidung des Finanzminifterd einmal erfolgt, jo ift für die Anrufung 
und Entiheidung des Finanzminifterd überhaupt fein Raum mehr, vielmehr jind 
alödann alle Bemängelungen der Veranlagung im Wege der Rechtsmittel zum 
Austrage zu bringen“ (E. in St. 3 256). | 

„Für die Gemwerbefteuerveranlagung eines gemwerbliden Unternehmens, 
welches feinen Sit außerhalb Preußens hat, aber in Preußen ftehende Betriebe 
in mehreren Beranlagungbezirten unterhält, ohne einen in Preußen wohnhaften 
Bertreter beftellt zu haben, ift ohne Beftimmung des Finanzminifters feine Ber- 
anlagungbehörbe zuftändig“ (E. in St. 10 418). 

11. Wegen des Veranlagungortes von Marletendern vgl. Anm. 
8 zu $ 61. 

12. „Im Falle gleichzeitiger Veranlagung eines Gemwerbetreibenden in 
mehreren Klafjen oder Bezirken ift nur die Veranlagung in dem nach $ 17 
zuftändigen Bezirke und bei mehrfacher Veranlagung daſclbſt die in der höheren 
Steuerllafje oder zum höheren Steuerjage aufrecht zu erhalten“ (E. in St. 5 425). 


8 18. 


Gewerbe, weldhe von mehreren Perſonen gemeinichaftlih betrieben 
werben, jind ebenjo zu beftenern, ald wenn jie nur don einer Perjon be- 
trieben würden. 

Für die Erfüllung der nad dieſem Gejege den rt aha a ob» 
liegenden Verpflichtungen haften die Teilnehmer ( Gejellichafter) ſolidariſch. 


Zu 8 18. 

1. Zu $ 18 vgl. Art. 12 Nr. 1. 

2, „Gewerbe, welde von mehreren Perſonen gemeinſchaftlich betcieben 
werben, find diejenigen Betriebe, deren Inhaber die Gefamtheit der Mit- 
glieder ift, im Gegenſatze zu ben im $ 19 behandelten „juriftiichen Perjonen 
und Vereinen“, deren Betrieb von der Geſellſchaft ſelbſt als einem 
völlig jelbftändigen, von der Gejamtheit der Mitglieder verichiedenen 
NRecdhtsjubjelte ausgeübt wird. Zu ben erfteren Betrieben ($ 18) gehören dic 
offenen Sanbelögefeiffhaften, bie einfahen Kommanbditgejellihaften, die ein- 

etragenen Genoſſenſchaften, die Reedereien (vol. auch E. in St. 6 389) und die 
yndikate (vgl. Anm. 5Db, ce zu $ 1), während die Attiengejellichaften, bie 
Kommanditgejellichaften auf Altien, die Gewerkſchaften und die Gejellichaften 
mit bejchränfter Haftung in den Bereich des $ 19 Abi. 1 fallen würden. Die 
in vorftehendem nicht aufgeführten Vereine des bürgerlihen Rechtes (3. 8. 
Kajinogejellihaften — vgl. Anm. 10 zu $ 1 —, geiftlihe Genofjenihaften — 
vgl. Anm. 13 zu $ 1), fallen, jofern fie überhaupt ein Gewerbe betreiben (vgl. 
Anm. 3 zu $ 5), in den Bereich des $ 18, können aber auch nach der Wortfaſſung 
zu den Vereinen im Sinne des $ 19 Abſ. 1 gezählt werben. 

Die Unterfheidung des $ 18 Ab. 1 und des $ 19 Abi. 1 ift aber praktiſch 
ohne Bedeutung. Beide Geſetzesbeſtimmungen bejagen im mwejentlichen dasjelbe 
und ericheinen als eine jelbftverftändlihe Folgerung aus dem allgemeinen 
Srundjabe, daß die Gewerbefteuer unmittelbar auf dem Dbjelte, dem Gemwerbe- 
betriebe, haftet und der Inhaber nur als fteuerlicher Vertreter feines Betriebes 
oder jeiner mehreren Betriebe ericheint (val. Anm. 2b zu $ 1, Anm. 3 zu $ 17). 

3. Die folidariihe Haftung äußert ſich darin, daß die Erfüllung der Ver— 
pflichtung feitens eines der dafür Haftenden die übrigen von ihrer Verbindlich— 
feit befreit ($ 19 Abſ. 3). Sie erftredt fich aber nur auf die Erfüllung der dem 
Steuerpflidhtigen obliegenden Berpflihtungen, alfo nicht auf die von 
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mehreren Zumwiderhandelnden verjchuldeten —— für dieſe haftet nur jeder 
Zuwiderhandelnde perſönlich und für ſich allein. 

4. „Bei einem von mehreren Perſonen gemeinſchaftlich betriebenen Gewerbe 
müjlen die mehreren Zeilhaber, wenn auch jeder von ihnen gemäß $ 18 Abi. 2 
jolidarijch haftet, zu ja mm en veranlagt werden; dagegen iſt es nicht geftattet, 
die Beranlagung beliebig auf den einen oder den anderen zu beichränten“ (U. 
VI. G. 725 vom 16. Dez. 1895). 

5. Wenn eine offene Handelsgeſellſchaft als ſolche in dem ihr gehörigen 
Etablijjement, gejondert von den eigenen Gewerbebetrieben der einzelnen Mit- 
glieder, jelbitändig ein eigenes Gewerbe (Wollwäſcherei, Woll- und Tucdtrodnerei) 
betreibt, außerdem Raum und Kraft in ihrem Etabliffement, infomweit beides für 
ihren eigenen Betrieb nicht erforderlich ift, gegen Entgelt, aljo mietweife an 
andere und zwar ſowohl an fremde Perſonen, wie an ihre Mitglieder überläßt, 
welche beides für Zmwede ihrer bejonderen gewerblihen Unternehmungen ver- 
wenden, jo it die Sozietät als ſolche aud in gewerbeſteuerlicher — ein 
von ihren Mitgliedern in deren Eigenſchaft als Inhaber bejonderer gewerblicher 
Unternehmungen verihiedenes Subjeft, welches mit Rüdjicht auf jeinen jelb- 
fändigen Gewerbebetrieb gemäß $$ 1, 18, Art. 2 Nr. 3, Art. 12 Nr. 1 in gleicher 
Weiſe der Gewerbefteuer unterliegt, wie jedes feiner Mitglieder mit Rüdjicht 
dasjenige Gewerbe, welches es in eigenem Namen und lediglich für eigene 

Rechnung betreibt. Eine offene Handelsgejellichaft hat zwar nicht die Eigenſchaft 
einer von ihren Mitgliedern verichiedenen juriftiichen Perſon; immerhin aber be- 
hist ihr Vermögen, wie in der Rechtſprechung fcititeht, eine derartige Selbftändig- 
feit, daß zwiſchen der Gejellichaft als folder und ihren Teilnehmern vollwirt- 
jame, jachenredhtliche, wie obligatoriihe Beziehungen beftehen können (vgl. 
z. B. U. des RG. vom 8. Dez. 1891 in der AJurift. Wochenſchrift 1892 ©. 27). 
Inſoweit alfo die einzelnen Mitalieder der Sozietät für die Benußung von Raum 
und Kraft in dem GSozietätetablijjement zum Zwecke de3 eigenen Gewerbe— 
betriebe3 vertragmäßig ein Entgelt entrichten müſſen, ftehen fie der Sozietät als 
folder ganz in derjelben Weiſe gegenüber, wie jeder dritte, der mit ihr ein gleiches 
Bertragverhältnis eingegangen iſt. Das von ihnen zu entrichtende Entgelt hat 
den rechtlichen Charakter eines Mietzinfes und ftellt jich auf feiten der Geſell— 
ſchaft als eine — Einnahme, auf ſeiten der einzelnen Mitglieder da— 
gegen als eine durch den Betrieb des eigenen Gewerbes bedingte Ausgabe, alſo 
als ein Teil der Betriebskoſten des letzteren dar (E. in St. 9 373). 

6. Blofe Beteiligung eines Lieferanten an dem Gewinne des die Ware 
vertreibenden Kaufmannes begründet für ſich allein noch feine Beteiligung an 
dem Gewerbebetriebe des letteren (E. in St. 8 400). 


s 19. 


Der Gewerbebetrieb der juriſtiſchen Perjonen und Bereine wird wie 
derjenige phyfiicher Perſonen beitenert. 

Für die Erfüllung der nad dieſem Geſetze den Stenerpflichtigen ob- 
liegenden Berpflichtungen haftet bei Attiengejellichaften und jonftigen 
duch einen Borftand vertretenen Gejellichaften, Genoſſenſchaften njw. 
und bei juriſtiſchen Perjonen der Borjigende und jedes Mitglied des ge- 
Ihäftsführenden Borjtandes, bei Kommanditgejellichaften und Kommanbdit- 
gejellichaften anf Aktien die perjönlich haftenden Gejellichafter. 

Die Erfüllung der Berpflichtung ſeitens eines der dafür Haftenden 
befreit die übrigen von ihrer Berbindlichkeit. 

gu S 19. 

1. Zu $ 19 vgl. Art. 12 Nr. 1 und Anm. 2, 3 zu $ 18. 

2. Ob ein Gewerbebetrieb von Bereinen und juriftiihen Perſonen 
beiteht, entjcheidet fi zunächft nach den allgemeinen Vorausſetzungen des fteuer- 
lihen Gemerbebegriffes (vgl. die Anm. 2 ff. zu $ 1). 


us 
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Insbejondere find Altiengefellihaften und Kommanditgejellihaften auf 
Aktien nicht ala jolche, fondern nur dann fteuerpflichtig, wenn fie ein Ge - 
werbe betreiben. Dies ift im Zmeifelsfalle, ebenjo wie einer natürlichen 
Rerion gegenüber feftzuftellen. Bei Aktiengejellichaften, bie den Statuten gemäß 
und tatſächlich Gewerbe treiben, fpridht aber die Vermutung für einen rein 
gewerbliden Gejamtbetrieb. Sondern dieſe gewille Teile des 
Anlage- und Betriebstapitales (Liegenjchaften, Häufer, Kapitalien) aus und ver- 
malten fie aud) bejonders ald nicht gewerbliche Beftandteile ihres Vermögens, 
jo ift dies für die Gemwerbefteuerpfliht ohne Einfluß; fie unterliegen letzterer 
mit dem gejamten Anlage- und Betriebstapitale und dem gejamten Ertrage 
(E. in St. 3 234). 

Wegen der Altiengejellihaften ujw. in Liquidation vgl. Anm. 15 
zu 8S I. Wegen der Bereine ujw., welche nur die eigenen Bedürfnijie ihrer Mit- 
glieder an Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenftänden zu beichaffen be- 
zweden, ſowie wegen der Molkereigenoifenihaften, Winzervereine und bergl. 
vgl. $ 5 und die Anm. dazu. 


3. „Wenn nad) diejer Beftimmung ($ 19) der Gewerbebetrieb juriftiicher 
Perſonen und Vereine wie derjenige phyliiher Perjonen befteuert wird, jo kann 
ſolches jelbftverftändlihermweife nicht die Bedeutung haben, daß etiwas, was 
für die phyſiſche Perjon gilt, aber für die juriftiihe Perfon nad) deren Ber- 
ichlung nicht zutreffen fann, dennod für leßtere Geltung finden ſoll“ (E. im 

t. 3 410). 


4. „Abi. 2 veranlaßte eine Erörterung darüber, was unter dem für bie 
Erfüllung der Steuerpflicht haftbar gemachten geihäftsführenden „Vorſtande“ 
zu verftehen ſei. Es fei zweifelhaft, ob nicht der Auffichtrat der Wftiengejell- 
ihaften älteren Rechtes hierher gerechnet werden fünne. Der Regierungsver- 
treter bemerkte, es jei der Ton auf dad Wort „geichäftsführend“ zu legen, die 
übrigens auch aus dem Handelsregiiter fich ergebenden Berjonen, welchen die 
verantwortlihe Gejchäftsführung obliege, ſeien gemeint; es verjchlage nicht, 
baf bei Aftiengejellichaften älteren Rechtes vielfach die Begriffe „Vorftand“ und 
„Auffichtrat“ vermilcht wären“ (KB. des AH. ©. 16). 


g 20. 


Betreibt die Ehefrau eine Gewerbetreibenden, welche nicht dauernd 
bon demjelben getrennt lebt, ein eigenes Gewerbe, jo ift der Ertrag bes 
ziehungweije da8 Anlage und Betriebölapital dieſes Gewerbes dem- 
ienigen des Ehemannes zuzurechnen und findet eine gejonderte Bejtenerung 
des erjteren nicht ſtatt. 

Zu S 20. 

1. Zu $ 20 vgl. Art. 2 Nr. 4, 

2. Begründung des GE. (©. 49): „Da der Ehemann regelmäfiig Verwalter 
und Nubnieher des Vermögens und Erwerbes der Ehefrau iſt, fo ift es gerecdht- 
fertigt, in ſteuerlicher Beziehung den Ertrag bezw. das Anlage- und Betriebs— 
fapital eines von der Ehefrau betriebenen bejonderen Gewerbes demjenigen 
des Ehemannes hinzuzurechnen und beide Betriebe ala Einheit zu betrachten, fo 
lange die Ehefrau nit dauernd von ihrem Manne getrennt lebt. Durch dieje Be- 
fimmung wird verhindert, daß Eheleute das tatſächlich gemeinſchaftlich oder nur 
vom Ehemanne betriebene Gewerbe der Beiteuerung entziehen, indem bie 
Ehefrau ein Gewerbe als von ihr geiondert betrieben anmeldet und nun ber Er- 
trag bezw. das Anlage- und Betriebsfapital, auf zwei Betriebe verteilt, bei einem 
jeden unter der fteuerpflichtigen Grenze bleibt, während tatſächlich nur ein Ertrag 
Fre ein Anlage- und Betriebskapital vorhanden ift, welche jene Grenze über- 

reiten.“ 
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Nah $ 20 foll der Ertrag aus einem von der Ehefrau eines Gewerbetrei- 
benden betriebenen bejonderen Gewerbe dann, wenn die Ehefrau nicht dauernd 
getrennt vom Ehemanne lebt, demjenigen des Ehemannes zugerechnet werben. 
Falls alio der Ehemann ebenfalls ein Gewerbe betreibt, jo darf unter der weiteren 

orausjegung, dab die Eheleute nicht dauernd getrennt voneinander leben, 
eine Beranlagung ber Ehefrau zur Gemwerbejteuer überhaupt nicht ftattfinden, 
jondern der Ertrag aus ihrem Gewerbe muß bei der Bejteuerung des Ehemannes 
mitberüdfichtigt werden. Leben die Eheleute aber dauernd getrennt vonein- 
ander, jo darf nur eine bejondere Veranlagung jedes der Ehegatten zur Gemwerbe- 
teuer jtattfinden. SKeinesfalls aber darf der Ertrag aus einem vom Ehemanne be» 
triebenen Gewerbe dem Ertrage aus dem Gewerbe der bejonders veranlagten 
Ehefrau bei deren Beiteuerung zugerechnet werden (E. in St. 10 401). 


Rah 5 11 Nr. 1EG. find Ehefrauen, „wenn jie dauernd von dem Ehemanne 
getrennt leben“, zur Eintommenfteuer felbftändig zu veranlagen. Da für die 
Gewerbeſteuer die gnleihe Vorausſetzung gilt, jo wird die jelbitändige Ber- 
anlagung einer Ehefrau zur Eintommenfteuer ftet3 auch die jelbftändige Veran- 
lagung des von ihr betriebenen Gewerbes zur Folge haben müſſen. 


g 21. 


Bei inländiichen Gewerben, welche augerhalb Preußens einen ftchenden 
Betrieb durch Errichtung einer Zweigniederlajjung, Fabrikation, Ein» 
oder Berlanfjtätte oder in jonftiger Weiſe unterhalten, bleibt derjenige 
Betrag des Ertrages bezichungweije ded Anlage und Betriebätapitales, 
welder auf den in anderen Bundesjtaaten unterhaltenen Betrieb entfällt, 
für die Beſtenerung außer Anjat, jedoch nach Abzug bed auf die in Preußen 
befindliche Gejchäjtsleitung zu rechnenden Anteiled von einem Zehntel des 
Ertrages, joweit nicht dad Meichögejek wegen Bejeitigung der Doppelbe- 
ſtenerung vom 13. Mai 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. &. 119) entgegeniteht. 


3u $ 21. 


1. Zu $ 21 vgl. $ 2 u. die Anm. dazu, ferner “rt. 3, 19. 

2. Begründung des GE. (S. 50): 

„Rah $ 3 des Geſetzes vom 13. Mai 1870 über die Doppelbeiteuerung 
darf der Betrieb eines Gewerbes, jowie das aus dieſer Quelle herrührznde Ein- 
fommen nur von demjenigen Bundesftaate bejteuert werden, in welchem das 
Gewerbe betrieben wird. Der $ 21 enthält die notwendige Folgerung aus 
diefem Grundjage für inländiihe Gewerbetreibende, welche in anderen Bundes- 
ftaaten einen jtehenden Betrieb unterhalten. it die Beitimmung felbft unbe- 
dentlich, jo läßt ſich doch nicht verfennen, daß ihre Durchführung, infofern es auf 
die Ausjonderung des auf die Gejhäftsleitung zu rechnenden Anteiles an dem 
Ertrage auswärtiger ftehender Betriebe antommt, im einzelnen Falle zu um- 
Rändlihen Unterjuhungen Veranlajjung geben könnte. Der Grad der Selb- 
ftändigleit der auswärtigen Zmeigniederlafjung gegenüber der Zentralleitung 
und der beitändige Einfluß der letteren auf die Gejchäftsführung vermöge der 
Kapitalfraft, der Geſchäftslenntnis uſw. der leitenden Stelle geftaltet ſich in der 
Wirflichfeit außerordentlich verichieden. Der Entwurf fchlägt deshalb vor, eine 
fefte Norm für die Bemeflung des Anteiles der Geſchäftsleitung aufzuftellen, die 
im allgemeinen als eine liberale anzuerfennen fein möchte. Durd die Faſſung 
der bezüglihen Beſtimmung joll auch der Schein vermieden werben, als ob im 
Wege der Landesgejepgebung dem unbedingten Vorrange der reichägeiehlihen 
Vorſchrift präjudiziert werden könnte.“ 

3. a) „Inländiſche“ Gewerbe find ſolche, welche in Preußen, d. h. im Gel- 
tungsbereiche des GewG. ihren Si haben (vgl. $ 2 und Anm. 19 zu $ 1). 
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b) „Außerhalb Preußens“ bedeutet nach dem folgenden nur „nanderen 
Bundesftaaten“ Auf die im Auslande unterhaltenen Teil- oder 
Nebenbetriebe inländijcher Gewerbe bezieht ſich $ 21 nicht. Die deutihen Schub: 
gebiete müffen den Bunbesftaaten (einſchließlich Elſaß-Lothringens) gleich be- 
handelt werden (vgl. Anm. zum Art. 19), ebenjo diejenigen preußiſchen Landes— 
teile, welche vom Geltungsbereiche des Geſetzes ausgeſchloſſen find. 

4. a) Hinfihhtlih der Betriebe mit preußiſchem Sitze, welche in anderen 
Bundesftaaten Zweig. oder Teilbetriebe unterhalten, begründet der $ 21 die 
gejetlihe Vermutung, daß ein Anteil des auf den Gewerbebetrieb in anderen 
Bundesftaaten entfallenden Ertrages durch die Geichäftsleitung in Preußen er- 
zielt ift und diefer Anteil fich auf Yıo des Ertrages beläuft. Dem Steuerpflichtigen, 
der eine hiervon abweichende Berechnung beaniprucht, liegt Daher die Berpflich- 
tung ob, durch die entiprechenden Gegenbeweije die geſetzliche Vermutung zu 
entkräften (E. in St. 3 391). 

b) „Die im $ 21 ausgeiprodhene Regel, wonach ſchon für die in Preußen 
ſich vollziehende Geichäftsleitung !Yıo des Ertrages in Aniprucd genommen werben 
joll, muß, wie im Art. 19 I Abſ. 1 ausdrüdlich anertannt wird, auch im umge- 
fehrten Falle, wenn der Sig der®ejhäftsleitungfihinanderen 
Bundesftaaten befindet, zur Anwendung gebracht werden, und es würde 
bejonderer Begründung bedürfen, um eine geringere Quote zu rechtfertigen“ 
(U. VI. — 390 vom 21. Nov. 1895; vgl. auch E. in St. 4 434 und Anm. 
17 zu $ 2). 

c) „Es beiteht feine Rechtsvermutung dafür, daß ein Teil des in Preußen 
erzielten Ertrages auf die außerhalb des Deutijhen Reihes be— 
findlide Gejhäftsleitung entfällt; vielmehr haben bei Erhebung 
eines hierauf bezüglihen Anſpruches die Steuerpflichtigen den Nachweis dafür 
zu erbringen“ (E. in St. 5 382). . 


g2. 


Bei Ausmittelung des Ertrages fommen alle Betriebskoſten und die 
Abjichreibungen, weldhe einer angemejjenen Berüdjichtigung der Wert- 
berminderung entiprechen, in Abzug. Insbeſondere kann auch die Wert- 
derminderung derjenigen Gegenftände, welche aus dem Betriebe außjcheiden, 
nah Maßgabe ihres Buchwertes abgeichrieben werden. Dem Ertrage zu— 
zurechnen jind die and den Betriebdeinnahmen beftrittienen Ausgaben für 
Berbejjerungen und Gejchäftserweiterungen, jowie für den Unterhalt des 
Gewerbetreibenden und jeiner Angehörigen. Nicht abzugsjähig jind Zinjen 
für das Anlage: und Betriebskapital, dasjelbe mag dem Gewerbetreibenden 
jelbft oder dritten gehören, und für Schulden, welche behufs Anlage oder 
Erweiterung des Gejchäftes, Berjtärfung des Betriebdfapitaled oder zu 
Tonftigen Berbejjerungen aufgenommen jind. 


Zu S 22, 

Anhalt: 
1. Ausführungbeftimmungen. | 7. Betriebstojten ; Begriff und Wertmale: 
9. — ——— des GE. | A. pofitive Aufwendungen; 
83. Bebeutung bes Ertrages; ar B. für Bwede ber Gegenwart; 


nad faufmänniichen und wirtichaftlichen Rü C. unter Ausſchluß von Ausgaben für Be- 
Ken. trieb&verbefierungen und Gewelietungen: 
egriff des Ertrages. D. in der tatfächlich entftandbenen Höbe. 


4 | 
5. Be bed Vorjahres nach den tatjächlihen | &. Betriebsfoften bei Berbinbung ge licher 


ſsergebniſſen ohne Rückſicht auf die Art Betriebe mit anderen — — 
der Verwendung. ' 9, Gehälter und Löhne als Betriebskoſten: 
6. Beſondere Grundfäge über den Ertrag: A. NRemunerationen und Gratififationen; 
A. bei gewerblichen Kommanbit- ufw. We B. Befchäftigung von Kindern ald Gewerbe: 
teiligungen ; gehilfen; 
B. von Konſumvereinen; C. gewerbliche Tätigfeit der er eg 
©. von Mltiengefellichaften. 10. Betriebsfoften; Steuern und @erichtöfoften. 


Zu $22. Anm. 1—3. Beranlagungsgrundjägße. 119 


11. ; Miete. | C. —28 * 
12. desgl.; ſungen gr er er D. auf den 
fkügungfonbs ber Attien- uf, .. haften. E. bei nu "öglicteit künftiger Ent« 
13. br Rübenlirierungtoften der Buderfa- 
F. a me; 
14. Ünäeidun en; ( materialien. G. immaterielle Rechte und @egen- 


15. u — ‚Unter‘ ung bon Refervefonds: 


ervefonds; 21. gun. Ranab und Methode ber Abſchrei 
B. — 
J leierte —9 22. Brihung der engen auf Auläffig- 
D. Ergebnifie der Rechtſp und —— 
16. Abihr eibungen ; —A7 für alle Ge⸗ 2. a u. 
mwerbebetrie # ng und Schägung 
17. beigl.; Gegenftand und Umfang im allge- B. Bilanzen 2* a en 
meinen. C. Bilanzen der U engejeicha 


18. ie im Sinne des zweiten Sage | 24. U Wasgeben für den Unterhalt bes N Betriebe. 
19, —— der Abſchreibungen im einzelnen: 26. * für das Anlage- und Betriebsfapital. 


en; 26 uldenzinfen: 
B tigungen ; A. Borausfegungen bed Abzugsverbotes; 
C. Bahntörveran! B. Abzug der Hinfen laufender Schulden ; 
20. Unzulä Abi dungen C. Hypothelenzinſen. 
A. auf Gejamtheit Unlage- und Be- 27. Aufwendungen für Berbefjerungen ujm. 
triebstapitales; 28. Berftärkung des Vetriebslapitales. 
B. außerordentliche; 29. Schuldentilgung. 


1. Zu $ 22 vgl. Art. 16. 

2, Begründung des GE. (S. 50): „Der Entwurf bejchräntt ſich auf das 
wejentlichite in betceff der Feititellung des Begriffes des fteuerpflichtigen Er- 
trages. Es folgt aus der Natur der Gewerbeiteuer als einer Objeltiteuer, daß 
feine Rüdfiht darauf genommen werden kann, ob das im Gewerbe angelegte und 
arbeitende Kapital eigenes oder erborgtes ift. Es dürfen daher Zinjen für das 
Anlage- und Betriebslapital und für Schulden, welche behufs An— 
lage oder Erweiterung des Gejchäftes, Verftärtung des Betriebstapitales oder zu 
fonftigen Berbejjerungen aufgenommen find, nicht in Abzug gebradht werden. 
Lebtere Beitimmung weift auf den Gegenjat hin, in dem ſolche Schulden und 
deren Berzinjwig zu den aus dem laufenden Geichäftsbetriebe herrührenden 
Vaſſiven und deren Berzinfung ftehen. Dieje wiederum find den 
Altivausftänden des laufenden Geihäftes und deren Zinserträgen 
gegenüberzuftellen und kommen, joweit fie diejelben überfteigen, als Betriebs— 
ausgaben mit in Rechnung. Nur um einer weit verbreiteten irrigen Auffafjung 
entgegenzutreten, ift ferner der Saß aufgenommen, daf die etiva aus ben Be- 
triebseinnahmen beftrittenen Ausgaben für den Unterhalt bes Gemwerbetreibenden 
und feiner Angehörigen dem Ertrage zugerechnet werden müjjen.“ 

3. Nach $$ 6 ff. ift für die Klaſſenbildung der Ertrag an erfter, das Anlage» 
und Betriebslapital an zweiter Stelle enticheidend, während für die Belteuerung 
innerhalb der Klaſſen der Ertrag, ſoweit er mit ben gejeblichen Steuerſätzen 
vereinbar ift, den ausschlieflihen Maßſtab bildet; hierbei kommt es für die bereits 
jo lange beitehenden Betriebe überall auf den Ertrag des Vorjahres an 
($ 24 Wſ. 2). Mit den Merkmalendes Ertrages beſchäſtigt ſich nur 
ber $ 22, dem hiernach eine hervorragende Bedeutung im Syfteme des Geſetzes 
zulommt. 

Behufs Beitimmung des fteuerpflidhtigen Ertrages, d. i. des 
Reinertrages (vgl. unten Anm. 4), werben in den beiden eriten Säben bes 
$ 22 der Roheinnahme (im dritten Sate „Betriebseinnahmen“ genannt) die 
Betriebstoiten (vgl. unten Anm. 7 ff.) und die Abſchreibungen 
(vgl. unten Anm. 14 ff.) als zwei voneinander verjhiedene Minderungen 

egenübergeitellt.. Die beiden legten Sätze begrenzen die Abzugsfähigfeit der 
etrieb3foften einerjeits hHinfichtlih der Ausgaben für Verbeſſerungen und 
Seihäftserweiterungen (vgl. unten Anm. 27), jowie für den perſönlichen Unter- 
halt (vgl. unten Anm. 24), andererjeit3 bezüglich der Berechnung und Zahlung 
von Zinſen (vgl. unten Anm. 25). J 
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Soweit in den beiden letzten Sätzen nicht befondere Abweichungen vor- 
gefehen find, handelt es fi) im Bereiche des $ 22 um allgemeine faufmän- 
nifhe und wirtfhaftlihe Begriffe, von benen bei ber Beitimmung 
von Ertrag, Betriebstoften, Abjchreibungen uf. ausgegangen werden muf: 

„Der 8 22 ftellt, um von den hier nicht intereflierenden Abſchreibungen ab- 

ujehen, Ertrag und Betriebsfoften einander gegenüber, ohne die Begriffe zu be- 

——— oder die Merkmale anzugeben. Die Geſetzesvorſchrift beſchränkt ſich 
vielmehr darauf, zwei beſondere Anordnungen zu treffen, die eine in poſitiver, 
die andere in negativer Faſſung. Nach der 2 Vorſchrift ſollen die aus 
den Betriebseinnahmen beftrittenen Ausgaben für Verbeſſerungen und Geſchäfts— 
erweiterungen (jomwie für den Unterhalt des Gewerbetreibenden und jeiner 
Angehörigen) dem Ertrage zugerechnet werben. Die negative Vorſchrift ver- 
bietet den Abzug von Zinjen für das Anlage- und Betriebslapital und für Schulden, 
welche behuf3 Anlage oder Erweiterung des Geſchäftes Berftärfung des Be- 
triebsfapitales oder zu fonftigen Berseherunae aufgenommen find. Da bas 
Geſetz weitere Anhaltspunkte nicht gibt, jo fann nur angenommen werden, ba 
es im übrigen nit vondenfaufmännifhen(handbelsredhtliden) 
amb wirtjhaftlihen Begriffen des Ertrages und der Betriebsfoften 
abweichen will. Das entipricht audy der Natur der Sache, da Ertrag und Be- 
triebskoſten nicht fteuerliche, jondern faufmänniiche (handelsrechtliche) und 
wirtichaftliche Begriffe find“ (E. in St. 3 411). 

4. A. Gewerblicher Ertrag im allgemeinen wirtijhaftlihen Sinne ift bas 
von einem &emerbetreibenden aus dem Gewerbebetriebe ald Duelle ber 
Gütererzeugung erzielte finanzielle Ergebnis feines Geſchäft- oder 
Wirtſchaftjahres (vgl. Anm. 5, 6 zu $ 24), aljo der Jahresgewinn oder Berluft. 
Jeder Gewerbebetrieb dient nad) bem Gemwerbebegriffe dem Zwecke der Gewinn- 
erzielung und zwar burh Vermehrung der mirtichaftlihen Güter. Dieſem 
Zwecke iſt das im Betriebe merbende Vermögen — Anlage- und Betriebstapital 
(vgl. Anm. 2 zu $ 23) — in Verbindung mit ber gewerblichen Tätigfeit des In— 

haber3 gewidmet. Die Früchte beider liefern das finanzielle Ergebnis, welches 
ſich durch Vergleichung der Werte des Vermögens beim Beginne und am Schlufie 
des Jahres, unter Berüdjichtigung der im Laufe des Jahres für perjönliche 
oder ſonſtige, nicht gewerblihe Zmede verbrauchten oder verwendeten Werte, 
herausſtellt. Im übrigen ift es unweſentlich, ob das finanzielle Ergebnis — 
die Vermehrung oder Berminderung der beim Jahresſchluſſe vorhandenen 
Werte — eine unmittelbare oder eine nur mittelbare Folge bes 
gewerblihen Betriebes geweſen ift; nur darauf fommt e3 an, daß ber Betrieb 
als Quelle der Bütererzeugung die Folge verurjadht hat. Was 
dagegen außerhalb des Betriebes al3 Duelle der Gütererzeugung liegt, kann 
auch jein finanzielles Ergebnis nicht beeinfluffen. Wenn alfo z. B. ein Fabrikant 
die zu feinem Betriebsfapitale gehörigen, aber einftweilen für den Betrieb ent- 
behrlihen Geldmittel zinsbar anlegt oder zum Ankaufe von Wertpapieren 
benußt, jo müſſen die ſich hieraus ergebenden Gewinne oder Berlufte berüd- 
ihtigt werden; wenn aber ein Gemwerbetreibenber, jelbft ein ſich nur mit Geld- 
geihäften befaffender Kaufmann, wie 3. B. ein Bantier, fein nicht zum Be— 
triebsfapitale gehöriges Privatvermögen zu nicht gewerblihen Spekulationen 
benußt, jo müjjen die hiermit verbundenen Gewinne oder Berlufte außer Be- 
tradht bleiben, 

Die Betriebsfoften mindern fofort mit ihrer Entitehung, jei e3 durch bie 
Verwendung von Geldmitteln bei Barzahlungen, fei es durch Eingehung laufen- 
der Schulden bei Inanſpruchnahme des Kredites, das Betriebäfapital. Der 
Betrag der Wertverminderungen, welche die Gegenftände des Anlage» und 
Betrieböfapitales im Laufe des Jahres erlitten haben, ift am Jahresſchluſſe be- 
jonder3 zu ermitteln; dasjelbe gilt von den Werterhöhungen (Zuwachs). Hier- 
bei ift der Maßſtab des gemeinen Wertes anzulegen. 
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In allen diefen Beziehungen beftehen feine materiellen Berfchiedenheiten 
zwilchen Boll- und Minderfaufleuten, zumal ſich die handelsrechtlichen Vorſchriften 
mit den allgemeinen wirtſchaftlichen Grundſätzen überall decken. Nur die Me— 
thode der Ertragsermittelung iſt inſofern verſchieden, als die Vollkaufleute den 
handelsrechtlichen Vorſchriften über kaufmänniſche Buchführung, Inventur 
und Bilanzziehung unterworfen find (88 38 ff. HGB.) und die Steuerbehörden 
den bei richtiger Anwendung dieſer Borichriften gefundenen Ergebniſſen, ſoweit 
nicht die bejonderen Beftimmungen des $ 22 Abweichungen erheiichen, zu folgen 
haben (vgl. unten Anm. 23), während fich bei den jenen Vorſchriften nicht unter- 
ftehenden Minderlaufleuten die Form der Ertragdermittelung nad) den Ber- 
bältniffen des einzelnen alles, den von dem Gemerbetreibenden getroffenen 
befonderen Einrihtungen und den von ihm gebotenen Anhaltspunften zu 
richten hat.‘, 

Die zum Teil abweichenden Beftimmungen des EG. über Ertrag, Be- 
trieböfoften, Abjchreibungen ufw. können im Bereiche des GewG. da diejes 
den Gegenftand ganz jelbftändig geregelt hat, feine Anwendung finden. 


B. Aus der Nedtiprehung des OVG. find folgende allgemeine Grund- 
jäße und Ausführungen über den Ertrag im Sinne des $ 22 hervorzuheben: 


a) „Den Mahftab für die Befteuerung nah dem GewG. bildet ber Er— 
trag des Gewerbebetriebes ($$ 6, 7, 8, 9, 15, 21, 22, 24). Eine Definition 
diejes Begriffes ift in dem Geſetze nicht gegeben. In ber früheren Geſetzgebung 
mar das Wort „Ertrag“ im jteuerredhtlihen Sinne fein tehniiher Ausdrud, 
e3 findet fih nur bisweilen ald Umjchreibung des Begriffes der Einnahmen 
oder der Reineinnahmen aus irgend einem Betriebe. Wenn das GewG. die 
Bezeihnung „Einlommen“ gänzlidy vermeidet und fich überall des Ausdruces 
„Ertrag“ als eines techniſchen Begriffes bedient, fo ift Schon hieraus mit Sicher- 
heit zu entnehmen, daf e3 mit „Ertrag“ etwas anderes hat bezeichnen wollen, 
als die Eintommenfteuergejeße mit „Einftommen“ und „teuerpflihtigem Ein- 
fommen“. Dies wird dadurch beftätigt, daß bei der Beichränlung der Steuer- 
pfliht auf den objektiven Gewerbebetrieb unter „Ertrag“ nur ein Produkt des 
objektiven Gemerbebetriebe3 verftanden werden kann. — „Ertrag“ 
im Sinne des GewG.iſt der Inbegriff defjen, was inner- 
halb einer gewifien Beriodbe an Gelbwerten, Gütern und 
Nubungen durch objeltivien Gewerbebetrieb hbervorge- 
bradtmwird Was ſich wirtihaftlih hiernadh überhaupt 
niht al Ertrag in dbiejfem Sinne dbarftellt, erjheint 
auch niht als teuerpflihtiger@rtragn. — Nidht jede Vermögens— 
vermehrung, jondern nur berdurh den BetricbeinesWemwerbes 
erzielte Ertrag bildet den Gegenftand der Befteuerung. Für die Bemeffung 
des Ertrages können aljo nur ſolche Einnahmen in Betradht fommen, die ent- 
weder unmittelbar burh den Gewerbebetrieb erzielt und 
geſchaffen find, ober fih mittelbar ald Früchte des in dem Gewerbe- 
betriebe werberden Anlage» und Betrieb3slapitales barftellen. 
Zu den lehteren gehören natürlicherweije auch folche Eingänge, die aus Neben- 
verwendungen ber augenblicklich entbehrlihen Kapitalteile uſw. entipringen 
— pgl. €. in St. 3 234“ (E. in St. 4 359; vgl. auch 10 261). 


„Maßnahmen, welche lediglich das Anlage- und Betriebsfapital betreffen, 
wie die Aufnahme eines Darlehens zur Vermeidung des Konkurſes oder der Erlaß 
eines Teiles feiner Forderungen jeitend eines Gläubigers bleiben bei Feititellung 
des fteuerpflichtigen Ertrages außer Betracht“ (E. in St. 5 419). 

b) „Ertrag einer Altiengeſellſchaft im wirtſchaftlichen Sinne iſt das— 
ſelbe, was das Handelsrecht mit Gewinn bezeichnet. Beide Ausdrücke ſind 
völlig ſynonym und bedeuten den ſich am Schluſſe des rg Sy ergebenden 
und nach der Berfaljung der Attiengeiellichaft ihr zurfreien Berfüguna 
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ftehenden Vermögenszuwachs. Der Gewinn ergibt —* aus der Vergleichung 
ſämtlicher Aktiva und ſämtlicher Paſſiva (E. in St. 3 462). 


c) „Unter Ertrag von Gewerbebetrieben mit käaufmänniſcher Buch— 
führung iſt derjenige Bermögens zuwachs zu verſtehen, welcher ſich beim 
Abſchluſſe des Geſchäftjahres im Vergleiche mit dem Abſchluſſe des vorhergehen— 
den Geſchäftjahres aus den Bilanzen uſw,, eventuell nah Berichtigung 
gemäß den befonderen Vorichriften des $ 22 ergibt” (E. in St. 4 423; vgl. unten 
Anm. 23). 

„Der Zahreserirag eines Gemwerbebetriebes ergibt jih aus dem am Ende 
de3 Jahres vorhandenen Überihuffe der Sachwerte über das Anlage- und Be- 
triebstapital beim Beginne des Jahres. Hiernad) können am Ende des Jahres 
nur noh wirflih vorhandene Werte in Frage fommen, aljo Ein- 
rihtungen und Anlagen nur mit ihren wirklichen zeitigen Werten unter Berüd- 
Is ber Anichaffung- oder Herftellungfoften“ (U. VI. G. 81 vom 4. Juli 
1904 


A a) In Anwendung diejer Rechtsgrundſätze gehören zum fteuerpflichtigen 
Ertrage alle tatjählih erzielten Zwiſſchen- und Nebennußungen 
der einzelnen Beitanbteile des Anlage» und Betriebsfapitales, fo lange dieje dem 
Gewerbebetriebe gewidmet und nicht etwa tatſächtich und in rechtswirlſamer Weiſe 
ausgeſchieden find (vgl. Anm. 8 zu 823). Dies gilt insbeſondere für die Nutzungen 
der in Anm. 5 B zu $ 23 bezeichneten Beftandteile; ebenfo für die Zinjen und 
Dividenden Fe von einer offenen Handelsgejellichaft aus dem Gejellichaft- 
vermögen für die Gejellihaft erworbenen Hypotheken und Wertpapiere ſowie 
die bei der Veräußerung der Wertpapiere erzielten Kursgewinne bis zur ÜÜber- 
eignung der Hypotheken oder Wertpapiere an einen der Gejellichafter oder an einen 
dritten (E. in St. 9 424; vgl. Anm. Se zu $23); weiter für die Erträge einer Ver— 
liherungs-Attiengeiellichaft aus Eapitalmäßig angelegten Beftänden und in 
Grundſtücken angelegten Werten (U. VT. G. 200 vom 23. Juni 1904) ; nicht minder 
für die Bezüge von Attiengejellichaften oder Geſellſchaften m. b. 9. aus fapitali- 
ftiichen Beteiligungen an fremden Unternehmungen (U. VI. G. 47 vom 23. Yuni 
1904); auch für die Mieterträge ber von einem Gemwerbetreibenden behufs 
Erhaltung eines feiten Arbeiterftammes erbauten odec erworbenen und an bie 
Arbeiter vermieteten Häufer (U. VI. G. 141 vom 19. Jan. 1899; vgl. auch E. 20 
106, 27 36; E. in St. 3 289, 4 275, 5 437); ferner für die Zinfen der den Gegen- 
ſtand des jog. PBrotofollhandels (vgl. Anm. 9d zu $ 1) bildenden Kaufgeldforde- 
rungen bis zu deren Realifierung oder Weiterveräußerung (U. VI. G. 351 vom 
30. März 1899). 

b) „Der fteuerpflichtige Ertrag de Jmmobilienhandels (Anm. 8 
zu & 1) bejteht zwar zunächſt in dem durch die Veräußerung erzielten Gewinne, 
daneben aber in allen von den Handelsobjetten, hier den Grundftüden, erzielten 
Nubungen. In Fällen diefer Art erfcheinen Mietzins uf. nicht mehr als ge- 
werbefteuerfreie Nutzungen des Hausbefites, jondern als aus den Handels— 
objelten erzielter Gewinn, als fteuerpflichtiger gewerblicher Ertrag — vgl. €. 
in St. 3289“ (E. in ©t. 4 275). Eine Altien- (Jmmobilien- und Bau- )Ge- 
fellichaft muß ſich den landwirtichaftlichen Ertrag eines zum Zwecke ber gewerb- 
lihen Verwertung durch PBarzellierung angelauften Gutes als gewerbefteuer- 
pflichtigen Ertrag anrecdhnen lafjen; dagegen find auch die Zinien der beim Ankaufe 
übernommenen Hnpothetenichulden (vgl. unten Anm. 26) als laufende Geſchäfts— 
en des Grundftüdhandels abzuziehen (U. VI. G. 325 vom 18 Dezember 

2) 

c) „Die dem Patentrechte eigentümlichen fogenannten Lizenzverträge 
find feine Kaufverträge, fondern es finden auf fie — mit den aus ber 
unförperlichen Natur des Bertragsgegenftandes lich ergebenden Abweichungen — 
die Rechtögrundiäke des Bachtvertrages Anwendung. Hierüber beiteht in ber 
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Rechtswiſſenſchaſt und Nechtiprehung feine Meinungverichiedenheit (vgl. 
Robolsti, Patentgeſetz vom 7. April 1891, 2. Aufl. S. 32/33 Anm. 2 zu $ 6; 
Seligiohn, Patentgejeg,2. Aufl.S. 127 und 130; Kohler, Handbuch bes deutichen 
Ratentrechtes, ©. 588). Für die rechtliche Natur der ausbedungenen Lizenz- 
gaebühr als Pachtgeld ift es unerheblich, ob fie in einer einmaligen Leiftung 
beiteht oder nach dem fortlaufenden Ertrage der Nutzung berechnet werden foll (vgl. 
Robolsti a. a. D.) Die Einnahmen eine? Gemwerbetreibenden 
aus einer derartigen Nußung des zu feinem gewerblidenAnlagelapi- 
tale gehörigen PBatentrechtes (Lizenzgebühren) gehören daher ebenjo zu feinem 
aewerblidhen Ertrage wie die Nußungen aus ben dem Gewerbe ge- 
widmeten Grundftüden und jonftigen Einrichtungen“ (E. in St. 10 409). 

d) Dagegen gehören nicht zum fteuerpflichtigen Ertrage die Zinien ber 
einem Gewerbetreibenden von anderen beitellten Kautionen (E. in St. ® 426; 
vgl. Anm. 5De zu $ 23). 

D. Bei der Vereinigung gewerblicher und nicht gewerblicher oder fteuerpflich- 
tiger und fteuerireier Betriebe in einer Hand (vgl. Anm. 7 zu $ 23) bilden nur die 
Ergebnilie des gewerblihen Betriebes die fteuerpflichtigen Erträge. 
Wenn ein Berein, der überwiegend gemeinnüßige, auf die Förderung der Ge- 
jundheit gerichtete Zwecke verfolgt und zugleich eine diefen Zmeden dienende 
aewerbliche Badeanitalt betreibt, jo gehören nur die Ergebnilie des Badeanſtalt— 
betriebes zum fteuerpflichtigen Ertrage (1. VI. G. 170 vom 8. Juni 1905). 

5. Maßgebend für die Beiteuerung ift der Ertrag des lebten Borjahres 
($ 24 Abi. 2 und Anm. 5 dazu) nah den tatjählihen Ergebnilien des 
Betriebes ohne Rüdiiht auf die Art jeiner Bermwendung jeitens bes 
Betriebsinhaberse. Nur jolhe Geichäftsvorgänge, welche auf den Ertrag bes 
Rorjahres eine finanzielle Birtung äußern, fommen in Betradt; fie bleiben 
unberüdjichtigt, foweit ji die finanzielle Wirkung auf ein früheres Jahr oder erit 
auf die Zukunft erftredt. Ob bei einer anderen Gejchäftsgebahrung ein höherer 
oder geringerer Ertrag erzielt fein würde, ift gleichgültig; überall enticheidet die 
tatſächliche Gejchäftsgebahrung. — Die Höhe des Ertrages wird durch die Art der 
Verwendung jeitens des Betriebsinhabers nicht beeinflußt (vgl. Sat 3 des $ 22). 

Diefe Grundjäge gelangen in folgenden Enticheidungen des OVG. be- 
jonders zum Ausdrude: 

a) „Nach den $$ 6, 7, 8, 9, 15, 24 erfolgt die Beiteuerung nah dem Er- 
trage des Gewerbebetriebes in dembei®ornahme derBeranlagung 
abgelaufenen Jahre. Wenn $22 beftimmt: „Bei Ausmittelung des Er- 
trages fommen alle Betriebstoften und die Abjchreibungen, welche einer ange- 
mejienen Berüdjichtigung der Wertverminderung entiprehen, in Abzug“, jo 
fann hiermit nur der Ertrag des für die Veranlagung maßgebenden Borjahres 
verftanden werden. Hieraus find einerjeits nur die Diejem Jahre zuzurech— 
nenden Einnahmen (Art. 16 I) in Anja zu bringen, andererjeit3 nur die— 
jenigen Betriebsftoiten und Abſchreibungen, welhe aus ben 
Einnahmen dieses Jahres gedbedt worden find oder aebedt werben müljen, 
von den Roheinnahmen desjelben Jahres abzuziehen. Ebenjo wie Einnahmen 
aus den Betrieben früherer Jahre dem fteuerpflichtigen Ertrage nicht zu- 
gerechnet werden, dürfen auch Betriebstoften und Abjchreibungen, die nicht dem 
maßgebenden Jahre, jondern einem fünftigen Jahre zur Lait fallen, nicht 
in Abzug gebracht werden. Hierbei fommt es nicht darauf an, ob Betriebstoften 
und Abjchreibungen überhaupt als jolche erjheinen und deshalb hätten geleiftet 
werden fönnen, fondern lediglich darauf, ob fie tatiählich aus den 
Betriebseinnahmen des maßgebenden Sahres geleiftet worden find. 
Durch die Berwendung von Erſparniſſen früherer Jahre zur Dedung von Aus- 

gaben und Abjchreibungen eines jpäteren Jahres wird der Ertrag dieſes ſpäteren 
Jahres nicht geichmälert. Vielmehr ift alles, was wirtichaftlic und handels- 
rechtlich nach Maßgabe der Ergebnifie des in Betracht fommenden Geſchäftjahres 
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zur_freien Verfügung der Geſellſchaft fieht, fteuerpflichtiger Ertrag — vgl. E. 
ın St. 3 408, 4 314, 349 ff., 5 419“ (E. in St. 6 401). 

b) „Al Betriebstoften (einer Altiengejellichaft) fönnen nur ſolche Ausgaben 
angejehen werben, welche aus ben Betriebseinnahmen des für die Veranlagung 
maßgebenden Jahres ($ 24) gededt worden find. Die aus Rejervefonds oder aus 
fonftigen Einnahmen früherer Jahre beitrittenen Ausgaben fonımen als Be- 
triebslojten des maßgebenden Jahres nicht in Betracht, wenn fie aud) im übrigen 
ihrem Weſen nach als Betriebsfoften erjcheinen follten. WS fteuerpflichtiger 
Kahresertcag im Sirme der $$ 22,24 gilt der in dem maßgebenden Jahre eczieite 
Überihuh der Betriebseinnahmen (Noheinnahme) über die Betriebsausgaben und 
Abfchreibungen (vgl. Art. 16). Nur die aus den Betriebseinnahmen de3 maf- 
nebenden Jahres beitrittenen Betriebsausgaben vermindern den Ertrag oder 
Gewinn. Es kommt nicht etwa darauf an, was aus ben Betriebseinnahmen zur 
Dedung von Ausgaben hätte geleiltet werden Fönnen, jondern darauf, 
was tat ſäch lich geleiſtet iſt. Durch die Verwendung von Erjparnifien früherer 
Jahre zur Deckung von Ausgaben eines ſpäteren Jahres wird der Ertrag oder 
Gewinn dieſes ſpäteren Jahres nicht geſchmälert; er ſteht vielmehr — 
wirtſchaftlich und handelsrechtlich zur freien Verfügung der Aftiengejellichaft 
und bildet deshalb auch Ertrag im ſteuerlichen Sinne“ (U. VI. G. 764 und 710 
vom 21. Febr. und 7. März 1895). 

„Dieje Urteile beruhen auf der Vorausſetzung, dab die den Rüditellungen 
entiprehenden Ausgaben, wenn fie auch im Entftehungsjahre noch nicht geleiftet 
waren, doch unter ben Betriebäfoften Berüdiichtigung gefunden haben, injoweit 
aljo die zurüdgeftellten Beträge dem fteuerpflichtigen Ertrage des Entjtchungs- 
jahres n i ch t zugerechnet worden find. Unter dieſer Vorausſetzung, aber auch nur 
dann, iſt es richtig, die in ſpäteren Jahren aus früheren NRüdlagen be- 
wirkten Verwendungen nicht ald Betriebstoften des VBerwendungsjahres zu be- 
handeln. Anderenfalls würde zu Gunsten des Gewerbetreibenden ein unzuläfliger 
doppelter Abzug einer und derjelben Ausgabe ftattfinden, nämlich zunächſt im 
Entftehungsjahre der Rüdlage, weiter nochmals im Verwendungsjahre. Ebenio 
unzuläjlig wäre es aber, wenn dem Gewerbetreibenden weder im Entitehungsjahre 
der Rüdlage noch in dem fpäteren Verwendungsjahre ein Abzug geftattet, alſo 
zu feinen Ungunften jeder Abzug ausgeichloffen fein jollte. Der Abzug aller 
Betriebstoften ift notwendig. Selbitverftändlicherweiie darf aber derſelbe Boften 
nur einmal zum Abzuge verftattet werden. Soweit aljo in früheren Jahren 
ein Abzug ftattgefunden hat, ift die Wiederholung desjelben Abzuges in 
fjpäteren Jahren ausgeichloffen. Umgekehrterweiſe darf aber für eine wirklich 
geleiftete Ausgabe der Abzug nicht deshalb verjagt werden, weil fie in einem 
früheren Jahre unter ben Betriebstoften hätte berüdlichtigt werden können, 
ohne aber ın Wirklichkeit Berüdjihtigung gefunden zu haben. — Allerdings haben 
die Steuerbehörden im fteuerlihen nterejie darüber zu wachen, daß die Jahres- 
erträge richtig ermittelt, inöbejondere alio auch die Betriebstojten nad) handels- 
rechtlichen und wirtichaftlichen und nad) den hiermit übereinftimmenden jteuer- 
lihen Grundſätzen im rihtigen Jahre und Umfange berüdjichtigt werden. Haben 
fie e8 aber einmal geſchehen laſſen, daß Betriebsktoften, welche vielleiht einem 
früheren Jahre hätten zur Laft geichrieben werden fönnen, damals nicht 
berüdjichtigt worden find, jo dürfen fie hieraus bei jpäterer wirklicher Leiftung 
der Ausgabe feinen Grund für die Verſagung des Abzuges herleiten“ (U. VI. 
G. 150 vom 31. Mai 1902). 

c) „Nach $ 24 ift für die Veranlagung der Gewerbefteuer in erfter Reihe der 
Ertrag des bei Vornahme derjelben abgelaufenen Jahres ſchlechthin maßgebend, 
ohne daß dabei irgend welches Gewicht darauf gelegt wird, in welder Weile 
der Gewerbetreibende, fei es eine phyſiſche oder nicht phyſiſche Perjon, über 
den Ertrag des mafgebenden Vorjahresperfünt. Phyſiſche Perſonen haben 
danach zweifeläfrei den aanzen in dem betreffenden Borjahre erzielten Er— 
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trag zu verfteuern. Da der Gewerbebetrieb ber juriftiihen Berjonen und Ber- 
eine gemäß $ 19 Ab. 1 wie derjenige phyſiſcher Berfonen befteuert wird, jo muß 
kauen: auch bei einer gewerblichen Aftiengejellihaft dasjelbe gelten. Ein 
Grund, warum eine joldhe berechtigt wäre, von dem im Vorjahre erzielten Ertrage 
die für das nächſte Geihäftjahr vorgetragenen oder zur Dedung von Berluften 
des Borjahres verwendeten Beträge in Abzug zu bringen, fo daß ihre Beranlagung 
zur Gemwerbejteuer nur nah Maßgabe des danach verbleibenden Überreftes zu 
erfolgen hätte. iſt unerfindlih“ (E. in St. 7 448). 

d) „Der Bortrag auf neue Rehnung“ ift der nicht anderweitig 
verwendete Reſt der Übecſchüſſe und muß; dem Ertrage desjenigen Jahres zuge- 
rechnet werden, in welchem die Überichüffe erziekt find. Dieſen Teil des Ertrages 
anders zu behandeln als die übrigen Teile, liegt bei der Gewerbeſteuer fein Anlaß 
vor. Insbeſondere kann er nicht dem Ertrage des folgenden Jahres zugerechnet 
werden, da der entivrehende Überihuß aus dem vorhergehenden Jahre über- 
nommen, aljo nicht Ertrag de? eriteren ift. Selbftverftänblich iſt es, daß dem Er- 
trage des für die Befteuerung maßgebenden Vorjahres ($ 24) der aus dem Ertrage 
des vorhergehenden Jahres übernommene „Bortrag auf neue Rechnung“ nicht 
hinzugerechnet werden darf“ (E. in St. 3 406). 

e) „Die Vergütung, die einer Attiengejellichaft von dem Borbefiter eines bei 
der Gründung übernommenen Etablijjements nadhträglid auf mitübernommene 
Waren gewährt wird, erhöht den Ertrag des Geichäftiahres, in dem die Ge- 
mwährung erfolgt“ (E. in St. 11 408). 

f) „Bei der SFeititellung des fteuerpflichtigen Ertrages durch Gegenüberftellung 
der Betriebs- Einnahmen und Ausgaben (Art 18) dürfen Schulden für die vor 
Beginn des mafgebenden Jahres bezogenen Waren nicht berüdjichtigt werben“ 
(€. in St. 9 413). 

g) Sogenannte Antizipandozinjen, d. h. „erit für das folgende Jahr ge- 
ichuldete und fällige, aber fhon zum voraus anden Gläubiger 
gezahlte Zinjen ftellen jih al3 Einnahmen des folgenden Jahres dar. 
Sie müſſen daher gegenüber dem um ihren Betcag erhöhten Attivbeftande auf 
der Paſſivſſeite verrechnet werden, um jo ald Einnahme desjenigen Jahres, 
für mweldes fie geleiftet find, gebucht und behandelt werben zu können 
(Simon Bil. ©. 284/7)" (E. in St. 10 405). 

h) ®enn aud der von einer Gejellihaft m. b. H. erzielte Jahresgewinn 
jo lange von der Auszahlung an die Geſellſchafter ausgeſchloſſen bleibt, als eine 
duch frühere Gejchäftsverlufte bewirkte Herabminderung des Vermögens 
unter ben Betrag des Stammlapitales noch nicht ausgeglichen ift ($$ 29, 42 Nr. 5, 
30 ©. betr. &. m. b. H.), jo gehört doch der zur Ausgleihung zurüdbehaltene 
Zeil de3 Yahresgewinnes zum Ertrage ber efellfchatt. Es ift unmejentlich, 
ob dieſer Ertrag aud nad den geſetzlichen Beftimmungen verteilbar ift 
(u. VI. G. 260 vom 19. Januar 1905). 

‚6. A. a) „Der von einer Kommanditgeiellfchaft erzielte und 
bei ihr beiteuerte Ertrag darf bei den ein befonderes Gewerbe treibenden Ko m. 
manbitijten, die denjelben erhalten, nicht nochmals als Ertrag ihres Ge- 
werbebetriebes befteuert werden“ (E. in St. 3 387). 

b) „Sit eine rein gewerbliche Aktiengeſellſchaft Kommanbitiftin 
einer einfahen Kommanbditgejellichaft, jo betreibt fie ebenfalls in der letzteren 
ihr eigenes Gewerbe. Der Ertrag des Bewerbebetriebes der Kommanditgejell- 
ſchaft lann darnach nicht nochmals durch einen zweiten Gewerbebetrieb der Altien- 

ejellichaft erzielt werden, jelbjt wenn fie gewerbmähig die Beteiligung als 

ommanbditiftin betreibt. Es ift eine Unmöglichkeit, dar berielbe Ertrag 
durch zwei verſchiedene gewerbliche Tätigkeiten derſelben Perſon erworben 
wird. Die Enticheidung vom 17. Jan. 1895 (E. in St. 3 387) findet daher auch 
auf den vorliegenden Fall Anwendung. Der Ertrag, welchen die Steuerpflichtige 
aus ihrem Gewerbebetriebe bei Kommanbditgejellichaften erzielt, darf ihr deshalb 
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nicht nochmals als Ertrag in Anrehnung gebradht werden. Gehört berjelbe 
zu dem fteuerpflichtigen Ertrage der Kommanditgeſellſchaften, jo ift er dort zu 
befteuern, beziehentlih, fall3 die Kommanditgejellichaft jih in einem außer— 
preußiihen Bundesftaate befindet, überhaupt nicht der Gemwerbefteuer in Preußen 
zu unterwerfen — vgl. $$ 17, 19 (E. in St. 6 389 *). 

c) Das gleiche gilt für den aus der Beteiligung einer Altiengejellichaft an 
eineroffenenHandelsgejelljchaft der eriteren zufliefenden Geminn 
(u. VI. G. 1147 vom 18. Apr. 1895). 

d) Beteiligt fih dagegen eine offene Handelsgeſellſchaft als ftille Ge- 
jellihafterin bei einem fremden Gewerbebetriebe, jo bildet ihre VBermögens- 
einlage einen Beftanbteil ihres Anlage- und Betriebsfapitales und ber ihr hieraus 
zufließende Gewinn einen Teil ihres Ertrages (E. in St. 8 404). Das leptere 
gilt auch für die Gewinnanteile der zum Anlage» und Betriebsfapitale eines 
gewerblichen Betriebes gehörenden Gejhäftsanteile von Gejell- 
ſchaften mitbejhränftergaftung; auf der anderen Geite ift aber 
auch der Betrag der Wertverminderung jolder Geichäftsanteile abzugsfähig (E. 
in St. 8 396). 

B. „Bei Konjumpvereinen bildet der jogenannte Kundengewinn, 
d. h. der aus dem Gewinne an die in das Hundenverzeihnis aufgenommenen 
Barenabnehmer nad Berhältnis ihrer Warenentnahme gezahlte Betrag lediglich 
eine den Warenabnehmern zurüdzuerftattende Vergütung Hr Bahlung zu hoher 
Kaufpreije und ift ftatutenmäßig der freien Verfügung des Vereines entzogen. 
Ebenjorwenig wie diejer jogenannte Gewinn fteuerpflichtiges Einfommen dar- 
ftellt (E. in St. 2 324), erjcheint er als gemwerbefteuerpflichtiger Ertrag“ (U. 
VI. G. 442 vom 16. Dezbr. 1895). 

„Die Roheinnahme der Gejellihaft aus diefen Warenverlaufgejchäften 
wird vorläufig in dem Gemwinn- und Berluftlonto um den jog. Kundengemwinn zu 
hoch in Anjaß gebradt. Sein Gejamtbetrag muß daher, um die Roheinnahme 
und dementiprechend den NReinertrag auf die mwirflihe Höhe zurüdzuführen, 
notwendig von dem fich jonft ergebenden Gejchäftsgewinne wieder in Abzug 
gebracht werden. Es handelt ſich bei der Abſetzung des jog. Kundengemwinnes 
aljo lediglih um eine Berichtigung der buhmäßigen Roheinnahme, nit um 
eine Betriebsausgabe“ (E. in St. 6 386). 

Wenn aber die den BWarenabnehmern zurüdzuerftattende Vergütung nicht 
ftatutenmäßig der freien Verfügung des Vereines entzogen ift, jo ftellen auch die 
jog. Kundengewinne eine Verteilung von eigentlihen Geminnen, nicht aber 
nur bie Rüdzahlung überhobener Breile bar (U. VI. G. 267 vom 9. März 1905; 
val. * E. in St. 11 217) 

C. a) Wenn eine 
ban N) Grundftüde behufs Rettung ihrer darauf eingetragenen Forderungen in 
der Zimangverfteigerung erfteht und demnächſt weiter verkauft, jo ift e3 nicht 
zweifelhaft, dab „die ganze von der Gejellichaft hierbei entwidelte Tätigkeit 
vollitändig in den Rahmen ihres gewöhnlichen Gejchäftsbetriebes fällt; denn 
diefe Tätigkeit bezmwedt nur, ihre Befriedigung wegen einer aus dem gewöhn- 
lichen Gejhäftsbetriebe ihr erwachſenen Forderung herbeizuführen. Erleibet 
fie hierbei einen Berluft, jo kann nicht fraglich fein, dat es ſich um einen Geichäjts- 
verluft handelt und daf diejer Verluſt nad) Maßgabe der Ausführungen in dem 
U. vom 21. Nov. 1895 (E. in St. 4 421) bei der Feititellung des buchmäßigen 
Jahresgewinnes der Gejellichaft in Betracht fommt, indem ec den Vermögens 
zuwachs des betreffenden Geſchäftjahres entiprechend vermindert. Erzielt 
die Gejellichaft bei der Beiterveräußerung einen Gewinn, ‚jo rührt diejer in 
gleicher Weife aus einer mit ihrem gewöhnlichen Gejchäftsbetriebe unmittelbar 
zufammenhängenden a. her; er ift aljo ebenfalls ein gewerblicher und tritt 
bei der Ermittelung des ermögenszumwachfes bes betreffenden Geichäftiahres 
als ein diefen und damit den Kahresgewinn entiprechend erhöhender Faltor 
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in die Erſcheinung. In dem erfteren Falle ift der der Bejteuerung zu Grunde 
zu legende Jahresgewinn um den der Höhe des Berluftes entijprechenden Be- 
trag niedriger, als er ohne den Abzug bes Berluftes fein würde; mit demjelben 
Rechte muß der zu verfteuernde Jahresertrag auch den von der Gejellichait bei der 
Weitecveräußerung der Grunditüde erzielten Gewinn umfaflen“ (E. in St. 
7 454). 

b) „Der Borteil, den eine Sypothetenbant durch die Begebung von 
Biandbriefen über pari und durch den Rücklauf unter pari erzielt, bildet einen 
Zeil der bei der Berechnung des fteuerpflichtigen Ertrages zu berüdjichtigenden 
Roheinnahmen. Diejenigen Beträge des in dem maßgebenden Jahre erzielten 
Gewinnes, weldhe zur Dedung von Berluften früherer Jahre, wie 3. B. zur 
Ausgleichung bes aus früheren Jahren herrührenden, beim Berfaufe von Pfand- 

briefen entitandenen Disagios, verwendet werden oder zur Ausgleichung jpäterer 
Berlufte dienen follen, find bei Ermittelung des fteuerpflichtigen Ertrages den 
Roheinnahmen hinzuzujegen“ (E. in St. 7 443 F.). 

„Daß der Gewinn (einer Bodentreditbant) aus der Begebung zum Nenn- 
betrage einzulöjender Pfandbriefe über pari ald Ertrag des Jahres der Berein- 
nahmung zu gelten hat, ift bereits früher, auch unter Berüdfichtigung der Be- 
fimmungen des Hnpothetenbanfgejeßes vom 13. Juli 1899 (RGBl. ©. 383) aus- 
geiprochen (E. in St. 11 202 ff.). An diefer Auffaſſung ift feftzuhalten“ (U. VI. 
G. 14 vom 23. Juni 19065). 

ce) „Sondern Aftiengejellibaften gewiſſe Teile des Anlage- und Betiiebs- 
lapitales (Liegenichaften, Häuſer, Kapitalien) ald nicht dem Gemerbebetriebe 
dienend aus, und verwalten fie diejelben auch bejonders als nicht gemwerbliche 
Beitandteile ihres Vermögens, fo ift dies für die Gemwerbefteuerpflicht-ohne Ein- 
fluß; fie unterliegen legterer mit demge jamten —— und Betriebskapitale 
und dem gefomten Ertrage“ (E. in St. 3 234; vgl. aber Anm. 7 b zu $ 23). 


d) Bei dem gewerblihen Betriebe eined zoologiijhen Gartens dur eine 
Attiengejellichaft (vgl. Anm. 18 zu $ 4) darf ein Geldwert der den Aktionären 
zuftehenden Berechtigung zum freien Eintritte nicht als ftenerpflichtiger Ertrag an- 
gerechnet werden (U. VI. G. 540 vom 9. Jan. 1896). 

e) „Der durch Ausgabe neuer Aktien gegen Aufgeld von einer bereits be- 
ftehenden Attiengejellihaft erzielte Agiogemwinn bildet feinen Teil des 
nah dem Gew®. fteuerpflichtigen Ertrages“ (E. in St. 4 357); vol. hierüber 
Fuifting I. Anm. 5, 8C zu $ 16 

7. Als Betriebskosten werden im Art. 16 Nr. 1 die „zur Erzielung des 
Gewinnes gemadten Aufwendungen“ bezeichnet. Die im Art. 16 II aufge- 
führten Arten find nur Beijpiele (vgl. E. in St. 3 420). Nach der Faſſung des 

22 („alle Betriebstoften“) kann es feinem Zweifel unterliegen, daß Betciebs- 
foften im weiteſten, den faufmännifchen und wirtichaftlihden Grundſätzen 
entſprechenden Sinne gemeint ſind und die Abzugsfähigkeit nur durch die ausdrüd- 
lien Vorſchriften i in ben beiden legten Sätzen des $ 22 begrenzt ift: „Der Begriff 
der Betriebsfoften ift vorzugmweile mwirtichaftlihen Natur. In einem 
engeren Sinne fann man darunter diejenigen ba verſtehen, welde 
unmittelbar duch die dem bejonderen Gegenflande des 
Unternehmens entiprechende Erzielung de3 Gewinnes verurjacht werden (Pro- 
duftionkoften); 3. B. bei einer Fabrik die zur Unterhaltung der Anlagen, zur 
Beihaffung der Rohſtoffe und zur Heritellung, ſowie zum Abſatze der Fabrilate 
erforderlihen Ausgaben. Daß diejer engere Begrifi, welcher ohne erfennbaren 
Grund die jonftigen Aufwendungen, namentlid die allgemeinen Berwaltung- 
toften einer Aktiengejellichaft, ausſchließen würde, im $ 22 nicht gemeint ilt, 
ergibt fich jchon aus der dort gebrauchten Ausdrucksweiſe, wonad alle Betriebs- 
loſten abzugsfähig ſein ſollen. Hiermit iſt deutlich zu erlennen gegeben, daß die 
Betriebskoſten im weiteſten Sinne gemeint ſind, nämlich die ſämtlichen 
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Aufwendungen, welhe unmittelbar oder mittelbar behufs Gewinn- 
erzielung gemacht werden. Hiernad) Tann man im allgemeinen alledenGe- 
winn vermindernden Ausgaben, ſoweit fie fi nicht ala Ab - 
ihreibungen daritellen und ſoweit die Abzugsfähigfeit im $ 22 nihtaus- 
drücklich ausgeſchloſſen it, als abzugsfähige Betriebsfoften 
im Sinne dieſer Gejeßesbeitimmung bezeichnen“ (E. in St. 3 413). 

„Nach $ 22 und Artitel 16 III fommen alle Betriebötoften von der Roh— 
einnahme in Abzug. Es werden deshalb Betriebsloften im weiteften 
Umfange zum Abzuge zuzulafien fein. Denn wenn die Wortfaffung „elle 
Betriebskoſten“ einen Sinn haben joll, jo muß fie mehr bedeuten, als der Aus- 
drud „Betriebstoften“ oder „bie Betriebstoften“. Die in dem Ausdrude „alle 
Betriebatoften“ enthaltene ſcharfe Betonung läßt ſich nur dahin verftehen, baf; 
iede einfchränfende Begriffsbeftimmung ausgeſchloſſen fein joll. Die Grenze für 
die Unterftellung von Ausgaben unter den Begriff der Betriebstoften ijt im $ 22 
jelbft gegeben“ (E. in St. 4 337). 

Hinſichtlich der e inzelnen Mertmale der abzugsfähigen Betriebs- 
loſten ift hervorzuheben: 

A. Betciebskoften find wirkliche (positive) Aufwendungen, mögen dieſe 
in Barzahlungen oder in Eingehung von Schuldverbindlichfeiten beftehen, jofern 
nur eine Verminderung des gewerblichen Vermögens bereits eingetreten ift. Ob 
eine Schuld gerade am Jahresſchluſſe ſchon in ganz beftimmter Höhe zahIen- 
mäßig feititeht, ift nicht enticheidend. Wejentlich ift nur das Beftehen einer Ber- 
pflichtung in einem ſolchen Umfange, daß ji) demnächſt hiermit die zahlenmäßige 
Höhe ergibt. Auf die Perjon des Gläubigers fommt es nit an. Wenn fid 5. B. 
zwei Aftiengejellihaften zu einer bejonderen Gejellihaft verbunden haben, um 
die einer jeden von ihnen aus Unfällen in ihrem Einzelbetriebe erwachſenden Ber- 
bindlichkeiten gemeinſchaftlich zu tragen und zu dieſem Zwecke fortlaufend be— 
ſtimmte Beträge in einen gemeinſchaftlichen Fonds einzulegen, jo bilden dieſe 
auf Berpflihtung beruhenden Einzahlungen abzugsfähige Betriebskoſten (E. in 
- St. 8 416), während Rüdlagen behufs Selbftverjiherung nicht abzugs— 
fähig find (E. in St. 3 144). Ferner erfcheint 4. B. die Hinterlegung 
eine Geldbetrages ebenjowenig tie irgend eine andere Art von Kautions— 
beitellung als Ausgabe auf Betriebstoften, da hiermit eine Ausiheidung aus dem 
Vermögen nicht erfolgt (U. VI. G. 25 v. 31. März 1898; vgl. E. in St. 7 107). 

Durd ihre Eigenschaft als wirkliche Aufwendungen aus dem gewerblichen 
Bermögen untericheiden fich die Betriebstoften begrifflih von den Abſchrei— 
bungen, welche lediglih die Wertverminderungen der einzelnen 
Beltandteile des Anlage- und Betriebstapitales darzuftellen beftimmt find (vgl. 
unten Anm. 15 B). Betriebsfoften und Abichreibungen werben deshalb auch im 
$ 22 als verichiedene Dinge behandelt. 

“ B, Die — — müſſen ſich, um Betriebsloſten darzuſtellen, auf die 
gewerblichen Zwecke der Gegenwart erftreden. Alles was in einem Ge⸗ 
ſchäftjahre aus dem gewerblichen Vermögen dieſes Jahres für künftige 
Zwecke irgend welcher Art zurückgelegt wird, bildet eine im gewerblichen Ber- 
mögen verbleibende und den Ertrag diejes Jahres nicht jhmälernde Kapital» 
anjammlung (Rejernpefonds — vgl. unten Anm. 15 A.): 

„Als Betriebskoften eines beitimmten Gejchäftjahres können nur diejenigen 
Beträge angelehen werden, welche der Gewerbetreibende in dem Zeitraume 
vom Beyinne bis zum Ende dieſes Jahres zum Zwede der Erzielung 
des Geſchäftsgewinnes entweder tatſächlich aus ſeinem Vermögen verausgabt hat 
oder wenigſtens in der Art ſchuldig geworden iſt, daß die am Jahresſchluſſe noch 
ungetilgten Verbindlichkeiten in der Bilanz als Schulden in Anſatz kommen müſſen. 
Diejenigen Beträge dagegen, die er aus der Roheinnahme des betreffenden Jahres 
am Schluſſe desſelben für künftige Zwecde jeder Art, namentlich auch zur 
Beſtreitung erit fünftig entjtehender Betriebstoften zurüdbehält, bilden eine im 
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ewerblihen Vermögen verbleibende und den (Ertrag dieſes Jahres nicht 
chmälernde Kapitalanjammlung, alſo einen unbedingt fteuerpflichtigen Reierve- 
fonds“ (E. in St. 9 420). 

Bei der durch den Jahresabſchluß nicht im geringften unterbeodhenen Fort— 
jegung des Betriebes und dem ſich hieraus ergebenden engen Zufammenhange der 
gegenwärtigen und der zulünftigen Geichäftsvorgänge entſtehen aber vielfach 
Zweifel darüber, ob es jih um Aufwendungen für gegenwärtige Zwecke oder 
um Kapitalanjammlungen für die Zufunft Handelt. Die Enticheidung ift davon 
abhängig, welchem Jahre die Ausgabe wirtichaftlich zur Laft fällt. Hierauf be- 
ziehen ſich folgende Entiheidungen des OVG.: 

a) „Soweit e3 fih um Aufwendungen handelt, die bei feſtſtehender 
Rotwendigfeit der unmittelbar bevorftehbendben und auf 
einer unzmweifelhbaften Berpflidhtung beruhenden Leiftung 
nur hinfichtlich des Betrages und des Zeitpunftes noch einigermaßen ungemif; 
jind, erfcheint die Bildung eines fog. Rejervefonds nicht als eine aus dem Ertrage 
bewirkte Bermehrung des Bermögens, jondern als Zurüdftellung der Geld- 
mittel zur Beftreitung von Betriebstoften, weldhe dem in Betradt 
tommenden Jahre, niht einem fünftigen, zur Lait fallen, 
aus den Roheinnahmen“ (E. in St. 4 352). 


b) Wenn eine Attiengejellihaft auf Grund vertragmäßiger Verpflichtung 
gegenüber der Stadtgemeinde (zur unentgeltlichen Abtretung von Grundftüden, 
—J———— Entwäſſerung, Beleuchtung, Reinigung uſw. neuer Straßen uſw.) 
eine „Spezialrejerve für Straßenausbauund Straßen: 
landabtretumg“ gebildet hat, jo ericheinen die hierfür zur unmittelbaren 
Verwendung aus dem — — zurückbehaltenen Geldbeträge als abzugs- 
fähige Betriebskoſten. „Wenn ſolche Betriebskoſten aber bei Aufſtellung der 
Bilanz und des Gewinn- und Verluſtkontos noch nicht tatſächlich verausgabt 
ſind, ſondern von dem Ertrage behufs demnächſtiger Verwendung zurückbehalten 
werden, jo wird hierdurch allein die Abzugsfähigkeit noch nicht ausgeſchloſſen. 
Sie bleibt vielmehr erhalten, wenn nurdie Berpflihtung zur Verwendung 
und die Notwendigfeit der unmittelbaren Verwendung bereits 
feftiteben, aljo die Freimilligkeit hinfichtlich der Zurüdbehaltung und Verwendung 
ausgeichlojien ift“ (E. in St. 4 355 f.). 

ce) Wenn fih eine Aftien-(Elektrizität-)gefellihaft gegenüber der Stadt— 
gemeinde verpflichtet hat, behufs Verwendung für notwendige Erneuerungen 
beitehender Anlagen einen nad) dem Ablaufe der vertragmähigen Zeit in das 
Eigentum der Stadt übergehenden Erneuerungstfonds von beitimmter 
Höhe zu bilden und in diefer Höhe zu erhalten, auch zu diefem Zwede dem Fonds 
einen beftimmten Prozentjaß der Bruttoeinnahme eines jeden Betriebsjahres zu- 
zuführen, jo find die vertragmäkigen NRüdlagen abzugsfähig (U. 
VI. G. 764 vom 21. Febr. 1895). 

d) ®enn eine Afktien-Terraingejellihaft in Erfüllung der gegenüber einer 
Pferdebahngejellihaft eingegangenen Berpflidhtung die erforderlihen Mittel, 
weil beim Jahresabſchluſſe noch feine Abrechnung erfolgt und deshalb die Anſetzung 
mit dem mutmaßflihen Betrage notwendig war, einem Refjervefonto 
zugeführt hat, fo „handelt esiihnihtumeineneigentlihenf#ejerve- 
fond3, d. h. um eine dauernde Vermögensvermehrung, fondern um die not- 
wendige Zurüdftellung von Geldmitteln zur Beftreitung beftimmtee laufender 
Yahresausgaben. Die Ausgabe ftellt ſich auch keineswegs als eine joldhe zu Ver- 
beilerungen im Sinne des $ 22 dar. Sie ift dazu beitimmt, den Wert der Gegen- 
fände des Ymmobiliarhandels, alſo der Waren, zu erhöhen. Die hierauf 
verwendeten Ausgaben find abzugsfähige Betriebstoften. Die Ausgabe hat feinen 
tmwejentlich anderen Charakter, al3 die Aufwendungen zur Aufihließung des 
Terraina, Anlenunga, Bilafterung, Beleuchtung der Straßen ufw. Wollte man 
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diefen Aufwendungen die Eigenjhaft als Betriebstoften verjagen, jo bliebe 
für Terraingejellichaften faum eine abzugsfähige Ausgabe übrig und es würden 
aladann Roheinnahme und Ertrag faft identiich fein. Daß ſolches nicht der Ab- 
fiht des $ 22 entjprechen würde, leuchtet ohne weiteres ein“ (E. in St. 4 269 F.). 

C. Nah wirtihaftlihen Grundjäßen erjcheinen als Betriebstoften neben 

den die Gewinnung neuer Güter bezwedenden Ausgaben aud) die Aufwendungen 
ur Erhaltung der bereit3 erworbenen Güter (Geminnung-, Produftion-, Sn. 

baltung-, Siherung-, Verwaltungkoſten). Dagegen beiteht feine mict- 
Ichaftliche Notwendigkeit, Einrihtungen, die unmittelbar zue Berbejjerung 
und Erweiterung des Geſchäftes beftimmt find, aus den Roheinnahmen 
zu beftreiten. Gejchieht dies, jo gehören die hieraus entipringenden Ausgaben, 
Schulden und Schuldenzinjen, wie in den beiden legten Sätzen des $ 22 aus- 
drüdlich beftimmt ift, nicht zu den abzugsfähigen Betriebstoften (vgl. unten 
Anm. 27 ff.). 

Im übrigen find abzugsfähig nicht nur die unmittelbaren, jondern 
auch die mittelbaren Betriebskoften; hierzu gehören auch freiwillige 
Beitragleiftungen von Aftiengejellihaften für die Befriedigung der Bedürf- 
niffe ihrer Arbeiter auf firhlihem, fozialem und wirtihaftlihdem Gebiete, wie 
3. B. zur Bildung einer firchengemeinde (E. in St. 7400), für Urmenunterftügungen 
und Unterftüßungen von Witwen verfiorbener Arbeiter (U. VI. G. 103 vom 
23. März 1905); vgl. auch das U. vom 31. Jan. 1895, oben Anm. 7 im Eingange). 

Betriebskosten find „alle Koſten, welche mit dem Betriebe des maßgebenden 
Sahres in urfählidem Zujammenhange ftehen. Hier iſt dir Aus- 
gabe nur entjtanden, meil die Bejchtwerdeführerin ein Ban Egeichäft betreibt 
und es aus Rückſichten auf dieſen ihren Betrieb für geboten eradıtet hat, 
der geichehenen Anregung (des Reichsbankpräſidenten zur Unterftügung von 
Notleidenden) zu folgen. Die Aufwendung war einzig und allein für den 
Betriebszweckh und hiermit für die Gemwinnerzielung gemadıt, jo daß jie 
unter diefen befonderen Umftänden unter den Begriff der 
"Betriebsausgabe fällt“ (E. in St. 11 411). 

„Eine (Bergmwerk3-) Gejellichaft, die in der Hauptſache Tagebau betreibt, 
den Abbau der Kohlen aljo nicht, wie beim Tiefbau, in vertikaler, jondern in 
horizontaler Richtung bewirkt, kann zu den Flötzen nur dadurch gelangen, daß fie 
die darüber lagernden Erdſchichten abräumt. Um letteres ausführen zu fünnen, 
muß fie Beligesin der Oberfläche fein und deshalb die betreffenden Grundftüde 
in der Regel zu Eigentum erwerben. Tut jie dies im Laufe ihres Betriebes 
und erwirbt jie Dabei immer nur fo viel Land, als erforderlich ift, um den Betrieb 
in dem bisherigen Umfange fortjegen zu können, jo fehlt jeder Grund, um den 
Erwerbskoſten die Eigenihaft abzugsfähiger Betriebstoften abzuſprechen, denn 
ohne ihre Aufwendung wäre die Fortſetzung des Betriebes und damit jede Ge— 
winnerzielung unmöglih. Ob der Unternehmer das für den Abbau der ihm 
verliehenen Felder erforderliche Land bei der Anlage des Bergwerles auf einmal im 
ganzen hätte erwerben können, ift ſchon deshalb ohne Bedeutung, weil bei Be- 
urteilung der Abzugsfähigkeit der Betriebstoiten grundjäglich nur die tatjächliche 
Sejtaltung des Betriebes in Betracht fommt (vgl. E. in St. 4261). Die Abzugs- 
fähigfeit der Landerwerbstoften kann vielmehr im laufenden Geſchäftsbetriebe 
nur injomweit verjagt werden, als fie in der Abjicht einer erhöhten PBrodultion 
und. einer damit verbundenen Erzielung eines höheren Gewinnes aufgewendet 
iind. Die Ktoften für den Landerwerb beim Tagebau find daher bezüglich ihrer 
Abzugsfähigkeit als Betriebstoften ganz ebenjo zu behandeln, wie die Koften für 
die Anlegung eines neuen Schadhtes beim Tiefbau (vgl. E. in St. 5 51)" (€. 
in St. 9 417). 

D. Abzugsjähig find nur die tatsächlich entitandenen Betriebölojten 
deö Ichten Vorjahres (vgl. oben Anm. 5). Eine Kürzung wegen der Möglichleit 
von Einſchränkungen oder Eriparungen ift ausgejchloffen: 
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a) „Die Steuerbehörde hat nicht das Recht, wirklich verwendete An- 
ihaffungtoften, welche ihrer Anjicht nach au hoch find, nicht zu berüdfichtigen, 
und ebenjomwenig die Befugnis, diejelben auf die Angemeffenheit zu prüfen und 
eventuell ihrerieits bei rehnungmäßigen Unterlagen zu jhäßen. Es würde dies 
allein in dem Falle der Simulation, der Bericdleierung eines anderen 
Geſchäftes durch fünftliche Steigerung der Anſchaffungkoſten, zulällig fein. Wollte 
man zur gegenteiligen Anficht neigen, jo würde man jchliehlich zu der Annahme ae» 
langen, daf die Steuerbehörde befugt wäre, die Gewerbetreibenden zu möglichit 
billigen Ausgaben zu zwingen, um einen recht hohen Ertrag für die Befteuerung 
darbieten zu fönnen“ (E. in St. 4 265*). 

b) „Die Betriebstoften jind in der tatiächlich entitandenen Höhe, nicht 
aber bloß zu demjenigen geringeren Betrage zuzulaſſen, mit welchem der Be- 
trieb nah dem Gutachten eines Sachverſtändigen zwedentiprechend etwa hätte 
geführt werden fönnen“ (U. VI. G. 370 vom 16. Dez. 1895). 


c) „Der Gewinn im Handeläbetriebe fann überhaupt nur nad) Abjetung des 
für die Waren gezahlten Kaufpreijes vom Erlöfe entjtehen. Hierbei madt es 
feinen Unterjhied, von wen die Waren bezogen werden. Der Abzug des Kauf- 
preifes vom Erlöje muß namentlich aud dann erfolgen, wenn der Handeltreibende 
die Waren von jeinem Borgänger zu einem beftimmten Preiſe über- 
nommen hat“ (U. VI. G. 326 vom 15. Dezember 1904). 


8. a) „Es ift unrichtigerweije bei Berehnung des unter den Betriebstojten 
eriheinenden Wertes des als Feuerung verwendeten jelbftgewonnenen 
Stubbenholzes nur der Selbftloftenpreis in Anſatz gebradt. Dies widerjpricht 
der ®. vom 17. Dez. 1894 (Mitt. H. 30 Nr. 35), mojelbit in zutrefjender Weije 
als Wert der von einem Brennereibeiiger aus jeiner eigenen Land- und Forſt— 
wirtichaft an die Brennerei gelieferten Roh- und Hilfftoffe der Marftpreis 
bezeichnet ift. — Ebenfo unrichtig ift es, den wirklich gezahlten Preis für die 
zum Brennereibetriebe gelauften Kartoffeln unberüdjihtigt zu laſſen 
und für das gefamte, jelbftgewonnene und gefaujte Kartoffelmaterial einen 
Durhidhnittpreis zu berehnen. Für die gelauften Kartoffeln 
ift vielmehr der wirflich gezahlte Preis, für die jelbtgewonnenen 
Kartoffeln der Marfttpreisin Anrehnung zu bringen“ (U. VI. G. 735 vom 
26. März; 1896). 

b) „Die in der landwirtichaftlihen Brennerei erzeugte und in dem eigenen 
Landwirtichaftbetriebe verfütterte Schlempe darf in dem Brennereibetriebe 
nur mit dem örtlihen Marktwerte und, jofern ein folcher nicht gegeben ift, mit 
demjenigen Werte in Anjat gebracht werden, welcher beim Berfaufe an dem 
von der Produftionftätte am leichteften erreichbaren Abiagorte für Schlempe, 
unter Berüdfihtigung der Transport- und jonftigen Berfaufsfoften, erzielt 
werden fünnte. Der allgemeine Nährwert, den die Sclempe im Ber- 
gleiche mit anderen Futtermitteln hat, ift ebenjowenig maßgebend als der in» 
dividuelle Wert, der nad) den beionderen landwirtichaftlihen Betriebs- 
verhältnijjen des Brennereibejiters der von ihm erzeugten Schlempe zulommt. 
Beide Werte berühren nur den landwirtihaftliden Betrieb und 
iind für die Berehnung des gewerblichen Ertrages der Brennerei ohne 
Bedeutung; hierfür ift vielmehr nur der Berftaufmert maßgebend“ 
(€. in St. 10 404). 

c) „Bei Gebäuden, die teil3 gewerblichen, teild anderen Zweden dienen, 
find die Ausgaben für Unterhaltung und PVerjiherung wie die Abnupungs- 
quote des Gebäudes und die Steuern nur zu dem verhältnismäßig auf den Wert 
der dem Gewerbebetriebe dienenden Gebäude- reſp. Grundftüdsteile 
entjallenden Betrage abzugsfähig“ (U. VI. G. 363 vom 28. Nov. 1895). 

d) Der fteuerpflichtige Ertrag eines teild auf Beſchaffung des eigenen Be- 
darfes, teils auf Erzielung von Gewinn gerichteten Betriebes (ſtädtiſche Gas— 
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anftalten) wird durch den Überſchuß des Geſchäftsgewinnes über die Betriebs- 
often und Abjchreibungen des auf Gemwinnerzielung geridteten 
Teiles des Unternehmens gebildet; der Abzug der für die Beihaffung ber 
eigenen Bedürfnijje des Unternehmers entjtandenen Kojten iſt dabei aus- 
geſchloſſen (E. in St. 4 306 ff.). 

9 Gehälter, Löhne ujw. der Angeftellten und Gewerbegehilfen, 
inöbejondere auch die Tantieme der Borftands- und Aufjichtratsmitglieder 
von Altiengejellihaften ufw. (E. in St. 8 384; vgl. auch 10 410 und E. 15 112), 
find in vollem Umfange abzugsfähige Betriebstoften: 

A. „Nach der Rechtiprehung des OVG. (vgl. die Plenarentid). vom 6. Feb. 
1889 — E. 17 37) ift die Abzugsfähigteit folder Zuwendungen, welde der Ge- 
werbetreibende den zu ihm im fontraftliden Dienft- oder Arbeitverhältniffe 
ftehenden Perjonen über die vertragmäßig zugeliherten Gehalt- und Lohn- 
bezüge hinaus als Remuneration oder Gratifilation für Te 
leiftete Dienste gewährt, nicht von dem Beſtehen einer rechtlihen Ber- 
binblichleit des Gewerbetreibenden zu deren Leiftung abhängig“ (U. VI. G. 440 
vom 9. Yan. 1896). 

„Die Löhnung umfaßt alle Zuwendungen an die Arbeiter, die ihnen 
mit Rüdjiht auf das beftehende Arbeitverhältnis gemacht und beiderjeits als 
Entgelt veritanden werden, auch wenn fie feinen Rechtsanſpruch haben.... 
Daß die Gratifitation erjt von der Generalverfammlung bejchlojien ift, ändert 
nichts an ihrem rechtlichen Charakter“ (U. VI. G. 371 vom 6. Dftober 1904). 

B. „Die Beltimmung im $ 22, wonad dem Ertrage zuzurechnen find die 
aus den Betriebseinnahmen beftrittenen Ausgaben „für den Unterhalt 
des Gewerbetreibenden und jeiner Angehörinen“, bejagt im mwejentlihen das— 
jelbe, wie die entſprechende Vorſchrift im $ 9 II 2 EG., berührt aber nicht die 
Trage, inwieweit der Gewerbetreibende berechtigt ift, die Ausgaben für die von 
ihm als Gewerbegehilfen beichäftigten Kinder an Gehalt, Lohn uſw. als Be- 
triebsfoften abzuziehen. Für die Entjcheidung diejer Frage können auch nicht 
etwa die Beitimmungen im $ 11 EG. über die Zurehnung von Einfommens- 
bezügen der Haushaltungangehörigen zum Einkommen des Haushaltungvor- 
ftandes herangezogen werden. Denn das GewG. enthält im $ 20 analoge Be- 
ftimmungen nur hinfichtlih der Ehe jrau, nicht aber bezüglich jonftiger Haus— 
haltungangehöriger. — Dem wegen Zufegung der Ausgaben für die als Ge- 
merbegehilfen tätigen Söhne zum fteuerpflichtigen Ertrage angeführten Grunde, 
daß fie zur Haushaltung des Gewerbetreibenden gehören, fehlt aljo die Rechts— 
grundlage, da dem GewG. ein Verbot, die Aufwendungen an Gehalt, Lohn uſw. 
für die als Gewerbegehilfen tätigen Kinder wegen ihrer Zugehörigkeit zur Haus- 
haltung unter den Betriebskoften zu verrechnen, fremd ıft. Deshalb kann auch 
der Beitimmung im Art. 16 IV Schlußſatz eine mafjgebende Bedeutung nicht 
beigelegt werden. — In der Natur und dem Wejen des gewerblichen Ertrages 
würde die Beltimmung, daß die Aufwendungen für die als — ** 
beſchäftigten Kinder wegen ihrer Zugehörigkeit zur Haushaltung des Gewerbe— 
treibenden nicht als Betriebskoſten gelten ſollen, keine Rechtfertigung finden. 
Wenn ein Gewerbetreibender ſeine Kinder unentgeltlich im Gewerbe— 
betriebe beſchäftigt, ſo entſtehen hieraus überhaupt feine Betriebskoſten; 
die aus allgemeiner geſetzlicher Verpflichtung entſpringende Gewährung des 
Unterhaltes ſteht zum Gewerbebetriebe in feiner Beziehung und die Aufwen— 
dungen hierfür fünnen infolge der tatjächlihen Beichäftigung der Kinder im 
Gewerbebetriebe nicht die Natur von Betriebstoften annehmen. Umgekehrt 
eriheinen die auf vertragmäßhiger Bereinbarunmg beruhenden 
Aufwendungen an Gehalt, Lohn uſw. für die ald Gewerbegehilfen beichäftigten 
Kinder ihrem Wejen nad) als Betriebstoften, weil jie unmittelbar durch den Ge— 
mwerbebetrieb bedingt find, und fie fünnen dieje Natur nicht deshalb verlieren, 
meil die Gemwerbegebilfen zur Haushaltung des Gemwerbetreibenden gehören. — 
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Benn die Aufwendungen ber legteren Art gemäß $9I1,$$ 11, 14 EG. ala Be- 
triebsfoften von dem gewerblihen Eintommen des Vaters abzuziehen jind 
und die entiprehenden Bezüge jelbitändiges Einfommen der Kinder bilden, 
jo würde die Berneinung der Eigenschaft ald Betriebstoften für die gleihen Auf- 
mwendungen bei Bemeſſung des gemwerbefteuerpflichtigen Ectrages einen inneren 
Widerſpruch darftellen, der bei zwei gleichzeitig erfchienenen Geſetzen um fo weniger 
erHlärlich wäre, ald das EG. ım $ 11 Beftimmungen über die Zurehnung von 
Einfommensbezügen der Haushaltungangehörigen zum Eintommen des Haus- 
haltungvoritandes enthält, das GewG. aber, mit einziger Ausnahme des $ 20 
wegen der Ehefrau, analoger Beitimmungen entbehrt* (U. VI. G. 271 vom 
31. Oft. 1895). Hiermit ift die etwas abweichende Rechtsauffaſſung des U. vom 
21. Febr. 1895 (E. in St. 4 284) verlajjen. 

C. a) „Der in feinem eigenen Geſchäfte periönli tätige Gewerbe— 
treibende darf, wie in der Rechtiprechung des OVG. feitfteht, den Geldwert feiner 
eigenen Arbeitstätigfeit nicht unter den Betriebstoften in Abzug 
bringen. Denn unter den Betriebstoften find nur diejenigen Aufwendungen zu 
verftehen, die der Gewerbetreibende zum Zwecke der Erzielung des Ertrages 
ausjeinem®Bermögen madt. Durch feine perfönlihe Mitwirkung er- 
jet er zwar die Arbeitstätigleit anderer Perſonen, die er ſonſt für den Geſchäfts— 
betrieb annehmen und bezahlen müßte, und erjpart dadurch die Ausgabe, welche 
die Vergütung ihrer Tätigkeit ihm verurfahhen würde. Allein eriparte Betriebs 
toften jind eben nicht Aufwendungen aus jeinem Vermögen und deshalb nicht 
gleichbedeutend mit den tatſächlich entftandenen Betriebsfoften, die allein bei 
der Feititellung des fteuerpflichtigen Ertrages nach $ 22, Art. 16 von ber Roh- 
einnahme in Abzug gebracht werden dürfen“ (E. in St. 8 389). 

b) „Diejer Grundiaß ift vom OVG. nicht bloß bei den von einer einzelnen 
phyſiſchen Perſon, jondern auch bei den von mehreren Berjonen für ge- 
meinihaftlide Rechnung betriebenen Gewerben gleihmäßig an- 
gewandt worden (vgl. €. in St. 3 261, 262). Ebenio hat insbejondere das OVG. 
auch ftet3 angenommen, daß diejenigen Bezüge, die ein Mitglied eineroffenen 
Sandelsneijellihaft oder einer einfahen Kommandit- 
gefjellihaft, jowie en perjönlidh Haftendes Mitglied 
einer fommanditgeiellihaft auf Altien lediglich in feiner 
Eigenihaft als Gejellichaitmitglied Tür die im Betriebe des geiellichoftlihen 
Unternehmens ausgeübte Tätigkeit nah) dem Gefellichaftvertrage erhält, nicht 
als abzugsfähige Betriebsfoften, jondern als ein Teil des von der Sejellichaft 
erzielten Reinertrages anzuſehen find (val. E. in St. 1 175 ff., 4 7, 283; ferner 
die nicht veröffentlichten Urteile vom 29. Febr. 1896 VI. G. 845 und vom 24. Nov. 
1898 VI. G. 250; vgl. auch €. 18 101)" (E. in St. 8 390). 

ce) „Der Redhtsgrundjaß, daf die SGeijellihaftmitbeihränfter 
Haftung und ihre Geichäftsführer nach) dem Geſetze verichiedene, felbftändige 
Rechtsſubjekte darftellen, wird in der Regel die Annahme rechtfertigen, daß, wenn 
eine derartige Geſellſchaft ein Gewerbe betreibt und den beitellten Sejhäfts- 
führern für ihre Tätigkeit als joldhe eine Vergütung vertragmäßig zu- 
gelichert ilt, deren Betrag — ald Aufwendung aus dem Bermögender 
Geſellſchaft, der Unternehmerin des Betriebes, an eine dritte Perſon — 
auch dann, wenn fämtlihe Gejchäftsführer Mitglieder der Gejellichaft find, eine 
abzugsfähige Betriebsausgabe barftellt (vgl. E. in St. 6 436, 437). Allein die 
juriſtiſche Natur der Gejellichaft mit beichränfter Haftung und die jih daraus 
ergebende Verſchiedenheit der Perjönlichkeit der Gejellihaft und der Perſonen 
der beitellten Gejhäftsführer kann für die hier ftreitige Frage dann nicht aus- 
ihlangebend fein, wenn im Gejellihaftvertrage Sämtliche Gejellichafter zu 
Geihäftsführern beftellt, die lekteren alfo mit den Mitgliedern der Ge- 
ſellſchaft völlig identifch find. — Hier muß an dem bereits in bem U. vom 
10. Zuli 1897 (€. in St. 6 437) angenommenen Grundfabe feitgehalten werden, 
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daß bei vollitändiger Identität der Geichäftsführer und der Mitglieder einer 
Geſellſchaft mit bejchräntter Haftung Bereinbarungen über die Höhe der Ver— 
gütung der Geihäftsführer wirticharttich in der Regel nur die Bedeutung von 
Vereinbarungen über die Gemwinnverteilung unter die Gejellichafter haben, 
und dab demgemäß die auf Grund derartiger Vereinbarungen aus den Ge— 
ichäftseinnahmen an die Gejellichafter gezahlten Beträge regelmäßig nicht 
als abzugsfähige Betriebsausgaben angejehen werden dürfen. 
Ob die Vergütungen dabei für alle Gefellichaftee gleich hoch vereinbart oder ob 
jie in verfchiedener Höhe bemeſſen find, ift nicht von entjcheidender Bedeutung. 
Eine Ausnahme ift nur dann anzuerkennen, wenn ji aus den Vereinbarungen 
der Gejellihafter mit voller Siherheit ergibt, daß der eine oder 
andere von ihnen die Sejhäftsführung ganz oder teilweije niht auf Grund 
des Gejellihaftvertrages in jeiner Eigenjidaft als 
Geſellſchafter, jondern auf Grund eines bejonderen 
mit der Gejellihaft alsjolher abgeſchloſſenen Dienit- 
vertcages, kraft dejien er der legteren und feinen Mitgeiellihaftern n ich t 
als Geſellſchaftmitglied, jondern auch wirtichaftlih ald dritter 
gegenüberftehen joll, gegen Entgelt übernommen hat“ (E. in St. 8 391, 394; 
ebenjo U. VI. G. 248 vom 26. Oft. 1899). 

d) „Die weſentliche Borausjegung einer Broduftivgenojjen- 
ihaft it die Heritellung und der Berfauf auf gemeinichaftlide Rechnung. 
Die Herftellung der Waren fann unter Leitung der Genoflenichoft jowohl von 
den Mitgliedern, al3 auch von fremden Perſonen geijhehen. In jedem Falle 
find die hierdurch entitehenden Unkoſten, insbejondere die Löhne, Betriebs- 
toften der Genojjenjhaft. Dies gilt insbejondere auch dann, wenn 
ausſchließlich Mitglieder oder einzelne Mitglieder neben fremden Hilfträften 
in dem genojienjchaftliben Betriebe bejchäftigt werden. In ſolchen Fällen 
ftehen die Mitglieder, da jie zu feinem Zeile Inhaber jind, der Genoſſenſchaft 
wie fremde Arbeitfräfte gegenüber. Ahr Lohn gehört daher zu den Betriebs- 
foiten der Genoſſenſchaft und entzieht jich hiermit der Jurechnung zum Ertrage“ 
(E. in St. 11 414). 

10. a) „Die Auffaflung, daß jä mt liche von dem Steuerpflichtigen aus 
dem gewerblichen Ertrage entrichteten Steuern abzugsfähige Betriebs 
fojten bildeten, iſt rechtsirrtümlich. Über die Eigenichaft der Steuern als 
Betriebstoiten läßt fih ein allaemeiner Rechtsgrundſatz weder in be- 
jahendem, noch in verneinendem Sinne aufitellen. Einzelne Steuerarten, wie 
3. B. die unmittelbar aus dem Gewerbebetriebe ent- 
fpringenden indireften Steuern, jowie von den diretten Steuern 
die auf dem Gewerbe im ganzen (Gewerbeſteuer) und auf den gewerb- 
lihen Grundfitüden und Gebäuden (Grund- und Gebäudefteuer) rubenden 
Objeftfteuern ericheinen ala Betriebstoften; anderen Steuerarten, wie 
4 B. der Einfommeniteuer phyſiſcher Berjonen, geht dieje Eigenichaft 
ab“ (U. VI. G. 157 vom 21. Nov. 1895; vgl. auch €. in St. 4 406*). Nur bei 
rein gewerblichen Attiengejellichaften ujw. bilden die jämtlihen Steuern 
abzugsfähige Betriebsfojten (E. in St. 3 408, 414 ff.).' 

b) „Ob Gerichtskoſten zu den Betriebstoften gehören, läht ſich nur 
nach den Umftänden des einzelnen Falles beurteilen. Sind fie durch den Ge- 
werbebetrieb entitanden, jo wird ihnen der Regel nach dieſe Eigenschaft nicht ab- 
neiprochen werden fünnen“ (E. in St. 4406*). Insbeſondere erihemen „Pro— 
zeßkoſten, deren Aufwendung durch den Gewerbebetrieb veruriadht  ift, 
als Betriebstoften“ (U. VI. G. 741 vom 14. Ott. 1897). 

11. a) „Zu den Betriebsfoften gehört die von dem Gewerbetreibenden für 
die gemieteten geihäftlihen Räume zu entrihtende Micte, nicht 
aber der Miet wertderibmjelb ft gehörigen neichäftlichen Räume. Lebterer 
fann ſchon deshalb nicht Betriebs fo ft en daritellen, weil der jeine eigenen 
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Räume benußende Gemerbetreibende für die Geichäftsräume feine Mietaus- 
gaben zu entrichten hat, vielmehr ſolche Koften eripart. Die eigenen Geichäfts- 
räume der Sewerbetreibenden gehören zum Anlage- und Betriebslapitale. Eben- 
jowenig, wie hierfür nach der ausdrüflihen Vorſchrift des $ 22 Zinjen in Ab— 
zug gebracht werden dürfen, fann nach der Ablicht des Geſetzes der Abzug ent- 
iprechender Geldwerte, wie des Mietwertes der eigenen Geſchäftsränme, ge— 
ftattet jein“ (E. in St. 3 394). 

b) Wenn jämtlide Mitglieder einer offenen Handelsgeſellſchaft 
in ihrer Eigenjchaft einerjeits ala Bertreter der Geſellſchaft, der Rechtäträgerin 
des Gejellichaftävermögens, und andererieits3 als Bertreter ihrer Sonderver- 
mögen einen Mietvertrag über einen ihnen gemeinſchaftlich, aber eh 
zum Gefellihaftvermögen gehöriges Grundftüd in rechtswirffamer Weiſe 
abichließen, jo gehört die Miete zu den abzugsfähigen Betriebskoften der Geſell— 
ihaft (E. in St. 7 437 f.). 

c) „Wenn auf Grund einer vertragmäßigen Vereinbarung von der Kom— 
manditgejellihaft Miete für die Gejchäftslofalitäten an ein Mitglied gezahlt 
werden muß, jo fällt die Miete unter den Begriff der Betriebstoften der Geſell— 
ihaft“ (U. VI. G. 61 vom 13. Yan. 1898). 

d) Die vertragmäßigen Leiftungen von Alttiengefellichaften (Strafenbahn-, 
Cleftrizität-, Gas-Aktiengejellichaften) an die Stadtgemeinde für die Benubung 
ſtädtiſcher Straßen Stellen ſich ala Mietzins und hiermit ald abzugsfähige Betriebs- 
foiten dar (E. in St. 4 312 f.; val. auch 3 257). 

12. a) Haben bie Angefteitten einer Altien- oder Altien-Kommanditgejell- 
ichaft gegenüber der Gejellichaft einen Rechtsaniprudh auf Gemwähring von 
Benfion, jo eriheinen die zur Dotierung des Penſionfonds 
notwendigen Überweifungen aus den Jahresgewinnen als abzugsfähige Be- 
triebstoften, jelbit dann, wenn fie nicht auf Grund befonderer Beſchlüſſe der 
Seneralverjammlung über die Berpflihtung zur Dotierung der Penſionkaſſe 
erfolgen, jondern nur durch die allgemeinen Beſchlüſſe über die hg | bes 
Reingewinnes genehmigt werden. Bei Bemeſſung der notwendigen Über- 
weilungen fommt es keineswegs nur auf die zur Zeit beftehenden Penſion— 
anſprüche oder die gegenwärtig laufenden Benjionen an, ſondern 
der Penſionfonds muß auf eine jolhe Höhe gebracht und darin erhalten werben, 
da; er allen nah der Wahricheinlichkeitrehnung feftzuftellenden Aniprüchen 
der Berechtigten überhaupt, alio auch den von ihnen fünftig zu er- 
hebenden Anſprüchen Genüge zu leiften vermag. Wenn ein Berfionfonds neu 
eingerichtet wird, jo fünnen die zu leiftenden PBenfionen im Anfange nur von 
geringer Zahl fein; der Natur der Sache nah muß die Zahl der Benlionfälle 
fortwährend im Laufe der Jahre bis zu dem durch Berechnung feitzuitellenden 
normalen Stande fteigen (E. in St. 5 442). 

b) „Es beiteht für die Beichwerdeführerin feine Verpflichtung, die Unter- 
tübunglajien in beitimmter Höhe zu dotieren; fie beftimmt vielmehr 
jelbftändig, wieviel fie für den Kopf der Mitglieder den Unterftübungfaflen ge- 
währen will. Dagegen hat fie die Berwendung der tatjählihen Über 
weilungen an die Unterftüßungfajjen den Arbeitern überlaflen und ſich nur noch 
zur Wahrung des Zweckes der Unterſtützungkaſſen gewiſſe Verwaltungrechte 
vorbehalten. Deshalb ericheinen die den Unterftüßungfaffen übermwiefenen 
Beträge, von weldhen angenommen werben fann, daß fie auch in demfelben ®e- 
ihäftiahre zur Verteilung an die Unterftübungbedürftigen gelangt find, als 
ein Teil der Gegenleiftung des Arbeitgebers an die Arbeitnehmer und bilden 
als ſolche wirflihe Betriebstoften desjenigen Sahres, indem 
fie verteilt find; fie haben die gleiche wen wie die zu den Betriebs- 
toten zu rechnende Löhnung der gewerblichen Arbeiter. — Die buchmäßige 
Behandlung diefer Überweilungen — als Entnahme aus dem Rejervefonds 
anitatt al3 Belaftung der Gewinn- und Berluftrehnung — ift ohne Bedeutung; 
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wejentlicd allein bleibt die Tatjadhe, da es jih um wirkliche Auf- 
wendungen aus dem Bermögen der Beihmwerbeführerin 
zur Befriedigung gegenmwärtiger Bedürfniffe des Betriebes 
gehandelt het, womit die Merlmale abzugsfähiger Betriebsfoften gegeben find“ 
(u. VI. G. 234 vom 31. Mai 1902). 

c) Dagegen bilden die Zuführungen zu den der freien Berfügung 
der Geſellſchaft unterliegenden Fonds, worüber jederzeit durch Be— 
ſchluß der Generalverfammlung anderweitig verfügt werden kann, feine ab- 
zugsfähigen Betriebstoften (E. in St. 6 441 ff.). 

d) „Bei Beurteilung der Abzugsfähigfeit der von einer Erwerbgejellichaft 
an Penſion- oder Unterftübungfonds für Beamte und Arbeiter überwiejenen 
Beträge dürfen ethifche, wirtichaftlihe und ſoziale Rüdjichten, durch welche 
fich die Sefellichaft zu den Zuwendungen beftimmen ließ, nicht inBetradht tommen 
(E. in St. 9 418). Hiermit it die frühere abweichende Auffaſſung (E. 
in St. 3 420) verlaſſen wocden. 


13. a) Wenn den Aktionären oder Gejellichaftern einer Zuderfabrit 
vertragmäßig ber Anſpruch auf Zahlung eines ziffermähig be- 
ftimmten, von den Betriebsergebnijfen unabhängigen SKaufpreifes für 
die von ihnen gebauten und an die Fabrik gelieferten Rüben zufteht, jo gehören 
die gezahlten Preife im vollen Betrage zu den Betriebskoften der Gejellichaft 
und müjjen von den Steuerbehörden als ſolche anerlannt werden, falls dieſe 
nicht etwa nachweijen, daf die Vereinbacungen nur zum Scheine getroffen 
und in Wirflichleit wegen der Nübenvreife andere Bedinaungen vereinbart jind 
(E. in St. 4 262 ff.). 

Das gleiche gilt Hinfichtlih der von einer YZuderfabrif ihren Aktionären 
oder Gejellichaftern für die über ihre ftatutenmäßige Verpflichtung hinaus ge- 
bauten und gelieferten Rüben gezahlten fog. Überrübengelder, ſoweit 
dieje jich als eine vertragmähige Leiftung, als ein bedungenes Entgelt für ge— 
lieferte Rüben, darftellen (U. VI. G. 1089 vom 9. Yan. 1896). 

b) Dagegen fünnen die von einer Gejellichaft ihren Mitgliedern für) die 
Nübenlieferungen zugewendeten Vermögensvorteile injomweit als abzugsfähige 
Betriebäloften nicht gelten, als fie ben Kaufwert der Rüben überfteigen und nad 
der hieraus Har erhellenden Abjicht tatfächlih des Charalters eines ent- 
iprebenden Aquivalentes für die gelieferten Rüben ermangeln 
(vgl. E. in St. 4 263). Wenn es fich insbefondere um einen „bei günftigen Er- 

ebnijjen verjprochenen, alfo von den Betriebsergebnijien ab- 
Ba ngigen Anfpruch auf Borwegnahme eines Teiles des Geſchäftsgewinnes 
handelt, jo würde hierin eine — Beteiligung an dem Gewinne, alſo 
eine verſteckte Dividende jedenfalls inſoweit gefunden werden müſſen, 
als der Gewinnanteil einſchließlich der ſchon im Laufe des Geſchäftjahres ge— 
leiſteten Zahlungen auf die gelieferten Rüben den ſog. Marktpreis der Rüben 
(vgl. das folgende U. vom 21. Febr. 1895) überſtiege“ (U. VI. G. 1089 vom 9. Jan. 
1896). 

„Will man bei Rüben überhaupt von einem MarttpreijeoderMartt- 
werte reden, jo fann darunter, wie das DVG. in dem U. vom 24. Febr. 1894 
(E. in St. 2 234 ff., befonders 241) ausgeführt hat, nur derjenige Preis verftanden 
werden, den die einzelne Fabrik nad) der Art ihres Betriebes und dem Umfange 
F Bedarfes innerhalb des geographiſchen Bezirkes, aus dem ihr noch mit 

orteil für die Lieferanten Rüben zugeführt werden können, auszugeben hätte, 
wenn fie zu der geſchäftsmäßigen Lieferung- oder Einkaufzeit ihr Rohmaterial 
von Nichtaktionären erwürbe. Es bedarf daher zum Zwecke der Feſtſtellung, 
inwieweit die von einer Gejelliehaft für die Rübenlieferung ihren Gejellichaftern 
en Vorteile ſich noch als wirflihe Gegenleiftung und 
eshalb als abzugsfähige Betrieb3ausgabe barftellen, ftets 
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einer eingehenden Prüfung der fonfreten Sachlage, insbzfondere der Bedin- 
gungen, unter denen die Gejellihafter nad Mafigabe der mit der Gejellichaft ge- 
troffenen Beceinbarungen die Rüben zu bauen und abzuliefern haben, ſowie 
andererjeit3 der Modalitäten der ihnen bafür von der Sejellichaft zu leiſtenden 
Entihädigung. In allen diefen Beziehungen fteht der Gefellichafter, wie dem 
DOBG. aus den zu feiner Entiheidung gelangten gleichartigen Fällen befannt ift, 
vielfach erheblich ungünftiger, wie der fremde Bertäufer“ (U. vom 21. Febr. 1895 
— €. in St. 4281). 

ce) Wenn die Anſprüche der zur Rübenlieferung verpflichteten Mitglieder einer 
Geſellſchaft (mit beichräntter Haftung) von der finanziellen Lage des Unter- 
nehmens derartig abhängig gemacht find, daß ihnen bei ungünftignem Geſchäfts— 
ergebnijje ein Entgelt überhaupt nicht gewährt zu werden braucht, jo bildet 

das Rübenlieferungverhältnis lediglich einen Beitandteil der aus der Beteiligung 
an der Gejellichaft entipringenden Rechte und Pflichten, womit die hieraus 
erwachjenen Anſprüche ihre Eigenichaft als Betriebstoiten verlieren. Dieje Eigen- 
ihaft ift vielmehr nur anzuerfennen, ſoweit den Gejellichaftern ein Magbarer 
Anſpruch auf Zahlung eines beftimmten Preiies für die gelieferten Rüben 
zuftehbt. Sofern nad den Vorichriften des bürgerlihen Rechtes die Gültigkeit 
eines Kauf- oder Lieferungvertrages nicht von einer zahblenmähigen 
Vereinbarung, jondern nur von der Beftimmbarleit des Kaufpreiſes 
abhängt, würde ein Hagbarer Anspruch 3. B. beftehen, wenn die an ſich beitimmbare 
Vergütung nah dem durch die Bolarifation zu ermittelnden Zudergehalte der 
Rüben bemejien oder der Preis der Nüben alljährlih durch den Auflichtrat der 
Sejellichaft mit bejchräntter Haftung bejtimmt werden ſoll (E. in St. 8 413). 

Ad) Wenn fremden NRübenlieferanten (Nichtaktionären) auf Grund be- 
londerec laufender Rübenbauverträge ein flagbarer Aniprud auf Zahlung 
eines nah den Betriebdergebnijjen eines beftimmtenGe- 
ihäftjahres zu bemzjienden Betrages außer einer jeiten Bergütung und 
Nebenvergütung (Transport- und Winterdedenentihädigung) zufteht, jo hat 
auch der eritere Betrag die rechtliche Eigenichaft eines Teiles des Kaufpreiſes und 
gehört ebenjo wie die jonftigen Vergütungen und Nebenvergütungen zu den 
abzugsfähigen Betriebsloften. Das gleiche gilt hinfichtlih der Altionäre, 
und zivar jomwohl für die von ihnen ftatutenmähig zu liefernden „Altienrüben“, als 
auch für die von ihnen auf Grund beiondererer Verträge zu liefernden „Ver— 
tragrüben“, jofern die ftatuten- oder vertragmäßigen Beitimmungen über die 
Rübenbaupflicht oder die Rübenlieferung mit den Bedingungen der von der Ge— 
jellihaft mit fremden Lieferanten geichlofienen NRübenbauverträge voll 
tändig übereinftimmen (E. in St. 6 404 ff.). 

Dagegen ftellt ih ein nahträglid, nah Schluß des Geichäftjahres, 
an die Aktionäre für die Lieferung von Aberrüben gezahlter Betrag als 
ein unter die Aktionäre vecteilter Teil des Reingemwinnes der Gejellicaft 
und nihtalsvertragmäßige Gegenleistung der lehteren für die 
Rüben dar, wenn den Altionären nad Empfang der ftatuten- oder vertragmäßigen 
Bergütung feinerlei von den Beſchlüſſen der Geſellſchaft unab- 
hängiger Aniprud mehr zufteht (E. in St. 6 410 ff.). 

e) „Die Anrechnung des Wertes der von einer eingetragenen Genoſſenſchaft an 
ihre Mitglieder abgegebenen Schlempe könnte in analoger Anwendung ber 
für gejellihaftlihe Zuderfabrifen geltenden Grundjäge nur joweit ftattfinden, 
als die von den Steuerpflitigen für die Kartoffellieferungen ihren Mitgliedern 
zugewendbeten Vermögensvorteile, einjchließlih der Schlempeabgaben, den 
Kaufwert der Kartoffeln zweifellos überftiegen und daher nad) der hieraus far 
erhellenden Abjicht beider Teile des Charalters einer entiprechenden Gegen- 
leiftung für die gelieferten Kartoffeln ermangelten (E. in St. 4 263 u. 281). Be— 
hufs Feftitellung einer jolhen, den Kaufwert überfteigenden Borteilszumendung 
hätte es einer eingehenden Brüfung der fontreten Sachlage bedurft, die Prüfung 
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hätte jich insbefondere erſtrecken müſſen auf die Bedingungen, unter denen die 
Geſellſchafter nad den mit der Gejellichaft getroffenen Bereinbarungen bie 
Kartoffeln zu liefern hatten, jowie auf die Preije, welche die Steuerpflichtige 
nach der Art ihres Betriebes und dem Umfange ihres Bedarfes innerhalb des Be- 
zirtes, aus dem ihr die Kartoffeln auge führt worden find, auszugeben gehabt hätte“ 
(u. VI. G. 378 vom 17. April 1902). 

14. Nach $ 22 des GE. jollte nur der Abzug der regelmäßigen Ab- 
ſchreibungen für Abnutzungder Betriebseinrichtungenund 
Gebäude geſtattet ſein. In der Kommiſſion des AH. wurde jedoch dieſe Faſſung 
aus folgenden Gründen angefochten (KB. ©. 18 f.): 

„Bei Feititellung des Ertrages eines Gewerbebetriebes jeien noch andere 
Wertminderungen als diejenigen, welche der Abnubung von Gebäuden und 
Betriebseinrihtungen entipräden, in Betracht zu ziehen. Die 
Vermögensgegenftände eines gewerblichen Unternehmens wären der mannig- 
faltigiten Art. Sie umfahten insbejondere auch „Waren und ausftehende Forde- 
rungen“, und es führe zu offenbaren Unbilligfeiten, wenn nicht auch die Ent- 
mwertung derjelben in Abzug gebracht werden fünne. Der Kaufmann fei jogar nach 
dem HGB. verpflichtet, die Waren in die faufmännilche Jahresertrags- 
berechnung (Bilanz) unter dem Einkaufpreije einzuftellen, alfo auf diejelben 
abzujchreiben, wenn der Marktpreis unter den Einfaufpreis gejunfen fei. Die 
ausftehenden Forderungen eines Gewerbetreibenden jeien zum Teil unsicher und 
zweifelhaft, jo daß bei Ermittelung des Gejamtwertes derjelben eine Abjchreibung 
erforderlich werde. Um die Unzulänglichkeit der Faſſung der Regierungvorlage zu 
erkennen, brauche man jich nur an die Gewerbebetriebe zu erinnern, welche durch 
Kaufvectrag erworbene Batente benugen und in ſolchen Patenten einen Wert- 
gegenſtand bejigen, welcher mit dem geſetzlichen Erlöichen der Batente innerhalb 
eines beftimmten Zeitraumes zu Grunde geht; gerechterweije könne die Tilgung 
des Ermwerbpreijes im Wege der Abſchreibung nicht ausgeſchloſſen werden. 

Daß ſodann die Regierungvorlage durch die Beſtimmung, welche allein die 
„regelmäßigen“ Abſchreibungen berüdjichtigt, eine richtige Grenze ger 
zogen habe, jei ebenjowenig anzuerkennen. Es gingen weder in demſelben Ge— 
werbebetriebe regelmäßige, d. h. auf derjelben Höhe bleibende Wertminderungen 
der Gegenitände, auf welche abzuichreiben, von Sache zu Sache vor jich, noch ließe 
jih eine feite Regel bezüglich der Höhe jahgemäßer Abichreibungen für gleich— 
artige Betriebe aufitellen. Vielmehr komme es dabei auf die bejonderen und tat- 
fählihen Verhältniſſe des einzelnen zur Steuer heranzuziehenden Gewerbebe— 
triebes an. Bon mehreren Seiten wurde noch darauf hingewieſen, daß bei 
manchen Betrieben, 3. B. denjenigen der Glas- und Eifeninduftrie, oft die Not- 
wendigfeit hervortrete, mit mehr oder weniger erheblichen Koften angeichaffte 
oder hergeitellte Ofen und Meſchinen, ja jelbft ganze Fabrifanlagen durch andere 
au erjeben oder gänzlich aufzugeben. Die hierdurch eintretenden Wertver- 
minderungen und Wertvernidhtungen müßten ebenfalls bei Er- 
mittelung bes Betriebsertrages in Abzug fommen, da die geſchwundenen Werte 
dem Ertrage verloren gingen, was in der Bilanzaufftellung nad Borichrift des 
HGB. zum Ausdrude zu bringen jei. Bei Bemejjung des Minderwertes müſſe 
jelbitveritändlich nicht der Anichaffung- und Heritellungpreis, jondern der der- 
malige Buchwert des Anlagefapitales zum Anhalte dienen, ebenjo zweifellos 
wären die Mehrkoften der Neuanlage oder erneuerten Anlage dem Anlagefapitale 
wieder zuzuſchreiben. 

Die Regierungvertreter erfannten an, daf die Geſchäftsbilanzen für Die 
gejeplih in Frage fommenden Abjchreibungen die größte Bedeutung haben, bie 

ausichliehlihe Rihtichnur könnten fie indeifen nicht abgeben. Den Umfang ber 
zuläfligen Abichreibungen bearifflich feitzulegen, jei unmöglich, man könne aber 
ficher fein, daf; die Praris im Einzelfalle das richtige treffen werde, da das Ber- 
anlagunggeſchäft Sachverſtändigen anvertraut werden würde. Die angegriffene 
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Einengung der Abichreibungen auf die regelmäßigen fei mit Vorbedacht in das 
Gejek aufgenommen. Neben den bei der Ertragsermittelung zuläffigen regel- 
mäßigen Abichreibungen gäbe es auch unregelmäßige, 4. B. wenn bei günftiger 
Seihhäftälage und reichlicher Dividende außergewöhnlich hohe, der wahren Wert- 
minderung nicht entipredhende Abjchreibungen beichlojjen würden, dadurch könne 
ein wertvoller Gegenftand bis auf eine Mark in den Büchern gebracht werben. 
Derartige Abjchreibungen würden bei Ertragsermittelung nicht berüdfichtigt 
werden fönnen. 

Auch jei nicht zuzugeben, daß durch die Abjchreibungen die Koften einer 
ganzen Fabrilanlage, deren Erneuerung oder durchgreifende Umgeftaltung aus 
technijhen oder jonftigen Gründen dem Gewerbetreibenden wünſchenswert 
eriheine, aus dem Ertrage beitritten würden und fo vielleicht die Beſteuerung 
vereitelt werde.“ 

Aus den Kommilfionverhandfungen it die Faſſung der beiden erſten Säbe bes 

22 hervorgegangen. 

15. Man twird nicht jehlgehen in der Annahme, daß die in den Kommiſſion— 
verhandlungen (vgl. oben Anm. 14) zu Tage getretenen grundfäglihen Meinung- 
verjehiedenheiten ihren Grund haben teils in unrichtigen Borftellungen über das 
Weſen des gewerblichen Ertrages, teils in dem berechtigten Bejtreben, 
den tatjächlih beitehenden Mikbräuchen im Bereiche der Abſchreibungen auf 
fteuerlihem Gebiete zu begegnen. Ginerjeit5 beruhte der $ 22 des GE. auf 
der unhaltbaren Annahme, daf; die gewerblichen Abſchreihungen auf das Maß 
der „regelmäßigen jährlichen Abſetzungen“ im Sinne des 59156EG. zu beſchränken 
ſeien, einer Annahme, die ſchon im Bereiche des EB. hinſichtlich des gewerblichen 
Eintommens durch die veränderte Faſſung des $ 14 EG. im Gegeniate zu ber 
Faſſung des GE. eine ſtarke Einſchränkung erfahren hat (vgl. hierüber Fuifting I. 
Anm. 13 zu $ 14). Anbdererjeits ift nicht zu verfennen, daß in weiten Kreiſen der 
Gewerbetreibenden gerade auf dem Gebiete der Abichreibungen vielfache Un- 
HMarheiten jowie unrichtige Boritellungen und Gepflogenheiten bejtehen, die in 
fteuerlicher Beziehung nicht zu duldende Mißbräuche im Gefolge haben. 

Zum richtigen Berftändniije der Beſtimmungen des $ 22 über Abichreibungen 
bedarf es der icharfen Auseinanderhaltung der handelörechtlihen und der hiermit 
übereinftimmenbden (vgl. unten Anm. 16) wirtihaftlihen Bearifie aewerb- 
liherNAbihreibungen und Rejervefonds (vgl. hierüber Fuiſting 
I. Anm. 12, 13 zu $ 16). 

A. Reſervefonds find die nicht zur unmittelbaren Ber- 
wendung für gegenwärtige Betriebszwede beitimmten, jondern für gemijie 
zulünftige Zwede zurüdbehaltenen Teile des Betriebsfapitales. 
Ob die Mittel aus dem urjprünglichen Betriebstapitale entnommen, oder aus 
den Yahreserträgen angejammelt oder in irgend einer anderen Weile beichafit 
jmd, macht begrifflich feinen Unterſchied. 

Ausdrüdliche handelsrechtlihe Vorichriiten über Nejervefonds beitehen nur 
für die Altien- und Altien-Kommanditgejellichaften ($$ 261 Nr. 5, 262, 320 
Abt. 3, 329 Abi. 2 HGB.). Bejondere Beftimmungen gelten für eingetragene 
Genoſſenſchaften ($ 7 Nr. 4 SG.) und Gejellihaften mit beichräntter Haftung 
($ 43 Wr. 4 ©. betr. &. m. b. 9H.). Wenn aud der hiernad) für alle dieje Se 
jellihaften beftehende Zwang zur bejonderen PDaritellung der Rejervefonds 
in den Bilanzen ſich auf andere Kaufleute nicht eritredt, jo müjlen doch auch 
dieſe jhon nach den allgememen Bilanzvorichriften ($ 40 HGB.) ihre vorhandenen 
Rejervefonds in irgend einer Form bilanzmäßig berüdjichtigen. 

Hierbei handelt es jih ftets um RKapitalanfammlungen, um 
wirflibvorhandene Fonds. Daß die zur Bildung oder Vermehrung 
olcher Rejervefonds aus den Jahreserträgen entnommenen Geldmittel 
Rüdlagen) Teile des ten. epflichtigen Ertrages bleiben, fann nicht zweifel— 
baft fein (vgl. oben Anm. 7 B). 
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B. Solche Rüdlagen oder Kapitalanjammlungen haben mit den Abjchrei- 
bungen nicht3 gemein. Diele haben den Zwed, unter Berückſichtigung der tat- 
ſächlich eingetretenen BWertminderungen den wirtlihdenzeitigen Wert 
der Bermögenftüde nah Mahgabe der handelsrechtlichen Vorſchriften 
($$ 40, 261, 320 Abi. 3 * .) bilanzmäßig zum Ausdrucke zu bringen. Dies lann 
in doppelter Form geihehen; einmal durch unmittelbare Einftellung 
de3 wirklichen zeitigen Wertes in die Bilanz (Abjchreibung im eigentlihen Sinne), 
weiter aber auch durch Anjegung des urfprünglidhen Wertes unter 
bilanzmäßjiger Gegenüberftellung eines bejonderen, die Wertverminderung 
daritellenden Kontos. Beides iſt hHandelsrechtlich geitattet und führt zu demjelben 
materiellen Ergebnilje. Bei Anwendung der zweiten Methode heißt das Die 
Wertverminderung darftellende bejondere Konto, wenn es ſich um Betriebs- 
anlagen handelt, Erneuerungsfonds (vgl. $ 261 Nr. 3 HGB.), wenn 
die Bewertung von Rechten, insbejondere von Forderungen, in Frage fteht, 
Deltrederefond3. Beide jogenannten Fonds enthalten, jofern 
fie nur dem Zwecke der richtigen Bewertung der Vermögenjtüde dienen, über- 
haupt feine Kapitalanjammlung und bilden deshalb Leine 
Nejervefondg; fie werden, um ihre richtige Bedeutung herportreten zu 
lafien, nad) dem Vorgange von Simon (Bil. ©. 130, 137 f., Eink. ©. 107 f.) 
zutreffend als Bewertungsftonten bezeichnet. 

C. Während hiernad die Unterfcheidung von Abichreibungen und Reſerve— 
fonds begrifflich feinem Zweifel unterliegt, entitehen Unklarheiten und Schwierig- 
feiten dadurch, daß gewiſſe Teile des Anlage- und Betriebstapitales, welche bei 
richtiger Bewertung de3 gewerblichen Vermögens den Ertrag vermehren würden, 
ohne äußerlich als Rejervefonds in die Eriheinung zu treten, in der Form von 
Abichreibungen verheimliht und zur Fünftigen freien Verfügung bereitge- 
halten werden. Dies fann in den mannigfaltigiten Formen geſchehen, die jämtlich 
darauf abzielen, buch- und bilanzmäßig nicht den wirklichen, jondern einen 
‚geringeren Wert von Gegenſtänden des Anlage- und Betriebstapitales darzu- 
ftellen (unzuläflige, übermäßige, doppelte Abjchreibungen ujw.). Hierdurch ent- 
ftehen die ſog. verjhleierten oder ftillen Nejerven, die Sich 
zweifellos als Teile der jteuerpflihtigen Erträge daritellen. Denn der wirkliche 
Jahresertrag kann durch die materiell unrichtigen Bewertungen in der Bilanz 
nicht beeinträdhtigt werden, ilt vielmehr um die Differenz zwiſchen den bilanz- 
mäßigen und den wirklihen Werten höher als der bilanzmähige Ertrag und 
dieje Differenz fteht als ein, bei richtiger Bewertung wirklich vorhandener über- 
Ihüfliger Betrag zur freien Verfügung des Betriebsinhabers. 

D. Die bei Anwendung der allgemeinen Borichriften im 59 15 EG. über 
die „Abjeßungen“ hervorgetretene Auffafiung, als ob alle Abjchreibungen 
Rüdlagen (Kapitalanfamınlungen) für künftige Erjabbeihaffungen feien 
(B. vom 3. Febr. 1892 — Mitt. 9.25 Nr. 4), hatte bei der Einfommenbefteuerung 
vielfache Mißverſtändniſſe hervorgerufen, von denen auch die frühere Recht— 
ſprechung in Gewerbeſteuerſachen nicht ganz frei geblieben war (vgl. z. B. E. 
in St. 4 338 f.). Dieſe Auffaſſung, welche die auf gewerblichem Gebiete rechtlich 
und wirtſchaftlich notwendige Unterſcheidung zwiſchen den nur auf richtige 
Bewertung gerichteten Abſchreibungen und den auf Kapitalanſammlung ab— 
zielenden Reſervefonds außer acht läßt, iſt durch die Entſcheidung der vereinigten 
Steuerſenate vom 27. Nov. 1896 (E. in St. 5 270; vgl. Fuiſting I. Anm. 19 au 
$ 9) berichtigt worden, während in der Rechtiprechung über Gewerbeſteuerſachen 
ihon früher die richtige Auffaffung durchgedrungen war: 

a) „Die Einftellung des Deltrederefonds in eine auf faufmänniicher Buch— 
führung beruhende Bermögensbilan; hat ihren Grund in der Borichrift des 
Art. 31 (jebt $40) HGB., wonad) bei der Aufnahme des Inventars und der Bilanz 
zweifelhafte Forderungen nach ihrem wahricheinlihen Werte anzujegen, unein- 
bringlihe Forderungen aber abzuichreiben find. Die hiernach insbejondere 
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bei der Bilanzaufftellung zu berüdfichtigende Wertverminderung einer Forderung 
taın nun unmittelbar dadurch zum Ausdrude gebraht werden, daß 
auf der Altivjeite der Bilanz anjtatt des Nennbetrages der Forderung nur deren 
wahriheinliher Wert eingeftellt, aljo eine Abjhreibungimengeren 
Sinne vorgenommen wird. Die Wertverminderung kann in der Bilanz 
aber auch durch Gegenüberjtellung des vollen Nennbetrages auf 
der Aktivjeite und eines wahrjcheinlihen Verluftes unter den Paſſivis zum Aus- 
drude gelangen. Dies gejhieht durd die Bildung des Deltrederefontos. Die 
Eintragung eines Betrages in diejes Konto — vielfach ebenjo wie eine joldhe 
in das Emenerungsfonto bei förperlihen Sadhen ala Abjhreibung im 
weiteren Sinne bezeihnet — erjheint danach unter der Vorausſetzung 
eines den tatjächlihen Verhältniſſen entiprechenden Ausgleiches der ftattgehabten 
Bertverminderung nur ala eine Buhungsform, welde inhaltlid den— 
jelben Zwed verfolgt und das gleiche te wie die Abjchreibung im engeren 
Sinne. Hier wie dort handelt e3 ſich an fih nicht um die Bildung von Re— 
fervefond3d Es Tann aber unter jeder diefer Buchungsformen eine 
ftenerpflihtige Kapitalanjammlung verborgen fein, nämlid 
infoweit, als die Abichreibung bezw. die Überweifung an das Deltrederefonto 
die durch die Wertverminderung der Forderung bedingte Höhe überjchreitet. 
Inwieweit dieje Ausnahme im einzelnen Falle vocliegt, kann nur unter Würdigung 
der fonfreten Sadjlage beurteilt werden. Jedenfalls reicht für die Annahme 
eines verftedten Reſervefonds nidht allein der Umftand aus, daß 
noch außer der Ülberweijung eines Betrages an das Dellrederetonto die Effektiv— 
verlufte an Forderungen in dem betreffenden Geſchäftjahre von dem Gejamt- 
betrage der Forderungen in der Bilanz zur Abjchreibung gelangt find“ (U. VI. 
G. 682 vom 21. Febr. 1895; vgl. auch E. in St. 5 423 f.). 

Eine Kreditanftalt Hatte mit NRüdjicht auf die Höhe der im Kontoforrent 
ausftehenden Forderungen die Bildung einer „Kontoforrentrejferpe 
für erforderlich erachtet, um „Für die zukünftigen Ausfälle im Sontoforrent- 
verfehre eine Dedung durch Bildung jenes Paſſivpoſtens bereitzuhalten. Es 
hanbelte jid) hiernady alfjo um die Bewertung der möglichen Ausfälle, deren 
Berüdjihtigung bei der Aufftellung der Bilanz und der Gemwinn- und Berluft- 
rehnung ſowohl durch Abſchreibung als auch durch Bildung eines ent- 
iprehenden Bailivpoftens erfolgen konnte, wie hier geichehen it. Auch im 
legteren Falle handelte es jich nicht um die Bildung eines Refervefonds, ſondern 
um die richtige Bewertung ber Forderungen und die Erhöhung der jogenannten 
Kontolorrentrejerve würde nur dann bemängelt werden dürfen, wenn fie über 
die zu erwartenden Ausfälle an den Forderungen hinausginge“ (U. VI. G. 383 
vom 19. Februar 1903). 

„Weſentlich allein it, daf die Überweifung eines Betrages auf Del- 
trederefonto nicht diejenige Höhe überfteigt, welche erforderlich ift, um 
den Nennbetrag der ausftehenden Forderungen auf den wirfliden Wert zur 

eit der Aufitellung des Inventars und der Bilanz herabzumindern, und daß 
fie nicht im Gegenſatze hierzu lediglich zu dem Zwede erfolgt, um a8 Dedung 
eines möglidhen und befürdhteten Berluftes aus dem 
Geihäftsbetriebe im allgemeinen zu dienen, der nah Maß— 
aabe der gejeglihen Vorſchriften erit im Falle feines wirklichen Eintrittes 
und danach erjt bei der Aufitellung jpäterer Bilanzen Berüdiichtigung 
finden darf“ (E. in St. 5 424). 

b) „Bei Ermittelung des fteuerpflihtigen Ertrages jind vei allen 
übechaupt einer Wertverminderung ausgeichten Ber 
ftandteilen des Anlage- und Betriebsfapitale3 die einer angemejlenen Berüd- 
fihtigung der Wertverminderung entiprehenden Abjchreibungen, aljo bis 
fur Erreihung der durch den wirklihen Wert zur Zeit der Abjchreibung gebildeten 
Grenze zuläjlig. — Die Vornahme der Abjchreibungen kann entweder durch 
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unmittelbare bilanzmäßige Anjegung des zeitigen Wertes der be- 
treffenden Aktiva — unter Kenntliihmahung der Abjchreibungen oder ohne 
jolhe — oder dadurch erfolgen, daß der urjprünglide Wert auf der 
Attivfeite eingeitellt und ein der richtigen Bewertung der Aktiva entiprechender, 
die Wertverminderung zum Wusdrude bringender Fonds auf der 
Rajlivjeite gegenübergeftellt wird. Welchen Namen bdiejer Fonds führt (Er- 
neuerungs-, Amortijationsfonds uſw.) ift gleichgültig, er dient lediglich zur 
rtihtigen Bemwertung der Altiven, wie ber Dellrederejonds, und der 
richtige Wert ergibt jich durch die Differenz zwilhen der Summe der Altiv— 
werte abzüglich diejes Fonds. Ein Reſervefonds ijt hier, jo lange niht über - 
mäßige Abichreibungen ftattfinden, nicht vorhanden“ (U. VI. G. 161 vom 
21. Aprıl 1898). 


c) „Wenn die Attiengejellihait eine zu Hohe Abichreibung, d. i. eine 
Abichreibung vornimmt, welche nicht den wirffihen Wert der betreffenden 
VBermögensteile zur Zeit der Bilanzaufftellung, jondern einen niedrigeren Wert 
zum Ausdrude bringt, jo wird der fteuerpflichtige Ertrag hierdurch künftlich 
heruntergedrüdt; der zur freien Verfügung der Gejellihaft ftehende Ertrag 
oder Gewinn verjchtwindet zu dem entiprechenden Teile in dem Übermaße der 
Abſchreibung, verliert hiermit aber fteuerrechtlich nicht feine Eigenichaft als 
Ertrag. Mag aljo eine zu hohe Abjchreibung auch handelsredhtlihen Grund- 
jägen und den Anforderungen vorlichtiger Geſchäftsführung entſprechen, jo kann 
jie doch ſteuerlich nicht berüdfichtigt werden“ (E. in St. 5 396). 


d) „Es handelt ſich Hier um die Frage, ob und inwieweit Abjchreibungen 
auf die Beitandteile des gewerblihen Anlage kapitales — d. h. des joge- 
nannten ftehenden Kapitales im Gegenjaße zu dem umlaufenden oder Betriebs- 
fapitale — neben den aus dem Rohertrage beftrittenen Yufwendungen 
für Erſatzbeſchaffungen — zuläfiig find. Die Abjchreibungen diejer 
Art jollen nad) den handelsrechtlichen und den hiermit übereinftimmenden 
fteuerlihen ($ 22 Gew.) Grundfägen diejenigen Wertverminderungen zum 
Ausdrude bringen, welche die Beitandteile des Anlagelapitales im Laufe des 
Geſchäftjahres ($ 24 Abſ. 2) infolge von natürlichen Einflüjjen oder durch Ge- 
brauch, Beralten ujw. erlitten haben. Dagegen ift es eine unrichtige Auffajjung, 
daf erg 3 Nüdlagen für künftige Erjagbeihaffungen bilden (vgl. U. 
der vereinigten Steuerjenate vom 27. November 1896 — €. in St. 5 270 ff.. 
bejonders 279 Ff.; vgl. auh Reiſſch und Kreibig I. 267 ff.). — 


„Abzugsfähig, auch im fteuerlihen Sinne, ift ftet3 der volle Betrag der 
im letzten Gejchäftiahre eingetretenen Entwertung der Gegenftände bes An- 
lagelapitales. In welcher Weije diejer Betrag aus dem Rohertrage auszujondern 
ift, hängt vorzugmweile von dem Beſtehen einer Buchführung jomwie von ihrer 
Einrihtung ab. — Bei ordnungmäßiger handelsrechtlicher Bud- 
führung wird der Betrag der Entwertung entweder durch unmittelbare Ab- 
jeßung des Minderwertes, alſo durch eigentliche Abjchreibung, auf den einzelnen 
Sachkonten, oder bei Einftellung des vollen urjprünglihen Wertes durch Bildung 
eines dem Minderwerte entiprechenden jogenannten Erneuerungsfonds, zum 
NAusdrude gebradt. An beiden Fällen dürfen die Steuerbehörden von den buch— 
mäßigen Anfägen nicht auf Grund bloßer Mutmahungen und noch mweniger 
nad jubjeftivem Belieben, jondern nur dann abweichen, wenn fie nad den 
bejonderen Einrihtungen des einzelnen Betriebes 
auf Grund Jjahverftändiger Beurteilung feititellen können, dab 
und mit welchen Beträgen die Abjchreibungen oder die dem fogenannten Er⸗ 
neuerungsfonds zugeſchriebenen Beträge die im Laufe des letzten Jahres ein— 
getretenen wirklichen Entwertungen überſteigen. Die Aufwendungen für 
Erſatzbeſchaffungen ſind bei richtigecbuchmäßiger Dar— 
ſtellung der hierauf bezüglichen Vorgänge auf die Abſchreibungen 
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in beiden Formen ohne jeden Einfluß, da alödann der gebuchten Bar- 
ausgabe oder Schuld die entiprechende Werterhöhung auf dem durch die Erjat 
beihaffung berührten Sachlonto gegenüberjteht (vgl. Reiih und Kreibig 1. 
269, 273). — Die trage, ob und inwieweit Aufwendungen für Erſatzbeſchaffungen 
und Abjchreibungen nebeneinander zum Wbzuge verftattet werden 
fönnen, entiteht überhaupt erft, wenn bei fehlender oder mangelhafter oder 
fih auf Darjtellung der Einnahmen und Ausgaben beichräntender Buchführung 
die Ertragsermittelung durch Gegenüberftellung von Roheinnahne 
und von Ausgaben und jonitigen Abzügen erfolgen muß. Auch hier gilt der 
materielle Rechtsgrundſatz, daß der volle Betrag der im lebten Geſchäftjahre 
eingetretenen Entwertung abzugsfähig iſt. In welcher Form der Steuerpilichtia: 
die Ausjonderung diejes Betrages aus der Roheinnahme beaniprucht, ift gleich- 
gültig; nur muß er auf Erjordern die zur Begründung jeines Anſpruches ge— 
eigneten Nahmeije erbringen. Es ift alſo keineswegs unftatthaft, neben- 
einander Aufwendungen für Erjagbeihaffung und Abſchreibungen zu be- 
anjpruchen, jojern nur der Betrag der im Vorjahre eingetretenen Entwertung 
hierdurch im — nicht überſchritten wird. Hiermit ſtimmen die Vorſchriften 
im Art. 16 II 1, III A. überein“ (U. VI. G. 103 vom 9. Mai 1901). 

e) Die „Amortijation“ der Anlagelontos bringt die wirtichaftliche 
Tatjache zum Ausdrude, daß das Unternehmen die durch den Betrieb verurſachten 
allmählihen Entwertungen der Betriebägegenftände in 
feinem Ertrage erjegen muß, bevor ein Reinertrag der Unternehmung entftehen 
fann (Reiſch und Kreibig I. 268). Deshalb müjjen dieje Abihrribungen 
auch nah $ 22 GewG. bei der Ausmittelung des gewerbeiteuerpflichtigen Er- 
trages neben den Betriebsloften in Abzug gebradht werden. Wil ſolche Ab— 
ihreibungen bei rihtigem Berfahren die eingetretenen ®ertverminde- 
rungen zahlenmäßig ausdrüden, jo ift es eine irrige PVorftellung, daß die 
abgeichriebenen Beträge irgendweldhe Verwendung finden könnten; denn Die 
abgejchriebenen Werte find eben niht mehr vorhanden (vgl. aud 
Reiich und Kreibig I. 269). Führt der Steuerpflichtige über die „Verwendung 
der Abjichreibungen ein bejonderes Konto, jo kann es ihm lediglich als Anhalt 
für jeine Entſchließungen über die Berwendung der Betriebsmittel dienen; 
für die Ertragsrechnung it es ohne Einfluß. — Im Gegenjaße zu diejen Ab— 
ihreibungen iind Schuldentilgungen Berfügungen über wirklich 
vorhandene Werte. Ausgaben zur Schuldentilgung find nur dann dem 
Ertrage hinzuzurechnen, wenn fie den bilanzmäßigen NReingewinn beeinflußt 
haben (Reijch und Kreibig I. 298), oder wenn hierzu Teile des Neingemwinnes 
verwendet worden jind. Bei rihtiger Buchführung können aber Schulden- 
tilgungen die Reingewinnrehnung gar nicht beeinflujien. Denn der durd die 
Ausgabe für Schuldentilgung eingetretenen Minderung der Aftivpoft „Kalla- 
fonto“ fteht eine Verminderung der Paſſivpoſt Kreditoren“ gegenüber GRieiſch 
und Kreibig I. 298)“ (U. VI. G. 32 vom 7. Mai 1903). 

16. „Im $ 22 wird die Zuläfligkeit der Abjchreibungen niht auffauf- 
männiſſche Geihäfte im handelärehtlihen Sinne beichräntt, jondern für 
alle Gewerbebetriebe anerfannt; die Anjegung der Beitandteile des gewerblichen 
Vermögens nad) dem wirklichen Werte der Gegenwart bildet, wenn fie auch 
für Kaufleute i im Art. 31 (jest $ 40) HGB. ausdrücklich angeordnet ift, doch nicht 
etwa eine handelsrechtliche Eigentümlichkeit, jondern ein auf allgemeinen 
wirtijhaftliden Rüdiihten beruhendes Grfordernis bei Aus— 
mittelung des — Ertrages“ (U. VI. G. 470 vom 17. Ott. 1895). 

17. a) „Wenn der $ 22 „vie Abjhreibungen, weldhe einer ange- 
meſſenen Berüdjihtigung der Wertverminderung entiprehen“, zuläßt, jo fann 
für die Auslegung di 1 Borihrift nich t etwa auf den $ 14 EG. zurüdgegangen 
werden, dba bort nur die „regelmäßigen jährlihen Abjchreibungen“ zuge- 
laffen werden. Aus dem Berichte der Kommiljion des AH. (vgl. oben Anm. 14) 
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ergibt ji) mit Beftimmtheit, da die Streihung des im $ 22 der Regierung- 
vorlage enthaltenen Wortes „regelmäßig“ erfolgt und die jegige Faſſung der auf 
die Abjchreibungen bezüglihen Beftimmungen bes $ 22 gemählt ift, um die Ab- 
ihreibungen in einem erweiterten Umfange, namentlih au) andere 
als,regelmähßig e“, vorallem aber auch Abichreibungen aufBatentezu- 
aulajien; und wenn den hierauf gerichteten Beitrebungen der Kommijlionmit- 
glieder audy von dem Negierungvertretern widerjprodhen worden it, jo hat 
diejer Wideriprucd für die Auslegung der Gejetesbeftimmung feine Bedeutung 
dadurch verloren, daß eine jenen Beftrebungen der Nlommillionmitglieder ent- 
ſprechende Faſſung unter Streichung des Wortes „regelmäßig“ in den Gefehestert 
übergegangen ift“ (E. in St. 3 395 f.). 

b) „Die Auslegung, daß nach $ 22 nur ſolche Abjchreibungen zuläflig feien, 
welche einer angemejlenen Berüdjihtigung der Wertverminderung der dem 
(Hewerbebetriebe gewidmeten Gegenftände im Sinne des $23, aljo nur 
der bem Gewerbebetriebe dauernd gewidmeten Gegenftände entipredhen, 
ergibt einen zu engen Sinn des $22. Daß die im $ 22 zugelafjenen Abichrei- 
bungen ih nich t aufdie zum Anlage- und Betriebsfapitale im Sinne des $23 
achörigen Werte beichränfen jollen, ergibt ficy deutlich aus der Entjtehung des 
22... .(vgl.den KB. oben Anm. 14). Jedenfalls ergibt ji) aus der durch 
Nommiffionbeichluf er gegenwärtigen Faſſung des $ 22, wonah ohne 
beihränftenden Zuſatz „Abichreibungen, welche einer angemejjenen 
VBerüdjihtigung der Wertverminderung entiprehhen“, in Abzug zu bringen find, 
die deutliche Abjicht, die Zuläfligfeit der Abjchreibungen nicht auf die dem 
(Sewerbebetriebe bauernd gewidmeten Werte ($23) zubejihränfen, 
londern namentlih auch aufdie ausftehbendenYordberungenund auf 
die Warenpvorräte zu eritreden. Dies allein entipriht aud dem fauf- 
männifchen (handelsredhtlihen) und wirtichaftlichen Begriffe des gewerbliden 
Ertrages, von dem der fteuerlihe Begriff nur infoweit abweicht, ald der $ 22 
hierauf bezügliche, ausdrüdlihe Vorjchriften enthält. — Unter Ertrag ift unbe- 
ihadet der bejonderen Beitimmungen des $ 22 der Vermögenszuwachs 
eines Kaufmannes beim Abſchluſſe feines Geſchäftjahres im Vergleiche mit dem 
Ergebnilje des Borjahres zu veritehen. Behufs Feititellung dieſes Zuwachſes 
müſſen alle Beitandteile des gewerblihen Vermögens mit dem wirfliden 
gegenwärtigen Werte angejebt werden (Art. 31 — jebt $ 40 — HGB.d. 
(#3 bedarf alſo, joweit der letztere Wert niedriger ift als der bei der lebten Bilanz 
eingeftellte Wert, einer entiprechenden Herabjegung, und dieje wird, da bei ber 
neuen Bilanz der Gewinn oder Berlujt gegenüber dem Bermögenäbeftenbe 
beim Abſchluſſe des Borjahres zum Ausdrude gebracht werden foll, durh „A b- 
ſchreibung“ des Minderwertes bewirtt. — Ms Abichreibungen 
im Sinne des vorftchenden erſcheinen zwar zunächft nur die Abjeßungen der Wert- 
verminderungen, denen die zum Anlage fapitale gehörigen Gegenftände (nach 
der Faſſung der Geſetzesvorlage „Betriebseinrihtungen und Gebäude“) durch 
Abnutzung unterliegen. Aber auch diebeiausfttehbendenforderungen 
und bei Warenvorräten infolge wirtichaftlicher, rechtlicher ujw. Vor— 
gänge eintretenden und nad kaufmänniſchem Gebrauche gleichfalls durch Ab— 
Ichreibungen“ auszugleihenden Wertverminderungen gegenüber dem höheren 
Anihaffung, Heritellung- oder Nennwerte können bei Ermittelung des fteuer- 
pflichtigen Ertrages nicht anders behandelt werden als die oben gedachten Ab- 
ichreibungen. Denn dieje wie jene beruhen auf der Notwendigkeit der Anſetzung 
des wirklichen gegenwärtigen Wertes. In der Praris hat auch wohl niemals 
Zweifel darüber beitanden, daß die im Deltrederefonto zum Ausdrude gelan- 
genden Minderwerte der ausjtehenden Forderungen abzugsfähige Abjchreibungen 
bilden. Nicht anders aber verhält es jich mit den Warenvorräten, deren wirk— 
fiher gegenwärtiger Wert den fonft maßgebenden Wertanſatz nicht erreicht. — 
Tas OVG. hat deshalb den allgemeinen Grundfab aufgeitell, van Ab- 
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ihreibungen gejtattet find für Diejenigen zum gewerb— 
Iihen Bermögen gehörigen Aktiva, weldhe überhaupt 
einer ®ertverminderun un g.lint: bi8 zur Erreihung der 
duch den wirflihen Wert zur Beit der Abichreibung gebildeten Grenze — 
val. E. in St. 3 395" (U. VI. G. 470 vom 17. Oft. 1895). 

c) „Alle Abjchreibungen, welche den durch Abnugung und jonjtige 
Umſtände herbeigeführten Wertverminderungen entiprehen, find nicht zu 
bemängeln — vgl. €. in ©t. 3 395, 4 279, 334, 5 393“ (U. VI. G. 305 vom 
17. Jan. 1898). 

d) „Rah $ 22 find alle Wertverminderungen jeglidher Art, die im 
Laufe bes Jahres ftattgefunden haben, bei Beurteilung der Zuläfligleit der Ab- 
ichreibungen zu berüdjidhtigen, und es iſt unftatthaft, die Abjchreibungen bei 
einer etwa eingetretenen außerordentlihen Wertverminderung deshalb nicht 
in voller Höhe zuzulafien, weil die Wertverminderung durch erhöhte regelmäßige 
Abjhreibungen in fpäteren Jahren Berüdjihtigung finden könnte ‚und 
jollte“ (U. VI. G. 328 vom 8. April 1903). 

e) „Zn der Berufungentiheidung mwird der Beichwerdeführerin, welche 
Bergbau betreibt, jede ag of auf Subftanzverringerung 
verfagt. Durch den Bergbau erleidet aber mit Notwendigkeit die Subftanz bes 
Bergwerfes ftet3 eine Verminderung. Eine diefer Subftangzverminderung ent- 
iprechende Abjchreibung vom NRohertrage muß erfolgen, bevor ſich der gewerbe- 
fteuerpflihtige Ertrag ergibt ($ 22: Urt. 16). Für die Berechnung der Ab— 
jchreibung fommen lediglich die tatjählihen Berhältnifje des Betriebsjahres in 
Frage ohne jede Rüdjiht auf frühere oder spätere Bud- 
werte“ (U. VI.G. 155 vom 17. April 1902); vgl. Fuifting I. Anm. 15 zu $ 16. 

18. „Der $ 22 enthält zwei Vorſchriften über Abſchreibungen. Zunächſt 
geitattet er die Abjchreibung der im Betriebe fihb naturgemäß er- 
gebenden WVertverminderungen, die jchon deshalb zu berüd- 
jtchtigen find, weil nach Art. 31 (jet $ 40) HGB. die Vermögensobjekte in das 
Inventar und in die Bilanz mit ihrem wirklichen Werte eingeftellt werben 
müffen. Weiter läßt er aber auch die Abjchreibung der Wertverminderung zu, 
Die duch das Ausſcheiden von Gegenftänden aus dem Be- 
triebe entfteht. Dieje lettere Art ift wefentlich verjchieden von der erfteren, 
indem da3 Ausiheiden aus dem Betriebe nicht durch den regelmäßigen 
Betrieb naturgemäß bedingt zu jein braucht, fondern Durch ganz andere Gründe 
herbeigeführt jein kann, 3. B. durch den Entichluß, eine neue Betriebsweife einzu- 
rühren. Dieje Abjchreibung, die demnach auch für joldhe Gegenſtände zugelaſſen 
wird, die gar nicht erſetzt werden, enthält daher eine Abweichung von den all— 
gemeinen Grundſätzen und ſtellt ſich als eine ausnahmweiſe, aus beſonderen 
Gründen zugelaſſene Abſchreibung auf das Anlage- und Betriebskapital dar. 
„Schon daraus, daß dieſe einzige Ausnahme zugelaſſen iſt, ergibt ſich, daß im 
übrigen Abſchreibungen auf das Anlage- und Betriebskapital 
(d. h. als Geſamtheit — vgl. unten Anm. 20) nicht ſtattfinden dürfen“ (E. 
in St. 3 347). 

Der zweite Sab des $ 22 enthält nur inſoweit eine Abweichung von den 
allgemeinen Vorſchriften und Grundſätzen, als hier die Abjchreibung nad) Maß— 
gabe des Buch wertes angeordnet wird, während fonft überall die wirt- 
Tihen, nicht die buhmäßigen Werte maßgebend find (vgl. unten Anm. 21 A). 

19. A. Forderungen (im Sinne von Gegenleiftungen für bereits 
erfolgte Leiftungen — U. VI. G. 525 vom 25. Nov. 1897) gehören zum Er- 
trage. „BZmeifelhafte Forderungen jind nach ihrem wahricheinlihen Werte an- 
— uneinbringliche abzuſchreiben“ ($ 40 Abi. 3 HGPB.). 
Alle überhaupt zum gewerblien Vermögen gehörenden Forderungen find Teile 
de3 Betriebsfapitales und alle hierauf bezüglihen Wertverminderungen und 
Berlufte verringern den Ertrag und müſſen demgemäß abgeichrieben werden. 


Auifting, direkte Steuern. III. 10 


146 I. A. Gemwerbefteuergejeß. Zu $22. Anm. 19. 


Richt abzugsfähige Kapitalverlufte im Sinne bes EG. find beim gewerb- 
Iihen Betriebslapitale begrifflich ausgeſchloſſen, da nicht ein bejtimmtes Geld- 
tapital als ſolches, noch weniger ein einzelner Roften des Betriebslapitales, jonderr: 
der gejamte Gewerbebetrieb in der Bereinigung von Vermögen und Arbeit 
die Quelle der Gütererzeugung bildet. Wie jede hierdurch bewirkte Vermehrung 
de3 Betriebsfapitales Ertrag ift, jo erſcheint jede infolge des Betriebes eintretende 
Minderung als Berluft. Wenn im Art. 16 IV 2 ganz allgemein „Kapitalverlufte 
als nicht abzugsfähig bezeichnet werden, jo kann dies jedenfalls für die Beſtand— 
teile des Betriebsfapitales, insbejondere für Forderungen, nicht zutreffen: 

a) „Bei Berechnung des fteuerpflichtigen Ertrages ift der Abzug von Ge- 
ihäftsverluften nicht ausgefchloffen. Unter den nicht abzugsfähigen Kapitalver- 
fuften (Art. 16 IV) jind derartige Gejchäftsverlufte nicht einbegriffen“ (E. in St. 
3 297). 

b) „Bei einem banfmäßigen Gejhäftsbetriebe erftredt jih die Zulajiuna 
der Abichreibungen, da Abweichendes nicht beftimmt ift und allgemeine Grund - 
fäte und Erwägungen nicht entgegenstehen, auch auf die zum Betriebe gehörigen 
Eisetten und Huypothelenforderungen Daß Effelten- 
Kurspverlufte berüdjihtigt werben müſſen, ift ſchon in verſchiedenen über 
Eintommenfteuerbeihmwerden ergangenen Entiheidungen, die in gleiher Weile 
für die Berechnung des fteuerpflichtigen Ertrages zutreffen, feitgeftellt worden: 
(vgl. E. in St. 117,25). Die im Art. 16 III ganz allgemein „fürunfidere 
Forderungen“ zugelafienen Abjchreibungen umfaſſen aud Hypotheken— 
forderungen, wenngleich hier die reale Sicherung eine jchärfere Prüfung ge- 
bieten mag“ (E. in 6t.3397*). Vgl. wegen der Abjchreibungen auf Forderungen 
(Deltrederefonto) oben Anm. 15 Da, 17 b, fowie wegen der ANbichreibung vor 
Hursverluften ujw. Fuifting I. Anm. 13C zu $ 14. 

B. „Sn dem U. vom 17. Jan. 1895 (E. in St. 3 395 — oben Anm. 1733 
ift bereits ausgeſprochen, daß Abjchreibungen bei allen zum gewerblihen Ber- 
mögen gehörenden, überhaupt einer Wertverminderung fähigen Aktiven zu- 
läſſig find, daf demzufolge Kursverlufte bei Effekten berüdjichtigt werden müſſen, 
und dab auch Abſchreibungen auf atente gemacht werden dürfen. „Denn 
daß hinſichtlich dieſer,“ heißt es daſelbſt, „mit dem Ablaufe der Zeit, wofür fie 
erteilt find, eine fortihreitende Wertverminderung eintritt, inſoweit alfo die all- 
gemeine Vorausjebung des $ 22 zutrifft, kann einem Zweifel nicht unterliegen.‘ 
— Ebenjo, wie Patente, werden andere Berehtigungen, welde zu 
einem beftimmten, ſchon feittftehbenden Zeitpunftte erlöfdhen, 
für den Berechtigten in jedem Jahre immer weniger wert und aus diefem Grunde 
in ihrem Werte vermindert. Dasjelbe muß von Gegenftänden gelten, die zu 
einem bereit3 feititehenden Zeitpunkte unentgeltlich einen dritten auf Grund 
vertragmäßiger Berpflihtung übereignet werben müſſen; auch dieje werben im 
Laufe der Zeit für den Gewerbetreibenden, deſſen Betrieb fie dienen, immer 
wenigec wertvoll, big fie jchlieklih für ihn garfeinen Wert mehr befiken, 
weil er fie zu feinem Betriebe fernerhin nicht benußen darf. Wenn ein Straßen 
bahnförper von einer Aftiengejellichaft nad) 48 oder 50 Jahren einer Gemeinde 
unentgeltlich übereignet werden muß, jo vermindert ſich fein Wert für die Ge- 
jellichaft daher nicht nur durch die gewöhnliche Abnutzung, ſondern auch durch 
den Umſtand, daf die Zeit jener Benugung immer kürzer wird, bis fchließlicy 
bie Benubung überhaupt nicht mehr ftattfinden fann und der Bahnkörper für 
die Altiengejellihaft überhaupt nicht den geringiten Wert mehr hat“ (E. in 
St. 5 400). 

„Die Ermittelung des Wertes des Anlage- und Betriebsfapitales erfordert 
die richtige Bewertung der dem Betriebe dauernd gewidmeten Anlagen und 
Einrihtungen, und jener (Amortijationd-) Fonds dient nach der Erllärung der 
Geſellſchaft gerade diefem Zwecke, indem darin die infolge des jpäteren unent- 
geltlichen Überganges der Anlagen auf die Gemeinde dauernd fortjchreitende 
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Bertverminderung der Anlagen zum Ausdrucke gebracht werden 
foll. Der Wert ber Anlagen für einen beitimmten Zeitpunkt fann daher nur unter 
Berückſichtigung der vollen Höhe des Amortijationdfonds ridhtig 
dargeitellt werden“ (U. VI. G. 415 vom 23. Februar 1905). 

C. Bei Strafenbahn-Unternehmungen fann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß Abichreibungen auf den Bahnkörper jelbit, auf die Geleis- und 
Rflafteranlagen gemadt werden dürfen. Bei den Strafenbahnanlagen 
tritt durch den Gebrauch und Durch den Lauf der Zeit eine fortwährende Abnutzung 
ein, weldhe in gewiſſen Zwijchenräumen die Erneuerung ber Anlage notwendig 
macht, damit ber Betrieb in dem bisherigen Umfange weitergeführt werden fann. 
Es werden demnad die Bahnkörperanlagen alljährlih in ihrem urjprünglichen 
Werte vermindert. Eine angemeſſene, diejer BWertverminderung entipredhende Ab— 
Ichreibung auf den Bahnkörper ift mithin nach $ 22 unbedingt zulällig; es ift 
unerheblich, in welcher Weife dieſe Abichreibungen erfolgen, ob He bei Einftellung 
des zeitigen Wertes des Bahnkörpers in die Bilanz auf der Aftivjeite, ober, 
bei Einftellung des urfprünglichen Wertes des Bahnkörpers auf der Aftivjeite, 
als Abichreibungen auf der Paſſivſeite gemacht, oder ob fie in einem bejonderen 
Erneuerungsfonds angejammelt werden“ (E. in St. 4 338). 

„Die Beitimmungen im $ 11 I 3 a—d der Ausf. Anm. der Minifter der 
öffentlihen Arbeiten und bes Innern vom 13. Auguft 1898 zu dem Gejebe über 
Kleinbahnen ujw. vom 28. Yuli 1892 (Eifenbahn-Berordnungsblatt von 1898 
©. 225) bezüglich der Bemeſſung der jährliben Rüdlage in den von den Unter- 
nehmern nebenbahnähnliher Kleinbahnen zu bildenden Erneuerungsfonds jind 
für die Beurteilung der fteuerlihen Zuläfligleit der Höhe von Abichreibungen auf 
die Betriebsanlagen uſw. nicht maßgebend“ (E. in St. 11 423). 

20. A. „Abjchreibungen im Sinne des $ 22 find nur gejtattet für die der 
Wertverminderung unterworfenen einzelnen Beltandteile des Anlage- 
und Betriebsfapitales, nit aber außerdem noch für die Gejamtheit des 
letzteren. Durch die Abjchreibungen der eriteren Art wird die Möglichkeit eröffnet, 
den wirflihen Wert der einzelnen Beftanbteile zur Zeit der Bilanz- 
aufitellung gemäß Art. 31 (jet $ 40) HGB. in Anſatz zu bringen. Wollte man da- 
neben noch Abichreibungen auf die Gejamtheit geitatten, jo würden 
dBoppelteAbjhreibungen ftattfinden, und es würde nicht der wirkliche 
Wert, jondern, entgegen dem Art. 31, ein geringerer Wert der Bermögenftüde 
in Anja gebradht werben. Dies mag bei Unternehmungen, welche mit einem 
beitimmten Zeitpunfte ohne beiondere Entihädigung in das Eigentum eines 
anderen übergehen und jomit für den zeitigen Inhaber ihren Wert gänzlich ver- 
heren, nah faufmännifchen Rüdjichten gerehtiertigt fein; fteuerlich iſt 
e3 nicht geitattet. Vielmehr gelten nach $ 22 Abichreibungen auf die Gejamt- 
heit des Anlage- und Betriebsfapitales als Rüdlagen, die vom Ertrage 
nicht abgezogen werben dürfen. Im Urt. 16 III, IV Nr. 3 werden deshalb Aus- 
gaben für Tilgung des Anlagelapitales mit Recht als nicht abzugsfähig bezeichnet“ 
(u. VI. G. 1163 vom 21. Februar 1895). 

Insbeſondere ftellen Abjchreibungen bei dem auf der Paſſivſeite der 
Bilanz ftehenden Anlage- und Betriebstapitale für Aftiengejellihaften 
eine dem fteuerpflichtigen Ertrage hinzuzurechnende Anlammlung von Ver— 
mögen bar (E. in St. 3 345). 

B. a) „Nach $ 22 kommen von dem Ertrage die Abichreibungen, welche einer 
angemefjenen Berüdfihtigung der Wertverminderung entiprechen, zunädjit in 
Abzug. Hierunter können nur jolhe Abſchteibungen veritanden werden, welche 
dem wirklichen Werte der betreffenden Gegenftände entiprecdhen, jo daß 

nach erfolgter Abichreibung der angejegte Wert den wirtlidhen Wert der 
einzelnen Gegenftände daritellt. Derartige Abjchreibungen jind aber die als 
außerordentlich bezeichneten Abſchreibungen unftreitig nicht. Sie find 
10* 
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vielmehr zu dem Zwecke erfolgt, um den beftehenden ungünftigen Konjunkturen 
Rechnung zu tragen und bei etwaiger Einftellung des Fabrifbetriebes, beziehent- 
lich beim Ausscheiden einzelner Gegenftände aus dem Betriebe, geringe Buchwerte 
zu bejigen. Solde außerordentli ch e Abſchreibungen ſind nach Maß— 
gabe des $22 jedoch nur beim Ausſcheiden der Seiscfenben Gegenftände 
aus dem Betriebe zuläffig, während ſie jonft ala Rüdlagen zur Bildung eines 
Refervefonds dem fteuerpflichtigen Ertrage hinzugerechnet werden müljen (Art. 
16 III und IV 5)“ (U. VI. G. 1076 vom 7. März; 1895 —: vgl. Simon 
Bil. ©. 389 ff.). 

b) „War der bilanzmäßige Reingemwinn (einer Attiengejellichaft), insbeſondere 
unter zutreffender Bewertung der Forderungen, richtig dargeitellt, jo mar Bier- 
mit jede weitere Kürzung des dargeitellten Reingerwinnes durch Abjchreibungen 
ausgeſchloſſen. Wenn ſich nad der Geichäftslage der jpäteren Zeit (nad 
dem Schlujje des Geſchäftjahres) die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit heraus- 
ftellte, einen Teil der fonft zur Verteilung verfügbaren Mittel zurüdzubehalten, 
jo I dies auf das bilanzmäßig richtig dargeitellte Gemwinnergebnis feinen 
Einfluß. Die Zurüdbehaltung geihah vielmehr aus Rüdjichten für die Zufunft 
und fennzeichnet fich deshalb als Bildung eines NRejfervefonds“ (U. VI. 
G. 255 vom 1. Dezember 1904). 

c) „Die Bildung eines Dilpofitionsfonds aus dem Jahresgemwinne einer Altien- 
gejellichaft ftellt regelmäßig einen eigentlichen Rejervefonds dar, jelbit wenn nur 
die vorübergehende Zurüdhaltung von Reingemwinn behufs ſpaterer Verwendun 
bezweckt wird. Sie erfolgt mit Rüdjiht auf vorausſichtlich ſpäter an die Geſe 
ichaft herantretende Bedürfniffe. Durch die Bildung eines ſolchen Diipofitions- 
fonds oder freiwilligen NRejervefonds wird daher der Jahresgewinn nicht ver- 
mindert, jondern nur in der Höhe des Fonds von der Verteilung ausgeſchloſſen 
und zu anderen Zweden zurüdbehalten. — Der Erneuerungsfonds darf nicht erft 
ausdem&emwinne gebildet, jondern muß vor der Gewinnberechnung in 
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GB.). Wenn jedoch die Wertverminderung von VBermögensteilen in der Bilanz 
bereits durch Abjchreibungen zum Ausdrude gebracht ift, jo dient ein außerdem 
noch gebildeter Erneuerungsfonds nicht mehr zur richtigen Bewertung bes Ver⸗ 
mögens, ſondern er ſtellt eine Rücklage aus dem Gewinne zum Zwecke künftiger 
Verwendung dar. Er iſt aljo dann nichts anderes, als ein Diſpoſitions— 
fonds mit beftimmter Ziwedangabe, durch den die Gewinnberechnung in feiner 
Weije beeinflußt wird“ (U. VI. G. 103 vom 23. März 1905). 

C. „Abjichreibungen, welche über eine angemeilene Berüdjichtigung der Wert- 
verminderung hinausgehen, jind fteuerpflichtige Nüdlagen“ (E. in St. 4 335, 
339; vgl. aber oben Anm. 15C, D). 

D. „Hinfichtlich der zum gewerblichen Vermögen, und zwar zum Anlage» 
fapitale gehörigen unbebauten Grundftüde find Abjchreibungen infolge 
Abnutzung ausgeichlojien, weil der Fundus einer Abnugung überhaupt 
nicht unterliegt. Wenn dagegen, wie beim Jmmobilienhandel, die 
Grundſtücke den Gegenitand des Handels, die Ware, bilden, jo find Abjchreibungen 
zu dem Zwede, die infolge bejondberer Umftände eingetretene 
Wertverminderung zum Ausdrucke zu bringen, wenigitens nicht grundjäßlich 
ausgeſchloſſen. Tatſächlich werden fie nur in jeltenen Ausnahmefällen 
gerechtfertigt jein, weil bei richtiger Gejchäftsleitung, teils infolge allgemeiner 
wirtichaftlicher Vorgänge, teil auf Grund bejonderer Mafnahmen zur Hebung 
des Kaufwertes, die Werterhöhung den regelmäßigen Zuftand darftellen 
wird. Wenn aber aus bejonderen Urſachen, 3. B. infolge Ablentung des Ber- 
tehres von Bauterrains oder durch Vermehrung des Angebotes auf Grund der 
Aufhebung der Feitungsrayonbeihränfungen, eine wejentlihe Wertverminderung 
der Srundjtüde eintritt, jo Tann die Zuläffigleit entiprehender Abſchreibungen 
nicht durch den ivefulativen Charakter des Geſchäftes und ebeniowenig durch 
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Bezugnahme auf Art. 275 des AHGB. ausgeichlojjen werden“ (U. VI. G. 470 
vom 17. Ott. 1895). 

Indeſſen können auch noch durch andere, mit der Art der Benutzung eines 
$rundjtüdes notwendig verbundene Wertverminderungen, z. B. Ablagerung von 
Geröll und Schladen beim BVergbaubetriebe ujiw., Abjchreibungen auf den Fundus 
gerechtfertigt werden (vgl. Simon Bil. 381). 

E. Abſchreibungen wegen bloj möglicher, aber noch nicht eingetretener 
Bertverminderung, z. B. bei Privilegien, find unzuläjlig (U. VI. G. 363 vom 28. 
November 1895). 

F. „Eine Abichreibung auf Grübenberechtſame ift jedenfalls dann unzuläjfig, 
wenn daneben Abjchreibungen wegen Subjtangverringerungen und wegen Ab. 
nußung der Betriebsanlagen geltend gemacht werden; denn eine doppelte Ab- 
ihreibung auf denjelben Gegenitand darf nicht zugelafien werden“ (U. VI. G. 
419 vom 26. Ott. 1899), 

G. Auch aufimmaterielle Rechte und Gegenftände (Firma, Kundſchaft 
ujto.) jind, jedoch nur unter Borausjeßung ihrer Bilanzfähigkeit Abichreibungen zu- 
läffig; die Bilanzfähigleit beichräntt fich hier auf die Fälle entaeltlidher 
Erwerbung (vgl. E. in St. 11 419, Anm. 5 D zu $ 23). 

21. Abjchreibungen find überall in der einer „angemejienenfBe- 
rüdjihtigung der Wertverminderung“ entiprehenden Höhe geitattet. 

A. Die frühere Rechtsauffaffung, dat Abjchreibungen ganz ausgeſchloſſen 
jeien, ſofern der Buchwert den wirflihen Wert des Gegenftandes der Abjchreibung 
bereit3 erreicht oder nad unten hin überfchritten habe, ift in ber neuern Redht- 
iprehung ſowohl für die Einfommen- (vgl. E. in St. 10 295 ff. — Fuifting l. 
Anm. 12C zu $16) ald aud für die Gemwerbebefteuerung verlaffen worden: 

„Wenn hiernach (88 22, 24 Abi. 2) der Ertrag des legten Borjahres 
für die Veranlagung maßgebend ift, jo muß Dies auch für die Abfchreibungen dahin 
gelten, daß diejenigen Abjchreibungen, welche einer angemejjenen Berüdjichtigung 
der Wertverminderung im Vorjahre entipredhen, zum Abzuge zu verftatten 
iind. E3 find nur die im Borjahre wirflih entftandenen Rertver- 
minderungen, dieſe aber auch ohne Rüdficht auf bie buchmäßigen Bewertungen 
abzujchreiben. Die einzige Ausnahme von diejer Negel ift im zweiten Satze des 
$22 a.ca. D. dahin angeordnet, daß die Wertverminderung der aus bem Betriebe 
ausiheidenden Gegenftände nah Maßgabe ihres Budhmwertes 
abzuſchreiben it. Im übrigen richtet ji im Bereihe der Ertragsermittelung 
gemäß $ 22 alles nah der Wirflihleit. Ob der Buhmwert der im 
Betriebe verbleibenden Gegenftände höher oder niedriger ift ala der wirtliche 
Wert, beeinflußt weder die Zuläfligleit noch die Höhe der Abichreibung. Wollte 
man bei übermäßiger Höhe des Buchmwertes die Abjchreibung bis zur Grenze des 
wirflichen Wertes geftatten, jo würde man über die Wertverminderung des Vor— 
jahres hinaus zugleich die Wertverminderungen früherer Jahre berüdfichtigen. 
Für den umgelehrten Fall des Zurüdbleibens des Buchwertes hinter der Wirk— 
lichleit würde fich die Verſagung der Abichreibung auf Gründe ftügen, welche über- 
haupt nicht das Vorjahr, fondern nur frühere Jahre betreffen. Beides 
würde in den Gejepesvorichriften nicht nur feine Unterftüßung finden, ſondern 
dem $ 24 Abf. 2 unmittelbar zumiderlaufen“ (E. in St. 8 426; vgl. auch 5 395 f., 
401; 7 453; 9 423; 10 414; 11 418 f.). 

B. Hinſichtlich des Maßſtabes der Bewertung find nad) der neueren wiljen- 
ihaftlihen Lehre (vgl. Rehm ©. 59 ff., 694 ff,. 697 ff.) die Gegenftände bes 
Anlage- und bes Betriebölapitales (vgl. Anm. 2 zu $ 23) jcharf zu unterſcheiden. 
Die Beftandteile des Betriebstapitales (Beräußerungsgegenftände) find regel- 
mäßig nad) dem gemeinen (Taufch-, Kauf-) Werte (vgl. Anm. 3 zu $ 23) zu 
bewerten, während für die Beftandteile des Anlagelapitales (Anlagen, Gebrauchs— 
gegenitände) der Gebrauchwert maßgebend ilt. 
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8 Die Negel, daß Beräußerungsgegenftände nah dem ge- 
meinen Werte zu bewerten find, erleidet Ausnahmen: 

a) Attiengefeltfchaften (8261 Nr. 13 HGB.) und Kommanditgejellidaften 
auf Aktien ($ 320 Abi. 3 HGB.) dürfen Wertpapiereund®arenmit 
Börjen- oder Marktpreis höchſtens zu dem zeitigen Börjen- oder 
Marktpreiſe, jofern diejer Preis jedoch den Anſchaffung- oder Heritellungpreis 
überfteigt, höchſtens zu dem lepteren, andere Gegenitände hödjitens zu dem 
Anihafrung- oder Herftellungpreije anſetzen (vgl. E. in St. 10 302). 

ß) Nah allgemeiner, auf Grundjäßen ordnungmäßiger Buchführung 
beruhender und deshalb auch die Einzelfaufleute bindender faufmänniiher 
Gepflogenheit find? Vorräte an Roh- und Hilfftoffen jowie 
Halbfabrifaten nidht über ihren Anjchaffung- oder Heritellungpreis zu 
bewerten (vgl. Rehm ©. 696, 714). 

b) Hinfihtlih der Gebraudhsgegenjtände („Anlagen und jonftige 
Segenftände, die nicht zur Weiterveräußerung, vielmehr dauernd zum Ge— 
ichäftsbetriebe beftimmt find“ — $ 261 Nr. 3 HGB.) gilt für Attiengejellichafter, 
Kommanditgeiellihaften auf Aktien und Genojlenichaften eine bejondere handels- 
rechtliche Vorſchrift ($$ 261 Nr. 3, 320 Abſ. 3 HGB.; $ 42 Nr. 1 GG.) Sie 
dürfen — d.h. fie find hierzu berechtigt, aber nicht verpflichtet — ſolche Gegen— 
ftände ohne Rüdjicht auf einen geringeren Wert zu dem Anjhaffung- oder Her- 
ftellungpreije anjeßen, jofern ein der Abnutzung gleihlommender Betrag in 
Abzug gebracht oder ein ihr entiprechender Erneuerungsfonds in Anſatz gebracht 
wird (vgl. E. in St. X 302 ff.; Rehm ©. 701 ff). 

Mit diejer einzigen Ausnahme muß die Bewertung der Gebrauchsgegen— 
ftände handelsrechtlic jtet3 nah dem Gebrauchwerte erfolgn. Ge— 
brauchwert ift der Wert, den ein Gegenftand unter Vorausjehung dauernden 
Gebrauches für das beftimmte Gejchäft, dem er dient, nad) der Eigenart gerade 
diejes Gejchäftes hat (daher nad) dem Borgange von Staub die Bezeihnung 
„Geſchäftwert“ — Rehm ©. 59). Es ift alſo weder der gemeine nod überhaupt 
ein durchſchnittlicher, durch Bergleihung mit anderen Geſchäften zu findender 
Wert; ebenjowenig aber ein nad der Berfon des zeitigen Geſchäftsinhabers 
bemeffener Wert; endlih auch nicht der bei jofortiger Liquidation 
des Geſchäftes sich ergebende Wert. 

Dieje in der Wiſſenſchaft herrihende Lehre (Kehm ©. 59 f. und die dort 
angegebene Literatur; vgl. auch S. 697 ff.) hat nunmehr aud in der Nedt- 
fprehung des NG. ausdrüdlihe Anerlennung gefunden. In dem U. des 1. 
Ziviljenates vom 8. Februar 1905 (Monatjchrift 14 214) iſt unter bejonderer 
Berweilung auf Rehm ©. 59 ausgeführt: 

„Wenn Art. 31 (jetzt $ 40) H6GB. vorichreibt, daß bei der Aufnahme 
de3 Anventars und der Bilanz jämtlihe Vermögensgegenitände nad 
dem Werte anzujegen find, der ihnen zur Zeit der Aufnahme beizulegen 
ift, jo muß doch bei der Aufitellung einer Gewinnverteilungsbilanz unter- 
ihieden werden zwiſchen dem Anlagevermögen (den Gebrauchsgegen- 
ttänden) und dem Betriebsvermögen (den Beräußerungsgegenjtänden), jene 
jind in der Gewinnverteilungsbilang nah ihrem Gebraudwerte, 
nurdiejenahihrem VBeräuferungsmwerte anzujegen.“ 

Wenn ſich auch dieſer Rechtsgrundſatz auf Gemwinnverteilungsbil 
beichränft, jo gilt doch dasſelbe für alle Bilanzen, die einen zugleich für dritte 
maßgebenden Gewinn darzuftellen haben, alſo namentlich auch wenn es jih um 
eine Steuerbemeflung nach dem Gewinne handelt (vol. E. in St. 10 305). 
In der Redtiprehung des OVG. ift bisher cin gleicher Rechtsgrundſatz noch 
nieht ausdrüdlic; ausgeiprochen. Immerhin it aber, ungeachtet der dem gemeinen 
Werte als einem allg emeinen Maßſtabe der Wertbemefjung beigelegten 
Bedeutung (E. in St. 10 303; val. auch 6 33 ff., 42 ff., 8 86 ff.), unter Verweiſung 
anf ein früheres U. des RO. (Entid. des RG. in 2, 43 123 ff.) anerfannt, daß 
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„der faufmänniihen Würdigung der Geſchäftslage und der darauf beruhenden 
Kalkulation nach der Ratur der Sache ein gewifies freies Ermeſſen zugeftanden 
werden“ müſſe (E. in St. 10 306). 

Deutlicher iit in dem U. XIII. d. 64 vom 14. April 1904 über die inventar- 
und bilanzmäßig anzujegenden wirflihen zeitigen Werte bemerft: 

„Dies jind nicht diejenigen Werte der Grundftüde ufm., welche ſich 
unter der Borausjegung einer jofortigen Liquidation des Gejchäftes ergeben, 
fondern die bei Fortſetzung des Geſchäftes feiner Eigenart 
angepahten Werte. Bei der Bewertung muß dem Geſchäfts— 
inhaber ein gewiſſes freies Etmeſſen zugeftanden werden. Er vermag 
die Eigenart ſeines Gejhäftes am beiten zu beurteilen und 
von jeinen Wertanfäßen darf nicht willkürlich, ohne jahlihe Prüfung 
und Begründung abgewichen werden.“ 

c) Der Gebrauchwert wird fich vielfach mit dem Anichaffung- oder Heritellung- 
preile deden. Falls nicht bejondere Gründe eine Abweihung rechtfertigen, 
wird hiervon auszugehen fein (E. in St. 10 303 oben). 

C. Die Höhe der Abjchreibung auf Gebraudhsgegenftände be- 
mißt jich einerjeits nad) dem urfprünglihen Werte, andererjeits nad) der voraus- 
iihtlihen Gebraudhsdauer des Gegenitandes. Der Wert des Gegenftandes 
bis auf einen am Ende der Gebrauchsdauer etwa verbleibenden Reſtwert (Mb- 
bruch-, Materialwert uw.) muß mwährend der einzelnen Jahre in fortlaufender 
Reife abgeihrieben werden, jo dak am Ende der Gebraudhsdauer der ganze 
Bert bis auf den etwaigen NReftwert durch Abichreibung getilgt it. Zwar wird 
die Rertverminderung während der einzelnen Jahre der Gebrauchsdauer feines- 
wegs überall gleihmäßig fein, und wenn die Abjchreibung der wirtliden 
Rertverminderung in jedem einzelnen Jahre entiprehen follte (vgl. oben zu A), 
io würde die VBerjchiedenheit durch Bemeſſung des Prozentiages der Abichreibung 
in verichiedener Höhe berüdfichtigt werben müſſen. Indeſſen würde ein joldhes, 
theoretiich berechtiates Verlangen in der Praxis mit Erfolg nicht ausführbar 
fein, weil ſich die Verſchiedenheit der jährlihen Entwertung nur felten mit Zu- 
verläjligfeit bemeijen läßt. Deshalb iſt der Abichreibung zu gleihen Prozent- 
lägen für alle einzelnen Jahre der Gebrauchsdauer der Vorzug zu geben (vgl. 
Rehm ©. 719, 724 Ff.), und dies ift nach fteuerlihen Rüdjihten um jo weniger zu 
bemängeln, als hiermit die Prüfung der Angemeſſenheit der Abichreibung 
wejentlich erleichtert wird. 

E3 ſcheint am nächſten zu liegen, den Prozentjag der jährlihen Abſchrei— 
bungen für die ganze Zeit der Gebrauchsdauer nah dem urfprüngliden 
(alſo regelmäßig dem Anſchaffung- oder Heritellung-) Werte zu bemeſſen, fo 
dat nicht nur der Prozentja, ſondern auch der zahlenmähige Betrag der Ab- 
ihreibung ſtets von aleiher Höhe iſt. Mllein die faufmännijdhe Me— 
thode ıft dies nicht. Hiernah wird der Prozentiat der Abſchreibung nad) 
dem jeweiligen legten Buhmwerte, alſo einem fih mit dem Fortichreiten 
der Abjchreibungen ftet3 vermindernden Werte, bemejien, jo daß zwar ftets 
ein gleihmäßiger Prozentiag (des Buchmwertes), aber ein im Laufe der Ge- 
brauchsdauer ſtets geringerer und zulegt ganz geringfügiger zahlenmäßiger 
Betrag abgejchrieben wird; demgemäh muß bier, um die Abjchreibung des 
ganzen urjprünglihen Wertes im Laufe der Gebrauchsdauer zu erreichen, der 
Prozenzjah der Abichreibung im Vergleiche mit der Abjchreibung nad) dem 
urfprünglihen Werte beträchtlich höher bemefien werden (vgl. die Beifpiele 
bei Rehm ©.720ff.). Dieje auch in der Praris ſtark überwiegende faufmännijche 
Methode empfiehlt ſich nicht blok aus Gründen praftiiher Ziwedmäßigfeit (vgl. 
Rehm ©. 723 ff.), fondern ermöglicht auch allein die notwendige Berüdfichti- 
gung der Veränderungen des urjprünglichen Wertes infolge von Berbejjerungen, 
Repcraturen uſw. — Die Rechtiprehung des OVG. hat bisher wenig Ge— 
legenheit nehabt, ji mit der Methode der Abſchreibung zu befaffen. Allein 
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e3 ift nicht zu bezweifeln, daß die eigentlihe kaufmänniſche, handelsrechtlich 
vorzuziehende und einer ausgeprägten faufmänniihen Gepflogenheit ent- 
jprehende Methode, foweit fie richtig angewandt wird, auch im Bereiche des 
Steuerrechte3 zugelajjen werden muß. 

22. Es unterliegt feinem Zweifel, daß die Steuerbehörben berechtigt find, 
die Abichreibungen nicht nur auf ihre Zuläfligkeit, fondern auch auf ihre An- 
gemejienheit zu prüfen: 

„Den Behörden ſteht das Recht, wie die Pflicht zu, die Abjchreibungen 
der Steuerpflihtigen nicht nur hinfichtli ihrer grundfählidhen Zu- 
läſſigkeit, ſondern auch Hinfihtlih ihrer Angemejjenheit zu 
prüfen; eine Gepflogenheit der Steuerpflichtigen fann in diefer Beziehung die 
Behörden nicht binden. Es liegt in der Natur der Sache, daf diejenigen Ab- 
fhreibungen, welche auf ein und dasſelbe Wertobjeft erfolgen, zu— 
fammengeredhnet und gemeinam beurteilt werden müſſen, und zivar, 
wenn fie überhaupt zuläfiig ericheinen, allein Hinfichtlich ihrer Angemefjenheit, 
in der Nichtung, ob fie zufammengenommen nad) $ 22 einer angemejjenen 
Berückſichtigung ber Wertverminderung entiprehen. Bei einem entgegen- 
geſetzten Berfahren würde eine bem Geſetze entiprehende Prüfung fiberhaupt 
nit möglich fein“ (E. in St. 4 339; vgl. auch 4 333, 5 424, 10 307). 

„Daß die Beurteilung der Angemeſſenheit nicht lediglich davon abhängt, 
ob die Abjchreibungen in gleicher Höhe in der Bilanz bewirkt find oder nicht, 
geht ſchon daraus hervor, daf für die Steuerveranlagungorgane ftet3 da3 Recht 
und die Pflicht beanſprucht wird, die Angemejjenheit der bilanzmäßigen Ab- 
ſchreibungen zu prüfen, und je nach dem Ergebniffe diejer Prüfung davon ab- 
— Das muß auch gelten, wenn es ſich um eine zu geringe Höhe der 

ilanzmäßigen Abſchreibungen handelt“ (U. VI. G. 337 vom 23. Juni 1904). 

Allein zu einer Prüfung der Angemefienheit bedarf e3 einer genauen 
Kenntnis der individuellen Berhältnijie, insbefondere der von dem Ge- 
ihäftsinhaber befolgten Methode der Abjchreibung und der Rüdjichten, von 
benen er ſich bei der Bemeffung hat leiten laſſen. Eine foldhe Kenntnis kann 
nur auf. Grund eines tieferen Eindringens in die Geſchäftsverhältniſſe unter 
Verhandlung mit dem Inhaber gewonnen werden; bei Gebrauchsgegenſtänden 
= = meiltens auch öÖrtliher Befichtigungen uud fachverftändigen Beirates 

ebürfen: 

„Die Höhe der Abjchreibung darf nicht nah dem Maßſtabe des Üblichen 
oder des für andere Betriebe Angemefjenen, jondern nur nad den bejon- 
deren Berhältnifien des Betriebes beftimmt werden. Bon 
ben bilanzmäßigen Abjchreibungen abzumeichen ift den Steuerbehörden nur 
geftattet, wenn fie die bejonderen Verhältniffe des Betriebes fennen und ihre 
Wirkungen Hinfichtlih der Wertverminderungen der Gegenftände ber Ab— 
ihreibungen zu würdigen imftande find; hierfür bedarf es der entjprechenden 
tatſächlichen Ermittelungen, deren Beihaffung wenigftens bei Gebäuden und 
lonftigen Betriebsanlagen ohne örtliche Belichtigung unter Zuziehung von Sad)- 
verjtändigen ber Regel nach nicht möglich fein wird“ (U. VI. G. 65 vom 22. Ja- 
nuar 1903; vgl. auch E. in St. 10 307). 

Es empfiehlt lich daher, die Bemängelung der Angemeſſenheit von Ab— 
ſchreibungen auf bie Fälle wirkliher Mißbräuche zu beichränfen. 

23. A. a) „Die Schätzung bildet ftets das legte Hilfmittel zur Feſt— 
ftellung des fteuerpflichtigen Ertrages und darf ausnahmlos nur an- 
gewandt werden, wenn undb ſoweit das Mittelder Be- 
rechnung verſagt“ (U. VI. G. 363 vom 28. Nov. 1895). 

„Schäßung darf nur infoweit eintreten, al3 der ziffermäßige Nachweis ent- 
weder tatfächlich nicht geführt wird oder der Natur der Sahe nad überhaupt 
* eine ſchätzungweiſe Ermittelung möglich iſt“ (U. VI. G. 370 vom 16. Dez. 
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„Es waren die Grundlagen für die Berechnunmg des jteuerpflidhtigem 
Ertrages gegeben, und wenn diefe nad) dem Ermeſſen der Regierung noch nıcht 
genügten, jo hätten fie durd weitere ſachgemäße Rüdfragen vervollitändigt 
werden müſſen; keinesfalls hätte aber der Ertrag ohne weiteres dur Schätzung 
feftgeitellt werden dürfen“ (U. VI. G. 375 vom 14. Oft. 1897). 

Wegen der Schäßung vgl. Aum. 9 zu $ 36. 

b) „Die Schäßung muß ftets den ganzen Reinertrag daritellen; wie 
von der jo gefundenen Summe ein weiterer Abzug nit gemacht werden darf, 
jo it es auch unzuläſſig, ingend einen weiteren Betrag zuzuſetzen. Selbft wenn 
man annehmen wollte, daß bei der Schäßung der Haushaltungverbraud an 
Waren nicht berüdjichtigt wäre, jo würde doch niemals der volle Wert der 
Woren, jondern nur der bei dem eventuellen Verlaufe erzielte Gewinn an- 
gerechnet werden dürfen“ (U. VI. G. 312 vom 17. Ott. 1895; vgl. unten Anm. 
24 b, e und Anm. 9 zu $ 36). 

ce) Wegen der Benußung der Eintommenfteuerverhandlungen bei Feſt— 
jtellung des Ertrages vgl. Anm. 5d zu $ 15. 

B. „Ed würde widerlinnig und gänzlich undurchführbar fein, bei Seichäften 
mit faufmännijiher Buchführung den Ertrag (Geihäftsgewinn) unter 
Außeradtlafjung der Bilanzen durch Gegenüberftellung der Einnahmen 
und der Betriebsktojten ujw. im einzelmen berechnen zu wollen. Inventur 
und Bilanz der Kaufleute beruhen nicht nur auf gejeßlihem Zwange (Art. 29 — 
31 [iegt $$ 39—41] HG%B.), jondern bilden auch das einzige und bei richtiger 
Ausführung das zuverläfligfte Mittel zur Berechnung des Ertrages (Geichäfts- 
gewinnes). Daß ein Geſetz, welches fih nur mit der Befteuerung der Ge— 
werbe bejaht, im Gegenjate zu dem gleichzeitigen Einkommenſteuergeſetze, 
die Feititellung des Ertrages (Gejchäftsgewinnes) aus den Bilanzen ausge 
ichlofien haben fönnte, ift faft undenkbar. Die Auslajjung eines dem $ 14 EG. 
entiprehenden Hinweiſes auf Bilanzen ujw. im $ 22 des GewG., ſowie der 
Mangel von beionderen Beftimmungen über Gewinnberechnung bei kauf— 
männicher Buchführung in der A. find nur daraus zu erflären, dab das Geſet 
wie die A. die Berüdfihhtigung der Bilanzen uſw. für jelbitverftändlich eradhtet 
haben — vgl. $$ 27, 28 und Anmerkung zu Art. 23" (E. in St. 4 423). 

Wegen der Erhebung des Buchbeweiſes vgl. Anm. 2 zu $ 27. 

C. a) „Bei Ermittelung des fteuerpflichtigen Ertrages fünnen ftet3 nur die 
tatſächlichen Vorgänge Berüdjichtigung finden. Ob unteranderen 
Umftänden der Ertrag ſich höher oder niedriger geftellt haben würde, ift gleidy- 
gültig. Die Beichwerbeführerin Hat e3 aus irgend welchen Gründen für er- 
forderlich oder zwedmäßig gehalten, die Preiſe der jelbitgewonnenen und ver- 
brauchten Kohlen und Erze fo in Nechnung zu stellen, wie es geichehen ift. Hier— 
auf beruht die Aufftellung der Bilanz und der Gemwinn- und Berluftred- 
nung. Die von ihr jelbft berechneten Ergebniffe muß fie gegen fich gelten laſſen 
und eine Abweichung davon fann ihr ohne Nahmweis eines Jrr- 
tumes nidt veritattet werden“ (U. VI. G. 206 vom 21. Nov. 1895). 

b) „Unerheblich für die Beurteilung ift es, welchen Einfluß eine andere 
Art der Bilanzaufftellung auf die Feititellung des fteuerpflichtigen — 
haben würde, wenn nämlich anftatt des Betrages von 4 000 000 M. als Obli— 
gationenihuld auf der Baifivfeite der Betrag von 4 080 000 „4. eingeftellt 
würde, batatfäcdlic die erftere Art der Bilanzeinrihtung von der Steuer- 
pflihtigen beliebt worden ift und nur mit der wirflihen tatſächlich beob- 
adteten, nicht aber mit einer Erklärung der etwa ſonſt möglichen Art der 
Bilanzaufftellung gerehnet werden darf — vgl. E. in St. 2 41“ (E. in St. 
5 398). „Der Anſpruch, Abfchreibungen nachträglih vornehmen zu dürfen, 
würde vorausſetzen, daß die Bilanz, das Gemwinn- und Berlu fonto ordnung: 
mwidrig aufgeftellt und unrichtig ſeien, ſowie daß der Geichäftsbericht unwahr 
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ſei. Es muß aber davon ausgegangen werben, dat die angeführten Unterlagen 
für die Gemwinnberehnung ordnungmäfig abgefaht und aufgeftellt 
worden find — vgl. E. in St. 2 41“ (E. in St. 3 403). 

c) „Die Beurteilung der Abjchreibungen muß lediglih von der Erwägung 
aus erfolgen, ob fie bezüglich derjenigen Wertobjefte, auf die fie tatjählich, 
nabhder Bilanz, erfolgt jind, zuläffig und angemejjen ericheinen. Sit dies 
nicht der Fall, jo dürfen jie auf andere Objekte nicht angerechnet werden — 
vgl. E. in St. 2 41“ (E. in St. 4 340). 

Die zu a— mitgeteilten Rechtsgrundſätze beziehen jih nur auf Altien- 
uſw. Gejellihaften, nicht auf natürliche Perionen. Daß den Einzellaufleuten 
die Richtigftellung ihrer Bilanzen geitattet ift, wird wohl nirgends bezweifelt; 
dies ift an bie jelbitverftändliche Vorausſetzung gefnüpft, dab fie die Unrichtig- 
feit hinjichtlih bejtimmter Bilanzpoiten und den richtigen Sachverhalt in über- 
zeugender Weile dartun. Weshalb dies aber den Aktien- ujw. Gejellichaften ver- 
tagt fein follte, it nicht zu erfennen. Deshalb wird aud in dem U. zu a mit 
Recht der Nachweis eines Jrrtums zugelafien. Sollte nad) den Entiheidungen 
zu b der Nachweis eines Jrrtums behufs Berichtigung der Bilanzen ausge- 
Ichlojjen jein, jo würde dem nicht zugeitimmt werden können. Für die Be- 
Reuerung maßgebend ift der wirklihe, auf rihtigen Ermittelungen be- 
ruhende Ertrag des Vorjahres und dies gilt ohne Untericheidung zwiſchen Einzel- 
faufleuten und handelsrechtlihen Vereinigungen. Die Bücher und Bilanzen 
bilden zwar bei der Ertragsermittelung den notwendigen Ausgangspunkt und 
die wichtigſte Erfenntnisquelle, aber nit die Ausſchließlhiche Grund- 
lage. Sie werden zunächſt nicht nad ſteuerlichen, ſondern nah geichäftlihen 
Rüdjihten geführt und aufgeitellt und bedürfen ſchon deshalb nicht jelten ent- 
fprechender Berichtigung. Bei den Abnutzungen kann häufig nur das fubjektive 
Urteil den Ausſchlag geben und diejes kann ftarten Schwankungen ausgejegt 
jein, ohne daß man hierbei ohne weiteres auf böswillige Abjicht Ichliehen dürfte. 
Wenn den Steuerbehörden das Recht der Prüfung und der Berichtigung der 
Bilanzen zu Ungunften der Steuerpflidtigen zufteht (vgl. oben Anm. 22), 
jo haben fie auch die Pflicht, die von ihnen erfannten Unrichtigkeiten zu®unften 
der Steuerpflichtigen zu berüdjichtigen; muß dies fchon von Amts wegen ge- 
Ihehen, jo dürfen fie um jo weniger die von den Steuerpflichtigen ſelbſt unter- 
nommenen Nachweiſe der Unrichtigk-iten in ihren Bilanzen außer acht laffen. 
Bedürjen insbejondere die Bilanzaufitellungen von Aktien- uſw. Gejellihaften 
einer Berichtigung im fteuerlihen Intereſſe, jo fann es auf die Genehmigung 
der fteuerlich unrichtigen Bilanz jeitens der Generalverfammlung uſw. über- 
haupt nicht anlommen. Steht die Genehmigung der Berichtigung zu Ungunſten 
der Geſellſchaft nicht im Wege, jo fann fie auch der Berichtigung zu ihren Gunften, 
ftets unter Vorausſetzung des überzeugenden Nachweiſes der Unrichtigkeit, fein 
Hindernis bereiten. Daß die Tatſache der Bilanzgenehmigung einen gewichtigen 
tatiächlihen Grund für die Richtigleit der Bilanz bildet und deshalb der Nach— 
weis der Unrichtigfeit einer genehmigten Bilanz unter Umftänden jchwerer zu 
erbringen jein wird, fann die Richtigkeit der voritehenden Rechtsauffaſſung nicht 
beeinträchtigen. 

Hiernach dürfte der oben zu c mitgeteilte Rechtsgrundſatz in ſolcher All— 
gemeinheit nicht haltbar jein. Weshalb die Unzuläfligfeit einer bilanzmäßigen 
Abichreibung bezüglich eines beitimmten Gegenftandes einen Grund zur Aus- 
ſchließung einer bisher nicht bilanzmäßig bemirften, aber an fich berechtigten 
Abichreibung an anderer Stelle bilden follte, ift nicht zu erfennen. 

Die nah) den beigefügten Verweiſungen auf Entiheidungen in Eintommen- 
keuerjahen aus der Redtiprehung über $ 16 EG. entnommenen und aud 
hier nicht zutreffenden (vgl. Fuiiting I. Anm. 12 zu $ 16) Rechtsgrundſätze zu 
b, ce werden mit den völlig abweichenden Vorſchriften über den fteuerpflichtigen 
Ertrag ($$ 22, 24 Abſ. 2) Schwerlich zu vereinigen fein 
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24. a) „Die Vorichrift im Act. 1613, wonach aud der Geldwert der zum 
Gebrauche oder Berbraude des Steuerpflichtigen, feiner Angehörigen ufw. aus 
dem Betriebe entnommenen Erzeugnilie und Waren bei Berechnung des fteuer- 
vilihtigen Ertrages in Einnahme geitellt werden muß, bezweckt lediglich die 
Ausführung der betreffenden Beitimmung im $ 22 und die leptere ift nach den 
Motiven (vgl. oben Anm. 2) lediglich zu dem Zwecke in das Geſetz aufgenommen, 
um der weitverbreiteten irrigen Auffallung entgegenzutreten, daß die aus den 
Betriebseinnahmen beftrittenen Ausgaben für den Unterhalt des Gewerbe— 
treibenden und jeiner Angehörigen bei der zreititellung des fteuerpflichtigen 
GErtrages außer Betracht zu bleiben haben. Es iſt alſo hierbei ein an ſich fteuer- 
pilichtiger Betrieb vorausgeiegt, deſſen Erzeugniife nur tatfächlich und gelegentlich 
für die Bedürfnifie des Steuerpflihtigen und feiner Angehörigen verwendet 
werben; leinesmwegs iſt aber an Betriebe gedacht, weldhe nah der Abſicht des 
Unternehmers ſowohl den eigenen Bedarf an Betriebserzeugniiien befzicdigen, 
els auch zur Erzielung von Gewinn durch deren Verkauf dienen follen, bei denen 
aljo der eritere Zived gegenüber dem Gerwinnzwede nicht eine nur nebenſächliche 
und untergeordnete Bedeutung hat“ (E. in St. 4 311). Wegen der Anrechnung 
des Wertes der jelbitverbraudten Waren vgl. Anm. 9 B zu 836 und Fuifting I. 
Anm. 15 zu $ 13 und Anm. 14 zu $ 14. 


b) „Wenn behufs Bemeſſung des GErtrages von der gelamten Jahresein- 
nahme ausgegangen und hiervon ein progentualer Bruttogerwinn angenommen 
wird, jo darf nicht der Geldwert des Hausverbraudes an Waren des cigenen 
Betriebes diejem Gewinne zugerechnet und von der Geſamtſumme der Abzug 
der bejonderen Betriebstoften gemadt, jondern e3 muß zunädhft der Geldwert 
des Hausverbraudes der baren Jahreseinnahme hinzugecechnet und von ber 
Summe beider Beträge der Bruttogewinn ermittelt werden, twovon dann die 
beionderen Betriebstoften abzuziehen find“ (U. VI. G. 152 v. 17. Febr. 1898). 


c) „Wenn der iteuerpflichtige Ertrag der Fleiſcher nach dem Nettogemwinne 
von jedem geſchlachteten Tiere ermittelt wird, jo ift hierbei bereits der Verbrauch 
an Waren im Haushalte des Steuerpflichtigen berüdjichtigt worden und eine 
nochmalige Hinzulegung des Hausverbraudhes unzuläflig, denn von dem Haus— 
verbrauche müſſen die auf denielben fallenden Betriebstoften ebenfalls in Abzug 
lommen“ (U. VI. G. 312 vom 17. Febr. 1898). 


25. „Nach kaufmännischer Anſchauung und nad) den Vorſchriften im Art. 106 
(jept $ 121) HGB. bilden die 4 Prozent Zinien, weldhe am Schlufie jedes Ge— 
ihäftiahres den GSejellihaftern von ihrer Geſchäftseinlage bezw. ihrem Anteile 
am Gejellihaftvermögen jelbit dann, wenn die Sejellihaft mit Berluft gearbeitet 
hat, zugejchrieben werden, nicht rer fondern eine Geſellſchaftſchuld (vgl. 
Gareis, das Deutſche — — . Auflage Seite 152). Dagegen hat das 
GewG. im $ 22 Die Zinjen für das Anlage- und Betriebs- 
tapital als abzugsfähig bei der Ermittelung des jteuerpflichtigen Ertrages 
nich t anerfannt und damit ausdrüdlich vorgeichrieben, daß die 4 Prozent Zinien, 
welhe Gewerbetreibende, insbejondere alſo auch offene Handelsgeiellidhaften, 
wie Kommanditgeiellichaften von dem gewerblihen Vermögen bezw. den An- 
teilen der Geſellſchafter vor Berehnung des Gewinnes qutichreiben, im gewerbe— 
tteuerlihen Sinne einen Teil des gewerblichen Ertrages darftellen“ (U. VI. G. 
197 vom 29. Mai 1896; vergl. auch E. in St. 4 276). 


26. A. a) „Das im Schlußſatze des $ 22 enthaltene Verbot des Abzuges von 
Zinfen bei Ermittelung des fteuerpflichtigen Ertrages bezieht ſich nur auf Die 
dafelbft ausdrücklich bezeichneten Zinien, dagegen niht auf Schulden- 
zinfen überhaupt. Wenn demnad) jtreitig tft, ob der Abzug von Zinfen zugelaflen 
werden darf, jo muß feitgeitellt werden, ob die Schulden, um deren Zinſen es 
ih handelt, behufs Anlage oder Erweiterung des Geſchäftes, Verſtärkung des 
Betriebskapitales oder zu fonftigen PVerbeiferungen aufgeommenn Find. Iſt 
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dies zu verneinen, jo jind die Zinjen abzugsfähig. Die Abzugsfähigleit iſt ins- 
befondere anzuerfennen bei den Zinjen für Schulden, die zur Bermeidung 
von Berlujften eingegangen jind“ (vgl. E. in St. 5 415). Die Feititellung, 
daß Schulden nit al3 laufende anzujehen jeien, genügt nicht zur Ber- 
neinung der Abzugsfähigkeit der Zinjen (E. in St. 7 396 f.). 


b) „Schon allein die hier ($ 22) gebraudte Ausdrudsweije läßt unzwei— 
deutig erfennen, dab nad) der Abjicht des Geſetzgebers die Zinjen jolher Schulden 
nicht abzugsfähig jein jollen, mit deren Eingehung der Steuerpflichtige einen 
der in dieſer Gejetesporichrift angegebenen Zwede verfolgt hat, während 
nicht3 darauf anfommt, ob die Aufnahme der Schuld demnädjit auch tatſächlich 
den beabjichtigten Erfolg nad ſich zieht oder nicht” (E. in St. 8 382). 


B. a) „Als Taufende Schulden, deren Zinſen abzugsfähig jind, 
eriheinen nur folde Schulden, die ſich aus ber laufenden Gejchäftsführung 
ergeben und auf dem regelmäßigen Geſchäftskredit beruhen, demnach aud aus 
ber laufenden Gejichäftseinnahme zu deden find und auch tatjählih gedeckt 
zu werden pflegen. Aus der hypothetariihen Eintragung allein kann nicht ge- 
folgert werden, dab Schulden behufs Verftärtung des Betricbs- 
fapitales aufgenommen oder übernommen find“ (U. VI. G. 571 v. 10. März 
1898). 


b) „Schuldenzinjen aus dem Kontoforrent find nad ber Vorſchrift 
im Art. 16 IV Nr. 1 regelmäßig abzug&fähig, weil es ſich hierbei um 
Binfen für laufende Geſchäftsſchulden handelt, d. h. ſolche, die ji aus der laufenden 
Geihäftsführung ergeben und auf dem regelmäßigen Geſchäftskredite beruhen. 
Dies wurde auch bei der Beratung des $ 23 ausdrüdlid anerfannt — vgl. E. 
in ©t. 3 301. Ein Grund, die Kontoforrentzinjen anders zu behandeln, lieat 
nicht vor“ (E. in St. 7 397*). 

c) „Diejenigen Kapitalien, welche eine landichaftlihe Darlehnkaſſe aus 
den Beiträgen der beteiligten Gutsbefiter zum Zwecke der Amortijation ihrer 
Hypothekenſchulden anjammelt, jind als laufende Schulden und die den be- 
zeichneten Gutsbefigern davon zu zahlenden Zinjen und Gemwinnanteile als 
abzugsfähige Betriebskoften anzujehen“ (E. in St. 8 379). 


C. a) „Hypothelen können als jolde, d. h. als Schulden des Gewerbe- 
treibenden, überhaupt nicht einen Aktivpoſten des gewerblihen Anlage- und 
Betriebstapitales bilden, jondeın es fann ſich überall nur darum handeln, ob 
fie die Eigenihaft laufender Geihäftsichulden haben oder behufs Anlage ober 
Erweiterung des Gejchäftes, Verſtärkung des Betriebstapitales oder zu jonftigen 
Berbeflerungen aufgenommen jind. Im eriteren Falle dürfen ihre Zinſen 
bei Berechnung des fteuerpflichtigen Ertrages in Abrechnung nebradt werben, 
im lesteren Falle nicht ($ 22; Art. 16 Nr. IV 1). Allerdings jpridht bei 99 po - 
thefen, welde auf den zum gewerblidben Anlage- und Be- 
triebsfapitale gehörigen Örundftüden haften, die Ber- 
mutung gegen den ECharalter laufender Gejchäftihulden und es 
liegt deshalb, um die Anwendung des Schlußſatzes des $ 22 auszuſchließen, 
dem Steuerpflihtigen der Nachweis befonderer Umftände ob, aus denen im 
einzelnen Falle der Charakter der Hypothenſchulden als laufender Gejchäft- 
Ihulden entnommen werden fann — vgl. E. in ©t. 4 278" (U. VI. G. 323 
vom 4. Juli 1896). 


b) „Der $ 22 jchließt die Abzugsfähigkeit der Zinjen auch aus für „Schulden, 
welhe behuf3 Anlage oder Erweiterung des Gejchäftes“ aufgenommen find. 
Bu den Schulden diejer Art gehören aber auch die bei Gründung der Altien- 
geiellihaft, alio behufs Anlage des Gejchäftes, in Anrechnung auf den 
Kaufpreis übernommenen, auf den den Gegenftand des Geſchäfles bildenden 
mmobilien haftenden Hypotheken. Hiergenen läht fich auch nicht etiwa ein 
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wenden, daß übernommene niht „aufgenommene“ Schulden im Sinne 
de3 $ 22 feien. Der unmittelbaren Aufnahme von Schulden fteht die 
Übernahme bereits beitehender, auf den erworbenen Grundftüden haftenber 
Hypothekenſchulden gleih. Denn der Erwerber tritt in diefe Schulden ald Schuld- 
verpflichteter felbftichuldneriich ein (vol. Gejeß über den Eigentumsermwerb der 
Grunditüde ıc. vom 5. Mai 1872, $ 41). Er erzielt mit der Übernahme der Hypo— 
thelenihulden in Anrehnung auf den Kaufpreis rehtlih und wirtichaftlich 
diejelbe Wirkung, ald wenn er ſich den Betrag ber Hypothetenichulden geliehen, 
den ganzen Kaufpreis bezahlt und dann etwa ben Betrag feiner Schuld 
bupothefariich Hätte eintragen lajjen. Er hat in beiden Fällen dengejamten 
Bert des Grumbditüdes als Eigentum erworben. Hiernah muß angenommen 
werden, da der $ 22 unter „aufgenommene“ Schulden aud die über- 
nommenen Hypotheken verftanden hat“ (E. in St. 4 276f.). Wenn aber, wie 
bei dem Smmobilienhandel, die Grundftüde die Ware bilden, jo ericheinen 
diejenigen Hypotheken, weldhe nicht bei der Anlage des Geſchäſtes über- 
nommen find, fondern auf den jpäter erworbenen Grundftüden haften und von 
dem Gemwerbetreibenden übernommen werden, als Iaufende Schulden, 
deren Zinfen abzugsfähig find (E. in St. 8 435). — Beim Jmmobilienhandel 
bilden die Hypothelen und Baugelder, jofern fie im laufenden Geſchäfts— 
verfehre entitehen, insbejondere aljo zur Fertigitellung eines zum baldigen 
Berlaufe beftimmten Haujes dienen, abzugsfähige laufende Schulden. 
Denn die zu diefem Zwede beihafften Mittel find nicht Dauermd, jondern 
nur vorübergehend dem Gewerbebetriebe gewidmete Werte, aljo nicht Beſtand— 
tzile bes Anlage- und Betriebsfapitales“ (Urt. VI. G. 193 v. 25. Ott. 1900). 

c) Das Verbot des Abzuges von Zinjen für Schulden, welche behufs Anlage 
oder Erweiterung des Geſchäftes, Verſtärkung des Betriebstapitales oder zu 
jonftigen Verbeſſerungen aufgenommen jind, jest Hinfichtlich der Hypotheken— 
zinjen voraus, „daß der Steuerpflichtige durch die Beitellung oder Übernahme 
der Hypotheten einen der angegebenen Zwede zu jürdern oder zu erreichen 
beabjichtigte, aljo wenn er fih durch Aufnahme der Schulden im Wege 
des Kredites die dazu erforderlihen Geldbeträge beichaffen wollte, weil er die 
entftehenden Ausgaben aus jeinen bereiten Mitteln entweder nicht beftreiten 
tonnte oder aus irgend einem Grunde nicht beftreiten mochte. Anders liegt 
die Sache, wenn jemand bei der Verfolgung eines der im Geſetze angegebenen 
Zwede gegen jeinen ®illen eine Schult eingehen oder übernehmen 
muß, weil er anderenfalls den verfolgten Zweck nicht erreihen konnte. Dann 
nimmt er die Schuld zwar bei Gelegenheit der Verfolgung diejes Zwedes, nicht 
aber deshalb auf, um 3 die dazu erforderlichen Geldmittel im Wege des Kredites 
zu beſchaffen. Beabſichtigt alſo z. B. eine rein gewerbliche Aktiengeſellſchaft 
den Erwerb eines Grundſtückes zur Erweiterung ihres Geſchäftsbettiebes und 
wird fie zur Übernahme einer darauf haftenden Hypothek nur wegen deren 
zeitiger Unfündbarkeit genötigt, während jie zur Zahlung des ganzen Kauf- 
preiles aus eigenen Mitteln in der Lage und willens ift, jo hat jie zwar das Grund- 
ftüd behuf3 Erweiterung ihres Geichäftöbetriebes erworben, die Hypothek aber 
nicht zu dieſem Zwecke, jondern nur bei Selegenheit der Verfolgung diejes Zweckes 
übernommen, denn fie wollte zu diefem Zwecke überhaupt nicht eine Schuld 
aufnehmen und braudte auch eine Beritärfung ihrer Betriebsmittel nicht; 
die durch die Übernahme der Schuld tatjächlich eintretende PVerftärfung des An- 
lage- und Betriebsfapitales ift nicht mit, jondern gegen ihren Willen erfolgt; 
e3 fann daher auch nicht behauptet werden, daß eine derartige Schuld zum Zwecke, 
alſo in der Abjicht einer Veritärtung des Anlage- und Betriebsfapitales aufge- 
nommen ift“ (E. in St. 9 415). 

27. a) „Nach Art. 16 IV 4 dürfen bei Ermittelung des ftenerpflichtigen Er- 
ttaged Aufwendungen für Berbejjerungen und Ge- 
ihäft3ermweiterungen nicht abgezogen werben. Zur näheren Begriffs. 
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beitimmung diejer Aufwendungen ift dabei auf Art. 27 Nr. 1 Abf. 2 der A. zum 
EG. Bezug genommen. Lebtere Beitimmung lautet: (vergl. Anm.* zum Art. 
16 IV 4). Vorbedingung für Unterftellung einer Ausgabe unter die Aufwendungen 
für Berbefjerungen oder el iger di iſt demnad die Feſtſtellung, 
daß überhaupt Einrihtungen oder Anlagen mit ihr beftritten worden 
find. Mangelt es an einer Einrichtung oder Anlage, jo kann von einer Ber- 
wendung zu Verbeſſerungen oder Gejhäftsermweiterungen nicht die Rede fein“ 
(u. VI. G. 597 vom 31. Oft. 1895). 

b) „Wenn ein Gaftwirt, um den gefteigerten Anforderungen jeiner Gäſte 
zu genügen und fi hiermit feinen Sundentreis gegenüber dem Wettbewerbe 
anderer Gajtwirte zu erhalten, genötigt it, die abgängigen Stüde feines 
Inventars durch Gegenftände bejjerer Qualität zu erjeßen, jo jorgt er mit 
diejer Erſetzung veralteter durch neue Stüde nur für die Erhaltung und Fort- 
führung jeines Betriebes in dem bisherigen Umfange. Sucht er auch mit ſolchen 
Erſatzbeſchaffungen vielleiht zugleih jeinen Betrieb zu heben, jo fördert er 
doch nur die regelmäßige Entwidelung ſeines Gejchäftes, ohne daß von „Ein- 
rihtungen oder Anlagen zur Erzielung eines höheren Ertrages ober 
zur Ausdehnung des Betriebsumfanges“ die Nede fein könnte“ (U. VI. G. 103 
9. Mai 1901). 

„Die Ausichliegung des Abzuges jebt voraus, daß überhaupt für Ein- 
rihtungen oder Anlagen Aufwendungen gemadt find, und zwar für 
joldhe Einrichtungen oder Anlagen, welde zum®Bermögen des Gewerbe- 
treibenden gehören, jo dab durh die Aufwendungen biejed Ber- 
mögenperbejjertodervermehrt wird. Das ilt in betreff der 
hier gemachten Aufwendungn für Umbau der Mieträume und Abfindung der 
früheren Mieter ſowie in betreff der Mietausfälle nicht der Fall; ihre Abzugs— 
fähigfeit ift aljo nicht ausgeſchloſſen“ (U. VI. G. 81 vom 4. Yuli 1904). 

ce) Unrichtig ift die Annahme, daß die Koften fürNeuanihaffungen 
überhaupt nicht unter die Betriebstoften fallen. So bilden z. B. die Ausgaben 
einer Eijengießerei und Maſchinenfabrik für Modelle zur Heritellung ihrer Fabri— 
tate abzugsfähige Betriebstoften (E. in St. 4 404). 

d) In dem größeren Umfange der Gejhäfte gegenüber dem Bor- 
jahre iſt eine Geichäftserweiterung nicht zu erbliden. Insbeſondere wird bei 
einer Bodenfredit-Altiengefellihaft „durh die Vermehrung der Pfandbriefe 
eine Gejchäftserweiterung ebenjowenig bewirkt, als durch die Vergrößerung bes 
Umſatzes in einem Handelsgeſchäfte“. Deshalb erſcheinen aud die durch Die 
Ausgabe neuer Pfandbriefe entftandenen ſog. Einrihtungsfoften 
einer jolhen Gejellihaft (für Herftellung der Piandbriefe und Kommunal- 
obligationen, für Pfandbrief- und Kommunalobligationen-Stempel, für Drud- 
ſachen aus Anlaß der Ausgabe von Pfandbriefen uf.) als abzugsfähige Be- 
triebstoften (E. in St. 4 272). 

e) Ebenjomwenig ift das von einer Bodenkreditgejellichaft mit den Pfand- 
briefinhabern getroffene Ablommen wegen Herabſetzung des Zinsfußes der 
Pjandbriefe als eine Einrichtung zur Geichäftsverbejjerung aufzufaſſen. Biel- 
mehr gehören die Entihädigungen der Pfandbriefinhaber für Herabjegung des 
Zinsfuhes ebenjo wie die Pjandbriefzinien zu den abzugsfähigen Betriebskoſten 
(E. in ©t. 4 424). 

f) „Bei Feititellung des fteuerpflichtigen Ertrages find die Aufwendungen, 
welche aus den NRoheinnahmen des mahgebenden Jahres für Verbefjerungen 
und Gejchäftserweiterungen, ſowie für Tilgung der Schulden oder des Anlage- 
fapitales gemacht worden find, nicht abzugsfähig. Sind jedoch die erwähnten 
Aufwendungen nicht aus den Betrieb3einnahmen de3 mafgebenden Jahres, 
fondern aus anderen zur Verfügung bereititehenden Fonds bewirkt worden, jo 
it — Hinzurechnung derſelben zu dem ſonſtigen Ertrage unzuläſſig“ (E. in 
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g) „Ein Gemwerbetreibender, der zu feinem eigenen Betriebe noch einen 
anderen gleichartigen Betrieb hinzufauft, beabfichtigt regelmäßig die Verbeſſerung 
und Erweiterung jeines eigenen Betriebes und hat, jo lange bis er das Gegen- 
teil nachweilt, die Vermutung einer derartigen Abficht gegen ih“ (E. in Et. 
3 399). 

28. „Die Wortfaflung des $ 22 bietet feinen Anhalt, den dort gebrauchten 
Ausdrud „Berftärkung“ in dem beichränfenden Sinne der Erhöhung bes 
Betriebstapitales über den urfprünglidhen Betrag hinaus auszulegen 
und ebeniomwenig ift eine entiprechende Abjicht des Gefeges anzunehmen. Letztere 
it augenicheinlich dahin gerichtet, den Abzug von Zinien für die dem Geichäfte 
mit der Abjicht dauernder Widmung zugeführten Betriebsmittel auszuichließen. 
Als ſolche ericheinen aber auch die zur Ergänzung oder Wiederher- 
kellung des Betriebslapitales aufgenommenen Geldbeträge, deren Zweck 
und Beitimmung es ja gerade ift, den verlorenen Teil des Betriebsfapitales 
zu erſetzen. Zu melden Zmweden jolde Geldbeträge im einzelnen verwendet 
werden, it gleichgültig; insbejondere wird dur ihre Verwendung zur Ab— 
ſtoßung andermweitiger Schulden an ihrer Eigenichaft ala Berftärfung des Be- 
triebstapitales nicht3 geändert. Selbit wenn die abgetragenen Schulden den 
Eharafter laufender Schulden gehabt haben, jo fünnen doch die zur Abſtoßung 
verwendeten, Durch eine feite Anleihe beichafften Geldbeträge nicht dieſen Charal- 
ter annehmen, da ja gerade durch die Aufnahme der feiten Anleihe außer Zweifel 
geitellt ift, dak die laufenden Schulden als joldye nicht beftehen bleiben fonnten, 
fondern getilgt werden mußten, und daß es zu dieſem Behufe einer feiten, den 
Eharalter dauernder Widmung an fich tragenden Anleihe, alfo einer Ver— 
ſtärkung des Betriebsfapitales, bedurfte“ (E. in St. 3 418). 


29. a) „Als abzugsfähige Betriebstoften können Tilgungen nicht 
laufender Schulden, ebenio wie Rüdzahlungen auf bad angc- 
liehbene Anlage- und Betriebsfapital nad) $ 22 nicht angeichen werben. 
Wenn demnadh Teile des Betriebsgewinnes zu derartigen Schuldentilgungen 
und Rüdzahlungen verwendet worden find, jo müſſen dieielben behuf3 Er- 
mittelung des jteuerpflichtigen Ertrages, jofern fie in Abrehnung gebracht 
worden jind, demjelben hinzugerechnet, beziehungmweife dürfen fie nicht ab- 
aeiebt werden — Art. 16 IV 3" (E. in St. 3 402). 

b) „Dabei madt e3 feinen Unterjchied, ob die aufgewendete Summe un- 
mittelbar zur Tilgung der Schuld verwendet oder zunädjit einem Tilqung®- 
fonds zugeführt und aus dieiem die Tilgung bewirkt wird. Wollte man eine 
folhe Untericheidung zulafien, jo würde das gejetliche Verbot des Abzuges vom 
Ertrage in jedem FFalle umgangen werden können“ (E. in St. 5 398). 


e) Wenn eine Aktiengeſellſchaft zur Erichtung von Bauten 
und Verſtärkung der Betriebsmittel eine Anleihe aufgenommen hat, welche zu 
verzinfen und gemäß den jährlihen Auslofungen mit einem Zuſchlage zum 
Nominalbetrage zurüdzuzahlen ift, jo jind weder die Zinfen nodh die Zu- 
Ihläge abzugsfähig (UM. VI. G. 755 v. 13. Jan. 1898). 

d) „Nur diejenigen zur Tilgung von Schuldenzinjen verwendeten Beträge, 
welche den Einnahmen des betreffenden Jahres entnommen find, dürfen dem 
feuerpflichtigen Ertrage hinzugerechnet werden, während die zu demielben 
Zwede verwendeten, aber in anderer Weile beichafften Summen aufer Anjat 
gelaijen werden müljen. Die Aftiengeiellihaiten mögen jih auch durch Vor— 
nahme von Abichreibungen umfangreiche Mittel zur Schuldentilgung beichaffen 
fönnen, bie weder in den Bilanzen noch in den Gemwinn- und Verluſtkonten 
jihtbar werden. Allein, wenn in Frage fteht, ob Schulden aus den laufenden 
Geihäftseinnahmen oder aus andermweit beichafften Mitteln zurücdgezahlt find, 
fo genügt e3 nicht, nur im allgemeinen die Möglichkeit zu betonen, daf 
die Mittel aus MAbichreibungen genommen fein fönnten, vielmehr müſſen 
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diejenigen Mittel, die zur Schuldentilgung verwendet find, im einzelnen 
nachgewieſen werden. Geſchieht dies nicht, jo ift die Annahme berechtigt, daß 
die Schuldentilgung aus den Einnahmen des laufenden Jahres bewirkt ift“ 
tE. in St. 5 383). 

8 23. 


Das Anlage» und Betriebstapital umfaßt jämtliche dem betrejjenden 
Gewerbebetriebe dauernd gewidmeten Werte. 


Zu S 23. 
Inhalt: 
1. Ausfuhrungbeſtimmungen. D. —* rent Unlage- und Betriebsfapitate 
2. riff bes gewerblichen Anlage und Be— ehöriges; 
——— a — E. Ausiheidu der Beftanbteile außer: 
3. Bewertung nad dem Werte der einzelnen preußifcher Betriebe. 
Beftandteile. ı 6. Dauernde Widmung. 
4. Feftitellung der einzelnen Beftandteile. e rei und Epareinlagen ; 
5. Dem Gewerbebetriebe nemwibmete Werte. C. bantnäßige Srediteröffnung. 
A. Beurteilung nad) dem tatfählihen und ' 7, Bereinigung ftenerpflichtiger und ftenerfreier 
gegenwärtigen Zuftande; | Betriebe. 


B. unmittelbare oder mittelbare Widmung; 8, ——— von Beſtandteilen des Anlage- 
©, Immobilien; und Betriebsfapitales. 


1. Zu $ 23 vgl. Art. 17. 

2. Dad gewerblihe Anlage- und Betriebstapital im 
taufmänniſchen und wirtichaftlihen Sinne ift das gefamte, in dem einzelnen 
Betriebe werbende, d. h. zur Erzielung des gewerblichen Ertrages unter 
Mitwirkung von Arbeit tatjächlich verwendete oder beftimmte Bermögen. 
Es zerfällt in zwei ihrer Bedeutung nad völlig verihiedene Gruppen: die be- 
fimmungmäßig dem Betriebe dauernd zu erhaltenden Beftandteile (Un - 
lage» oder ftehendes Kapital, auch mit dem Ausdrude „Gebrauchsgegen— 
tände“ bezeichnet), wie eigene gewerbliche Grundſtücke, Gebäude und bauliche 
Anlagen, Maſchinen, Betriebsutenfilien, Gerätichaften und Werkzeuge, Waſſer⸗ 
und Zugfräfte, Batent-, Verlags- uſw. Rechte u. dgl.; weiter die bejtimmung- 
mäßig fortlaufend dem Verbraude, dem Wechſel oder der Formveränderung 
dienenden Beitandteile (Betriebs- oder umlau fende3 Rapital, aud 
mit dem Ausdrude „Veräußerungsgegenftände“ bezeichnet), wie Vorräte an 
fertigen Waren, Roh- und Hilfftoffen, an Heizung-, Beleuchtung. und Futter- 
mitteln, Wertpapiere, Wechiel, bares Geld, Forderungen (Außenſtände) und 
Schulden. 

Hiernach jind nur die Gegenftände des Anlage fapitales ala jolde, 
d.h. individuell, dem Betriebe „dauernd gewidmet“, während ſich bei 
den Gegenftänden des Betriebs kapilales die dauernde Widmung im Sinne 
des $ 23 nicht auf die Individualität, fondern auf den Wert diefer Gegen- 
Hände erftredt: 

„sn den gewerblihen Betrieben wechſelt die Form, unter welder 
das in denfelben verwendete Kapital in die äußere Ericheinung tritt, un- 
aufhörlich, bei dem umlaufenden noch fchneller als bei dem Anlagefapitale; 
was geitern in Betriebsmitteln und Vorräten angelegt war, befteht teil- 
weile heute in Produkten und morgen in Bargeld oder Forderungen, fo 
daß geftern — bei größerem Beſtande an Betriebsmitteln und Produkten 
— bie laufenden Schulden den Beftand an Bargeld und Forderungen 
übertwogen und Kredit beanfprucht worden ift, morgen aber — bei ge- 
ringeren Betriebsmitteln und Produkten — der Barbeftand überwiegt 
und durch Kreditgewährung nutzbar zu machen ift. Nur der Wert des 
gejamten verwendeten Kapitales ift bleibend; er foll nit nur erhalten, 
jondern eben duch den Betrieb vermehrt werden“ (U. vom 14. Juni 1890 
— PVB. 11 559). 
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Daß beide Gruppen des Anlage- und Betriebsfapitales im $ 23 gemeint 
iind, ergibt fich aus dem dort gebraudten Ausdrude, „dauernd gemwidmete 
Berte*; die Werte der ſämtlichen Beltandteile des Anlage- und 
Betriebstapitales jind ftet3, wenn fie auch Verluſten und Schwankungen aus- 
gelegt find, doch nach den Zweden bes Gewerbebetriebes und nad) der Abficht 
feined Inhabers bem Betriebe dauernd gemwibmet. 

Daß der Begriff des Anlage- und Betriebstapitales im kaufmännischen 
und wirtichaftlichen Sinne ſich mit dem Begriffe des $ 23 dedt, kann nad) ber 
Begründung des GE. zum $ 23 feinem Zweifel unterliegen, indem bajelbit 
bemerkt ift: 

„Bas zum Anlage- und Betriebölapitele eines Gewerbes zu rechnen iſt, 
darüber wird im konkreten Falle in lompetenten gewerblichen Freien nur jelten 
eine Meinungverjchiedenheit auffommen, und die Gemwerbeiteuervermwaltung 
hat feine Beranlaffung, in diefem Punkte von der herrihenden Auffaſſung ab- 
meihende Bahnen einzujchlagen.“ 

Dieſe Übereinftimmung bezieht ſich jedoch nur auf die Altiva des An- 
lage- und Betriebstapitales. Die Begriffsbeitimmung des $ 23 hat überhaupt 
nur die Aktiva zum Gegenftande; der Paſſiva ift gar feine Erwähnung geichehen, 
da ed nad der Natur der Gemwerbefteuer als einer Objeltfteuer für felbftver- 
ftändlich erachtet iſt, daß die Schulden, ſoweit fie nicht zu den laufenden 
Berbindlichteiten gehören, von der Summe ber Altiva nicht in Abzug gebracht 
werben bürfen (vgl. die Bi reg ded GE. in Anm. 2 zu $ 22). Allerdings 
mwürbe es nad) der ausdrüdlihen Verbotbeſtimmung im $ 22 über die Nicht— 
abzugsfähigfeit der dort näher bezeichneten Schuldenzinjen vom Ertrage nahe 
gelegen haben, auch im $ 23 die Nichtabzugsfähigfeit der entſprechenden Schuld- 
fapitalien bei Berechnung des Anlage- und Betriebskapitales ausdrüdli an- 
zuordnen. Troß diejer Unterlafiung lönnen aber bei ber unzweideutigen Ab- 
ſicht des Geſetzes feine Zweifel darüber entftehen, dat nur die laufenden 
Schulden abzugsfähig find (vgl. Art. 16 TV 1 Abi. 2, Art. 17 Abſ. 3; Anm. 26 
zu $ 22). 

3. Die Bewertung des Anlage- und Betriebölapitales muß nach dem ge- 
meinen Werte der Beräußerungd- unb dem Gebrauchwerte der Gebrauchs— 
gegenftände erfolgen (vgl. Anm. 21 B zu $ 22). Hinjichtlich des gemeinen Wertes 
vgl. Fuifting II. Anm. 4 zu $ 6 und Anm. 5, 6, 16 zu $ 9 

4. Hängt die Steuerpflichtigleit eines Betriebes wegen Nichtvorhanden- 
feing eines Ertrages von wenigitens 1500 4. nad) $ 6 Abi. 5, $7 von der Be- 
mertung bes Anlage- und Betriebsfapitales in Höhe von wenigſtens 3000 4. 
ab und bejtehen hierüber Zweifel, jo müſſen nach feititehbender Rechtſprechung 
des OBG. die einzelnen Beitandteile und deren Werte auf Grund aus- 
reihender altenmäßiger Unterlagen feitgeftellt werben (E. in St. 4 444). Hier- 
bei dürfen aber die Schäbungergebniffe der Ergänzungbeiteuerung nicht ohne 
befondere Prüfung übernommen, ſondern nur infomweit benußt werden, als fie 
nicht an Mängeln leiden (E. in St. 4 447). 

„Die Höhe des Attienfapitales beweiſt nichts für das Vorhandenjein eines 
Anlage- und Betriebstapitales von gleicher Höhe“ (U.VT.G.133 vom 3. Juni 1904). 

5. Himfichtlich der Zugehörigkeit von Gegenftänden oder Werten zum An- 
Iage- und Betriebsfapitale weichen die Beitimmungen im $ 6 Erg®. von denen 
im $ 23 Gew®. infofern ab, als hier eine bauernde Widmung (vgl. unten 
Anm. 6), dort nur überhaupt eine Widmung vorausgefekt wird (vgl. Fuifting 
II, Anm.2 zu $ 6). Der Begriff des $ 23 ift alfo enger. Im übrigen entjcheidet 
ſich nach den gleihen handelsrechtlihen und wirtichaftlihden Grundjäßen über 
Bilanzfähigfeit, was im einzelnen dem Gewerbebetriebe gewidmet ilt. 

A. Hierbei ift ftets der tat ſächl iſch e Zuftand entiheidend; unerheblid) 
ift, ob die dem Betriebe newidmeten Gegenftände entbehrlich find, oder ob fie 
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nicht ausreichen: „Es fommt nur auf die tatfächliche Zugehörigkeit sum 
Betriebäfapitale, nicht auf die ig feiner Herabjeßung an“ (U. VI. 

368 vom 17. Dft. 1895; vgl. U. vom 7. Nov. 1890 — E. 20 106 — und U. _ 
9. San. 1896, unten B b). Mafgebend ift der gegenwärtige Buftand 
(U. VI.G. 352 vom 6. Dez. 1894) im Sinne des $ 24 Abi. 2 (vgl. Anm. 5 zu $ 24). 

Die einem Betriebe gewidmeten Gegenftände oder Werte bleiben io 
lange Beftandteile des Unlage- und Betriebstapitales, ald die Widmung dauert. 
Deshalb müflen z. B. Reſervemaſchinen und fonftige nur noch ausnahmmeije 
benußte Utenfilien dem Anlage- und Betriebsfapitale zugerechnet werden, bis 
fie aus dem Betriebe ausgeſchieden find (vgl. $ 22 Gab 2 und Anm. 18 dazu). 
Wegen der Möglichkeit ber Ausfonderung von Gegenftänden oder Werten aus 
dem NAnlage- und Betriebsfapitale beftehen zwiſchen den Gewerbebetrieben 
natürliher und juriftifcher Perſonen weſentliche Berichiedenheiten (vgl. unten 
Anm. 8) 

B. Ob die Widmung von Gegenftänden oder Werten für einen Gewerbe— 
betrieb unmittelbar oder mittelbar ift, madt feinen Unterſchied: 

a) Die vom Gewerbetreibenden felbft innerhalb feines Betriebes oder für 
feinen Betrieb hinterlegten Kautionen bilden einen Teil des Anlage- und 
Betriebslapitales (E. in St. 7 107); nicht aber die dem Gemwerbetreibenden von 
anderen Perſonen beftellten Kautionen (vgl. unten D ce). 


b) Die von einem Gemwerbetreibenden zur Sicdherftellung von Zoll- und 
Frachtfredit hinterlegten, fomwie die bei der Reichsbank behufs Bereit 
ftellung von Mitteln zur Zahlung von Böllen Tlombardierten Bert- 
papiere find Beftandteile des gewerblichen Anlage- und Betriebslapitales unb 
die davon auflommenden Zinſen bilden einen Zeil des fteuerpflichtigen Ertrages. 
Hierbei macht es auch feinen Unterjchied, ob die mit der beregten Verwendung 
der Wertpapiere erzielten Zwecke auf andere Weile hätten erreicht werden 
tönnen; vielmehr fommt es nur auf den tatiählidhen AZuftand on (E. 
in ©t. 7 108 *). 

c) „Diejenigen SKtapitalien, Effekten oder fonftigen Wertpapiere, melde 
eine gewerbetreibende Firma bei einer Bank auf den Namen der Firma zu bem 
Bwede deponiert hat, um auf der Unterlage diefer Kapitalien im Falle des 
Bedürfniſſes den erforderlichen Kredit von der Bank zu erlangen, gehören zu 
dem Anlage- und Betriebstapitale jelbit dann, wenn auch noch a die an 
gewährung von der Firma tatfächhlich beansprucht worden ift“ (U. VI 688 
bom 6. Dez. 1897). Insbeſondere bilden auch die behufs ale hitbeihaifung 
verpfändeten Grundichuldbriefe einen Teil des Anlage- und Betriebsfapitales. 

d) Wenn ein Gejchäft, wie z. B. ein Holz- und Baumaterialiengeichäft, um 
Hypotheken zu retten oder fonftige Ausfälle zu vermeiden, Grundftüde übernehmen 
muß und dieſe möglichjt bald und vorteilhaft wieder zu veräußern fucht, bis zur 
Veräußerung aber durch Vermietung nut, jo bilden die Grundftüde einen Teil 
bes gewerblichen Anlage- und Betriebsfapitaleds. „Dem fteuerpflichtigen Ertrage 
müfjen daher ſowohl die durch die Wiederverfäufe erzielten Gewinne, wie bie 
in der Zwijchenzeit erzielten Nutungen, insbefondere alfo die durch Vermietung 
erzielten Gewinne hinzugerechnet werden. Gelbjtverftändlich müſſen die babeı 
entjtehenden Betriebstloften in Abzug fommen. Auf der anderen Seite würden 
etwaige Berlufte berüdfichtigt werben müſſen“ (U. VI. G. 262 vom 24. Nov. 1898). 


C. „Nah dem herfümmlichen, auch dem GewG. zu Grunde liegenden Be- 
griffe des Anlage- und Betriebstlapitales und nach der bisherigen Rechtſprechung 
des OVG. (vgl. E. in St. 3 393, 4 313; ®. vom 1. Dez. 1892 — Mitt. H. 26 
©. 36) gehören zu dem Anlage- und Betriebsfapitale nur die im Eigentume 
berßemwerbetreibenden ftehenden, dem Gewerbebetriebe dienenden 
Grundftüde, Gebäude oder Gebäudeteile, nicht dagegen folche, die von ihnen 
nur gemietet oder gepachtet find.“ Deshalb können auch die zum 
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vorbehaltenen Bermögen der rau ($$ 206 ff., 221 ff. II 1 ALR.) ge— 
börigen Grundftüde und Gebäude oder Bebäubeteile, welche ber Gewerbetreibende 
mit Genehmigung der rau für jeinen Gewerbebetrieb verwendet, ebenjomwenig 
wie wenn er jie von einem fremden gemietet oder gepadhtet hätte, für einen 
Beltandteil feines gewerblihen Anlage- und Betriebslapitales erachtet werden 
(€. in St. 74335.) Dapgemieteteodergepadhtete Ammobilien nicht 
zum Anlage» und Betrieböfapitale gehören, jollte als jelbitverftändlich gelten. 
Nah den mahgebenden handelsredhtlihen und wirtihaftliden Grundjäßen it 
es geradezu undenkbar, fremde YJmmobilien ald eigene zu behandeln. 
Ein Kaufmann, welder in den Büchern und Bilanzen gemietete oder gepadhtete 
Immobilien als „jeine Grundftüde“ ($ 39 HGB.) verzeichnen und bewerten 
wollte, würde feinen Bermögenftand fälihen und ſich der Gefahr ftrafrechtlicher 
Berfolgung ausjegen. Fremde Ammobilien find dem Gemerbebetriebe 
weder dauernd, noch überhaupt gewidmet. Bon einer Widmung im Sinne 
des $ 23 tönnte man höchſtens hinfichtlich des Miet-, Pacht- oder fonftigen Nußung- 
tehhtes reden. TDieje Rechte gehören aber nicht zum Anlage» und Betriebs- 
fapitale (vgl. Rehm ©.185 f.). Wäre im $23 eine Abweichung von ſolchen funda- 
mentalen Grundſätzen beablichtigt worden, jo hätte dies in unzweideutiger 
Weiſe zum Ausdrude gebradht werden müſſen. Das ift nicht nur unterblieben, 
londern in der Begründung des GE. (vgl. oben Anm. 2 am Schluffe) wird geradezu 
der Anihluß an die „herrihende Auffallung“ hervorgehoben. Den ab- 
weichenden Nußerungen bei der Beratung des GE. im Herrenhaufe (vgl. Sten®. 
des HH. S. 193 ff.) fann deshalb fein Gewicht beigelegt werden. 


Wenn demgegenüber die Fragen aufgeworfen werden (Fallmann-Struß 
Anm. 3 zu $ 23), „warum hier nur der Pacht- und Mietzins, dagegen doch der 
Kapitalwert eines angeliehbenen Kapitales in frage fommen und 
warum dem Pacht- und Mietwerte eine gleichwertige, vom Anlage- und Be- 
triebötapitale abzurechnende Pacht- und Mietzinsichuld gegenüberftehen folle, 
während doch eine in gleicher Weile abzurehnende S ch uld gegenüber dem 
angeliehenen Kapitale nicht in Abrehnung zu bringen jei“ — fo liegt die Antwort 
nahe: Das von dem Gemwerbetreibenden angeliehene Kapital it jein Eigen- 
tum geworden und bildet demgemäß — im Gegenfabe zu dem fremden 
Grundftüde — einen Altivpoften des gemwerblihen Vermögens, während die 
Abzugsfähigleit der Schuld durch bejondere Geſetzesbeſtimmungen ausgeichlofien 
ift (vgl. oben Anm. 2). 

Hiernad) fann auch dem Grundfake, daß die dem Mießbrauche des Ge- 
werbetreibenden unterliegenden Immobilien zum Anlage- und Betriebsfapitale 
gehören (vgl. E. in St 7 434*), nicht zugeftimmt werden. 

D. Nicht zum Anlage- und Betriebdfapitale gehören (vgl. Fuifting II. 
Anm. 4,5 3u$6, Anm. 16 zu $ 9) alle nach dem Handelsrechte der Bilanzfähigfeit 
entzogenen Gegenftände und Rechte, insbejondere: 

a) Die jog. immateriellen Rechte und Gegenftände, wie Firma, 
Kundſchaft uſw. Jedoch tritt bei entgeltliher Erwerbung die Bilanz- 
fähigfeit und hiermit die Zugehörigleit zum Anlage- und Betriebstapitale ein (E. 
in St. 11 42), _ _ 

b) ®olizeilihe oder obrigkeitlihe Konzejfionen ujw. zur Ausübung 
eines Gemwerbebetriebes, welche jich lediglich als eine öffentlih-rehtlihe Voraus- 
jeßung der Betriebsausübung, aber überhaupt nicht ald dem Betriebe „gewidmete 
—— und Rechte“ und ebenſowenig als Bermögensrechte dar— 

ellen. 

Insbeſondere bilden auch Apothetentonzeſſionen feinen Be— 
ſtandteil des Anlage- und Betriebskapitales, da ſtaatliche (polizeiliche) Konzeſſionen 
nicht zu den in Geld ſchätzbaren Rechten gehören. Ebenjowenig bildet der Ver- 
zicht des Vorgängers auf die Konzeſſion, auch wenn hierfür ein beftimmter Preis 

11* 
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bei Übernahme der Apothele gezahlt worden ift, einen Beitandteil des Anlage- 
und Betriebstapitales (U. VI. G. 17 vom 5. Mai 1898). Dies gilt jedoch nicht 
von den Brivilegien; die noch beftehenden Apothetenprivilegien find ſämt— 
ich Real privilegien, und müffen bei der Bewertung des privilegierten Grund- 
ftüdes berüdjichtigt werden (vgl. Yuifting II. Anm. 13 zu $ 4). 

c) Die einem Gewerbetreibenden von einem anderen als Kaution über 
gebenen Werte (E. in St. 9 426). 

d) Der von den Gejellichaftern einer Gejellihaft m. b. H. noch nihtein- 
gezahlte Teil des Stammtapitales (E. in St. 11 425). Die auf das Stamm- 
fapital gemachten Sadeinlagen dürfen, falls ein Minderwert von der Gejellichaft 
nicht behauptet ift, mit dem dafür in dem Gejellichaftvertrage feitgejekten Geld- 
werte angejeht werden (E. in St. 10 416). 

E. Da nah $ 1 nur die in Preußen betriebenen ftehenden Gewerbe 
jteuerpflichtig und nad) $2 die außerhalb Preußens domizilierten, aber in Preußen 
ihren Betrieb ausübenden Unternehmungen nur nah Mafgabe des preußiſchen 
Betriebes zu beiteuern find, jo bedarf es bei Feititellung des Anlage- und Betriebs- 
tapitales jolcher Betriebe der Ausjonderung der auf den auswärtigen Betrieb 
entfallenden Beftandteile (vgl. Art. 19). er m 


6. Das im $ 23 des GE. fehlende Wort „vbauernd“ iſt auf Grund eines 
Beichluffes der Kommiſſion des AH. (KB. ©. 21) zugejeht worden, um der An- 
nahme vorzubeugen, dak zu dem Anlage- und Betriebsfapitale auch die nur vor- 
übergehend einem Geſchäfte überlajjenen Werte, aljo die Geldmittel aus dem 
Kontoforrent oder die Depofiten, gerechnet werden. Die hierauf bezüglichen 
Verhandlungen jind in dem U. vom 25. Oft. 1894 (E. in St. 3 300 ff.) ausführlich 
erörtert. 

A. Depojiten und Spareinlagen ber Boridhuf- und 
Kredbitvereine dürfen dem Anlage- und Betriebstapitale nur ausnahmweiſe 
und unter bejonderen Umftänden, welche fieihbrem inneren Weſen nad 
al3 dauernd dem Gewerbebetriebe gewidmete Werte ericheinen laſſen, zugerechnet 
werben. Hierbei iſt die Dauer der Kündigungsfriiten für jih allein kein 
ausreichendes Merkmal, vielmehr fommt es insbefondere auf die Abſicht der 
Kontrahbentenan „Eigentlihe®PDepofiten im faufmänni- 
ihen Sinne werden niemals zum Betriebstapitale zu 
rtehnenjein" (E. in St. 3 298 ff.). 

Die gleihe Rechtsauffaſſung zeigen die ®. vom 22. Nov. 1892, 25. Nov. 
1893, 7. Dez. 1894 und 19, Januar 1901 (Mitt. H. 26 Nr. 43, H. 29 Nr. 24, H. 30 
Nr. 34, H. 42 Nr. 20). Hiernad) finden diejelben Grundfäße auch auf gewerbliche 
Spartajjen jowie auf Boit-Spar- und Vorſchußvereine Anwendung. 

B. Die gleihen Rehtsgrundjäße gelten bei Aufnahme von Darlehen: 

a) „Wie das OVG. in feftitehender Rechtſprechung ausgeſprochen hat, find 
Spareinlagen und Depofiten grundfäblic dem Anlage- und Betriebstapitale nicht 
hinzuzurechnen. Enticheidend für die Beurteilung ift dabei der Wille der 
Kontrahenten, die Abjicht, welche fie verfolgen. Dasjelbe ift der Fall bei 
VBerftärtungen des Betriebäsfapitales. Geht die Abjicht des 
Darlehnsnehners, jowie des Darlehnsgebers nicht dahin, das Betriebstapital 
dauernd zu veritärfen und an dem Gewinne des Betriebes ſich zu beteiligen, 
fondern lediglih auf einevorübergehende Verſtärkung der Betriebsmittel 
und eine vorübergehende Überlajiung der Mittel zu diefem Behufe, 
fo Tann von einer Hinzurechnung der betreffenden Beträge nicht Die Rede jein“ 
(u. VI. G. 590 vom 21. Nov. 1895). 

b)Einedauernde Widmung zum Gewerbebetriebe ($ 23) findet bei einem 
Darlehen nur dann ftatt, wenn die Darlehnjumme zur dauernden Ber- 
ftärfung der Betriebsmittel dienen joll. Wenn ein Darlehen nurzurvorüber- 
aehenden Berftärfung der Betriebsmittel auf Furze Zeit aufgenommen 
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und zurüdgezahlt, und ein anderes Darlehen von einem anderen Darlehns- 
geber aufgenommen wird, jo tft letztete Aufnahme ein zweites völlig jelbftändiges 
Geſchäft, und die hierdurch beſchafften Mittel dienen wiederum nur zur dor- 
übergehbenden PBerftärtung der Betriebsmittel. Daß die betreffenden 
Schuldverbindlichkeiten am Schluſſe mehrerer Jahre ungefähr gleich hoch find, 
rechtfertigt für jich allein nicht die Annahme einer dauernden Widmung. Eben- 
jowenig fann ein auf Wechſſel bei der Reichsbank aufgenommenes Darlehen, 
das notoriſch in kurzer Frift zurüdzuzahlen ift, vem Anlage- und Betriebsfapitale 
hinzugerechnet werden (U. VI. G. 131 vom 31. März 1898). Das gleiche gilt für 
die durch Lombardierung bei der Neichäbant beidhafften Geldbeträge 
(u. VI. G. 299 vom 16. Sept. 1897). 


C. Eine bantmäfige Krediteröffmung in beftimmter Höhe ift 
nichts anderes al3 die Anerfennung, daß der Gewerbetreibende in diefer Höhe für 
die laujenden Gejchäftsgelder regelmäßigen Geſchäftskredit genießt; eine 
Vermehrung des für die Steuerpflichtigfeit maßgebenden Anlage- und Betriebs- 
fapitales wird hierdurch nicht bewirkt (U. VI. G. 133 vom 21. April 1898). 


7.3) Bei der Bereinigunggewerbliherund nihtgemwerblider 
oder teuerpflihtiger und teuerfreier Betriebe ineiner Hand 
(vgl. Anm. 17 zu $ 1) dürfen nur die auf den fteuerpflidhtigen Betrieb entfallenden 
Teile des Anlage- und Betriebsfapitales in Betracht fommen: id > 

„Es iſt ein feititehender Rechtsgrundſatz, daß bei einem zu wejentlichen 
Teilen zugleidy auf die Beihaffung der eigenen wirtichaftlihen Bedürfniiie des 
Unternehmers und auf Erzielung eines gemwerbliden Gemwinnes gerichteten 
Unternehmen die Steuerpflichtigfeit ſich auf den legteren Teil beſchränkt. Wie bei 
jolhen Unternehmungen hinfichtlich des auf die Beichaffung der eigenen Be- 
dürfnijje gerichteten Teiles von einem gewerblichen und fteuerpflichtigen Ertrage 
nicht die Rebe fein fann, jo darf folgerihtigerweife auch der hierauf entfallende 
Teil des Anlage- und Betriebstapitales nicht angerechnet werden. Nicht die dem 
gejamtenlinternehmengemidmeten, jondern nur die demgemwerb- 
lihen Teile des Unternehmens dienenden, in dieſem und für dieſen werbenden 
Werte bilden das für die Beiteuerung maßgebende Anlage- und Betriebäfapital 
im Sinne bes $ 23 (E. in St. 4 427). 

Wenn ein Verein überwiegend gemeinnüßige, auf die Förderung der all- 
gemeinen Gejundheit gerichtete Zivede verfolgt und zugleich eine dieſem Zwecke 
dienende gewerblihe Badeanitalt betreibt, jo dient feineswegs das gejamte Ver- 
mögen des Bereines gewerblihen Zwecken (U. VI. G. 170 vom 8. Juni 1905). 

b) „Auch eme Altiengejelljhaft kann, ebenjo wie eine phyſiſche 
Berion, nebeneinander zwei jelbftändige, voneinander unabhängige 
Erwerbzweige verfolgen, deren einer einen Gewerbebetrieb baritellt, deren anderer 
aber, wie z. B. die Landwirtichaft, einen gewerblichen Charakter nicht an ſich 
trägt. Der Betrieb der Landwirtichaft wird unter diefer Vorausſetzung auch nicht 
deshalb gewerbejteuerpflichtig, weil die Altiengejellihaft einen Teil der Erzeug- 
niffe der Landwirtichaft, A B. die gebauten Rüben, in den neben der Landwirt— 
ſchaft betriebenen gemwerblihen Unternehmungen verarbeitet oder in jonftiger 
Weiſe verwendet — vgl. $4 Nr. 1; Art. 8“ (U. VI. G. 440 vom 9. Jan. 1896). 

Dagegen fann einerein gewerbliche Altiengejellichaft nicht, wie zine 
natürliche Berjon, einzelne Beftandteile des Anlage- und Betriebstapitales in der 
Weiſe von ihrem Vermögen abjondern, daß fie zwar zu ihrem Vermögen, aber nicht 
zum gemwerblihen Anlage- und Betriebsfapitale gehören (vgl. unten Anm. 8 und 
Anm. 6Ceo zu $22). 

ce) „Wenn (wie bei einer neben der eigenen aud) fremde Mild) verarbeitenden 
Genofjenichaftsmeierei) das Anlage- und Betriebslapital ſowohl dem fteuer- 
pflihtigen, wiedem fteuerfreien Teile des Betriebes dient, jo kann 
bei Beurteilung der Vorausſetzungen des im $ 7 vorgefehenen bejonderen Frei— 
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ftelflungsgrundes bezüglich des erfteren Betriebsteiles ein verhältnismäßiger Teil 
des ganzen Anlage- und Betriebsfapitales als dasjenige bes an jich fteuerpflichtigen 
Betriebes angenommen werden. Das gejamte Anlage» und „Betrieböfapital 
ift daher in Anwendung des den Vorſchriften des Art. 2 Abj. 1, 2, Art. 3 Nr. 3, 
Art. 1I Nr II2 zu Grunde liegenden PBrinzipes mit Rückſicht darauf, dat von der 
Beſchwerdeführerin die Mil von 330 Kühen der Genojjenichaftsmitglieder und 
von 70 fremden Kühen verarbeitet wird, nad dem Berhältnifje diejer Zahlen auf 
die beiden Betriebsteile zu verteilen“ (u. VI. G. 352 vom 6. Dez. 1894). 


d) „Gegenftände, insbefondere Betriebsanlagen, weldhe ſowohl einem 
fteuerpflihtigen wie einem fteuerfreien Betriebe dauernd gewidmet find, Dürfen 
bei der Feitftellung der Höhe des Anlage- und Betriebsfapitales des fteuerpflichtigen 
Betriebes nur zu einem verhältnismäßigen Teile Berüdiihtigung finden ..... 
Dabei wird zunächſt zu ermitteln jein, ob die Mühlenanlage in der Tat ſowohl 
dem landwirtichaftlihen, wie dem gewerblihen Betriebe als im wejentlicdhen 
gleihberedhtigten Hauptzweden, oder hauptiählih nur dem leßteren Betriebe 
dient und für landwirtichaftlihe Zwecke nur in nebenſächlicher und untergeordneter 
Reife verwendet wird. In dem lebteren Falle würde die Benußung zu land— 
wirtichaftlihden Zweden die Eigenichaft der Mühlenanlage als Bejtandteil ledig- 
lich des gewerblichen Anlage- und Betrieböfapitales nicht in Frage Stellen können, 
da hierfür nur der Hauptzweck, weldhem die Anlage dient, beftimmenb it. 
Anderenfalld® muß der Umfang, in welchem die Mühlenanlage in jedem der in Rebe 
ftehenden beiden Betriebe Verwendung findet, feitgeftellt, und nach diefem Ver— 
hältniffe bejtimmt werden, zu welchem Anteile der Wert der Anlage bei der 
Ermittelung des Anlage- und Betriebstapitales des Müllereibetriebes in Anjat 
zu bringen ift“ (U. VI. G. 285 vom 28. Nov. 1895; vgl. E. in St. 4428 *). 


e) Wenn Gebäude während eines Teiles des Jahres zum Vermieten möblierter 
Zimmer, während des anderen Teiles aber zur Selbitbemohnung benubt werden, 
jo ift der Wert nach dem Verhältniſſe der Zeit gewerblicher und der Zeit privater 
Benußung zu beftimmen, „jo daß z. B., wenn die Räume während %s des Jahres 
an Badegäjte vermietet oder zur Vermietung bereit gehalten, im übrigen aber 
vom Beliter jelbft bewohnt würden, nur !/s des Wertes als gewerbliches Anlage- 
Tapital angerechnet werden dürfte“ (U. VI. G. 230 vom 1. Dezember 1904). 


8.a) „Die gewervetreibende p hy jij ch e Perſon ift allerdings auch fteuerlich 
nicht behindert, gewerbliche Kapitalien, deren fie zum Betriebe des Gewerbes 
nicht mehr bedarf, aus dem Anlage- und Betriebstapitale auszufondern und zu 
nicht gemwerblidem, privatem Vermögen zu machen, ſelbſt wenn fie die Abficht 
hat, diejelben im Bedarfsfalle wieder dem Anlage» und Betriebstapitale zuzu- 
führen. Dagegen befindet jih eine rein gewerblide andelsgefellichaft 
nicht in der Lage, gewiſſe Teile des Anlage- und Betriebsfapitales, namentlich 
Kapitalien, als nicht dem Gewerbebetriebe dienend auszufondern und als nicht 
gewerblihe Beltandteile ihre 3 Vermögens bejonders zu verwalten; fondern 
da3 gelamte Anlage- und Betriebstapital bleibt einheitlich, unmittelbar 
oder mittelbar, dem Gewerbebetriebe erhalten“ (11. VI. G. 749 vom 17. Yan. 1895). 


b) Wenn ein zindbar angelegtes Kapital in den Büchern einer offenen 
Handelsgejellihaft auf den BPrivatfonten der Gejellihafter gebucht iſt und 
die Binjen unmittIbar den letteren zufliehen, jo bildet es feinen Beftanbteil 
bes gewerblichen Betriebstapitales und die Zinſen gehören nicht zum fteuerpflich- 
tigen Ertrage, jelbit wenn das Kapital gemeinihaftlidhes Eigentum 
der Gejellihafter ift (U. VI. G. 368 vom 17. Oft. 1895). 

c) Wenn ein einer offenen SHandelsgejellihaft gehöriges Zweiggeſchäft 
verfauft, der Erlös teils bar, teils in ſonſtigen Werten (Aktien) gezahlt und der 
Barbetrag unter Die Geiellichai fter verteilt ift, die Aftien aber al3 ungeteiltes, 
zur Anlage in anderen gewerblichen Unternehmungen beitimmtes Eigentum der 
s#elelfihaft aufbewahrt werden, jo gehören die verteilten Barbeträge 
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niht mehr zum gewerblichen Anlage- und Betriebslapitale, während bie Aktien 
ald Rejervefonds dem Tehteren erhalten bleiben. „Liegt ein Teil bes Anlage- 
und Betrieb3lapitales ftill oder wird ein folder vorübergehend zinsbar angelegt, 
jo findet damit ein Ausjcheiden noch nicht ftatt; er bleibt nad) wie vor tem Ge- 
merbebetriebe dauernd gewidmet (vgl. E. in St. 3 238). Hiernad) find die Zinſen, 
oder Dividenden der Altien und Wertpapiere dem fteuerpflichtigen Ertrage ber 
Firma hinzuzurecynen“ (U. VI. G. 262 vom 24. Nov. 1898; vgl. E. in St. 9 424). 

d) „Alles und jedes Vermögen einer nur gewerbetreibenden 
Aftiengefellihaft, welches überhaupt dauernd dem Unternehmen dient, ift 
notiwendigerweife zugleih dem Gewerbebetriebe gewidmet und hiermit Zeil 
des Anlage- und Betriebsfapitales ($ 23). Eine Ausjonderung einzelner Ber- 
mögen3werte für nicht gewerblide Zwede der Ultiengejellihaft ift gar nicht 
denkbar. Eine Attiengejellihait fan, um den Vergleich mit einem Einzelfauf- 
manne anzumenden, ihrer Verfaſſung nad) nicht, wie diejer, zugleich Gewerbe— 
treibender und Kapitalift fein und einen Teil de3 Bermögens aus bem Gewerbe- 
betriebe herausziehen, um ihn ala ir gewerbliches Kapital anzulegen — vgl. 
€. in St. 3 234" (E. in St. 3 4097.). 

e) Die von einerrein gewerblichen Aftiengejellihaft um Zwecke 
ihres Gewerbebetriebes3 (Ausbeutung von Kreide- und Tonlagern) 
erworbenen Grundftüde gehören, auch wenn fie noch nicht dieſem Zwecke gemäß, 
ſondern landwirtſchaftlich durch Selbitbewirtihaftung oder Verpachtung genußt 
werden, zum Anlage- und Betriebskapitale und die davon erzielten Erträge 
find fteuerpflichtig (U. VI. G. 602 vom 9. Yan. 1896; vgl. aud) Anm. 3Dbzu$4. 


g 24. 


Die Beranlagung der Gewerbeftener erfolgt für jedes GSteuerjahr. 

Für die Steuerberanlagung maßgebend ijt der Ertrag des bei Bor- 
nahme derjelben abgelaufenen Jahres, beziehungweije da8 Anlage» und 
Betriebatapital nach jeinem mittleren Stande im vi Jahre. 

Beiteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Zahr lang, jo ift der Ertrag 
und das Betriebötapital nach dem zur Zeit der Beranlagung vorliegenden 
Anhalte zu jchägen. 

Wäh rend des Steuerjahres eintretende Anderungen jind erjt bei der 
Beftenerung für dad folgende Jahr zu beriidjichtigen. 


Zu 8 24. 

Inhalt: 
1, Ausführungbeftimmungen. 6, en des bi. 2 im Gegenſatze 
2 teuerjah .8. 
2 6 * Rachträgliche Einnahmen. 


3. Ausichluß der beim Beginne des Steuerjahres 


| 
In 
eingeftellten Betriebe. | 8. Bemeſſung des Anlage- und Betriebslapitales 


* feinem mittleren Stanbe. 

Abf. 3; Bugrunbelegung bes wirklichen Er- 

traged des GSteuerjahres im Rechtämittel- 
ahren. 

10. Abi. 4. 


4. Unabhängigkeit ber Beranlagung von ber Art 
der kommunalen Befteuerung. 

5. SL 2; das bei ber Beranlagung abgelaufene 
Yahr. | 


1. Zu $ 24 vgl. Art. 18. 

2. Das Steuerjahr ift dad Etat- oder Rechnungjahr, welches nad) dem Ge- 
iege vom 29. Juni 1876 (GS. S. 177) vom 1. April bis zum 31. März läuft und 
nad) dem Gejebe vom 12. Juli 1876 (GS. S. 288) auch für die Veranlagung und 
Erhebung der direlten Steuern gilt. 

3. Die Veranlagung der Gewerbeitener erfolgt nad) $ 24 Abj. 1 für jebes 
Steuerjahr. Die Vorausfegungen des Gewerbebetriebes find nad) den Ber- 
hältniffen zur Zeit der Veranlagung oder bei Beginn des Steuerjahres zu be- 
urteilen. Nur derjenige Gewerbebetrieb unterliegt der Befteuerung, welcher 


9 
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zu dieſer Zeit betrieben worden ift; Betriebe, die zudieſem Zeit— 
punfte eingeftellt find, dürfen nicht beſteuert werden — vgl. auch 
Art.27Nr.5, Art. 46 Ilc und II 8,9, Art. 47,48“ (U. VT.G.262 vom 24.Nov. 1898). 

4. „Es kann fein Zweifel darüber obwalten, daß die nad) dem GewG. fteuer- 
pflihtigen Gewerbebetriebe als joldhe aud nah Etlaß des Aufh®. und bes 
KAG. von den nad) dem GewG. zuftändigen Organen, aljo zunädjt von den 
Steuerausfhüflen zur Gemwerbefteuer veranlagt werden müſſen, und zwar ohne 
Nüdficht darauf, ob etwa bejondere Gewerbeſteuern in einer Gemeinde eingeführt 
find, oder ob tatjächlih Prozente der ftaatli veranlagten Gemwerbeiteuer zur 
Dedung der fommunalen Bedürfnifje erhoben werden“ (E. in St. 6 380). 

5. a) „Nach $ 24 joll das bei Vornahme der Steuerveranlagung abge- 
laufene Jahr maßgebend fein. Welches Jahr ala abgelaufen gelten joll, 
ift hierin nicht ausgedrüdt, und damit ift der Spielraum gegeben, das individuelle 
Geſchäftjahr eines jeden Gemerbetreibenden, welches zur Zeit der 
Bornahme der Peranlagung abgelaufen ift, zu Grunde zu legen. Eine 
weitere Freiheit hinfichtlich der Auswahl des Jahres ift nicht zugelaffen, 
insbejondere nicht etwa dahin, daf dasjenige Jahr zu Grunde zu legen ift, deſſen 
Ergebniſſe bereit3 rehnungmäßig und endgültig feitftehen. Vielmehr erſcheint 
nach $ 24 als das bei Bornahme der Veranlagung abgelaufene Jahı das legte 
Geſchäftjahr oder das letzte Kalenderjahr ohne Rüdjfiht darauf, 
ob die Ergebnijje desjelben feftgeftellt find oder nidt. 
$ 28 fommt dabei gar nicht in Betracht und regelt, wie ihon die Überfchrift an- 
deutet, ganz andere Verhältniſſe. Mit diefer Auffaſſung ftehen ſowohl Art. 18 
twie bie jpäteren ®. im Einklange. Nach der ausdrüdlihen Vorjchrift der ®. vom 
23. Dez. 1893 (Mitt. H. 29 ©. 33) fann der Umitand, daß Altiengejell- 
Ihaften oft erit einige Monate nach Ablauf ihres Gejchäftjahres in der Lage 
jind, den hierauf bezüglihen Geichäftsbericht und die auch formell JRR nr: 
Bilanz beizubringen, eine Abweichung von der Regel der Zugrundelegung des 
legten Jahres nicht rechtfertigen; vielmehr foll bei nicht rechtzeitiger Bei- 
bringung der erforderlihen Unterlagen der Ertrag des legten Jahres durch 
Schätzung feitgeftellt, jedoch bei der Enticheidung über ein etwa eingelegtes 
Rechtsmittel in jedem Falle das Ergebnis der — inzwiſchen fertiggeftellten — Bilanz 
zu Grunde gelegt werden. — In der B. vom 8. Sept. 1894 (Mitt. 9. 30 ©. 49) 
iſt jodann mit Rüdjicht auf die aus der Schäßung des Ertrages bei VBeranlagungen 
in der Gewerbefteuerflajje I fi ergebenden Übelftände zugelafien 
worden, daß in bejonderen Fällen ausnahmmeile die Ergebnijje des letztvoran— 
gegangenen Jahres, für weldhes die Abihlüfjje ijhon bemirft 
werden fonnten, bei Bornahme der Veranlagung ala mafgebend an- 
genommen werben“ (E. in St. 4 408). 

b) Das mafgebende Borjahr ift nicht das der Vorbereitung, jondern das 
der YWusführung der Veranlagung (Beichlußfaflung des Steuerausichuffes) 
vorhergehende Jahr (E. in St. 3 358). 

6. a) Die Anwendung des $ 24 Abi. 2 ſetzt eine wejentlihe Gleid- 
artigkeit des Gejchäftsbetriebes im Vorjahre und im Steuerjahre voraus. 
Bei wejentlicher Ungleichartigfeit ift Abi. 3 anzuwenden. Die Unterlaffung einer 
hierauf gerichteten Prüfung im Falle der Übernahme des bisher von einer Handels- 
geiellichaft betriebenen Geſchäftes durch einen der Gejellihafter bildet einen 
wejentlihen Mangel des Berfahrens (E. in St. 3 316 ff.). 

„Wenn die Betriebsverhältniffe im Steuerjahre mit denen im Borjahre ver- 
glihen werden jollen, jo müſſen hinſichtlich der erfteren felbftverftändlich nicht 

loß die bis zum Beginne des Steuerjahres bereits eingetretenen, jondern auch 
diejenigen Beränderungen berüdjichtigt werden, deren Eintritt im Laufe bes 
Steuerjahres ſchon vor deſſen Beginn mit Sicherheit feſtſtand“ (E. in St. 9 432). 

b) „Nach $ 24 Abſ. 2, 3 wird der Befteuerung nur dann der Ertrag bes 

legten Geichäftjahres (Art. 18) zu Grunde gelegt, wenn der Ertrag eines vollen 
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Jahres bereitö bei der Veranlagung oder beim Beginne des Steuerjahres feit- 
geftellt werden kann. Trifft dieſe Vorausfeßung nicht zu, fo iſt gemäß $ 24 Abi. 3 
der Ertrag nad dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalte zu jchäßen. 
Sind aber bei einem beftehenden Betriebe im lebten Geſchäftjahre jo wejent- 
Iihe Beränderungen eingetreten, daß er fih im Verhältniife zu dem 
früheren Betriebe als ein anderer bdaritellt, jo gelangt nicht Abſ. 2, jondern 
Abi. 3 zur Anwendung (vgl. E. in ©t. 3 315). — Bei einem Bant geſchäfte 
wird der gejamte Betrieb im ganzen und einzelnen, nad) Urt, Umfang und Renta- 
bilität auf das allerweſentlichſte von der Höhe des Betriebskapitales be- 
einflußt; eine erheblihe Erhöhung des Grundfapitales einer Aftiengejellichaft, 
Deren Zwed Betrieb von Banfgejhäften ift, verändert daher in weſentlicher 
Weile die Grundlagen de3 Betriebes (vgl. E. 12 102, 17 154). Als eben ſolche 
Anderungen eriheinen die Ausdehnung des Beichäftsbetriebes auf Berlin, 
die Errihtung einer Zweigniederlafjung und der Erwerb zweier großer Bantier- 
geichäfte dajelbit. Hiernach ift eine jo wejentlihde Veränderung der Grundlagen 
des bisherigen Betriebes eingetreten, daß von einer Gleichartigteit des Betriebes 
nicht mehr die Rede fein fann — vgl. E. 27 25 ff.“ (U. VI. G. 7 vom 23. Juni 
1898). gl. wegen wejentliher Änderungen aud Anm. 4, 5 zu $ 41. 

7. „Einnahmen, welche durch den Betrieb während des für die Steuerver- 
anlagung maßgebenden Geſchäftjahres nicht erzielt worden, jondern nad 
Ablauf desjelben durch Zuwendungen dritter einer Altiengejellichaft zuge» 
flojien und nahträglic zur Verbeflerung der Bilanz für das abgelaufene 
Geſchäftjahr verwendet worden find, dürfen bei Berechnung des fteuerpflichtigen 
Ertrages des mahgebenden Geichäftiahres nicht in Anjak gebracht werden“ (E. 
in ©t. 4 314). 

8. Die dem Art. 8 des badischen Gemwerbefteuergejebes vom 20. Juni 1884 
nachgebildete Beftimmung im Abj. 2 über die Bewertung bes Anlage- und Be— 
triebsfapitales „nah jeinem mittleren Stande“, iſt unflar. Anſcheinend 
joll hiermit für die Fälle von Schwankungen eine Durchſchnittbewertung bor- 
geichrieben werden. Da aber Inventur und Bilanzzichung nur einmal, am Schlufie 
des Nahres, vorgenommen werden, jo fehlt es an den Faktoren einer Durch— 
ichnittberehnung. Schwankungen in der Höhe der Warenbeftände ujw. würden 
überhaupt nicht in Betracht fommen, da der Bergrößerung ber Rarenbeitände ujiv. 
eine entiprehende Bermehrung der abzugsfähigen laufenden Schulden 
gegenüberfteht. Jedenfalls ift die Borichriit praftiich von untergeordneter Be- 
Deutung. In der Praris geichieht die Bemejjung der Höhe des Anlage- und Be 
triebsfapitales regelmäßig nad dem Stande und den Werten am Jahresichlufie, 
und wenn ein &emerbetreibender hiergegen Einwendungen erheben wollte, 
wird er diele anzuführen und zu begründen haben. 

9. a) „Ein vollftändiger Wechjel in der Perion des Inhabers bedeutet ſelbſt 
bei möglihit unveränderter Fortießkung des Betriebes ſtets die Einftellung 
des alten und die Begründung eines neuen Geſchäftes, jo daß nicht gemäß $ 24 
Abi. 2 das abgelaufene Jahr maßgebend, jondern gemäß $24 Abſ. 3 Schätzung 
nach dem zur Zeit der Beranlagung vorliegenden Anhalte notwendig ift; nur 
fomweit es fih um die Gewinnung von Anhaltpunften handelt, find die Ergebnifie 
des abgelaufenen Jahres zu berüdfichtigen* (E. in St. 10423). Bei einem bloßen 
Wechſel des Inhabers erfolgt für das laufende Steuerjahr feine neue Veran- 
lagung, jondern nur gemäß $ 41 Umfchreibung der veranlagten Steuer. 

b) „Sit beim Erlaffe der Berufung. (Einjpruch-) Entiheidung das erite 
Geihäftiahr ganz abgelaufen, fo bleibt der wirflidhe Ertran 
diefes Jahres, und nicht etwa der des Steuerjahres, zu berüdfichtigen. 
Denn wenn der 3. Abjah des $ 24 beftimmt, daß der Ertrag und das Betriebs- 
tapital, fall der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr lang befteht, nah dem 
zur Zeit der Beranlagung vorliegenden Anhalte geſchätzt 
werben jollen, jo müſſen hierunter vor allem die zur Zeit der Veranlagung bereits 
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vorliegenden Betriebsergebnijje (ſoweit der Ertrag in Frage fommt) verftanden 
werden. Sollen dieſe aber unmittelbar zum Anhalte für die Schäßung des Jahres- 
ertrages dienen, fo fann es ſich, mangels jeglicher Andeutung einer anderen gejeb- 
fihen Abficht, bei jener Schägung auch nur um das zur Zeit der Veranlagung 
felbft bereit3 im Laufe begriffene Betriebsjahr, deſſen Ergebnijje zum Teile 
—— vorliegen, handeln“ (U. VI. G. 347 vom 31. Jan. 1901; vgl. E. in St. 
10 424). 

10. Nach der überaus wichtigen Regel des Abſ. 4 wird die Veranlagung 
durch „während des Steuerjahres eintretende Änderungen“, d. h. durch jpätere 
Vorgänge, welche die Höhe de3 Ertrages oder de3 Anlage- und Betriebstapitales 
der veranlagten Betriebe beeinfluifen, überhaupt nicht berührt; vielmehr find 
ſolche Anderungen, ſoweit fie für die Einreihung in die Steuerflafjen oder die 
Höhe des Steuerjaßes Bedeutung haben, erft bei der Befteuerung für das 
folgende Steuerjahr zu berüdjichtigen. Diejer Grundjat rechtfertigt fich nicht 
nur aus allgemeinen, auch für die Einfommensbefteuerung (vgl. $$ 57, 59 EG.) 
zutreffenden Gründen, jondern ift für die Gewerbebefteuerung eine notwendige 
Folge der Bildung von Steuergejellichaften, der Berechnung der Steuerfontingente 
nach Mittelfägen und ber Steuerverteilung nad dem Ertragäverhältniffe in den 
Klajjen II bis IV (vgl. $$ 13—15). Gemäß jenem Grundjaße as tein jubjeltive 
und bloß örtlihe Beränderungen im Steuerjahre auf die Veranlagung keinen 
Einfluß (88 41, 42). Ebenfo iſt eine Nachbeſteuerung der veranlagten 
Steuerpflichtigen ſelbſt dann ausgeſchloſſen, wenn die zu niedrige Veranlagung 
entgegen den gejeglihen Borjchriften erfolgt war ($ 78). Ermäßigungen ver- 
anlagter Steuern find nad) 88 44, 45 geftattet. Neue Betriebe werden gemäß 
% 34 in Zugang geitellt; die völlige Einftellung eines veranlagten Betriebes, oder 
bei einer Mehrheit von Betrieben ($ 17) des Gejamtbetriebes, hat die Abgang- 
ftellung der veranlagten Steuer zur Folge ($$ 33, 58). 

Die Regel des Abj. 4 iſt von bejonderer Wichtigkeit für die Fälle der Eröffnung 
neuer Betriebe, ſowie die Einjtellung von Zweig- oder Teilbetrieben im Steuer- 
jahre jeitens eines veranlagten Gewerbetreibenden; auch hier ift eine 
Veränderung der Veranlagung ſtets ausgejchlofjen; dies gilt auch für die Er— 
Öffnung neuer Betriebe jeitens der fteuerfrei VBeranlagten (vgl. Anm. 4e 
zu $ 34, Anm. 5 zu $ 41). 


Befugniſſe des Steuerausſchuſſes besiehungmweile 
des Dorfikenden. 


g 25. 


Der Borjigende des Steuerausſchuſſes, welcher zugleich dad Intereſſe 
des Staates vertritt, Hat die Geſchäfte des Steuerausſchuſſes vorzubereiten, 
zu leiten und deſſen Bejchlüjje auszuführen. 

Zum Zwede der richtigen Beranlagung der Stenerpflichtigen hat er 
die erjorderlihen Nachrichten über ihren Gewerbebetrieb einzuziehen. 

Hierbei kann er jich nach feinem Ermejjen der Mitwirkung der Ge— 
meindes(Gut3-)borjtände und der Berwaltungbehörden bedienen, welche 
feinen Aufforderungen Folge zu leijten jchuldig jind. 

Der Borjigende kann den Stenerpflichtigen auf Antrag oder don Amts 
wegen Gelegenheit zur perjönlihen Berhandlung über die für die Ber- 
anlagung erheblichen Zatjachen und Verhältniſſe gewähren, auch eine Be- 
ſichtigung der gewerblichen Anlagen, Betriebftätten und Borräte während 
der Arbeitjtunden veranlaſſen. 

Sämtlihe Staats- und Hommmnalbehörden haben dem Borjigenden 
bie Einjicht aller, die Gewerbeverhältnijje der Stenerpflichtigen betreffenden 
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Bücher, Alten, Urkunden uſw. zu geitatten, jofern nicht bejondere geſetzliche 
Beſtimmungen oder dienftlihe Rüdjichten entgenenitehen. 


Zu S 25. 


1. Zu & 25 vgl. die Art. 22, 23, auch $ 35 Abi. 3—6 EG. und Fuifting I. 
Anm. 4—6, 10—13 zu $ 35. 

2. Ebenjo wie in Einfommen- und Ergänzungftenerfahen begegnen ſich 
auh in Gemwerbefteuerjahen die Ermittelungsvfliht der Steuer- 
behörden und die Anzeigepflicht der Pilichtigen (vgl. Fuifting I. Anm. 
5 zu $ 38, Anm. 2C, D zu $ 43; Fuiſting II. Anm. 3, 5 zu $ 25, Anm. 6 zu 
$ 33). Die Steuerbehörden haben unter Anwendung der vom Geſetze gebotenen 
Hilfmittel ($ 25 Abſ. 2—5, $$ 26, 27) die Befteuerungunterlagen und Mert- 
male von Amts wegen zu ermitteln, während die Steuerpflicdhtigen fpäteftens 
im Berufungverfahren die den Steueraniprud ausichliefenden oder beichränten- 
den Tatſachen und Rechtsverhältniſſe, fomweit fie den Steuerbehörden nicht befannt 
jind, anzuzeigen haben. Daß es jich für die Sammlung der Befteuerungunte:- 
lagen und Merfmale um eine Berpflihtung der Steuerbehörbden 
handelt, ift auch in Gemwerbefteuerfahen anerkanntes Recht: 

a) „Die Borligenden find verpflichtet, zum Zmwede einer richtigen 
Zeranlagung die erjforderlihen Nachrichten über den Gewerbebetrieb der Steuer- 
pflichtigen einzuziehen und die ihnen gewährten Befugniffe und Hilfmittel 
(Art. 23), insbejondere die Berhandlungen über die Eintommeniteuerveran- 
anlagung zu benußen“ (E. in St. 3 268, 270). 

b) Die fakultative Faſſung der Abi. 3, 4 bedeutet nur, daß dem Vorſitzenden 
zur Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtung im einzelnen die Auswahl der 
geeigneten Mittel und Wege freigeftellt ift (E. in St. 3 270). 

3. Da3 DVG. Hat in zahlreihen Enticheidungen ausgeiproden, daß die 
Eintommenfteuerverhandlungen bei der Feititellung des gewerblidhen Ertrages 
nicht unberüdjichtigt bleiben dürfen, daf der für die entiprechenden FFeititellungen 
benußte Inhalt dieier Verhandlungen aktenmäßig vermerkt werden muß, dab 
die legteren, wenn der Beranlagte bei den Rechtsmitteln darauf Bezug nimmt, 
al3 Bemeismittel zugelafien und berüdjichtigt werden müfjen, und daß von ber 
‚reitftellung des gemwerblihen Ertrages bei der Einfommenfteuerveranlagung 
nicht ohne erfennbaren Grund bei der Gemwerbefiteuerveranlagung abgewichen 
werden darf (vgl. Anm. 5d zu $ 15, Anm 7D zu $ 36). 


8 26. 


Der Steuerausſchuß ift berechtigt, Sachverſtändige und Auskunftperſonen 
zu bernchmen, nötigenfalls auch diejelben zu beeidigen oder deren eidliche 
Vernehmung zu beranlajjen. 

Diejelben können die Auskunfterteilung anf die ihnen vorgelegten 
Fragen nur ans den nach Bejtimmung der Zivilprozekordnung zur Ber- 
weigerung des Zeugniſſes berechtigenden Gründen ablehnen. BPerjonen, 
welche bei dem Stenerpjlichtigen bedienjtet jind oder waren, bleiben bon 
der Bernehmung ausgeſchloſſen, injofern der Stenerpjlichtige damit nicht 
einverſtanden ift. 

3u 8 26. 


1. Zu $ 26 vgl. Art. 24. 


2. Wegen der Berpflihtung der Steuerausſchüſſe, bei unzureichender 
Sorbereitung der Zeranlagung durch den Borfitenden ($ 25) und bei Unzu- 
länglichfeit ihrer eigenen Kenntnis der Verhältniiie von den ihnen gebotenen 
Hilfmitteln zur Aufllärung der Sache Gebrauch zu maden, vgl. Anm. 5 zu $ 15. 
Insbeſondere müſſen die Steuerausſchüſſe im Veranlagung- ($$ 9, 10, 15) 
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wie im Einfpruchverjahren ($ 35) ihrerjeit3s Sachverſtändige oder Auskunft— 
perjonen zuziehen, joweit fie durch die aftenmäßigen Ergebnifje der amtlichen 
Erforſchung ($ 25) in Verbindung mit der ihnen felbft beivohnenden Kenntnis ber 
Verhältnifie nicht in den Stand geſetzt jind, ſich ein eigenes zuverläfliges Urteil 
über die ihnen obliegende Veranlagung zu bilden. Denn wenn das Gejeß den 
Steuerbehörden zur Erfüllung ihrer amtlichen Obliegenheiten die erforderlihen 
Hilfmittel bietet, jo würde die Unterlajjung der nach Lage der Sache gebotenen 
Benußung einen Gejeßesverftoß daritellen. 

Sadverftändige und Auskunftperjonen find an eriter Stelle Hilforgane 
derzsuftändigen Steuerbehörden. Dieſe haben daher auch über 
die AuUswahl zu befinden. Sietönnen hierbei den Vorſchlägen der Steuer- 
pflichtigen folgen, jind aber nicht daran gebunden. Die Auswahl hängt davon ab, 
daß die auszumählenden Perſonen nicht nur die für die Begutachtung erforder: 
lihen allgemeinen (techniſchen, faufmännifhen ujw.) Vorkenntniſſe haben, 
fondern auch mit den einjchlagenden örtlihen und individuellen Verhältniffen 
ausreichend vertraut jind. Die ihnen in legterer Hinficht etwa fehlenden Kenntniſſe 
haben ſich die jonit geeigneten Sadyverftändigen in ſachgemäßer Weile (Beſichti— 
gung nach $ 27 Abf. 3, Befragung des Steuerpflichtigen, Beteiligung an der amt- 
lihen Bernehmung des Steuerpflihtigen ufw.) zu bejchaffen. 

Der Wert des Gutachtens eines Sachverſtändigen hängt vonderfahlidhen 
Begründung ab. Denn nicht der Sachverſtändige, jondern die Behörde, 
deren Hilforgan er ift, hat zu enticheiden. Dieſe muß aljo durch die Begründung 
bes Gutachtens in den Stand gejett werden, das Ergebnis zu prüfen und jich 
überall ein eigenes Urteil zu bilden. Daß demgemäß verfahren ift, muß für den 
Fall der weiteren Verfolgung einer Sache im Rechtsmittelwege aus den Alten 
erjichtlich fein. Anderenfalls würde das Gutachten für die höhere Inſtanz wertlos 
bleiben. Ebenſo jind jubjeltive Meinungäuferungen von Perſonen — aud) Be- 
amten —, denen die nad) Lage des Einzelfalles erforderlichen allgemeinen Vor— 
fenntmifje abgehen, ohne Wert. 

Bol. zu voritehendenm beionders E. in St. 3 284, 5 178, ſowie Fuifting 
I. Anm. 2 zu $ 23, Anm. 5 zu $ 35, Anm. 2B, D zu $ 43. 

3. Die Zulaffung der Beeidigung durch den Steuerausſchuß jelbft ift etiwas 
Ungewöhnliches und beruht auf einem Beichluffe des AH. (vgl. KB. ©. 22). 
Den Eintommenjteuer-Veranlagungtommiflionen fteht eine ſolche Befugnis 
nicht zu; die Berufunglommilfion hat nur das Recht, die eidlihe Belräftigung 
des Zeugnifjes oder Gutachtens vor dem zuftändigen Amtsgerichte zu erfordern 
($ 43 EG.). Die Bernehmung und Beeidigung der Zeugen und Gutachter 
erfolgt duch den Borjigenden nah Mafigabe der Vorſchriften der $$ 
356 ff., 375 ff. 3PO.: 

$ 356, „Jeder Zeuge ift einzeln und vor jeiner Vernehmung zu beeidigen; 
die Beeidigung kann jedoch aus bejonderen Gründen, namentlih wenn Be- 
denfen gegen ihre Zuläfligfeit obmwalten, bis nad Abichiuß der Vernehmung 
— werden. 

Die Parteien können auf die Beeidigung verzichten.“ 

$ 357. „Der vor der Vernehmung zu leitende Eid lautet: 

daß Zeuge nad) beitem Willen die reine Wahrheit fagen, nichts ver- 

ihweigen und nichts hinzuſetzen werde; 
der nad) der Vernehmung zu leiftende Eid lautet: 

dab Zeuge nach beitem Wiſſen die reine Wahrheit geiagt, nichts ver- 

ſchwiegen und nichts hinzugeſetzt habe.“ 

\ 358. „Unbeeidigt find zu vernehmen: 

. Perjonen, welche zur Zeit der Bernehmung das jechzehnte Lebens— 
jahr noch nicht vollendet oder wegen mangelnder Verjtandesteife ober 
wegen Berftandesihwähe von dem Weſen und ber Bedeutung bes 
Eides feine genügende Boritellung haben; 
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2. Berjonen, welche nah den Beitimmungen der Strafgeſetze unfähig 
jind, ald Zeugen eidblih vernommen zu werden; 

3. die nach $ 348 Nr. 1—3 und $ 349 Nr. 1, 2 zur Verweigerung des Zeug- 
niſſes berechtigten Berjonen, fofern jie von dieſem Rechte feinen Ge- 
brauch machen, die im $ 349 Nr. 1, 2 bezeichneten Perſonen jedoch nur 
dann, wenn fie lediglid über ſolche Tatjachen vorgeichlagen jind, auf 
weldhe jich das Recht zur Verweigerung des Zeugnilies bezieht; 

4. Berionen, welche bei dem Ausgange des Rechtſtreites unmittelbar be- 
teiligt find. 

Das Prozefgericht kann die nachträgliche Beeidigung der unter den beiden 

legten Nummern bezeichneten Berjonen anordnen.“ 

8 359. „Jeder Zeuge it einzeln und in Abwejenheit der jpäter abzuhörenden 
Zeugen zu vernehmen. 

Zeugen, deren Ausiagen ſich wideriprehen, fünnen einander gegenüber- 
geftellt werden.“ 

8 360. „Die Vernehmung beginnt damit, daß der Zeuge über Vornamen 
und Zunamen, Alter, Religionsbekenntnis, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort befragt wird. Erforderlichenfalls find ihm Fragen über ſolche Umiftände, 
weldhe jeine Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sadıe betreffen, insbejondere 
über jeine Beziehungen zu den Parteien vorzulegen.“ 

$ 361. „Der Zeuge ift zu veranlafien, dasjenige, was ihm von dem Gegen- 
ftande feiner Bernehmung befannt ift, im Zujammenhange anzugeben. 

Zur Aufflärung und zur Bervollftändigung der Ausjage, jowie zur Er- 
forfehung des Grundes, auf welchem die Willenihaft des Zeugen beruht, find 
nötigenfalld weitere ragen zu ftellen. 

Der Borlitende hat jedem Mitgliede des Gerichtes auf Verlangen zu ge— 
ftatten, Fragen zu ftellen.“ 

$ 375. „Der Sachverſtändige hat, wenn nicht beide Parteien auf feine 
Beeidigung verzichten, vor Erftattung des Gutachtens einen Eid dahin zu leiften: 

daß er das von ihm geforderte Gutachten unparteiiih und nad beitem 

Willen und Gewiſſen eritatten werde. 

Iſt der Sachverſtändige für die Erflattung von Gutachten der betreffenden 
Art im allgemeinen beeidigt, jo genügt die Berufung auf den geleifteten Eid.“ 

4. Der Steuerausihuh ift berechtigt, das zuftändige Amtsgericht um die 
eidlihe Bernehmung zu erfucen. 

Begen der Gebühren der Zeugen und Sadhveritändigen, welche die Staatö- 
tete gu tragen hat ($ 74), vol. $ 51 Abi. 2. 

ber die Berechtigung zur Ablehnung eines Zeugnijies oder Gutachtens 
beftimmen die $$ 348—350, 372, 373 ZPO., abgedrudt bei Fuifting I. Anm, 
11 zu $ 38. 
Ss 27. 

Eine Borlegung der Geſchäftsbücher des Gewerbetreibenden findet 
nur ftatt, wenn diejer jelbjt dazu bereit ijt. 

Zur Dffenbarung von Geſchäftsgeheimniſſen ift der Gewerbetreibende 
in feinem Falle verpflichtet. 

Mit der Bejichtigung der Anlagen, Betriebftätten und Vorräte (S 25 


Abi. 4) können ohne Zujtimmung des Gewerbetreibenden andere Perjonen, 
ald Stantsbeamte, nicht beauftragt werden. 


Zu S 27. 
1. Zu $ 27 vgl. Art. 23, 24. 
2. Der Überfichtlihteit halber werden die Grundjäße über die Erhebung 
des Buch beweiſes, auch joweit jie auf das Rechtsmittelverfahren Bezug 
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haben, hier im Zufammenhange dbargeftellt (vgl. aud) Anm. 23 zu $22, Anm. 7 A 
zu 8 36 und Fuifting I. Anm. 5 zu $ 43): 

A. a) „Der von dem Steuerpflitigen zur Erhärtung feiner Angaben über 
Erzielung eines geringeren als des von der Gteuerbehörde angenommenen 
Ertrages angebotene Buhbemweid muß ftetserhoben und von 
dem Ergebnijjedarfnurabgewiden werden, injomweit 
jadhlide oder perjönlide Gründe einen ausreichenden 
Anhalt bieten. Wlgemeine jubjeltive Meinungen oder a er 
von Behörden oder Auskunftperjonen reihen Hierfür nicht aus“ (U. . 6. 
38 vom 29. Febr. 1896; vgl. auch E. in St. 3 220). 

b) „Hiervon barf auch nicht Abſtand genommen werden, weil der Steuer— 
pflichtige weder am Beginne noch am Schluſſe des Jahres eine Inventur auf- 
genommen hat. Denn eine Inventur iſt für diejenigen Gewerbetreibenden, die 
nicht zur faufmännifhen Buchführung verpflichtet find, nirgends vorgejchrieben 
und im Art. 16 iſt die Aufnahme des Warenbeftandes am Beginne und am 
Schluſſe des Jahres nicht für wejentlich erachtet. Denn 28 ift weder eine Ein- 
ftellung der aus dem Vorjahre übernommenen Beltände, nod eine Abrehnung 
der am Yahresichluffe verbleibenden Bejtände oder das umgekehrte Verfahren 
vorgeichrieben, anjheinend aus dem Grunde, weil unter gewöhnlihen Ber- 
hältnifjen die Unterichiede im Beitande des Warenlagers und in der Ergänzung 
desjelben jo unmwejentliche find, daß fie nicht weiter in Betracht gezogen zu werden 
brauchen“ (U. VI. G. 653 v. 28, Nov. 1895). 

c) „Insbejondere muß daran jeftgehalten werden, dab auch das von ben 
Gemerbetreibenden gebotene mehr oder weniger unvolllommene Br 
weismaterial nit unberüdfichtigt bleiben darf, jofern es zur Vervollftändigung 
der amtlihen Ermittelungen und hiermit zur Gewinnung zuverläſſigerer Unter- 
lagen für die Ertragsberehnufg oder Schätzung geeignet ijt“ (E. in St. 3 281). 

B. a) „Zur ordnungmäßigen Erhebung des Buchbeweijes 

ehört die Verhandlung mit dem Beranlagten über die ftreitigen oder unflaren 
Buntte unter protofollariicher Feititellung des Ergebniſſes. Iſt die Aufforderung 
u einer derartigen Verhandlung gegenüber dem Beranlagten unterblieben, 
io fönnen aus der unvolllommenen Beweisaufnahme dem Beranlagten 
nachteilige Folgerungen nicht gezogen werden. Erſt auf Grund einer 
ordnungmäßhigen Beweisaufnahme würde ſich feftitellen laſſen, ob die 
Bücher kaufmänniſch oder font ordnungmäßig geführt find, und melden Wert 
fie für die Erbringung des angetretenen Bemeijes befiten.... Mit der all- 
gemeinen Bemerkung, daß die Bücher niht faufmännifjc geführt jeien, 
läßt fich die Unterlajjung der Beweiserhebung nicht rechtfertigen. Selbft wenn 
Büher niht laufmänmisch geführt find, kann ihnen doc eine erheb- 
lihe Beweiskraft innewohnen. Die fireng faufmänniihe Form der Buch— 
führung (doppelte Buchführung) mag eine größere Sicherheit für die Voll— 
ftändigfeit und Nichtigkeit der Eintragungen gewähren; aber auch hiervon ab- 
weichende Arten der Buchführung haben Anſpruch auf Glaubmwürdigfeit des 
Inhaltes, wenn die Bücher nur ordnungmäßig, d. h. fo geführt find, 
dab aus ihrer Einrichtung und tatjählihen Führung mit Sicherheit auf die 
Abſicht geihloffen werden darf, die Eintragungen, für melde die Bücher be- 
ftimmt find, vollftändig und richtig zu bewirken. Ob und inwieweit den Handels- 
und fonftigen, Geſchäftsbüchern Beweiskraft beizumeſſen iſt, kann nur nach den 
Ergebniſſen einer ordnungmähigen Beweisaufnahme beurteilt werden. 
andels- und fonftige Geſchäftsbücher werden zunächſt nach geſchäftlichen Rück— 
fihten, nicht zu Steuerzweden geführt, und wenn die Verwendung ihres In— 
baltes für fteuerlihe Ziwede weitere Berechnungen uſw. erfordert, jo fann ihnen 
beshalb nicht ohne weiteres der faufmännisch e Charakter und ebenjomwenig 
der Wert ad Beweismittel abgeiprohen werden. Dagegen würde, 
fofern die Ermittelung des fteuerpflichtigen Ertrages nad der Art ber Buch— 
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führung weitläufige Zufammenftellungen und Berehnungen erfordern jollte, 
dem Beranlagten zur Erbringung des angebotenen Beweiſes die Anferti- 
aung und Borlegung entjpredhender Auszüge ufw. auf- 
erlegt werden können — vgl. hierüber aud die U. E. in St. 2 422, 432" (E. 
in St. 3 279*; vgl. aud €. in Gt. 3 220). 

b) „Wenn wegen ber Art und Weije, wie die vom Steuerpflihtigen vor⸗ 
gelegten Bücher zuſtande gelommen ſind, Bedenken gegen deren Richtigkeit 
und Glaubhaftigkeit beſtanden, ſo hätte die Beweiserhebung, insbeſondere 
auch die Begutachtung der Buchführung, ſich zunächſt auch noch darauf zu richten 
gehabt, ob die vom Steuerpflichtigen jelbjt oder unter feiner unmittelbaren 
Aufjiht geführten Bücher und Aufzeichnungen an fi vollftändig und glaub- 
haft find, und geeignete und hinreichende Unterlagen für die von einem dritten 
angefertigten Bücher bilden. Insbeſondere hätte der mit der Führung der 
Bücher Beauftragte über das hierbei beobadhtete Verfahren und die ihm ge- 
lieferten Unterlagen vernommen werden müſſen. Die Unterlagen wären vor- 
zulegen und zu prüfen geweien. Auch hätte es dem GSteuerpflichtigen frei— 
geftanden, jonftige zur Prüfung und Entiheidung jener Frage geeignete Beweis 
mittel zu bezeichnen, wie er auch in der Beichwerbe die Berfäuferinnen als 
Zeugen benannt hat. Wenn fih auf diefe Weile die Glaubhaftigkeit der Buch- 
führung, und auf diejer Grundlage als Ergebnis des Gewerbebetriebes ein im 
Verhältnifje zu anderen Betrieben geringer Ertrag oder ein Verluſt ergeben 
hätte, jo würde die Erzielung größerer Erträge bei anderen Betrieben feinen 
nn. für die Berwerfung des buchmäßigen Ergebnilies bilden“ (E. in St. 
11 432). 

C. a) „Der Bücherbeweis fann nad allgemeinen Grundſätzen und Beweis— 
regeln in der Berufunginftanz nur vor einer zuftändigen amtliden 
Stelle, alſo vor der Regierung felbft oder vor einem von ihr beauftragten Be— 
amten , erhoben werden. Es bedarf der aftenmäßigen Borla- 
dung des Beranlagten unter entfprehender Eröffnung über die ihn 
für den Fall der TZerminsverfäumung treffenden Rechtsnachteile. In dem Termine 
it dem Veranlagten Gelegenheit zu geben, fich über den von ihm aus den Büchern 
zu erbringenden Nachweis zu äußern, die Beweisftellen zu bezeichnen und die 
hervortretenden Unflarheiten und Differenzen aufzullären. Über den Anhalt 
der Berhandlungen mit dem Beranlagten ift ein von ihm mitzuvollziehendes, 
eventl. die Verweigerung der Mitvollziehung und deren Grund ergebendes 
Protokoll aufzunehmen.“ 

b) „An fi fteht nichts entgegen, auch in der Berufunginftanz ein Mit- 
glied des Steuerausjchuffes, wie mit anderen Ermittelungen, jo auch mit Kenntnis— 
nahme von dem Inhalte der Bücher zu beauftragen. Allein der Beauftragte 
handelt aladann nicht als Mitglied des Steuerausihuffes, welcher nah Erlaß 
des Einſpruchbeſcheides mit der Sache überhaupt nicht mehr befaßt ift, jondern 
al3 Sachverftändiger oder Auskunftperjon, und fann für ſich allein einen 
ordnungmäkigen Bücherbemweis, aus deſſen Ergebniljen Folgerungen 
zum Nachteile des Beranlagten gezogen werben follen, nicht erheben. 
Letzteres würde nur geihehen dürfen, nachdem dem Beranlagten von den Er- 
mittelungen Kenntnis und Gelegenheit gegeben, fi hierüber binnen einer 
beftimmten Friſt jchriftlih oder in einem von der zuftändigen amtlihen 
Stelle anzuberaumenden Termine — eventuell unter Borlegung der Bücher — 
zu äußern. Hierbei würde dem Verlangen nad) förmlicher Erhebung des Bücher- 
beweijes, unter Beadhtung ber oben bezeichneten Anforderungen, entiprocdhen 
werben müjfen. Der Zuziehung des Sadjverftändigen zu dieſem Termine würde 
ein Bebenfen nicht entgegenftehen“. (Zua und bU. VI. G. 750.20. Dez. 1894.) 

e) „Subalternbeamte dürfen gegen den Willen der Steuerpflichtigen mit 
der Erhebung des Buchbeweiſes nicht beauftragt werden — vgl. E. in St. 3 
200“ (U. VI. G. 151 vom 28. Oft. 1897). 
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D. a) „Das von der Regierung in der Berufunginftan; nachmals geitellte 
Verlangen nah Borlegung der Gejhäftsbüdher wäre nur im Falle unver- 
meidblider Notwendigkeit behufs Feititellung des fteuerpflichtigen 
Ertrages berechtigt gewejen. Schon zu wiederholten Malen ift in der Recht— 
iprehung des OVG. betont worden, dab der Bücerbeweis auf einmal 
vollftändig erhoben werden muß, und daß den Staufleuten nicht zugemutet 
werben darf, die für fie oft mit jehr empfindlichen Geihhäftsftörungen verbundene 
Rorlegung der Bücher zu wiederholten Malen zu bewirfen — vgl. E. in ©t. 
3 239 ff.“ (U. VI. G. 375 vom 14. Ott. 1897). 

b) „Der Beranlagte ift nur zur Borlegung der angebotenen Bücher, 
dagegen weder zur Überiendung derjelben, noch zu ihrer Belaſſung bei der 
Behörde verpflihtet. Die PRorlegung in feinen Geihäftsräumen zu 
verlangen, ift er nicht berechtigt“ (U. VI. G. 820 v. 8. Nov. 1894; vgl. auch E. 
in St. 3 223). Nach der ®. vom 18. Aug. 1896 (Mitt. H. 34 Nr. 32) foll jedoch 
den Geſuchen der Gewerbetreibenden um Borlegung der Geſchäftsbücher an 
ihrem Wohnorte tunlichit jtattgegeben werden. 

E. Die Grundjäte zu A—D beziehen jih nur auf die för mliche &- 
hebung des Buchbeweiſes. Einem Berjude, die beitehenden Differenzen auf 
andere Weife, 3. B. durh Beauftragung eines Sadhverftändigen mit Prüfung 
der Bücher, unter Einvernehmen mit dem Steuerpflihtigen auszugleichen 
und hiermit gerade der fürmlihen Beweiserhebung vorzubeugen, fteht nichts 
entgegen: 

„Es dürfte ſich im Intereſſe ſowohl der Beranlagungorgane, wie des Steuer- 
pflichtigen empfehlen, zunächſt den Verſuch zu ne an eine Einigung mit dem 
lesteren über eine zur Prüfung von Geſchäftsbüchern geeignete Perjönlichkeit 
herbeizuführen und durch dieje die Geſchäftsbücher des Steuerpflichtigen ein- 
jehen zu laffen. Sollten ſich bei der Erledigung des Auftrages Anftände ergeben, 
oder die von den Sadverftändigen auf Grund der von ihm bewirkten Prüfung 
der Bücher getroffenen Feititellungen der Regierung zu Bedenten Beranlafjung 
aeben, jo wird ji eine förmliche Beweiserhebung nit umgehen lajien“ 
(u. VI. G. 246 vom 28. Nov. 1895). 

3. „Im Falle der Erheblichleit m u $ die vom Steuerpflichtigen beantragte 
Beſichtigung der Geichäftsanlagen durch die betreffende Behörde vor- 
genommen werden — $$ 25, 27“ (U. VI. G. 804 vom 8. Nov. 1894). 


8 28. 
Belondere Berpflichtung der Aktiengefellfchaften. 


Juriſtiſche Perjonen, Altiengejellichaften, Kommanditgejellichaften auf 
Altien, eingetragene Genojjenjchaften und alle zur Bfjentlihen Rechnung- 
fegung verpflichteten gewerblichen Unternehmungen jind verpflichtet, ihre 
Gejchäftsberichte und Jahresabſchlüſſe, jowie darauf bezügliche Beſchlüſſe 
der Generalvderjammlungen nad den näheren Beftimmungen des Finanz 
minifters alljährlich der Bezirköregierung einzureichen. 


3u S 28 


1. Zu $ 28 vgl. Art. 23 Nr. 4. 

2. a) „Die Berggemwertihaften gehörennict zu den zur öffent- 
fihen Rechnunglegung verpflichteten Gejellichaften. Ebenjowenig gehören fie 
aber zu den juriftiichen Berfonen im Sinne des $ 28. Unter diejen find, worauf 
ſchon die bejondere Hervorhebung der Altiengeiellichaften, Kommanditgejell- 
ſchaften auf Altien und eingetragenen Genoſſenſchaften neben den juriftiichen 
Perſonen hinweiſt, die Ermwerbgeiellichaften, denen, wie den dort aufgeführten, 
den Gewerkſchaften und Gejellihaften mit bejchräntter Haftung, jelbitändige 
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Vermögens- und Rechtsfähigkeit beigelegt ift, nicht inbegriffen. Bon den Gewerk— 
ihaften fann hiernach, wie übrigens auch bereits in dem in H. 33 Nr. 6 der Mitt. 
abgedrudten Erlajje vom 12. Nov. 1895 ausgeiproden ift, die Einreihung der 
Jahresabſchlüſſe ujw. auf Grund des $ 28 nicht gefordert werden. Bon einem 
dahin gehenden Berlangen ift daher künftig Abitand zu nehmen. Soweit er- 
forderlih, müjjen die von den Gewertichaften auf Grund des & 24 Ubi. 2 des 
EG. eingereihten Jahresabſchlüſſe ufw. auch für die Gewerbefteuerveranlagung 
benußt werden“ (B. vom 6. Nov. 1897 — Mitt. H. 35 Nr. 49). 


b) „Nach den Motiven zu $ 28 unterliegen die juriftiihen Perſonen, ein- 
getragenen Genoſſenſchaften uim., welche gewerblihe Unternehmungen im 
Sinne des GewG. nicht betreiben, nicht der Verpflichtung, ihre Bilanzen 
und Gejchäftsberichte der Regierung einzureihen. — Moltereigenojienicaften, 
melde hinjichtlich des VBorhandenjeins ihrer Gewerbefteuerpflicht Zweifel hegen, 
werden zwar, um eine Beitrafung aus $71 auszuſchließen, qut tun, ihre Geichäfts- 
berichte auf Grund des $ 28 der Regierung jedenfalls vorzulegen. Einen Zwang 
auf alle Moltereigenoijenihaften zur Vorlegung diejer Berichte auszuüben, 
würde jich jedoch nicht rechtfertigen laſſen, wie auch eine Feſtſetzung von Strafen 
wegen Nichteinreichung der Geihäftsberichte gegen die Moltereigenofienichaften, 
joweit fie nicht gewerbefteuerpflichtig find, im Geſetze nicht begründet ift“ (8. 
vom 27. Mai 1896 — Mitt. 9. 34 Nr. 30). 

c) Bon den ®efellichaften m. b. 9. find nach $ 42 Abi. 4 RGeſ. v. 20. April 
1892 nur jolche, bei denen der Gegenitand des Unternehmens im Betriebe von 
Bantgejihäften beiteht, zur öffentlihen Nehnunglegung verpflichtet; 
nur diefe unterliegen alfo den Borichriften des $ 28 (vgl. ®. v. 2. Febr. 1894 — 
Mitt. 9. 30 Nr. 41). 


3. Belanntmahung des Finanzminiftere vom 1. Juli 1892 zu $$ 2, 28, 
57: „Juriſtiſche Perſonen, Attiengejellihaften, Kommanditgejellihaften auf 
Altien, eingetragene Genoſſenſchaften und alle zur öffentlihen Rechnunglegung 
verpflichteten gewerblihen Unternehmungen haben in der Zeit vom 15. bis 
30. Septemb. d. %. — und fernerhin alljährfidh — ihre Geſchäfts— 
berichte und Jahresabjchlüffe des legten Geſchäftjahres, jorwie darauf bezügliche 
Beſchlüſſe der Generalverſammlung derjenigen Königlihen Regierung einzu- 
reichen, in deren Bezirk das Gewerbe betrieben wird, oder wenn ber Betrieb 
in mehreren Regierungbezirfen ftattfindet, in deren Bezirk fie ihren Sit haben, 
beztw. der Sit der Geichäftsleitung oder der Wohnjit des von einer auferhalb 
Preußens domizilierten Unternehmung beftellten Bertreters fich befindet. — 
In Berlin tritt an die Stelle der Regierung die Königliche Direktion für die Ver- 
waltung der direften Steuern daſelbſt.“ 

4. Wegen der für die Erfüllung der PBerpflihtung haftbaren Berionen 


vgl. $ 19, wegen der Strafbeitimmung zur Erzwingung der Verpflichtung $ 71 
%. 1, 


g 29. 
Aamentlide Uachweiſungen für Klafe II—IV. 


Die der Beranlagung zu Grunde zu — namentliche Nachweiſung 
der Steuerpflichtigen wird für die Klaſſen II, III und IV durch die Steuer— 
ausschüjje feſtgeſtellt. Dem Borjigenden jteht dad Recht der Berufung 
an die Bezirfäregierung zu. Er hat von der Ausübung diejed Nechtes dem 
Stenerandjchnije Mitteilung zu machen, auch dejjen Erklärung darüber 
zum erfordern und der Berujungichrift beizufügen. 

Gegen die Entſcheidung der Bezirköregierung jteht nur dem Stener- 
ausſchuſſe binnen zehntägiger Ausſchlußfriſt nach erfolgter Mitteilung 
an die Mitglieder die Beichwerde an den Finanzminifter zu. 
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Zu S 29. 

1. Zu $ 29 vgl. Art. 34—36. 

2. Begründung des GE. (©. 52): 

„Die Freitftellung der namentlihen Nachweiſung der Steuerpflichtigen des 
Veranlagungbezirfes für die Klaffen IT, III und IV ift gleichbedeutend mit der 
Konftituierung der Steuergeiellihaften und foigeweile des nach 
Mitteljäben berechneten Steuerfontingentes. Hierbei werden erfahrungmähin 
Meinungveridiedenheiten jowohl der Mitglieder des Steuerausſchuſſes unter 
ſich, als auch zwijchen einer Mehrheit von ihnen und dem Vorſitzenden nicht 
ausbleiben. Es erklärt ji das ſchon aus der nicht immer übereinftinnmenden 
fubjettiven Schäßung von Ertrag und Kapital der einzelnen Betriebe. Daneben 
jedody auch daraus, daß verſchiedene Anterejjen ins Spiel fommen. Die Ab- 
geordneten der Steuergejellihaft glauben unter Umftänden ihr Intereſſe wahr- 
zunehmen, indem fie danach ftreben, jolhe Betriebe, welche fich der unteren 
Klaffengrenze nähern, von ihrer Gejellichaft fernzuhalten, um die höheren Schichten 
von der Übertragung des an dem Mittelfate bei jenen Betrieben Fehlenden 
zu befreien. Bon der anderen Seite ijt der Vorſitzende berufen, das Intereſſe 
de3 Staates an der richtigen Veranlagung der Klaſſe wahrzunehmen. Derartige 
Meinungverichiedenheiten müſſen jchleunig zum Austrage gebradt werden, 
wenn nicht die ganze Veranlagung ins Stoden geraten joll. Die zu dieſem 
Behufe in den Entwurf aufgenommenen Beltimmungen fließen fih den im 
der Praxis erprobten Vorſchriften für die jetzige Klaſſe AT an ($ 9 Nr. S des 
Geſetzes vom 19. Juli 1861).“ 

3. Die von dem Steuerausſchuſſe feitgeitellte namentlihe Nachweiſung ift 
ber Beranlagung zu Grunde zulegen, mithin einer nadträg- 
lihen Abänderung entzogen. Dies ift notwendig, weil die Zahl der in der Nach— 
weifung aufgeführten Mitglieder der Steuergejellihaft den Multiplitator bildet, 
durch dejjen Anwendung auf den Betrag des Mitteljahes der Klaſſe das von der 
Steuergejellihaft aufzubringende und mitteld der Veranlagung auf die einzelnen 
Mitglieder zu verteilende Steuerfontingent gefunden wird; die nachträgliche 
Anderung der namentlihen Nachweiſung würde aljo eine Erhöhung oder Er- 
mäßigung des Stontingentes bedingen und hiermit die Grundlage der Beran- 
lagung beeinträchtigen. Aus diefem Grunde erfolgt die Befteuerung der nadı 
Feititellung der namentlihen Nachweiſung zu Veranlagenden durch die Zu- 
gangliften, und zwar regelmäßig mit dem Mitteljage ($ 34). 

a) Nah $29 wird „die der Becranlagung zu Grunde zu 
legende namentlihe Nahmweilung der Steuerpflichtigen für die Klaſſen IT, 
III und IV durch die Steuerausihüfle Feitgeitellt.“ Soweit dieje Feit- 
ftelfung nicht von dem Vorſitzenden im Wege der Berufung angefochten wird, 
it fie endgültig. Dieſe Feititellung der namentlihen Nachweiſung if 
eine notiwendige Folge der im $ 13 angeordneten Bildung von Steuergejell- 
Ihaften, „welche für das Veranlagungjahr die Summe der für jeden Betrieb 
in Anſatz fommenden Mittelfjäte — abzüglih bezw. zufäblid bes 
duch Entjiheidungen über eingelegte Rechtsmittel 
($$ 35 ff.) veruriahten Zu- bezw. Abganges gegen die Veranlagung des Vor— 
jahres — aufzubringen“ haben. — Die Abgeordneten der Steuergejiellichaft 
haben die jih hieraus ergebende Steuerfumme gemäß $ 15 Nr. 1 Abi. 2 „nad 
ihrer Kenntnis oder Shätung des Ertragverhält- 
niſſes unter die einzelnen Mitglieder der Steuerge- 
jellihaft zu verteilen.“ Hiermit iſt die Mitwirkung der Steuer- 
ausshüffe der Klaſſen II—IV im Beranlagungsverfahren völlig er- 
Ihöpft. Denn die Zugangftellungen von Gewerbetreibenden, welche nad 
Deginn der jährlihen Veranlagung einen Betrieb anfangen, erfolgen durch 
den Borlikenden mit dem Hajjenmähigen Mittelfate ($ 34) und die Feſtſtellung 
ber vorenthaltenen Steuer ($$ 70, 73), jowie der Nachfteuer ($ 78) ift den Re— 
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gierungen vorbehalten. — Eine nad dem Abſchluſſe des Veranlagunggeichäites 
duch den Steuerausihuß zu bemwirlende „nachträgliche“ Veranlagung 
it dem Geſetze ganz fremd. Dies ift nicht etwa eine unbeabfichtigte Yüde 
des Geſetzes, jondern eine notwendige Folge der Einrihtung von Steuergeiell- 
ichaften, welde die jih aus Vervielfachung des klaſſenmäßigen Mittelfates 
mit der Zahl der Mitglieder ergebende Steuerfumme aufzubringen baben. 
Dieje Einrichtung erfordert zunächſt die Feitftellung der „der Veranlagung 
zu Grunde zu legenden“, alio hierfür mahacebenden namentlihen Nad- 
weilungen. Wollte man „nachträgliche Beranlagungen von Gewerbetreibenden 
zulafien, die nicht in der feitgeitellten namentlihen Nachweiſung enthalten 
jind, jo würde die namentlihe Nachweiſung die ihr im $ 29 beigelegte Bedeutung 
verlieren; fie würde aladann weder endgültig feitgeitellt, noch für die Veran- 
lagung maßgebend jein. — In Übereinftimmung mit der ſich aus $ 29 ergebenden 
Bedeutung ber namentlihen Nahweilung als mahgebender Rihtihnur für 
die Veranlagung wird im $ 13 nur der Zur und Abgänge infolge von Rechts— 
mittelentiheidungen ($$ 35 ff.) Erwähnung getan. Andere, die 
Steuerjumme berührende YZu- und Abgänge, insbejondere auf Grund nad» 
trägliher Beranlagungen, find dem Gejege unbetannt“ (E. in St. 10 431). 

b) „Nah $ 29 ıft die der Beranlagung zum Grunde zu 
legende namentlihe Nahmeijung der Steuerpflichtigen für die Klaſſen II, 
ITI und IV durch die Steuerausshülle feitzuftellen und gegen den Feſt— 
ftellungsbeichluß fteht dem Vorſitzenden des Steuerausichuffes das Recht der 
Berufung an die Bezirksregierung zu, während der Steuerpflichtige von der 
‚seititellung der Nahweilung überhaupt feine Kenntnis erhält. Wie in der 
Begründung zu $ 29 des Entwurfes ausgeführt ift, ift „Die Feititellung der nament- 
fihen Nachweiſung . . . gleichbedeutend mit der Konftituierung der Steuer- 
gejellihaften und folgeweile des nad Mittelfäben berechneten Steuer- 
fontingentes“. Hiernach lann es feinem Zweifel unterliegen, daß durch die 
Feititellung der namentlihen Nachweiſung, jomweit fie nicht von dem zuftändigen 
Borjigenden angefodhten iſt, ein Recht der Steuergesellidhaft 
auf die Zugehörigkeit des Steuerpflichtigen zu der betreffenden Klaſſe und auf 
feine Beteiligung an der Aufbringung des Steuerfontingentes der Klaſſe ($ 13) 
begründet wird. Abgejehen von der Anfechtung des Veranlagungergebniſſes 
durch den Steuerpflidtigen ($ 35) darf das der Stenergefellichaft —— bei⸗ 
gelegte Recht von ben Organen der Steuerverwaltung nicht durch Überweiſung 
oder Übernahme bes Steuerpflihtigen in eine andere Klaſſe unwirkſam gemacht 
werden. — Um Kolliiionen innerhalb der Klaſſen II—IV zu vermeiden, 
iſt im Art. 35 Nr. 1 ausdrüdlich vorgeichrieben, daf die FFeititellung der nament- 
fihen Nachweiſung bei der höheren Steuerklaſſe beginnt und der Neihe nad 
bei den folgenden Klaſſen fortgeiebt wird, jo daß die Ergebniſſe der Feititellungen 
in der höheren Klaſſe von dem Steuerausicyujie der folgenden unteren Klafie 
berüdiichtigt werden fünnen. Wenn zur Vermeidung von Kollilionen zwiſchen 
den Klaifen II—IV und der Hlafie I, für die eine Feitftellung ber nament- 
lihen Nachweiſung überhaupt nicht erfolgt, beiondere Ausführungvorichriften 
nicht getcoffen find, jo laſſen ficy die bier vorfommenden Kollilionen, da eine 
doppelte Beiteuerung desielben Steuerpflichtigen ausgeſchloſſen ift, nur durch 
Aufhebung der in Klaſſe I erfolgten Veranlagung eines in der endgültig feit- 
geitellten namentlihen Nahmeilung der Klaſſen II—IV aufgeführten Steuer- 
pflihtigen bejeitigen. — Die Beitimmungen in Art. 35 Nr. 7 und Art. 41 Abſ. 4, 
wonach in einem ſolchen Falle allein die Veranlagung in Stlaffe I zu Recht be- 
ftehen foll, befinden ſich nicht im Einflange mit $ 29 des Geſetzes“ (E. in St. 10 
420). Auf Grund diefer Entiheidung find die bezeichneten Ausführungbe- 
ftimmungen außer Kraft gelebt (vgl. Anm. 1 zu Art. 35). 

4. Die Feititellung erfolgt durch den Steuerausihußf, d. h. feine 
Beſchlüſſe jind derart mahgebend, daß die Anfechtung jeitens des Vorſitzenden 
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leine aufſchiebende Wirkung hat. Die Feſtſtellung der namentlichen Nachweiſung 
fann nicht abhängig gemacht werden von ben Ergebniſſen des im $ 29 geordneten 
Berufung- und Beichwerdeverfahrens, weil hiermit das ganze Beranlagung- 
geihäft einen ſtörenden Aufichub erleiden würde; vielmehr nimmt diefes Ber- 
fahren nach erfolgter Feititellung der Nachweifung ſeinen beſonderen Verlauf 
(Art. 35 Nr. 5 ff. Art. 36). 


5. Die FFeititellungbeichlüjie des Steuerausſchuſſes, mögen fie die Auf- 
nahme von Gemwerbetreibenden in Die Nachweiſung oder die Ausjcheidung folder 
betreffen, können nur von dem Vorſitzenden angefochten werden. Ein- 
zelnen, dem Mehrheitbeichluffe nicht zuftimmenden Mitgliedern des Steuer- 
ausichuffes fteht ein Anfechtungrecht nicht zu, ebenjowenig den in die nament- 
lihe Nachweiſung aufgenommenen Stenerpflichtigen. Letztere erhalten über- 
haupt von der FFeititellung der Nachweiſung feine Kenntnis; die ihnen zu- 
—— Rechtsmittel ($$ 35 ff.) richten ſich nur gegen das Ergebnis ber Ver— 
anlagung 

Wegen des Rechtes und der Berpflihtung des Vorſitzenden zur Einlegung 
ber Berufung, jowie wegen bed Berfahrens vgl. Art. 36. 


6. „Nur dem Steuerausihuffe“, d. h. der Mehrheit jeiner Mitglieder, 
nicht aber einzelnen Mitgliedern des Steuerausjchufjes und den Steuerpflitigen 
fteht dad Beſchwerderecht zu (E. in St. 9 441; vgl. oben Anm. 5). Dah dem 
Vorlipenden felbft wegen einer die Berufung zurüdweijenden Entiheidung der 
Regierung die Beſchwerde nicht gegeben ift, darf ala jelbftverftändlich betrachtet 
werden. Wegen ber Beſchwerde des Steuerausichufjes vgl. Art. 36 Nr. 3. 

7. Die Entiheidung des Finanzmintiters ift für die Feititellung der nament- 
lihen Nachweiſung entiheidend; dies jchlieft aber nicht aus, daß demnächſt Die 
Veranlagung in der beftimmten Klafje von dem Steuerpflidtigen im 
Wege der Nechtämittel ($ 35) angefochten wird. 


g 30. 
Berufungrecht des Borfikenden in Klafe L 


Gegen die Beranlagungbeichlüjie des Steneransjchujied der Klaſſe I 
ſteht dem Borjigenden die Berufung an die Bezirköregierung am Site des 
Stenerausjchufjes zu. Dem Steuerausſchuſſe ift davon Mitteilung zu machen 
und Gelegenheit zu geben, den angefochtenen Beſchluß zu begründen. 


Zu 8 30. 

1. Begründung des GE. (©. 52): 

„sn Klaſſe I bedarf es, weil feine Steuergejellichait gebildet wird, auch feiner 
Feitftellung der namentlihen Nachweiſung, die ich vielmehr nur als das Verzeich- 
nis der nah den Beidhlüffen des Steuerausichujjes wegen eines Ertrages von 
50000 Marl oder mehr oder eines Anlage- und Betriebstapitales von 1000000 Mark 
oder mehr in diejer Klaſſe Beranlagten darftellt. Hingegen muß bei der hier 
jtattfindenden Andividualbefteuerung dem Borjitenden behufs Wahrung des 
Staatsinterejjes die Befugnis zuftehen, Beichlüffe der Mehrheit des Ausjchufies, 
ehe fie den Steuerpflihtinen befannt gemacht werden, zu beanjtanden, falls 
diejelben nach feiner Auffaſſung mit den beitehenden VBorichriften nicht vereinbar 
find oder jonit das Staatöintereije verfürzen. Es greifen hier diejelben Erwä— 
gungen Blaß, welche auch bei der Einlommenfteuer das Berufungredt des Vor— 
jißenden der Einſchätzungskommiſſion rechtfertigen. Es verftebt ſich, daß es auf 
die dem Steuerpflichtigen gewährten Nechtsmittel ohne Einfluß bleibt, ob der 
ihm befannt gemachte Steuerſatz auf einer im Berufungwege herbeigeführten 
Entiheidung oder unmittelbar auf Beſchluß des Ausſchuſſes beruht.“ 
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2. Wegen der NAufitellung der namentlihen Nachweiſung in Kaffe I und 

—— — Veranlagungbeſchlüſſe des Steuerausſchuſſes dieſer Klaſſe vgl. 
rt 

3. Nach $ 10 bilden für die Klaſſe I die einzelnen Provinzen und die Stadt 
Berlin die Beranlagungbezirfe. Mit Rückſicht hierauf war in dem Geſetzentwurfe 
dem Finanzminiſter die Entſcheidung über die Berufung des Vorſitzenden über— 
tragen. Die Faſſung des $ 30, wonach der Bezirlsregierung am Sitze des 
Steuerausjidhujies die_ Entideidung zufteht, beruht auf einem Be- 
ihluffe des AH. (vgl. Sten®. S. 1393 ff.). Für Berlin tritt die Direktion für 
die Nerwaltung der direlten Steuern an die Stelle der Regierung ($ 77). 

4. Wegen des Nechtes und der Berpflihtung des Vorfikenden zur Ein- 
fegung der Berufung fowie wegen des Verfahrens vgl. Art. 33. 


S 31. 


Gemerbeftenerrolle. 


Die aus den Steuerlijten der einzelnen Steuerllajjien zujammenzn- 
ftellenden Gewerbeſtenerrollen für die [Erhebungbezirte] werden [von der 
Bezirföregierung] feſtgeſetzt. Dieſelbe ift befugt, Rechnungfehler zu berich« 
tigen.] Die Gewerbefteuerrolle iſt zur Einjicht der Steuerpflichtigen des 
Beranlagungbezirted wähernd einer Woche öffentlich auszulegen. Dieje 
Andlegung iſt eine Woche vorher bekannt zu machen. 


Zu 8 31. 

1. Zu $ 31 vgl. Art. 39, 40. 

2. Die eingellammerten Stellen des $ 31 haben mit ber Ummandlung der 
Gemwerbefteuer in eine Kommunaljteuer ihre Anwendbarkeit verloren. Die 
&emwerbefteuerrollen werden jegt für jede Gemeinde gebildet (Art. 39 Nr. 1): 
eine förmlihe Feitiebung und eine Mitwirkung der Negierungen finden nicht 
mehr itatt. 

3. Nach $ 32 ift jeder Steuerpflichtige von dem Ergebnilje feiner Veran— 
lagung durch bejondere Zuichrift zu benadhrichtigen. Die Offenlegung der Ge- 
werbejteuerrolle bezwedt die Eröffnung der Möglichkeit für alle Steuerpflichtigen, 
von dem geſamten PBeranlagungwerte des Beranlagungbezirtes Kenntnis 
zu nehmen. Diejer Kenntnis bedürfen namentlid die Steuerpflihtigen der 
Kloſſen I—IV, um fich über die Berhältnismäßigkeit ihrer Veranlagung im Ber- 
gleiche mit den übrigen Mitgliedern derjelben Steuergejellihaft ein Urteil bilden 
und bei vermeintliher Überbürdung die Rechtsmittel begründen zu können (vgl. 
$ 15 Wr. 1 Abi. 2 und Anm. 6 dazu). 

4. Die Rolle dient nur zur Einfiht der Steuerpilidtigen des 
Beranlagungbezirtes; Anderen ift die Einjihtnahme nicht geftattet. Wegen Mit- 
teilung von Abjchriften oder Auszügen an die Handelsfammern vgl. V. v. 18. Juli 
1893 (Mitt. H. 29 Nr. 36); B. des Finanzminiſters und des Minifters für Handel 
und Gewerbe vom 7. Dftober 1899 (Mitt. H. 40 Nr. 33) und ®. des dinany- 
minifterd vom 20. November 1900 (Mitt. H. 42 Nr. 24. In der lepteren X 
iſt folgendes angeordnet: 

„1. Die Borfigenden der Steuerausfchüffe der Klaſſen I, IT und IIT 


haben nad) erfolgter Veranlagung von Amts wegen jeder Handelstammer > 


des — — eine über Namen bezw. Firma, Wohnort, Ge 
werbe und Gewerbeſteuerbetrag Auskunft gebende Liſte der ſämtlichen 
Steuerpflichtigen der betreffenden Klaſſe, welche in dem Bezirle der Hanbdels- 
fammer ein Gemerbe betreiben, zu überjenden. Für dieje Liften erfcheint 
da3 beiliegende Muſter zwedentiprechend. Dasjelbe ift für 6 Jahre angelegt 
und in der Weile verwendbar, daß die Nahmweilung nach der erfimaligen 


2b Geben 
5 
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Aufftellung dem Vorſitzenden bes Steuerausfchufles von der Handelsfammer 
in jedem der folgenden Jahre behufs Eintragung der neuen Steuerjäße und 
etwaiger Vervolfitändigung wieder zugeftellt wird, ein Verfahren, weldes 
vor der Nufftellung neuer Liften in jedem Steuerjahre den Borzug einer 
wefentlihen Verminderung des Schreibwerles hat. 

2. Die VBorfigenden der Steuerausichüfje der Klaſſe IV haben die nament- 
lihen Nachweiſungen den Handelstammern auf deren Wunſch alljährlich 
auf einige Tage zur Durchſicht zur Verfügung zu Stellen. 

Nur da, wo die Handelskammern für die Beitragspfliht einen gewiſſen 
Mindeſtſatz der Gewerbeſteuer eingeführt haben, iſt ihnen auf Wunſch in 
gleicher Weiſe, wie unter Nr. 1 vorgeſchrieben, eine Lifte der unter dieſen 
Zenjus fallenden, in Klaſſe TV veranlagten Gewerbefteuerpflichtigen zuzu- 
fertigen. 

In entſprechender Weiſe ift hinfichtlich der jpäter eintretenden Ber- 
änderungen zu verfahren.“ 


(Mufter der Liſte.“) 
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Zur „Ergänzung des Runderlaſſes vom 20. November 1900“ iſt in der 
V. vom 23. Juli 1903 (Mitt. H. 47 Nr. 14) folgendes angeordnet: 


„Die Borlibenden der Steuerausihüfle der vier Gewerbefteuerklaflen 
haben in jedem Falle, in dem bei einer Gemwerbefteuerzerlegung auf Grund bes 
$ 38 GewG. Teilbeträge für Gemeinden außerhalb bes Veranlagung- 
bezirfes feitgciett werden, jeder Handelslammer, zu deren Bezirk eine dieſer 
Gemeinden gehört, Durch beiondere Nachricht von Amts wegen von den auf 
ihren Bezirk entjallenden Teilfteuerfägen unter Namhaftmachung der pflichtigen 
Teilbetriebe Kenntnis zu geben. Dieſe Benachrichtigung kann ohne förmlich 
Zuftellung, und, wo es zweckmäßig ericheint, unter Benugung eines Formulars 
erfolgen. Ein Verzeichnis der Handelstamme nm nad dem gegenwärtigen Stande 
unter Angabe des Sitzes und Bezirfes nach Provinzen georbnet enthält Die 
Beilage zu Pr. 4 des Minifterialblattes der Handeld- und Gewerbeverwaltung 
von 1903. Dit Hilfe diefes Verzeichnilfes und des allgemeinen Ortſchaftver— 
zeichnifles werden die Borlikenden im gegebenen Falle feitzuftellen haben, in 
welchem Handelstammerbezirte die beteiligten Gemeinden Tiegen.“ 


3. Wegen des Verfahrens bei der Offenlegung vgl. Art. 40 Nr. 3. 
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Benachrichtigung des Stenerpflichtigen. 


Das Ergebnis der Beranlagung hat der Borjigende bed Steueraud- 
jchufies jedem Stenerpflichtigen mitteld einer zugleich eine Belehrung Über 
die NRechtömittel enthaltenden Zujchrift befannt zu machen. 

Auf die von dem Borjigenden des Stenerausſchuſſes zu bewirtenden 
Zuftellungen an Steuerpflichtige finden die Bejtimmungen im 8 53 des Ein- 
tommenftenergejeged Anwendung. 


Zu 8 32, 

1. Zu $ 32 vgl. Art. 40, 

2, „Die Belanntmahung des veranlagten Gemwerbefteuerjaßes an bie 
Steuerpflihtigen bildet einen Teil de3 Beranlagunggeichäftes und, da die Be- 
fanntmadhung beftimmungmäßig durch verſchloſſenes Schreiben erfolgen 
foll, gehört auch der Verſchluß der Benadridhtigungsichreiben zu den Obliegen- 
heiten des Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes“ (B. vom 23. Juli 1896 — Mitt. 
9. 34 Nr. 31). Die Vorſitzenden haben die Mitteilung an die Steuerpflichtigen 
durch die Gemeindevorftände zu bewirken (Art. 40 Nr. 1). 

3.853 EG. lautet: 

„Die von den Borjitenden der Kommiſſionen zu bewirtenden Zuftellungen 
an Steuerpflichtige find durch einen öffentlihen Beamten unter Bejcheinigung 
der Behändigung auszuführen. Die Bolt kann um die Bewirkung ber Zuftellung 
erfucht werben. In beiden Fällen gilt die Zuftellung für vollzogen, auch wenn die 
Annahme verweigert wird. 

Sind Wohnſitz und Aufenthalt eines Steuerpflichtigen unbelannt, fo kann 
die Zuftellung an denjelben durh Anheftung des zuzuftellenden Schriftftüdes 
an der zu Aushängen ber Gemeinde des Veranlagungortes bejtimmten Stelle 
erfolgen. Die Zuftellung gilt für vollzogen, wenn jeit der Anheftung zwei Wochen 
verftrichen find. Auf die Gültigkeit der Suflelfung hat es feinen Einfluß, wenn das 
Schriftftüd von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt wird. 

Die außerhalb Preußens zu bewirtenden Zuftellungen können mittels ein- 
aeichciebener Briefe erfolgen. Die Zuftellung gilt mit der Aufgabe zur Poft 
für vollzogen.“ 

4. Zuftellungen an den Konfursverwalter find gegenüber dem in Konkurs 
geratenen Gewerbetreibenden nicht verbindlich (E. in St. 10 438); ebenjomwenig 
wird aber aud eine nad) Eröffnung des Konkurſes erfolgte Zuftellung an den 
Gemeinſchuldner gegenüber dem Konkursverwalter rechtswirkſam fein. 

5. Falls über die veranlagte Berion fein Zweifel befteht, ift eine Zuftellung 
nicht deshalb ungültiq, weil der feine Firma führende Steuerpflichtige irrtümlich 
mit einer feinem Namen entiprehenden Firma bezeichnet worden tft (E. in St. 


9 428). 
8 33. 


Begrenzung der Steuerpflicht. 

Die Steuerpflicht beginnt mit dem Anfange des anf die Eröffnung des 
Betriebes folgenden SKtalendervierteljahres, und dauert bis zum Ende deB- 
jenigen Salendervierteljahres, in welchem das Gewerbe abgemeldet wird. 
Erfolgt die Abmeldung in demjelben Bierteljahre, in welchem der Betrieb 
begann, jo ift ber Gewerbetreibende für ein Bierteljahr jtenerpflichtig. 
Zeitweilige durch die Natur des Gewerbes bedingte Unterbrechung befreit 
nicht von ber Steuerverpflichtung für die Zwijchenzeit bis zur Wieder- 
aufnahme bed Betriebes im Laufe desjelben oder des nächitjolgenden Jahres. 
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Zu $ 33. 
1. Zu $ 33 vgl. Art. 13, 47. 


2. Begründung des GE. (©. 53): „Die Steuerpfliht beginnt nad dem 
beitehenden Rechte mit dem erſten Tage des Monates, in welhem ber Gewerbe— 
betrieb beginnt, und dauert bis zum legten Tage des Monates, in welchem derjelbe 
aufgegeben und abgemeldet wird. Abweichend hiervon ſoll in Zukunft die Steuer- 
pflicht mit dem Anfange des auf die Eröffnung des Betriebes folgenden Kalender: 
vierteljahres beginnen und bis zum Ende desjenigen Kalenbervierteljahres, 
in welchem das Gewerbe abgemeldet wird, fortbeftehen. Vorausſetzung der Ab- 
meldung joll jelbftverftändlich wie bisher die Aufgabe des Gewerbebetriebes jein. 
Diefe Regelung ermöglicht eine große Vereinfahung des Geſchäftsganges und 
Rechnungweſens und fteht mit der im $ 39 angeordneten Hebung der Steuer 
in Bierteljahresbeträgen in urſächlichem Zufammenhange. 


Um diejenigen Gewerbe, welhe im Laufe desjelben Kalenderviertel- 
jahres an- und abgemeldet werden, nicht vor andecen zu bevorzugen, welde 
nicht länger als diefe, aber innerhalb zweier Kalendervierteljahre betrieben 
werden, Beburfte e3 einer Beltimmung, welche auch für Gewerbe der erfteren 
Art die Verpflichtung zur Erlegung der Vierteljahresfteuer ftatuierte. Die gänzliche 
Freilaſſung derjenigen Gewerbe, welche nicht länger als ein Vierteljahr betrieben 
werden, erichien um desmwillen nicht zuläflig, weil unter Umftänden innerhalb des 

edachten Zeitraumes umfangreiche gewerbliche Unternehmungen (mie 4. B. die 
— J———— aufgekaufter Konkurs- und Nachlaßmaſſen) ihre Erledigung finden 
können. Der nur vorübergehend, z. B. in der Weihnachtzeit betriebene Kleinhandel 
wird wegen feines geringen Ertrages bezw. Anlage- und Betriebäfapitales von 
dieſer Beitimmung nicht berührt. 


Nach dem Schlußſatze des $ 33 jollen diejenigen Gewerbe, weldye ihrer Natur 
nad) zeitweilig nicht ausgeübt werden (3. B. das Bauhandwerk während der 
Wintermonate) für die Zeit der Betriebsunterbrechung feinen Anſpruch auf 
Steuerbefteiung haben. Dieje dem beftehenden Rechte entiprechende Vorſchrift 
findet ihre Rechtfertigung in der Erwägung, daß das Ruhen des Gewerbes nicht 
als Aufgabe desjelben angejehen werden fann. Zu Härten kann dieie Beftimmung 
nicht führen, da bei der Veranlagung auf die Unterbrehung des Betriebes im 
Borjahre Rüdiiht genommen werden muß (vgl. $ 24).* 


3. Auf die Betriebfteuer findet $ 33 keine Anwendung (vgl. V. v. 18. Aug. 
1893 — Mitt. 9. 29 Nr. 40). 


4. Die Eröffnung und Einftellung eines fteuerpflichtigen Gemwerbebetriebes 
it gemäß $$ 52, 58, 70 anzuzeigen. Über den Zeitpunft der Eröffnung eines 
Betriebes vgl. Anm. 5, 6 zu $ 52. Die Zugangftellung eine am 1. April er- 
öffneten Betriebes darf erſt vom 1. Juli ab erfolgen (R. v. 11. Nov. 1893 — 
Mitt. H. 29 Nr. 26). 


5. Die unbedingte Vorausjekung des Aufhörens der „Steuerpflicht“ (im 
Sinne der Pflicht zur Steuerzahlung — E. in St. 10 441) ift die Abmeldung 
des Betriebes ($ 58 Abi. 1); ift der Betrieb tatjächlich eingeftellt, fo Läuft 
die Pflicht zur Steuerzahlung dennod bis zum Schluffe des Bierteljahres weiter, 
in welchem die Abmeldung erfolgt. (Vgl. jedoch $ 58 Abſ. 2; Art. 47 II zu 1.) 


Die Abmeldung ift ohne Wirfung, fofeın das abgemeldete Gewerbe über 
das laufende Bierteljahr hinaus tatjächlich weiter betrieben wird. Ju 
ſolchen Fällen dauert die Steuerpflichtigfeit ſelbſt ($ 1) ungeachtet ber Abmeldung 
fort, und die Steuer muß, wenn jie infolge ber Abmeldımg in Abgang geftellt 
war, für die Zwiſchenzeit nahentrichtet werden, jobald ſich ergibt, daf; der Be- 
trieb ungeachtet der Abmeldung weiter geführt ift; eventuell wücde hier die 
Nachbefteuerung gemäh $ 78 erfolgen müſſen. 
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„Beltreitet dec Beranlagte jeine Steuerpflicht, jo muß darüber aud) im Falle 
der Nihtabmeldung de3 Betriebes im Rechtsmittelwege entichieden werden“ 
(E. in St. 10 440). 

6. Nach den im eriten Sabe des $ 33 getroffenen Beftimmungen regelt ſich 
die Steuerpflicht auch für diejenigen gemäß 88 3—5 fteuerfreien Betriebe, be- 
züglih deren die Borausjetungen der Steuerfreiheit wegfallen, fowie für die- 
jenigen fteuerpflidtigen Betriebe, Hinfichtlih deren die Rorausietungen der 
Steuerfreiheit gemäß $$ 3—5 eintreten (vgl. Art. 13 Nr. 3). 

7. Wegen der jog. ruhenden Gewerbe vgl. Art. 28 Nr. 6, fowie die 
älteren V. vom 27. Dez. 1877 und 29. Apr. 1879 (Mitt. 9. 7 ©. 64, 9. 10 ©. 37). 
Die Inhaber jolcher Betriebe juhen nicht jelten dutch Abmeldung nad erfolgter 
Unterbrehung und duch Wiederanmeldung nad) ftattgehabter Wiederaufnahme 
des Betriebes jich der Beiteuerung für die Zmwifchenzeit zu entziehen. Solchem 
Verſuche ſoll durch die Beftimmung im legten Sabe des $ 33 vorgebeugt werden. 
Ob e3 fih in Fällen dieſer Art um die Fortſetzung des früheren Betriebes im 
Sinne der letteren Gefetesbeftimmung oder um zwei verſchiedene Betriebe 
handelt, ift eine Tatfrage. Bei ber Identität des Inhabers und der Art des 
Betriebes wird die Vermutung für die erftere Alternative ſprechen. 


Übrigens darf der Begriff des ruhenden Gewerbes nicht zu weit ausgedehnt 
werden. Insbeſondere jollen Gewerbetreibende, welche jährlih nur während 
einiger Monate mit Obſt und Viktualien, mit Gemüjen, Flachs, Torf u. a. handeln, 
oder Milch, Badwaren, Mineralwaſſer u. a. auf öffentlihen Bläben und Straßen 
jeilbieten, oder nur bei befonderen Gelegenheiten (auf Märkten, Schüßen-, 
Vollsfeſten ujw.) Handel oder Schanfwirtichaft treiben, nicht nach den Regeln 
über die Bejteuerung ruhender Gewerbe, jondern pro rata temporis befteuert 
werden (®. vom 16. und 29. Apr. 1879 — Mitt. H. 14 ©. 23 und 9. 10 ©. 37). 


Die Steuewerpflidtung für die Zwilchenzeit bemißt jich für das laufende 
Steuerjahr nad) der bereits erfolgten Veranlagung (vgl. V. vom 27. Mai 1899 
— Riniler Wr. 651). 


S 34. 
Zugang im Laufe des Jahres. 


Gewerbetreibende, welche nad Beginn der jährlichen Beranlagung 
einen Betrieb anfangen, jind durch den Borjigenden ded Stenerausſchuſſes 
der Klaſſe IV nach der Höhe des mutmaßlichen Ertrages bezw. Anlage: und 
Betriebötapitales der entiprechenden Stenertlajje zuzuweiſen. Diejelben 
werden in Klajje II bis IV mit dem Mitteljage (S 14), in Stlafje I, vorbehaltlich 
der Feititellung des Steuerjages durch den Steuerausjchuß bei dem Zujammen- 
treten Desjelben, vorläufig mit dem vom Borjigenden bejtimmten Steuer- 
jage in Zugang geitellt. 

Die Feitjtellung durch den Steuerausſchuß der Klaſſe I hat — auch wenn 
jie erft im nächſtfolgenden Stenerjahre ftattjindet — die Wirkung, dag der 
Stenerpflichtige zur Nacentrichtung des infolge der vorläufigen Beſtim— 
mung des Stenerjates durch den Borjitenden zu wenig Gezahlten verbunden 
ift und ein zuviel bezahlter Betrag eritattet wird. 

— rg EINE an den Steuerpflichtigen erfolgt nad) Vorſchrift 
€ 

Den rd gglerge Ye der Klaſſe I ftehen gegen die Feitiegung des 

Steuerausſchuſſes die Rechtämittel nach Maßgabe der 88 35 ff. offen. Die 

Stenerpflichtigen der Klafjje II, III, IV können diefelben Rechtsmittel nur 

wegen vermeintlich unrichtiger Beftimmung der Stenerflajje einlegen. 
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Zu S 34. 

Inhalt: 
1. Ausführungbeftimmungen. ı 6 Yin rigen nor in den Stlajien II—IV. 
2. Begründung des GE. 7. Desgl. in der tafe I. 
3. gusänge im Sinne bes $ 34. 8 Ausführung der Yugangveranlagungen im 
4. Borausjegungen ber Zugangveranlagung. Gteuerjahre. 


5. Bumweifung an bie entiprediende Steuerflafie. 

1. Zu $ 34 vgl. Art. 27 Nr. 2, 3, 5, 6; Art. 48. 

2, Begründung des GE. (©. 53): „Da der Vorſitzende des Steuerausichuffes 
der Klaſſe IV den gewerblichen Berhältniffen feines Beranlagungbezirfes (Kreiſes) 
am nächiten fteht, ericheint es zwedmäßig, alle Anmeldungen neuer Gewerbe— 
betriebe zunächſt in ſeine Hände gelangen zu laſſen, damit er dicjelben nad 
der Höhe des mutmaßlichen Ertrages bezw. Anlage- und Betriebsfapitales den 
entiprechenden Steuerflajien zumeie. Diefe Zumeifungen tragen für die Bor- 
fitenden der Steuerausihüjle der übrigen Klaſſen nicht etwa den Charafter 
bindender Entſcheidungen, cs bleibt denjelben vielmehr unbenommen, auf 
Grund anderweiter, genauerer Feititellung des Ertrages ufw. ein ihnen zuge- 
wiejenes Gewerbe einer anderen Klaſſe zu überweilen. — Dem Syſteme ber 
Belteuerung nah Mittelfägen entipriht es, dat alle Zugangitellungen in den 
Klaſſen II, III und IV mit dem Mittelfate erfolgen. Die vorläufige Zugang- 
kellung in Klaſſe I durch den Borligenden des Steuerausſchuſſes joll einer Ber- 
zögerung der Steuererhebung vorbeugen und ift feitend der Steuerpflichtigen 
nicht anfechtbar. Erjt nach erfolgter Feſtſtellung des Steuerjabes durch den Steuer- 
ausihuf können die Rechtsmittel, und zwar ſowohl gegen die Klaffififation als 
auch gegen die Bemefjung des Steuerfaßes ergriffen werden. In den Klaſſen 
II, III und IV fann ſich das Rechtsmittel der in Zugang Geftellten naturgemäß 
nur gegen die vermeintlich unrichtige Beſtimmung der Steuerflajie richten.“ 

3. Der $ 34 regelt die eigentlihen Zugänge, d. h. die Beiteuerung 
neuer „nah Beginn der jährlihen Veranlagung“ überhaupt erſt eröffneter 
Betriebe, im Gegenfake zu den, einen bereits beitehenden Betrieb betreffenden 
Beränderungen infolge eines Wechiels der Inhaber ($ 41) und der bloßen Ber- 
legung des Betrieböortes ($ 42). Nur in den Fällen der erfteren Art erfolgt 
eine neue Beranlagung (Zugangveranlagung), während in den Fällen der 
festeren Art die beftehende Veranlagung aufrecht erhalten und lediglich eine 
der bloß; jubjeltiven oder örtlihen Veränderung entiprehende Umſchrei— 
bung oder Übertragung der veranlagten Steuer bewirkt wird. Die in 
der Überjchrift zu $ 34 gewählte äußerlihe Bezeihnung ald „Zugang im Laufe 
de3 Yahres“ wird aber nicht in diefer Beſchränkung gebraudt, fondern ohne 
Unterichied für alle Veränderungen gegenüber dem durch die regelmäfige jähr- 
fihe Veranlagung geichaffenen Zuftande, insbeiondere auch für die Fälle ber 
Nachbefteuerung ($$ 70, 78) angewandt (vgl. $ 43; Art. 46 ff.). 

4. Die Vorausſetzungen der Zugangveranlagung im Sinne des $ 34 find 

a) die Eröffnung eines neuen, bisher überhaupt nicht beitehenden 
fteuerpflichtigen Betriebes, 

b) nach Beginn der jährlihen Veranlagung, 

c) durch einen bisher nicht veranlagten Gewerbetreibenden. 

Zu a: Der Eröffnung eines neuen Betriebes fteht die Übernahme des 
bereit3 beitehenden Gejamtbetriebes eines anderen unter weſentlicher 
Anderung des übernommenen Betriebes gleich (vgl. Anm. 4 zu $ 4l): 
ebenio die Übernahme eines Teilbetriebes (vgl. Act. 27 Nr. 5; Anm. 5 zu $ 41) 
und die Wiedereröffnung eines fteuerpflihtigen Betriebes nad) erfolgter Ein- 
kellung und Abmeldung des Betriebes und Abgangftellung der Steuer (vgl. 
Anm. 6 zu $ 52). Im übrigen gehören bloß fubjeltive ($ 41) oder Örtliche ($ 42) 
Reränderungen nicht hierher. 
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Zu b: „Nah Beginn der jährlihen Veranlagung“ bedeutet für die Klajie T 
den Zeitpunkt der Aufftellung der Steuerliften, für die Klaſſen II—IV ben 
Zeitpunkt der Feititellung der namentlihen Nachweiſungen (vgl. Art. 51 Nr. 5). 

Zu e: Da mehrere Betriebe derielben Perſon als ein fteuerpflichtiges Ge- 
werbe veranlagt ($ 17), während des Steueriahres eintretende Anderungen 
aber erit bei der Befteuerung für das folgende Jahr berüdfichtigt werben ($ 24 
Abi. 4), fo kann die Eröffnung eines weiteren Betriebes jeitens eines bereits 
veranlagten Gcewerbetreibenden feine YZugangveranlagung zur Folge 
haben (Art. 24 Wr. 5). Da auch die auf Grund des $ 7 fteuerjrei Veran- 
lagten, wenngleih mit negativem Erfolge, jo dod immerhin veranlagt 
find, jo kann aud ein teuerfrei Beranlagter auf Grund der Eröff- 
nung eines weiteren Betriebes im Laufe des Jahres gemäß $ 24 nicht der Zu- 
gangveranlagung nah $ 34 unterliegen. Wenn — was nad) der Faſſung des 
$ 24 wohl niemand bezweifeln wird — ein gemäh $ 7 fteuerfrei Beranlagter 
wegen Vermehrung des Ertrages oder des Anlage- und Betriebslapitales nad 
erfolgter Veranlagung nicht von neuem veranlagt werden darf (Art. 13 Nr. 3), 
jo muß für den Fall der Eröffnung eines weiteren Betriebes jeitens eines fteuer- 
irei Beranlagten das gleihe gelten. Eine verichiedene Behandlung diejer Fälle 
ift nach $ 24 Abi. 4 nicht geitattet. Alle während des Steuerjahres eintreten- 
den Anderungen in der Höhe des Ertranes oder des Anlage- und Betriebs- 
fapitales ($ 24 Abi. 2) dürfen erft bei der Beiteuerung für das folgende Jahr 
berüdfichtigt werden; ein Vorbehalt it im $ 24 Abſ. 4 nicht gemadt. Tie ab 
weichende Beitimmung im Art. 27 Nr. 6 wird hiernady mit dem $ 24 nicht im 
Finflange ſtehen: 

„Für einen Gewerbetreibenden, der für das Steuerjahr poſitiv — unter 
Beitimmung eines Steuerfages — oder negativ — fteuerfrei — veranlagt 
it, ſoll mach der ausdrüdlihen uneingeichräntten Beitimmung im $ 24 Abi. 4 
ohne Rüdjicht auf irgendwelhe Änderungen des Betriches das Beranlagung- 
ergebnis während des ganzen Steuerjahres gelten, jofern nicht etwa die Steuer- 
vfliht vollitändig erliicht ($ 33). Diefer Grundjat ift in Werbindung mit den 
im $ 17 ausgeiprochenen Prinzive der Beiteuerung aller in ziner Hand ver- 
einigten Betriebe als Einheit auch für die Zugangveranlagungen ($ 34) mah- 
gebend. Hiernach findet eine Zugangveranlagung nur dann Statt, wenn im Yaufe 
de3 Steuerjahres oder nah Beginn der jährlichen Veranlagung von einem bis- 
her überhaupt niht Veranlagten ein fteuerpflichtiger Betrieb 
neu eröffnet wird. Könnte aud nad der Wortfaflung dem $ 34 eine weiter- 
gehende Auslegung gegeben werden, jo würde dies mit den das ganze Geſetz 
beherrichenden Srundjägen der $$ 17,24 Abſ. 4 nicht vereinbar jein. Dieje Grund 
läge ſchließen jede Veränderung der endgültigen Veranlagungergebnijje im 
Laufe des Steuerjahres gänzlich aus. Daß etiwa zwijchen den pojitiv und negativ 
(tteuerfrei) Beranlagten ein Unterfchied gemacht werden könnte, ift im Gejeße 
nirgends angedeutet, und es ericheint unzuläflig, in das Geje eine Unterfcheidung 
hineinzutragen, die es jelbit nicht in erfennbarer Weile gebilligt hat“ (E. in St. 
9 434). 

Wenn dagegen ein ftenerfrei VBeranlagter feinen bisherigen Betrieb ganz 
einstellt und einen völlig neuen fteuerpflihtigen Betrieb eröffnet, jo 
ind die Borausfegungen der Zugangveranlagung ebenio gegeben wie für einen 
zur Belteuerung herangezogenen Gewerbetreibenden, der feinen befteuecten 
Betrieb einftellt und nad) erfolgter Abmeldung diejes Betriebed und Abgang- 
itellung der veranlagten Steuer einen ganz neuen Betrieb eröffnet (vgl. auch 
Anm. 6 zu $ 52). 

5. a) „Gemäß $ 34 find Gewerbetreibende, welche nad Beginn der jähr- 
ihen Veranlagung einen Betrieb anfangen, nah der Höhe des mut- 
mablihen Ertrages oder Anlage- und Betriebstapitales der entipredhen- 
den Steuerflafie zuzumeifen. Darüber, nach welchen Grundſätzen der mut- 
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maßliche Jahresertrag zu ſchätzen iſt, enthält das Geſetz feinerlei einjchräntende 
Beitimmungen. Es muß deshalb angenommen werden, daß els Anhalt bei der 
Schätzung diejes Jahresertrages alles zu dienen hat, was zu einer ber Wirklich— 
feit möglichft entiprehenden, wirtichaftlicdy zutreffenden Bejteuerung zu führen 
vermag. Danach wäre es ausgeichlojfen, nur denjenigen Zeitabjchnitt des 
Beitehens eine3 gewerblihen Unternehmens zu berüdjichtigen, welcher in das 
betreffende Stenerjahr fällt; vielmehr muß die Steuerbehörde den ganzen Zeit- 
raum berüdjidhtigen, der bei der Veranlagung oder bei Entiheidung über die 
Berufung bereit3 abgelaufen iſt und deſſen Ergebnis nad der beionderen 
Beichaffenheit und dem Verlaufe des Unternehmens einen geeigneten 
Anhalt fürdie zutreffende Shäbung eines Jahres ertrages 
liefern kann“ (E. in St. 11 427). 

b) Die Vorſitzenden der Steuerausichüjfe der höheren Klajien jind an die 
Zuweilungen jeitens des Vorſitzenden des Steuerausjchufjes der Klaſſe JV nicht 
gebunden (vgl. Begründung oben Anm. 2), müjjen vielmehr, wenn die Höhe 
des Ertrages oder des Anlage- und Betriebstapitcles des zugewiejenen Betriebes 
den Borausjeßungen ihrer Klaſſe nicht entipricht, Die Überweilung in die richtige 
Klajje herbeiführen (vgl. Art. 27 Nr. 3). 

6. Die Einrichtung der Beiteuerung nad Mitteljägen erheifcht die Beiteuerung 
der Zugänge bei den Klaſſen II—IV mit dem Mitteljage (vgl. Anm. 3 zu $ 29); 
ift die Steuerflafje, an welche die Zuweiſung erfolgt, richtig getrofien, jo bildet der 
Mittelfat diejer Hlajje die endgültige Steuer; die Anfechtung des Steuer- 
pflichtigen mittels des Einipruches ($ 35) kann ſich deshalb auch nach dem legten 
Sabe des $ 34 nur gegen die Zumeilung zu der Steuerflafle richten. 

7. Die Zugänge bei der Klaſſe I erfordern die zahlenmähige yeititellung des 
Ertrages und die hiervon abhängige Veranlagung jeitens des Steuerausichufies; 
da dieſer aber nicht wegen jeder einzelnen Zugangftellung zufammenberufen 
werden fann, hat das Geſetz den Ausweg gefunden, zunächſt nur eine von dem 
Borjibenden zu bewirfende und der Anfechtung durch Einipruch ($ 35) entzogene, 
vorläufige PBeranlagung eintreten und die mittel3 des Einſpruches an- 
jehtbare endgültige Veranlagung erit bei dem nächſten Zufammentreten 
des Steuerausichuijes erfolgen zu laſſen. Da es lich in Fällen diejer Art nicht 
um Nachiteuer im Sinne des $ 78 handelt, mußte der Abj. 2 aufgenominen werben, 
um die jonjt nad) $ 6 des DVerjährunggejetes vom 18. Juni 1840 (val. $ 79) 
unzuläjlige Nachforderung des „zu wenig Gezahlten“ zu jichern. 

8. Die Zugangveranlagungen müſſen, um gültig zu fein, im Laufe des 
Steuerjahres bewirkt und dem Steuerpflihtigen mitgeteilt werden 
(vgl. Anm. 4 zu $ 79). Für die Klaſſe I genügt aber nah dem ausdrüdliden 
Vorbehalte im $ 34 Abj. 2 („audy wenn jie erſt imnädhftfolgenden Steuer- 
jahre ftattfindet”) die Ausführung der vorläufigen Augangitellung nebit 
Mitteilung hierüber im Steuerjahre. 


Rechts mittel. 
S 35. 

Gegen da8 Ergebnis der PBeranlagung jteht dem Steuerpflichtigen 
das Rechtsmittel des Einjpruches bei dem Steuerausſchuſſe zu. Dasſelbe 
ift bei dem Borjigenden des Ausſchuſſes binnen einer Ausſchlußfriſt von 
bier Wochen einzulegen, welche von dem auf die Zujtellung der Steuer- 
zuſchrift (55 32 und 34) folgenden Tage ab läuit. 


Zu S 35. 
Inhalt: 
1, Ausführungbeitimmungen. | — eines Steuerpflichtigen in eine niedri⸗ 
ere Steuerklaſſe. 
2. „Ergebnis ber Veranlagungꝰ. | 4. Ausihlieplihe Yuftändigfeit des Steuerpflich- 


3. UAnfechtbarkeit der Beranlagung nach Über: | tigen zur Erhebung des Einfpruches. 
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5. Beien des Einſpruches 8. Ausſchlußfriſt. 

6. Berichiedenheit —— in der Steuer⸗ 9, Beginn des Friſtenlaufes. 
flafie I und in den Klaſſen II-IV. ı 10, Koiten. 

7. Form des Einſpruches und Rerfahren. 


1. Zu $ 35 vgl. Art. 42, 43. 


2. A. Dem Steuerpflichtigen it nur „gegen das Ergebnis der 
Veranlagung“ ein Redtsmittel, und zwar zunächft der Einjpruch, gegeben. 
Die gegen die Veranlagungbeichlüjie des Steuerausichufjes der Klaſſe I einge- 
legten Berufungen des Borjigenden ($ 30) jind ebenjo wie die Feititellung der 
namentlihen Nahmweijungen für die Klaſſen IT—IV innere Vorgänge des Ber- 
anlagunggeichäftes, hinfichtlih deren dem Steuerpflichtigen zine amtliche Mit— 
teilung überhaupt nicht zugeht und deshalb eine Anfechtung im Wege der Rechts— 
mittel auch nicht eingeräumt werden fann. Für ihn gelangt die Veranlagung erit 
mit der Bekanntmachung über das Ergebnis (vgl. unten Anm. 9) zur Bollendung; 
bis dahin find deshalb aud die Steuerausihüfle zu Abänderungen ber Ver— 
anlagungbeichlüije befugt: 

„Bor dieſem Zeitpunfte iſt eine Anfechtung des Ergebnijjes der Veranlagung 
jeitens der Steuerpflidhtigen ausgejchlojien, da es bis dahin überhaupt noch nicht 
unabänderlih in die Außenwelt getreten it, von einem Anfehtungrechte der 
Steuerpflichtigen alio noch nicht die Rede jein kann“ (E. in St. 6 375). 

B. Das Rechtsmittel kann ſich richten: 

a) gegen die Steuerpflidhtigkeit überhaupt unter Beftreitung 
der allgemeinen Borausjebungen eines fteuerpflichtigen Gewerbebetriebes oder 
unter Jnanipruchnahme der Steuerfreiheit gemäh $$ 3—5, 7; 

b) gegen die Beitimmung der Stenerklaſſe wegen einer der Be- 
ſteuerungsklaſſe nicht entiprechenden Höhe des Ertrages und Anlage- und Betriebs- 
tapitales ($ 6), oder — des Anſpruches auf ausſchließliche Beſteuerung nach dem 
Ertrage gemäß $ 8 

ec) gegen die Höhe bes Steueriages (vgl. unten Anm. 6), auch gegen eine 
zuntedrige Veranlagung (B. v. 26. April 1893 — Mitt. 9. 29 Nr. 37); 

d) gegen den Ort der Veranlagung (vgl. Anm. 7 zu $ 17); 

e) gegen die Zugangftellung ($ 34) und die Umfchreibung ($ 41; vgl. Anm. 
+B dazu). 

3. Gegen cine nah Verweiſung aus einer höheren Steuerllajie in der 
niedrigeren Steuerflaiie erfolgte Veranlagung find wiederum diejelben Rechts— 
mittel zuläflig, wie gegen die urjprünglihe Veranlagung (E. in St. 3 311). 

4. Nur dem Steuerpflidhtigen fteht das Nechtsmittel des Ein- 
ipruches zu. Dem Vorſitzenden ift die Anfechtung dee ®eranlagung mittels 
Berufung nur in der Klaſſe T geftattet; dagegen iſt ihm ein Rechtsmittel gegen die 
Beranlagung in den Klaſſen IIT—IV nicht gegeben. In biejen nach Mittel- 
lägen beſteuerten Klaſſen ergibt fich das von der Steuergejellichaft aufzubringende 
Steuerlontingent nad Feititellung der namentlichen Nachweiſung durch einfache 
Berechnung. Hier bedarf es alſo für den Fiskus nur der im $ 29 gegebenen Mög- 
lichkeit, den Anhalt der namentlihen Nachweiſung anzufehten. Dagegen hat 
er an der Verteilung des Kontingentes auf die einzelnen Mitglieder der Steuer- 
geſellſchaft fein unmittelbares Intereſſe, und die Anfechtung der Veranlagung 
it lediglich dem Steuerpflichtigen überlaffen. Aus diejer ausichliehlihen Zur 
tändigfeit des Steuerpflichtigen zur Anfechtung der Veranlagung ergibt fich auch, 
daß Durch die Enticheidungen über den Einipruch und die jich etwa anschließenden 
Rechtsmittel das Ergebnis der Veranlagung zum Nachteile des Steuer- 
pilihtigen nicht verändert werden darf (vgl. U. vom 16. Dez. 1897, Anm. 5d 
‚u $ 36). 

5. Der Einſpruch ift ein Rechtsmittel ohne Devolutiveifett; die Veranlagung- 
behörde, der Steuerausihuf, ift zugleich die zur Entiheidung des Einipruces 


190 1. A. Gewerbejteuergejeß. Zu $35. Anm, 6, 72 


berufene Behörde. Über die Bedeutung des Einfpruches ift in der Begründung 
de3 GE. (S. 59) bemerft: 

„Der Einipruch gleicht im weſentlichen der gegen die Beranlagung der 
Haflifizierten Eintommenfteuer zuläjligen Nemonitration. So wenig ſich au3 den 
zu $$ 40 bis 51 des Entwurfes des EG. angeführten Gründen die Beibehaltung 
dieſes Rechtsmittels bezüglich der Einkommenſteuer empfiehlt, jo zweckmäßig 
ericheint die Einführung desjelben hinjichtlih der Gewerbeitener. Die lebtere 
wird aud in Zukunft der wirkſamen Veranlagungmittel, welche der Einlommen- 
fteuer zur Verfügung geitellt werden jollen, entbehren und ſich daher vielfach 
bei den Beranlagungen mit unjicheren und ungenauen Unterlagen behelfen müjjen. 
Sn den Klaſſen II, III und IV bedarf e3 auch in der Negel einer genauen Ertrags- 
ermittelung nicht, in den meiften Fällen wird e3 genügen, den Ertrag nur jomweit 
feitzuftellen, als zu einer verhältnismäßig ridtigen Berteilung des 
Steuerjolls auf die Mitglieder der Steuerllafje erforbderlid) ift. Hierzu fommt, 
daß in den gedachten Klaſſen eine von den Steuerausſchüſſen zugeftandene 
Ermäßigung den Fiskus nicht interejliert, da der hierdurch entjtchende Steueraus- 
fall von den Steuerllajien im nächſten Jahre wieder aufzubringen ift. Aus dieſen 
Gründen ericheint es geboten, den Steuerausichüflen durch den an jie geridhteten 
Einſpruch Gelegenheit zur nochmaligen Prüfung ihrer Veranlagungbeichlüfie 
und zur definitiven Erledigung eines großen Teiles der gegenwärtig in die höhere 
Inſtanz gelangenden Beſchwerden zu geben.“ 

6. Die Behandlung des Einſpruches geftaltet jih, jomweiterdie Höhe 
besSteuerjaßeäs betrifft, fowohl für den Steuerpflichtigen, als auch 
für den Steuerausihuß verſchieden, je nachdem es fih um die Klaſſe I oder um 
die Klaſſen IIAV hanbelt. 

a) In der Klaſſe I erfolgt die Andividualveranlagung auf Grund des zahlen- 
mäßig Kan ee Ertrages; der Steuerpflichtige erjieht hier aus dem Betrage 
der veranlayten Steuer unmittelbar die angenommene GSteuerftufe und die 
Höhe des der Veranlagung zu Grunde gelegten Ertrages. Der Angriff mittels 
des Einjpruches kann ſich aljo nur gegen die Höhe des Ertrages richten; 
ber Steuerpflichtige behauptet, nicht den gejchäßten, jondern einen niedrigeren 
Ertrag zu haben. 

b) In den Steuerflajjen II bis IV fann zunächſt, wenn der Stenerjaß ein 
Prozent des Ertrages überfteigt, eine entiprehende Ermäßigung im Wege des 
Einjpruches verlangt werden (F15 Nr. 2). Im übrigen kann, da eine Individual— 
veranlagung nad) dem Ertrage ausgeichlofjen ift, die Umlegung des Klontingentes 
vielmehr nur nah dem Verhältnisse der Erträge ber einzelnen Mitglieder 
ber Steuergejellihaft geichieht, der Einipruch auch gegen die Berhältnis- 
mäßigfeit der Steuerverteilung gerichtet werden (vgl. Anm. 6 zu $ 15). 

7. Der Einſpruch ift bei dem Vorſitzenden des Steuerausihuflesfihriftlich 
oderzuProtofollangubringen (Art. 42 Nr. 4). Wegen Anbringung bei einer 
unzuftändigen Stelle vgl. Art. 42 Nr. 4 Abſ. 2. An weitere Formen tft die Er- 
hebung des Einjpruches nicht gebunden. Jede rechtzeitig angebrachte Erflärung, 
aus welcher die Abjicht zu entnehmen it, eine weitere Entiheidung im Rechts 
mittelwege herbeizuführen, iſt als Einipruch zu behandeln. Der Einſpruch ift 
durch Anführung beitimmter Tatſachen und Beweismittel zu begründen (Art. 42 
Nr.4), ohne daß jedoch die Unterlaflung einer jolchen Rechtfertigung für ſich allein 
einen Grund zur Vermwerfung des Nechtsmittels bildete. Vielmehr hat der Steuer- 
ausſchuß nach Einlegung des Einipruches ſtets die Richtigleit der Veranlagung 
bon neuem zu prüfen und nach dem Ausfalle diefer Prüfung feine Enticheidung 
zu treffen und zu begründen (Art. 42 Nr. 5). Hierbei müſſen die zur Rechtfertigung 
des Einjpruches angeführten Tatjahen und Beweismittel gewürdigt und, joweit 
fie erheblich find, berüdfichtigt werden. Insbeſondere hat der Steuerausihun 
im Einipruchverfahren die nad) Lage der Sache noch erforderlihen Ermittelungen 
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anzuſtellen und die angebotenen Beweiſe über erhebliche Tatſachen, ſoweit es 
fh nicht um etwa unzuläſſige Beweismittel handelt, zu erheben (vgl. hierzu 
Anm. 5 zu $ 15, Anm. 2 zu $$ 25, 26, 27). 

8. Eine Aus Hlußfrift ift eine foldhe FFrift, mit deren Ablauf das 
befciftete Recht verloren geht. Eine Berlängerung der Friſt vor 
erfolgtem Ablaufe ift im Geſetze nn vorgejehen, dagegen würde es dem Bor- 
fihenden unbenommen jein, für die Rehtfertigung des eingelegten Ein- 
ſpruches eine angemejjene Friftverlängerung zu gewähren. Eine Wiederein- 
jegung indben vorigen Stand wegen unverjchuldeter Friſtverſäumnis 
(vgl. $ 112 LBG. ) it im Geſetze nicht zugelafien, aud) nicht, wie für die Ein- 
tommenfteuet, im $ 47 de3 Erg®. gegeben (E. in St. 6 373). 

Die Ausſchlußfriſt umfaßt 28 Tage; der $200 ZPO. findet feine Anwendung 
(E. in St. 3 215). Übrigens führt die Art der Friſtenberechnung nach $ 35 zu dem— 
jelben Ergebnijje wie die Berechnungweiſe des $ 200 3PO. (U. VI. G. 80 vom 
17. Nanuar 1895). 

Bei Anbringung des Rechtömittels an unrichtiger Stelle innerhalb der Aus- 
a gilt die Frift ald gewahrt (vgl. E. in St. 1 77, 5 306). 

9. „Die Anfechtung bes Ergebnijies der Veranlagung jeitens des Steuer- 
pflichtigen ift jo lange ausgeſchloſſen, als die Steuerzufchrift nicht zugeftellt oder 
die Mitteilung über das Ergebnis der Veranlagung von einer zuftändigen Be- 
hörde anderweit, insbejondere durch die Aufforderung zur Zahlung der ver 
anlagten Steuer, nicht erfolgt ift, mithin fo lange, als ein Zweifel darüber beftehen 
tann, ob die Veranlagung jtattgefunden und welches Ergebnis jie gehabt hat. Bor 
diefem Zeitpunkte kann ein Rechtsmittel redhtsgültig nicht eingelegt werden“ 
(E. in St. 6 372). Die Ausſchlußfriſt kann aljo gemäß $ 35 zu Ungunften bes 
Steuerpflitigen nicht vor Zuftellung der Steuerzufchrift zu laufen beginnen; 
ift aber die Zuftellung der Steuerzujchrift unterblieben oder nicht nachzuweiſen, 
jo ift die dennoch erfolgte Einlegung des Rechtsmittel rechtswirkſam, jofern 
nur das Ergebnis der Veranlagung anderweitig, 3. B. infolge der öffentlichen 
Auslegung der Gewerbefteuerrolle ($ 31) zur Kenntnis des Steuerpflichtigen 
gelangt war. 

10. Wegen der Koften der Rechtsmittel val. $ 74. 


S 36. 


Gegen die Entjcheidung des Steuerausſchuſſes über den Einſpruch 
fteht ſowohl dem Borjigenden ald dem Steuerpflichtigen binnen der im 
8 35 bejtimmten Ausſchlußfriſt dad Rechtsmittel der Berufung an die Be— 
zirföregierung (SS 29 und 30) zu. Der Steuerpflichtige Hat das Rechts— 
mittel beim Borjigenden des Steuerausſchuſſes einzulegen. 

Für den Borjigenden läuft dieje Frift vom Tage der Entjcheidung. 


Zu S 36. 
Inhalt: 
1. Ausführungbeftimmungen. | 8. Bablenmäßige Feititellung bes Ertrages. 
2. —— des Stenerausfcuffes. " 9 Shähung: 
3. Berufu Vorfigenden. A. jnbfidiäre Natur; 
4 mlich — der erufung. | 
& ründung der Berufung; Werpflichtuug der B. Gegenſtand und Methode. 
Regierung zur ſelbſtänd gen Nahprüfung; 10. Begründung ber — — 
Berbot ber reformatio in pejus. 11. Berjegung in eine niedrigere Steuerklafie. 
6. Amtliche Ermittelungen. 12. Bezirksregierung 
7. Borbringen des Beruferd; Beweis. 13. Friftberehnung nad) $ 36 Abf. 2. 


1. 3u $ 36 vgl. Urt. 42, 44. 

2. Die endgültige Entiheibung des Steuerausjchufles über den Ein- 
ſpruch ift die unbedingte Borausfegung der Berufung. Die zur Borbereitung der 
Entfheidungen ergebenden Verfügungen des Vorſitzenden und Beſchlüſſe bes 
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Steuerausjchuffes können nicht durch Berufung, jondern höchſtens mittel3 der 
allgemeinen Berwaltungbeihwerde angefochten werden. Das gleiche gilt von 

Zurüdweilungen de3 Einjpruches jeitens des Vorjigenden wegen ver- 
ipäteter Einlegung oder wegen fonftiger formaler Gründe ($ 76). 

3. Das dem Borlikenden zuftehende Redhtsmittel der Berufung ift 
von der gleichfalls al3 „Berufung“ bezeichneten Anfechtung im Sinne der $$ 29, 
30 fcharf zu unterijcheiden. Dem Borjigenden ift die Anfechtung der Beran- 
lagung nur in der Klaſſe I und aud) bier nüurvorderMitteilungder 
Steuerzufchrift ($32) geftattet. Nach diefem Zeitpunfte jteht ihm ein 
Rechtsmittel gegen die Beranlagung überhaupt nicht zu. Nur dann, wenn 
der Steuerpflichtige Einſpruch erhoben hat, iſt bem Borjikenden das Rechtsmittel 
der Berufung gegen die Enticheidung über den Einſpruch gegeben. 

Wegen bes Rechtes und der Verpflichtung des Vorſitzenden zur Einlegung 
der Berufung vgl. Art. 44 I Nr. 1, Art. 33 Nr. 1. 

4. Wegen der yörmlichkeiten der Berufung vgl. Anm. 7—9 zu $ 35. 

Die Zurüdnahme der Berufung fann nah Ablauf der Ausſchlußfriſt 
nicht widerrufen werden. Dagegen „it nicht abzuiehen, weshalb es dem Steuer- 
pflihtigen innerhalb der Ausichlußfrift verwehrt fein jollte, die Zurüdnahmte 
der Berufung duch Widerruf unwirkſam zu machen und die Enticheidung des 
Steuerausichuiies über die Veranlagung von neuem anzufehten. — Was der 
Steuerpflitige innerhalb der Rechtsmittelfriſten erklärt, ift lediglich danach 
zu beurteilen, was er bei einander mwideriprechenden Anträgen zulebt erklärt, 
jofern nur der lette Antrag den oder die vorangehenden erſchöpft, d. h. gänzlich 
aufhebt oder nänzlich bejtätigt. Er mag die Berufung mehrfad eingelegt und 
ganz wieder zurüdgezogen haben, kommt er jchliehlich noch v o r Friſtablauf darauf 
zurüd, daß er eine Berufungenticheidung verlangt, jo iſt alles frühere erledigt und 
die lebte Erklärung als Berufung im Sinne des $ 36 zu behandeln“ (U. VI. G. 
109 vom 4. Mai 1905). 

5 Die Berufung fann ji) nad den in Anm. 2B zu $ 35 unter a—e be» 
zeichneten Richtungen hin erftreden und außerdem die Verpflichtung zur Koften- 
eritattung ($ 74) betreffen. Der Steuerpflichtige foll „Die zur Begründung 
der Berufung dienenden Tatjacdhen und Beweismittel anführen“ (Art. 42 Nr. 4). 
Mit diefer Vorſchrift iſt jedoch nichts weiter geſagt, als daß es im Intereſſe des 
Berufers liegt, die Berufung in der bezeichneten Weiſe zu begründen. Dagegen 
beſteht keine geſetzliche Verpflichtung zur Rechtfertigung der Berufung 
mit der Rechtsfolge der Zurückweiſung des Rechtsmittels für den Fall der Unter— 
laſſung. Vielmehr hat die Berufungbehörde ſtets das durch den Einſpruch— 
beſcheid feftgeftellte Ergebnis der Veranlagung, wenigſtens ſoweit der Berufung- 
angriff reicht, einer Jelbftändigen Nachprüfung zu unterziehen. Dies gilt, 
wie für Einfommen- und Ergänzungftener — (vgl. Fuifting I. Anm. 6,7 
zu $40, Anm. 2 zu $43; BF uifting IT. Anm. 5—8 zu $ 33, Anm. 2 zu $ 35), jo 
für Gewerbeſteuerſachen: 

a) „Die Berufung darf niemals aus dem Grunde, weil der Steuerpflichtige 
feine Überbürdung niht nachgewieſen habe, jondern nur deshalb 
zurüdgewieien werden, weil die zur Enticheidung über die Berufung zuftändige 
"Behörde nad pflichtmäßiger, jelbftändiger Prüfung einen bem ange- 
fochtenen Steuerſatze entiprechenden fteuerpflichtigen Ertrag feftgeftellt hat. Die 
Befugnis, ein Rechtsmittel wegen mangelnden Nachweiſes der Überbürdung 
abzumweijen, die nach dem Geſetze wegen Einführung einer Stlaffenfteuer und Hafli- 
fizierten Einfommenfteuer v. 1/25. Mai 1851/73 den Beranlagungbehörden 
auftand, ift dem EG. wiedem GewG. gleihmähig fremd und daher den Ber- 
anlagungbehörden nicht mehr beigelegt“ (E. in St. 7 415). 

b) „Durch die den Behörden auferlegten Verpflichtungen zur Beſchaffung 
zutreffender aftenmäßiger Unterlagen und zur Vornahme einer richtigen Ver— 
anlagung find die Verpflichtungen der Steuerpflichtigen zur Begründung 
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ibrerKehtsmittelgegen die ee und zum Beweiſe der Richtig- 
teit ihrer Angaben injoweit eingeichräntt, ald Rechtsmittel wegen unge- 
nügender Anfübhbrungen nicht zurüdgewieien werden dürfen, wenn 
die Beranlagungbehörden ihre Pflichten nicht volfftändig erfüllt Haben“ (vgl. 
die E. in St. 3 268 mitgeteilten U.). 

c) „Der Abweifungsgrund (daf der Steuerausichui als die mit den Ber- 
hältniffen vertraute Lotalbehörde ihren den Einſpruch abweilenden Beſcheid 
für gerechtfertigt erachte) beruht auf einer grundfäglihen Verfennung der der 
Regierung durch $ 36, Art. 44 auferlegten Berpflichtung, das Ergebnis der Ber- 
anlagung in ihren rehtlihen wie tatjählidhen Grundlagen einer 
felbtändigen Prüfung zu unterziehen“ (U. VI. G. 601 vom 6, Dez. 1894). 

d) „Nach Einlegung der Berufung feitens eines Steuerpflihtigen hat die 
Regierung nicht nur die Befugnis, fondern auch die Verpflichtung, die Ver— 
anlagung und deren Unterlagen mit vollftommener Selbftändbig- 
feit auf ihre Gejegmäßigkeit und Nichtigkeit hin zu prüfen. Sie ift in bieler 
Hinfiht keinerlei Einihränfungen, weder durch die Veranlagung, noch duch 
den Einſpruchbeſcheid, noh duch die Anführungen des Steuerpflichtigen, 
unterworfen. it die Beranlagung in irgend einer Beziehung, ſei es hinsichtlich 
der Unterlagen, jei es hinfichtlich der Berechnung des fteuerpflichtigen Ertrages, 
jei es in fonftiger Weile, unrichtig befunden, fo ift diefe Unrichtigkeit zu bejeitigen 
und die Veranlagung richtigzuftellen (vgl. E. in St. 3 270 ff... Die einzige 
Schrante beiteht darin, daß auf die jeitens der Steuerpflichtigen allein einge- 
legten Rechtämittel eine reformatio in pejus — * iſt (vgl. 
E. in St. 1 181, 2 385, 3 80, 4 373). An dieſen Befugniſſen und Pflichten der 
Regierung im Berufungverfahren wird auch nichts geändert, wenn nad) Auf- 
hebung der Berufungentiheidung feitens des OVG. die Regierung nochmals 
eine zweite Berufungentiheidung zu fällen hat. Ihre Selbftändigkeit findet 
in diejem Falle nur darin eine Begrenzung, daß diejenigen Punkte, welche 
das OBG. endgültig entichieden hat, aus der weiteren Erörterung und Beurteilung 
ausiheiden, und daß die Regierung im übrigen den Weijungen des OVG. 
Folge zu leiften hat (vgl. €. in St. 4 375, 377 Anm.). Inſoweit jih dad OVG. 
nicht geäußert hat, ift die jelbftändige Prüfung der Nichtigkeit der Veranlagung 
jeiten3 der Regierung ebenio frei und unbeichräntt, wie wenn eine Enticheidung 
des DBG. nicht vorhergegangen ift“ (E. in St. 6 439). 


6. Die der Berufungbehörde obliegende jelbftändige Prüfung des durch den 
Einjpruchbeicheid feftgeitellten Ergebnijies der Veranlagung betrifft hinfichtlich 
des Berfahrens an erfter Stelle die Vollftändigfeitder amtliden 
Ermittelungen. Ohne ausreihende attenmäfige Beiteuerung- 
unterlagen und Merkmale läßt ſich ein Urteil über die Höhe des fteuerpflichtigen 
Ertrage3 und, fofern es hierauf ankommt, des Anlage- und Betriebslapitales 
nicht gewinnen. Das in diejer Beziehung bisher Verfäumte muß deshalb im 
Berufungverfahren nachgeholt werden: 


„Sehlen attenmäfige Unterlagen, jo find die Negierungen ver- 
pflihtet, unter Nahholung des Berjäumten diejelben zu beichaffen. Ohne 
altenmäßige Unterlagen dürfen die Regierungen jelbftändige Schäßungen 
nicht vornehmen“ (E. in St. 3 268, 274). Insbeſondere muß von dem behörd- 
lihen Fragerechte ($ 25 Abſ. 4) joweit Gebrauch gemacht werden, als es zur 
Aufklärung der Sache erforderlid ift. Für die Enticheidung weſentliche Um 
ftände dürfen nicht ohne Anhörung des Berufers als feititehende Tatſachen be- 
handelt werben. Beruht die Berufungentiheidung auf tatfädhlichen oder redht- 
lihen Borausfegungen, über deren Richtigkeit der Berufer ſich nicht hat äußern 
fönnen, jo ift die Anfechtung mit der Beichwerde nicht verjpätet (vgl. Fuiftingl. 
Anm. 10 zu $ 35, Anm. 5 zu $ 38, Anm. 2C, D zu $ 43, Anm. 10 zu $ 44; 
Fuifting II. Anm. 5 zu $ 25, Anm. 6 zu $ 33, Arm. 3 zu $ 36). 
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7. Neben dem durch die amtlihen Ermittelungen geiammelten Stofic 
find die für die Entſcheidung der Sache wefentlihen Unfühbrungen und 
Bemweisangebote des Berufers zu berüdjichtigen: 

A. a) „Die Berpflihtung der Steuerpflihtigen zum Beweiſe der Richtigkeit 
ihrer Anführungen erftredt ji nur auf die Bezeichnung der erforderlihen 
Beweife, auf Bemweisantritt. Iſt diefe Verpflichtung erfüllt, und find 
bie zu beweijenden Tatſachen erheblich, jo müjjen die angetretenen Beweiſe 
durch die Behörden, denen bie Entſcheidungen über die Rechtsmittel zuftehen, 
fall3 die ftreitigen Tatſachen nicht ohne weiteres für richtig angejehen, in ord— 
nungmäßiger ®eife unter Erörterung der zweifelhaften Bunfte mit den Steucr- 
pflidtigen und Aufnahme einer das Ergebnis der Beweisaufnahme enthalten- 
den Verhandlung erhoben werden. Ebenjo müſſen Bücher, Notizen und An— 
fhreibungen, Rechnungen, wenngleich fie nur Anhaltpuntte für eine richtige 
Berechnung oder Schäßung gewähren fünnen, eingejehen, jowie Zeugen über 
einzelne Betriebsmerfmale und Sacdjverftändige über den Geihäftsumfang 
und die Einnahmen, vorausgejeht, daß die unter Beweis geitellten Tat- 
ſach en hinreihend EHar angegeben find, vernommen werden. Daher ift die 
Ablehnung der Einfihtnahme in die Bücher aus dem Grunde einer 
nit faufmänniichen oder nicht ordnungmäßigen Führung, ſowie der Ver— 
nehmung der Zeugen und Sadyverftändigen deshalb, weil es auf die einzelnen 
Betriebsmertmale nicht ankomme, oder weil die Schäßungen der Behörden durch 
Benennung von Sachverftändigen im allgemeinen nicht anfechtbar ſeien, unzu— 
läſſig“ (E. in St. 3 268 F.; vgl. auch 3 221 und Yuifting I. Anm. 4 zu $ 43). 

b) „Auch das von den GSteuerpflichtigen gebotene mehr oder weniger un - 
vollfommene Bemweismaterial darf dann nicht unberüdjichtigt bleiben, wenn 
e3 zur Bervollitändigung der amtlichen Ermittelungen und hiermit zur Ger 
winnung zuverläjliger Unterlagen für die Ertragsberehnung oder Schäbung 
an fih geeignet ift“ (E. in St. 3 281). 

B. Wegen des Beweiſes durh Zeugen und Sadver- 
ftändige vgl. $ 26 und Anm. 2 dazu. 

„Die Abgabe eines Gutachtens ſeitens des Steuerausihufjes 
nad Erla des Einjpruchbeicheides über das gegen letteren eingelegte Rechts— 
mittel der Berufung ift weder im GewG. noch in der U. zugelafjen worden. 
Dasjelbe darf daher überhaupt feine Berüdfichtigung finden, aud nit etwa 
al3 eine vorinjtanzliche Ergänzung und Vervollftändigung des Einſpruchbeſcheides 
in Betracht gezogen werben, da hinfichtlich des leßteren nur dasjenige maßgebend 
fein kann, was zur Mitteilung an den Steuerpflichtigen gelangt if. Mit dem 
Erlaffe des Einſpruchbeſcheides iſt die Tätigkeit des Steuerausſchuſſes als ſolchet 
abgeichlofjen, und er tritt in feiner amtlihen Funktion in dem weiteren Rechts 
mittelverfahren überhaupt nicht wieder auf“ (E. in St. 3 355). 

C. Wegen Erhebung des Buchbeweiſes und Einnahme des Augenſcheines 
vgl. $ 27 und Anm. 2, 3 dazu, jowie Anm. 23 B, C zu $ 22. 

D. Regen der Notwendigkeit ber Benußung der Einflommenfteuer- 
verhandlungen bei Feititellung des gemwerblihen Ertrages vgl. Anm. 
5d zu $ 15. „Beruft jih ein Steuerpflichtiger für die Richtigkeit weientlicher 
Tatjahen auf die Berhandlungen über die Veranlagung zur Eintommen- 
jteuer, jo liegt in einem folden Bemweisantritte ein zwingender Grund 
zur Benußung diejer Verhandlungen. Die Ablehnung des Bemweisantrages 
würde bejonderer Begründung bedinfen“ (E. in St. 3 271.). 

8, Bei einer Bemängelung des Steuerjates jeitens des Steuerpflichtigen 
* J ——— Ertrag zahlenmähig feſtgeſtellt werden (vgl. Anm. 
40 zu 5): 

„Wenn es ſich um die Anwendung des $ 15 Nr. 2 handelt, jo muß zunächſt 
der Ertrag feitgeitellt und die Geſetzmäßigkeit des veranlagten Steuerjaßes 
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hiernach geprüft werden. Der umgefehrte Weg, von dem nad dem Ertrag- 
verhältnifie bemeſſenen Steuerjate auszugehen und hiernad) den Ertrag in jolcher 
Höhe zu beitimmen, daß die Steuer ein Prozent des Ertrages nicht überfteigt, 
würde die Anwendung des $ 15 Wr. 2 völlig ausichließen und ben bort den Steuer- 
pilichtigen zugelicherten Rechtſchutz illuſoriſch machen. Dieſe Gejegesvorichrift 
begründet eine beſondere Rechtswohltat, welche den Steuerpflichtigen gerade 
dann zuteil werden ſoll, wenn der Steunerſatz im übrigen den Ertragverhält 
niſſen ($ 15 Nr. 1) angemeſſen iſt. Der Ertrag darf nicht lediglich mit Rüchkſicht 
auf den veranlagten Steuerſatz geihäßt, fondern muß auf Grund aus 

reibender Unterlagen jelbftändia ermittelt und nah dem 
Ergebnijje muß der Steueriat auf das Verbot des $ 15 Nr. 2 hin geprüft und 
na. von 1 9% des Ertrages entiprechend herabgejest werden“ (E. 
m St 227) 


9. A. Die zahlenmäßige Feititellung des Ertrages muß an eriter Stelle 
durh Berehnung erfolgen; Schätzung ift nur fubjidiär, d. h. nur 
foweit geitattet, als Berechnung nicht möglich ift; bei nebotener Möglichkeit, 
die Feititellung teilweise durch Berechnung zu bewirken, darf Schätzung 
nur ergänzungmweiie erfolgen: 

Rah Einlegung eines Rechtsmittels darf ſeitens der entſcheidenden Be— 
hörde dec Weg der Schätzung des maßgebenden Ertrages nur dann beſchritten 
werden, wenn der Steuerpflichtige den Nachweis besrehnungmäßiigen 
Ertrages nicht erbringen kann. So lange nicht feititeht oder anzunehmen ift, 
daß der angebotene Beweis feinen Erfolg haben werde, muß demnach der Beweis 
erhoben werden“ (U. VI.G. 118 v. 27. Sept. 1894; vgl. auch Anm. 23 A zu 822, 
ferner die U. oben Anm. 7 A und Fuifting I. Anm. 8 B zu $ 10). 


B. Die Schäßung muß ſtets auf die Darſtellung des tatjählihen 
Ertrages (vgl. Anm. 5 zu $ 22) unter Berüdiichtigung der beionderen 
Berhbältnijsie des den Gegenftand der Schäßung bildenden Betriebes 
gerichtet fein; nicht eine nach allgemeinen Vergleihungen bemeſſene durch— 
ſchnittliche Ertragfähigfeit, jondern der individuelle Ecrag eines be- 
ftimmten Betriebes joll getroffen werden (vgl. über Individualihäßung Fuiſting 
I. Anm. 11 zu $ 10). Sind Umſatz und Betriebstoften befannt, jo muf der Weg 
der Bruttoſchätzung nad Prozenten des Umſatzes unter Abzug der Be— 
triebsloſten beichritten werden (vgl. Fuifting I. Anm. 8 B zu $ 10, Anm. 15 zu 
$ 14). Die nur bei fehlender Kenntnis von Umſatz und Betriebstoften geitattete 
fummarijide Schätzung muß den ſteuerpflichtigen Ertrag im ganzen 
und in einer einheitliben Summe zum Ausdrude bringen (val. 
Fuifting I. Anm. 10 zu $ 10). Wegen der Anrechnung des Wertes jelbitver- 
brauchter Waren des eigenen Betriebes vgl. Anm. 24 b, ce zu $22 und Fuiiting 
I. Anm. 15 zu $ 13 und Anm. 14 zu $ 14). 

Hinfihtlih der Anwendung von Tarifen ujw. find folgende‘ Ent- 
fcheidungen beſonders hervorzuheben: 

a) „Ein allgemeiner Tarif für gewiſſe Gewerbearten würde nur 
die burhidmittlide Ertragfähigkfeit beitimmen können, während 
nah S 24 derindividuelle Ertrag die Grundlage der Steuerbemeilung 
bildet. Diejer letztere ift aber je nad) der Örtlihktit, der Konkurrenz, den Be- 
trieb3einrichtungen , der Perjönlichleit des Gemwerbetreibenden uſw. jo ver- 
ſchieden, daß ein Tarif nur allgemeine Anhaltpuntte geben kann. Inwieweit 
diefe für den einzelnen Betrieb zutreffen, läßt ſich nur unter Berüdjichtigung 
ber individuellen Berhältniffe beurteilen“ (E. in St. 4 378 f.). 

b) „Ein nad) den verjhiedenen Arten des Schlahtviehes aufgeitellter Tarif 
mit feften Stüdjägen kann ſtets nur die durchſchnittliche Ertrag- 
fähigkeit ber Fleiſchergewerbe eines beftimmten Ortes zum Ausdrude 
bringen. Steuerpflichtig iit aber der individuelle Ertrag bed einzelnen 
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Betriebes. Dieier wird jih nur jelten mit bem Ergebnilje der rein mechaniſchen 
Bervielfahung der tarifmäßigen Säße mit den Stüdzahlen der verſchiedenen 
Arten de3 in dem einzelnen Betriebe geichladhteten Biehes deden, jondern 
nad oben oder unten hin mehr oder weniger beträdhtlih davon abweichen, weil 
für die Höhe des Gewinnes der Betriebsumfang, die Arbeitfraft des Gewerbe— 
treibenden, die Benutzung eigener oder gemieteter gewerbliher Räume, Die 
Höhe des Betriebstapitales, die Art und die Eincichtungen des Betriebes, und 
zahlreiche andere Umftände mit beftimmend find. Ein jolcher Tarif darf des- 
halb niemals in der gedachten rein mechaniſchen Weile angewandt, 
fondern nur als Anhalt benugt werden, um unter Berüdjichtigung der in- 
dividuellen Verhältniſſe des einzelnen Betriebes den fteuerpflichtigen 
Ertrag darnach zu beftimmen“ (E. in St. 4 380). 


c) Die Feititellung, dat bei gewiſſen Gemwerbebetrieben (3. B. Gaft- ober 
Schantwirten) „notorijch“ ein beitimmter Prozentiag des Umſatzes als 
Reinertrag anzunehmen jei, it unrichtig. „Notoriih können nur Tatjachen, 
nicht Uiteile fein. Soll aber etwa mit dem Hinweiſe auf Notorietät gemeint 
fein, dat nad den an anderen Drten gemachten Erfahrungen ein beitimmter 
Gewinnſatz anzunehmen jei, jo würden joldhe allgemeinen Säbe ohne Berüd- 
fihtigung der bejonderen Verhältniſſe des einzelnen Betriebes nicht angewandt 
werden Dürfen“ (u. VI. G. 479 vom 28. Nov. 1895). 


10. Die Berufungentiheidungen jollen mit einer kurzen Begründung 
verjehen fein (Art. 42 Ne. 5). Insbeſondere bedarf es bei Bemängelung der 
Höhe des Steuerfaßes der zahlen mäßigen Angabe des durch Rechnung 
oder Schäßung gefundenen Ertrages ſowie bei Inanſpruchnahme des $ 8 ber 
Würdigung diejes Anſpruches (E. in St. 3 223). 

a) „Die Begründung der Berufungentiheidung darf jich, jofern von den 
Angaben des Beranlagten über die Ertragd- und Abzugsberehnung abgemwichen 
wird, nicht auf die Mitteilung der den fteuerpflichtigen Ertrag daritellenden 
Hauptjumme beichränten, jondern es muß zugleich erjichtlich gemacht werden, 
inwelden Ridtungen und au welden Gründen die Ab- 
mweichungen erfolgt jind.“ Insbeſondere ift gegenüber einem Bemweisangebote 
des Steuerpflichtigen über erheblihe Tatjahen „in den Entſcheidungsgründen 
entweder über die Uriahen der Abjtandnahme von der Beweiserhebung Aus- 
tunft zu geben, oder das Ergebnis der Bemweisaufnahme gegenüber den An- 
gaben des Gewerbetreibenden zu würdigen“ (E. in St. 3 220f.). „Wollen 
die Beranlagungbehörden eine Zinjeneinnahme des Steuerpflichtigen, die 
diejer als Einfommen aus Kapitalvermögen im Sinne des $ 12 EG. bezeichnet 
und deren Zugehörigkeit zu dem gewerblihen Ertrage im Sinne des $ 22 GewG. 
er ausdrüdlich beftreitet, diefem Ertrage zurechnen, jo ift es ihre Aufgabe, die 
rechtlihen wie tatjählihen Vorausſetzungen hierfür feitzuftellen und in der 
Entſcheidung anzugeben. Dem Gteuerpflichtigen ift weder in der Vorjchrift 
de3 Art. 42 Nr. 4 Sat 2 noch jonft irgendwo die Verpflihtung zur Führung 
des Nachweiſes auferlegt, daß beftimmte Teile feines Vermögens oder Ein- 
fommens diejenige rechtliche Eigenjchaft nicht haben, welche ihnen die Ber- 
anlagungbebörden beizulegen belieben“ (E. in St. 5 440). Wegen der Be- 
gründung der Berufungentiheidungen vgl. auch Fuifting I. Anm. 8 zu $ 43. 

b) Insbeſondere bedarf die Höherihäßung des gewerblichen Ertrages 

egenüber dem bei der Einlommenjteuerveranlagung geichäßten gewerbliden 
— der Rechtfertigung durch Angabe der hierfür als maßgebend erachteten 
tatfählihen Berhältnijje. „Die allgemeine Bezugnahme auf perjönliche 
Wahrnehmungen der Mitglieder des Steuerausſchuſſes ohne nähere Bezeichnung 
des Gegenftandes ihrer Kenntnis ift nicht geeignet, die erforderliche tatjächliche 
Begründung der Abweichung zu erjegen — vgl. E. in St. 3 229, 271; 4 375 ff.“ 
(U. VI. G. 263 vom 5. Oft. 1899). 
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11. Ergibt fih im Rechtömittelverfahren die Notwendigkeit, einen in der 
Gewerbeiteuerflaffe I, II oder III veranlagten Steuerpflichtigen in eine der 
Klaſſen II bis IV zu verjeßen, — die zur Entſcheidung über das Rechtsmittel 
berufene Behörde mit dieſer Verſetzung zugleich die Feſtſetzung des 
Steuerſatzes vorzunehmen (U. VI. G. 65 vom 9. März 1905; Art. 44 IT 3); 
hiermit ift die frühere Auffajlung, daf in ſolchen Fällen die Feſtſetzung bes Stener- 
ſatzes dem Steuerausichufie der niederen Klaſſe gebühre (E. in St. 6 444), ver- 
lafien worden. 

12. Für die Klaſſe Lift ftets die Bezirfäregierung am Site des Steuer— 
ausſchuſſes zuftändig ($ 30). 

13. Nach Abj. 2 wird bei Einlegung der Berufung feitens des Vorſitzenden 
der Tag der Entiheidbung mitgerechnet. 


Ss 37. 


Gegen die Enticheidung über die Berufung jteht dem Stenerpflichtigen 
die Beſchwerde an dad Dberverwaltungägericht zu, welche innerhalb ber 
im S 35 bejtimmten Ausſchlußfriſt bei der Bezirföregierung (SS 29 und 30) 
einzulegen ijt und nur darauf geitügt werden kann: 

1. daß die angefochtene Entjcheidung auf der Nichtanwendung oder auf 
der unrichtigen Anwendung des beftehenden Rechtes, insbejondere 
auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zuftändigkeit erlafjenen 
Berorbnungen berube; 

2. daß dad Berfahren an wejentlihen Mängeln leide. 

In der Beichwerde ijt anzugeben, worin die behauptete Richtanwendung 
oder unrichtige Anwendung des beftchenden Rechtes, oder worin die be=- 
bhaupteten Mängel des Berjahrend gefunden werben. 

Die Beitimmungen in $S 45 bis 49 des Eintommenftenergejetzes finden 
jinngemäße Anwendung. 

3u 8 37. 

1. Zu $ 37 vgl. Art. 45. 

2. In der Regierungvorlage war die Errichtung eines bejonderen „Steuer- 
gerichtähofes“ für die Entjcheidung des Rechtsmittels der Beichtwerde vorgejehen. 
Auf Grund der Beſchlüſſe des AH. (Sten®. ©. 1394 ff.) ift in Übereinftimmung 
mit den Borfchriiten der $$ 44 ff. EG. die Entiheibung dem OBG®. übertragen 
worden. 

3. Das Rechtämittel der Beichwerde ($ 37) ſteht ausichliehlih dem Steuer- 
vflihtigen, und zwar nur gegen bie Berufungentfheidung 
zu, auch wegen zu niedriger Veranlagung oder Freiftellung, fofern er bereits aus 
diefem Grunde das Ergebnis der Veranlagung mittel Berufung angefochten 
hatte. Nur das Ergebnis, nit aber allein die Begründung ber 
Entiheidung iſt anfehtbar. Wegen bes Koftenpunftes allein findet 
die Beichwerde nicht jtatt (vgl. zu vorftehendem Fuijting I. Anm. 2—6 zu $ 44). 
Begen der Ausſchlußfriſt vgl. Anm. 8 zu $ 35. Fr die Einlegung der Beſchwerde 
genügt eine jchriftliche oder protofollariiche Erklärung, aus der fich die Unzufrieden- 
beit des Steuerpflichtigen hinfichtlich der Berufungentiheidung mit Dem Zwecke der 

beiführung einer Abänderung in unzweideutiger Weiſe ergibt (vgl. Fuiſting 

. Anm.83u$44). Eine Rechtfertigung durch Angabe beftimmter Beſchwerde— 
punkte gemäß $37 Nr.1,2 begründet nur die Verpflichtung des Bejchwerdegerichtes 
zur Würdigung diejes VBorbringens, ohne daß e3 bei jeiner Enticheidung an die 
angegebenen Gründe gebunden wäre ($ 46 Abj. 3 EG.). Die Stellung eines be- 
fimmten Antrages ift nicht erforberih. Neue tatjählihe Anfüh- 
tungen ,deren Vorbringen nad) Lage der Sache ſchon in der Berufunginftanz 
notwendig und möglic gemweien wäre, find in ber Beichwerdeinftanz 
verjpätet (vgl. Fuifting I. Anm. 10 zu $ 44; Fuifting II. Anm. 3 zu $ 30). 
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Das Beihwerdegericht hat zunächſt nur darüber zu befinden, ob die Be- 
rufungentſcheidung an einer Rechtöverlegung ($ 37 Nr. 1) leidet oder mit einem 
wejentlihen Mangel des Verfahrens ($ 37 Nr. 2) behaftet it. Muf dies ver- 
neint werden, jo erfolgt die Abweilung der Beichwerde; eine ufreintat- 
jächlic em Gebiete liegende Nachprüfung des durch die Berufungenticheidung 
feitgeftellten Ergebnijies der Veranlagung ift dem Beſchwerdegerichte nicht ge- 
ftattet (vgl. E. in St. 4 304; auch Fuifting I. Anm. 12 zu $ 44). Dagegen tritt 
mit der Aufhebung der Berufungenticheidung wegen Rechtsverletzung oder weſent⸗ 
liher Berfahrensmängel für das Beichiwerdegeriht das Recht der freien 
Beurteilung ein, jo daß e3 entweder jelbit die Steuerfeſtſetzung berichtigen ober 
bei mangelnder Sprucdhreife die Sache zur anderweitigen Entiheidung an bie 
Berufungbehörde zurüdgeben kann ($ 47 EG.); den in leßterem Falle erteilten 
Reifungen muß unbedingt Folge geleitet werden (E. in St. 4 377*). 


4. Zur Abänderung einer dem Steuerpflichtigen zugeftellten Berufung- 
entiheidung ift nur das ORG. befugt; wenn die Berufungbehörde eine zweite 
Entiheidung erlaſſen und der Steuerpflichtige dieje mit der Beſchwerde ange- 
griffen hat, jo muß in der Beichtwerdeinitanz die zweite Enticheidung aufgehoben 
und über die erite Enticheidung befunden werden (11. VT. G. 151 vom 28. Dtt. 
1897). 

5. Die $$ 45 bis 49 des EG. lauten: 

$ 45. „Der Borlikende der Berufunglommijjion überreicht die bei ihm 
eingegangene Beſchwerde des Steuerpflidhtigen mit jeiner Gegenerflärung, 
ſoweit er jolche für erforderlich erachtet, dem Oberveiwaltungsgerichte. Die Be- 
ichwerde des Vorſitzenden der Berufunglommillion wird dem Steuerpflichtigen 
zur Schriftlihen Gegenerflärung innerhalb einer beitimmten, von einer bis zu 
vier Wochen zu bemeiienden Friſt zugefertigt.“ 

(Der zweite Sab des $ 45 fann für das GewG. keine Anwendung finden, da 
eine Bejchwerde des Vorſitzenden ausgeſchloſſen ift.) 

$ 46. „Das Oberverwaltungsgericht erläßt jeine Enticheidungen in nicht 
öffentlicher Sikung, der Regel nad) ohne vorherige mündliche Anhörung des 
Steuerpflidtigen. 

E3 kann jedoch dem Steuerpjlichtigen von Amts wegen oder auf Antrag 
Selegenheit zur perjönliden Verhandlung über den Gegenſtand der Beichwerde 
gewähren, 

Bei feiner Entſcheidung iſt es an diejenigen Gründe nicht gebunden, welche 
zur Nedtfertigung der geltellten Anträge geltend gemacht worden find.“ 

$ 47. „Eractet das Oberverwaltungsgericht die Bejchwerde für begründet, 
jo fann es die Angelegenheit zur anderweiten Entiheidung an die Berufung- 
lommillion zurüdgeben oder jelbit die Steuerfeitiegung beridhtigen. Im erfteren 
Falle jind die von dem GWerichtshofe über die Auslegung und Anwendung ber 
geſetzlichen Borichriften gegebenen Weifungen zu befolgen.“ 

$ 48. „Über Beichwerden, weldhe das Verfahren des Vorlikenden der 
Berufunglommillion aus Anlah der nach $ 44 eingereichten Beſchwerden be- 
treffen, beichließt das Oberverwaltungsgericht.“ 

849. „Im übrigen finden auf das Berfahren zum Zmede der Enticheidung 
über die Beſchwerden ($ 44) die über das Berwaltungftreitverfahren auf Klagen 
vor dem Oberverwaltungsgerichte bejtehenden gejetlihen Beltimmungen, ins— 
bejonbdere diejenigen bes Gejehes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Geſetz Samml. ©. 195), des Gejebes, betreffend die Verfaſſung 
ber Berwaltunggerichte ıc. vom en (Gejeß-Samml. 1880 ©. 328) 
und des Gejeges zur Abänderung des $ 2y des lekteren vom 27. Mai 1888 (Gefeb- 
Samml. S. 226) mit der Maßgabe finngemähe Anwendung, daf die Erhebung 
eines Bauichquantums auch dann ftattfindet, wenn die Enticheidung ohne vor- 
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gängige mündliche Verhandlung erfolgt ift, und daß ein Anſpruch auf Erſatz der 
Anmwaltsgebühren nicht ftattfindet.“ 

6. Die „ſinngemäße“ Anwendung ($ 37 Abj. 3) bedingt, daß an die Stelle 
der in ben $$ 45, 47, 48 EG. bezeichneten Borlitenden der Berufungtommilfion 
und der legteren ſelbſt diejenige Bezirlsregierung tritt, welche über die Berufung 
entſchieden hat. Im übrigen vgl. Fuiſting I. die Anmerkungen zu $$ 46, 47, 49, 
Die Wiederaufnahmelflage ($ 100 LBG.) ift nicht Zuläffig (E. in St. 8 353). 

7. Wegen der Berrehnung und Einziehung der vom OVG, in Gewerbe- 
ſteuerbeſchwerdeſachen feitgejepten Koften und baren Auslagen val. ®. v. 4. Dez. 
1804 (Mitt. H. 30 Nr. 44). 


Derteilung des Gtenerfahes anf mehrere 
Kommunalbezirke, 


S 38. 


et jich ein Gewerbebetrieb Über mehrere Kommmnalbezirte und 
wird für die Ziwede der fommunalen Beftenerung oder tommunalen Wahlen 
die Zerlegung des Stenerjaged in die anf die einzelnen Betrieböorte ent- 
fallenden Zeilbeträge erforderlich, jo ift Diefe von dem veranlagenden Stener- 
ausſchuſſe zu bewirken. 
Der Beſchluß ift ſowohl den beteiligten Kommunen ald dem Stener- 
pflichtigen zuzuſtellen. 
Denjelben fteht binnen einer Ausichlußfrift von vier Wochen die Be- 
rujung an bie — erg Bi 29 und 30) und gegen die Berufung- 
enticheidung in gleicher Friſt Die Beſchwerde an dad Dberverwaltungdgericht zu. 


Zu & 38. 
Inhalt: 
1. Ausführungbeftimmungen. G. Maßſtab bes Ertrages; 
3. Begründung des GE. und Mbänderung des D, desgl. bei Berfiherungs-Aftiengefell- 
4 33 durch das UG. ſchaften; 
Betriebsort“ im Sinne des $ 38. E. tapitaled; des Unlage- und WBetriebs- 
4. Rorausfegung der bauernben gewerblichen | F. @Einbei r ’ . 
| | . Einheitliche Betriebe mit drtlicher Tren- 
tondere bei Ausführung von Bauten” —* ee Fabrifation und Waren- 
| ertrieb; 
5. Einzelne Vetriebsorte: G. Übergehung von Xeilbetrieben bei der 
ET ee = 
ge — H. einheitliche preußiſche Betriebe mit 
* 2322* außerpreußifchen Zeilbetrieben ; 
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eilbeträge. 
F liter 11. Ausſchluß der Gemeinden von der Au— 
A. Brauereien ; e f fechtung der Beranlagung; Berichtigung 
7. Automatenbetrieb; ' von Jertümern. 
K. Stiffer; 12. Berufung im Berlegungverfahren: 
olslager; | A. Unhörung der Beteiligten; 
M. femagengejellichaft. | B. Bemweiderhebung und Enticheibung von 


Borfragen; 
C. Reformatio in pelus; 
D. Wiederholung er Berlegung bei 
nberung- bes Steuerſahes; 
E. Auftändigfeit der Megierung für Aus 
rung der vom Steuerausſchuſſe ab- 
gelehnten Berlegung; 


6. Einheitliche Betriebe mit örtlicher Trennung | 
von Fabrikation und Warenvertrieb. | 


. „Kommunalbezirte.“ 

*. „Beteiligte Kommunen”; nachträgliche 

eltendinachung von Anfprüden: 

A. Beichräntung auf das Steuerjahr; 
ren. 
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B. Berfah F. Begründung der Berufungentſcheidung. 
10. Materielle Rechtögrundfäge über die Ber- | 13. Veſchwerde im Berlegungverfahren. 
taatöbetrieb:. 


| 
| 
l = | 14. Berlegung bed Steuerſahes für die preuß. 
. Gegenfland; 
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D. Mahftäbe im allgemeinen: 15. Abftandnahme von der Zerlegung. 
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1. Zu $ 38 vgl. Art. 53. Über die Mitteilung der Zerlegungsgrundlagen 
an bie Gemeinden in dem Zerlegungbejchlujfe (wegen der Notwendig- 
keit der der Gemeinden im Berufungverfahren vgl. unten Anm. 12 A) 
ift die folgende V. vom 15. Dez. 1896 (Mitt. H. 34 Nr. 34) ergangen: 

„Nach den gejeßlihen Beftimmungen und der bisherigen Rechtiprechung des 
OVG. Steht den Gemeinden ein Anjprud darauf nicht zu, daf ihnen die Ver- 
teilungsgrundlagen ohne einen bejonderen Antrag ihrerjeits ſchon in dem Zer- 
legungbeichluffe mitgeteilt werden, während andererjen#s eine jolde Mitteilung 
in manden Fällen eine mit dem praftiichen Intereſſe, das die einzelne Gemeinde 
daran hat, nicht im Verhältnifje ftehende Mehrarbeit verurfadhen kann. Ich will 
deshalb die Aufnahme derartiger Mitteilungen in den Zerlegungbeihluß nicht 
ausnahmlos für alle Fälle anordnen, mache jedoch unter Bezugnahme auf meinen 
Runderlaf vom 17. Dez. v. 8. (Mitt. H. 33 ©. 50) darauf aufmerkſam, daß fie 
ſich, wenigſtens in den Gewerbefteuerklajfen I und IH, inderRegeldurdaus 
empfiehlt. Inwieweit etwa in einzelnen Fällen von diejer Negel wegen be3 damit 
verbundenen Schreibwerfes oder weil nad Lage des Falles vorauszufegen ift, 
daß die betreffenden Gemeinden fein Gewicht auf die Mitteilung legen, oder 
enblih aus anderen bejondern Gründen abzuweichen und ein beionderer Antrag 
ber Gemeinde auf Mitteilung der ———— der übrigens auch all- 
gemein für alle fie angehenden Fälle und für die Veranlagung künftiger Steuer- 
jahre geitellt werben kann, abzumarten fei, muß dem pflichtinäßigen Ermeſſen 
der Borjitenden der Steuerausſchüſſe überlaffen werben. 


Abſchrift eines Zerlegungbeichluffes, welcher ein geeignetes Beijpiel einer 


} turzen und ſachgemäßen Mitteilung der Verteilungsgrundlagen enthält, iſt 
beigefügt.“ _ 


Berteilung des Gewerbejtenerjaged auf mehrere tommunalbezirte. 


Die K.’er Pferdeeiſenbahngeſellſchaft hierjelbft, welche dajelbit einen ftehenden 
&ewerbebetrieb (Pferdebahnbetrieb) unterhält, ift für das Steuerjaht vom 
1. April 1896 bis 31. März 1897 in der Klaſſe . . . unter Nr. . . . ber namentlichen 
Nachweiſung mit einem Gewerbefteuerjage von jährlih .... Mark veranlagt. 

Da der Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke erftredt, jo ift der 
auf denjelben veranlagte Gemwerbefteuerjaß von .... .4. zum Zwecke der fom- 
munalen Bejteuerung durch Beſchluß des Steuerausſchuſſes in die auf die nach— 
benannten Betriebsgemeinden entfallenden Teilbeträge zerlegt, wie folgt: 


1. K. Bferbebahnbetrieb  - -. - >: 2 2 2 nn 4. 
2. B. Sib der Geſchäftsleitung. 4. 
Berteilungmaßitab. 
Gehälter, Löhne und Tantiemen: 
u 2 a a — 


Gegen dieſe Verteilung ſteht den beteiligten Kommunen und dem Steuer— 
——— das Rechtsmittel der Berufung an die Königliche Regierung in B. au: 
asjelbe it unter Beifügung dieſer Benadhridhtigung bei 
dem unterzeichneten Vorſitzenden bes Steuerausſchuſſes binnen einer Ausichluf- 
frift von 4 Wochen (28 Tagen), welche mit dem auf die Zuftellung folgenden 
Tage beginnt, jchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 
Obige Berteilung verliert ihre Gültigkeit, wenn der veranlagte Gewerbe- 
fteuerfaß im Wege der Nechtömittel eine Anderung erfährt. In diefem Falle 
tritt eine neue Verteilung ein. 
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In die Nachweiſung der auf die in der Gemeinde K. belegenen, aber aus- 
wärts veranlagten Betriebe entfallenden Teilbeträge ift die vorfeitig Genannte 
daher mit dem Teilbetrage von .... .#. aufzunehmen. 


Der Borjibende 
des Stenerausfchuffes der Gewerbeſteuerklaſſe. 
An 
den Magiitrat 
K. 


2. Begründung des GE. (©. 55 f.): „Da in Zukunft die Gejamtheit der mı 
einer Hand befindlihen Gewerbebetriebe, gleichviel, ob diejelben in einem 
oder mehreren Beranlagungbezirlfen liegen, an einem Orte und mit einem 
Steuerjage veranlagt werden joll (vgl. $ 17), jo fann jich bei den über mehrere 
Kommunalbezirte eritredenden Gewerben die Notwendigkeit ergeben, zum 
Zwecke tommunaler Wahlen oder Befteuerung eine Zerlegung des Gewerbeſteuer— 
jaßes in die auf die beteiligten Gemeinden entfallenden Teilbeträge vorzunehmen. 
Diefe Zerlegung joll — naturgemäß nur auf Antrag einer interejlierten Kom— 
mune — von dem veranlagenden Steuerausichuffe bewirkt werden. Da hierbei 
ſowohl finanzielle ald auch andere Anterejien der Steuerpflichtigen berührt 
werden können, jo muß man denielben neben den Kommunen das Recht der 
Anfehtung des Beichhlujjes des Steuerausihuffes einräumen. Mit NRüdfict 
auf das geringe Anterejje, welches der Steuerausihuß an der Zerlegung bes 
Steuerjates hat, joll hier das Rechtsmittel des Einjpruches fortfallen, im übrigen 
jedoch ebenio wie gegen die Beranlagung Berufung und Beichwerde Plat 
greifen.“ 

Die Zerlegung it jegtvon Amts wegen zu bewirken und muß jich auch 
auf die bisher von der Staat» Gewerbeiteuer befreiten, nunmehr aber der 
Beſteuerung nad $ 28 Nr. 2—6 KAG. unterworfenen Betriebe eritreden ($ 32 
KAG.). 

Mit der im $ 27 des Handelöfammergejekes in der Faſſung des Geſetzes 
vom 19. Aug. 1897 (GS. ©. 355) vorgejehenen FFeititellung der auf die einzelnen 
abgabepflichtigen Niederlafjungen uſw. entfallenden Teilbeträge hat die Zer- 
legung des Steueriaes gemäh $ 38 nichts gemein. 

3. „Da der $ 38 über ben Begriff und die Mertmale eines „Betricbs- 
orte s“ feine Beitimmung trifft, jo it anzunehmen, daß bei den fich über mehrere 
Kommunalbezirte erftredenden Gewerbebetrieben unter „Betriebsort“ ganz 
allgemein jeder Ort verftanden wird, an welchem das Gewerbe be- 
trieben ($ 3 des DG.), oder ein ftehender Betrieb unterhalten 
($ 2 des GewG.) wird, oder der Betrieb ftattfindet ($28 des KAG.). 
Alle diefe Ausdrüde find völlig ſynonym und gejtatten eine einheitliche An- 
wendung des Begriffes „Betriebsort“ im Bereiche der verichiedenen Geſetze, 
io daß es zur Erzielung einer einheitlihen PBraris nur darauf ankommt, die Vor- 
ausjeßungen eines Teil- oder Zweigbetriebes im Anichluffe an den allge- 
meinen Gemwerbebegriff richtig zu bejtimmen und demgemäß nad 
den konkreten Berhältnifjen des einzelnen Falles über das Vorhandenfein eines 
Teil- oder Zmeigbetriebes an einem beftimmten Orte Entiheidung zu treffen. 
Im Berlegungverfahren find demnach alle Betriebsorte im Sinne des vorftehen- 
den zu berüdfichtigen“ (E. in St. 4 345; vgl. auch 4 383, 385; 5413 und 
Anm. 7 zu $ 2). 

„As Betriebsort im Sinne des GewG., insbejondere auch im Sinne des 
$ 38 ift nad) feſtſtehender Rechtſprechung des OB®. jeder Ort anzujehen, an dem 
durch Errichtung einer Zweigniederlaſſung, Fabrikation-, 
Ein-oder Berlaufftätte oder in ſonſtiger Weiſe em ftehender 
Betrieb unterhalten wird, namentlich aljo auch der Ort, an dem ſich Speicher, 
Warenlager, Kontore oder ftändige PBertreter des Unternehmers befinden, 
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mögen dieje zu leßterem in einem Dienitverhältmijje jtehen oder ohne ſolches 
Weihäfte in feinem Namen und für feine Rechnung auf 
Grund allgemeiner oder bejonderer Ermächtigung abſchließen (vgl. Art. 3 Ar. 1; 
E. in ©t. 4 342, 381 ff.; 5 413)“ (u. VI. G. 356 vom 31. März 1898). Bgl. 
wegen ber Begründung eines Betriebsortes durh Errichtung von Zweig- 
niederlaffungen uim., Sowie burch Bertreter Anm. 8—14 zu $ 2. 

„Einer Gemeinde, die für das Steuerjahr aufgehört hat, Betriebsort zu fein, 
darf irgend ein Teil bes Steuerjages nicht überwiejfen werden, wenn auch für 
die Beitimmung bes Steuerjahes der Ertrag de3 Vorjahres unter Mitberüd- 
fihtigung des Betriebes an den früheren Betriebsorten maßgebend geweſen ift, 
Betriebsorte im Sinne des $ 38 find nur die gegenwärtigen Betriebä- 
orte" (E. in St. 9 443). 

4. a) „Nach allgemeinen Grundjägen gehört cs wejentlih zum Begriffe 
des Gewerbebetriebes, daß die merbende Tätigkeit fortgeſetzt um 
dauernd ausgeübt wird. Ein Betriebsort, an welchem ein über mehrere Kom- 
munalbezirfe ſich erftredender Gewerbebetrieb ftattfindet, ift daher ebenfalls 
nur da vorhanden, wo das in Rede ftehende Gewerbe fortgeſetzt und 
dauernd ausgeübt wird, nicht dort, wo nur eine einmalige ober 
vorübergehende Tätigkeit fich vollzieht. Bei dem Betriebe des Ge— 
werbe3 eines Chaufieebauunternehmers fann deshalb der Regel 
nach nicht angenommen werden, daß ſich dort, wo nur eine einzine Chauſſee 
gebaut wird, ein Betriebsort befindet...... Ebenfomwenig, wie die Gemeinden, 
in deren Bezirken ein Bauunternehmer von dem Sitze feines Gejchäftes aus 
einzelne Bauten heritellt, hiermit zu Betriebsorten werden, können die ver- 
Ihiedenen Gemeinden, deren Bezirf von einem Chaufjeebau berührt wird, 
deshalb allein als Betriebsorte in bezug auf das Gewerbe des Chauficebau- 
unternehmers gelten“ (E. in St. 4 383/4). 

b) „Ein Baugeihäft wird unzweifelhaft nicht an jede m Drte, an welchem 
Neubauten ausgeführt werden, betrieben und eine Fabrik nit an jedem 
Orte, nad welchem Hin ihre Fabrikate geliefert werden. Ebenſowenig wird 
ein Gewerbebetrieb dort ausgeübt, wo vielleicht einige Male ein Lieferungs- 
vertrag für eine Fabrik oder ein Baugeichäft abgejchloffen wird. Es wird ins- 
beiondere, wenn aus lebteren Umftänden der Gewerbebetrieb gefolgert werben 
fol, noh weiterer, dDauernder, ftetiger Einrichtungen bedürfen, 
um das Borhandenjein einer Zweigniederlaflung. Verkauf- oder Betriebftätte 
oder eines Jjonftigen Geiwerbebetricbes annehmen zu können. Das bloße 
Wohnen des einen Teilnchmers des Betriebes genügt hierzu ” feiner Weifc“ 
(U. VI. G. 13 vom 29. Febr. 1896). Bgl. auch Anm. 7 zu $ 2 

c) „Hat eine Eijenbahngejellichait in mehreren Orten beiondere Bau- 
bureaus erridtet, deren Tätigkeit in der Erledigung von Geſchäften befteht, 
die ohne das PVorhandenjein der Baubureaus an dem Site der Zentralftelle 
und von Diejer aus geführt werben müßten, fo find alle Orte, an denen fich 
Baubureaus befinden, als Betriebsorte anzujehen“ (E. in St. 5 411; val. aber 
N. vom 30. Ian. 1894 — PVB. 15 601; von Kamptz 2 257 Anm.). 

5. A. „Der Ort, an welden fi der Sit der®eihäftsleitung 
befindet, ift ftets Betriebsort“ (U. vom 31. Oft. 1895 — E. in St. 4 381, 389 f. 
Anm.). 

B. „Der Betrieb einer Straßenbahn vollzieht ſich auch in denjenigen 
Gemeinden, in denen nur Geleiſe derjelben vorhanden find“ (E. in St. 4 300). 

Dagegen wird bei Berpadhtung eines Strafenbahnbetriebes eine Gemeinde, 
in deren Bezirk ſich Geleife oder fonitige Betriebsanlagen befinden, nicht zum 
Vetriebsorte des Verpächters (E, in St. 9 464). 

C. „Betriebsort eines Gasd- und Waffermwertes ift jede Gemeinde, 
die von demijelben gegen Entgelt fortgejebt und dauernd mit Gas und Waſſer 
verforgt wird“ (E. in St. 4 281, 385 f.). 
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„Rad) jtändiger Rechtſprechung eritredt Tich der Betrieb eines Gas— 
wertes auf alle durch Röhrenleitungen des Gaswerkes angeichloifenen und 
mit Gas verjorgten Gemeinden. Erfolgt die Gaslieferung fortgefebt und 
dauernd mit der Abjicht der Gewinnerzielung, jo it jede diefer Gemeinden 
PBetriebsort im Sinne des $ 38“ (U. VI. G. 151 vom 23. Juni 1904). 

„Nach der neueren NRectiprehung des OVG. (vgl. die Abhandlung über 
die „Betriebftätte" — PVB. 19 320) liegt die Frage, ob eine Gemeinde durch 
die bloße Durchführung des Rohrnetzes einer gewerblich betriebenen Waſſer— 
leitung zu einer Betriebftätte und hiermit auch zu einem Betriebsorte 
im Sinne des $ 38 des Unternehmers wird, auf tatjächlihem Gebiete“ (E. 
in St. 9 463). 

D. „Für diejenigen Gewerbetreibenden, weldhe zwar außerhalb Berlins 
wohnen, aber in einer Berliner Markthalle einen beftimmten Stand ge- 
nietet haben und dafelbit ihre Waren verkaufen, gilt auch Berlin als Betriebs- 
ort“ (E. in St. 5 449). 

E. a) Die bloße Beauftragung eines jelbftändigen Gewerbetreibenden zur 
Terteilung und zum Umtaujde von Waren an Runden des an 
einem anderen Orte wohnenden Auftraggebers begründet nicht einen Gewerbe- 
betrieb des leuteren. Der felbitändige Gerwerbetreibende übt vielmehr durch 
Ausführung folder Aufträge lediglich, wie jeder Spediteur, feinen eigenen 
semwerbebetrieb aus und nicht etwa als Beamter oder Pertreter denjenigen 
bes Auftraggebers (E. in St. 6 434 Anın.). 

b) „Die Unterhaltung eines reinen, lediglich zur Unterbringung der auf 
dem Transporte begriffenen Waren beftimmten 
Speditionslagers begründet für den Ort, an dem es fich befindet, 
an fih und ohne Hinzutreten weiterer, auf einen örtlihen Betrieb hindeutender 
Umftände noch nicht die Eigenihaft eines Betriebsortes. Denn es dient im 
weſentlichen nur zur Erjparnis von Koften durch Abkürzung des Transport- 
weges oder durch beifere Ausnußung der Transportgelegenheit und dergleichen, 
während nicht auf die Abiicht des Unternehmers hindeutet, gerade an dem Orte, 
mo e3 fich befindet, irgend einen Gewerbebetrieb auszuüben“ (E. in St. 4 303). 


ce) Wenn dagegen ein Gewerbetreibender an einem fremden Orte zur Lage— 
rung bon Spiritus einen Speicher gemietet und einen an diefem Orte anfäfligen 
Spediteur mit der Umfüllung und PVeriendung des Spiritus beauftragt hat, 
jo vollzieht jich an dieiem Orte ein Teil des Gewerbebetriebes de3 Auftraggebers, 
„wobei es unerheblich ift, daß derjelbe nicht durch das Perfonal der Firma, 
iondern durc einen Spediteur erfolgt; insbeſondere befindet fich dafelbit eine 
fürden Gewerbebetrieb wejentliche, zur äußeren Ericheinung tretende Einrichtung, 
ein Speicher oder Rarenlager, in dem eine gewilje Bearbeitung der Ware und 
aus dem die Beriendung ftattfindet." Jener Ort ift daher Betriebsort (U. VI 
G. 451 vom 28. Oft. 1897). 


F. „E3 kann darüber fein Zweifel beitehen, daß jich überall da, wo Beauf- 
tragte der Firma (einer Schönfärberei und chemiſchen Waſchanſtalt) in deren 
Namen dauernd Gegenftände zum Färben und Reinigen annehmen und nad) 
der in der Fabrik zu Hannover bewirkten Fertigitellung den Beltellern gegen 
Bezahlung wieder aushändigen, ftehend ein wejentliher Teil des Gewerbe 
betriebes der jteuerpflichtigen Firma vollzieht. Das OVG. hat daher in dem 
U. vom 17. San. 1895 (€. in St. 3 406) die Gemeinden, an denen ſich An- 
nahbmeftellen eines ähnlihen gewerblichen Unternehmens befanden, als 
Betriebsorte anerfannt. Dabei kann es aber feinen Unterſchied maden, ob die 
Annahmeftellen durch Angeftellte der Firma oder durch jelbitändige Gewerbe— 
treibende verwaltet werden. Denn auch die letteren betreiben dadurch, daß 
fie Gegenftände vom Publikum namens und für Rechnung der Firma zum Färben 
und Reinigen annehmen und nach Fertigftellung gegen Bezahlung den Be- 
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jtellern wieder aushändigen, nicht ihe eigenes Gewerbe, jondern jie handeln 
hierbei überall nur als ftändige Vertreter der Firma, als deren Organe fie 
namentlich durch die Übernahme der Sachen zum Reinigen umd Färben fort- 
laufend Rechtsgeſchäfte für Rehnung und namens der firma 
abichliegen“ (U. VI. G. 356 vom 31. März 1898). 

G. Wenn in einer Gemeinde Arbeiterwohnhäujer der jteuer- 
pflichtigen Firma belegen jind, welche von dieſer in der Abiicht, ſich dadurch 
einen fejten Stamm von Arbeitern heranzubilden und zu erhalten, an ihre Arbeiter 
vermietet werden, jo hat die Gemeinde jchon deshalb die Eigenichaft eines Be— 
triebsortes (E. in St. 9 450 und U. VI. G. 29 vom 23. Juni 1904; val. E. 20 
106, 27 36; €. in &t. 3 289, 4 275, 5 437). 

H. Die Bierlieferung einer Brauereigeſellſchaft an auswärtige, 
zum Bierbezuge von ihr vertragmäßig verpflichtete Wirte erjcheint als bloßer 
Ausflug des gewerblihen Außenbetriebes der Geiellichaft, jofern die Wirte 
weder in einem Dienftverhältnilje zu ihr jtehen, nod) das Bier im Namen und 
für Rechnung der Gejellichait verfaufen. Hieran wird auch durch die Stellung 
der Birte und Pächter der Gejellichaft nicht® geändert. Vielmehr ift es gegen- 
über dertatjählidhen Ausübung des Wirtſchaftbetriebes durch) die Pächter 
im eigenen Namen und für eigene Rechnung unerheblich, 
dak das Eigentum oder der Badıtbejik der Schanflofale der Keſellſchaſt zuſteht, 
und daß dieſe zugleich Inhaberin der Wirtſchaftkonzeſſion iſt. Der Gewerbe— 
betrieb der Pächter wird dadurch nicht zu dem ihrigen (E. in St. 10 450). 

J. „Automatiſche Verkaufapparate auf Bahnhöfen, insbeſondere unter 
Uberwachung durch den Bahnhofsportier, begründen die Eigenſchaft der Ge— 
meinde, in der jie fich befinden, als Betriebsort des den Berlauf der Waren 
betreibenden Unternehmers“ (E. in St. 9 457). 

K. Wegen der Betriebsorte der Schiffer vgl. Anm. 20 zu $1. „Das 
bloße Anlegen (von Schiffen) zum Einladen oder Ausladen von Waren bald 
hier, bald dort, ohne irgend welche dauernde Einrichtungen, macht noch feine 
Gemeinde zum Betriebsorte“ (E. in St. 11 435). 

„Die Unterhaltung eines ih auf befttimmte Dıte eritredenden 
regel- und fahbrplanmähigen Berjonen- und Frachtvertehres dur 
Schiffahrt hat das Eriheinen und Anlegen der Schiffe an dieſen Orten zu den 
ein für allemal feititehenden, dem Bublitum befannt gemadten Zeiten und 
an den ebenjo feititehenden Anlegeitellen zur notwendigen Vorausſetzung. 
Hiermit werden dauernde örtliche Einrichtungen geichaffen, die jene Orte zu 
Betriebsorten machen“ (U. VI. G. 330 vom 23. Juni 1905). 

L. Ein Holzhändler, der einer Zeche vertragmähig Grubenhol; 
liefert und in einem Magazin auf feine Gefahr und Koſten bis zur Abnahme 
durch Die Zeche lagert, auch in dem Lager dauernd einen Qagermeifter und Arbeiter 
beichäftigt, unterhält hier dauernde örtliche Einrichtungen, au wenn das Magazin 
der Zeche gehört, ihm aber zum ausichlieflihen Gebrauche überlafjen iſt. Die 
Gemeinde, in deren Bezirk ſich das Magazin befindet, iſt daher Betriebsort 
(E. in St. 11 436). 

M. „Der Ort, in dem die Speiſewagengeſellſchaft ihren 
Betrieb ausübt, ift, wie jchon der Name andeutet, der Speilewagen des Zuges, 
und daß der Speijewagen zum Zwecke des Betriebes der Gejellihajt die Bahn— 
firede mit durchläuft, bildet die einzige Beziehung zu den durchfahrenen ört- 
lihen Bezirken. Dieje örtliche Berührung ift aber für den Betrieb der Gejell- 
Ihaft ganz gleichgültig und es fehlt daher den an der Strede liegenden Gemeinden 
und Gutsbezirten jegliches Merkmal eines Betriebsortes“ (U. VI. G. 303 vom 
25. Mai 1905). 

6. Beieinemeinheitlich en Gewerbebetriebe — bei dem die Fabrikation 
in der einen, die Verwertung der Fabrikate nebit der faufmänniichen Leitung 
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in einer anderen Gemeinde erfolgt — ift auch diejenige Gemeinde Betriebsort, 
in welcher die Fabrilation der Waren ftattfindet und deshalb tatjächlich feine 
Einnahmen erzielt werden (E. in ©t. 4 291). 

„Überali wo Produktion, Fabrikation, faufmännischer Bertrieb und Ver— 
tauf der Produkte und Fabritate ji) an verihiedenen Orten vollziehen, handelt 
es jih um Betriebe, deren Ertrag nur im ganzen berechnet werden fann, da 
die beiden, örtlich getrennten Tätigkeiten derartig eng miteinander verbunden 
und voneinander abhängig find, dah beim Wegfalle der einen die andere keinen 
Hewinn ergeben würde. Eine Trennung und eine beiondere Berechnung 
des an den einzelnen Betriebsorten erzielten Ertrages fann in foldhen Fällen 
nur zu einem unrichtigen Ergebnilje führen, da ohne Produktion die Erzielung 
von Gewinnen nicht möglich ift, an dem Produftionorte aber nur Ausgaben 
erwadhien, an den Verkauforten dagegen bei geringen Unkoſten die jämtlichen 
Einnahmen erzielt werden“ (E. in St. 6 422; vgl. auch 9 455 und unten Anm. 10 
zu C e und F). Überhaupt gelten alle Gemeinden als Betriebsorte, in deren 
Bezirten fih Betriebsanlagen (3. B. Bergftürzge und Teile von Eijen- 
bahnanlagen — U. VI. G. 156 vom 16. Sept. 1897) befinden, welche, wenn 
fie auch nicht unmittelbar einen Ertrag liefern, doch zur Erzielung des Geſamt— 
ertrages beitragen. Vgl. auch Anm. 10, 11 zu $ 2. 

7. a) Ale Gemeinden, in deren Bezirten fih bergbaulidhe Be 
triebsanlagen (NAnfahritollen, Förderitollen, Aufbereitunganftalten, Ma- 
ihinenanlagen ujmw.) ala „integrierende Beitandteile der ganzen einheitlichen 
Bergwerlsanlage“ befinden, find Betriebsorte des Bergwerfes. Im weſentlichen 
fommt es auf „die äußerlich ſichtbaren Einrihtungen des bergbaulihen Unter- 
nehmens“ an (E. in St. 10 452; val. auh PBB. 19 317, 321). 

b) „®enn es jih um ein aus drei Faktoren — Gewinnung, Aufbereitung 
und Berlauf von Bernjtein — zujammengeiehtes gewerblihes Unter- 
nehmen handelt, muß ald Betriebsort im Sinne des $ 38 jeder Ort anerlannt 
werben, an weldem die Firma auch nur einen diefer Betriebzweige, ins 
befondere aljo auch ausichließlih die größtenteils durch Bergbaubetrieb — in 
geringerem Umfange durh Schöpfen, Stehen und Sammeln am Meeresitrande 
— erfolgende Gewinnung des Bernfteins fortgejegt und dauernd betreibt. Die 
in der Gemarkung einer Gemeinde vorhandenen Schächte bilden, jelbit 
wenn fie in der Hauptſache nur Bentilation- und Notfahrichächte find und ſich 
majchinelle und jonftige techniihe Anlagen dort nicht befinden, doch immerhin 
integrierende Beitandteile der ganzen einheitlihen Bergwerksanlage. Die 
außerlih jichtbaren Einrihtungen des bergbaulichen Betriebes ber 
Firma befinden jih demnach auch in der Gemarkung diejfer Gemeinde und ihre 
Eigenſchaft als Betriebsort des Bergbaubetriebes ergibt ſich mit Notwendigkeit 
daraus, daß jich die einheitlihe Bergwerlsanlage über mehrere Gemeindebezirke 
eritredt“ (U. VI. G. 247 vom 11. Juli 1896). Nachdem die Bernfteinwerte, 
worauf ſich dieje Enticheidung bezieht, vom Staate — ſind, müſſen ſie 
als Staatsbetriebe behandelt werden (vgl. Anm. 4 zu $ 3 

8. a) „ES fann feinem Zweifel unterliegen, daß unter den „Kommunal— 
bezirten“ und „Kommunen“ im Sinne bes $ 38 nur Gemeinden und 
aleichartige politiiche Bezirke veritanden find, nicht aber Kommunalverbände 
höherer Ordnung“ (E. in St. 11 437). 

b) „Unzutreffend ijt die Ausführung, dad ein Gutsbezirt, weilnah $5 
KAG. das Belteuerungredt nur den Gemeinden zuitehe, bei der Ber- 
teilung des Steuerjaßes nicht in Betracht gezogen werden dürfe; die NRichtigteit 
des Gegenteiles ergibt ji) daraus, daß der im Gutsbezirke erzielte Ertrag in dem 
für die Veranlagung zur Gemwerbefteuer maßgebenden Gejamtertrage enthalten 
it und demgemäh aud einen Rehnungsfaltor bei der Ermittelung des hiervon 
auf jede der beteiligten Gemeinden entjallenden Ertragsanteiles bildet“ (U. VI. 
G. 141 vom 19. Yan. 1899). 
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9. So lange die Zerlegung des Steuerjaßes von der Stellung eines Antrages 
der Gemeinden abhängig war (vgl. Art. 55 Nr. 1 A. vom 10. April 1892), be- 
ftanden nur Zweifel über den Endpunkt der Zeit der Antragitellung. Nachdem 
aber infolge der Reformgeſetze von 1893 die Zerlegung nicht mehr von einem 
Antrage der Gemeinden abhängig, jondern von Amts wegen, und zwar regel 
mäßig im Anjchlufle an die Veranlagung zu bewirken ift (Art. 53 Nr. 1 4. vom 
4, Nov. 1895), entjtehen weitere Ziveifel Darüber, in weldyer Weile eine unbe 
rüdjichtigt gebliebene Gemeinde ihren Anjpruh auf Zuweiſung eines 
Teiles des Steuerjabes geltend zu machen hat, jei es, daß ein Zerlegungbeſchluß 
im Anſchluſſe an die Veranlagung überhaupt nicht ergangen, oder daß fie in dent 
Zerlegungbeichluife nicht berüdjichtigt worden ift. 


A. Die Frage, bis zu welchem Zeitpunfte eine Gemeinde ihren Anſpruch 
auf Beteiligung am Steuerjate geltend zu machen berechtigt ift, betrifft jorwohl die 
Zuläffigleit einer nachträglichen Zerlegung bei Unterlafjung der Zer- 
fegung im Anſchluſſe an die Beranlaguna, als auch die Zuläfligkeit einer Abände— 
rung der bereits erfolgten Zerlegung infolge Erhebung eines 
Anſpruches feitens einer unberüdiichtigt gebliebenen Gemeinde. Im einzelnen 
fragt es jich, ob die nachträgliche Zerlegung oder die Abänderung der bereits 
erfolgten Zerlegung überhaupt zuläjlig, eventuell, ob fie nur für das Steuerjahr 
oder auch für frühere Jahre geitattet üft. 

Ns „beteiligte Kommunen“ im Sinne des $38 „müjjen alle Kommunen 
angeiehen werden, welche den Anſpruch auf Zuweiſung eines Teiles des Steuer- 
ſatzes erheben, gleichviel ob fie in dem Zerlegungbeſchluſſe berüdjichtigt find und 
ob ihnen diefer zugeftellt iſt oder nicht“ (E. in St. 7402). Da aber keine geſetzlichen 
Beltimmungen darüber beitehen, daß eine Gemeinde mit der Unterlajjung der 
Zerlegung oder mit der Übergehung im Zerlegungbeichluffe ihren Anfprud; 
verliert, muß ihr für jeden diejer beiden Fälle die Geltendmachung ihres Anſpruches 
vorbehalten bleiben. 


Die weitere Frage, ob jich die Seltendmadhung des Anipruches nur auf das 
Steuerjahr oder aud) auf frühere Jahre erftredt, ift lediglich aus den Beftimmungen 
des GewG. zu beantworten; die VBorichriften im $ 84 KUG. berühren dieje 
Frage nicht. 

Die Zerlegungdes Steuerjagesnad $38 hat mitder Beranlagung 
nichts gemein. Die Veranlagung geht vorher und ihr jchließt fich die Zerlegung 
desveranlagten Steuerjaßes an. Deshalb kann zweifellos die Übergehung 
oder Freilaſſung eines Steuerpflidhtigen „bei der Beranlagung“ ($ 78) 
nicht auf das Zerlegungverfahren bezogen werden. Dann iſt es aber auch aus- 
geichlofien, die im $ 84 KAG. gebraudhten Worte „bei der Beranlagung“ 
auf das Zerlegungverfahren zu beziehen. Denn der $ 84 KAG. hat, abgejehen 
von ben durch die Einfügung in das KAG. notwendig gewordenen Änderungen, 
den völlig gleichen Wortlaut wie $78 GewG. und es jpricht nicht3 für die Annahme, 
da mit den Worten „bei der Veranlagung“ im $ 84 KAG. ein anderer Sinn 
habe verbunden werden jollen, als mit den gleichen Worten de3$78 GewG. Be 
zieht fi) aber $ 84 KAG. überhaupt nicht auf das Zerlegungverfahren, jo kann 
aus dieſer Geſetzesbeſtimmung auch nichts entnommen werden für die Ent 
Iheidung der frage, ob und inwieweit eine nachträgliche Zerlegung des 
Steuerjaßes3 zuläffig ift. Dieje Frage muß gemäß $ 79 GewG. nad) 88 5, 6 des 
Berjährungsgeießes vom 18. Juni 1840 dahın beantwortet werden, daß fich die 
nachträgliche Zerlegung nur auf dasjenige Steuerjahr erftredt, worin die 
Nachforderung von einer bei der Zerlegung übergangenen Gemeinde geltend 

emacht wird. Für die VBorjahre ift das Nachforderungrecht der Gemeinde und 
iermit die nachträgliche Zerlegung des Steuerjates ausgeſchloſſen. Diejer Rechts— 
zuftand muß, da das KUG. keine hierauf bezüglihe Beitimmungen enthält, 
auch jebt noch gelten. 
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Ebenio ift die Abänderung einer bereits erfolgten Zerlegung zu Gunſten 
einer hierbei nicht berüdfichtigten Gemeinde nur für das Steuerjahr, nicht für 
die Borjahre geitattet. 

Diefen Ausführungen hat ſich die Rechtſprechung angeichloiien: 

„Der Fall der Übergehung einer einen Betriebsort bildenden Gemeinde, man 
die Rerlegung ganz unterblieben oder eine berechtigte Gemeinde im Zerlegung 
beſchluſſe übergangen ſein, iſt im Gew6. nicht ausdrücklich vorgeſehen. Da nach 
$ 38 ein Antrag der Gemeinde nicht erforderlich, die Zerlegung vielmehr von 
Amts wegen zu bewirken ift, jo würde es einer ausdrüdlichen Geſetzesbeſtimmung 

bedurft haben, um den Berluft des Anipruches der übergangenen Gemeinde auf 
den Teilbetrag als Rechtsfolge der Übergehung annehmen zu fünnen. Da cs 
an einer derartigen Vorjchrift fehlt, jo muß die Möglichleit einer nachträglichen 
Zerlegung des Steuerjates zugelaſſen werden. Sie findet aber ihre zeitliche Be 
ihränfung durch die $$ 5,6 des Verjährungsgeſetzes v. 18. Juni 1840, welches nadı 
$ 79 GewG. Anwendung zu finden hat, joweit das lebtere feine abweichenden Br 
fimmungen enthält. Da das GewG, nichts Abweichendes beitimmt, jo be— 
ihränten ſich die Nachforderungen auf daa Steueriahr. Hieran hat das 
KAG. nichts geändert“ (E. in St. 9 447). 

„Iſt innerhalb des Steuerjahres eine Zerlegung überhaupt nicht erfolgt, jo 
fann "sie auf feinen Fall mehr nadhträgli bewirkt werden“ (U. VI. G. 300 
vom 18.4 Dezember 1902). 

B. Hinfichtlich des Verfahrens jind die drei Fälle zu untericheiden, daß ein 
Zerlegungbeichluß überhaupt nicht erlajien, daß in dem erlaſſenen Beſchluſſe eine 
beteiligte Gemeinde mit Stillihweigen übergangen, und daf die Berüdfihtigung 
einer Gemeinde, die fich für beteiligt hält, ausdrüdlich abgelehnt ift. 

a) Beim gänzliden Mangel eines Zerlegungbeichluffes hat die Gemeinde, 
welche ſich für beteiligt hält, ihren Anſpruch unmittelbar bei dem zuitändigen 
Stenerausfchuffe zu erheben und diejer hat hierüber Enticheidung zu treffen (vgl. 
V. vom 26. Okt. 1896 — Mitt. H. 34 Nr. 33). Mit der Zuftellung des Beſchluſſes 
beginnt alsdann der Lauf der Berufungfrift für diejenige Gemeinde, welche ſich 
für verlegt hält: 

„Zu einem ausdrüdlihen negativen Beichluffe, dahin, daß von der Zer— 
legung gewiſſe Gemeinden ausgeſchloſſen fein follen, liegt bei der Veranlagung 
regelmäßig fein Anlaß vor. Jedenfalls kann aus der Unterlafjung der Faffunn 
eines Zerlegungbeichluffes nicht gefolgert werden, daß einer beitimmten Gemeinde 
das Recht auf einen Anteil am Steuerjage durch Beſchluß abgeiprodhen worden 
ſei und ſelbſt ein hierauf gerichteter Beichluß würde der Rechtswirkung aegen- 
über denjenigen Gemeinden entbehren, denen er nicht mitgeteilt ift. Wenn 
mangel3 eines Anlaſſes oder infolge eines Verſehens, Rechtsirrtums uſw. ein 
Z3erlegungbejihlufgnidtgefaßtift, jo muß daher einer Gemeinde, 
die an der Unterlajjung fein Verſchulden trägt, geitattet jein, die nachträgliche 
Zerlegung zu beantragen. Hierüber fann abervorderNahholung des 
Beſchluſſes niht im Berufungverfahren entihieden werden, weil 
die Regierung für die Zerlegung nicht an eriter Stelle zuftändig ift, der Lauf der 
Verufungfrift noch gar nicht begonnen hat und die Entziehung der Zerlegung- 
inftanz im Gejete feine Rechtfertigung findet. Da irgend eine zeitliche Beſchrän— 
fung für die Geltendmahung der Anſprüche der Gemeinden auf den Steuerjat 
im Geſetze nicht vorgejehen ift, jo muß die Erhebung ſolcher Anſprüche im Laufe 
desSteuerjahres mit der Rechtswirkung zugelaſſen werden, daß zunächſt 
der Steuerausihuß hierüber zu befinden hat“ (E. in St. 8 370). 

b) Einer bei der Zerlegungübergangenen Gemeinde jteht das Recht zu, 
den Zerlegungbeſchluß binnen der Ausſchlußfriſt von 4 Wochen durd Berufung 
anzufechten. Dieje Frift lann aber bei dem Mangel einer abweichenden Ge- 
feßesvorjchrift nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ſowie nad) $$ 35, 36 jedenfalls 
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niht vorder Zuftellung des Zerlegungbeichluflesandie übergangene 
Gemeinde zu laufen beginnen (E. in St. 9451). Nach Einlegung der Berufung 
hat die Regierung über die Berufung materiell zu befinden und eventuell die 
Zerlegung = Steuerſatzes anderweit zu bewirfen (vgl. €. in St. 7 403). Der 
Steuerausjhuß ſelbſt ift zur Abänderung feines eigenen Zerlegungbeichlufies 
nad) erfolgter Zuftellung nicht mehr befugt. Eine übergangene Gemeinde kann 
aber durch Zuftellung des Zerlegungbeichluffes gezwungen werden, binnen ber 
geſetzlichen Ausſchlußfriſt ihren Anſpruch im Berufungverfahren zu verfolgen. 
Hat eine Zuſtellung nicht ſtattgefunden, ſo iſt ihr die Geltendmachung ihres An— 
ſpruches durch Berufung für den ganzen Lauf des Steuerjahres geſtattet. 

c) Zit die Berüdjichtigung einer bejtimmten Gemeinde ausdrüdlid 
abgelehnt, jei es durch Abweijung eines Zerlegungantrages (negativer Zerlegung- 
beichluß) oder durch einen die Berüdiihtiggng der Gemeinde verneinenden 
Ausipruc in dem erlaſſenen Zerlegungbeichlujie, jo muß der Beichluß zugeitellt 
werden und die Gemeinde ihren Anſpruch innerhalb der Ausſchlußfriſt mittels 
Berufung zur Geltung bringen. 

10. Für die AusführungderZerlegung des Steuerjages gelten 
folgende Grundjäße: 

A. Der Zerlegung des Steuerjages muß unter allen Umftänden der ver- 
anlagte oder der im Rechtömittelverfahren ermäßigte Steuerja zu Grunde 
aelegt werden (vgl. unten Anm. 11). 

Die Zerlegung hat jih auf den einheitlichen Steueriah zu eritreden. 
Die Teilung des Steuerjaßes zum Zwecke der Zerlegung inSteuerbeträge, 
die auf die einzelnen Gewerbebetriebe entfallen jollen, wider- 
ipricht den geſetzlichen Borichriften (E. in St. 4 344). Die Zerlegung muß ſelbſt 
dann erfolgen, wenn der Steuerpflichtige in dem für die Veranlagung maß— 
gebenden Jahre nur Verlufte gehabt hat (E. in St. 5 407). 

B. Die Zerlegung muß grundjäglich, jelbft wenn auch an einzelnen 
Betriebsorten nur Berlufte ftattgefunden haben, nad dem Maßſtabe des Er- 
trages erfolgen. Erſt wenngarfein@rtrag erzielt worden, ift fie aus— 
nahmweiſe nad dem Mafiftabe des Anlage- und Betriebstapitales 
zuläſſig. Macht die Natur des gewerbliden Unternehmens 
die Feititellung des auf die einzelnen Betriebsorte entfallenden Ertrages 
duch Berechnung oder he unmöglich, jo ift die Benußung 
geeigneter Aushilfmittel zu diefem Behufe zuläflig. Mafgebend für die Wahl der 
leßteren jind die vornehmlich für die Gemwinnerzielung enticheidenden Mert- 
male; fommunale Rüdjichten, insbejondere die Höhe der den einzelnen Ge- 
meinden durch den Betrieb verurfahten Kommunallaften, müjjen ganz außer 
Betracht bleiben (E. in St. 3 421 ff.; PVB. 16 286; vgl. auch E. in St. 4 294, 
399 ff., 5 412, 6 378 und ®. vom 17. Dez. 1895 — Mitt. H. 33 Nr. 45). 

C. a) „Der für die Zerlegung des Steuerjaßes maßgebende Ertrag iſt der 
bei der Veranlagung der Gewerbefteuer feftgeftellte und der Feitiehung 
der Steuerfabes zu Grunde gelegte teuerpflihtige Ertrag. Bei einem 
einheitliden Betriebe und der Unmöglichkeit der Feititellung der auf die 
einzelnen Betriebsorte entjallenden Teilbeträge jind daher die vornehmlich zur 
— dieſes Ertrages entſcheidenden Merkmale zu berückſichtigen“ (E.in St. 

3) 

b) Die Auswahl der für die Schätung der Einzelerträge einheitlicher Be- 
triebe anzumendenden, vornehmlih für die Gemwinnerzielung enticheidenden 
Merkmale richtet jich nach den beionderen Umftänden des einzelnen Falles (€. 
in St. 4293) und liegt wejentlid auf tatſächlichem Gebiete (vgl. unten Anm. 13 b). 
Als ſolche Merkmale können z. B. in Betradht fommen bei Berficherungsgeiell- 
Ihaften das Berhältnis der Prämieneinnahmen (vgl. unten zu D), bei Banten 
und Warenverlaufgeichäften das Verhältnis der Roheinnahmen (vgl. Art. 191, 
53 Nr. 2), bei einer Strafenbahn die in den einzelnen Gemeinden erwachſenen 
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Betriebstoften oder die dajelbit aufgefommenen Bruttoeinnahmen oder die 
Länge der Schienengeleile (E. in St. 4 300), ferner die an den einzelnen Orten 
gezahlten Löhne oder die erwachſenen Betriebskoſten (E. in St. 4 293), der Ge- 
ihäftsumfang ober der Warenumſatz (U. VI. G. 969 vom 18. April 1895); find 
jedoch bei einem einheitlichen Betriebe Fabrikation und Verkauf der Fabrikate 
im wejentlichen örtlich getrennt, jo bildet der an den einzelnen Betriebsorten 
bewirkte Umjat feinen zutreffenden Maßſtab für die Zerlegung (E. in St. 6 423). 

Wird bei einem einheitlichen Betriebe der Maßſtab der an ben einzelnen 
Betrieb3orten gezahlten Gehälterund Löhne gewählt, jo bürfen nur die 
von dem Steuerpflichtigen an feine Angeftellten und Arbeiter gezahlten Be 
träge an Gehalt, Lohn und Tantieme, dagegen nicht diejenigen Bergütungen 
berüdfichtigt werden, welche für die Ausführung von Arbeiten an jelbftändige 
Unternehmer gezahlt werden (E. in St. 6 423); für alle Betriebsorte iftder 
jelbe Zeitraum, innerhalb deilen die Gehälter und Löhne gezahlt jind, 
zu Grunde zu legen (E. in St. 4 390/1). 

„Entweder find in emem gegebenen Falle die Gehalt- 
und Lohnzahlungenaßeinegeeignete Unterlage für die Ertrags 
(und Steuer-)verteilung unter die mehreren Gemeinden anzufehen, dann 
aber auch immer nur die wirklich gezahlten —, oder fie find überhaupt 
hierfür ni ht geeignet und Dann muß eben von dieſem Hauptmittel gan; 
Abftand genommen werden. Keinesfalls dürfen fingierte Lohnſätze zu 
runde gelegt werden; denn dieje bilden überhaupt gar feine tat 
jähliche Unterlage“ (E. in St. 10 448). 

„Bei dem von einer Dampfjihiffahrtsgejellichaft betriebenen, 
auf ihren Dampfſchiffen ſich vollziehenden und von dem Dampfichiffahrtbetriebe 
nicht zu trennenden Verlaufe von Wein ift für die Verteilung des Steuerjabes 
nicht allein das Berhältnis der an den einzelnen Betriebsorten erzielten Roh— 
tinnahmen an Fracht und Fahrgeldern maßgebend; e3 muß außerdem auch der 
Beinfellereibetrieb, der allein am Site der Geichäftsleitung ftattfindet, als ein 
für die Gemwinnerzielung vornehmlich enticheidendes Merkmal in Betradht ge- 
zogen werben“ (E. in St. 4 391). 

c) Wenn Broduftion, Fabrikation, Einkauf der Waren, faufmänniicher Ber- 
trieb und Berlauf der Produkte, Fabrifate und Waren ſich an verichiedenen 
Orten vollziehen, jo handelt es ih ftet3 um Betriebe, deren Ertrag nur im 
ganzen berechnet werden fann. Würde trogdem eine Trennung der Be- 
triebe und eine Berechnung der an den einzelnen Betriebsorten erzielten Teil 
erträge vorgenommen, jo würde dies zu unrichtigen Unterlagen für die Zerlegung 
des Steuerjahes führen und einen Berftoß gegen die beftehenden Rechtsgrund— 
jäße daritellen. Unerheblich ift e3, ob etwa die Gewerbetreibenden jelbit für die 
einzelnen Betriebsorte einegetrennteBuhfühbrungund Gemwinn- 
berednung eingeführt haben (E. in St. 6 420 ff.; vgl. unten zu F). 

„Füt die Entiheidung der Frage, ob bei einem ſich über mehrere Betriebs- 
orte erftredenben, gewerblichen Unternehmen bie Feititellung der Einzelerträge 
ſich durch Rechnung oder Schäßung ermöglihen läßt, ift nicht die buchmäßige 
Behandlung der einzelnen Betriebe feitens des Unternehmers, fondern ledig— 
ih die Natur des gefamten Unternehmens maßgebend“ (E. in St. 9 452). 

d) Wenn aud die Vorſchrift im $ 21 über die Vorausanrechnung eines 
Zehntels de3 auswärts erzielten Ertrages für den Ort der Geichäftsleitung feine 
Anmendung findet (E. in St. 3 308), jo ift doch bei Zerlegung des Steuerſatzes 
die Berüdfihtigung des Einflujjes der Gejhäftsleitung 
als vornehmlich für die Gemwinnerzielung enticheidendes Mertmal grundjäglich 
nicht ausgeichlojlen und eine Bevorzugung der Gemeinde, in welcher jich der 
Sitz der Gefchäftsleitung befindet, aus diefem Grunde nicht unzuläflig. Die 
Bevorzugung darf jedoch nur nad) Maßgabe der feitzuftellenden beionderen 
Umftände des Einzelfalles erfolgen (E. in St. 4 2096). 
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D. a) Der über mehrere Kommunalbezirke ſich erftredende Gewerbebetrieb 
der Verſicherung-Aktiengeſellſchaften iſt ein derartig ein- 
heitlicher, daß nur die Feititellung des Ertcages ded gejamten Unternehmens 
möglich und die Berechnung der an den einzelnen Betriebsorten erzielten Teil- 
erträge ausgeichloffen erſcheint. Als für die Geminnerzielung vornehmlich 
enticheidende Merkmale find die Brutto-Brämieneinnahmen 
hauptſächlich zu berüdfihtigen (E. in St. 4 411). 

b) „Bei Berfiherung-Aktiengejellihaften jpricht die Vermutung dafür, daß 
die Gejhäftsleitung zu den vornehmlich für die Geminnerzielung 
enticheidenden Merkmalen gehört. Soll demnach der Anſpruch der Gemeinde, 
in welcher fi) die Gejchäftsleitung befindet, auf Berüdfichtigung des Einfluſſes 
der Geichäftsleitung abgelehnt werben, fo bedarf dies einer bejonbderen, auf 
tatfählihe Verhältniſſe gegründeten Rechtfertigung. Die Unmöglichkeit, den 
Einfluß der Geihäjtsleitung rehnungmäßig darzuftellen, beredhtigt nicht zur 
Nihtberüdfichtigung, ed muß vielmehr in einem jolden Falle der Weg der 
Schätzung beichritten werden“ (E. in St. 6 449 ff.). 

Die am Sibe der Gejchäftsleitung aus den Zinjen von Kapitalien und durch 
Gewinn an Effeften erzielten Einnahmen find jedody nicht «ld bejondere Ein 
nahmen des Betriebsortes der Gejchäftsleitung, jondern al3 Einnahmen des 
gefamten Gemerbebetriebes der Gejellihaft anzuiehen (E. in St. 4 2961. 


E. „Haben die ſämtlichen Gewerbebetriebe des Steuerpflichtigen im 
ganzen feinen Ertrag geliefert, jo muß die Zerlegung des Steuerjahes nad 
dem Berhältnijje des an den einzelnen Betriebsorten vorhandenen Anlage- und 
Betriebstapitale® vorgenommen werden, wenngleih durh einzelne Be- 
triebe Gewinne erzielt und nur durch Berlufte bei anderen Betrieben bei der 
Feftitellung des Gejamtertrages ausgeglichen worden find. Bei der Zerlegung 
des Steuerſatzes nad) dem Maßſtabe des Anlage» und Betriebsfapitales findet 
eine Berüdjihtigung der für die Gemwinnerzielung vornehmlidh ent- 
iheidenden Merkmale, einjchlieflid des Einfluſſes der Geſchäftsleitung nicht 
ftatt" (E. in St. 6 375 ff.). 

F. „Befindet fi an einem Betriebsorte der kaufmänniſche Betrieb, währen» 
an einem anderen die Fabrikation, die Lagerung und die Berfendung ber 
Fabrikate erfolgen, jo erſcheinen beide Betriebe an fih gleihmwertig und 
die Berteilung der Hälfte des Steuerjates auf jede Gemeinde zutreffen». 
Eine hiervon abweichende Berteilung muß deshalb dur die Feftftellung, 
daf in dem konkreten Falle die eine oder die andere Tätigkeit zurüdtritt, 
gerechtfertigt werden“ (E. in St. 4 381, 387; vgl. auch 4 317). 


G. a) Eine Gemeinde, in deren Bezirk fi ein bei derBeranlagung 
überhbauptnidht berüdjihtigter Teilbetrieb befindet, muß aud 
bei der Zerlegung des Steuerjaßes ausfallen. „Denn der ganze Steuerjak 
wird in jolhen Fällen, mag die Veranlagung nah dem prinzipalen Maßſtabe 
des Ertrages oder nad dem jubjidbiären Maßſtabe des Anlage- und Betriebs- 
fapitales erfolgt fein, ftet3 von denjenigen Betriebsorten in Anſpruch genommen, 
deren Betriebe den für die Veranlagung maßgebenden Ertrag bezw. das Anlage- 
und Betriebstapital ergeben haben. Für andere Gemeinden bleibt nichts zu 
verteilen übrig. Ob fie felbit diefe Folge verichuldet haben oder nicht, ift um- 
erheblich“ (E. in St. 4 393). 

„Der Umſtand, daß die Eigenschaft einer Gemeinde al Betriebsort den: 
Steuerausichufje bei der Zerlegung des Steuerjages nicht befannt war, fteht, 
auch wenn dies auf einem Verſchulden ihrer Vertreter beruht, ihrem Anſpruche 
auf Überweijung eines Teiles des Steuerſatzes durch die Regierung nicht ent- 

egen, wenn der von dem GSteuerpflidtigen in der Gemeinde erzielte Ertrag 
ei der Feititellung des der Bemejjung des Steuerjates zu Grunde liegenden 
Gejamterirages berüdiichtigt worden iſt“ (E. in St. 9 445, 451). 
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b) Hiervon völlig verſchieden ift der Fall, in welhem das Beitehen eines 
Teilbetriebes zivar berüdfichtigt worden, aber bei der Veranlagung jowie bei 
ber Zerlegung des Steuerjapes irrtümlicherweife ein Berluft aus dem Teil- 
betriebe angenommen unb aus diefem Grunde dem betreffenden Betriebsorte 
fein Anteil an dem Steuerſatze überwieſen ift. In diefem Falle muß Auflläruna 
bes Irrtumes im Berufungverfahren erfolgen und der Steuerjat nad) den an den 
einzelnen Betricbsorten in Wirklichkeit erzielten Teilerträgen auf diejelben ver- 
hältnismäßig verteilt werden. Iſt der Ertrag des gejamten Betriebes bei der 
Beranlagung in Anja gelangt, jo fommen bei Zerlegung des Steuerfabes 
alle Betriebsorte in Betracht, an denen jich zur Zeit der Veranlagung oder bei 
Beginn de3 Steuerjahres derjenige Gewerbebetrieb vollzieht, deilen Ertrag 
bei der Veranlagung berüdjichtigt worden ift; hierbei iſt es unerheblich, ob der 
bei der Beranlagung zu Grunde gelegte Ertrag bis dahin an anderen Betriebs— 
orten erzielt worden iſt (E. in St. 6 360 ff.). 


H. „Benn (bei einem ſich über das preußiſche Gebiet hinaus erftredenden 
Gewerbebetriebe mit dem Sitze in Preußen) der Ertrag nur einheitlich 
für das ganze Unternehmen, nicht geiondert für jeden einzelnen der inländiſchen 
wie ausländiihen Betriebsorte ermittelt werden kann, fo find entiprechend 
den Vorſchriften in Art. 19 IT Abi. 2, Art. 53 Nr. 2 nad) Billigkeit und nötigen- 
falls unter Zuziehung von Sadverftändigen zu bemeſſende Quoten zu Grunde 
zu legen, wobei das Berhältnis der für die Gemwinnerzielung vornehmlich ent- 
Iheibenden Mertmale hauptiählih zu berüdiichtigen bleibt. Die Grundlage 
der Berteilung bildet der bei der Veranlagung zur Gewerbeiteuer feitgeitellte 
Teil, weldher von dem Gejamtertrage der Firma auf den preußiſchen 
Gewerbebetrieb und die in Preußen befindlihe Geihäftsleitung entfällt. 
Die Frage, welche Merkmale im einzelnen als geeignete Aushilfmittel für die 
Bemeijung der Ertragsquoten zu erachten find, ift nach den konkreten Umftänden 
zu enticheiden. Insbeſondere läßt es fich, wie das OVG. vielfach ausgeiprocdhen 
bat (3. B. €. in St. 3 426, 4 290), rechtlich nicht beanftanden, wenn dabei das 
Verhältnis der an den einzelnen inländifchen Betriebsorten gezahlten Löhne 
und Gehälter zu Grunde gelegt wird. — Was inäbefondere die Berüd- 
fihtigung der Gemeinde mit dem Site der Geihäftsleitung anlangt, jo gebührt 
ihr zunächſt das Zehntel, welches von dem Ertrage des außerpreußiſchen Ge- 
mwerbebetriebe3 dem in Preußen erzielten Ertrage gemäh $ 21 zugerechnet ift. 
Sind jodann die auf die einzelnen preußiichen Betriebsorte entfallenden Teil- 
beträge des Überreites des preußiſchen Gejamtertrages feitgeftellt, jo ift nad 
Mafgabe der konkreten Verhältniſſe zu prüfen, welcher Teil des an den preu- 
ßiſchen Betriebsorten außer der Siggemeinde erwachſenden Ertrages durch die 
Tätigteit der Gejchäftsleitung in legterer Gemeinde erzielt worden ift. Ein 
Aniprud auf unbedingte Zumeilung eines Zehnteld des gejamten Ertrages 
der jämtlihen preußifchen Betriebsorte fteht dagegen der Sikgemeinde nicht 
zu — vgl. €. in St. 4 296 und U. vom 13. Febr. 1896 VI. G. 158" (U. VI. G. 
247 vom 11. Yuli 1896). 


J. „Im Geſetze ift fein Anhaltjdafür vorhanden, daß eine unterſte Grenze 
für die Zerlegung angenommen werben ſoll. Die bei der Zerlegung nach $ 38 
auf die einzelnen Betriebsorte entfallenden Steuerbeträge brauchen jich in feiner 
Weile mit für die Veranlagung feitgejegten Steuerjäten ($ 14) zu beden“ 
(E. in St. 4 3% Anm.). Jedoch jollen Bruchteile in volle Marfbeträge ab- 
gerundet werden (Art. 53 Nr. 2), ohne daß aber hierdurch eine Erhöhung des 
Steuerbetrages des Pflihtigen erfolgen darf (E. in St. 9 458). 


11. a) „Den Gemeinden, welhe durch die Beranlagung verkürzt 
zu fein glauben, iſt ein Rechtsmittel gegen die Beranlagung überhaupt 
nicht gegeben; vielmehr muß der Zerlegung des Steuerſatzes gemäß $ 38 unter 
allen Umftänden der veranlagte bezw. der nach eingelegtem Einſpruche 
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des Steuerpflihtigen im Rechtsmittelverfahren ermäßigte Steuerjab zu Grunde 
gelegt werden — vgl. $$ 32, 76 KAG.“ (E. in St. 4 393). 

b) Dagegen fann die Berichtigung der bei der ——— vorgelommenen 
Irrtümer hinfichtlich der Ertragsfeftftellung beaniprucdht werden (E. in St. 8 385). 

„Iſt die Veranlagung des GSteuerpflichtigen im Wideripruche mit ber 
Borichrift im $ 24 Abi. 2 nicht nach dem Ertrage des letzten, bei ihrer Bornahme 
abgelaufenen, jondern nad) dem eines früheren Jahres erfolgt, jo hat troßdem 
eine Gemeinde, in deren Bezirk erft im Laufe des letzten Jahres vor der Ber- 
anlagung ein Betrieb neu eröffnet worden ift, ein Recht darauf, daß die Zer- 
legung des Steuerjapes nach Mafgabe des Ertrages und der Berhältniffe in 
dem leb&ten Jahre vor der Beranlagung bewirkt wird" (E. in St. 9 442). 


12. A. „Wenn den beteiligten Gemeinden im $38 die Redts- 
mittel der Berufung und der Beichwerde gegeben jind, jo darf als jelbftver- 
ftändlih angenommen werden, daß ihnen hiermit ein wirfjamer Redt- 
ihuß hat gewährt werden jollen. Die Gemeinden fünnen aber nur dann ihre 
Rechte im Wege der Rechtsmittel wirkffam verfolgen, wenn fie jhon por dem 
Erlaſſe der Berufungentidheidung über die rechtlihen und tatiächlihen Grund- 
lagen der Zerlegung, aljo namentlich über den angewandten Maß ſt a b und 
die zu Grunde gelegten Verhältniszahlen, ausreihend unterrichtet 
find. — Der Anſpruch der Gemeinden auf rehtzeitige Mitteilung 
der Zerlegunggrundlagen muh umjomehr anerfannt werben, 
al3 von den Steuerpflichtigen, deren Auskunft regelmäfig das einzige Material 
für die Zerlegung des Steueriapes bildet, teils wegen ihres eigenen Intereſſes, 
teils wegen nicht genügender Beherrihung des Rechtſtoffes ufw. nicht unbedingt 
erwartet werden fann, daß jie überall richtige und vollftändige Auskunft geben; 
ihre Angaben bedürfen deshalb jorgfältiger Nachprüfung, wozu die Gemeinden 
befonders berufen und befähigt ſind. — Hiernady würde es am nächſten liegen, 
die Gemeinden jhon vor der Zerlegung des Steuerfates, unter Mit- 
teilung der in Ausjiht genommenen Grundlagen, von Amts wegen zu hören. 
Jedenfalls liegt aber ein weientlihber Mangeldes Berfahrens 
vor, wenn eine Gemeinde, die vor dem Erlafje der Berufungenticheidung eine 
Mitteilung über die Zerlegunggrundlagen verlangt hat, hierüber gar nicht 
oder nicht jo zeitig unterrichtet worden ift, daß fie das mitgeteilte Material für 
die Berufunginſtanz hat verwenden fünnen“ (E. in St. 4 325 f.; vgl. auch 4 392 
und die B. vom 15. Dez. 1896 — oben Anm. 1). 


„Rah Anhörung des Steuerpflidhtigen und der beteiligten 
vommunen in dem infolge der Berufung gegen die Zerlegung des Steuer— 
fates eingeleiteten Verfahren ift die Zulaſſung eines weiteren Scriftenwechjels 
in der Regel dem pflihtmäßigen Ermefjen der Regierung anheimgegeben, jo 
dab aus der Beichränfung ein Grund zur Beſchwerde wegen eines wejentlichen 
Mangels des Verfahrens nicht entnommen werden kann“ (E. in St. 4 441). 


B. Im Berufungverfahren müſſen bei Anzweifelung der von den Gemeinden 
behaupteten, für die Ausführung der Zerlegung erhebliden Tatſachen die an- 
gebotenen, an fich zuläfligen und geeigneten Beweiſe erhoben werden. Dies 
gilt auch bezüglich jolher für die Verteilung des Steuerſatzes mahgebenden 
Borfragen, deren endgültige Austragung im bürgerlichen Prozeſſe oder im Ber- 
waltungftreitverfahren erfolgen muß (Inzident- oder Zwiſchenpunkte), wie 
3: B. hinfihhtlih der Gemeindegrenzen. Auch bierüber müſſen die Steuer 
behörbden jelbjtändig befinden. „Dem jteht die Vorjchriit des $ 26 des Zuftändig- 
feitögejeßes vom 1. Auguſt 1883 nicht entgegen, denn die in dem dort geordneten 
Verfahren zu treifende Enticheidung joll eine allgemein gültige Feſtſehung be- 
wirken, während die hier von der Regierung zu treffende Enticheidung ſich nur 
auf den Spezialfoll beziehen fann (vgl. von Brauchitſch, Die neuen preufiichen 
Verwaltungsgejete Band I Anm. zu $ 26). Ferner iſt es rechtsirrtümlich, ohne 
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bejondere Feititellungen und insbejondere ohne Würdigung der gegen die Nichtig- 
teit erhobenen Einwendungen Grundfteuerkarten und Auszüge daraus bezüglich 
der Grenze zwiichen Gemeinden für maßgebend zu erachten — vgl. E. 30 125, 
128, 130" (E. in St. 8 367). 

C. Für das Zerlegungverfahren ift — wie überhaupt im Rechtöämittelver- 
jahren in Steuerjadhen (vgl. Anm. 5 zu $36 und Fuifting I. Anm. 6 Bau $ 43) 
— ebenfall3 reformatio in pejus ausgeichlojien. Die von einer Kommune 
allein eingelegte Berufung darf daher im ungünftigften Falle nur zurüd- 
gewieſen werden (E. in St. 4 290); dies gilt ſowohl für den eriten, als auch für 
den zweiten Rechtsgang (E. in St. 4 373). Wird aber hinfichtlicy der Zerlegung 
bes Steuerjaßes von zwei Seiten Berufung eingelegt, jo ift die Anwendung 
der Grundiäge über Unzuläfligfeit einer reformatio in pejus zu Gunften eines 
Berufers ausgeſchloſſen (E. in St. 6 416). 

D. Nah Art. 53 Nr. 6 foll bei einer Anderung des veranlagten Steuer- 
jages im Wege der Rechtsmittel oder infolge einer Neuveranlagung (vgl. Art. 41 
Abi. 4) ber Steuerausihuf von Amts wegen eine erneute Ber- 
teilung des Steueriaßed vornehmen. „Nac diejer Vorschrift, die mit dem Ge— 
jege jelbit feineswegs im Wideriprucdhe fteht, wird nach Ermäßigung des Steuer- 
jages der uciprünglihe Zerlegumgbeihluß ohne jede Rüdſicht auf 
etwa erfolgte Anjehtung von jelbit hinfällig, ımb ber 
Steuerausidhuß * auf Grund der neuen Feſtſtellungen, welche zur 
Ermäßigung des Steuerſatzes geführt haben, eine erneute Zerlegung vor- 
zunehmen, ohne daß er irgendwie an jeinen früheren Beſchluß gebunden wäre“ 
(E. in ©t. 6 418). 

„Die Regierung darf gemäh Art. 53 Nr.6 den von ihr er— 
mäßigten Steuerjaß nicht jelbft zerlegen, muß vielmehr deſſen Ver— 
teilung dem Steuerausſchuſſe überlajien. Nach dieſer Borjchrift beginnt, 
falls der veranlagte Gewerbejteueriak im Wege der Rechtsmittel eine Anderung 
erfährt, das Zerlegungverfahren jtet3 von neuem umd es Tann die Zerlegung 
des abgeänderten Steuerjates nurdurh den Steuerausſchuß be- 
wirft werden, da anderenfalls die Beteiligten der im $ 38 vorgejehenen Rechts— 
mittel der Berufung und Beſchwerde gegen die erneute Zerlegung ver 
luftig gehen würden. Die Zerlegung des abgeänderten Steuerjages durch die 
Regierung ſelbſt enthält daher einen wejentlihden Berfahrensmangel (E. in St. 
7417 f.). 

E. Wenn dagegen cine Gemeinde gegen den ihren Zerlegungantrag zu— 
rüdweijenden Beihluß des — er Berufung eingelegt hat und 
die Regierung das Rechtsmittel für begründet hält, ſo iſt die Regierung allein 
für die Zerlegung zuſtändig und darf mit der Ausführung nicht den Steuer 
ausſchuß beauftragen (E. in St. 6 448). 

F. Die von dent fteuerpflichtigen Geſamtertrage auf die einzelnen Betriebs- 
gemeinden entjallenden Erträge müſſen in der Berufungenticheidung 
zahlenmäßig angegeben werden (E. in St. 3 423). „Dabei muß erjichtlic 
ſein melde Zahlen und weldher Mafftab der Zerlegung zu 
Grunde gelegt worden ift; ein Fehlen diejfer Begründung bildet einen weſent— 
lihen Mangel des Berfahrens (E. in St. 5 412). 

13. a) „Segenftand der Beſchwerde ift das durch die Berufungent- 
iheidung feitgeitellte Beranlagungergebnis, der feitgeftellte Steuerjag, nicht 
lediglich die Begründung der angegriffenen Entiheidung (vgl. E. in ©t. 2 136). 
Benn demnach der Steuerjag micht bemängelt wird, ift die Beſchwerde gegen- 
ftandlos. Dieſe Grundfäge finden gleihmäßige Anwendung auf die Beichwerde, 
die nach $ 38 den beteiligten Kommunen und den Steuerpflichtigen in dem Ber- 
fahren über die Zerlegung des Steuerjaßes gegeben ift. Bon einer Gemeinde fann 
nur in bem Falle Beichwerbe erhoben werden, wenn die Höhe des überwiejenen 
Teiles des Steuerjaßes bemängelt und der Anſpruch auf Zuteilung eines anderen 
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Betrages erhoben wird; anderenfall3 entfällt für die Gemeinde ein wirkſamer 
Beichwerbegrund“ (U. VI. G. 46 vom 17. Yan. 1898). 

b) Die Nusmwahlder Berlegungmertimale, wie die quan- 
titative Ausführung der Zerlegung gehören wejentli dem tatfählihen Gebiete 
an und unterliegen deshalb bei der beichräntten Natur des Rechtsmittels ber 
Beſchwerde ($ 37) ber Nachprüfung durch das Beichwerbegeriht nur nad der 
Richtung, ob ſich die Regierung dabei eines Rechtöirrtumes ober wejentlihen 
Berfahrensmangel3 jhuldig gemacht hat (U. VI. G. 141 vom 19. Yan. 1899; vgl. 
auch E. in St. 3 406, 9 455). 

14. Wegen der Grundſätze für die Zerlegung des für die Gewerbebetriebe 
des preußiihen Staates feitgeftellten Steuerjabes vgl. E. in St. 4 398 ff., auch 
Anm, 4 zu $ 3. 

15. Die Zerlegung findet überhaupt nicht ftatt, wenn in den fämtliden 
beteiligten Gemeinden bejondere Gewerbejteuern erhoben werden (U. VI. 
G. 268 v. 8. Febr. 1900), 

Für einen Betriebsort, in dem die ftaatlich veranlagte Gewerbeſteuer nicht 
erhoben wird, ift die Anfechtung des Zerlegungbeichluffes ausgefchlofien. „Nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen fteht nur bemjenigen ein Rechtsmittel gegen eine 
behördlihe Anordnung zu, deſſen Interejien durch ihren Inhalt irgendwie ver- 
lest find“ (u. VI. G. 366 vom 15. März 1900). 


SGtenererhebung. 


8 39. 


[Die Stener ift in vierteljährlichen Beträgen in der erjten Hälfte des 
zweiten Monates eines jeden Bierteljahres an die dom Finanzminifter ala 
zuftändig bezeichnete Stelle abzuführen. Vorausbezahlungen bis zum 
Zahresbetrage jind zuläjfig.] 

Zu 8 39. 

$ 39 ift aufgehoben durch Die Steuerreformgejege vom 14. Juli 1893. Die 
Hebung und Beitreibung liegt jegt den Gemeinden ob, welche hierbei nach $ 66 
KAG. zu verfahren haben. Die Zwangvollitredung geihieht nah $ MO KAG. 


S 40. 


Die Zahlung der veranlagten Stener wird durch die Einlegung bon 
Rechtömitteln nicht anfgehalten, — vielmehr, mit Vorbehalt ſpäterer 
Erſtattung, in den vorgeſchriebenen Friſten erfolgen. 


8 41. 


Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Perſon unverändert fort- 
gejeßt (3. B. im Falle der Bererbung, Berpadhtung, Beräuferung), jo if 
die veranlagte Steuer bis zum Ablaufe des Stenerjahred fortzuentrichten und 
findet nur eine Umfchreibung des Namens ftatt. 

Der Berpächter eined Gewerbes haftet für die Jahresfteuer jolibariid 
mit dem Pächter dedjelben. 


Zu 8 41. 

Inhalt: 
1. Ausführuugbeſtimmungen. 5. Boransſehung der unveränderten Fortſeßung 
2. ndung bes GE. des Betriebes im einzeinen. 
a. Unterfheibung von ben Yugangveranlagungen | g, Übergang eines Gewerbebetriebet nah er 
4 : —— veranlagte Betriebe; unver: | FaIGEeE BEraniagung. 
"änderte Fortfeung des Betriebes; Prüfung | ’- Einziehung der Steuer für das Wierteljahr 


diefes Erforderniſſes Sulaflung bon Mechte: des Beichäftsitberganges. 
mitteln. s.8 41 A6f. 2. 
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1. Zu $ 41 vgl. Art. 14, 27 Nr. 4—6, Art. 46, 47. 


2. Begründung des GE. (S. 56): „Die Umfchreibung der Gewerbeiteuer 
im Falle ber unveränderten Fortjegung eines Gewerbes durch eine andere Perſon 
entipriht dem geltenden Redte. Die Beitimmungen über bie Begrenzung 
der Steuerpflicht ($ 33) werben durch dieſe Vorſchrift nicht berührt. Bei ein- 
tretendem Beſihwechſel bleibt ſonach der ausfcheidende Gemerbetreibende, 
jall3 er die Abmeldung unterläßt, neben feinem Beſitznachfolger fteuerpflichtig. 
Etwaige fi hieraus ergebende Härten können in Gemäßheit bes $ 58 Abi. 2 
bejeitigt werden. — Der Abj. 2 hat folche Fälle im Auge, in welchen einem Ge— 
mwerbetreibenden nit nur die Betriebsräume nebit Inventar, fondern aud 
wejentlihe Zeile der Ware gegen eine in dem hohen Preiſe berielben liegende 
Bergütung zur Verfügung geftellt werden — Berhältnilie, wie fie z. B. zwiſchen 
Brauereien und ben in ihren Schanfftätten auf jogenannte Tonnenpadt ge- 
ftellten Schäntern regelmäßig beftehen. In Fällen diefer Art, wo der Betrieb 
eines umfangreihen Gewerbes ohne jedes Betriebs- und Anlagelapital ermöglicht 
it, muß fi der Fiskus durch die Solidarhaft des finanziell interejjierten Ber- 
vädters ſicherſtellen.“ 

3. Wegen ber Untericheidung der Fälle des $ 41 von den eigentlihen Zu— 
gangveranlagungen vgl. Anm. 3 zu $ 34. 

Das Berftändnis der $$ 34, 41 wird durch die mangelhafte ſyſtematiſche 
Anordnung des GewG. erſchwert. Nachdem in ben $$ 17—24 die materiellen 
„Beranlagungsgrundjäge“ gegeben, namentlidy die wichtigen Grundſätze über 
die Befteuerung der Gejamtheit aller in einer Hand vereinigter Betriebe 
(8 17) und über die Unveränderlichleit de3 Beranlagungergebnijjes für bas 
Steuerjahr ($ 24 Abf. 4) aufgeftellt worden find, wird im $ 34 unter der Über- 
ichrift „Zugang im Laufe des Jahres“ die Beiteuermg neuer Betriebe, alio 
der Fall einer objektiven Veränderung, dagegen im $ 41 unter den Bor- 
ihriften über „Steuererhebung“ die unveränderte Fortſetzung eines alten Be- 
triebe3 durch einen neuen Inhaber, alfo eine jubiefltipe Beränderung, be- 
bandelt. Beides fteht in einem inneren Zufammenhange. Der Sinn der $$ 34, 
41 ergibt ſich, wenn man beide Borichriften zufammenfaßt: 

Wird ein neuer Betrieb eröffnet, jo findet eine Zugangveranlagung ftatt 

Wird ein alter Betrieb unverändert fortgeicht, jo erfolgt nur eine Um— 

ichreibung der veranlagten Steuer... .. . ($ 41). 

Bei bdiefem inneren Zufammenhange erjcheint es als eine notwendige 
Folge, dab die allgemeinen VBeranlagungsgrundfäge auf $ 34 wie auf $ 41 
galeihmäfig Anwendung finden. Wenn alfo die Grundſätze der $$ 17, 24 
Abi. 4 für den Bereich des $ 34 „jede Veränderung der endgültigen Beranlagung- 
ergebnijje im Laufe des Steuerjahres gänzlich ausſchließen“ (E. in St. 9 435; 
vgl. Anm. dc zu $ 34), jo muß dies auch für dad Gebiet des $4l gelten. Wenn daher 
ein bereits veranlagter Gewerbetreibender nad) erfolgter Beranlagung 
neben jeinem alten Betriebe einen bereits beftehenden und aleichfalts veranlagten 
fremden Betrieb übernimmt und unverändert fortjegt, jo muß die Umjchreibung 
ausgeſchloſſen bleiben, weil nad) den oberjten Beranlagungsgrundjäßen ($$ 17, 
24 bj. 4) nur der Gefamtbetrieb befteuert wird und jede Veränderung in ber 
Höhe des Ertrages und des Anlage- und Betriebötapitales unberüdjichtigt bleibt. 
Rolite man in jenem Falle eine Umschreibung zulafien, fo würde fich die ganz 
unhaltbare Folge ergeben, daf ein bereit3 Beranlagter bei Gründung eines neuen 
Betriebes feine neue Steuer, bei Übernahme eines bereitö veranlagten Betriebes 
aber jeine alte und die auf ben übernommenen Betrieb veranlagte Steuer neben- 
emander zu entrichten hätte. 

Die abweihende Beftimmung im Art. 27 Nr. 4 Abſ. 4 wird hiernach mit den 
$$ 17, 24 Ab. 4 nicht vereinbar fein. 
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4, A) „Diele Gejepesbeftimmung ($ #1) regelt nad den Eingangsworten 
die Fälle der unveränderten YFortjegung eines Betriebes durch eine 
andere Perſon im Laufe des Steuerjahres, und zwar alle Fälle diefer Art. Nun 
bezieht ſich zwar der Nachſatz „jo tft die veranlagte Steuer ufiw.” nad) der Wort- 
fafjung nicht auf die Fälle des Überganges eines gemäß $ 7 befreiten Be- 
triebed auf einen anderen; allein es ergibt fih aus den Cingangsworten, 
wonach ſich die Beftimmung eben auf alle Fälle des Gewerbeüberganges er 
ftreden joll, daß die Wortfaffung des Nachjages zu eng ift. Nach diefer Wort 
faffung befteht eine Gcjeteslüde für die Fälle des Überganges eines gemäß $ 7 
befreiten Betriebes und dieſe Lüde muß im Sinne des dem $ 41 zum Grunde 
fiegenden Grundjaßes dahin ergänzt werden, daß auch in diefen Fällen Feine 
Neuveranlagung ftattfindet, jondern die Freiftellung bi zum Ablaufe 
des Steuerjahres fortdauert. Dagegen findet der $ 41 feine Anwendung, 
wenn eine wefentlihe Beränderung des übernommenen Betrichbes 
ftattfindet. Alddann Tiegt nicht die unveränderte Fortfeßung eines früheren 
Betriebes, jondern die Eröffnung eines neuen Betriebes vor, bezüglich deſſen 
nach $$ 33, 34 zu verfahren ift. Hieraus ergibt ſich, daß bei Übernahme eines 
bereit3 beftehenden, gemäß $ 7 befreiten Betriebes durdy einen anderen ber 
neue Inhaber nur dann im Wege der Zugangitellung veranlagt werden darf, 
wenn eine wejentlihe Änderung im Betriebe eingetreten und dieſes nach ftatt- 
gehabter Prüfung feitgeftellt ift. Mlsdann muß in den Klaſſen II—IV unbedingt 
ber Mitteljaß in Zugang geftellt werden — $ 34“ (E. in St. 3 343). 


BP? B. „Die Umjchreibung der bereit3 veranlagten Steuer nad $ 41 hat nicht 
in jedem Falle der Fortſetzung eines Betriebes durch eine andere Perſon, jondern 
nur unter der Vorausſetzung zu erfolgen, dab der Betiieb von ihr inwefent- 
lich unveränderter Weiſe fortgejegt wird. E3 muß demnach in jedem 
einzelnen Falle ſeitens der Veranlagungorgane nad) Ermittelung ber beſonderen 
tatſächlichen Verhältniffe eine Prüfung nad der Richtung ftattfinden, ob der 
Übernehmer den Betrieb in wejentlih unveränderter Weile fortiegt. Iſt das 
Borhandenjein dieſer Borausjegung zu verneinen und wird demgemäß der Über- 
nehmer des Betriebes auf Grund des $ 34 ald Zugänger zur Beiteuerung heran- 
gezogen, fo liegt hierin, wie nicht zweifelhaft fein fan, Ffürihbndasergebnis 
der Veranlagung und es ftehen ihm in dieiem Falle die Rechtsmittel der 
88 35—37 nach der Borichrift des $ 34 Abi. 4 mit der dort hinſichtlich der An- 
gehörigen ber Gemwerbejteuerflaffen II—IV vorgejehenen Einſchränkung zu. 
Barum die Rechts mittel verſagt fein follten, wenn nach der Auffafjung der 
Beranlagungorgane die Frage der Fortſetzung des Betriebes in twejentlich un- 
veränderter Weife bejaht und deshalb der Betriebsübernehmer nad) ber Bor- 
jchrift des $ 41 zur Fortentrichtung der auf den Geſchäſtsvorgänger bereits ver- 
anlagten Steuer durch deren —————— auf ſeinen Namen für verpflichtet 
erflärt wird, ift nicht abzujehen. Auch hierin liegt für ihn das Ergebnis der 
Veranlagung, nämlich die Entiheidung der zur Ausführung der Veranlagung 

ejeplih berufenen Organe über jeine Steuerpflicht überhaupt, wie über bie 

eftinmung ber Steuerklaffe und über den Steuerſatz“ (E. in St. 4 439; vgl. auch 
19 438 — Unm. 3 zu $ 78). 


C. Der neue Erwerber eines Gewerbebetriebes ift nach Anmeldung des Belis- 
wechſels unterder Borausjehung, daß demnädjft eine Umſchreibung 
der bereits veranlagten Steuer nad) $ 41 auf ihn erfolgt, auch ſchon v o r erfolgter 
Umſchreibung berechtigt, die nad) Lage der Sache zuläfjigen Rechtämittel gegen bie 
urfprünglide Beranlagung feinerjeits geltend zu machen. Die Rechtzeitig— 
teit ber Einlegung des Rechtsmittels ift jedenfalls dann nicht zu bezweifeln, wenn 
das Rechtsmittel noch innerhalb der gegen den früheren Bejiger laufenden Rechts— 
mittelfrift eingelegt worden ift (E. in St. 10 443). Dagegen fann nad dem 
Eintritte der Rechtsfrait der Veranlagung nur noch die Zuläffigleit der Um- 
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\hreibung, aber nit mehr die Rihtigleit der Veranlagung 
im Rechtsmittelwege angefochten werden (E. in St. 11 428). 


D. „Die Umjchreibung fann nur durch den Borfigenden des Ausichufies der 
zuftändigen Gewerbeſteuerllaſſe veranlaft, dagegen nicht durch die Regierung 
in einem lediglich eine Zugangveranlagung ($ 34) betreffenden Berufungbeicheide 
angeordnet werden" (E. in St. 10425). Die Frift zur Einlegung des Einipruces 
gegen bie Zuläffigfeit der Umfchreibung läuft für den neuen Erwerber erit von 
dem auf die Zuftellung einer entiprechenden Zuichrift folgenden Tage — $8 35, 
53 (€. in St. 11 428). 

E. „Im ordentlihen Berfahren hätte die Umjchreibung gemäß Art. 27 
Sr. 4 duch den Borjikenden des Steuerausschufles erfolgen müſſen. Sie 
tonnte nad Ablauf des Steuerjahres nicht mehr nachgeholt werden, weil nad 
$ 79 die $$ 5 und 6 des Verjährungsgeſetzes vom 18. Juni 1840 Anwendung finden, 
wonad die Nahforderung nur im Laufe des Steueriahres erfolgen 
darf. Auf $ 78 GewG. kann aber die nachträgliche Umſchreibung ſchon 
deshalb nicht geftübt werden, weil die Fortſetzung des Gciwerbebetriebes durch 
die Beihmwerbeführerin bereit3 befannt war, als die Umjchreibung im ordent 
lihen erfahren hätte ftattiinden können (vgl. E. in St. 10 430, 433; 8 265 ff, 
273 ff.)“ (U. VI. G. 179 vom 4. Juli 1904; vgl. Anm. 4 zu $ 79). 


5. A. Eine unveränderte Fortiegung des Gewerbebetriebes findet nur dann 
ttatt, wenn der veranlagte Gejamtbetrieb den Inhaber wecjlelt: 
nur unter diejer Vorausjeßung kann von einer Umfchreibung der veran- 
lagten Steuer die Rede jein, da ein in dem Gejamtbetriebe enthaltener 
Teil- oder Zweigbetrieb als ſolcher nicht veranlagt wird ($ 17). Wenn alio 
nur ein Teil» oder Zweigbetrieb den Inhaber wechſelt, jo ift eine Beränderung 
der Bejteuerung des früheren Inhabers nad) $ 24 Abi. 4 ausgeichloffen, während 
der Nachfolger, wenn er bisher noch nicht veranlagt war, gemäß $ 34 ald Zugänger 
zu behandeln ift (Art. 27 Nr. 5; E. in St. 9 436, 438; vgl. auch Anm. 4 zu $ 34). 

B. Die Borausjegung der unveränderten Fortjegung trifft nicht zu, wenn 
der neue Inhaber nicht das Geſchäft ala ſolches erworben, jondern unter Be- 
nugung der erworbenen Teile des alten Geichäftes in Wirklichleit ein neues 
Geſchäft begründet hat (E. in St. 4 441). Lebteres ift 3. B. der Fall, wenn ein 
Gemwerbetreibender nur die gewerblichen Räume nebſt Einrichtung von dem 
bisherigen Inhaber kauft oder mietet, um darin ein mit dem früheren Betriebe 

‘in feinem weiteren Zufammenhange ftehendes Geſchäft zu eröffnen. Noch 
weniger ift der Fall der Umschreibung gemäß $ 41 gegeben, wenn jemand Die 
Räumlichkeiten, in denen ein anderer ein Gewerbe betrieben hatte, von dem 
Eigentümer mietet, um darin ein gleichartige aber mit dem früheren Betriebe 
in feinem weiteren Zufammenhange ftehendes Geſchäft zu eröffnen (E. in St. 
9 440). 

C. Ob im übrigen die Borausjegung der „unveränderten“ Fort: 
ſetzung bes Betriebes durch den Erben, Käufer, Pächter ufw. zutrifft, ift eine 
nach den bejonderen Umftänden des Einzelfalles zu enticheidende Frage. Hier- 
bei kommt e3 keineswegs bloß auf den äußerlih in die Erjcheinung tretenden 
Zuftand, jondern auch auf die inneren Einrichtungen des Betriebes an. So 
fan 3. B. auch durch eine wejentliche Erhöhung oder Verminderung des At- 
lage- und Betriebsfapitaled oder der Betriebstoiten jene Vorausjeßung aus— 
geſchloſſen werden; dies ift 3. B. für den Fall angenommen, dab der Käufer 
eine hohe Miete für die Geihäftsräume zu zahlen hat, während der Verkäufer 
ald Eigentümer dieje Betriebstoften eriparte (E. in St. 4 441). 

Auch wenn der Vorbeſitzer jelbit nach jeiner Veranlagung wejentlihe 
Veränderungen in jeinem Betriebe vorgenommen hat, ift die Borausfegung 
einer unveränderten Fortſetzung des Betriebes durch den Erwerber aus— 
geichloffen (U. VI. G. 245 vom 15. Dezember 1904). 
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Auch im Falle der Berpahtung eines Gemwerbebetriebes hängt bie 
Umfchreibung davon ab, daß der Betrieb von dem Pächter in weſentlich unver- 
änderter Weife fortgefegt wird (E. in St. 10 427 — Abweichung von 7 441). 

6. „Umfchreibung gemäß $ 41 findet nit nur bei Eintritt einer anderen 
Berjon nad) Beginn des GSteuerjahres, fonbern auch dann ftatt, wenn nad 
erfolgter Beranlagung vor Beginn bes Steuerjahres 
eine andere Berion den Gewerbebetrieb übernimmt“ (E. in St. 7 410). 

7. Für das Vierteljahr, in welches der Beſitzwechſel fällt, wirb die Steuer- 
forderung regelmäßig gegenüber demjenigen geltend gemacht werben, welcher 
ur Beit ber Fälligkeit Beſitzer iſt. Im übrigen wird für dieſes Vierteljahr, 
Feibft bei rechtzeitiger Abmeldung ($ 58), ſowohl der Borbejiter ala beifen Nadı- 
folger haften (vgl. Art. 14). 

8. Der Verpächter haftet nur für die „Rahresiteuer“, d. i. die Steuer bes 
jeweiligen laufenden Steuerjahres, nicht auch für die etwa von dem Pächter 
verschuldeten Nachfteuern ($ 78) und Gtrafen ($$ 70, 71, 73). 


8 42. 


Bei Berlegung des Betriebsortes oder des Sites der Geſchäftsleitung 
beziehungmweije des Wohnorted des Gewerbetreibenden tritt die erforder: 
liche Übertragung ber Steuer für den Reſt ded Jahres ohne neue Beran- 
lagung ein. 

Zu 8 42. 

1. Zu $ 42 vgl. Art. 27 Nr. 7, Art. 46 I 5, II 5, 6, Art. 47, 48 Nr. 5 
und Anm. 3 zu $ 34, 

2, Begründung des GE. (©. 56): 

„Diefe Beftimmung ergibt fich folgerichtig au bem im $ 17 vertretenen 
Grundſatze, daß jeder Gewerbetreibende mit ber Gefamtheit feiner Betriebe nur 
einmal veranlagt twird. Auf eine derartige Veranlagung muß naturgemäß bie 
Veränderung des Sitzes der Geſchäftsleitung, des Wohnortes ber Gemwerbe- 
treibenden ulm, materiell ohne Einfluß fein. Nach dem geltenden Rechte findet 
bei Verlegung eines Betriebes in einen anderen Rolfendezirt einerjeit3 völlige 
Abgangftellung der Gemwerbefteuer, andererfeit3 Zugangftellung mit dem Mittel- 
ſatze der zutreffenden Gemerbefteuerklaffe ftatt.“ 


g 4. 
Im Übrigen wird dad Berjahren bei Zu: und Abgängen durch Be- 
Himmung des Finanzminifters geregelt. 
Zu 8 2. 
Bu $ 43 vgl. Art. 48. 


Ermäßigung im Laufe des Stenerjahres. 
g 44. 


Wird ein Betrieb Durch Tod oder Krankheit bed Inhabers, Brandbungläd, 
Überjhwemmung oder fonftige Greignijje weſentlich gejchädigt, jo Tann 
bie Stener für die folgenden Bierteljahre ermäßigt oder erlajien werben. 

[Die Entjcheidung trifft die VBezirföregierung und auf Beſchwerde ber 


Sinanzminifter.] 
Zu 8 4. 


„Die Ermächtigung zum Erlaſſe und zur Ermäßigung veranlagter Steuern 
(85 44, 45 Gerwß}.) geht auf die Gemeinden über“ ($ 11 Abf. 2 AufhG.); vgl. 
rt. 49, 
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Beranlagte Gewerbejtenerbeträge Lönnen in einzelnen Fällen nieder- 
geihlagen werden, wenn beren zwangweiſe Beitreibung die Stenerpflichtigen 
in ihrer wirtjchaftlihen Eriftenz gefährden, oder wenn das Beitreibung⸗ 
verfahren voransfichtlich ohne Erfolg jein würde. 


Zu 8 4. 
Zu $ 45 vgl. Anm. zu $ 44. 


Bildung und Gefhäftsführung der Steuerausſchüſſe. 
8 46. 


Die Wahl der Mitglieder der Steuerausſchüſſe und einer gleichen Au—⸗ 
zahl Stellvertreter findet alle drei Jahre ftatt. Die Wahlen erfolgen nad 
relativer Stimmenmehrheit. Dad Wahlverfahren wird für die Stener- 
tlaſſen II bis IV durch Beitimmung bed Finanzminifterd geregelt. 


Zu 5 46. 

1. Zu $ 46 vgl. Art. 21, ferner die V. v. 20. Dft. 1892 u. 28. Nov. 1893 
(Mitt. H. 26 Nr. 10 u. H. 29 Nr. 34). 

2. Der $ 46 bezieht ji) nur auf die nach 88 10, 15 Nr. 1zuwählenden, 
nit auf die nach $ 10 vom Finanzminiſter für die Steuerausfhüffe der Klaſſe I 
zuernennenden Mitglieder und Stellvertreter. 

3. Es findet für jeden zu Wählenden nur ein Wahlgang ftatt. Wer in 
diefem die meiſten Stimmen erhält, ift gewählt. Bei Stimmengleichheit kann 
nur das Los enticheiden. 

4. Wegen des Mahlverfahrens vgl. Anlage II zu Art. 21 B Nr. 3. 


8 47. 


Wählbar jind nur ſolche männliche Mitglieder der betreffenden Klaſſe, 
weiche daB fünfundzwanzigfte Lebensjahr vollendet Haben und ſich im Be- 
fie der bürgerlihen Ehrenrechte befinden. 

Bon mehreren Inhabern eines Geſchäftes ift nur einer wählbar und 
zur Ausübung der Wahlbefugnis zu verſtatten. Wttien- und ähnliche Gejell- 
ichaften Üben die Wahlbefugnis durch einen von dem gejchäftsführenden 
Borftande zu bezeichnenden Beauftragten and; wählbar ijt von ben Mit- 
gliedern des geihäftsführenden Borſtandes nur eined, Minderjährige 
und Franen Tönnen die Wahlbefugnis durch Bevollmächtigte ausüben, 
wählbar jind letztere nicht. 

Riemand darf mehr als eine Stimme abgeben; die Übertragung bes 
Stimmrechtes ift unzuläjjig. Die Wahl darf nur and den im $ 8 der treis⸗ 
ordnung bom 13. Dezember 1872 (Gejch-Samml. &. 661) angegebenen 
Gründen abgelehnt werden. Über die YZuläfiigteit der Ablehnung ent- 
icheidet der Borjigende des Steneransjchnijes. 


Zu 8 47. 

1. Begründung des GE. (©. 57): 

„sen $ 47 twird das paſſive und aktive Wahlrecht hinjichtlid) der Wahlen 
für die Steuerausihüffe geregelt. Als Borbedingung der Wählbarkeit ift Mitglieb- 
ihaft der betreffenden Klaſſe, männliches Geſchlecht, ein Alter von 25 Jahren und 
Befig der bürgerlihen Ehrenrechte vorgejchrieben. Das aktive Wahlrecht foll 
iedem Mitgliede der Klaſſe zuftehen, die Ausübung desſelben jedoch Großjährig- 
feit und männliches Geichleht zur Vorausſetzung haben. Minderjährige und 
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Frauen müſſen jih daher ebenfo wie juriftiihe Perſonen, Altiengeiellihaften wiw. 
durh Bevollmädtigte vertreten lajjen. 

Die Wahl foll nur aus den im $ 8 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 
angegebenen Gründen (anhaltende Stranfheit, Geſchäfte, die eine häufige ober 
lange dauernde Abweſenheit vom Wohnorte mit ſich bringen, Alter von 60 Jahren, 
Bermwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes, jonftige bejondere Berhältniffe, 
welche eine gültige Entichuldigung begründen) abgelehnt werden fünnen. Eine 
unbegründete Ablehnung würde als Meigerung im Sinne des $ 48 anzuſehen fein.“ 

2. Auch der $ 47 bezieht fich nur auf die nad) $8$ 10, 15 Nr. 1 zumwählen 
den, nicht auf die für die Steuerausſchüſſe der Silalje I vom Finanzımmifter 
zu ernennenden Mitglieder und Stellvertreter (vgl. Anm. 5 zu $ 10). 
Die zu Ernennenden brauden nicht Mitglieder der Klaſſe I, überhaupt feine 
Gewerbetreibende zu fein (Art. 21 A Nr. 2b und 3). Die Vollendung des 25. 
Lebensjahres und der Beliß der bürgerlihen Ehrenredhte bilden jelbitverftänd- 
lihe Vorausſetzungen für die Ernennung. 

8. Sobald ein gewähltes Mitglied oder en gewählter Stellver- 
treter aus der Klaſſe ausſcheidet, für welche die Wahl erfolgt iſt, erliicht die Be— 
ftellung (vgl. Anm. 2b zu $ 15); der Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte jeitens 
eines gewählten oder ernannten Mitgliedes oder Stellvertreters zieht die gleiche 
Rechtsfolge nad ſich. 

4. Durch die Beitimmungen im Abi. 2 ift nicht ausgeichloiien, daf; ein Mit- 
inhaber, welcher zugleich noch ein bejonderes Gewerbe für fich betreibt und in 
diefer Eigenjhaft jelbitändiges Mitglied derjelben Klaſſe ift, als ſolches 
aktives und paſſives Wahlrecht befißt. Desgleihen wird einem Mitaliede des 
geihäftsführenden Borftandes, welches zugleih jelbfttändiger Gewerbe- 
treibender und Mitglied der betreffenden Klaſſe ift, in dieſer Eigenſchaft das 
altive und paſſive Wahlrecht nicht vorenthalten werden fünnen. 

5. Im letzten Sabe des Abi. 2 jcheint nur an jolche Bevollmächtigte gedadyt 
zu fein, welche nicht zugleich als jelbitändige Gewerbetreibende Mitglieder der 
betreffenden Klaſſe ſind. Die Bevollmädtigung eines Mitgliede3 würde eine 
Übertragung des Stimmredhtes vorausjeßen und Deshalb nad) Abj. 3 unzuläffig jein. 

6. Die Gründe, welche zur Ablehnung der Wahl berechtigen, find in der 
Begründung des GE. (oben Anm. 1) angegeben. Die Ablehnung zieht aber 
— Strafe oder ſonſtige Rechtsnachteile für den Ablehnenden nach ſich, ſondern 

— nur, ſofern der Steuerausſchuß hierdurch an der Erfüllung ſeiner 

Obliegenheiten behindert wird, die Anwendung des $ 48 (vgl. die Begründung 
Anm. 1); dieje Folge kann aber nur für die Klaſſen II—IV eintreten (vgl. Anm. 
2 zu 8 48): für die Steuerausihüfle der Klaſſe I wird ſchon durd die Ernen- 
nung von Mitgliedern und Stellvertretern ($ 10) die ordnungmähige Ge— 
Ichäftserledigung genügend aelichert. 


s 48. 
Wird die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter ſeitens einer Steuer- 
gejellichaft verweigert oder nicht ordunngmäßig bewirkt, oder verweigern 
die Gewählten die ordnungmäßige Mitwirkung, jo gehen die dem Steuer⸗ 


ausſchuſſe zuftehenden Befugniſſe für dad betreffende Stenerjahr auf den 
Borfigenden über. 
Zu 5 48. 


1. Zu $ 48 vgl. Art. 21 B Nr. 5, Art. 22 Nr. 10. 

2. Der $ 48 bezicht ſich ausichlichtich auf die Klaſſen II—IV, weil nur hier- 
für Steuergejellihaiten gebildet werben ($ 13). Wenn in diefen Maffen bie 
Obliegenheiten eines Steuwerausichuffes nicht erfüllt werden können, weil die 
Wahlen gar nicht oder nicht in der zur Beſchlußfaſſung erforderlichen Zahl zu— 
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tande gelommen jind, oder weil die Gemwählten ihre Beteiligung an den Ge- 
ihäften des Steuerausjchuffes ausdrüdlich oder tatfächlich verweigern, jo werben 
die Geſchäfte ausfchlieglih von dem Vorlikenden wahrgenommen, Da zur 
Beihlußfafjung mindeitens drei Mitglieder oder Stellvertreter einſchließlich 
des Borligenden erforderlich jind (Art. 22 Nr, 7), jo tritt der Fall bes $ 48 ein, 
wenn nicht twenigitens zwei Mitglieder oder Stellvertreter gewählt jind und 
ſich den Gefchäften des Stenerausichuffes unterziehen. 

3 Die Befugnilje bes Steuerausschufles gehen nur „für das be- 
treffende Steuerjahr“ auf ben Borlikenden über. Nur für dieſes 
Jahr tritt aljo der Steuerausſchuß außer Funktion. Bei der Veranlagung für 
das folgende Jahr treten Dagegen bie Mitglieder des Ausjchuffes wieder im 
ihre Befugnijje ein. Erſt wenn jie auch in diefem Jahre ihre Mitwirkung wieder 
verweigern, tritt der Borjigende auch für diejes Jahr an ihre Stelle. Niemals 
hat aber bie Verweigerung der Mitwirfung eine Neumahl des Ausſchuſſes zur 
Folge (B. vom 25. Februar 101 — Mitt. H. 46 Nr. 23). 


S 49. 


Die Mitglieder der Steuerausſchüſſe und deren Stellvertreter haben 
dem Borjigenden mitteld Handichlages an Eidesftatt zu geloben, daß jie bei 
den Ausſchußverhandlungen ohne Anjehen der Perſon, nach breitem Wiſſen 
und Gewijjen verfahren und die Berhandlungen jowie die hierbei zu ihrer 
Kenntnis gelangenden Berhältnifje der Stemerpflichtigen ftrengitens geheim 
halten werden. 

DaB gleiche Gelöbnis Haben vor einem Kommiſſar der Bezirtöregierung 
diejenigen Borjigenden abzulegen, welche nicht ſchon ald Beamte beeibigt jind. 

Die bei der Stenerberanlagung beteiligten Beamten jind zur Geheim- 
haltung der Ausſchußverhandlungen jowie ber zu ihrer Kenntnis gelangenden 
Serhältnijje der Stenerpflichtigen kraft des von ihnen geleifteten Amtd- 
eides berpflichtet. j 

Zu S 49. 


1. Zu $ 49 vgl. Art. 22 Nr. 11. 
2. liber die Beitrafung unbefugter Offenbarung der Verhältniſſe der Steuer- 
vilichtigen val. $ 72. 


g 50. 


So lange über die Beranlagung oder den Einſpruch eined Ausſchuß⸗ 
witglieded oder jeiner Berwandten oder Berjchwägerten in anf- und ab- 
Heigender Linie oder bis zum dritten Grade der Geitenlinien beraten und 
abgeftimmt wird, hat basjelbe abzutreten. Der Vorſitzende hat in gleichem 
Falle den Borjik an ein Mitglied abzugeben. 


3u S 50. 
1. Zu $ 50 vgl. Art. 22 Nr. 9. 
2. Dieje Beſtimmung greift Plab, wenn der Gegenſtand der Beratung und 
Abſtimmung betrifft: 

die eigenen Wizendenten und Dejzendenten, jowie die Aizendenten und 
Deizendenten der Ehenattin, ftet3 ohne Rüdiicht auf den Grab der Ver— 
wandtichaft oder Schwägerichaft; ferner die eigenen Geſchwiſter und deren 
Kinder und die Gejchwilter der eigenen Eltern, ſowie die Geſchwiſter der 
Ehefrau und bie Kinder dieſer Geichwifter und die Gefchwilter der Eltern 
der Ehefrau. Ob die Ehe noch befteht oder nicht, macht feinen Unterſchied. 
Die durch Ndoption erzeugte juriftiiche Berwandtichaft wird der natür- 
lihen gleich zu achten fein (vgl. $ 41 Nr. 3 3PO.). 
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Daß ein Mitglied oder Stellvertreter in gleiher Weije „abtreten“ muß, 
wenn e3 jih um die Veranlagung ufw. feiner Ehefrau ($ 20) Handelt, darf 
als jelbverftändlich betrachtet werden. 

3. Der $ 50 bezeichnet nur die Fälle, in denen ein Ausſchußmitglied ſich 
der Mitwirfung notwendig enthalten muß, jo daß die Zumiderhandlung einer: 
mejentlihen Mangel des Berfahrens bilden würde. Daneben gibt e3 aber 
noch zahlreiche Fälle, in denen ſich für ein Mitglied die freiwillige Enthaltung der 
Mitwirkung empfiehlt, z. B. bei einem vormundichaftlihden Verhältniffe, bei 
beftehender amtlicher oder berufmäßiger Verpflichtung zur Geheimhaltung ufiw. 


Ss 5l 


Die Beitimmung ded Artikels I, Ib und II der Berordnung, betreffend 
die Tagegelder und Reiſekoſten niw., vom 20. Dezember 1876 (Gejeg-Sammi. 
1877 S. 3) findet auf die Mitglieder der Stenerausjchäjie entſprechende 
Anwendung. 

Die Gebühren für Zeugen und Sacdperftändige (S 26) werden nad ben 
in Zivilprozejien zur Anwendung kommenden Borjchriften berechnet. 


Zu S 5l. 
1. Zu $ 51 vgl. Art. 22 Nr. 14, Urt. 54 I. 
2. Durch das Geſetz vom 22. April 1892 (GG. ©. 93) ift die Vorſchrift des $ 5i 
Abi. 1 dahin deklariert: 
„daß die dafelbft vorgejehenen Säße der Tagegelder und Reiſekoſten im Wege 
der Königlihen Verordnung gemäß $ 12 des Geſetzes, betreffend die Reiſe— 


foften und Tagegelder der Staatöbeamten, vom A 


15. April 1876 (@8. ©. 107 
. geändert oder neu beitimmt werben können.“ 
Die hierzu ergangene Ber. vom 4. Juli 1892 (SS. ©. 201) beftimmt, ſoweit 
ihre Vorſchriften hier in Betracht kommen: 
8 1. „An Tagegeldern erhalten: 
BR. 2 0 ar er ee at Cr EEE hear Se EEE 
b) die Mitglieder der Steuerausihüfje für die Geiwerbejteuertlaffen I, II 
und III ($$ 10, 15 des Gewerbefteuergejeßes vom 24. Juni 1891) 9 Mar; 
ce) die Mitglieder der Steuerausſchüſſe für die Gewerbefteuerflaffe IV ($ 15 
bes Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891) 5 Mark.“ 
$ 2. „An Reijeloiten erhalten: 
T. = Reifen, welche auf Eifenbahnen oder Dampfichiffen gemacht werden 
önnen: 
1. die im $ 1 unter a und b bezeichneten Berjonen 13 Pfennige für 
das Kilometer und 3 Mark für jeden Ab- und Zugang; 
2. die im $ 1 unter ce bezeichneten PBerjonen 10 Pfennige für das 
Kilometer und 2 Mark für jeden Ab- und Zugang. 
II, Bei Reifen, welche nicht auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht 
werden fönnen, für das Kilometer: 
2. die im $ 1 unter b und c bezeichneten Berjonen 40 Pfennige.“ 
$ 3. „Die Verordnung vom 20. Dezember 1876 (GS. 1877 ©. 3) tritt 
außer Kraft.“ 
3. Mafgebend find die Beltimmungen der $$ 2—16 der Gebührenordnung 
in der Fallung v. 20. Mai 1898: 
„8 2. Der Zeuge erhält eine Entihädigung für die erforderliche Zeitver- 
zn im Betrage von zehn Pfennig bis zu einer Mark auf jede angefangene 
tunde. 
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Die Entihädigung ift unter Berüdfichtigung des von dem Zeugen ver- 
ſaͤumten Erwerbes zu bemeſſen und für jeben Tag auf nicht mehr ald zehn Stunden 
zu gewähren. 

Perſonen, welche durdy gemeine Handarbeit, Handwerlsarbeit oder gerin- 
geren Gewerbebetrieb ihren Unterhalt ſuchen, oder ſich in gleihen Berhältniffen 
mit jolhen Perſonen befinden, erhalten die nach dem geringften Sate zu be— 
mefiende Entſchädigung auch dann, wenn die Berläummis eines Erwerbes nicht 
ftattgefunden hat. 

83. Der Sadverftändige erhält für feine Leiftungen eine Bergütung nad) 
Maßgabe der erforderlihen Zeitverſäumnis im Betrage bis zu zwei Marf auf 
jede angefangene Stunde. 

Die Vergütung ift unter Berüdiihtigung der Erwerbverhältnijie des Sach— 
Ber zu bemejlen und für jeden Tag auf nicht mehr al3 zehn Stunden zu 
gewähren, 

Außerdem find bem Sadverftändigen bie auf die Vorbereitung des Gut- 
achtens verwendeten Koften, ſowie die für eine Unterfuchung verbraudten Stoffe 
und Werkzeuge zu vergüten. 

$ 4. Bei jchwierigen Unterjuchungen und Sachprüfungen ift dem Sadı- 
verftändigen auf Berlangen für die aufgetragene Leiftung eine Vergütung nad) dent 
üblihen Preiſe derjelben und für die außerdem ftattfindende Teilnahme an 
Terminen die im $ 3 beftimmte Vergütung zu gewähren. 

85. Als verfäumt gilt für den Zeugen oder Sadverftändigen auch die 
Zeit, während welcher er jeine gewöhnliche Beichäftigung nicht wieder aufnehmen 
lann. 

86. Mußte der Zeuge oder Sachverſtändige außerhalb ſeines Aufenthalts- 
ortes einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilometer zurüdlegen, jo 
ift ihm außer den nach $8 2 bis 5 au beitimmenden Beträgen eine Entihädigung 
für die Reife und für den durch die Abwejenheit von dem Aufenthaltsorte ver- 
urfahten Aufwand nah Maßgabe der folgenden Beitimmungen zu gewähren. 

$ 7. Soweit nady den perjönlihen Berhältnifjen des Zeugen oder Sach— 
verftändigen oder nach äußeren Umftänben die Benubung von Transportmittel 
für angemeſſen zu erachten ift, find als Neifeentichädigung die nach billigen 
Ermeſſen in dem einzelnen Falle erforderlichen Küoften zu gewähren. In anderen 
Fällen beträgt die Reifeentihädigung für jedes angefangene Kilometer des Hin- 
weges und des Rückweges fünf Pfennig. 

$ 8. Die Entihädigung für den durch Abwejenheit von dem Aufenthalts- 
orte verurjahten Aufwand ift nach den perjünlihen Verhältniſſen des Zeugen 
oder Sachverftändigen zu bemeſſen, foll jedoch den Betrag von fünf Mark für 
jeden Tag, an welchem der Zeuge oder Sachverſtändige abweſend geweſen iſt, 
* von drei Mark für jedes außerhalb genommene Nachtquartier nicht über- 

eiten. 

89. Mufte der Zeuge oder Sadhverftändige innerhalb feines Aufenthalts- 
ortes einen Weg bis zu einer Entfernung von mehr als — Kilometer zurüd- 
legen, fo ift ihm für ben ganzen zurüdgelegten Weg eine Reifeentichädigung nach 
den Vorſchriften des $ 7 zu gemwähren. 

8 10. Konnte der Zeuge oder Sachverftändige den erforderlihen Weg ohne 
Benutzung von Transportmitteln nicht zurüdlegen, jo find die nad billigem Er- 
elle ———— Koſten auch außer den in den $$ 6, 9 beſtimmten Fällen zu 
gewähren. 

$ 11. Abgaben für die erforderliche Benugung eines Weges find in jebem 
Falle zu eritatten. 

$ 12. Bedarf ber Zeuge wegen jugendlichen Alters oder wegen Gebrechen 
eines Begleiters, fo find die beitimmten Entichädigungen für beide zu gewähren. 

$ 13. Soweit für gewilje Arten von Sadhverftändigen beſondere Tarvor- 
ihriften beftehen, welche an bem Orte des Berichtes, vor welches die Ladung erfolgt 
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und an dem Aufenthaltäorte des Sachverftändigen gelten, kommen lediglich dieſe 
Borichriften in Anwendung. Gelten ſolche Taxvorſchriften nur an einem diefer 
Orte, oder gelten an demſelben verfchiedene Tarvorichriften, jo kann der Sachver— 
ftändige die Anwendung ber ihm günftigeren Beftimmungen verlangen. 

Dolmetjicher erhalten Entihädigung al3 Sachjverftändige nad) ben Borjchriften 
dieſes Geſetzes, jofern nicht ihre Leiftungen zu den Pflichten eines von ihnen ver- 
fehenen Amtes gehören. 

$ 14. Dffentlihe Beamte erhalten Tagegelder und Erftattung von Reiſe— 
fojten nach Maßgabe der für Dienftreifen geltenden Borjchriften, Falls fie zu— 
aezogen werden: 

l. ald Zeugen über Umftände, von denen fie in Musübung ihres Amtes 

Kenntnis erhalten haben; 

2. als Sadhverftändige, wenn jie aus Beranlajfung ihres Amtes zugezogen 
werben und die Ausübung der Wiffenichaft, der Kunft oder des Bewerbes, 
deren Kenntnis Vorausſetzung der Begutachtung ift, zu den Pflichten des 
bon ihmen veriehenen Amtes gehört. 

Werden nach den Borichriften diejes Paragraphen Tagegelder und Reije- 
toten gewährt, jo findet eine weitere Vergütung an den Zeugen oder Sadjver- 
ſtändigen nicht ftatt. 

Die vorjtehenden Beſtimmungen finden auf Perſonen des Soldatenftandes 
entiprechende Anwendung. 

$ 15. Iſt ein Sachverſtändiger für die Erftattung von Gutachten im alt- 
gemeinen beeidigt, jo fönnen bie Gebühren für die bei beftimmten Gerichten vor- 
Yommenben Gejchäfte durch Übereinfommen beftimmt werben. 

$ 16. Die Gebühren der Zeugen und Sadverftändigen werben nur auf 
Berlangen derjelben gewährt. Der Anſpruch erliicht, wenn das Verlangen binnen 
drei Monaten nad) Beendigung der Zuziehung oder Abgabe de3 Gutachtens bei 
dem zuftändigen Gerichte nicht ange ebracht wird.“ 

4. Wegen der Liquidationen der Gebühren vgl. Art. 22 Nr. 14, Art. 24 Nr. 9. 


An- und Abmeldung des Gewerbes. 
8 52. 

Wer den Betrieb eines ftehenden Gewerbes anfängt, muß der Ge 
meindebehörde des Drtes, wo ſolches geichieht, vorher oder gleichzeitig 
Anzeige Davon machen. 

Diejer Berpflichtung wird, ſoweit nicht im folgenden etwas anderes 
beſtimmt ift, Durch die nach Vorjchrift der Gewerbeordnung jür dad Deutjche 
Meich (8 14) zu marhende Anzeige genügt. 

In der Stadt Berlin ift die vorgeſchriebene Anzeige bei der Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern zu bewirken. 


Zu $ 52. 
Inhalt: 

1, a engen, | a Unfang des Betriebes. 
2. Begründung bes GE. | 6. finung nener und Wiederaufnahme einge 
3. Yuslegung des $ 52 Mbf. ı im Zufammen- | —— Betriebe. 

ange mit $ 70. 7. en, der Anzeige. 
4. Beihräntung der Anmeldepflicht auf die Zu—⸗ 8. 9620 

gangfälle des $ 34. 9.852 —8* 


1. Zu $ 52 vgl. Art. 25. 

2. Begründung des GE. (S. 58): „Im Abſ. 1 wird die Anmeldepflicht der 
Gewerbetreibenden in Übereinftimmung mit dem beftehenden Rechte geregelt. 
Derjelben unterliegen auch diejenigen, welche in den Beſitz eines bereits be- 
ftehenden Gewerbes eintreten, und welche neben ihrem bisherigen Gewerbe 
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einen neuen Betrieb eröffnen. Durch die Strafandrohung des $ 70 wird dieſer 
Beitimmung Nachdruck verliehen. 

Die im $ 14 der Reichs-Gewerbeordnung vorgeichriebene Anmeldung hat in 
Gemäßheit der Ausführunganweifung vom 4. September 1869 zu II (MBL. f. 
d. i. V. ©. 202) ebenfalls bei der Gemeindebehörde des Ortes, wo das Gewerbe 
u werden joll, zu erfolgen. Hieraus erklärt fih die Beſtimmung bes 
Eine Anzahl von Gewerben, wie das der Apotheker, Auswanderung- und 
Berfiherungunternehmer, unterliegt den Beitimmungen der Gewerbeordnung 
nicht (vgl. $ 6 dafelbit). Auf dieje findet daher lediglich die Vorfchrift des Abi. 1 
Anwendung. 

Mit Rüdficht auf die bejonderen Verhältniſſe Berlins, welche eine ſchnelle 
Bearbeitung der Anmeldenden erfordern, mußte die dem geltenden Rechte ent- 
Iprehende Borjchrift des Abi. 3 beibehalten werben.“ 

3. Um den Umfang der Anmeldepflicht nad) $ 52 Abj. 1 richtig abzugrenzen, 
muß auf die Strafbeftimmung des $ 70 zurüdgegangen werden, obwohl ber 
Bortlaut beider Vorſchriften nicht übereinftimmt. Nach $ 70 ift ftrafbar nur bie 
Kichterfüllung der „gejeblihen Verpflihtung zur Anmeldung eines ſteuerpflich— 
tigen Gewerbes“ unter „Borenthaltung“ eines Steuerbetrages (vgl. 
Anm. 4 zu $ 70). Dagegen erjtredt ſich die Anmeldepfliht nad $ 52 auf bas 
„Anfangen“ des Betriebes „eines ftehenden Gewerbes" überhaupt, ohne daß ber 
Borausjekung der Steuerpflihtigfeit gedaht wäre Wollte man ber 
Anmeldepflicht de3$52 einen weiteren Umfang beimejien, als der Strafbeftimmung 
des $ 70, jo würde die Anmeldepflicht injoweit, als ihr nicht die Erzwingbarfeit 
durch Strafe zur Seite fteht, eine lex imperfecta jein und deshalb jeder praf- 
tiihen Bedeutung entbehren. Diejer eigentümliche Rechtszuſtand läßt ſich nur 
vermeiden, wenn man den $ 52 in dem den Strafbeitimmungen des $ 70 ent- 
iprehenden einihräntenden Sinne auslegt, und auf eine folche Abſicht 
des Geſetzes deutet auch der Wortlaut des $ 70 hin. Denn wenn dort von ber im 
$ 52 behandelten „geſetzlichen Berpflihtung zur Anmeldung eines 
Reuerpflidtigen Gewerbes“ die Rede ift, jo ift anzunehmen, daß man 
auch im $ 52 an eine weitere gejetlihe Verpflichtung nicht gedacht hat. 

Freilich ift diefe Annahme mit der Begründung des GE. (vgl. oben Anm. 2) 
nicht zu vereinigen. Aber die dort bemerkte Übereinftimmung der Regelung ber 
Anmeldepflicht mit dem bisherigen Rechte befteht in Wirflihkeit nicht: 

Ym $ 19 des Gewerbeiteuergejebes vom 30. Mai 1820 war angeordnet: 

„a) Wer ein Gewerbe betreiben will, es mag fteuerfrei oder »-pflid- 
tig jein, muß dec Kommunalbehörde des Ortes davon Anzeige maden. 

b) Zur Anzeige an dieje Behörde tft auch derjenige verbunden, ber fein 
bisherige3 Gewerbe im Orte zu betreiben aufhört.“ 

In Übereinftimmung hiermit war im $ 39 a. a. D. und $ 17 des Geſetzes vom 

3. Juli 1876 beftimmt: 

„a) Wer die im $ 19 angeordnete Anmeldung des Anfangs oder Aufhörens 
eines Gewerbes unterläßt, verfällt in einen Taler Strafe, wenn das 
Gewerbe niht teuerpflidhtig if. 

b) Wer, den gejeblihen Borichriften wegen Entrihtung der Gewerbeſteuer 
entgegen, den Anfang eines teuerpflihtigen, ftehenden Ge- 
werbes nicht anzeigt, verfällt in eine Geldſtrafe, welche dem doppelten 
Betrage der einjährigen Steuer gleihlommt. 

c) Wer das Aufhören eines fteuerpflichtigen Gewerbes nicht anzeigt, bleibt, 
jo lange er diefe Anzeige unterläßt, zur Bezahlung der Steuer ver- 
pflichtet.“ 

Die Unterjhiede jind augenfällig: 

Nah dem früheren Rechte war der Beginn eines jeden Gewerbebetriebe: 

ohne Rüdfiht auf Steuerpflihtigleit oder »freiheit 
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anzeigepflihtig.. Aber die Unterlaffung ber Anzeige des Beginnes eines 
4 u * n Betriebes ._ — Taler — rar —— bie 

nt ung wegen em ichtigen e eine e zum 
doppelten Betrage ber Jahresſteuer nach fich ziehen jollte. 

Dagegen ift im $ 52 bes Mertmales ber Stenerpflichtigleit ober -freiheit 
überhaupt nicht gedacht, während im $ 70 nur von einer „geſetzlichen Berpflicgtung 
ur Anmeldung eine teuerpflihtigen Gewerbes“ die Rebe und bie 
Stzefabteten hierauf beichräntt ift. 

Diejes we Ära Bnsi. fcheint man jich bei ber Dee 50 GE. zu 
z 52 nicht in vollem Umfange bewußt geweſen zu fein. ebenfalls ift bie bei 
der Entmwerfung bes $ 52 anicheinend beftehende Abficht, die Anzeigepflicht auch 
auf den Beginn fteuer freier Betriebe zu erftreden, im Gefeße ſelbſt nicht 
zum Ausbrude gelangt (vgl. au unten Anm. 8). 

Das KG. Ri in dem U. vom 29. April 1901 (D38. Jahrg. 6 562) biefer 
Auslegung beigetreten: „EB mußte der von Fuifting geltend gemachten Auf- 
fafjung beigetreten werben, daf die $$ 52 und 70 ſich nur auf die wirklihen Zu- 
gangfälle erftreden, ..... ba fie aber nicht die nur fubjettiven An- 
derungen in ber Berjon bed Betrieböunternehbmert 
im Auge haben.“ 

4. Bei der hiernach gebotenen einjchräntenden Auslegung des $ 52 Abi. 1 
erſtreckt fich die Anmeldepfliht nur auf die je für fich der Betriebfteuer unter- 
fiegenden Betriebe ($$ 59 ff.) und im übrigen auf die eigentliden Zu- 
gangfälle($ 34; vgl. Anm. 3, 4 dazu), weil nur bei biefen ein die Steuer- 
pflihtigfeit berührender neuer AZuftand eintreten und Borent- 
haltung von Steuerbeträgen erfolgen fann. Dagegen werben von der An- 
meldepflicht nich t betroffen bie bloß ſubjektiven ($ 41) oder örtlichen ($ 42) 
Anberungen, fowie bie bloßen Betrieb3erweiterungen und die Eröffnungen 
neuer Betriebe feitens bereits veranlagter Gemwerbetreibenber ($$ 17, 
20, 24 Abi. 4; —* Anm. 40 zu $ 34). Die abweichende Auffaſſung in der Br- 
gründung des GE. (vgl. oben Anm. 2,3) kann hier um jo weniger entgegenfteben, 
als die grumbjäglichen Anderungen des GewG. gegenüber dem früheren Rechts- 
zuftande nicht berüdfichtigt worden find. Wegen diefer Anderungen hat auch die 
frühere, auf dem alten Rechte beruhende Rechtiprechung (vgl. Fallmann-Struß 
Anm. 4—6 zu $ 52) ihre Bedeutung verloren. Wenn z. B. vordem ein Spebitemt 
oder ein Gaftwirt fi zur Beförderung der Waren oder ber Gäſte eigenes 
Fuhrwerk anfchaffte, oder ein Gaftwirt feinen Gäften Bäder verabfolgte, jo 
lag hierin nicht eine bloße Ausdehnung des Betriebes, jondern die Begründung 
eines neuen, für ji in einer bejonderen Klaſſe zu befteuernden Gemerbes; 
dbemgemäß entftanden die Anmeldepfliht und die Straffälligteit wegen Nidht- 
anmeldung eines fteuerpflitigen Gewerbes, während es ſich jet nur um die 
im Steuerjahre nicht fteuerpflichtige Ermweiterung eines beftehenden Betriebes 
handeln kann ($$ 17, 24 Abi. 4). 

5. Für die Entftehung der Anmeldepflicht von enticheidender Bedeutung it 
der Zeitpuntt der Eröffnung bes Gemwerbebetriebed. Als ſolcher gilt der- 
jenige Zeitpunft, mit welchem die fämtlihen Borausfegungen eines Gewerbe— 
betriebes (Anm. 5 ff. zu $ 1) zum erften Male zujammentreffen. Die bloße 
Entichliefung, ein Gewerbe zu beginnen, und die Ankündigung diefer Ent- 
ſchließung ftellen noch feine Eröffnung des Betriebes dar; ebenſowenig vor- 
bereitende, nur ald Mittel zum Zwecke dienende Handlungen: Wer 4. B. 
eine Agentur übernimmt oder feine Firma zum Handelsregiſter anmeldet, hat 
hiermit allein feinen Gejchäftsbetrieb noch nicht eröffnet (vgl. U. des DTr. 
vom 28. Apr. 1875 — Dppenhojsf, Redtipr. 16 316; U. d. KG. vom 
27. April 1882 — Yahrb. 3 276). Wer ein Fabritgebäube errichtet, wer ein 
Haus zum Betriebe der Gaftwirtichaft in den Stand ſetzt, wer ein zum Schiffer 
gewerbe beftimmtes Schiff kauft, hat hiermit den Gemerbebetrieb noch nicht 
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begonnen (vgl. wegen ber Schiffer die B. vom 5. Juli 1843 und vom 25. Juni 
1852 — Winiter Nr. 627, 629). Vielmehr müflen Handlungen hinzutreten, 
welche jih ala tatjählihe Ausübung des Gemwerbebetriebes darftellen 
(vgl. Anm. 3 zu $ 1). 

Eine tatſächliche Ausübung findet aber ftetö dann ftatt, wenn bie Handlungen 
nicht mehr ala bloße Mittel zum Zmede, jondern ala Teil des Gewerbebetriebes 
ſelbſt erſcheinen. So beginnt die fteuerpflichtige Ausübung des Sciffergewerbes 
nicht erft mit dem Transporte, jondern jhon mit der Befrachtung des Schiffes 
(u. d. 86. vom 30. Jan. 1890 — Yahıb. 10 205 f.). Der Betrieb einer —— 
oder eines Handwerles beginnt nicht erſt mit dem Verkaufe der hergeſtellten Ware, 
fondern ſchon mit der Herftellung: 

„Oberhaupt aber laun im allgemeinen die Frage, ob jemand ein Gewerbe 
betreibt, nicht Davon abhängig gemacht werben, ob er bereits einen Verlauf ber 
Gegenftände jeines Gewerbes, oder gar einen mehrmaligen, unternommen hat; 
es lommt vielmehr nur darauf an, da nad) allen begleitenden Umftänden fein 
Zweifel darüber obwoalte, daß der Alt in der Abficht, davon einen Erwerb zu 
ziehen und dadurch wenigitens einen Zeil ſeines Unterhaltes zu gewinnen, 
vorgenommen jei. Es wird daher nicht zweifelhaft fein, dab ein Kaufmann, 
der einen eingerichteten Laden eröffnet, ein Handwerler, der für jene Rechnung 
zu arbeiten anfängt, ein Brauer, ber jo bedeutende QDuantitäten Bier brauet, 
daß jie zu feiner eigenen Konjumtion nicht erforderlich fein fönnen, ein Gewerbe 
angefangen haben, wenn fie audy nod gar nichts von ihren Waren verlauft 
und auch erit einen Tag den Laden eröffnet und Waren verfertigt haben jollten. 
— Daraus beantwortet ſich zum Teil auch jchon die zweite Frage bes Berichtes: 
ob der Gewerbebetrieb jhon dann für vollitändig vollzogen gehalten werden 
tann, wenn der Berfertiger den Gegenftand in der Abjicht zubereitet, um folchen 
feines Vorteile wegen zu verlaufen, wenngleich er den Verkauf mwirflich noch 
richt vollzogen hat und bloß durch einen Zufall daran verhindert ift“ (®. vom 
16. Aug. 1827 — Biniler Rr. 870). 

®enn tatjächlic der Gewerbebetrieb begonnen wird, ift die Entftehung 
der Anmeldepflicht von der Erfüllung der handelsrechtlihen Borjchriften über 
Anmeldung und Eintragung in das Handelsregifter nicht abhängig; insbejondere 
lann auch eine Kommanbditgejellichaft jchon vor der Eintragung einen Gemerbe- 
betrieb beginnen (E. in ©t. 5 5). 

6. Wenn ein fteuerpflichtiger Betrieb eingeftellt und abgemeldet und dem- 
gemäß die Steuer in Abgang geitellt ift ($$ 33, 58), jo erjcheint die Eröffnung 
eined neuen ober die Wiederaufnahme des alten fteuerpflichtigen Betriebes als 
anmeldepflichtiger Anfang eines Betriebes (vgl. Anm. 40 zu $ 34). 

Bei den fogenanntenruhend en Gewerben (vgl. $ 33 Sab 3 und Anm. 7 
dazu) fann die Wiederaufnahme des Betriebes nicht für den Anfang 
eines Betriebes im Sinne des $ 52 erachtet werden. Waren aber Abmeldung und 
Abgangtellung erfolgt, jo wird die Wiedereröffnung der Anzeigepflicht unter- 
liegen, jelbft wenn ſich demnächſt herausitellt, daf es fich in ber Tat um ein 
2er Gewerbe gehandelt hat. 

7. Die Anzeige muß beiter Ge meindebehörde des Orte, wo der 
anzumeldende Betrieb begonnen wird, erfolgen. Anzeige bei einer hiernach 
unzuftändigen Behörde genügt nicht, falls die Anzeige nicht etwa von dieſer 
an bie ständige Gemeindebehörbe rechtzeitig abgegeben wird; unter allen 
Umftänden ift jedoch gemäß Abi. 2 der fteuerlihen Anmeldepflicht durch die Er- 
füllung der gemwerbepolizeilihen Anzeige Genüge geihehen. Bei gleichzeitiger 
Eröffnung mehrerer Betriebe ($ 17) an verjhiedenen Orten erftredt jich die 
Anzeigepflicht auf jeden diefer Orte. Die Anzeige muß fhriftlich oder prototol- 
lariich erfolgen (Art. 25 Nr. 1), und zivar von dem Inhaber des neuen Betriebes 
oder dem Bertreter ($ 56; val. U. des KG. v. 19. Dez. 1895 — Yahrb. 17 373). 
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8. Die nad $ 14 GD. erfolgte polizeilihe Anzeige bei bem Gemeinde- 
(Guts-)vorftande befreit den Gemwerbetreibenden von der Verpflichtung der be- 
jonderen teuerlihen Anzeige. 

Die gewerbe polizeiliche Anzeigepflicht trifft nah $ 14 GO. jeden, 
welcher „den jelbftändigen Betrieb eines ftehenden Gewerbes anfängt“, ohne 
daß e3 hierbei irgendwie auf Steuerpflichtigkeit oder -freiheit ankäme. Auch 
die jubjettiven und örtlichen Anderungen, fowie die Eröffnung neuer jelbftändiger 
Betriebe neben den bereits beitehenden Betrieben desjelben Gewerbetreibenden 
fallen hierunter und die Unterlaffung der Anzeige ift unter Strafe geftellt ($ 147, 
148 GO.). Die Gemeindebehörde, welche aud für die polizeiliche Anzeige zu- 
ftändig ift, befindet fi alfjo mit Ausnahme der Gewerbebetriebe, welche nicht 
in ben Bereich der GD. fallen ($ 6 GO.), überall in der Lage, die polizeilichen 
Anzeigen für die Zwede der Steuerverwaltung zu verwenden. Aus biefem Grunde 
ift gerade der $ 52 Abſ. 2 in das Geſetz aufgenommen (vgl. die Begründung 
oben Anm. 2) und die fteueclihe Strafandrohung im $ 70 (vgl. Anm. 4 dazu) 
auf die Unterlaffung der Anmeldung fteuerpflihtiger Gewerbe aus 
drüdlich beſchränkt. Es befteht gar fein praftiiches Bedürfnis, die fteuerliche 
Anmeldepflicht auch auf Vorgänge zu erftreden, die eine Beränderung der Ber- 
anlagung überhaupt nicht zur Folge haben, und hierin liegt ein weiterer Grund 
für Die einfchränftende Auslegung des $ 52 Abi. 1 (vgl. oben Anm. 3). 

9. Nach Abf. 3 bezieht fich der Abf. 2 nicht auf die Stadt Berlin; für Diele 
muß ftet3 die fteuerlihe Anzeige, foweit fie gemäß $ 52 Abi. 1 überhaupt not- 
wendig iſt, bei der Steuerdireftion erfolgen. 


g 58. 


Die Borftände der Gemeinden (Gutsbezirke) jind verpflichtet, von 
allen bei ihnen eingehenden Gewerbeanmeldungen in der von ber Bezirks⸗ 
xegierung anzuordnenden Friſt der ihnen bezeichneten Beranlagungitelle 
Mitteilung zu machen, auch nach Anftellung der erforderlichen Erfundigungen 
über die Steuerpflichtigkeit, bezw. darüber, in welcher Klaſſe die Bejtenerung 
zu erjolgen hat, jich gutachtlich zu äußern. 


Zu S 53. 
1. Zu $ 53 vgl. Art. 23 Abi. 2, Art. 26. 
2. Die Frift joll regelmäßig in großen Gemeinden zwei Wochen, in Hleineren 
Gemeinden einen Monat betragen (Art. 26 Nr. 6). 
3. Die für die Mitteilung zuftändige Veranlagungftelle ift ftet3 der Vor— 
jigende des Steuerausfchuffes der Klaſſe IV des Veranlagungbezirkes, zu welchem 
die Gemeinde (der Gutsbezirk) gehört (Art. 26 Nr. 5). 


8 54. 


Jeder Gewerbetreibende ijt verpflichtet, auf Aufforderung des Ge: 
meindevorjtandes oder des Borjigenden des zuftändigen Steuerausſchuſſes, 
rg re der zu beftimmenden, mindeſtens einwöchentlichen Frift jchriftlich 
zn erflären: 

welches oder welche Gewerbe er treibt oder zu treiben beginnt, 

welche Betrichftätten er unterhält, 

welde N und wie viele Hilfperjonen, Gehilfen und Arbeiter 

un 

welhe Gattung und wie viele Mafchinen einichlieglihd der Motoren 

im Gewerbebetriebe verwendet werden. 

Auch andere auf bie äußerlich erfennbaren Merkmale de& Betriebes 
ihr er Bragen ift der Gewerbetreibende wahrheitgemäh zu beantworten 
v et. 
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Zu 8 54. 

1. Zu $ 54 vgl. Art. 23 Abi. 4, 5, Art. 29. 

2. Die Bermweigerung oder unrihtige Abgabe der Erflärung ift im $ 71 
unter Strafe geftellt. 

3. Jeder Gewerbetreibende ift ohne Rüdjicht darauf, ob bie Beſteuerung 
gemäß $ 7 ausgeichloffen ift, zur Abgabe der geforderten Erflärung verpilichtet; 
wegen ber Bertreter vgl. $ 56. 

8 56. 


Auf bejondere Aufforderung ded Borjigenden eines zujtändigen Stener- 
ausjchujjes des Beranlagungbezirtes ift jeder Gewerbetreibende verpflichtet, 
in verichlofjenem Schreiben oder mündlich zu Protokoll zu erflären, ob 
der jährliche Ertrag ſeines Gewerbebetriebes 

1500 bis ausſchließlich 4000 Mart, 
oder 4000 bis ausſchließlich 20000 „ 
oder 20000 bis ausſchließlich 50000 „ 
oder 50000 Mart oder mehr beträgt, 

und ob der Wert des Anlage- und Betriebölapitaled 

3000 bis ausſchließlich 30000 Mart, 
oder 30000 bis ausichlieglih 150000 „, 
oder 150000 bis ausſchließlich 1000000 „, 
oder 10000006 Dart oder mehr beiträgt. 

Solche Erklärungen jind geheim aufzubewahren. 

Weitergehende Austunfterteilung über die Höhe des Ertrages, jowie 
den ®ert des Anlage» und Betriebstapitales ift der Gewerbetreibende ab» 
zulehnen berechtigt. Die im borftchenden vorgeſchriebene Auskunft Über 
die Höhe des Anlage: und Betriebätapitales zu erteilen, jind auch diejenigen 
verpflichtet, welche einen Betrieb neu beginnen. 

Dem Stenerpflichtigen ift anf feinen Antrag, in Fällen in welchen es 
fih um einen nur durch Schägung zu ermittelnden Ertrag handelt, gejtattet, 
Ratt der im Abjak 1 erwähnten Erklärung diejenigen Nachweiſungen zu 
geben, deren der Steuerausſchuß zur Schätung des Ertraged bedarf. 


Zu S 55. 
1. Zu $ 55 vol. Art. 23 Abſ. 4, 5, Art. 29; auch Anm. 2,3 zu $ 54. 
2. Der letzte Abj. it dem $ 27 EG. nachgebildet. 


8 56. 


Die nach den SS 52 bis 55 den Gewerbetreibenden obliegenden Ber- 

pfligtungen find: 

1. für Perſonen, welche unter väterliher Gewalt, Pflegichaft oder 
Bormundichaft ftehen, von deren Bertretern, 

2, für Gewerbebetriebe der Gejellichaften, Genoſſenſchaften, jinriki« 
hen Berjonen, Bereine ujw. von ben in 83 18 und 19 beziehung» 
weiſe 8 2 Abſ. 2 bezeichneten Perjonen 

zu erfüllen. 
Zu 8 56. 


1. Statt „Abſatz 2“ muß es „Satz 2" heißen. 

2. Die Nichterfüllung der nad) $$ 52—55 ben Gewerbetreibenden obliegenden 
Berpflichtungen feitens der im $ 56 unter Nr. 1, 2 bezeichneten Berfonen ift im 
$ TI Nr. 1 mit Strafe bedroht. 

8 57, 


Zum Zwede der eritmaligen Beranlanung der Gewerbeftener nad 
biefem Geſetze haben 
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1. für die Orte der bisherigen erjten, zweiten und dritten Gewerbe⸗ 
ftenerabteilung die Gemeinbevorftände, für die Drte der biöherigen 
vierten &ewerbeftenerabteilung des Kreiſes die Landräte ein Ber- 
zeichnis fämtlicher dafelbft vorhandener Gewerbebetriebe, welche 
nicht bereitö in der legten Gewerbeftenerrolle und ben Zugangliften 
des letzten Jahres anfgeführt find, aufzuftellen und mit autachtlicher 
Außerung Über deren Beftenerung der Bezirksregierung borzulegen. 

2, Die Gewerbetreibenden, welche in mehreren Drten einen ftehenden 
Betrieb unterhalten, haben in der durch Bffentlihe Aufforderung 
beftimmten Frift eine ſchriftliche Erklärung über Drt und Urt ber 
einzelnen Betriebe und über den Sit der Gejchäftsleitung an die 
in der Bekanntmachung beftimmten Stellen einzureichen. 

In der Folgezeit eintretende Anderungen des in der Erklärung 
angegebenen Zuftandes find dem Borjigenden des Steuerausſchuſſes, 
bon welchem die Steuer veranlagt wird, jchriftlich anzuzeigen. 


S 58. 


Dad Aufhören eines ftenerpflichtigen Gewerbes iſt [der Hebeftelle, 
an welche die Stener entrichtet wird — in der Stadt Berlin der Direktion 
für die Verwaltung ber direlten Steuern daſelbſt —,) Ichriftlich anzuzeigen. 

Die Bezirköregierung kann die Steuer vom Beginne des auf die Betriebs⸗ 
beendigung folgenden Bierteljahres an in Abgang jtellen laſſen, wenn ber 
Zeitpuntt der leßteren feftfteht, namentlich im Falle des Todes des Stener- 
pflichtigen, fofern dad Gewerbe von den Erben nicht fortgejegt ift, im Falle 
der Konkurseröffnung und in ähnlichen Fällen einer unfreiwilligen Ein- 
ftellung des Betriebes, jowie im Falle der Übertragung bed Gewerbes auf 
einen anderen, wenn letzterer die Steuer fortentrichtet hat. 


Zu S 58. 

1. Zu $ 58 vgl. Art. 28, 

2. Begründung des GE. (©. 59): 

„Im Intereſſe einer geordneten Steuerverwaltung muß als Regel feit- 
ehalten werden, daß derjenige, welcher die Abmeldung des Gewerbes unterläft, 
euerpflichtig bleibt. Da iedod die ausnahmloje Innehaltung dieſes Stand- 

punftes zu großen Härten führen fünnte, zumal in Fällen unverjchuldeter Ber- 
fpätung bezw Unterlaflung der Abmeldung oder finanzieller Bedürftigleit des 
Steuerpflichtigen, fo ift im Abſ. 2 der Bezirksregierung die Befugnis erteilt, in 
Einzelfällen ohne Rüdjicht auf die Abmeldung eine der tatfählihen Aufgabe des 
Gewerbes entiprechende Abgangftellung der Steuer eintreten zu laffen.“ 

3. Die Anzeigepfliht gemäß $ 58 beichränft fih auf das Aufhören eines 
teuerpflidhtigen Gemwerbebetriebes; die bisherige Verpflichtung zur An- 
eige der Einftellung eines ftenerfreien Betriebes ($ 19b, $ 39a des Gewerbe- 
———— vom 30. Mai 1820) iſt aufgehoben. 

Die Unterlaffung der Anzeige bedingt nur die Fortdauer der Pflicht zur 
Steuerzahlung, ift aber nicht mit Strafe bedroht. Die Abmeldung hat unter ber 
Borausfepung der tatiählichen Einftellung des Betriebes das Aufhören 
biejer Pfliht mit dem Scluffe des Kalendervierteljahres zur Folge ($33 und 
Anm. 4 dazu). 

4. Nach 8 10 Ubi. 2 AufhG. iſt die Anzeige dem Vorſitzenden des für die 
Veranlagung zuftändigen Steuerausfchuffes zu erftatten. 

5. Der Abi. 2 gibt der Bezirköregierung nur eine Ermächtigung, begründet 
abe: keinen Rechtsanſpruch der Zahlungpflichtigen auf Abgangitellung mit dem 
bezeichneten Zeitpunftte. Wegen ber Borausjeßungen, unter denen bie —J 
von ber Ermächtigung Gebrauch zu machen hat, vgl. Art. 13 Nr. 1 Abi. 2, 3. 


$59. Anm. 1, 2. Betriebfteuer. 231 


Betriebfiener. 
g 59. 


Für den Betrieb der Gaftwirtichaft, der Schantwirtichaft, jowie des 
Kleinhandeld mit Branntwein oder Spiritus iſt jährlich eine befonbere 


Betriebftener zu entrichten. 


In S 50. 
Inhalt: 
1. ung bes Ar zum sen B. Aleinhandel mit denaturiertem 
2. des Huf. Spiritus; 
u Er a —*— 
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1. Begründung des GE. zu $$ 59 ff. (©. gr 

„Die in dem Entwurfe vorgejehene bejondere Steuer jol ih ausichlief- 
Iıd auf die Gaſtwirtſchaft, die Shantwirtihaft und ben 
Kleinbandel mit Branntwein oder Spiritus befchränten. 
Bon diejen Gewerben, mögen fie ald Haupt- oder Nebengeichäft betrieben werben, 
oll eine bejondere gewerblihe Steuer, die Betriebfteuer, erhoben werben. 
Diefelbe ift von den zur allgemeinen Gemwerbefteuer herangezogenen Gewerbe- 
treibenden neben diejer zu entrichten und erftredt ſich auch auf diejenigen Ge— 
werbetreibenden, welche wegen eines hinter der Grenze der Steuerpflicht zurüd- 
bleibenden Ertrages (1500 Mark) und Anlage- und Betciebslapitales (3000 Mart) 
von der allgemeinen Gewerbefteuer befreit find. Die Betriebfteuer rechtfertigt 
ih zunächſt ducch die a A ee welche wegen der Ein- 
Ihränfung der Konkurrenz den konzeflionpflichtigen vor den nicht bejonberer 
Erlaubnis bedürfenden Gewerben erheblihe Borteile gewährt. Würde biefer 
Umſtand aud für die bejondere Befteuerung vecihiedener anderer Gewerbe 
geltend gemacht werden fönnen, jo treten Doc), —— hinſichtlich der Gaft- 
und Schankwirtſchaft, weitere Gründe hinzu, welche für die ſtärkere Belaftung 
diefer Gewerbe jprehen. Die Schantwirtichaft ift ein Gewerbe, welches feiner 
weiteren die Aufwendung von Koften verurfahenden Vorbereitung bedarf und 
im Bergleiche mit dem Anlage- und Betriebstapitale einen hohen Ertrag abwirft. 
Aus diejer Beranlaffung pflegt ein ftarfer Andrang zu dem Gewerbe der Schant- 
wirtichaft flattzufinden, während volfswirtihaftliche und ethiiche Gefichtöpunfte 
eine Einſchränkung desjelben erheiihen. Da die Gaftwirtihaft regelmäßig mit 
Schantwirtihaft verbunden ift, gelten diefelben Gründe im wejentlihen aud für 
jene. Für den Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus treffen jedenfalls die 
angedeuteten vollswirtihaftlihen und ethiihen Gefichtspunfte zu.“ 

2. A. Die durch die Steuerreform von 1893 Hinfichtlih der Betriebfteuer 

bewirften Abänderungen ergeben ſich aus $$ 12, 13 Aufh®., welde lauten: 

$ 12, Die auf die Betriebfteuer bezüglihen Borjchriften bes Gewerbefteuer- 

geſetzes vom 24. Juni 1891 gelangen nah Mafgabe folgender Beitimmungen 
zur Anwendung: 

1. Erftredt ſich ein betriebfteuerpflichtiges Gewerbe über mehrere Kreije, jo 
ift für jeden diejer Kreife die Hälfte der im $ 60 Nr. 1 und 2a. a. D. be- 
ftimmten Steuerfäße zu entrihten. Auf die im $ 60 Abi. 2 a. a. D. be- 
zeichneten Betriebitätten findet diefe Beftimmung feine Anwendung. 

2. Die Betriebfteuer wird in den Landkreifen vom Landrat, in ben Stabt- 
kreilen vom Gemeindevorftande, in Berlin von der Pireltion für bie 
Bermwaltung ber birelten Steuern feſtgeſtellt. 
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Diefen Behörden ftehen aud) die Befugnis zur Herabjebung der Be- 
triebfteuer gemäß $ 61 und die anderweite Feititellung gemäß 8 65 Abj.-2 
a. a. D. zu. 

3. Die Betriebfteuer ift binnen 2 Wochen nad) erfolgter Behändigung der 
Steuerzufchrift in einer Summe zu entridten. 

Die im $6l a. a. D. bezeichneten Steuerpflichtigen haben die Steuer 
vor Eröffnung des Betriebes zu entrichten, oder, falls bis dahin die Steuer- 
zufchrift noch nicht behändigt ift, einen von dem Gemeinde-(Gut3-)vor- 
ftande zu bejtimmenden Geldbetrag bei der gleichzeitig zu bezeichnenden 
Kaffe zur Dedung der Steuer zu hinterlegen, widrigenfalls ihnen die Aus- 
—— bes Betriebes nad) Maßgabe des $ 63 a. a. D. unterſagt werden 

ann. 
8 13. Die Gemeinden (Gutsbezirke) haben die Betriebfteuer in den ver- 
anlagten Beträgen ($ 12) von den Pilichtigen ihres Bezirles zu erheben. 
Die Gemeinden (Gutsbezirke) der Landkreiſe haben die erhobenen Beträge 
am Schluſſe eines jeden Bierteliahres an die Kreislommunalkaſſe abzuführen. 


Sofern die Gemeinden nad) den Beltimmungen des Kommunalabgaben- 
geſetzes beiondere Betriebfteuern eingeführt haben, müſſen fie denjenigen Betrag, 
welcher jich bei Anwendung ber Beftimmungen der $$ 60 bis 69 des Gewerbefteuer- 
geſetzes vom 24. Juni 1891 und des $ 12 des gegenwärtigen Gejepes ergeben würde, 
an die Kreistommunaltajje abführen. 

Die Kreije haben das ihnen zufließende Auffommen der Betriebiteuer (Abi. 2 
und 3) zur Beltreitung ihrer Ausgaben zu verwenden. 


B. Im Urt. 22 der AN. vom 10, Mai 1894 zum KAG. ift über die Betrieb- 

fteuer folgendes bejtimmt: 

1. „Die Veranlagung ber Betriebfteuer erfolgt nad) Maßgabe der $$ 59 ff. 
des GewG. und des 312 des AufhG. Die Beitimmung im 828 des KAG,, 
wonach Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 1500 Maut, noch 
das Anlage- und Betriebstapital 3000 Mark erreicht, von der Gewerbe- 
fteuer befreit bleiben, findet auf die Betriebfteuer feine Anwendung. 

2. Tie Gemeinden können die Betriebfteuer entweder in der Form der 
88 59 ff. a. a. D. beftehen laſſen oder ducch eine beiondere Form erjehen. 
In beiden Fällen müfjen fie aber den nad) der ftaatlihen Veranlagung 
ji ergebenden Betrag der Betriebfteuer erheben und — infoweit bie 
Gemeinden nicht Stadtlreife find — gemäß $ 13 des Aufh®. an bie 
Kreife zur Verwendung für Kireiszwede abführen. 

3. Im übrigen ift den Gemeinden überlajjen, Zuichläge zu der vom Gtaate 
veranlagten Betriebfteuer zu erheben oder die befonderen Betriebfiteuern 
auf einer Grundlage zu geitalten, welche die Frzielung eines Überſchuſſes 
über den Betrag der ſtaatlich veranlagten Steuer ermögliht. Ob bie 
Gemeinden von diejer Befugnis zweckmäßig Gebrauch machen, richtet 
fih im allgemeinen nad den örtlichen VBerhältniffen. Zu berüdfichtigen 
bleibt hierbei, daf eine angemeljene Ausbildung der Betriebfteuer fich 
vielfach nicht nur aus finanziellen, fondern auch aus polizeilihen Rüd- 
fihten empfiehlt; das leßtere in denjenigen Orten, in melden eine 
Herabminderung der Zahl der Betriebftellen wünſchenswert ift.“ 

3. Zu 8 59 vgl. Art. 1 BA. 


4. Nur die Betriebe der Gaſtwirtſchaft, der Schantwirtſchaft 
und bes Kleinhandels mit Branntmwein oder Spiritus (vgl. 
unten zu B, C) unterliegen der Betriebfteuer. Der Hleinhandel mitanderen 
Getränken, weldhe nit zum Genuſſe auf der Stelle feilgeboten werben, 
inabejondere alfo der VBerfauf von Bier und Wein in Flaſchen, wird von der 
Betriebfteuer nicht getroffen. Ob ein Betrieb fih ala Gaftwirtichaft uf. dar- 
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ſtellt, tnahderKonzesiionpflidtigfeitnemäh 533 6O. zu 
beurteilen (vgl. Art. UNr. 3 BA.). Ein Betrieb, welcher gemäß 533 GO. 
als Gaſtwirtſchaft, Schankwirtſchaft oder Kleinhandel mit Branntwein oder 
Spiritus erſcheint und deshalb der gewerbepolizeilichen Etlaubnis bedarf, iſt ſtets 
betriebfteuerpflichtig; umgelehrt hat die Verneinung der Konzeſſionpflichtigkeit 
die Freilaſſung von der Betriebiteuer zur Folge. Für die Steuerbehörden find 
die hierüber ergebenden gemwerbepolizeilihen Entiheidungen maßgebend: 


A. „Nad) der Anm. 2 zu Art. 7 BA. ift die Betriebſteuer eine jährlich zu 
entrichtende feite Abgabe, welche beitimmten Gewerben mit Rüdjicht auf ihre 
Konzeſſionpflicht auferlegt wird. Hiernach hängt die Verpflichtung 
zur Entrihtung der Betriebfteuer von dem Borhandenjein einer Kon— 
zeſſion oder der Konzesiionpfliht ab. Sofern daher die Kaſino— 
gejellichaft jich nicht im Belige einer Konzeſſion gemäß $33 HD. befindet und 
nicht etwa ein Strafverfahren gegen diejelbe wegen Betriebes der Gaſt- oder 
Schankwirtſchaft ohne die erforderlihe Konzeſſion jchwebt, iſt die veranlagte 
Betriebfteuer ohne weiteres in Abgang zu ftellen. — Anderenfalls müßte erörtert 
werden, ob nicht der Betrieb der Schanktwirtichaft für Rechnung des Olonomen 
und nicht für Rechnung der Gejellichaft erfolgt, und daher jener als der Steuer 
pflichtige anzuſehen ift“ (®. vom 19. Dez. 1894 — Mitt. H. 30 Nr. 45). 

B. „Nachdem durch die Belanntmadung des Herrn Reichstanzlers vom 
27. Februar d. %. auf Grund der $$ 1 und 43 e des Geſetzes, betreffend die Be- 
fteuerung des Branntweins, vom 24. Yuni 1887 (16. Juni 1895) beftimmt worden 
tt, dah auf den Klleinhandel mit benaturiertem Spiritus $33 GO. 
feine Anwendung findet, werden zur Ausführung der $$ 59 bis 69 GewWG. und des 
& 12 AufhG. folgende Beitimmungen erlajien: 

1. Der Betrieb des Kleinhandels mit denaturiertem Spiritus ift der Betrieb- 
fteuer nicht mehr unterworfen. 


2. Die Anweifung vom 5. März 1894 zur Beranlagung der Betriebfteuer er- 
leidet folgende Abänderungen: a) Im Art. 1 ift unter Nr. I hinter den Worten 
„des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus“ einzufcholten „mit Aus- 
nahme des Kleinhandels mit denaturiertem Spiritus“. b) Im Art. 2 Nr. 2 Abj. 2 
jind die Worte „mit alleiniger Ausnahme des auf die Berabfolgung von dena 
turiertem Spiritus eingeichräntten Kleinhandels“ und unter Nr.3a.a. O. ber 
Schlußſatz „dasjelbe gilt vom Kleinhandel mit Denaturiertem Spiritus“ au ftreichen“ 
(2. vom 1. April 1896 — Mitt. 9. 33 Nr. 54). 


©. Hinfihtlich des Begriffes des KleinhandelsmitBranntwein 
bat der Minifter des Innern in der ®. vom 20. Nov. 1881 (Mitt. 9. 14 ©. 40.) 
„die Beitimmungen der Zirkularerlajje vom 13. Auguft 1835 und 12. Ott. 1837 
dahin modifiziert, da der Handel mit Branntweindeftillaten, deren Bertrieb 
nahbeinemfürdiejedesämalinfrageflommende Gegend 
feſtſtehenden Geſchäftsgebrauche überhaupt nur in etiquettierten 
verjiegelten Flaſchen zu erfolgen pflegt, bei Abgabe in ſolchen Flaſchen und 
Gejamtquantitäten von jedesmal mindeftens a Anter (17,175 Liter) als ein 
von bejonderer polizeiliher Erlaubnis abhängiger Kleinhandel feınerhin nicht 
anzufehen ift“ (vgl. U. des KG. v. 30. Dez. 1895 — Jahrb. 17 332). 


D. „Die Verabreihung von Mineralwafiern, Molten ufw. im Bade ©. 
erjolgt zwar behufs Genufjes auf der Stelle, aber zu Heilzweden und ift 
aus diejem Grunde nicht ald Betrieb einer Schanfwirtichaft zur Betriebfteuer 
heranzuziehen, jo lange nicht etiva bezüglich der Konzeflionpflicht des Betriebe 
entgegengejebte Entiheidung getroffen werden jollte“ (V. vom 26. Yan. 1897 
— Mitt. H. 35 Nr. 54). Vgl. U. des KG. v. 6. Febr. 1896 (Yahrb. 17 346) 


5. Die Bedeutung des Wortes „jährlich“ ift nur aus dem Zujammen«- 
hange mit den folgenden Beftimmungen in Verbindung mit der Eharalterifierung 
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ber Betriebfteuer in der Begründung bed GE. zu erfennen. Nach der Begründung 
zu $ 63 ift die Betriebfteuer eine fefte, einer Berminderung wegen Einftellung 
des Betriebes im Laufe des Jahres nicht unterliegende Jahresfteuer. 
Diefer Auffaſſung entiprehen die Beltimmungen der $$ 60, 63, 64. Der $ 60 
fennt nur fefte Steuerfäße, deren Herabminderung nirgends vorgejehen ift. 
m $ 63 Abf. 3 wird für die im $ 61 bezeichneten Steuerpflichtigen die Entrichtung 
de3 Betrages ber En bre3fteuer in einer Summe vorgejchrieben. Die Be- 
deutung diejer Beitimmung trat freilid in der Regierungsvorlage weit ſchärfer 
hervor, indem fie dort nicht für die im $ 61, fondern für die im $ 60 Nr. 1 bezeich— 
neten Steuerpflichtigen vorgejehen war. Aın deutlichiten tritt aber die Abficht 
des Gejetes im $ 64 zu Tage. Diefe Beltimmung läßt fi nur unter ber Bor- 
ausjegung einer unveränberlihen Jahresſteuer verftehen und rechtfertigen. 

Zu einer entgegengejegten Rechtsauffafjung (vgl. Neufamp, GewG. Anm. 1 
zu $ 64 ©. 124) würde man nur gelangen können, wenn man die Vorſchrift im 
$ 33 wegen ber zeitlihen Begcenzung ber Gewerbefteuer aud) auf die Betrieb- 
iteuer anwenden wollte. Dies wird abec nicht für zuläffig erachtet werben können. 
Die gejeslichen Beftimmungen über die Gewerbefteuer lönnen nicht ohne weiteres 
auf die Betriebfteuer Anwendung finden, da bie Einrichtungen beider völlig von- 
einander abweichen. Wo eine folde Anwendung jtattfinden foll, ift im Gejebe 
ausdrüdlih beftimmt. Hierüber hinaus können die Borjchriften wegen der 
Gemwerbefteuer auf die Betriebfteuer nur jomweit übertragen werden, als dies 
durch zwingende innere Gründe geboten ift. An derartigen Gründen fehlt es 
aber hinfichtlich der Vorfchrift des $ 33 umjomehr, als in der Begründung des 
Geſetzes ein völlig entgegengejehter Standpunkt vertreten ift (vgl. V. vom 
18. Aug. 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 40). 

Der Charakter der Betriebfteuer als einer feften Jahresiteuer rechtfertigt 
die Sablung des vollen Jahresbetrages für jeden der Betrieb- 
jteuer unterliegenden Betrieb ohne Rüdfihtaufjeine Dauer inner- 
halb des Steuerjahres. Dagegen braucht hieraus nicht mit Notwendigkeit die 
Folgerung gezogen zu werden, dab von demjelben Betriebe bei einem Wechſel 
de3 Inhabers die volle Jahresfteuer zweimal, von dem Borbejiter und von 
dem Beſitznachfolger, ga werden müfje. Eine derartige Folgerung würde 
mit dem Charakter der Betriebfteuer als ziner Objeltfteuer nicht zu vereinigen 
jein. Sie würde nur dann berechtigt erjcheinen, wenn auf die jubjeftive 
Faſſung des $ 60: „Die Betriebjteuer beträgt für jeden, welder“ ujw. das 
entiheidende Gewicht gelegt werden müßte. Dies it aber gegenüber der ob— 
jettiven Fallung des $ 59 nicht der Fall. Wollte man den Borbefiter und 
jeinen Nachfolger zugleich für fteuerpflihtig zum vollen Fahresbetrage 
der Steuer eradten, jo würde die Betriebfteuer als eine reine Konzejjionabgabe 
erſcheinen. Eine ſolche Abficht ift aber weder aus dem Geſetze, noch aus feiner 
Begründung zu entnehmen. Die Konzejlionpflichtigkeit ift nur ein mitbeitimmen- 
ber Grund für die Einführung der Betriebfteuer geweſen, eine Konzeffion- 
abgabe ift jie nach ihrer ganzen Einrihtung nicht. 

Nachdem die Art. 7 I 1a und II Abi. 2, 3 BMW. durch die V. vom 24. De- 
zember 1902 (Mitt. 9. 46 Nr. 20) teils abgeändert, teils aufgehoben worden find, 
iſt zugleich in der neuen Faſſung der Anm. 6 zu Art. 7 ausdrüdlid anerfannt, 
daß bei einem bloßen Inhaberwechſel im Laufe des Stenerjahres der neue 
Erwerber die Steuer nicht nochmal zu entrichten hat. 

5 60. 

Die Betriebjtener beträgt für jeden, welcher eines oder mehrere biejer 
Gewerbe, allein oder in Verbindung mit anderen Gewerben betreibt, 

1. wenn er bon der Gewerbeiteuer wegen eine® hinter der Grenze 

der Steuerpflicht zurüdbleibenden Ertraged und Anlage- und Be- 
triebstapitales befreit ift (S 7), 10 Mark: 
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2. wenn er zur Gewerbeſtener — au 


a) in der Klaſſe IV — . . 15 Mart, 
b) in der Klaſſe III Be re 
ce) in der Klafje II een ar une Se SE, 
d) in der Mafje I . ...: 10 „ 


Die Steuer wirb bei allen Betrieben, vweiche geiſtige Getränke verab⸗ 
folgen, für jede Betriebſtätte beſonders erhoben. 


Zu 5 60. 
Inhalt: 
i. Ausführungbeftimmungen. | B. Hl —— bes Steuerjahres 
effung eröffnete Betri 
= — —— —— | C. Betriebe einer Ehefrau ($ 20). 


4.5 60 Abi, 2. 

5. Geiſtige Getranke 
6. Berabfolgung. 

7. Betriebftätte. 


3. Boransfegung der Beſteuerung nach 60 | 
Ar. ı, 2: ! 


A. fteuerfreie Betriebe ; 
1. Zu $ 60 vgl. Art. 2, 3 BU. 


2. Entiheidend für die Betriebjteuerpflichtigkeit ift der Betrieb eines 
der im $ 59 bezeichneten Gewerbe; ob der die Steuerpflicht begründende B>- 
trieb der einzige ift oder in Verbindung mit anderen Betrieben desſelben Jn- 
habers jteht, feiner ob er fi ala Haupt- oder als Nebenbetrieb daritellt, madt 
feinen Unterſchied. Die Steuerpflicht erftredt fich, abgejeben von den im Abf. 2 
bezeichneten Fällen, auf den Gejamtbetrich; die Beranlagung des Geſamt— 
betriebes zur Gewerbejteuer ift für die Feſtſtellung des Betriebfteuerjages maf- 
gebend. Hiermit werden nur die Folgen aus dem Grundſatze des $ 17 gezogen, 
dab mehrere Betriebe derselben Berjon als ein fteuerpflichtiges Ge— 
werbe ericheinen. 


Die im $ 17 vorgeihriebene Ausnahme wegen der Xonjumanjftalten 
muß aud) für die Betriebfteuer gelten. Dieſe bilden für die Gemwerbeiteuer ein 
jelbftändiges Steuerobjelt. Hieraus ergibt fich, da für die Heranziehung 
einer Konjumanftalt zur Betriebfteuer auch nur die Veranlagung der Konjum- 
anftolt zur Gewerbeiteuer maßgebend jein fann. 


3. Im $ 60 Nr. 1, 2 werden die Steuerjäße unterjchieden, je nahdem auf 
Grunddes$7 eine fteuerfreie Veranlagung oder eine Veranlagung in den 
Klaſſen I—IV ftattgefunden hat. Die Beranlagungzurßemwerbe- 
teuer, und zwar entweder die fteuerfreie Veranlagung wegen Gering- 
fügigfleit des Ertrages ujw. oder die Belteuerung in einer ber Steuerflafien, 
bildet aljo die notwendige Borausfegung für die Heranziehung zur Betrieb- 
ftener, zumal für andere Fälle ein Betriebfteuerjat überhaupt nicht gegeben ift 
(vgf. U. des KG. vom 10. Yan. 1895 — Jahrb. 16 366). 


A. Fit der Betrieb der Gaftwirtichaft, der Schanfwirtichaft oder des Klein— 
handels® mit Branntivein oder Spiritus nicht etwa bloß gemäß $ 7 von der Ge— 
mwerbefteuer freizulajien, jondern der Gemwerbefteuer überhaupt nicht unter- 
tworfen, jo iſt auch die Heranziehung zur Betriebfteuer ausgeſchloſſen; ausdrüdliche 
Anwendungen biejes Grundjabes finden fich im $ 3 Abf. 3 und im $ 67. Ebenjo 
muß aber auch für die im $ 5 bezeichneten Bereine ufm., welche der Gewerbe— 
jteuer nicht unterliegen, die Betriebfteuer ausgeſchloſſen bleiben. 


„Die Konjumvereine können zur Betriebfteuer dann nicht beran- 

ogen werben, wenn lie auf Grund des $ 5 GewG. von ber Gewerbeſteuer 

befreit find. Iſt dagegen die Befreiung von diefer Steuer nur deshalb erfolgt, 

ei die Borausjeßungen des $ 7 zutreffen, jo ift eine Betriebfteuer von 10 4. 

von dem Bereine zu erheben“ (V. vom 5. Juli 1897 — Mitt. 9. 35 Nr. 57; vgl. 
auch V. vom 27. Mai 1895 — Mitt. H. 33 Nr. 52). 
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B. „Da die Gewerbefteuerpfliht erft mit dem Anfange des auf die Be— 
triebseröffnung folgenden Kalendervierteljahres beginnt, jo werben diejenigen 
Perſonen, welche im vierten Bierteljahre ein neues betriebfteuerpflichtiges Ge- 
werbe eröffnen, in dem betreffenden Steuerjahre nicht mehr gemerbe fteuer- 
pflichtig, und kann ihnen daher aud) fein Betriebjteuerjaß auferlegt werben, welcher 
die Veranlagung zu einer der vier Gewerbeiteuerflajlen zur Borausjeßung hat“ 
(B. vom 17. Apr. 1894 — Mitt. H. 30 Nr. 46). 


In ſolchen Fällen (zu A und B) fann aber auch nicht der Betriebjteuerjag 
des 8 60 Nr. 1 beftimmt werben, da ſich dieje Vorſchrift ausdrüdlih nur auf 
die gemäß $ 7 freigelafjenen Betriebe bezieht, während hier die Gemwerbe- 
fteuerfreiheit in den Beftimmungen des $ 33 ihren Grund hat. Es fehlt in Fällen 
diefer Art an einzm gejeglichen Steuerfage und e& läßt ſich auch nicht erfennen, 
dab das Gefeh hier eine unbeabjichtigte Lüde gelaſſen habe, die durch 
Anwendung des niedrigften Steuerjates ausgefüllt werden fünnt , wie dies 
in der Anm. 11 zu Art. 7 III BU. gejchehen it. Man muß fich vergegenwärtigen, 
daß der $ 33 die Fälle der Eröffnung einesd auernden übec das Piecteljahr 
hinausgehenden und eines blog vorübergehenden, in demfelben Biertel- 
jahre eröffneten und wieder eingeftellten Betriebes ganz verichieden behandelt; 
im erfteren Falle entjteht für das Vierteljahr, in welches die Betriebseröffnung 
fällt, überhaupt noch feine Gewerbefteuecpflicht, im zweiten Falle ift der Be- 
trieb für ein Bierteljahr fteuerpflichtig. Diefe Vecſchiedenheit äußert ihre 
Folgen auch für die Betriebiteuer; während die vorübergehenden Betriebe nad) 
$ 33 gewerbe- und nach $ 61 betriebfteuerpflichtig find, können die im letzten 
Vierteljahre des Kahres begonnenen dauernden Betciebe, weil fie gemäß $ 33 
für dieſes Vierteljahr gewerbefteuerfrei find, nad $ 60 auch zur Betriebſteuer 
nicht herangezogen werben. 

C. „Die Beihwerdeführerin kann, da fie alleinige Inhaberin der Wirt— 
Ichaftlonzejlion ift, zu dem betriebfteuerpflichtigen Gewerbe aber gemäß $ 20 
überhaupt nicht jelbitändig zur Gewerbefteuer veranlagt ift, bei der Bemeflung 
der Höhe der Betriebiteuer auch nur denjenigen Steuerpflichtigen gleichgeftellt 
werden, die aus den im $ 60 Ziff. 1 bezeichneten Gründen nicht zur Gemwerbe- 
fteuer veranlagt find. Die zwiichen den Eheleuten beftehende Gütergemein- 
Ihaft kann insbejondere nicht dahin führen, daf die von dem Ehemanne für 
jeinen Gejchäftsbetrieb gezahlte Gewerbefteuer bei der Bemeſſung der von der 
Beichwerdeführerin zu zahlenden Betriebfteuer zu Grunde gelegt werde“ (8. 
som 29. Jan. 1896 — Mitt. H. 33 Nr. 53). 


Wenn nah $ 20 die gejonderte Beiteuerung des Betriebes 
der ein eigenes Gewerbe treibenden Ehefrau ausgeichlofien ift, jo muß der Be- 
trieb entweder — was der Abficht des Geſetzes offenbar nicht entjprechen würde 
— von der Betriebfteuer freigelajfen, oder in der Hand der Frau unter Zu- 
en ber auf den Mann veranlagten Gewerbefteuer bejteuert werben; 

e die Sleichitellung mit den im $ 60 Nr. 1 bezeichneten Betrieben fehlt die 
gejeglihe Grundlage (vgl. aud) Fallmann-Struß, Anm. 4 zu $6l). 

4. Der Abf. 2 ift ein Zujab des AH. (vgl. KB. ©. 28). Mit dem bier auf- 
geitellten Grundſatze wird die Regel des $ 17, wonach die Geſamtheit ber 
in einer Hand vereinigten Betriebe das Steuerobjett bildet, durchbrochen. Hin- 
jichtlich der Betriebfteuer ift jede einzelne Betriebftätte, in welder 
geiftige Getränte verabfolgt werden, das Steuerobjelt. Während alſo 
ber Gewerbe- und Betriebfteuerpflichtige die Gewerbefteuer nurein- 
mal, von ber Gejamtheit feiner Betriebe, zu entrichten hat, muß er die Be- 
triebfteuer, und zwar jedesmal zum vollen Sabe der nad) feiner Gemwerbe- 
fteuerveranlagung zutreffenden Jahreöfteuer, jo oft zahlen, als er fteuer- 
pflichtige Betriebe unterhält, in denen geiftige Getränke verabfolgt werden. 
Findet die Rerabfolgung geiftiger Getränke nur im einzelnen der von ihm 
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unterhaltenen betriebjteuerpflichtigen Betriebe ftatt, jo hat er für jede Betrieb- 
Rätte, in denen ſolches geichieht, die Steuer zu entrichten und außerdem für 
die Gejamtheit derjenigen Betriebe, in denen geiftige Getränte nicht verabfolgt 
werden, nochmals den Betriebfteuerjag zu zahlen (vgl. Art. 2 BN.). 


5. „Geiſtige Getränfte“ find altoholh 98 Setränte, d. b. alle — 
wenn auch erit nad) vollendeter Gährung — zum Trinken beftimmte altobolhaltige 
Flüſſigkeiten, ohne daß es auf die Menge des Altoholgehaltes anläme; eben- 
ſowenig macht es einen Unterjchied, ob die zum Trinfen beftimmten Flüffig- 
teiten bereits im Augenblide des Feilbietens alltoholhaltig find oder in noch un— 
fertigem AZuftande verkauft und erit infolge naturgemäßer Fortentwidelung 
altobolhaltig und genußfähig werben, wie 3. B. YJungbier (U. bes KG. vom 
25. April 1889 und 3. März 1890 — Yahrb. 9 168, 10 174). Denaturierter 
Spiritus ift fein Getränt; Betriebitätten, in denen der Kleinhandel mit 
altoholhaltigen Flüffigkeiten auf denaturierten Spiritus beſchränkt ift, fallen 
hiernady nicht unter den Abi. 2 des $ 60. 


6. Ob die „Berabfolgung“ zum Genujjeaufder Stelle ftattfindet 
oder nicht, macht feinen Unterſchied; die Vorſchrift des Abi. 2 trifft ſowohl den 
Ausſchant geiftiger Getränke als auch den betriebfteuerpflihtigen Klein» 
handel mit jolden. 


7. Als „Betriebftätte* im Sinne des Abſ. 2 wird jedesinörtlidher 
Beziehbungselbftändbige Geſchäft anzujehen fein, in welchem die 
Berabfolgung geiftiger Getränfe im Ausichante oder im Stleinhandel ftattfindet 
(vgl. U. des KG. v. 18. März 1895 — Jahrb. 16 368). Bei einer bloßen Ge- 
Ichäftsverlegung joll das alte und das neue Geſchäftslokal nur ald eine Betrieb- 
ftätte gelten (vgl. ®. vom 27. Februar 1899 — Mitt. H. 40 Nr. 35). Wegen des 
Seichäftsbetriebes der Martetender vgl. Art. 2 Nr. 2 BA. 


„Wenn ſich auch der fogenannte Kutſcherausſchank in einem bejonderen 
Hinterhauje des Hotelgrundftüdes befindet und einen befonderen Ausgang nad) 
dem Bichmarfte hat, jo fann in ihm doch eine befondere Betriebftätte nicht 
erblidt werden; derielbe bleibt vielmehr trogdem ein Beftanbteil des Hotels 
und begründet daher nicht die doppelte Heranziehung zur Betriebfteuer” 
(B. vom 6. Nov. 1897 — Mitt. 9. 35 Nr. 56). 


S 61. 


IE Wenn die Heranzichung zur Betriebjtener lediglich durch einen vor— 
übergehenden, bei außergewöhnlichen Gelegenheiten (Feſten, Truppen 
zufammenziehungen und dergleichen) ftattfindenden Gewerbebetrieb bedingt 
ift, jo kann [die Bezirköregierung] auf Antrag des Stenerpflichtigen den 
Betrag der Steuer bis auf den Sat von 5 Mark herabſetzen. 


3u S 61. 

i. Zu $ 61 vgl. Art. 4 BA. 

2. Begründung des GE. (©. 62): „Die Beſtimmung im $I6Ljoll die Mög- 
lihteit gewähren, ohne Beſchränkung auf beftimmte Steuerflaffen, in einzelnen 
Fällen den Betrag der Steuer bis auf den Sat von 5 Marf herabzujeßen, wenn e3 
ſich Tediglih um einen zeitweiligen, durch außerordentliche Gelegenheiten ver- 
anlaßten Betrieb handelt. Ein Necht auf Ermäßigung foll den Steuerpflichtigen 
hier nicht beigelegt werden, da die Fälle diefer Art in bezug auf Dauer des Be- 
triebes, Ertrag ujw. große Berichiebenheiten aufmweifen, denen man nur durch 
ſehr ind einzelne gehende gejegliche Beftimmungen würde gerecht werden können.“ 

3. Die Faſſung ift im weientlichen aus $2 Nr. 4 HG. entnommen. Die Bor- 

ausfegungen für die Anwendung des $ 61 find: 
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a) Ein vorübergehender Gewerbebetrieb; ob ein erg; 
oder ein bauernder Betrieb befteht, ift eine tatfächliche Frage. Die Bei- 
fpiele weifen darauf Hin, daß der Betrieb von furzer Dauer fein muf. 

b) Die Beranlafjung des Betriebes duch eine außergemwöhnlide 
Gelegenheit. Durch eine regelmäßige jährlihe Wiederholung der Ge— 
legenheit wird der außergewöhnliche Charakter nicht ausgeichlojfen; auch 
bie jährlich zu beftimmten Zeiten wiederlehrenden Schüßenfefte, Kirmefie, 
Yahrmärkte ufw. fönnen ſich als eine auferordentlihe Gelegenheit bar- 
ftellen. Dagegen würbe ein Betrieb, welcher wegen der zu beſtimmten 

iten fih bietenden günftigen Berhältnifje ım Badeoıten, 

allfahrtorten ufw. unternommen wird, regelmäßig nicht für einen 
duch außergewöhnliche Gelegenheiten veranlaßten erachtet 
werben lönnen. Jedoch ift die Anwendung des $ 61 zugeftandben für den 
bloßen Ausihant von Kaffee an Sonn- und Feiertagen beim Kirchen— 
beſuche (®. vom 7. Dt. 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 45) oder an wenigen 
—— (B. vom 1. Dezember 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 46), dagegen 
ausgeſchloſſen für ben nur nebenbei und ſelten ausgeübten Schanfbetrieb 
auf Schiffen (8. vom 24. Jan. 1896 — Mitt. H. 33 Nr. 51). 


4. „Die Annahme, der $ 61 könne nicht Anwendung finden, jofern der 
Steuerpflichtige bereit wegen eines dauernden Betriebes der Betriebfteuer 
es ift irrtümlich. Nicht darauf kommt es an, daß de Steuerpflid- 
tige überhaupt lediglich wegen eines vorübergehenden Betriebes der Betrieb- 
fteuer unterliegt, fondern darauf, daß der Betrieb auf der betreffenden 
einzelnen Betriebftätte lediglich ein vorübergehender if" (®. vom 
24. Aug. 1894 — Mitt. H. 30 Nr. 50). 

5. Zuftändig für die Herabjeßung ift jeßt an Stelle der Bezirköregierung in 
Landkreiſen der Landrat, in Stadtfreifen der Gemeindevorftand, in Berlin die 
Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern ($ 12 Nr. 2 Abi. 2 AufhG. 
— Anm. 2A zu $ 59). 

6. Der $ 61 begründet nur eine Befugnis der zuftändigen Stelle, kein 
Recht des Steuerpflichtigen (vgl. die Begründung Anm. 2), der leßtere lann aber 
die Berweigerung der Herabjegung, jowie das Maß derjelben zum Gegenftande 
einer Beichwerde im Aufſichtwege machen; hierbei handelt es ſich jedoch nicht um 
ein Rechtsmittel im Sinne des $ 65. 

„Es unterliegt feinem Bedenken, wenn die pp. Yhre auf Grund des $ 6l 
unter unrichtigen Borausjegungen getroffenen Entiheidungen nach Feſtſtellung 
bed wahren Sacverhaltes eventuell von Amts wegen zu Gunften ber Steuer- 
pflichtigen abändert“ ( V. vom 27. Dt. 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 44). 


7. Wegen bes Zeitpunttes ber Antragftellung und des Berfahrens vgl. Art. 4 
Nr. 5, 6 BA.; eine Zurüdweifung hiernach nicht rechtzeitig geftellter Anträge 
wegen Berjpätung foll jedoch nicht ftattfinden (®. vom 12. Rod. 1893 — Mitt. 
9. 29 Nr. 43). 

8 „Dad Gewerbe der bei ſolchen Truppenteilen, die außerhalb 
Breußens in Garnijon ftehen, angenommenen Marletender, wenn bieje 
während eines Manöver3 oder dergl. ihr Gewerbe in Preußen ausüben wollen, 
it bei derjenigen Betriebfteuer-Beranlagungbehörde zur Betriebfteuer anzu- 
melden, in beren Bezirk der betreffende ZTruppenteil das erfte Kantonnements- 
quartier in Preußen bezieht“ (®. vom 21. San. 1895 — Mitt. H. 33 Nr, 48). 


S 62. 


[Die Feitjtellung der Betriebftener erfolgt von dem Borjigenden des 
Gtenerausjchnijes für alle von dem legteren zur Gewerbeftener Beranlagten, 
welche ein der Betriebjtener unterliegendes &ewerbe betreiben. 
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Der Borjigende des Gteneraudfchuifed der Alaſſe IV bat außerdem 
die Betriebftener für alle im 8 60 Rr. 1 bezeichneten Stenerpflidgtigen deb 
Beranlagungbezirtes jeitzuftellen. 


gu 8 62. 
$ 62 ift erſetzt durch $ 12 Nr. 2 AufhG. (Anm. 2A zu $ 59). 


8 68. 


Der feftgeitellte Steuerjag ift einem jeden Steuerpflichtigen in ®e- 
mäßbeit des S 32 befannt zu machen. 

[Die Erhebung erfolgt nad Maßgabe des 8 39. 

Die im $ 61 bezeichneten Sten ge haben den Betrag ber Jahres⸗ 
fteuer binnen 14 Tagen nad erfolgter lung an bie ihnen bez ete 
Hebeftelle in einer Summe zu chten.) 

ch fruchtloſer Zwangvollſtrecung kann bis zur vollſtändigen Ent- 
richtung des ditandes die jernere Ausübung des ftenerpflichtigen Be⸗ 
triebed unterjagt und die Einftellung desſelben durch Schliefung und Ber- 
fiegelung der Geihäfträume erzionngen werben. 


Zu 8 8. 


1. Abj. 2, 3 jind durch $ 12 Nr. 3, $ 13 Abi. 1, 2 AufhG. (vgl. Anm. 2 A 
u $ 59) erjegt; vgl. hierzu und zum Abf. 4 Art. 8 BA. Wegen bes Charalters 
er Betriebiteuer als fefter Jahresfteuer vgl. Aum. 5 zu $ 59 und Anm. I zu $ 64. 
2. Der Abi. 4 behandelt die aus $ 35 des Gemwerbefteuergeiebes vom 30. Mai 
1820 übernommene jog. Gewerbelegung. Nach $ 63 Ab! 3 ber Regierungs- 
vorlage jollte dieje Eincichtung nur für die im $ 60 Nr. 1 bezeichneten Betrieb- 
fteuerpflichtigen beibehalten werden (vgl. Begründung ©. 63). Durch Beſchluß 
des AH. (Sten®. ©. 1485) ift der Abi. 3 der Regierungsvorlage in die jegigen 
beiden Abſätze 3 und 4 zerlegt und hiermit die Gewerbelegung zu einer füralle 
Betriebfteuerpflichtigen zuläfligen Einrichtung gemacht worden. Auf die Ge- 
werbefteuer findet die Gewerbelegung feine Anwendung. Bei ber 
Betriebiteuer foll fih die Anwendung dieſes Zwangmittels im wejentlihen auf 
die Fälle bösmwilliger Borenthaltung der Zahlung beichränten (Art. 8 Abi. 5 
BA; vgl. auch die Ausführungen des Kegierungsvertreters, Sten®. ©. 1408). 
Die Pe ai der Ausübung ift feine Entziehung ber Berehtigung 
zum Gemwerbebetriebe im Sinne des $ 143 Abi. 1 GO. 


S 64. 


Eine Erftattung der Betriebftener wegen Einftellung des Betriebes im 
Zaufe des Steuerjahres findet nicht ftatt. 


Zu $ 64. 


1. Die Vorſchrift des $ 64 ift eine Anwendung des Grundjages, daß die 
Betriebfteuer eine fette Jahresfteuer ift. Bereits in Anm. 5 zu $ 59 ift 
ausgeführt, daß hieraus die mehrfache Zahlung der Jahresfteuer für denjelben 
Betrieb beim bloßen Wechſel des Inhabers innerhalb des Steuerjahres nicht 
gefolgert werden fann. Nachdem in der neuen Faljung der Anm. 6 zu Art. 7 
der Grundſatz, dab bei einem bloßen Inhaberwechſel im Laufe des Steuerjahres 
der neue Erwerber die Steuer nicht nochmals zu entrichten hat, zur uneinge- 
ſchränkten Anertennung gelangt ift, haben die früher zugelafienen Ausnahmen 
— ber jetzt aufgegebenen Regel der nochmaligen Steuerzahlung ihre Bedeutung 
verloren. 
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2. „Die Betriebiteuerpflicht ift durch die Tatjahhe der Ausübung eines be- 
triebfteuerpflihtigen Gewerbes in dem betreffenden Steuerjahre bedingt. Zur 
Betriebfteuer Beranlagte, welche nahmweislih ſchon vor Beginn des 
Steuerjahres das betriebfteuerpflichtige Gewerbe eingeftellt haben, find daher 
nah Feftitellung des Sachverhaltes auch außerhalb des Beichwerbdeverfahrens 
von Amts wegen in Abgang zu ftellen. Geht ein betriebfteuerpflichtiges Gewerbe 
durch Kauf, Erbgang oder in fonftiger Weije mit dem Beginne des Steuer- 
jahres in andere Hände über, fo ilt, auch wenn die Übergabe erft am 1. April 
erfolgt, anzunehmen, daß der bisherige Gejchäftsinhaber dad Gewerbe in dem 
neuen Steuerjahre nicht mehr ausgeübt hat, und ift demgemäh die für diefes 
Jahr auf ihn veranlagte Betriebfteuer in Abgang zu ftellen“ (®. vom 18. Aug. 
1893 — Mitt. 9. 29 Nr. 40). 

3. „Sofern die Schantwirtichaft bereits jeit dem 1. Aprilv. J. Für Rech— 
nung des Schanfwirtes N. und nur, weil legterer noch nicht im Bejige der Kon- 
zeifion war, noch unter dem Namen des Beichwerdeführers betrieben worden 
ıft, war die Heranziehung des lebteren zur Betriebfteuer für das Jahr 1896/97 
nicht gerechtfertigt“ (B®. vom 9. April 1897 — Mitt. 9. 35 Nr. 55). 


S 68. 


Über Bejchwerden wegen Berpflihtung zur Entrichtung der Betrieb- 
jtener oder wegen der Höhe derjelben entjcheidet die Bezirköregierung (58 29 
und 30) und in weiterer Inſtanz der Finanzminifter. Die Entjcheidungen 
des leßteren find endgültig. 

Soweit durch die Enticheidungen, welche bezüglich der Gewerbeitener 
im Wege ber Rechtömittel ergehen, Abänderungen der feftgejtellten Betrieb 
ftenerjäge bedingt werden, haben die [ Borjigenden der Stenerausjchäjje] 
die anderweite Feititellung zu bewirken. 


Zu S 65. 

1. Zu $ 65 vgl. Art. 6 BM. 

2, Da für das Beſchwerdeverfahren befondere Friſten nicht bejtimmt jind, jo 
finden die allgemeinen Vorſchriften der $$ 1, 3 des Verjährungsgeſetzes vom 
18. Juni 1840 Anwendung ($ 79; vgl. Anm. 1 dazu); hiernach gilt für die Be- 
ihwerde an die Bezirköregierung eine Frift von drei Monaten, für die tweitere 
Beſchwerde an den Finanzminifter (Rekurs) eine jolhe von ſechs Wochen. Beide 
Arten von Beſchwerden jollen bei der VBeranlagungbehörde ($ 12 Nr. 2 AufhG. 
is 2 A zu 859) jchriftlich oder zu Protokoll angebradht werden (Art. 6 Nr. 2, 

A.). 

3. Nach Abſ. 2 bedarf es für den Steuerpflichtigen, welcher ſeine Veran— 
lagung zur Gewerbeſteuer im Rechtsmittelwege angefochten hat, nicht zugleich 
der Einlegung der Beſchwerde wegen der Betriebſteuer, um die durch die Ab— 
änderung der Gewerbeſteuerveranlagung bedingte anderweitige Feſtſtellung der 
Betriebſteuer zu erzielen; letztere iſt vielmehr eine notwendige, von Amts wegen 
anzuordnende Rechtsfolge der erſteren Abänderung. Die ausſchließlich auf 
die Betriebſteuner gerichteten Beſchwerden können zum Gegenſtande haben: 

a) die Betriebſteuerpflichtigkeit überhaupt; hierbei wird es 

jih regelmäßig um die Enticdheidung der Frage handeln, ob der zur Be— 
triebftener herangezogene Betrieb ſich als Gaftwirtichaft, Schanfwirt- 
ſchaft oder Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus darftellt; 

b) tie Höhe der Betriebiteuer; hier wird vorzugmweile in Frage fommen, 

ob der Geſamtbetrieb oder die einzelne Betriebitätte im Sinne des $ 60 
Abi. 2 zu befteuern ift. 

4. Für die Entiheidung der Beichwerden der in Klaſſe I veranlagten Steucr- 
pjlichtigen ift die Bezirföregierung am Sitze des veranlagenden Steueraus- 
ſchuſſes zuftändig. 
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An die Stelle der Vorſitzenden der Steuerausfhüfje find die im $ 12 Nr. 2 
AufhG. (Anm. 2 A zu $ 59) bezeichneten Beranlagungbehörden getreten. Dieje 
haben die „anderweite ——— (im weiteren Sinne) zu bewirken, 
geeignetenfalls alſo auch die gänzliche Befreiung, wenn die wegen der Ver— 
er zur Gemwerbefteuer getroffene Entiheidung eine folhe Folge nad 

zieht. 


S 66. 


Die zur Erteilung der Erlaubnis für die im 8 59 bezeichneten Betriebe 
oder für die Eröffnung einer neuen Betriebftätte zuftändigen Behörden 
haben von jeder Erlaubniderteilung der ihnen bezeichneten Beranlagung- 
ftelle Mitteilung zu machen. 


Zu 8 66. 

Rah $ 114 des Buftändigleitgeieges v. 1. Aug. 1883 ift für die Erteilung 
der Erlaubnis zunächſt zuftändig der Kreis⸗ (Stadt-Jausihun und in den zu einen 
Landkreiſe gehörigen Städten mit mehr ald 10000 Einwohnern ber Magiftrat 
(follegialiihe Gemeindevorftand): die Veranlagungftelle ergibt fich jekt aus 
12 Rı. 2 AufhG. (Anm. 2A zu $ 59), Zu $ 66 vgl. Art. TV BU. 


S 67. 


Beinbauer, welche jelbftgewonnenen Moft oder Wein im Polizeibezirte 
ihres Weingutes oder Wohnortes nicht Über drei Monate lang zum Genuſſe 
auf der Stelle vertaufen, haben hierfür weder Gewerbe: noch Betriebjtener 


zu entrichten. 
u $ 67. 


1. Zu 8 67 vgl. Art. 1 Nr. 3 Abſ. 3 BA. und Art. 8 Nr. 4 W., jomwie bie bis- 
herigen Beitimmungen, nämlich die B. der Minifter des Innern und der Finanzen 
vom 17. Juni 1828 und 18. März 1839 — Winiler Wr. 568/9; $ 53a der 
Anm. vom 20. Mai 1876. 

2. Begründung des GE. (©. 62): 

„Lestere Beitimmung ($ 67) entipricht im wejentlihen dem geltenden 
Rechte. Bereits durch Kabinettsorder vom 14. Mai 1828 ift, um den Heinen 
Beinbauern einen möglichft vorteilhaften Abſatz der jelbjtgewonnenen Erzeug- 
niffe zu erleichterr, für den von ihnen betriebenen, auf die Dauer zweier Herbit- 
monate bejchräntten Ausjchant von felbftgewonnenem Moft und Wein völlige 
Steuerbefreiung gewährt worden. Da e3 ſich hier nicht um eine Schankwirtichaft im 
gewöhnlichen Sinne, jondern um eine den beionderen Berhältniffen ber wein— 
bautreibenden Landesteile entiprechende, auf altem Brauche beruhende Art 
der Berwertung felbitgewonnener Erzeugniffe handelt, jo hat der Entwurf das 
geltende Recht nicht nur beibehalten, fondern zugleich auch dahin erweitert, 
daß an die Stelle der Beſchränkung des Ausſchankes auf die Dauer zweier Herbit- 
monate die Beſchränkung auf drei Monate überhaupt tritt.“ 

3. Die Borausfegungen der Steuerbefteiung find: 

a) der Berlauf des jelbftgewonnenen natürlihen Trauben— 
produftes in jedem Stadium der Entwidelung; die Bezeihnung „Moſt 
oder Wein“ fchließt die zwilchenliegenden Entwidelungftufen des Pro— 
buftes nicht aus; 

b) der Berfauf zum Genuſſe aufder Stelle; nur die Schankwirt- 
ichaft, nicht der Kleinhandel genieht die Befreiung; 

e) die räumliche Beichräntung des Ausichantes auf den BPolizeibezirf 
des Weingutes oder Wohnortes; der Polizeibezirt fällt in den hier vor- 
zugweife ın Betracht fommenden Provinzen Rheinland und Hefien- 
Naſſau der Regel nah mit dem Gemeindebezirfe, in denjenigen Ge- 
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meinden der Rheinprovinz, welche nicht nad der Rheiniſchen Städte- 
ordnung verwaltet werden, mit dem VBürgermeiftereibezirte zuſammen; 

d) diezeitliche Beichräntung des Ausjchantes auf einen zujammen- 
hängenden Zeitraum von höchitens drei Monaten. Wird der Ausjchant 
in einem Gteuerjahre mit Unterbrehungen wiederholt, jo tritt die Steuer- 
pfliht ein, wenn auch die Gejamtdauer des Ausjchanfes nit mehr 
al3 drei Monate beträgt. Ebenjo würde die Steuerpflicht begründet 
fein, wenn ein am Sclujje des alten Steuerjahres begonnener Aus- 
Ihanf im neuen Steuerjahre fortgejegt wird und die Gejamtdauer 
drei Monate überjchreitet. In diefem Falle würde nad) der Vorjchrift 
im Art. 8 Nr. 4 U., wonach die Überjchreitung der dreimonatigen Friſt 
die Steuerpfiht vom Beginne des Betriebes an zur Folge 
hat, die Steuer für beide Jahre entrichtet werden müſſen. 


Ss 68 


Behufs erjitmaliger Erhebung der Betriebjtener für das Stenuerjahr 
1893/94 haben für die Städte Die Semeindebehörden, für die Landgemeinden 
und Gutöbezirte des Streijes der Landrat eine Nachweiſung aller dajelbit 
vorhandenen, im S 59 bezeichneten Gewerbebetriebe unter Angabe der 
einzelnen Betriebftätten und der Art des Betriebes aufzuftellen und bis 
zum 1. Februar 1893 der Bezirköregierung vorzulegen. 

Auf Anordnung der Bezirköregierung ift nach Bedürfnis auch in den 
folgenden Jahren die vorjichend bvorgejchriebene Nachweiſung von dem. 
genannten Behörden aufzuftellen und vorzulegen. 


g 69. 


Die Beranlagungdgrundjäge der SS 18, 19 finden anf die Betrieb- 
ftener Anwendung. 

Wegen des jährlichen Zu- und Abganges wird das Erforderliche von. 
dem Finanzminifter geregelt. 


Zu 8 9. 
Zu $ 69 Abſ. 2 val. Art. 7 BA. und die V. in Anm. 2, 3 zu $ 64. 


Strafbeſtimmungen. 
s 70. 


Wer die geſetzliche Berpflichtung zur Anmeldung eines ſteuerpflichtigen 
Gewerbes innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt nicht erfüllt, verfällt in 
eine dem doppelten Betrage der einjährigen Steuer gleiche Geldjtraje. 
Daneben ift die vorenthaltene Steuer zu entrichten. 

Die Feſtſetzung der Nachjtener ftcht [der Regierung zu, gegen beren 
Entjicheidung nur Bejchwerde an den Finanzminijter zuläſſig ift). 


Zu S 70. 
Inhalt: 
1. Yusführungbeftimmungen. | 7. Beihilfe. 
2. Begründung bes GE. 8. GStrafmaf. 
8. —— * —— im Gegenſatze zu | 9. Verjãhrung 
unrichtiger Ubmelbung. He i e 
4. Borenthaltung von Steuer ald Borausjegung | 10. —— ewerbeſteuerlicher und poligei- 
der Beftrafung. er Bergehungen. 
5, —— Friſt.“ 11. Abſ. 1 Satz 2. 
6. Zäterf ft. 12. Ab. 2. 


1. Zu $ 70 vgl. Art. 51. 
2, Begründung des GE. (S. 64): 


Zu $70. Anm. 3, 4. Strafbeftimmungen. 243 


„Die 88 70, 71 beruhen auf dem leitenden Gedanken, die Strafandrohungen 
und das Strafmaß nicht über die Grenzen des im Intereſſe ber geordneten 
Steuerveranlagung und Verwaltung Notiwendigen hinausgehen zu laffen. Die 
Strafbeitimmung des $ 70 wiederholt im mejentlihen nur das geltende und 
praftiich bewährte Recht ($ 17 des Gejehes vom 3. Juli 1876 — GE. ©. 247). 
Die Beitimmung erftredt ſich nad ihrer allgemeinen Fallung ſowohl auf die 
Gewerbe» al3 auch auf die Betriebfteuer. Die VBorichriften wegen Feſtſetzung 
und Entrichtung der vorenthaltenen Steuer find gleichfalls dem geltenden Rechte 
entnommen ($$ 22, 28 Abi. 3 a. a. D.). Die der Steuerverwaltung durch ver- 
ihiedene Kabinettsorders erteilte Ermächtigung zur Ermäßigung der Nachfteuern 
wird durch die Beitimmung des $ 70 nicht berührt.“ 

3. Der 8 70 bezieht ſich ausichließlih auf die Unterlajjung der An— 
meldung. Die Entiheidung des RG. (U. vom 30. Sept. 1889 — RGEt. 
19 397), wonad) die unrihtige Abmeldung eines Gewerbes hinfichtlich 
der Steueritrafe der unterlaljenen Anmeldung gleichzuftellen ift, wird auf den 
$ 70 feine Anwendung finden Dürfen. Die ausdehnende Auslegung einer Straf- 
beitimmung würde höchſtens dann für zuläfjig erachtet werden können, wenn 
es jih um die Ausfüllung einer, auf zu enger Wortfajjung beruhenden Lüde 
handelte. Dieje Vorausfegung trifft hier nicht zu. Nach der Begründung (vgl. 
Anm. 2) jollen die rei u Pla überhaupt nicht über das Maß des Not- 
wendigen hinausgehen (vgl. auch Art. 26 Nr. 2). Das Gejeh will die Häufung 
der Strafandrohungen und Zumiderhandlungen vermeiden. Es ift deshalb an- 
zunehmen, daß die enge Fallung des $ 70 der Abficht des Geſetzes entipricht 
und eine unbeabjihtigte Lüde nicht vorhanden if. Im Falle einer 
untichtigen Abmeldung ($ 58) dauert die Steuerpflicht fort; der Steuerberecdhtigte 
it durch die Vorjchriften der $$ 33, 78 vor Ausfällen geichüßt, ohne daß es einer 
Strafbeftimmung bedürfte (vgl. Anm. 5 zu $ 33). Vorftehendes muß arund- 
läglih auch für die fon. ruhenden Gewerbe (vgl. Anm. 7 zu $ 33) gelten. Bei 
diejen erfolgt eine tatjächlihe Kinftellung des Betriebes, und cs ftellt ſich erft 
in der folge heraus, ob ein fortgejester fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb gemäß 
dem legten Sabe des $ 33 beiteht. Iſt der Inhaber eines ſolchen Betriebes 
ungeachtet der ihm gemäß Art. 28 Nr. 6 gemadhten Eröffnung bei der Abmeldung 
verblieben und demgemäß die Abgangitellung erfolgt, jo wird er allerdings die 
Biederaufnahme de3 Betriebes gemäß $ 52 anzuzeigen haben (vgl. Anm. 6 zu 
$ 52) und im Unterlafjungfalle gemäß $ 70 ftrafbar jein. Das Entſcheidende 
liegt hier darin, daß eine tatfählihe Einftellung und entiprechende Abmeldung 
des Betriebes jtattgefunden hat, bezüglich deren es jich erft in der Folge heraus- 
ſtellt, daß die Steuerpflichtigfeit für die Zwilchenzeit hierdurch nicht aufgehoben ift. 

4. Die „gejegliche“, d. h. die bier allein in Frage fommende fte u er geſetz— 
fihe Berpflihtung zur Anmeldung bezieht ſich lediglich auf jolhe fteuer- 
pflihtige Betriebe, deren Nidhtanmeldung die Vorenthaltung 
oder Hinterziehung eines Steuerbetrages zur Folge gehabt hat. Dies 
ergibt ji nicht nur aus dem zweiten Saße des Abi. 1, in dem hier die Entrichtung 
der vorenthaltenen Steuer als die neben der Beſtrafung jtet3 ein- 
tretende Rechtöfolge angeordnet wird, jondern mit nocd größerer Deutlichkeit 
aus $ 78, wo unter Verweiſunq auf $$ 70 ff. geradezu von „ftrafbarer Hinter- 
ziehu ng ber Steuer" die Rede ift. Die Strafandrohung beſchränkt fich hier- 
nad auf diejenigen Fälle, in denen die Anmeldung, wenn fie rechtz.itig erfolgt 
wäre, eine neue Beranlagung, d. h. die Beiteuerung eines bisher 
nobnihtveranlagten Gemwerbetreibenden, zur Folge gehabt haben würde. 
Dagegen iſt die nadhträglihe Erhöhung einer endgültig veranlagten Steuer 
dem Gejege völlig fremd; deshalb ift auch im $ 71 NT. I nicht, wie im $ 70, eine 
nah dem Steuerſatze bemeſſene Strafe, fondern eine Gelditrafe bis zu 300 4. 
angedroht und die Nachbefteuerung aus $ 78 auf die Fälle gejebwidriger Über- 
gehung oder fteuerfreier Veranlagung beichräntt. Eine neue Veranlagung 

16* 
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findet im Bereiche der Gewerbefteuer ausfchlieflih in den Zugangfällen des 
$ 34 ftatt und hierauf bejchräntt jich Hier die Strafandrohung des $ 70; wegen 
Unterlafjung der Anmeldung bei der Betriebfteuer vgl. Anm. 4 ge $ 52. Alle 
nicht den eigentlihen Zugangfällen angehörenden fteuerlihen Beränderungen 
bei der Gewerbefteuer liegen außerhalb des Bereiches der Hinterziehungen 
und deshalb auch des $ 70 (vgl. Anm. 3, 4 zu $$ 34, 52 und Anm. 10 zu $ 24). 

An den Borausfegungen der Bocenthaltung oder Hinterziehung hat fich mit 
5 Uberweiſung der Gewerbeſteuer an die Gemeinden nichts geändert ($ 8 
Aufh®.). 

5. Die Anzeige muß jpäteftens gleichzeitig mit der Eröffnung des an— 
meldepflihtigen Betrichbes gemacht werden (vgl. Anm. 5 zu $ 52). Eine jpätere 
Anzeige hebt die Strafbarfeit nicht auf. 

6. Als Täter ift nur derjenige ftrafbar, dem die Verpflichtung zur An- 
meldung gejeblich obliegt. Dies ift regelmäßig ber Gewerbetreibende jelbft, da- 
gegen in den Ausnahmefällen des $ 56 der dort bezeichnete Vertreter. Die Ver— 
pjlichtung des Vertreters ift aber lediglich eine perjönlice; der Gewerbe— 
betrieb des Bertretenen fann für die Strafe nicht haftbar gemacht werden (vgl. 
Anm. 2 zu $ 18). Bei einer Mehrheit von Berpflichteten ($$ 18, 19, 56) haftet 
jeder Berpflihtete perfünlihd. Die Borichriften der $$ 18, 19, wonad die Ei— 
füllung der Verpflichtung durch einen von ihnen die übrigen von der Verpflichtung 
befreit, fann in Ermangelung einer hierauf bezüglichen geieglihen Beitimmung 
auf den $ 70 nicht ausgedehnt werden. Iſt die VBerpflihtung nicht erfüllt, jo iſt 
jeder Mitverpflitete ftrafbar. 

Die Feitftellung eines dolus oder einer culpa ift nicht erforderlich; bei 
Steuervergehungen genügt vielmehr die Kenntnis der den Tatbeftand ber Bec- 
gehung erfüllenden Tatjahen (vgl. Faltlmann-Strug Anm. 5 zu $ 70). 

7. Obwohl nad) dem Wortlaute des $ 70 die Straftat in der Unterlafjung 
der Anzeige beſteht und eine Beihilfe an diefer Unterlafiung nicht denkbar it, 
jo gelangt doch die Straftat erft mit der Eröffnung des nicht angemeldeten Be- 
triebes zur Vollendung und aus dieſem Grunde ift ftrafbare Beibilie 
möglih (vgl. die bei Kaltlmann-Struß, Anm. 8 zu $ 70, mitgeteilte 
PAECTI REINE: hierzu gehört aber die Kenntnis von der Unterlafjung der An- 
meldung. 

8. Das Straimaf bildet jtets der doppelte Betrag der einjährigen 
Steuer; es iſt alfo von dem Betrage dervorenthaltenen Steuer injomweit 
nicht abhängig, als fich dieje nur auf einen Teil des Steuerjahres bezieht ($$ 33, 
39). Die Aufhebung der Gewerbefteuer als Staatfteuer hat die Strafbemeifung 
nicht beeinflußt ($ 8 AufhG.). 

Wegen der „Feltitellung der für die Bemeſſung der Strafe maßgebenden 
Jahresfteuer vgl. Art. 51 Nr. 3 und wegen der Betriebfteuer Art. 9 au 1b BA. 
Die Feltftellung der Jahresfteuer durch die Regierung ift für die Gerichte hin- 
jihtlich der Höhe bindend ($73 Abj.5). Hat fich der verſchwiegene Betrieb über 
mehrere Jahre erftredt, jo befteht die Geldjtrafe doch nur in dem doppelten Be- 
trage ber Jahresfteuer; find die Jahresfteuerjäße für die verjchiedenen Jahre 
et fo ift der höchſte Sab zu Grunde zu legen (vgl. Fallmann- 
Struß Anm. 7 zu $ 70). 

9. Nah Art. V des Gcjepes, betr. einige Ergänzungen des Einführungs- 
gejeges zum StGB., vom 22. Mai 1852 (GS. S. 250) und Art. 11 der für die 
neuen Landesteile ergangenen Berordnung vom 25. Juni 1867 (GS. ©. 91) 
verjähren „Bergehen und Übertretungen, welche duch Zumiderhandlungen 
gegen die Borichriften über die Entrichtung der Steuern..... begangen 
werden“, in fünf Jahren. Dieje Beftimmungen iind durch $ 2 Abj. 2 des Ein- 
Tührungsgelebes zum StGB. für den Nordd. Bund vom 31. Mai 1870 aufrecht 
erhalten (vgl. Fuifting I. Anm. 4 zu $ 66). 


Zu $70. Anm. 10—12. Strafbeitimmungen. 245 


„Die früher hier maßgebend geweiene Auffaſſung, daß die Frift zur Ver— 
jährung ber Kontraventionitrafe erit von der Beendigung bes nicht ange- 
meldeten Gewerbebetriebes ab zu laufen beginne und demgemäh die von dem 
Kontravenienten hinterzogene Steuer vom Beginne des unangemeldeten Ge— 
werbes nachgefordert werden könne, wenngleich jeitdem mehr ala 5 Jahre ver- 
Hlofjen find, hat in neuerer Zeit die Anertennung der Gerichte nicht mehr ge- 
funden. Unter dieſen Umftänden fann an der früheren Braris nicht mehr feit- 
gehalten werden“ (V. vom 6. Mai 1903 — Mitt. H. 46 Nr. 21). 

Über die Zuläffigkeit der Strafverfolgung von Gewerbe ft euer ontraven- 
tionen bei idealer Konkurrenz mit Gewerbe p olizeivergehen nach erfolgter 
Verjährung der lebteren vgl. die ®. vom 9. Juli 1877 (Mitt. 9. 7 ©. 405.) und 
da3 dort abgedrudte, die angeregte Frage beiahende U. des OTr. vom 11. Yuni 
1877. Das RG. hat jih nad) voübergehendem Schwanten diejer Auffaſſung 
angeichloiien (vgl. Falkmann-Strutz Anm. 9 zu $ 70). 


10. Eine ausſchließlich teuerlihe Strafverfolgung aus $ 70 findet 
wegen Unterlajlung der Anmeldung joldyer jtenerpflichtiger Betriebe ftatt, welche 
überhaupt nicht unter die Beftimmungen der SD. fallen ($ 6 SD.) und deshalb der 
polizeilihen Anmeldepflicht nicht unterliegen. Dagegen erfolgt eine ausichliehlich 
gewerbepolizeilidhe Strafverfolgung ($$ 14, 147, 148 SD.) bei Ber- 
läumung der Anmeldung nicht fteuerpflichtiger, d. h. ſolcher Betriebe, deren Er- 
öffnung feine jteuerlihe Zugangftellung zur Folge hat. Im übrigen findet 
weale Konkurrenz zwiſchen fteuerlihen und gewerbepolizeilihen Vergehungen 
ftatt. Bei der Konkurrenz der fteuerlichen Straftat mit den Fällen des $ 147 GO. 
ſoll nach $ 147 Abſ. 2 GO. nicht zugleich auf eine Steuerftrafe erfannt, jedoch darauf 
bei Zumejlung der Strafe Rüdficht genommen werden; umgelchrt foll bei der 
Konkurrenz der fteuerlihen Straftat mit den Fällen des $ 148 GO. nach $ 148 Nbi. 
2 GD. die gewerbepolizeilihe Strafe ausgeſchloſſen bleiben. 

11. Das im zweiten Saße des Abi. 1 gebrauchte Wort: „Daneben“ bedeutet 
nicht, daß die Forderung der Nachiteuer an die Vorausſetzung der Beitrafung 
gebunden ift. Bielmehr kann von dec Strafverfolgung Abftand genommen und 
dennoch Nadhfteuer gefordert werden (vgl. Art. 51 Nr. 4, 6 Abi. 2). 


12. „Zum Bezuge von Nadjfteuern (.... GewG. $$ 70, 78) ift diejenige 
Gemeinde berechtigt, welcher nad} den Beftimmungen des KAG. das entiprechende 
Steuerauflommen zufteht“ (590 AufhG.). Diejelbe Gemeinde ift für die Hebung 
und Beitreibung zuftändig ($ 11 Aufh®.). 

Über die Zuftändigkeit der Gemeinden zur Feſtſeßung der Nach— 
fteuern verhält jich die folgende ®. vom 29. Januar 1900 (Mitt. H. 40 Nr. 34): 

„Behufs Herbeiführung eines gleihmähigen Verfahrens bei den in 
Gemäßheit dei $ 70 Abi. 2 zu bewirtenden Nahfteuerfeitjegungen 
wird... in Erinnerung gebradt, daß . . . die FFeitiegungen ihrem ganzen 
Umfange nac nicht durch die Kgl. Regierungen, jondern ausſchließ— 
lich durch die Borftände der beteiligten Gemeinden zu bewirken 
find (Art. 51 Nr. 7A). 

Der 8 70 Abf. 2 ift, ſoweit es fih um Nachſteuer handelt, im wejentlihen 
als durch $ 83 Abi. 3 KAG. bejeitigt anzuſehen. 

Die Kal. Regierungen haben ſich hiernach darauf zu bejchränfen, lediglich 
den Gemeindbevorftänden von den Steuerhinterziehungen Kenntnis zu 
geben und ihnen diejenigen Grundlagen mitzuteilen, deren die letzteren 
zur Feſtſetzung der Nachſteuer bedürfen. 

Dieſes Berfahren erjcheint auch nach Lage der Sache als das allein 
zweckdienliche. 

Durchaus unangängig und geſetzlich unzuläſſig wäre es, daß die Staats— 
behörden etwa auf Grund der Ermittelung, welche Zuſchläge zur Staat- 
fteuer oder welche bejondere Gewerbeftener die fteuerberechtigte Gemeinde 


246 I. A. Gewerbeſteuergeſetz. 571. 


in den betreffenden Jahren erhoben habe, die wirklich zu entrichtenden 
Nachſteuerbeträge ihrerſeits feſtſetzen. 

In Frage könnte überhaupt nur lommen, daß zunächſt von den Re— 
gierungen lediglich derjenige Betrag feſtgeſetzt würde, der im Falle fort- 
dauernder Hebung der Gemerbeiteuern zur Staatskaſſe zu entrichten ge- 
wejen wäre, und daß alddann die hiernady zu berechnenden, wirklich zu er- 
hebenden Nachfteuerbeträge in einem bejonderen, zweiten Berjahren 
von den Gemeinden jeitzujegen wären. 

Allein eine folhe Teilung der Feitiegung würde nur zu Mihverftänd- 
nifien und Unzuträglichleiten führen. Die Steuerpflihtigen würden es 
nicht verftehen, wenn jie erft eine Feitiehung der ftaatlihen Behörde be- 
treffend einen beftimmten, in Wirtlichkeit gar nicht zu ent- 
rtihtenden Betrag und dann die einen anderen Betrag angebende 
Feſtſetzung der Gemeindebehörde erhielten und gegen tie beiden Feſt— 
jeßungen ganz verjchiedene Rechtsmittel einzulegen hätten. 

Diefen Schwierigkeiten wird nur durch die Bereinigung des gejamten 
Teitießungverfahrens in der Hand der Gemeindebehörden begegnet. 

n Betriebfteuerfontraventionjadhen verbleibt es bei Der 
Feſtſetzung der Nachſteuern durch die Negierungen, da auf fie die vor- 
ftehenden Erwägungen nicht zutreffen. Denn für den zur Erhebung 
der Betriebfteuer berechtigten Kreisverband fehlt es an einer analogen 
Beftimmung, wie jie im $ 83 Abi. 3 KAG. für die Gemeinden getroffen ik. 
Überdies macht der Umftand, daf auch die Gemeinden berechtigt find, Zu- 
ichläge zu der an den Kreis zu entrichtenden Betriebfteuer zu erheben, die 
Feſtſetzung einer übereinftimmend der Kreis- wie der Gemeindebeiteuerung 
zu Grunde zu legenden Nachſteuer durch die in diefer Hinjicht beide in Be- 
trat fommende kommunale Berbände bindende Bezirföregierung zur 
Notwendigkeit.“ 


s rl. 


Mit Geldftrafe bis zu dreihundert Markt wird beitraft: 

1. wer die nach den Bejtimmungen der SS 28, 54, 55 und 56 dieſes &e- 
ſetzes ihm obliegende Berpflichtung nicht erfüllt; indbejondere aud) 
wer die erforderte Erklärung, zu welcher er nach Vorſchrift der SS 54 
et 56 verpflichtet ift, wiſſentlich umvolljtändig oder unrichtig ab- 
gibt, 

2. wer dem nach S 25 Abſatz 4 Zuſtändigen die Einjicht der gewerblichen 
Anlagen, Betriebjtätten oder Borräte verweigert. 


3u 8 71. 

1. Zu $ 71 vgl. Art. 51. 

2. Zum Zatbeftande des $ 71 Ne. 1 gehört nur die Nichterfüllung einer der 
nach $$ 28, 54, 55 beitehenden gejeßlihen Verpflichtungen jeitens des oder der 
mehreren Berpflichteten (vgl. Anm. 6 zu $ 70), und zwar hinfichtlich des $ 28 
ohne Unterjheidung von abjichtliher oder bloß fahrläfliger Nichterfüllung, 
während bezüglich der $$ 54, 55 wiſſentliche Unvollitändigfeit oder Un- 
richtigleit vorausgejeht wird. Bei mwijientliher Unrichtigkeit it die Ab- 
ficht des Geſetzes wohl ſchwerlich auch auf Beitrafung folder Unrichtigkeiten ge- 
richt>t, welche eine zu hohe Belteuerung zur Folge haben oder haben können. 
Zwar ilt es, wie Fallmann-Strut hervorheben (Anm. 4 zu $ 71), nicht 
ausgeſchloſſen, daß durch derartige Unrichtigkeiten Mitglieder der Steuergejell- 
ſchaften der Klaſſen II—IV geihädigt werden fönnen. Allein e3 deutet nichts auf 
die Abjicht Hin, die Mitglieder der Steuergeiellichaften Durch die Strafandrohungen 
des & 71 vor ſolchen Möglichkeiten zu jchügen; vielmehr joll nur einer Verkürzung 
des Staates (jebt der Gemeinden) vorgebeugt werden. Es wäre auch ganz 


$$ 72, 73. Strafbeftimmungen. 247 


unverftändlich, weshalb z. B. ein der Klaſſe I angehörender Steuerpflichtiger 
— ber durch jeine Angaben verurſachten zu hohen Beſtenerung ſtrafbar fein 
te. 


3. Zu den Borausjeßungen der Strafbarfeit nach $ 71 Nr. 2 gehört die Zu- 
ftändigleit zur Einnahme des Augenſcheines. Einer nach $25 Abſ. und $27 Abf.3 
nicht zuftändigen Perſon fann die Einficht verweigert werden. Der vom Bor- 
jigenden des Steuerausichufles Beauftragte muß fih auf Etfordern dem Ge— 
werbetreibenden gegemüber duch Vorzeigung des jchriftlihen Auftrages legiti— 
mieren. 


4. Die im $ 71 bezeichneten Bergehungen ericheinen als „Zuwiderhand— 
lungen gegen die Vorſchriften über die Entrichtung der Steuern“ und unterliegen 
deshalb der fünfjähcigen Verjährungsfrift (Art. V des Geſetzes vom 22. Mai 
1852; vgl. Anm. 9 zu $ 70). 


s 72. 


Die bei der Steuerveranlagung beteiligten Beamten, ſowie die Mit⸗ 
glieder der Steuerausſchüſſe und deren Stellvertreter werben, wenn jie die 
zu ihrer Stenntnid gelangten Erwerbö-, Bermögend- oder Eintommens- 
verhältniffe oder die Gejchäftögeheimnijje eined Stenerpflichtigen, inäbe- 
ſondere auch den Inhalt der im 5 55 bezeichneten Erklärungen oder der dar⸗ 
über gepflogenen Berhandlungen unbefngt offenbaren, mit Geldſtrafe 
bis zu eintaujendfünfhundert Markt oder mit Gefängnis bis zu drei Mo- 
naten bejtraft. 

Die Strafverfolgung triti nur auf Antrag ein und muß jtattjinden, in- 
jofern der durch die Verlegung des Geheimniſſes betroffene Stewerpflichtige 
diejelbe unter Darlegung des Sachverhaltes beaniprucdht und nicht Rüdjichten 
des öffentlichen Wohles entgegenitehen. Für die Stellung des Antrages gegen 
Borjigende und Mitglieder der Steuerausſchüſſe der Klaſſe I und gegen beren 
Stellvertreter ift der Finanzminifter, im übrigen die Bezirföregierung zu⸗ 


ftändig. 
Zu S 72. 

1. Begründung des GE. (S. 65): 

„Die Strafandrohung des $ 72 bezieht fih auf die Verlegung des nach $ 49 
abgegebenen Gelöbnifjes der Geheimhaltung. Wenn aud die unbefugte Offen- 
barung der pflihtmähig geheim zu haltenden Tatjahen und Verhältniſſe faum zu 
befürchten iſt, jo nötigt doch die Nüdjihtnahme auf die Intereſſen der Gewerbe— 
treibenden zum Erlafie einer entiprehenden Strafbeitimmung mit hohem Straf- 
maße. Iſt hiermit den Gewerbetreibenden ein ausreihender Schub gegen Schädi- 

ung durch unbefugte Dffenbarung geheim zu haltender Tatiahen und Ber- 
hälteifie gegeben, jo jind andererieits die Borfigenden und Mitglieder der Steuer- 
ausſchüſſe jomwie die beteiligten Beamten gegen ungerechtfertigte Strafverfolgung 
zu jihern. Dies ift um jo notwendiger, al3 der Tatbeitand derunbefugten 
Offenbarung feineswegs immer leicht zu erfennen und das Mitglied eines Steuer- 
ausſchuſſes daher unter Umständen der Gefahr ausgeſetzt ift, bei pflihtmäßiger 
Ausübung feiner Obliegenheiten ohne Grund des gedachten Vergehens bezichtigt 
zu werden. Um hiergegen Schuß zu gewähren, joll die Strafverfolgung von dem 
Antrage des Finanzminifters bezw. der Regierung abhängig gemacht werden.“ 

2. Zu $ 72 vgl. den hiermit im wejentlihen übereinjtimmenden $ 69 EG. 
und die Anm. hierzu bei yuifting I. 


g 73, 


Die auf Grund der SS 70 und 71 Bi wind niueäg aber unbeitreiblichen 
Geldftrafen jind nach Maßgabe der für Übertretungen geltenden Beſtim⸗ 
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mungen des Strafgejebuches für dad Deutjche Reich (8 28 und 29) in 
Haft umzuwandeln. 

Die Unterfuchung und Entjcheidung in betreff der in den SS 70 und 71 
bezeichneten jtrafjbaren Handlungen ſteht dem Gerichte zu, wenn nicht ber 
Beichuldigte die von der Regierung vorläufig feſtgeſetzte Geldſtrafe nebſt 
den durch daB Berjahren gegen ihn entitandenen Kojten binnen einer ihm 
betannt gemachten Frift freiwillig zahlt. 

Die Regierungen jind ermächtigt, hierbei eine mildere als die im S 70 
vorgejchriebene Strafe in Anwendung zu bringen. 

Hat der Beſchuldigte in Preußen Teinen Wohnjig, jo erfolgt dad Ein- 
jchreiten des Gerichtes ohne vorläufige Feitiegung der Strafe durch die Re— 
gierung. Daßjelbe findet jtatt, wenn die Regierung aus jonftigen Gründen 
don der vorläufigen Feſtſetzung der Strafe Abftand zu nehmen erklärt oder 
der Angejchuldigte hierauf verzichtet. 

Bei den gerichtlichen Enticheidungen ift Hinfichtlih der Höhe der im 
8 70 vorgeichriebenen Geldjtrafe die von der Regierung jeitzujegende 
Sahresjtener zu Grunde zu legen. 

Die Enticheidung wegen der hinterzogenen Steuer verbleibt in allen 
Fällen den Berwaltungbehörden. 

In betreff der Zuwiderhandlungen wegen ber Verpflichtung zur Ge— 
heimhaltung (8 72) findet nur das gerichtliche Strafverfahren ftatt. 


Zu S 73. 

1. Zu $ 73 vgl. Art. 51. 

2. Die Abſ. 1—5 find den Borichriften der $$ 26—28 HG. entnommen. 
Die vorläufige Feitießung der Strafe durch die Regierung (Abſ. 2) ift fein Etraf- 
beicheid im Sinne der $$ 459 ff. StPOD., jondern eine geſetzliche Mafnahme zur 
Ausichliefung des fürmlihen Strafverfahrens. Dem Belchuldigten wird die 
Möglichkeit eröffnet, durh Freiwillige Zahlung der vorläufig feſt— 
gejepten Gelditrafe nebft Koften — nicht auch der Nadjfteuer — die Einleitung 
des gerichtlihen Srafverfahrens abzuwenden. 

Die Regierungen können unter Umftänden von der Strafverfolgung nänzlich 
Abſtand nehmen und fid auf die Feitiegung der Nachſteuer beichränten (Art. 51 
Nr. 4, 6 Abſ. 2). Die Ermächtigung zur Feſtſetzung einer milderen Geldftrafe 
(Abi. 3) findet auch auf die Zumiderhandlungen bei der Betriebfteuer Anwendung 
(®. vom 18. Oft. 1894 — Mitt. H. 30 Nr. 51). Nach Mitteilung der vorläufigen 
Straffeſtſetzung an den Beichuldigten kann Erlaf oder Ermäßigung nicht mehr 
erfolgen (Art. 51 Nr. 4 Abi. 3); dagegen fann die geitellte Frift zur Zahlung 
weiter erftredt werden (Nr. 6 der Anw. vom 30. Aug. 1876, betr. das Strafver- 
jahren bei Gewerbefteuerunterfudungen, welche gemäß Art. 51 Nr. 2 Abſ. 3 auch 
bier Anwendung findet). „Eine vorherige (der Straffeftiekung voraus- 
gehende) Unterwerfung des Beichuldigten unter die Straffeſtſetzung der Regierung 
ift im Geſetze nicht vorgejehen und daher ohne redhtlihe Wirkung“ (U. vom 
3. Juni 1898 — PVB. 20 429). 

Das Einjchreiten der Gerichte ift, mit alleiniger Ausnahme des im Abi. 4 
Sat 1 vorgejehenen Falles, erft dann zuläffig, wenn die Regierung ihre Abſicht, 
von der vorläufigen Straffeitiegung Abftand zu nehmen, ausgeiprohen ober 
der Beichuldigte — ſei e3 ausdrüdlich oder durch Verläumung der ihm geftellten 
Friſt zur Zahlung von Strafe und Koſten — auf die Erledigung der Sache durd) 
die vorläufige Straffeftiebung verzichtet hat; vorher ift die Erhebung der öffent- 
— ($ 151 StPO.) nicht geſtattet (val. U. vom 3. Juni 1898 — PVB. 

4 


). 
Nach Abi. 5 ift die Feitiegung der Jahresiteuer (vgl. Anm. 8 zu $ 70) durch 
die Regierung hinſichtlich der Höhe für die Gerichte bindend; dagegen haben 
die Gerichte über den Tatbeitand der Zumiderhandlung jelbftändig zu befinden. 
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Zur Feitiegung milderer Strafen (Abſ. 3) find die Gerichte nicht befugt. Wegen 
der gerichtlich erfannten Strafen fann nur gemäß den allgemeinen Borichriften 
die Begnadigung ftattjinden. 


3. „Hinfichtlich der geichäftlihen Erledigung der aus dem Königlichen Kabinett 
an mich gelangenden Gnadengeſuche folder Berjonen, welche wegen 
Zumiderhandlungen gegen die Gewerbeiteuergejete (Gem®. und HG.) beftraft 
morbden find, . . . babe ich, im Einverftändnilje mit dem Herren AYuftizminifter, 
beidlojien, eine Anderung des bisherigen Verfahrens in der Weife eintreten zu 
laſſen, daß die bezeichneten Gnadengefuhe — abgejehen von den Fällen, in 
Denen Alerhöchften Ortes die Berichterjtattung befohlen ift — analog ber im Reſſort 
der Juſtizverwaltung befolgten Praris, in Zulunft den Regierungen bezw. 
der Direltion für die Berwaltung der direlten Steuern in Berlin zur Brü- 
fung und weiteren Veranlajjung überwiejen werden, und daf 
ich den Bericht diejer Behörden nur dann erwarte, wenn bejondere Gründe 
und die Sejamtlage des Falles für einen Erlaf; oder eine Ermäßigung der er- 
tannten Strafe jprehen. In Betracht zu ziehen find namentlich bisherige Un— 
befcholtenheit, Gutgläubigleit, Bermögenslofigleit des Bittitellers, geringer 
Umfang des unbefugten Betriebes, jofortiges Geftändnis. Aus der großen An— 

ahl der in dem betreffenden Bezirfe vorlommenden Klontraventionen ift an 
jich ein ausreihender Grund zur Ablehnung eines Gnadengeſuches nicht zu ent- 
nehmen, wie aud) regelmäßig daraus nicht, daß die feitgelette Gelditrafe bereits 
gezahlt it. Den in den vorerwähnten Fällen zu erftattenden Berichten find, 
wie bisher, die gerichtlihen Unteriuhungatten beizufügen“ (B. vom 5. Dez. 
1893 — Mitt. H. 29 Nr. 47). 

Wegen be3 bei der Berichterftattung in Gewerbefteuerfontraventionjahen 
anzumwendenden Schemas vgl. B. vom 26. Nov. 1898 (Mitt. H. 38 Nr. 31). 

4. Da der $ 73 ſich auf die 88 70, 71 eritredt, jo muß der Abi. 6 auch auf die 
Fälle des $ 71 bezogen werden; hierauf deutet nicht nur der im Abi. 6 gebrauchte 
Ausdrud „in allen Fällen“ hin, jondern auch das Zitat („SE 70 ff.*) im erften 
Sate des $ 78. Die hiermit erfolgte Verweifung auf die $$ 71, 73 ($ 72 fann 
jeinem Inhalte nach hier nicht in Betracht fommen) würde feinen Sinn haben, 
wollte man für die Fälle des $ 71 die Möglichkeit einer ftrafbaren Hinterziehung 
und einer entiprehenden Feſtſetzung der hinterzogenen Steuer (Nachſteuer) aus» 
ſchließen. Hiernady würde in den Fällen des $ 71 eine Nacdjbefteuerung dann, 
aber aud nur dann, eintreten müſſen, wenn infolge der dort bezeichneten Zur 
miderhandlungen ein fteuerpflichtiger Betrieb ſteuerfrei geblieben iſt. 
Hat die Zumiderhandlung aber nur eine zu geringe Veranlagung zur Folge 
gehabt, jo kann eine Nachforderung nicht eintreten, weil das Gejeß den Fall 
der jpäteren Erhöhung einer zu niedrig veranlagten Steuer überhaupt nicht 
vorgejehen hat (vgl. Anm. 4 zu $ 70). 

Über die Zuftändigfeit zur Enticheidung wegen der hinterzogenen Steuer 


Koften. 


vgl. Anm. 12 zu $ 70. 
8 74. 


Die Koften der Stenerveranlagung [und Erhebung] fallen der Staat- 
taſſe zur Laſt. Jedoch find diejenigen Koften, welche durch die gelegentlich 
der eingelegten Rechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlagt werden, 
bon dem Steuerpflichtigen zu erjtatten, wenn jich jeine Angaben in wejent- 
lien Punkten ala unrichtig erweijen. Die Feitjiekung der zu erjtattenden 
Koften erfolgt durch die Regierung, gegen deren Entjcheidung die Beſchwerde 
an den FZinanzminifter geftattet iſt. TEEN bg he 8 
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Zu S 74. 

1. Zu $ 74 vgl. Art. 54. 

2. Die Erhebungstoften jind jet von den Gemeinden zu tragen ($ 15 Aufh®.). 

3. Unter „Rechtsmittel“ können nur die eigentlihen Redtsmittel — 
Einſpruch ($ 35), Berufung ($ 36) und Bejchwerde ($ 37) —, nicht aber die Ber- 
mwaltungbejchwerden im weiteren Sinne verftanden werden. Für das Rechts— 
mittelder Beichwerde finden die bejonderen Beitimmungen, welche im $ 49 
EG. jowie in den $$ 102 ff. LBS. wegen der Kloten getroffen find, Anwendung 
($ 37 Abj. 3). 

4. Die Entiheidung über die Berpflihtung zur Kofteneritattung ift, 
unter $eftitellung des Tatbejftandes (vgl. Fuifting I. Anm. 4 
zu $ 71), in der Enticheidung über das Rechtsmittel zu treffen, welches die Koften 
verurjacht hat. Die in der Einjpruchenticheidung ausgeiprochene Verpflichtung 

ur Koftenerftattung kann mittels Berufung angefochten werden, auch wenn 
dh die lettere auf die Steuerveranlagung nicht eritredt. Dagegen fann mittels 
des Nechtsmittels der Beichwerde die Verpflichtung zur Koftenerftattung nur 
gleichzeitig mit der Entiheidung in der Hauptiache, d. h. über die Steuewer- 
anfagung, angefochten werden ($ 37 Abi. 3 Gew®., $ 49 EG. $ 105 LBG.; 
vgl. U. vom 14. Febr. 1895 — E. in St. 3 204). 

5. Der Schlufjaß bezieht jih nur auf die Höhe, nicht auf die Verpflichtung 
zur Tragung der Koften. Die Feitiegung fann erit erfolgen, wenn die Ver— 
pflihtung endgültig feititeht. 

6. Die Beichwerde iſt an Form und Frift nicht gebunden, joll aber bei der 
Regierung eingereicht werden (Art. 54 II Abi. 4). 

Ss 75. 

[Den Gemeinden werden als Bergütung für die bei Beranlagung 
der Steuer (einjchlieglich der Betriebjtener) ihnen übertragenen Geſchäfte 
zwei Prozent der eingegangenen Steuer gewährt. 

Hinſichtlich der örtlichen Erhebung der Stener verbleibt es bid auf 
weiteres bei den beitehenden Bejtimmungen mit der Maßgabe, dag die bis— 
her zur örtlichen Erhebung der Gewerbeitener verpflichteten Gemeinden 
bie Gewerbe» und die Betriebitener zu erheben haben. 

Die Gemeinden erhalten für die Stenererhebnug eine Bergütung von 
zwei Prozent der Fiteinnahme der zu erhebenden Stener.] 


Zu S 75. 
$ 75 ılt aufgehoben durch $$ 11, 14—16 AufhG. 


Oberaufſicht. 
Ss 76. 
Die oberjte Leitung des Beranlagunggeichäftes im Staate gebührt dem 
Finanzminijter. Über Bejchwerden gegen dad Verfahren der Steuerans- 
ſchüſſe und der Borjigenden derjelben enticheidet die Bezirfäregierung 


(SS 29 und 30) und in weiterer Inſtanz der Finanzminijter. Die Entichei: 
dungen des letzteren jind endgültig. 


Zu S 76. 
1. Über die Stellung der Regierung gegenüber den Steuerausſchüſſen und 
deren Vorſitzenden vgl. Art. 21 Abi. 2, 3. 
2. Über Beichwerden, welche das Verfahren der Regierung aus Anlaß der 
nach $ 37 eingelegten Beſchwerden betreffen, enticheidet das OVG. ($ 37 Abi. 3 
GewG., $ 48 EG. — Anm. 5 zu $ 37). 
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g 7. 


Die in dieſem Geſetze den — —— zugewieſenen Befugniſſe 
amd Dbliegenheiten werden jür die Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin von der 
Direktion für die Berwaltung der direkten Steuern in Berlin wahrgenommen. 


S 78. 


Hadjftener. 


Steuerpflichtige, welche, entgegen den Vorſchriften dieſes Gejekes, 
bei der Beranlagung Üübergangen oder ftenerfrei geblieben find, ohne daß 
eine ftrafbare Hinterziehung der Steuer ftattgejunden hat (SS 70 ff.), jind 
zur Entrihtung des [der Staatskaſſe] entzogenen Betrages verpflichtet. 
Die Berpflihtung erftredt ji auf die drei Stenerjahre zurüd, welche dem 
Stenerjahre, in weldem die Bertürzung jeitgeitellt worden, vorausgegangen 
find 


Die Berpjlichtung zur Zahlung der Nachſtener geht anf die Erben, 
jedod nur bis zur Höhe ihres Erbteiles, über. 

Die Beranlagung der Rachſtener erjolgt einheitlich jür den ganzen 
Zeitraum, auf welchen ji die Berpflichtung erjtredt, nach den Borjchriften 
dieſes Geſetzes durch die Bezirköregierung. 


Zu 8 78. 
Inhalt: 
ı. Ausführungbeftimmungen. | 6 ee = enter ald Boraus- 
2. Weſen der Nahbefteuerung. I _ jebung ber Na euerung. 
7. Anwendung bes 8 8 bei der Nachbeiteuerung. 
3. Nachbeſteuerung beim Beſitzwechſel. | 8, Stantätafie, jegt Gemeindetafie. 2 
4. Boransjegungen der Nachbeſteuerung. ‘9. Feſtſtellung ber Verkürzung. 
5. er ng ber BETA bei uns | 10. Haftung der Erben. 
richtiger Umjchreibung der veranlagten Steuer. | 11. Abſ. 5; Verfahren. 


1. Zu 8 78 vgl. Art. 52 fowie Art. 9 zu 1 BA. 
2. A. Nah dem früheren Rechte ($$ 5, 6 des Verjährungsgeſetzes vom 
18. Juni 1840) war eine Nachforderung der Gewerbefteuer im Falle gänzlicher 
Übergehung auf das laufende Steuerjahr beichräntt; für frühere Jahre konnte 
eine Nachſteuer nicht gefordert werden. Am Gegenjaße hierzu geftattet der dem 
& 80 de3 EG. nacgebildete (vgl. Begründung des GE. ©. 65) $ 78 im Falle 
der gänzliben Übergehung oder Freilafjung die Nad- 
befteuerung für die drei vorausgegangenen Steuerjahre. Dagegen ift in Ab- 
weihung vom $ 80 EG. eine Nachbeiteuerung aus $ 78 wegen zuniedriger 
Peranlagung ausgejchlojien (val. E. in St. 4 393, auch Anm. 4 zu $ 70). 
Ebenjowenig erfolgt eine Nachbeſteuerung aus $ 78, wenn die fteuerfreie Ver— 
anlagung die Folge einer ftrafbaren Zumiderhandlung geweſen ift (vgl. Anm. 4 
zu $ 70, Anm. 4 zu $ 73). 
B. „Das OBG. hat bereits in einer früheren Entiheidung (vgl. Anm. 3a 
zu $ 29) den Grundjag ausgeiprohen, daß — außerhalb der Zugangfälle des 
$ 34 — die gewerbefteuerliche Veranlagung eines Gewerbetreibenden nach dem 
Abſchluſſe der ordentlichen jährlihen Veranlagung in einer der Klaſſen II bis IV 
unzuläflig ſei, daß vielmehr für eine Nachbefteuerung außerhalb der Fälle ftraf- 
barer Steuerhinterziehung ausihliehlih der $ 78 die gejeßlide 
Handhabe gebe. In gleiher Weile muß auch die Zuläfligteit der nach— 
träglihen Veranlagung eines bei der ordentlichen Veranlagung übergangenen 
Gemwerbetreibenden in Klafje I verneint werden“ (E. in St. 10 433). 
3. Da nur bei der Veranlagung übergangene oder jteuerfrei gebliebene 
Steuerpflichtige der Nahbefteuerung unterliegen, jo ift im Falle eines 
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Beligwechiel3 der gegenwärtige Inhaber deö Gewerbebetriebes für den 
vor der Übernahme des Geſchäftes entzogenen Betrag nicht verhaftet; die 
Nachiteuer ift vielmehr in jolhem Falle nur eine perfönlidhe Schuld des— 
jenigen Vorgängers, während deſſen Belitzeit die Verkürzung ftattgefunden hat: 
„Die Unterlaffung, welche in betreff der Veranlagung gegenüber dem früheren 
Geichäftsinhaber begangen worden wäre, fünnte jedenfall3 nicht zur Nachver- 
anlagung des Nachfolgers auf Grund des $ 78 bereditigen. Dieſe würde nur 
unter der Borausjegung zuläſſig fein, daß die nejeglich gebotene Veranlagung 
des Nachfolgers unterlaflen wäre. Die in $ 41 vorgefehene Um— 
ſchreibung der Gewerbefteuer ftellt aber, wie jchon der Wortlaut diejes Para— 
graphen und dejien Stellung in dem von der „Steuererhebung“ handelnden 
Abjchnitte des Geſetzes ergibt, feine Veranlagung im Sinne bes $ 78 bar, 
fondern jegtdicvorhergegangene®Beranlagung eines anderen, 
des Vorbeſitzers, voraus, und trifft nur Beftimmung wegen anderweitiger 
Erhebung dieſer Steuer“ (E. in St. 10 437 f.; vgl. auch unten Anm. 5). 


4. Vorausſetzung der Nachbeiteuerung ift eine außerhalb des Bereiches 
jtrafbarer ei rag erfolgte geſetzwidrige Übergehung oder Frei— 
laffung. Gejegwidrige Übergehung hat ftattgefunden, wenn ein Steuer- 
pflichtiger in den namentlihen Nachweiſungen nicht aufgeführt oder troß der 
Aufführung bei ber Veranlagung übergangen, alfo überhaupt nicht veranlagt it. 

Nicht fo Har liegt der Fall gefepmwidriger Freilaffung. Iſt ein Ge- 
werbetreibender gemäß $ 7 fteuerfrei veranlagt, fo ift er, wenn auch mit 
negativem Egebnijle, doch immerhin veranlagt, und diefe Veranlagung hat 
niht entgegen, jondern gemäß den geſetzlichen Vorſchriften ftattgefunden, 
wenn fie nicht etwa auf Irrtümern tatjähliher oder rechtlicher Art 
beruhte. Dagegen kann durch eine lediglich auf einer Änderung des fubjeltiven 
Urteiles beruhende Abweichung von der früheren Schäßung der Höhe des Ertrages 
oder des Anlage- und Betriebsfapitales das Recht zur Nachbeſteuerung der auf 
Grund des $ 7 fteuerfrei Beranlagten nicht begründet werden. Inſoweit wird 
der Auffallung im Art. 52 Nr. 2 nicht beigeftimmt werben können. 


Es bleiben aljo noch diejenigen fteuerfreien Beranlagungen übrig, bei welchen 
der Grund der Freilafiung auf einem Irrtum in Tatjachen oder auf einer un- 
richtigen Anwendung der Beltimmungen des materiellen Rechtes, 
bejonders der $$ 1—5, beruht. Aber nicht alle fteuerfreien Veranlagungen 
diefer Art erjcheinen als jolche, welche entgegen den Borichriften bes Geſetzes 
zuftande gelommen find. Dem Borfigenden de3 Steuerausfchuffes find Lie 
Rechtsmittel der Berufung an die Bezirksregierung gegeben ($$ 29, 30, 36) und 
er muß hiervon befonders dann Gebrauch machen, wenn infolge einer, ihm bei 
pflihtmäßiger Wahrnehmung feiner Obliegenheiten erfennbaren, unrichtigen 
tatjählihen Beurteilung oder einer unrichtigen Anwendung der Beitimmungen 
des materiellen Rechtes eine fteuerfreie Veranlagung ftattgefunden hat. Legt der 
Vorſitzende fein Rechtsmittel ein, jo ift von der maßgebenden Stelle die Richtig- 
feit der Veranlagung anerfannt und die Veranlagung ift deshalb nicht entgegen, 
fondern gemäß den gejeklihen Vorſchriften erfolgt. Dasjelbe ift der Fall, wenn 
im Berufungverfahren eine FFreiftellung erfolgt, welche der Vorſitzende jeiner- 
jeit3 überhaupt nicht mit einem Rechtsmittel anfehten kann. Ein folder Rechts— 
zuftand ift die notwendige Folge der gejeglihen Ordnung der Rechtämittel. Die 
unangefochtene FFreiftellung in der Beranlagung- bildet ebenfo wie die Freiftellung 
in der Berufunginitanz da3 endgültige Ergebnis für das Steuerjahr jelbit 
dann, wenn es ber jpäteren veränderten tatfählichen oder rehtlihen Beurteilung 
nicht mehr entiprechen jollte. Mit der gejeplihen Ordnung des Rechtsmittelver- 
fahrens würde es nicht verträglich fein, wenn 3. B. die Regierung, nachdem fie 
in der Berufungenticheidung unter Verneinung der Vorausſetzungen des Gemerbe- 
betriebes Freiftellung beichloifen hatte, demnächſt für dasjelbe Steuerjahr unter 
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Vejahung dieſer Borausiegungen zur Nachbeſteuerung ichreiten wollte; noch 
weniger würde dies zuläffig fein, wenn das Beſchwerdegericht ($ 37) die Bor- 
ausjebungen verneint und auf Freiftellung erlannt hätte. Eine endgültige Ent- 
iheidung für das GSteuerjahr herbeizuführen, ift der Zweck der Rechtsmittel 
und durch Zulafjung der Nachbeſteuerung diejen Ziwed zu vereiteln, dem Rechts— 
mittelverfabhren feine Bedeutung zu nehmen und einen Zuftand fortdauernder 
Rechtsunſicherheit herbeizuführen, kann nicht die Abjicht des Geſetzes geweſen 
fein (vgl. auch Fuiſting I. Anm. 2D zu $ 80). 

Hiernach beichräntt fich die Nachbefteuerung wegen gejekwidriger Frei— 
lafjung auf die verhältnismäßig jeltenen Fälle, in denen der Borjigende eine den 
Gejegesvorichriften zumiderlaufende Freilafjung nad Lage der Sache mit der 
Berufung anzufechten außer ftande war, ohne daß der Steuerpflichtige jelbft eine 
mit Steuerhinterziehung verbundene, ftrafbare Zumwiderhandlung begangen hätte, 

Dies ift nunmehr auch in der Rechtſprechung anerkannt: 

„Der in der Entiheidung der vereinigten Steuerjenate vom 4. Dezember 
1899 ausgeiprochene Grundſatz, daf eine Nachbefteuerung nah $ 80 EG. nur 
auf Grund neuer, bishbernidhtbefannter Tatjahen erfolgen, 
und daf eine von der früheren Rechtsauffaſſung abweichende Beurteilung bereits 
früher belannter Tatjahen eine Nachbefteuerung nicht rechtfertigen könne, 
muß aus den dort angegebenen, im weſentlichen auch hier zutreffenden Gründen 
ebenfalls für die im 8 78 GewG. zugelajienen Beranlagungen 
zurNadhfteuergelten“ (E. in St. 10 435). 

„Die Nachbeſteuerung nach $ 78 ſetzt dad nachträgliche Bekanntwerden neuer, 
die Veranlagung redhtfertigender Tatjahen voraus. Es ift unerheblich, daß es 
an der Beitimmung eines Beranlagungbezirfes ($ 17 Abj. 5) fehlte. Denn es 
wäre Sache ber beteiligten Beranlagungbehörden gemeien, rechtzeitig die 
erforderliche minifterielle Beftimmung herbeizuführen“ (U. VI.G. 404 v. 4. Febr. 
1904). 


5. „Nachbefteuerung eines Gewerbetreibenden wegen zu Unrecht erfolgter 
Umſchreibung der auf ihn veranlagten Bewerbefteuer ($ 41) auf eine dritte 
Berjon ift unzuläſſig“ (E. in St. 7 412). 

6. Eine Nachbeſteuerung ift bei vorangegangener ordnungmäßiger Ber- 
anlagung erjt zuläfjig, wenn diefe durch Ablauf der Rechtsmittelfriften oder durch 
Erledigung des NRechtsmittelverfahrens endgültig geworben ift (vgl. das 
zum $ 80 EG. ergangene U. v. 6. April 1898 — E. in St. 6 346). 


7. Die Vorausfegungen des $ 8 find bei der Nachbeſteuerung nah Maß— 
gabe der Sadjlage bei Beginn des Steuerjahres zu prüfen (E. in St. 7 443*). 

8. An die Stelle der Staatskaſſe ift jebt die Gemeindefafje getreten ($ 9 
AufhG.; vgl. Anm. 12 zu $ 70). 

9. Wegen der Fetitellung im Sinne des Abj. 1 Sap 2 vgl. Fuifting l. 
Anm. 4 zu $ 80. „Die Feitftellung der Verkürzung fann nur durch die für die 
————— zuſtändige Behörde erfolgen“ (U. VI. G. 404 vom 4. Februar 

). 


10. Die Nachſteuer kann auch aus der Nachlaßmaſſe und nad geteilter Erb- 
ihaft von jedem Erben (d. b. Gejamtnachfolger, nicht Vermächtnisnehmer 
— €. in St. 3 127), jedody nur bis zur Höhe feines Erbteiles, gefordert werden. 
Ob bie einzelnen Erben folidarijc haften, enticheidet jich nad) den Bor- 
ichriften des bürgerlihen Rechtes. 

Die Inanſpruchnahme der Erben regelt ſich jegt nach $ 3 der Ver. v. 15. Nov. 
1899 (GS. ©. 545). 

11. Die fih auf mehrere Jahre zurüderftredende Veranlagung joll ein- 
heitlich, d. h. in einem Alte erfolgen. Wenn aber in den einzelnen hierbei 
in Betracht fommenden Jahren die Vorausſetzungen der Steuerpflicht oder der 
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Steuerbemeiiung verihieden waren, jo muß die zutreffende Steuer für jedes 
Jahr bejonders ermittelt und der hieraus jich ergebende Gejamtbetrag ber 
Nachiteuer feftgeftellt werden. Hat während diejer Jahre ein Beſitzwechſel jtatt- 
gefunden, jo muß zugleich die entiprechende Teilung geichehen (vgl. oben Anm. 3). 
Nah dem Wortlaute des $ 37 würde das Rechtsmittel der Beichwerde an 
da3 OVG. nicht gegeben jein, da hiermit nur die Entijheidbung über 
die Berufung angefochten werden kann. Die Auslegung nah dem Sinne 
muß aber zur Zulajjung des im $ 37 vorgejehenen NRechtsmittels der Beſchwerde 
gegen die Veranlagung der Nachfteuer führen (E. in St. 4 286). Nachdem im 
Art. 52 Mı. 3 dieſe Auffafjung im Gegenſatze zum Art. 54 Nr. 3 der früheren 9. 
gebilligt iit, fanın die nähere Begründung (vgl. Anm. 10 zu $ 78 der 1. Aufl. d. B.) 
hier unterbleiben. 


Schlußbeſtimmungen. 
879. 


Soweit dad gegenwärtige Geſetz abweichende Beſtimmungen nicht ent⸗ 
hält, finden die Vorſchriften des Geſetzes Über die Berjährungsfriſten bei 
öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (Geſetz⸗-Samml. ©. 140) auf bie 
Steuern vom ftehenden Gewerbe und die Betriebftener Anwendung. 


3u 8 79. 

1. Da indem Gew®. über die Friften bei Einlegung von Rechtsmitteln, wie 
über die Erhebung von Nachfteuern beiondere Beltimmungen getroffen find, 
io haben die Borfchriften des Verjährungsgeſetzes vom 18. ai 1840 bier nur 
noch beichränfte Bedeutung. Hervorzuheben find die $$ 1, 3, 5, 6: 

81. 

NRellamationen gegen direfte Steuern, namentlich gegen Abgaben, 
welche nach den Etats, Kataſtern oder AYahresheberollen als Grunditeuer 
durch unfere Kaſſen von den Steuerpflichtigen erhoben werden, imgleichen 
gegen die Klaſſen- und Gemwerbeiteuer, ſowie gegen diejenigen Abgaben, 
welche infolge des $ 11 des allgemeinen Abgabengejeges vom 30. Mai 
1820, ala auf einem jpeziellen Erhebungtitel beruhend, zu entrichten jind, 
müfien ohne Unterjchied, ob jie auf Ermäßigung oder auf gänzlihe Be— 
jreiung gerichtet find, binnen drei Monaten vom Tage der Belanntmahung 
der Heberolle oder, wenn die Steuer im Laufe des Jahres auferlegt worden, 
binnen drei Monaten nad erfolgter Benadhrichtigung von deren Betrage, 
oder endlich, im Falle eine periodiihe Peranlagung und Anfertigung 
von Heberollen nicht jtattfindet, binnen den eriten drei Monaten jedes 
Jahres bei der Behörde angebradht werden. 

Wird dieje Friſt verjäumt, jo erliicht der Aniprud) auf Steuerermähigung 
oder Befreiung ſowie auf NRüderftattung für das laufende Kalenderjahr. 

Iſt die Reflamation vor dem Ablaufe der Friſt angebradht und wird 
olche begründet gefunden, jo erfolgt die Etmäßigung oder gänzliche Be⸗ 
freiung für das laufende Jahr. Für verfloſſene Jahre wird keine Zurüd— 
zahlung gewährt. 

Tritt eine ſolche Veränderung ein, wodurch die bisherige Steuerver— 
pflichtung aufgehoben wird, fo muß davon der Behörde Anzeige gemacht 
werden. Bis zu Ende des Monates, in welchem die Anzeige erfolgt, fann 
die Entrichtung der Steuer gefordert werden. 


$ 8. 
Wird in den Fällen der $$ 1 und 2 die Reklamation ganz oder teilweile 
zurüdgemieien, jo it Dagegen der Returs an die vorgejepte Behörde binnen 
einer PBräkluiivfrift von jechs Wochen, vom Tage der Bekanntmachung des 
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Beicheides an gerechnet, zuläſſig. Wendet ſich der Rellamant an eine ın- 
tompetente Behörde, jo hat dieſe das Nefursgejuh an die fompetente Be- 
hörde abzugeben, ohne daß dem Reklamanten die Zwilchenzeit auf die Frift 
anzurechnen iſt. 
$ 5. 

Eine Nachforderung von Grundfteuern ift zuläflig ſowohl bei gänzlider 
Übergebung, als bei zu geringem Anſatze, in beiden Fällen aber nur für das 
Kalenderjahr, worin die Nachforderung geltend gemacht wird. 


86. 

Die Nahforderung von Klaſſen-, Gemwerbe- und periönlichen, auf be» 
ionderen Titeln beruhenden Steuern findet im Falle gänzlicher Übergehung 
nach den im $ 5 enthaltenen Regeln ftatt; im Falle eines zu geringen An- 
ſatzes fällt bei diefen Steuern jede Nachforderung weg, jedoch unbeſchadet 
der geieglihen Wiederumlage bei Gewerbeiteuer-Gejellichaften, melde 
nah Mitteliäben fteuern. 

2. An die Stelle des in den vorjtehenden Geſetzesbeſtimmungen bezeichneten 
Jahres oder Kalenderjahres ift nach $ 1 des Gejehes, betr. die Beranlagung 
und Erhebung der direkten Staatjteuern nach dem Etatsjahre, vom 12. Juli 1876 
(GS. ©. 288) das Etatsjahr getreten. 

3. Die Beitimmungen des $ 1 des Gejetes vom 18. Juni 1840 enthalten 
den allgemeinen Grundſatz, daß Aniprüche auf Steuerbefreiungen und Ermäßi— 
aungen für bereits abgelaufene Jahre nicht geltend gemacht werden fönnen. 
Im übrigen können dieje Beftimmungen nur noch für Anträge und Beichwerden 
im weiteren Sinne Anwendung finden. 

4. „Die durch die Betriebseröffnung im Laufe des Steucrjahres nad) $ 34 
gerechtfertigt Zugangveranlagung (für den Reſt des laufenden 
Steuerjahres) hätte nohb im Laufe des SEteuerjahres erfolgen 
müſſen ($$ 5, 6 des Verjährungsgejeges vom 18. Juni 1840). Die Veranlagung 
für das folgende Jahr hätte bei der ordentlihen Beranlagung für dieies 
Jahr erfolgen müſſen. Nach Unterlafiung einer folhen Veranlagung für beide 
Jahre hätte nur noch im Wege der Nachbeiteuerung nach $ 78 durch die Regierung 
eine Beranlagung erfolgen können (E. in St. 10 433)“ (U. VI. G. 280 vom 
23. März 1905: vgl. Anm. 8 zu $34). Ebenfo dürfen Umjchreibungen gemäß $ 41 
nur im Laufe des Steuerjahres geihehen (vgl. Anm. +E zu $ 41). 

Da nad) $$ 5, 6 des Geſetzes vom 18. Juni 1840 die Nachforderung nur zu— 
läſſig ift für das Jahr (Steuerjahr), „worin die Nachforderung geltendge- 
mac t wird, jo muß bei Zugangveranlagungen und Umijchreibungen auch die 
Mitteilung an den Steuerpflichtigen noch innerhalb des Steuerjahres, 
aljo bis zum 31. März einschließlich geichehen. Eine Veranlagung oder Um- 
ichreibung, die erſt ipäter erfolgt oder mitaeteilt wird, ift ungültig (vgl. das für 
— ergangene U. XIII. b. 99 vom 8. Juni 1905 — DJ. 

0 1068). 

Die Nachbefteuerung gemäß $ 78 kann ſtets nur auf Grund neuer, bisher 
nicht befannter Tatſachen erfolgen (vgl. Anm. 4 zu $ 78). 

5. Wegen der Verjährung „zur Hebung neftellter"“ Gemeindeab- 
gaben gilt jet $ 88 KAG. Die Verjährungsfriſt it, wie nach dem Geſetze vom 
18. Juni 1840, eine vierjährige. 


8 so. 


Wo in den Gejeken auf die bisherigen Stenerflajjen Bezug genommen 
ift, treten an die Stelle der biöherigen Hlajje AI die Alajien I und II; an 
Stelle der biöherigen Klajje A II die Hlajje III, und an Stelle der bisherigen 
lajje B die Klaſſe IV diejes Gejekes; imgleichen an Stelle des Mitteljages 
der biöherigen Klajje AI ein Stenerbetrag don 300 Marf. 
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g 81. 


[Übderjteigt das PBeranlagungjoll des Jahres 1893/94 einſchließlich 
der Betriebfteuer den Betrag von 19 811 359 Marl um mehr ald fünf Prozent, 
jo findet in dem Berhältnijje des ganzen Mehrbetraged zu der genannten 
Summe eine Herabjegung jowohl des Prozentjages für Klaſſe I (S 9) als 
auch der Mittelfäge für die Klaſſen II, III und IV (8 14) jowie der höchſten 
and — mit Ausſchluß der Hlajje IV — der niedrigften Steuerjäte ftatt. Dieje 
Herabjegung wird in angemefjener Abrundung durd Königliche Berord- 
nung feftgejtellt. Die in legterer beftimmten Säße jind für die Veranlagung 
für dad Stenerjahr 1894/95 und die folgenden Jahre maßgebend. 

Bleibt dad Beranlagungjoll des Zahres 1893/94 hinter dem oben be- 
zeichneten Betrage um mehr ala fünf Prozent zuräd, jo findet in gleicher Weiſe 
nad Maßgabe des Borftehenden eine entiprechende Erhöhung des Prozent- 
ſatzes für die Klaſſe I und der Mitteljäge jowie der höchſten und der niedrigften 
Steuerjäge ftatt. Dieje Erhöhung wird durch Königliche VBerordnung für 
die Folgezeit wieder außer Kraft gejegt, wenn das unter Anwendung der 
Brozent- und Mittelfäge der SS 9 und 14 berechnete Beranlagungjoll der 
Gewerbejteuer einjchlieglich der Betriebjtener den Betrag von 19 811 359 Mart 
— zuzüglich einer Steigerung don zwei Prozent dieſes Betrages für jedes auf 
1893/94 folgende Steuerjahr — erreicht.) 


Zu S 81. 
$ 81 ift aufgehoben durch $ 10 Aufh®. 


$ 82. 


Dieſes Geſetz kommt zunächſt bei der Veranlagung für das Jahr 1893/94 
zur Anwendung. 

Mit diefer Maßgabe und vorbehaltlich der Anwendung anf frühere 
Fälle treten die auf die Beranlagung und Entrichtung der Gewerbejtener 
bezüglichen Borjchriften, insbejondere die Gejeke dom 

30. Mai 1820 (GES. ©. 147), 

19. Juli 1861 (GS. ©. 697), 

20. März 1872 (GS. ©. 285), 

5. Juni 1874 (68. S. 219) 
am 1. April 1893 außer Kraft. 


8 83. 
Der Finanzminifter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unjerer Höchſteigenhändigen Unterjchrift und beige» 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 24. Juni 1891. 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Eapıivi. v. Boettiher Herrfurtb. v. Schelling. 
Acht. v. Berlepid. Miquel. v. Kaltenborn v. Heyden. 
Gr. v. Zedlip. 


Abteilung I. 
B. 


Anmweilung 


sinanzminifters vom 4. November 1895 zur Aus- 
führung des Gewerbejteuergejeges vom 24. Juni 1891. 
Geſetzſamml. ©. 205). 


Nach Art 56 ist diese A. vom 4. November 1895 an die Stelle der früheren A. 
vom 10. April 1892 getreten. Hinsichtlich der in den älteren Urteilen des O. V,G6. 
erfolgten Hinweisungen auf die Ausführungbestimmungen ist zu beachten, daß die 
Zitate sich auf di» Bestimmungen der aufgehobenen A. beziehen. 

Die zu den Ausführungbestimmungen gehörigen Anmerkungen des Finanzministers 
por deutschen, die Anmerkungen des Verfassers mit lateinischen Lettem 
ge ckt. 

Zu den einzelnen Artikeln der A. sind die Anmerkungen zu den dort in den 
Überschriften bezeichneten Gesetzesparagraphen zu vergleichen. Besondere Hin- 
weisungen sind nur bei wichtigeren Punkten erfolgt. 





Borbemerlung: ®o in der nadhitehenden Anweijung nur von „Bejeh“ 
ohne nähere Bezeihnung die Rebe ift, ift darunter das Gewerbefteuergejeh zu 


veritehen. 


Grfter Zeil. 


Abfchnitt I. 
Gegenftand der Beftenerung. 
Artilell. 
Allgemeine Grundjäte. 

($$ 1, 7 des Geſetzes). 


1. Das Gewerbefteuergejet vom 24. Juni 1891 findet auf alle 
im preußiichen Staatsgebiete — mit Ausſchluß der hHohenzollernichen 
Sande und der Inſel Helgoland — betriebenen fttehbenden Ge- 
werbe Anwendung. 
Fuifting, direfte Steuern. II. 17 
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2. Hinfichtlic der Beiteuerung des Gewerbebetriebes im Umher— 
ziehen bewendet es bei den bisherigen Vorſchriften (Geſetz vom 3. Juli 
1876, GS. ©. 247). 

Wegen der Abänderung des Geſetzes, betreffend die Befteuerung 
des Wanderlagerbetriebes, vom 27. Februar 1880 (GE. ©. 174) 
wird auf die bezügliche bejondere Anmweifung verwiejen. 

3. Zum ftehenden Gewerbe gehört in fteuerliher Hinjicht 
jeder Gewerbebetrieb, welcher nicht nach den beftehenden Beſtim— 
mungen ald Gewerbebetrieb im Umbherziehen in Bezug auf die Be- 
fteuerung zu behandeln iſt. 

4. Eine nähere Begrifföbeitimmung darüber, was ald „Gewerbe“ 
anzufjehen jei, ift in dem neuen Gewerbeſteuergeſetze ebenjowenig 
wie in dem früheren oder in der Gewerbeordnung —25 — Es 
bewendet in dieſer Beziehung bei dem durch bisherige Entſcheidungen 
Feſtgeſtellten. Bei einem auf die Erzielung von Einnahmen 
(Ermerb) geridteten Gejchäftsunternehmen macht es regelmäßig 
feinen Unterfchied, ob dabei zugleich oder ausschließlich wohltätige 
oder gemeinnüßige Zwecke verfolgt werden (vgl. jedoch Abjchnitt II, 
Art. 5 und 7 dieſer Anweiſung). 

5. Der Beſteuerung find die Gewerbe aller Gattungen unter- 
worfen. edod) erleidet die Steuerpflicht bedeutende Einſchränkungen. 

6. Allgemein befreit von der Gewerbefteuer bleiben 
diejenigen Gewerbe, deren jährliher Ertrag 1500 Mark und deren 
Anlage- und Betriebsfapital 3000 Mark nicht erreicht.*) Wegen 
der weiteren ausdprüdlidhen Befreiung zahlreiher Betriebe 
wird auf Abjchnitt IT Bezug genommen, 


Artitel 2. 
Einheitliche Bejtenerung in einer Hand befindlicher Betriebe. 
($ 17 Abſ. 1, $ 20 des Geſetzes.) 


1. Bei der Belteuerung find alle einzelnen Betriebe derjelben 
Berfon oder Berjonenmehrheit (offene Handelägejellichaft, Kom— 
manditgejellichaft, Senojienichaft, Verein ufw.) ohne Rüdficht auf ihre 
Zahl, Art, Lage oder Firma ald ein Gewerbe zu behandeln. 

Demgemäß jind die Erträge der einzelnen Betriebe beziehung: 
weile die Anlage- und Betriebsfapitalien derjelben zuſammenzu— 
rechnen oder bei der Schätzung zufammenzufafien. Nach Mahgabe 
des Gejamtertrages beziehungmweile des Gejamtfapitals ift die Ver— 
anlagung zu dem entiprechenden Steuerjage nur an einer Stelle 
zu bewirken. 

2. Außer Betradht jind jedoch bei der Zujammenrechnung zu 
laffen die Erträge beziehungmweile Anlage- und Betriebstapitalien: 

a) der nach $$ 3 bis 5 des Gewerbeſteuergeſetzes und $ 28 des 

Kommunalabgabengejeges von der Steuer befreiten Betriebe, 

*) Anm. Eine Ausnahme findet bei der Betriebfteuer ftatt ($ 60 Wr. 1 

des Geſetzes). 
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b) der außerhalb Preußens errichteten gewerblichen Nieder- 
lajjungen (Art. 3 Nr. 2), 

c) des mit dem jtehenden Gewerbe etwa verbundenen!) Ge- 
werbebetriebes im Umherziehen, da diejer bereits der bejonderen 
Beiteuerung unterworfen ift. 

3. Die Anwendung des Grundjages unter Nr. 1 erfordert die 
vollitändige Fdentität des Inhabers der verjchiedenen Betriebe und 
bei Berjonenmehrheiten diejenige aller Mitglieder. 

Beilpielmeile find die verichiedenen Gewerbebetriebe ziveier 
offenen Handelsgeſellſchaften, deren Gejellihafter durchaus identiich 
jind, al3 ein Gewerbe zu veranlagen. Sollte aber ein Theilnehmer 
nur der einen, nicht auch der anderen von beiden Geſellſchaften an- 
gehören, jo jind die Betriebe jeder Gejellichaft für jih zu behandeln. 

Ebenjo ilt das von einem Gejellichafter daneben auf eigene 
Rechnung betriebene Gewerbe getrennt von dem der Gejellihaft zu 
beiteuern. 

4. Die Gewerbebetriebe von Eheleuten, welche nicht dauernd 
getrennt von einander leben, jind ebenfalls nur als ein jteuer- 
pflihtiges Gewerbe zu behandeln. 

5. Die jteuerpflichtigen Konjumanftalten gewerblicher Unter» 
nehmer (vgl. Art. 10) find ftet3 getrennt von den fonftigen Betrieben 
derjelben zu veranlagen. 


Zu Art. 2. 
'!) Vgl. Nr. 1, 3 der Ausführungbestimmungen vom 15. Dezember 1896 
in Abt. II dieses Buches und Nr. 8 HA. 


Artifel3. 


Nur zum Zeil in Preußen betriebene Gewerbe. 
($8 2, 21 des Geſetzes). 


1. Gewerbliche Unternehmungen, welche außerhalb Preußens 
ihren Sig haben, aber in Preußen einen oder mehrere jtehende Be- 
triebe unterhalten, jind nur nach Maßgabe der letteren der Gewerbe— 
fteuer unterworfen. 

Als jtehende Betriebe gelten nicht nur die dem Gewerbe dienen- 
den jichtbaren Anftalter, wie Zmeigniederlafjungen, Fabrifation-, 
Ein- oder Berkaufitätten, Speicher, Warenlager, Kontore, iondern 
auch alle jonftigen Gejchäftseinrihtungen, welche ſich als Ausübung 
eines jtehenden Gewerbes in Breußen daritellen; insbejondere genügt 
die Ausübung des ftehenden Gewerbebetriebes durch dauernd ſich 
zu diefem Zwede in Preußen aufhaltende Gejchäftsteilnehmer, Pro— 
kuriſten, Agenten!) oder andere ſtändige Vertreter, welche entweder 
in einem PDienftverhältniife zu dem Inhaber des Gewerbes jtehen, 
oder ohne ſolches Geſchäfte in feinem Namen und für feine Rechnung 
auf Grund allgemeiner oder bejonderer Ermächtigung abjchließen.?) 

2. Die von inländijhen (in Preußen domizilierten) Gewerben 
außerhalb Preußens unterhaltenen ftehenden Betriebe im Sinne der 
Beitimmungen zu Nr. 1. Abi. 2 fommen bei der Gemwerbeiteuerver- 

17° 
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anlagung nur injoweit in Betracht, als bei der Berechnung des Er- 

trage3 der auf die diesjeitige Gejchäftzleitung entfallende Teil an 

* Ertrage des auswärtigen Betriebes mit zu berückſichtigen iſt (ogl. 
rt. 19). 


Jeder hiernach nicht den Charakter eines jtehenden Betriebes 
oder des Gewerbebetriebes im Umherziehen an jich tragende Ge- 
ichäft3betrieb inländiſcher Gewerbe außerhalb Preußens, insbejondere 
derjenige vermitteljt der Handlungsreijenden, it in vollem Umfange 
mit der Gemwerbeiteuer zu erfaſſen. 

3. Sit ein und derſelbe jtehende Betrieb teils in Preußen, 
teil3 in einem anderen Bundesftaate oder im Auslande belegen (in- 
dem z. B. einzelne Teile einer uud derjelben Fabrik (Spinnerei und 
Weberei) oder die Fabrik und das zugehörige Kontor ſich zum Zeil 
außerhalb Preußens befinden oder umgefehrt), jo iſt die Gewerbe- 
fteuer nah Maßgabe des in Preußen befindlihen Betriebes und 
des ſchätzungweiſe auf denjelben zu rechnenden Anteils des Ertrages, 
beziehungmweije Anlage- und Betriebsfapital3 zu veranlagen. 


Zu Art. 3. 
!) Nach dem neuen Begriffe ($ 84 HGB.) können Handlungsagenten 
nicht mehr in einem Dienstverhältnisse stehen (vgl. Anm. 8C und 14 Bzu $ 2). 
2, Vgl. Anm. 9, 12—14 zu $ 2. 


Abjchnitt II. 


Befreinngen. 
Artitel4. 


($ 3 Abj. 1 Nr. 1 bis 3 des Gewerbeſteuergeſetzes und $ 28 Abi. 1 des 

ommunalabgabengejekes.) 

Von der Gewerbefteuer jind befreit: 

l. das Deutſche Reich: 

2. der preußiiche Staat, jedoch nur wegen der Staatseijenbahnen. 

Die bisherige Steuerfreiheit der Reichsbank und ihrer Zweig— 
anftalten iſt fortgefallen. s 

3. die land» oder ritterjchaftlichden Kreditverbände, Inſtitute 

und -Anjtalten nebjt ihren Zmeiganitalten; 

4. die öffentlihan Verfiherunganitalten. 

Dagegen unterliegen die Privatverfiherungsgejellichaften, jo- 
weit nicht nadı ihren ——— Einrichtungen die Annahme eines Ge— 
werbebetriebes überhaupt ausgeſchloſſen iſt, der Steuerpflicht. Ins— 
beſondere iſt bei den auf Gegenſeitigkeit beruhenden Privat— 
verjicherungsgejellichaften!) ein Gewerbebetrieb nicht vorhanden, 
wenn die Beiträge der Mitglieder (Prämien) lediglich zur Erfüllung 
der aus den Berliherungen entjtandenen Berpflichtungen und zur 
Dedung der Gejichäftsunfojten verwendet, die etwa überjchießenden 
Beträge den Mitgliedern zurüderjtattet oder angerechnet und da— 
neben Erwerbzwecke (3. B. durch Bantiergejchäfte mit den verfüg- 
baren Fonds) nicht verfolgt werden 
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Zu Art. 4. 
'!) Vgl. Anm. 11 zu $ 1. 


Artifteld. 


($ 3 Abi. 1 Nr. 4 des GScwerbefteuergejehes und $ 28 Nbi. 2 des Kommunal 
abgabengejeges.) 


Bon der Gemerbefteuer jind ferner befreit die folgenden 
gegen Unternehmungen, fall3 fie von preuß ar en 
ommunalverbänden betrieben werdbem 

1. alle zugemeinnüßigen Zwecken dienenden Geld- und 
Kreditanftalten, insbejondere Sparkaſſen, Landeskreditkaſſen, 

Landesbanken, Landeskultur-Rentenbanten, Bezirt- und 
Provinzial-Hülf- und Darlehnkaſſen uſw.; 

2, die Ranalifationswerfe; 

3. die Waſſerwerke, jomweit Sich der Betrieb auf den Bezirk der 
unternehmenden Gemeinde beichräntt, 

Soweit jedoch die unternehmende Gemeinde in fremden 
Bezirken ein Wajjerwert gemerbmäHig betreibt, ijt fie 
in dieſem Umfange der Steuerpflicht unterworfen. 
In Fällen diefer Art ift nach den obwaltenden bejonderen 
Umftänden zu prüfen, ob der Betrieb eines Waſſerwerks 
in den fremden Bezirken fich überhaupt ald ein Gewerbe- 
betrieb darſtellt. Dieje Frage wird insbejondere dann zu 
verneinen jein, wenn bei der Anlegung des Waſſerwerkes 
von einer durch die Waſſerleitung berührten Gemeinde die 
Abgabe von Waſſer an die Eingefeffenen gegen eine die 
Selbitlojten nicht überfteigende Vergütung zur Bedingung 
ee ift oder aus jonftigen Gründen die Abgabe des 

aſſers als eine Laſt der unternehmenden Gemeinde erjcheint. 
. bie ne und Biehhöfe; 
. die Marfthallen; 
. die Volks bäder. 

Als Volfsbäder find ſolche Badeanftalten zu erachten, 
welhe dauernd und hauptſächlich dazu beitimmt 
und ee find, den unbemittelten Volksklaſſen 
unentgeltlich oder gegen billige Vergütung Bäder 
zu gewähren. Einer diejen Borausjegungen entiprechenden 
Badeanftalt wird die Eigenihaft eines Volksbades 
nicht benommen, wenn in derjelben zugleich Einrichtungen 
—— ſind, um einzelnen Perſonen gegen höhere Vergütung 

äder verabreichen zu können. 
7. die Anſtalten zur Beleihung von Pfandſtücken, wie Leihhäuſer, 
Leihämter uſw. 


m One 


Artikel 6. 
($ 3 Abſ. 2 des Geſetzes.) 


Für andere, al3 die im Artikel 5 bezeichneten gewerblichen Be- 
triebe, welde von preußiſchen fRommunalverbänden 
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imöffentlichen Intereſſe unternommen find, fann von 
dem Finanzminijter zeitweile oder dauernd Steuerfreiheit gewährt 
werden. 

Die Bewilligung der Steuerfreihett muß auf Antrag des 
Kommunalverbandes erfolgen, fall die Ertraglofig- 
feit jolher Betriebe für den bei der Veranlagung mahgebenden 
Zeitraum (Artikel 18) nachgemwiejen ilt. 

Die Kommunalverbände haben die in Gemäßheit der Abjäpe 1 
und 2 zu jtellenden Anträge vor dem Beginne des jährlihen Ber- 
anlagungsgeichäfts, bei Zugängen im Laufe des Steuerjahres ($ 34 
des Geſetzes) jedoch jpätejtens mit dem Zeitpunfte der Betriebs- 
eröffnung, unmittelbar bei der Regierung ſchriftlich einzureihen und 
u begründen. Dre eingegangenen Anträge find von den Regierungen, 
ae, dies erforderlich, weiter vorzubreiten und nebjt den etwa ent- 
ftandenen PBerhandlungen in bejchleunigter Weile dem Finanz- 
minifter mit gutachtlichem Berichte vorzulegen. 

Von den Entiheidungen des Finanzminifters haben die Re- 
gierungen den Antragjtellern und den zuftändigen Vorfigenden der 
Steuerausihüfjfe Kenntnis zu geben. 


Artikel7 
($ 3 Abj. 3 des Geſetzes.) 

Auf Grund der im 83 Abſ. 3 des Gejekes erteilten Er- 
mäcdtigung wird hiermit für die nachbezeichneten gewerblichen Unter- 
nehmungen, welche von Korporationen, Bereinen oder PBrivatperjonen 
lediglih zu wohltätigen oder gemeinnüßigen 
Zweden, unter gänzlidem Ausjhlujje eines 
Gewinnesder Unternehmer, betrieben werden, Befreiung 
ſowohl von der Gewerbejteuer, als auch, ſoweit dieſe überhaupt in 
Betracht kommt, von der Betriebſteuer ($$ 59 ff. des Geſetzes) ge- 
Ba nämlich) für 

.öffentli ch e Volksküchen, Suppenanſtalten, Kaffeeſchänken 
und ähnliche Anſtalten, welche dazu beſtimmt und ein— 
gerichtet find, den unbemittelten Volksklaſſen, 
unentgeltlich oder gegen billige Vergütung, zum fofortigen Ge- 
nujje zubereitete Speijen oder Getränte — lettere jedoch 
untergänzlidem Ausidhlufje geijtiger Ge- 
tränte — zu liefern; 

2. öffentliche Volksbibliothefen, welche dazu bejtimmt und 
eingerichtet find, den weniger bemittelten Volks— 
flajjen, unentgeltlich oder gegen billige Vergütung, durch 
leihweije Überlafjung von Büchern und Schriften einen 
guten und angemejjenen Lejejtoff zu bieten; 

3. Wohltätigfeits-Bazare, »-Borjtellungen und Konzerte. 

Unter den im Eingange des Abjates 1 bezeichneten Boraus- 
jegungen fann von dem FFinanzminifter auch für andere als die 
unter Nr. 1 bis 3 gedachten Unternehmungen zeitweilig oder dauernd 
Befreiung jomwohl von der Gewerbefteuer als auch von der Betrieb- 
teuer gewährt werden. 
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— der hierauf RER Anträge gelten die Bejtimmungen 
des Artifel3 6 Abj. 3 und 4. 


Artikels. 


RX4Nr. 1 und 2, $5 Abi. 3, $ 67 des Gewerbeſteuergeſetzes und $ 28 Abſ. 1 des 
Kommunnlabgabengejebee. 


I. 1. Bon der Gewerbeiteuer find ferner befreit die Land- und 
Forjtwirtichaft, die Viehzucht, die Jagd, die Filchzucht und der Fiſch— 
fang, der Obft- und Weinbau und der Gartenbau, leßterer mit Aus- 
nahme der Kunſt- und Handelsgärtnerei (Nr. 7). 

Hierbei madht es feinen Unterſchied, ob diefe Ermwerbzmweige 
einzeln für ji oder in Verbindung mit einander ausgeübt werden; 
ebenjomwenig, ob die Ausübung auf eigenem, oder infolge von Nußung- 
rehten (Pacht, Niekbraud) N auf fremdem rund und Boden 
geihieht (vergl. jedoh Nr. 5). 

2. Die Befreiung Ba jih zugleich auf den Abjaß derjelbit- 
gewonnenen ÜErzeugnije in rohem Zuftande oder nad einer 
Verarbeitung, welhe ndem Bereihedesbetrej- 
jenden Ermwerbz;mweiges liegt. 

Bei der Berarbeitung der IE OPREOMRE EN Erzeugnilje iſt Be- 
dingung der Steuerfreiheit, dab jih der Sejamtbetrieb, ein- 
ichließlich der für die Verarbeitungzwede hergeitellten Einrichtungen, 
doch nur als Betrieb der Land- und a he is uſw. 
(Nr. 1) darſtellt. Insbeſondere ſind Fabriken und ſonſtige gewerb— 
liche Anlagen, welche nicht dem land- und forſtwirtſchaftlichen uſw. 
Betriebe entſchieden untergeordnet ſind und im Verhältniſſe zu dieſem 
nur eine nebenſächliche Bedeutung haben, ſondern regelmäßig auch 
als ſelbſtändige Unternehmungen von anderen als Land- und Forſt— 
wirten uſw., des Fabrikationgewinnes wegen behufs Verarbeitung 
angekaufter Stoffe betrieben werden, als ſolche zur Gewerbeſteuer 
auch dann heranzuziehen, wenn die Verarbeitung ſich auf ſelbſt— 
gewonnene Erzeugniſſe beſchränkt. 

Beiſpielweiſe gilt dies von Zucker-, Stärke-, Konſerven-, Kraut— 
fabriken, Brennereien, Holzſchleifereien, Zelluloje-, Bapierfabrifen, 
Fournier- und Parkettfußbodenfabriken uſw. 

Die auf die Ausbeutung der Subſtanz des Grund und Bodens 
gerichteten, im $ 4 unter Nr. 3 und 4 des Gemwerbejteuergejeges auf- 
geführten Betriebe, nämlich der Bergbau mit den dazu gehörigen 
Aufbereitunganftalten und den bergbaulihen Nebenbetrieben ſowie 
die gewerbmäßige Gewinnung von Bernftein, Ausbeutung von 
Torfitihen, von Sand», Kies-, Lehm-, Mergel-, Ton- und dergleichen 
Gruben, von Stein-, Schiefer-, Kalk-, Kreide- und dergleichen 
Brüchen, unterliegen nach $ 28 Nr, 3 und 4 des ommunalabgaben- 
gejeßes der Steuerpflicht. 

3. Die Beſchränkung des Abjages auf jelbitgewonnene 
Erzeugnifje in rohem Zuftande oder nad) einer den Vorausjegungen 
zu Nr. 2 entiprehenden PBerarbeitung iſt unbedingte Vorausjegung 
der Steuerfreiheit. Bei der gewerbmäßigen Ausdehnung des Verkaufs 
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auf fremde Erzeugnijje unterliegt der Betrieb nah Maßgabe 
desle&teren der Steuerpflidt. 

Dagegen fommt es, wenn im übrigen die Borausjegungen der 
Steuerfreiheit vorliegen, auf den Ort und die Einrichtung des Ber- 
triebes nicht an; insbeſondere wird auch durch den Verkauf aus einem 
hierzu beftimmten offenen Berfaufslofale außerhalb der Produftion- 
jtätte die Steuerpflicht nicht begründet. 

4. Die Steuerfreiheit des Abjages jelbftgewonnener Erzeugnilie 
eritredt fich nicht auf die gewerbmäßige Verabreichung von Getränfen 
und Nahrungmitteln zum Genuſſe auf der Stelle. Bielmehr 
unterliegt diefe Form des Abjages (Schant- und Speijewirtichaft) 
jtet3 der Steuerpflicht. . 

Nur diejenigen Weinbauer, welche jelbjtgewonnenen Moft oder 
Wein im Polizeibezirke ihres Weingutes oder Wohnortes nicht über 
drei Monate lang zum Genuffe auf der Stelle verkaufen, bleiben 
fteuerfrei. Die Überjchreitung der Friſt hat die Steuerpfliht vom 
Beginne diejes Betriebes an zur Folge. 

5. Die Beltimmungen zu Nr. 1 finden feine Anwendung auf 
diejenigen, twelde: 

a) Bieh von erfauftem FFutter*) gewerbweife unterhalten, 

um es zum Berfaufe zu mäften oder mit der Milch zu handeln; 

b) die Milh einer Herde, das Obſt eines Gartens oder einer 
Baumpflanzung und ähnlihe Nußungen abgejondert zum 
Gewerbebetriebe padten; 

e) die Filcherei in geſchloſſenen Gewäſſern (Landfeen, Teihen 
und dergleihen im Gegenjage zum Meere, zu Küjten- 
gewällern, Haffen und Strömen) abgejondert zum Ge- 
werbebetriebe padten. 

6. Molfereigenojjenjchaften, Winzervereine und andere Ber- 
einigungen zur Bearbeitung und Verwertung der jelbftgewonnenen 
Erzeugnilje der Teilnehmer unterliegen der Gemwerbefteuer nur unter 
denjelben Vorausjegungen, unter welchen auch der gleihe Geſchäfts— 
betrieb des einzelnen Mitgliedes Hinfichtlich feiner ſelbſtgewonnenen 
Erzeugnifie der Gewerbeſteuer unterworfen ilt, und bei gemwerb- 
mäßiger Ausdehnung des Verkaufs auf fremde Erzeugniffe nur nach 
Maßgabe des lekteren. 

7. Der Gartenbau (Blumenzudt, Gemüfebau, Betrieb von 
Baumfchulen ujw.) unterliegt {don nach den Beftimmungen zu 3 
der Steuerpflicht, injoweit ein gewerbmäßiger Zulauf fremder 
Erzeugnijfe des Gartenbaues zum Zwecke des weiteren Bertriebes 
in — Zuſtande oder nach einer Verarbeitung ſtattfindet. 

ie Steuerpflicht trifft aber auch den auf die ſelbſtgewonnenen 
Erzeugnifje beſchränkten Gartenbau, welder ſich als Kunft- und 

*) Anm. Als erkauftes Futter gilt auch das auf einer ausichlieflih zu 
obigem Zwech in Pacht genommenen Wieſe oder Weide gewonnene. Wer aber 
eine eigene jelbftändige Landwirtichaft betriebt, wird durch den Anfauf von 
Vieh zur Mäftung nicht jtenerpflichtig, wenn er auch zuc Vermehrung des Futters 
noch Ländereien hinzupachtet. 
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Handelsgärtnerei darfellt und regelmäßig unter ent- 
iprehender Firma bezeichnet. 

II. Die bisherige Steuerfreiheit der „landwirtichaftlihen“ Brannt- 
weinbrennereien ijt durch $ 28 Nr. 2 des Kommunalabgabengejekes 
aufgehoben. 


Artilel 9. 


($ 4 Nr. 5 bis 7 des Gewerbeſteuergeſetzes und $ 28 Abi. 3 des Kommunal- 
abgabengeiebes.) 


Bon der Gemwerbeiteuer jind ferner befreit: 


1. der Handel außerpreußifcher Gewerbetreibender 
a) auf Meilen und Jahrmärkten, 
b) mit Berzehrungsgegenftänden des Wochenmarktverfehrs 
auf Wocdhenmärften*); 
2. der Betrieb derjenigen Eifenbahnen, welche 
a) der Eilenbahnabgabe unterliegen, oder 
b) ſich im Befite des preußischen Staates befinden ($ 28 Abi. 3 
de3 Kommunalabgabengejebes), oder 
a) auf Grund von Staatsverträgen Steuerfreiheit genießen. 
Die Kleinbahnen find dagegen gemwerbejteuerpflichtig 
(8 n des Geſetzes vom 28. Juli 1892 — Geſetzſamml. 
©. 225). 


Des weiteren ift befreit: 


3. die Ausübung eines amtlichen Berufes, einjchließlich des 
Militärberufes, der Kunſt (inäbejondere der Malerei, der 
Bildhauerei, der Baufunft, der Mufif und der dramatiſchen 
Kunft), einer miljenjchaftlihen, jchriftftellerifchen, unter- 
richtenden oder erziehenden Tätigkeit, einjchließlich des Berufes 
der approbierten Ürte (Wundärzte, Augenärzte, 
Geburtshelfer, Zahnärzte, Tierärzte ufw.) und Hebammen. 

Insbeſondere genießen Steuerfreiheit Rechtsanwälte, 
Gerichtsvollzieher, vereidete Land» und Feldmeſſer, Mark— 
iheider, ſowie gerichtlihe Auktionskommiſſarien, welche ſich 
auf die Abhaltung gerichtliher Auktionen bejchränfen. 

Im einzelnen ift hervorzuheben: 

a) Wenn durch Bervielfältigung der Erzeugniffe der bildenden 
Kunft eine Ware für den Kauf hergeftellt und hiermit Handel 
getrieben wird, jo tritt die Steuerpflicht ein. 

Iſt mit der Ausübung der Baufunft zugleich eine über 
die Grenze der Bauleitung hinausgehende Tätigkeit al3 Unter- 
nehmer der Ausführung verbunden, jo wird gleichfalls die 
Steuerpflicht begründet. 


"Anm. Die Beftimmungen im $4 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 (Geſetz— 
jamml. ©. 247) und die hierauf bezüglihen Vorſchriften der Ausführungs- 
anmweilung vom 3. September 1876 bleiben in Kraft. (An die Stelle der letzteren 
ist jetzt die H. A. vom 27. August 1896 getreten). 
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b) Die gewerbmäkige Berwertung fremder fünft- 
leriicher oder wiſſenſchaftlicher Erzeugniſſe und Leiftungen, 
wie der Handel mit Kunjtwerfen, die Beranitaltung von 
Konzerten, Theater- und Birfusvoritellungen, Kunftaus- 
jtellungen und Schauftellungen jeglicher Art begründet für den 
Unternehmer die Steuerpflicht. 


Auf Veranftaltungen zu mwohltätigen oder gemeinnügigen 
Zwecken finden die Borjchriften im Art. 7 Anwendung. 


Die Steuerfreiheit der Lehrer eritredt jich auf jede Art der 
unterrihtenden und erziehenden Tätigkeit in Wijjenichaften, 
Künften und Fertigkeiten, wenn dieje Tätigkeit auch nicht 
al3 die Ausübung eines Amtes ericheint (jelbftändige Sprad-, 
Muſik-, Tanz, Fecht-, Turn», Schwimmlehrer uſw.). 

Durch die mit der Ausübung einer jolchen Tätigleit ver- 

bundene Unterbringung oder Belöftigung von Schülern 
wird die Steuerfreiheit der Lehrer nicht aufgehoben, jofern 
Erziehung oder Beauflihtigung den Hauptzwed bilden. 
Benfionate, für welche letzteres nicht zutrifft, jind jteuer- 
pflichtig. 
Die Steuerfreiheit der approbierten Ärzte umfaßt auch die 
Verabreihung von Heilmitteln und Arznmeien in dem 
ihnen gejtatteten Umfange. Wenn aber jolde Arzte Heil- 
mittel oder andere Gegenitände gemwerbmäßig verkaufen, 
3. B. wenn Bahnärzte, Zähne Zahntinkturen, Bürften und 
dergleichen an andere als ihre Patienten vertreiben, fo unter- 
liegt diejer Erwerbzweig der Steuerpflicht. 


Inwieweit die Unterhaltung von Heilanjtalten (Brivat- 
Ktranfen- und Srrenanftalten, Sanatorien und dergleichen), 
auch wenn jie mit der Ausübung des ärztlichen Berufes 
verbunden iſt, als fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb anzujehen, 
it nach den tatjählihen Umſtänden des einzelnen Falles 
zu beurteilen. 


Die Ausübung der Heiltunde gegen Entgelt durch andere 
Berjonen, als approbierte Ärzte, iſt iteuerpflichtig. Ins— 
bejondere unterliegen Naturärzte, Zahntechniler, Heil- 
gehilfen uſw. der Steuerpflicht. 


C 


— 


d 


u 


Artifel 10, 
($ 5 Abi. 1 und 2 des Geſeßes.) 


1. Vereine, eingetragene Genoſſenſchaften und Korporationen, 
weldhe nur die eigenen Bedürfnilie ihrer Mitglieder an 
Geld, Lebensmitteln und anderen Gegenjtänden zu beichaffen be- 
zweden, insbejondere die in der Form von Vereinen oder eingetragenen 
Genoſſenſchaften bejtehenden Konſum-, Vorſchuß-, Ktreditvereine, Dar- 
lehnkaſſen, Volksbanken ujw. find von der Gewerbeſteuer befreit, 
wenn fie zugleih Jjabungsgemäß undtatjädhlid: 


Art. 11. Befreiungen. 267 


a) ihren Verkehr auf ihre Mitglieder bejchränten, 

b) feinen Gewinn unter die Mitglieder verteilen, und 

ce) durch ihre Saßungen eine Verteilung des aus dem 
Gewinne —— Vermögens unter die Mit— 
glieder für den Fall der Auflöfung ausſchließen. 


Eine Ausdehnung des Verkehrs über den Kreis der Mitglieder 
hinaus ift nicht ſchon dannı anzunehmen, wenn der Berein uſw. mit 
Richtmitgliedern überhaupt in Gejchäftsverfehr tritt, ſondern erſt 
dann, wenn der Berein ujw. Nichtmitglieder an denjenigen Zweden 
teil nehmen läßt, zu deren Erreihung er gebildet 
worden ift. 


Na en des Voritehenden muß die Bejchränfung des Ber- 
fehrs auf die Mitglieder nicht nur in den Satzungen (Statuten) 
des Vereins ulm. angeordnet fein, jondern auh tatjählich aus— 
geübt werden. 


Ebenfo muß die Gemwinnverteilung nicht nur durd Die 
Saßungen, jondern auch tatfählih ausgejchlojlen bleiben. Als 
Gemwinnverteilung gilt ſowohl die bare Auszahlung als auch die Gut— 
ihreibung der Gewinne ($ 19 des Gejehes, betreffend die Erwerbs— 
und ®irtichaftsgenofjenichaften, vom 1. Mai 1889 — RGBl. ©. 55 —). 

2, Selbſt wenn im übrigen die unter Nr. 1 bezeichneten Bor- 
ausjegungen der Steuerfreiheit zutreffen, jo unterliegen doch Kon— 
jumvereine mit offenem Laden unbedingt der Beiteuerung. 


Als offener Laden ift nicht nur ein mit Warenauslagen und 
lonftigen Einrichtungen zur Anziehung des Publitums (Schaufenfter 
uw.) verjehenes Geſchäft, fondern überhaupt jedes Verkaufslokal 
anzujehen, in welchem vorhandene Warenvorräte im Kleinverfehr 
an die erfcheinenden Käufer ohne vorherige Beitellung und ohne daß 
ein phyſſiſches Hindernis (Verſchluß) für den Eintritt bejteht, 
Sg werden. (Bol. €. OVG. vom 11. April 1893, E. in St. 1 

) 


3. In gleiher Weiſe unterliegen der Steuerpflicht die Konſum— 
anftalten mit offenem Laden, weldhe von gemerblichen 
Unternehmern im Nebenbetriebe unterhalten werden (vgl. $ 17 Abi. 1 
des Geſetzes). 


Artikel II. 
($ 22 des Kommunalabgabengeſetzes.) 

Etwaige —7 — auf beſonderen Vorſchriften oder Rechtstiteln 
beruhende Befreiungen von fommunalen Gewerbeſteuern (vgl. 
$ 22 des Kommunalabgabengeſetzes) find bei der Gewerbeſteuerver— 
anlagung nicht zu berüdjichtigen. Den Berechtigten bleibt es viel- 
mehr überlafjen, die ihnen zuftehende Steuerfreiheit den betreffenden 
Gemeinden gegenüber jelbit geltend zu machen.!) 


Zu Art. 11. 
!) Vgl. Anm. 2a zu % 1. 
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Abfchnitt IM. 
Die fubjektive Steuerpflicht. 


Artikel 12. 
Subjekt der Steuerpflicht. 
($$ 18 bis 20, 41 Abj. 2 des Gejetes.) 


l. Für die Erfüllung der nad dem Gemerbejteuergejege den 
Hemwerbetreibenden obliegenden Berpflichtungen haftet der Ynhaber 
des Gemerbebetriebes ohne Unterjchied, ob er denjelben in eigener 
Berjon oder durch Beauftragte ausübt. 

Hinfihtlih der Steuerpflicht ftehen Nichtpreußen den Preußen, 
juriftiihe Perjonen (Korporationen, Gemeinden und Aftiengejell- 
ihaften) den phyſiſchen, Berjonenmehrheiten (offene Handelsgejell- 
ihaften, Kommanditgejellihaften, Genojjenichaften, Vereine ujw.) 
den einzelnen Berjonen gleid. 

Wegen der Vertretung der juriftiihen PBerjonen und PBerjonen- 
mehrheiten, ſowie der unter väterliher Gewalt, Pflegichaft oder 
Vormundſchaft ftehenden Perſonen wird auf $ 18 Abi. 2, $ 19 Abi. 2, 
3 und $ 56 des Geſetzes vermiejen. 

Die Erfüllung der den fjolidariich haftenden Teilnehmern eines 
gemeinjchaftlihen Gemwerbebetriebes obliegenden Verpflichtung jeitens 
eines Teilnehmers (Gejelljchafters) befreit die übrigen von ihrer 
Verbindlicheit (vgl. $ 19 Abj. 3 des Geſetzes). 

2. Bon gewerblichen Unternehmungen, welche außerhalb Preußens 
ihren Sit haben (Art. 3 Nr. 1), kann die Beftellung eines in Preußen 
wohnhaften Vertreter gefordert werden, welcher für die Erfüllung 
aller dem Inhaber des Unternehmens obliegenden Verpflichtungen 
jolidariih haftet ($ 2 des Gejekes). 

Bon diejer Befugnis hat der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes 
regelmäßig Gebrauch zu maden; nur wenn der Inhaber eines ſolchen 
Unternehmens oder — bei dem PVorhandenjein mehrerer — einer 
derjelben in Preußen einen Wohnjiß hat, fann von der Bejtellung 
eines Vertreters abgejehen werden. 


Die Übertragung und die Annahme der Bertretung 
hat entweder zu Protokoll vor dem Borligenden des Steueraus- 
ichufjes oder jchriftlich zu erfolgen. In legterem Falle find die Unter- 
ihriften von einer Behörde oder einem zur Führung eines Siegels 
berehtigten Beamten (Amtd- oder Gemeindevorfteher, Notar, 
Geſandten, Konful uſw.) zu beglaubigen. 

3. Der Verpächter eines Gewerbes haftet für die Jahresiteuer 
jolidarifh mit dem Pächter desjelben. 


Über den Betrag der laufenden Jahresfteuer hinaus findet eine 
Haftung des Verpächters nicht ftatt. 
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Artifel 13. 


Zeitliche Begrenzung der Steuerpflicht. 
($ 33 des Gejches.) 


1. Die Steuerpflicht beginnt mit dem Anfange des auf die Er- 
öffnung des Betriebes folgenden Stalendervierteljahres und dauert 
bi zum Ende desjenigen Ktalendervierteljahres, in welchem das Ge- 
werbe abgemeldet wird. 

Über die Befugnis der Regierung, unabhängig von der Ab- 
meldung die Steuer vom Beginne des auf die Betriebsbeendigung 
folgenden Bierteljahres in Abgang jtellen zu lafjen, ergibt $ 58 Abi, 2 
des Geſetzes das Nähere. 

Die Regierung hat auf Antrag von dieſer Ermädtigung 
Gebrauch zu maden, wenn die Abmeldung unverjchuldeterweije unter- 
blieben bezw. verjpätet ift, oder rüdjichtlich der Vermögensverhält- 
nilje des Steuerpflichtigen in der Forterhebung der Steuer eine 
bejondere Härte liegen würde. 

2. Die Steuerpfliht umfaßt mindeitens den Zeitraum eines 
Vierteljahres. Betriebe, weldhe in demjelben Kalendervierteljahre 
an- und abgemeldet bezw. begonnen und aufgegeben werden, jind 
daher für dieſes Vierteljahr fteuerpflichtig. 

3. Die Beftimmung zu 1 findet analoge Anwendung auf joldhe 
Gewerbe, bei weldhen ein gejeglicher Befreiungsgrund (88 3 bis 5 
des Gemwerbefteuergejeges in Verbindung mit $ 28 des Kommunal» 
abgabengejeßes) eintritt bezw. in Fortfall fommt. 

Bei Gemwerben jedoch, welche wegen eines hinter der Grenze 
der Steuerpflicht zurüdbleibenden Ertrages und Anlage- und Betriebs- 
fapital3 von der Steuer befreit find, begründet eine Erhöhung 
des Ertrages oder des Anlage- und Betriebstapital3 auf 1500 bezw. 
3000 Mark und darüber die Steuerpflicht erſt vom Beginne des nädhiten 
Steuerjahre3 ab. Umgekehrt rechtfertigt eine Verminderung des 
Ertrages und des Anlage- und Betriebsfapitals unter den die Steuer- 
pfliht bedingenden Mindejtbetrag die Steuerbefreiung erit vom 
nächſten Steuerjahre ab.!) 

Wegen der fogenannten ruhenden Gewerbe, welche (wie 3. B. 
da3 Bauhandwerk) regelmäßig nur während eines Teiles des Jahres 
betrieben werden, vgl. Art. 28 Nr. 6. 


Zu Art. 13. 
'!) Vgl. $ 24 Abs. 4 und Anm. 10 dazu. 


Artikel 14. 
Übergang der Steuerpflicht auf einen anderen. 
($ 41 des Geſetzes.) 


Wird ein Gewerbebetrieb ohne wejentliche Anderungen!) von 
einer anderen Perſon als dem bisherigen Gemwerbetreibenden fort- 
gejegt (3. B. im Falle der Veräußerung oder Vererbung), jo findet 
feine Neuveranlagung des Geichäftnachfolgers ftatt, der Gejchäft- 
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nachfolger tritt vielmehr bi8 zum Ablaufe des Steuerjahres in die 
Steuerpflicht des Abgehenden nah Maßgabe der Veranlagung des 
legteren ein. Für das Pierteljahr, in welhem der Perſonenwechſel 
erfolgt, fann die Steuer nur einmal und zwar zunädjt von dem Ab- 
gehenden eingezogen werben. 

Hat bei eingetretenem Berjonenmwechjel der ausjcheidende Gewerbe— 
treibende die Abmeldung unterlaffen, jo iſt er neben feinem Nad)- 
folger zur Fortentrichtung der Steuer verpflichtet. Die Regierung 
it jedoch ermächtigt, Die Steuer vom Beginne des auf den Perjonen- 
wecjel folgenden Bierteljahres ab in Abgang jtellen zu lajjen, wenn 
der Nachfolger die Steuer entrichtet hat ($58 Abi. 2 des Gejekes). 


Zu Art. 14. 
1) Vgl. Anm. 3, 4 zu $ 34 und Anm. 4, 5 zu $ 4l. 


Abjchnitt IV. 
Mahflab der Beflenerung. 
Artikel 15, 
Allgemeines. 

(88 6,8,9, 13, 14, 15 des Gejekes.) 


1. Die Beſteuerung der Gewerbe erfolgt in vier nad der Höhe 
des jähbrlihen Ertrages oder des Anlage- und Be- 
triebsfapitals (Art. 16 und 17) gebilde'en Steuerflajjen. Die 
al3 Anlage I beigefügte Zufammenjtellung ergibt das Nähere hierüber. 


2. Der Umſatz und Betriebsumfang fowie äußere Merkmale 


der Klaſſen nod für die Bemeſſung des Steuerfaßes innerhalb der 
betreffenden Klafje, immerhin ijt aber darauf inſoweit Rüdficht zu 
nehmen, al die Schätzung de3 Ertrages und insbefondere des 
Anlage- und Betriebsfapıtald dadurch erleichtert wird. 

3. Für die Feſtſetzung des Steuerfaßes innerhalb der 
Steuerflafjen fommt in eriter Linie der Ertrag (Art. 16) in Betradt; 
daneben ilt das Anlage» und Betriebgfapital nur infofern von Ein- 
Huf, als dadurd) die Zugehörigkeit zu der betreffenden Steuerklaſſe 
und die Anwendung eines in diejfer Klaſſe zuläfligen Steueriages 
bedingt wird. 

4, In der die größten Gewerbebetriebe (mit mindejtens 50000 Mt. 
Ertrag oder 1000000 Mark Anlage- und Betriebsfapital) umfaſſen— 
den Klaſſe I wird für die einzelnen Gemwerbetreibenden — ohne 
Vereinigung Dderjelben zu einer Steuergejellihaft — die 
Steuer unter Beachtung der Abrundung auf die gejeglich zuläffigen 
Steuerfäße auf eind vom Hundert des jährlihen Ertrages 
feitgejegt. Fit die Zumeilung de3 Gewerbes zur Klajje I aber nur 
durch die Höhe des Anlage- und Betriebstapitald bedingt, während 
der Ertrag 50000 Mark nicht erreicht, fo fommen 


Art. 15. Mahitab der Beiteuerung. 971 


a) geringere Steuerjäge als 524 Mark, jedoch nicht unter 300 Mark 

in Anwendung (vgl. Anlage 1), und es jteht ferner 

b) dem Steuerpflichtigen frei, wenn er nachweiſen fann, daß 

der erzielte Ertrag 2 Jahre lang die Höhe von 30000 Marf 
nicht erreicht hat, die Verfegung in die dem Ertrage ent- 
iprechende niedrigere Steuerklaſſe zu verlangen. Ohne 
einen dahingehenden Antrag des Steuerpflichtigen ift der 
Steuerausihuß nicht befugt, jofern das Anlage- und Be- 
triebstapital 1000000 Mark erreicht, wegen eines 30000 Marf 
nicht erreichenden Ertrages die Verſetzung in eine niedrigere 
Steuerflajjie vorzunehmen. 

5. Die vorftehende Beltimmung (Nr. 4b) findet auch unter den- 
jelben VBorausjegungen auf die den Klaſſen II und III zugemwiejenen 
Steuerpflichtigen Anwendung, wenn jie zwar nad der Höhe des 
Anlage- und Betriebstapital3 zu der betreffenden Klaſſe gehören, 
jedoh der Ertrag nachmeislih 2 Jahre lang hinter 15000 Mark 
in Klaſſe II bezw. 3000 Mark in Klaſſe III zurüdgeblieben ift. 

Nur fteuerpflihtige Konfumvereine und Konfumanitalten jind 
hiervon — und zwar auch in Klaſſe I — ausgeſchloſſen. 

6. Für diejenige Betriebe der Klaffen II bis IV, welche nad) 
der Höhe des Ertrages der betreffenden Klaſſe zugehören, gewährt 
das Geſetz ferner den Schuß, daß die Steuer ein Prozent des Er- 
trages (unter Berüdjihtigung der Abjtufung der zuläjligen Steuer- 
jäße!) nicht überfjteigen joll. 

Tiefe Steuerpflihtigen können im Wege der Rechtsmittel (vgl. 
Abjchnitt VIII diefer Anm.) Ermäßigung bis auf den Steuerjat, 
welder einem vom Hundert des Ertrages entipricht, verlangen. 

7. Auf diejenigen Betriebe, deren Zugehörigkeit zu einer der 
Klaſſen II bis IV nur dur die Höhe des Anlage- und Betriebs- 
fapitals bedingt it, finden die Beltimmungen unter Nr. 6 — un- 
beihadet der Borjchriften unter Nr. 5 — injomweit ſinngemäße Ans 
wendung, als dieje Steuerpflichtigen Ermäßigung bis auf den zu— 
läffigen geringiten Steuerjaß der betreffenden Klaſſe verlangen können. 

8. In den Gemwerbefteuerflajfen Il, III und IV findet die Be- 
fteuerung nad Mittelfägen jtatt. Der für jede diejer Klaſſen gejeglich 
bejtimmte Mitteljat (300 Mar, 80 Mark, 16 Mark) iſt nad) 
dem mutmaßlichen durchſchnittlichen Ertrage der Be- 
triebe in der betreffenden Klajje bemejjen. Die Steuerpflichtigen 
jeder der genannten Klaſſen bilden in jedem Beranlagungsbezirke 
eine Steuergejelljihaft; der Mittelſatz multipliziert mit der 
Anzahl der zu diejer Gejellichaft gehörigen Steuerpflichtigen ergibt 
die Gewerbeſteuerſumme, welche die Gejellihaft aufzubringen 
und durch ihre eigenen, aus ihrer Mitte von ihr gewählten Ab - 
geordneten unter die einzelnen Steuerpflidhtigen zu verteilen 
hat vgl. Art. 37 und 38). 

Die aufzubringende Steuerfumme wird nötigenfalls auf den 
durh die zuläfligen Steuerjäge daritellbaren Betrag abgerundet, 
indem der überjchießende Betrag außer Anſatz gelaſſen wird. 
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9. Behufs Berteilung der fejtgeftellten Steuerfumme (Nr. 8) 
innerhalb der Steuergejellichaft ijt eine Feſtſetzung des Ertrages für 
jeden einzelnen Steuerpflichtigen durch Beſchluß der VBeranlagungs- 
organe (Abgeordnete, bezw. Steuerausijhuß) — wie ſolche in Klafje I 
ftattfinden muß, indem dort die Steuer mit einem vom Hundert 
zu berechnen ift — nicht vorgejchrieben. 

Die Abgeordneten in den Klaſſen II, III und IV haben viel- 
mehr die Steuerfumme nad beitem Wijjen und Gemiljen und nad 
ihrer Kenntnis oder Schäßung des Ertragverhältniffjes 
zwilhen den einzelnen Gemwerbebetrieben unter die Mitglieder der 
Gejellihaft zu verteilen, jo daß die den einzelnen auferlegten Steuer- 
ſätze unter jich tunlichit in einem, dem Ertragverhältnijje entiprechenden 
Verhältniſſe jtehen. 

In jehr vielen Fällen wird dieſer Aufgabe jeitens der Ab- 
geordneten genügt werden können, ohne daß überhaupt die Aus- 
mittelung de3 bejtimmten ziffermäßigen Ertrages der einzelnen 
Gewerbebetriebe nötig würde. 

Inwieweit die Abgeordneten von den gejeglich zuläſſigen Be- 
fugniffen zur Anftellung von Ermittelungen Gebrauch zu maden, 
oder doch andermweite Erfundigungen einzuziehen haben, um Miß— 
griffe bei Schägung des Ertragverhältniffes zu vermeiden, wird jich 
nah dem Beranlagungbezirte und der Klaſſe verjchieden geftalten 
und zunächſt der Beurteilung der zuftändigen Beranlagungorgane 
unterliegen (Art. 24 Wr. 1). 

10. Die Anordnung der höchſten und niedrigjten Steuerfäße in 
den Klaſſen II, III, IV iſt nicht etwa als eine zwingende in dem Sinne 
aufzufafien, daß diefe Sätze bei jeder Steuerverteilung innerhalb 
eines Beranlagungbezirt3 zur Anwendung fommen müfjen, 
vielmehr bezeichnen diejelben nur die Grenzen, in denen fi die Ab- 
geordneten bei der Steuerverteilung zu bewegen haben, indem fie 
einerjeit3 oberhalb, andererfeits unterhalb des Mittelſatzes der Klaſſe 
die Durch das Verhältnis derErträgnilje bedingten Steuerjäge anwenden. 

11. Gegen Mißgriffe in der Steuerverteilung jind den Mit- 
gliedern der Gejellichaft die Rechtsmittel gegeben. Außerdem greift 
das unter 6 vorjtehend Bemerfte wegen Abwehr einer ein Prozent 
des Ertrages überjteigenden Bejteuerung Plaß. 

12. Tritt endlich der Fall ein, daß nach den bejonderen, in einem 
Veranlagungbezirfe obwaltenden Umjtänden, ungeachtet einer durdh- 
aus vorkhriftmähigen Verteilung der Steuer, es ſich nicht vermeiden 
laſſen würde, diejenigen Gewerbebetriebe, deren Ertrag die für Die be- 
treffende Klaſſe maßgebende Höhe erreicht, mit mehr als einem 
Prozent des Ertrages zu befteuern, jo hat der Finanzminiſter die er- 
forderliche —— der Steuerſumme für das betreffende Steuer— 
jahr zu verfügen. 

erartige Fälle ſind zunächſt von der zuſtändigen Bezirks— 
regierung ſorgfältig zu unterſuchen und, ſofern ſie nicht als unbe— 
gründet — ſind und dadurch ihre Erledigung finden, mit gut— 
— ußerung der Entſchließung des Finanzminiſters zu unter— 
reiten. 
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In der Regel wird ſich die Notwendigkeit der Herabjegung der 
Steuerfumme und das Maß der erforderlichen Herabjetung erjt bei 
der Berteilung der Steuerfumme dur den Steuerausihuß heraus- 
ftellen und der Antrag auf Herabjegung der Steuerfumme alsdann zu 
ttellen fein. In Beranlagungbezirkten, in denen die Notwendigfeit 
eines jolden Antrages zu vermuten ift, ift, um Verzögerungen ber 
Beranlagung möglihft zu vermeiden, auf tunlichit zeitige Zufammen- 
berufung des Steuerausichufles Bedaht zu nehmen. Ausnahm- 
weile, wenn der Vorſitzende des Steuerausschuffes und die Regierung, 
namentlid mit Rüdiiht auf die Ergebnilje der Veranlagung und der 
Rechtsmittel im laufenden Steuerjahre, die begründete Überzeugung 
haben, daß bei der nächſten Veranlagung die Aufbringung der vollen 
Steuerjumme unmöglich fein würde, fann der Antrag auch vor dem 
Zufammentritt des Steuerausjchufjes beziehungweife vor Beginn der 
eranlagung geftellt werden. In allen Fällen ift der Antrag eingehend 
zu begründen. 

Nah Zuftellung der Steuerzujchriften oder Offenlegung der 
Gemerbejteuerrollen fann eine Herabjeßung der Steuerfumme für 
das laufende Steuerjahr nicht mehr erfolgen. 


Zu Art. 15. 
!) Vgl. Anm. 10 zu $ 15. 


Artikel 16. 
Ertrag. 
($ 22 des Geſetzes.) 


Der der Beiteuerung zu Grunde zu legende Ertrag wird ge- 
Tunden dur) Abzug: 

1. der Betriebsfoften!), d. h. der zur Erzielung des Gemwinnes 

gemadten Aufwendungen (Nr. II) und 

2. der Abjchreibungen?) (Nr. III) 

von ber gejamten Betriebseinnahme (Roheinnahme [Nr. I]). 

I. Zu der Roheinnahme gehören insbejondere: 

1. die für gejchäftlihde oder gewerbliche Leiftungen jeder Art 
bedungenen?) oder gewährten Propijionen, Zinſen und 
jonftigen Gegenleijtungen; 

. der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder auf Kredit 
verfauften Waren und Erzeugnijje: 

3. der Geldwert der zum Gebrauche oder Verbrauche des Steuer- 
pflichtigen, feiner Angehörigen und der nicht zum Gemerbe- 
betriebe gehaltenen Dienftboten und jonftigen Hausgenojjen 
aus dem Betriebe entnommenen Erzeugnijje und Warent). 
Sind Erzeugnijje oder Waren teil für den Haushaltsbedarf, 
teil3 für Zwede des Gemwerbebetriebes verwendet, jo ift eine 
den tatjählihen Verhältniſſen entiprechende Trennung nad) 
billigem Ermefjen zuzulaffen. Dasjelbe gilt von den gemein- 
jam zu beiden Zmeden gemachten Ausgaben. 

Fuiſting, direlte Stenern. TIL. 18 


to 
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As Betriebskoſten find insbejondered) abzugsfähig: 

1. die Koften der Unterhaltung der dem Betriebe dienenden 
Gebäude und fonftigen baulihden Anlagen, jowie zur Er- 
haltung und Ergänzung des vorhandenen lebenden und toten 
Betriebsinventars; 

. die Koften für Berficherung der zu 1 gedachten Gegenftände, 
jowie der Warenporräte gegen Brand und fonftigen Schaden; 

3. der Pacht- und Mietzinse) für die zum Gejchäftsbetriebe 

gepadıteten und gemieteten Grundftüde, Gebäude, Räum- 
lichfeiten und Utenjilien; 

4. die Ausgaben für die im Betriebe erforderliche Heizung und 
Beleuchtung; 

. die — für die eingekauften Roh- und Hülfs- 
ſtoffe und Waren, ſowie für die ſonſt im Betriebe erforder— 
lichen Materialien; 

6. die Löhnung”) der für den Gewerbebetrieb angenommenen 
Angeftellten, ®ejellen, Gehülfen, Arbeiter, einjchließlich des 
Seldwertes der etwa gewährten Belöjtigung und fonjtigen 
Naturalleiftungen, foweit dieje nicht aus den Betriebsbeſtänden 
entnommen werden; 

. die von dem Unternehmer gejeß- oder vertragmäßig für 
das Betriebsperional (Nr. 6) zu entrihtenden Beiträge 
zu Kranfen-, Unfall, Alters- und Anvalidenverfiherung-, 
Witwen-, Waifen-, Penſion- u. dergl. Rafien; 

8. die auf den dem Betriebe dienenden Grundftüden und dem 
Gewerbe haftenden Realabgaben und fonftigen öffentlihen 
Laiten, fowie die im Geſchäftsbetriebe zu entridhtenden in- 
direften Abgaben (Zölle ujm.).8) 

Der Abzug von Einfommen- und fonjtigen Perjonaljteuern ift, 
jofern es fich nit um rein gewerbliche Erwerbgejellichaften handelt, 
unzuläflig.*) 

III. Bon der Roheinnahme dürfen ferner in Abzug gebracht 
werden diejenigen Abihreibungen, welde einer angemejjenen?) 
Berüdjihtigung der Wertverminderung der dem Gewerbebetriebe 
gewidmeten Gegenftände und Rechte (Artikel 17) entiprechen, ins- 
bejondere für die Abnutzung von Gebäuden, Mafchinen, Betriebs- 
gerätichaften ujw., für Subjtanzverminderungen (3. B. beim Berg- 
bau!®), bei Sand-, Kalf- und Tonlagern!t), für unfichere Forderungen 
und dergleichen. 

Für das Maß der hiernad zuläffigen Abjchreibungen find die 
bezüglihd der faufmännifchen Buchführung geltenden Grundfäße 
————— 

Bei Gegenſtänden, welche gänzlich aus dem Betriebe aus— 
Iceiden!?), kann die Differenz zwiſchen dem Buchwerte und dem 
ihnen nach der Ausicheidung verbliebenen Werte abgezogen werden. 


ID 


Di 


—] 








*, Anm, Der Abzug der Gewerbefteuer jelbft ift nach dem Urteile des 
Oberverwaltungsgerichts vom 31. Januar 1895, VI. G. 909, zuläffig. 
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Iſt der verbliebene Wert größer als der Buchwert, jo ift ein Abzug 
nicht ftatthaft. 

IV. Nihtabgezogen werden dürfen: 

1. die Zinfen für das Anlage- und Betriebstapital, dasjelbe 
mag dem Gewerbetreibenden —* oder dritten gehören, 
und für Schulden, welche behufs Anlage oder Erweiterung 
des Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals oder zu 
ſonſtigen Verbeſſerungen des Betriebes aufgenommen ſind. 

Dagegen ſind Zinſen für die laufenden Geſchäftſchulden, 
d. h. ſolche, die ſich aus der laufenden Geſchäftsführung er— 
geben und auf dem regelmäßigen Geſchäftskredit beruhen 
(3. B. die aus dem Kontoforrent, aus dem Bezuge gegen 
Kredit entnommenen Waren), abzugsfähig; 

. Rapitalverluftel?); 

. Ausgaben für Tilgung der Schulden und des Anlagefapitals; 

. Aufwendungen für Berbejlerungen und Gejchäftsermweite- 
rungen (vergl. Artikel 27 Nr. 1 Abj. 2 der Nusführung- 
anmweilung vom 5. Auguft 1891 zum Einfommenfteuergejepe*); 

. die Rüdlagen in den Rejervefonds!#) mit der auch bei der 
Einfommenjteuer für die Berjicherungsgejellichaften zu— 
gelajjenen Ausnahme (vergl. Artikel 27 Nr. 1 Abi. 3 und Abi. 4 
Saß 1 der vorerwähnten Ausführunganweilung**); 

6. Ausgaben für den Unterhalt des Gemwerbetreibenden und 

jeiner Angehörigen. 

Vertragmäßig bedungene Aufwendungen (Gehalt, Lohn, Be- 
föftigung ufm.) für die im Gewerbebetriebe beichäftigten Verwandten 
find jedoch abzugsfähig, jofern legtere nicht (wie z. B. Ehegatten und 
Kinder) zur Haushaltung des Gemwerbetreibenden gehören.) 


—816 


—— 





*)Anm. Obige Beſtimmung lautet: 

„Als zur Verbeſſerung oder Geſchäftserweiterung verwendet gelten die— 
jenigen Ausgaben, welche weder zur Deckung von laufenden Betriebsun— 
foften, noch zur Erhaltung und Fortführung des Betriebes in dem bisherigen 
Umfange dienen, jondern mit welchen Einrichtungen oder Anlagen zur 
Erzielung eines höheren Ertrages oder zur Ausdehnung des Betriebsumfanges 
beftritten werden.“ 

**) Anm. Dieje Beitimmungen lauten: 

„Bon den aus Überſchüſſen gebildeten Rejervefonds bleiben nur die- 
jenigen außer Betradht, welche bei den Verſicherungsgeſellſchaften zur 
Nüdlage für die Berjiherungiummen beitimmt find. Hierher gehören 
insbejondere diejenigen — in der Regel „Brämien-“ und „Gewinn-“ oder 
„Dividenden-* Rejerven genannten — Fonds der Lebensverjicherungsgejell- 
ſchaften, welche das Dedungstapital bilden für die den Verlicherten gegen- 
über durch den Berjicherungsvertrag übernommenen Berbindlichkeiten 
zur Zahlung der PBerjiherungiummen und der den Berlicherten jelbit 
als jogenannte Dividende zurüdzugewährenden Prämienüberſchüſſe. 

Im übrigen fommt es regelmäßig auf die verjchiedenen Arten der 
Benennung der Rejervefonds nicht an, jondern nur darauf, ob in der Bildung 
derjelben im einzelnen Falle eine Vermehrung des Vermögens enthalten ift.“ 

18* 
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Zu Art. 16. 

!) Vgl. Anm. 7 zu $ 22. 

®) Vgl. Anm. 14 ff. zu $ 22. 

®) „Bevor ein Anspruch besteht, kann er nicht als bedungen im Sinne 
des Art. 16 I I gelten, auch dann nicht, wenn für eine künftige Leistung 
ein bestimmter Preis vereinbart, die Leistung aber noch nicht erfolgt ist“ 
(U. VL G. 525 vom 25. November 1897). 

‘) vyg Fuisting I Anm. 15 zu $ 13 und Anm. 14 zu $ 14; ferner Anm. 4 
zu $ 22 GewG. 
>) Im folgenden sind nur Beispiele aufgeführt, vgl. Anm. 7 zu $ 22. 
6) Vgl. Anm. 11 zu $ 22. 
?) Vgl. Anm. 9 zu $ 2. 
») Vgl. Anm. 10 zu $ 22. 
?) Vgl. Anm. 21 zu 8 22. 
0) Vgl. Fuisting I Anm. 15 zu $ 16. 
11) Vgl. Fuisting I Anm. 19 F. zu $ 9. 
12) Vgl. Anm. 18 zu $ 22. 
1%) Vgl. Anm. 19 zu $ 22. 
44) Vgl. Anm. 15 zu $ 22. 
18) Vgl. Anm. 9B zu $ 22. 


WArtitel 17. 
Anlage: und Betriebsfapital, 
($ 23 des Geſetzes.) 


Das Anlage und Betriebäfapital umfaßt ohne Unterſchied 
zwilchen dem eigenen Sapitale des Gewerbetreibenden und dem 
nur angeliehenen oder in jonitiger Weile von dritten 
entnommenen ſämtliche dem betreffenden Gewerbe dauernd!) gemid- 
meten Gegenftände und Rechte, welche einen in Geld jchäßbaren 
Wert beiten. 

Hierher gehören insbejondere: 

l. die dem Gewerbe dienenden Grundjtüde, Gebäude, baulichen 

Anlagen, Waſſerkräfte, Majchinen, Gerätichaften, Werkzeuge, 
Tiere und Futtervorräte, Vorräte an fertigen Waren, Roh- 
und Hülfftoffen dr art der in der Bearbeitung, auf dem 
Transport und in öffentlichen Niederlagen oder auf auswärtigen 
Lagern befindlichen; 

2. die Borräte an Geld, Gold und Silber, Papiergeld, Banknoten, 
Wechſeln, Schuldicheinen und fonftigen Wertpapieren, die 
aus dem Gewerbebetriebe herrührenden Außenftände, ein- 
jchließlich der laufenden Guthaben; 

3. Gewerbeberedhtigungen (3. B. die Realprivilegien?) der Apo- 
thefer, EBENE EDROR SB.) und Rechte auf Gebraud 
oder Nubung fremder Grundftüde, Wege, Kanäle, Brivat- 
flüffe, Seen u. dergl. 

Nur die laufenden (Artikel 16 IV Nr. 1 Abſ. 2), nicht auch die 
zur Begründung, Berbejjerung oder Erweiterung des Gemerbe- 
betriebes gemachten Schulden fünnen bei der Berechnung des An- 
ge und Betriebstapitals von den obigen Werten in Abzug gebradt 
werden. 
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Das Anlage- und Betriebsfapital ift nach feinem mittleren?) 
(durchſchnittlichen) Stande in dem für die Berechnung maßgebenden 
Jahre (Artifel 18) zu veranjchlagen. 


Zu Art. 17. 
') Vgl. Anm. 6 zu $ 23 


2) Nicht auch die polizeilichen Konzessionen, vgl. Anm. 5D zu $ 23. 
s) Vgl. Anm. 8 zu $ 24. 


Artikel 18. 


Mapgebender Zeitabjchnitt. 
($ 24 des Geſetzes.) 


Nah dem Wortlaute des Gejeßes ift für die Steuerveranlagung 
der Ertrag beziehungmeije das Anlage- und Betriebstapital des bet 
der Bornahme der Veranlagung!) „abgelaufenen Jahres“ maßgebend. 

Indem das Gejeh jich einer genaueren Zeitbeftimmung enthält, 
gewährt e3 die Möglichkeit, den Berhältniffen der einzelnen Gemwerbe- 
betriebe entjprechend der Ertragd- beziehungmeije Kapitalberechnung 
entweder das Geſchäfts- oder das Kalenderjahr zu Grunde zu legen. 
Bei Gewerbebetrieben mit ordnungmäßiger Buchführung ift dem- 
gemäß auf das letzte Geichäftsjahr, Selen Ergebnifje zur Zeit der Veran- 
lagung feftgeftellt werden fünnen, bei den übrigen Gewerben auf 
das verflojjene Kalenderjahr zurüdzugehen. 

Beiteht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr lang, fo ift der 
Ertrag und das Betriebsfapital nad) dem zur Zeit der Veranlagung 
vorliegenden Anhalte zu jchäßen. 

Während des GSteuerjahres eintreiende Änderungen find erit 
bei der Befteuerung für das folgende Jahr zu berüdfichtigen. 


’ Zu Art. 18. 
) Vgl. Anm. 5 zu $ 24. 


Artitel 1. ae 


Beitenerung der nur zum Zeil in Preußen ftenerpflichtigen Gewerbe. 
(88 2, 21 des Gejekes.) 


Bei der Ermittelung des auf den in Preußen ftattfindenden 
Betrieb entfallenden Ertrages oder Anlage- und Betriebstapitals der 
zum Teil in Preußen, zum Teil außerhalb betriebenen Gewerbe 
(Artikel 3) ift folgendermaßen zu verfahren: 

I. Geftatten die Berhältnifje eine gejonderte Ertragsberedhnung 
für den in Preußen fteuerpflichtigen Teil des Gewerbebetriebes, jo 
ift eine folhe nad) Maßgabe des Artifel3 16 vorzunehmen. Hierbei 
it bei den inländiſchen Gewerben, welche gleichzeitig außerhalb 
Deutichlands einen ftehenden Betrieb unterhalten, für die in Preußen 
befindlihe Gefchäftsleitung ein angemefjener Teil des im Auslande 
erzielten Ertrages in Anfaß zu bringen. Bezüglich derjenigen inlän- 
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diihen Gewerbe, weldhe in anderen Bundesjtaaten*) einen 
ftehenden Betrieb errichtet haben, ijt zur Vermeidung von weit- 
läufigen Erörterungen biejer Teil auf No des dafelbit erzielten Ertrages 
anzunehmen. Nach denjelben Grundjäßen ijt bei der Berechnung 
bes Ertrages der von außerhalb Preußens domizilierten gewerblichen 
Unternehmungen in Preußen errichteten Zmweigniederlafjungen ujw. 
zu verfahren. 

Sit jedoch der diesjeits jteuerpflichtige Teil des Betriebes mit 
dem nicht en dergejtalt verbunden, daß der Ertrag nur 
einheitlich für das gejamte Unternehmen ermittelt werden kann, jo 
ift der Beſteuerung unter forgfältiger Beachtung des etwa ſchon für 
die Veranlagung der Einfommenjteuer gejammelten Materials eine 
nach Billigkeit und nötigenfalls nad dem Gutachten Sadjverftändiger 
zu bemejjende Quote des Gejamtertrages zu Grunde zu legen, wobei 
das Verhältnis der für die Gewinnerzielung vornehmlich enticheidenden 
Merkmale (3. B. bei Berjiherungsgejellichaften das Verhältnis der 
Prämieneinnahmen, bei Banken und Warenverfaufgeichäften das 
re der Roheinnahme ujw.) hauptjächlih zu berüdjichtigen 

eibt. 

II. Al3 Anlage- und Betriebstapital der in Preußen fteuer- 
pflichtigen Betriebsteile find in Anſatz zu bringen: 

1. die denfelben ſp esiell gewidmeten Werte und außerdem 

2. ein nach den zu I Abj. 2 angegebenen Grundjäßen zu be- 

rechnender Anteil an den in feiner befonderen Beziehung 
zu den einzelnen Betriebftätten ftehenden, dem gefamten 
Gewerbebetriebe dienenden Anlage- und Betriebsfapitalien. 
Hierher gehören insbefondere die zur en der Ge- 
ihäftsleitung jtehenden Fonds (Betriebs- und Rejervefonds), 
Gebäude und Utenfilien. 


Abjchnitt V. 


Bezirke und Organe der Beranlagung. 
Artilel 20. 
Beranlagungbesirte. 
($$ 10 bis 12 des Gejekes.) 
Als Beranlagungbezirke find für 


Siale .. rovinz, 
Ieſt eh egierungsbezirt, 
Klaſſe III und IV der Kreis 


bejtimmt. 
Die Stadt Berlin bildet für jede Klaſſe einen Beranlagungbezirf. 





*) Anm. Den Bundesitaaten ftehen das Neichsland Eljah-Lothringen 
> er em Schußgebiete gleich, $ 6 Abi. 3 Geſ. v. 15. März 1888 (Reiche- 
geſetz S 
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Durch Beftimmung des Finanzminifters fönnen jedoch innerhalb 
der Provinz für Klaſſe I, des Regierungsbezirt3 für Klaſſe II, des 
Kreijes für Klaſſe III und IV, jowie innerhalb der Stadt Berlin für 
jede Klajje mehrere Beranlagungbezirte gebildet werden. 

In gleicher Weije können für die Klajjen III und IV mehrere 
Kreife zu einem Beranlagungbezirfe vereinigt werden, 

Die in biejer Beziehung getroffenen Anordnungen werden 
von der Bezirksregierung öffentlich befannt gemadt. Änderungen, 
welche jpäter nad den zu madenden Erfahrungen oder infolge ein- 
tretender Wandlung in den gemwerblihen Berhältnijjen der Bezirke 
zwedmäßig erjcheinen, jind jeitens der Veranlagungorgane zunächſt 
bei der ultändigen Bezirksregierung und von legterer nad) Brüfung 
der an be gelangten Anträge oder aus eigener Initiative bei dem 
Finanzminiſter zu beantragen. 


Artitlel 21. 
Stenerausichüjje. 
($$ 10, 15 Nr. 1, $$ 46 bis 48 des Geſetzes.) 


Behufs Veranlagung der Gemwerbejteuer wird in jedem Ber- 
anlagungbezirfe für jede Klajje ein Steuerausſchuß gebildet. 

Die obere Leitung der Beranlagung jteht der Bezirksregierung 
zu und zwar in Klaſſe I (vorbehaltlich bejonderer Regelung durch 
den Finanzminiſter) der Bit at am Sike des Steuerausichufjes, 
fall3 der Beranlagungbezirf die ganze Provinz oder doch mehr als 
einen Regierungsbezirf umfaßt. 

Die Regierung iſt Auflichtbehörde der Steuerausihüjje und 
insbeſondere der Vorſitzenden derjelben; jie hat dafür Sorge zu tragen, 
daß das gejamte VBeranlagungsgeichäft überall den bejtehenden Vor— 
Ihriften gemäß und rechtzeitig durchgeführt wird, Differenzen wegen 
Abgrenzung der Klaſſen zu enticheiden ujw. Es bleibt ihr überlajjen, 
ih an Ort und Stelle von den bezüglichen Berhältniffen durch einen 
Kommifjar genau zu unterrichten, welcher auch den Sikungen der 
Steuerausjhüffe — ohne Stimmrecht — beizumohnen berechtigt iſt. 


A. Steuerausihuf der Klajjel. 


— Steuerausſchuß der Klaſſe I beiteht 

. aus einem VBorjigenden, weldhen der Finanzminiſter er- 

nennt. In gleicher Weile werden ein oder nach Bedürfnis 

mehrere Stellvertreter des Borjigenden ernannt; 
2. aus Mitgliedern, deren Zahl vom Finanzminifter zu 
bejtimmen ift, jedoch wenigitens 6 betragen muß. 

a) Zwei Drittel derjelben und eine gleiche Anzahl von Stell- 
vertretern für dieſe werden für drei Jahre von dem 
Provinzialausihuffe (in Berlin von dem Magijtrate und 
der GStadtverordnetenverjammlung im gemeinjchaftlicher 
Sigung) gewählt. Wählbar find nur Gewerbetreibende 
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des Veranlagungbezirks, aber ohne Beichränfung hin— 
ſichtlich der Steuerflajje, zu welcher fie gehören. 

b) Ein Drittel der Mitglieder und eine gleiche Anzahl Stell- 
vertreter ernennt der Finanzminiiter. 


Derjelbe ift ermächtigt, die ernannten Mitglieder 
jowie den Borligenden des Steuerausſchuſſes der Klajje I 
in mehreren Provinzen (WBeranlagungbezirfen) zu ver- 
wenden. Es fann dies erforderlich werden, teil3 um die 
Mitwirfung bejonders tüchtiger Kräfte tunlichjt zu ver- 
werten, teil3 um die notwendige Übereinftimmung in den 
Grundjägen des Verfahrens zu jichern. 


3. Wegen der Wahlen der Mitglieder und Stellvertreter (Nr. 2a) 


hat die zuftändige Bezirföregierung rechtzeitig vor Beginn 
jeder neuen Wahlperiode nad Anhörung des Vorſitzenden 
de3 Ausſchuſſes an den Dberpräfidenten der Provinz zu 
berichten. Nah Mitteilung des Wahlergebnijies find in 
gleicher Weile die Vorſchläge der zu ernennenden Mitglieder 
und Stellvertreter (Nr. 2b) dem ?Finanzminifter zu unter- 
breiten. Dieje können auch auf Nichtgewerbetreibende ge- 
richtet werden (Staatd-, Kommunalbeamte, ehemalige Ge— 
werbetreibende), bei denen eine hervorragende Kenntnis der 
gewerblihen Berhältnijje des Bezirfe8 anzunehmen, und 
von denen eine erfolgreihe Mitwirkung an der dem Gteuer- 
ausichujfe der Klaſſe I obliegenden bejonders jchmwierigen 
Aufgabe zu erwarten ilt. 


. Eine Wahl bezw. Emennung zum Erſatze folder Mit- 


glieder und jtellvertretender Mitglieder des Steuerausſchuſſes, 
weldhe infolge Geltendmahung gejeglihder Ablehnungs- 
gründe oder aus jonftigen Urſachen (Tod, Aufgabe des Ge- 
werbebetriebes ujw.) ausgejchieden find, findet nur ftatt, 
wenn die Zahl der im Amte verbliebenen Mitglieder und 
Stellvertreter zujammengerechnet die fejtgejegte Mitglieder- 
zahl nicht mehr erreicht, oder wenn das gejegliche Verhältnis 
zwilchen der Zahl der gewählten und ernannten Mitglieder 
jelbit unter Zuziehung der Stellvertreter nicht mehr hergeftellt 
werden fann. 


B. Steuerausfhüfie der Klafjen IL III und IV. 


In jedem Beranlagungbezirte wird ein Steuerausihuß für 


jede Klaſſe gebildet. Derjelbe bejteht: 


1. aus einem Kommiſſar der Bezirköregierung als Bor- 


jigenden. 

Für legteren Hat die Regierung einen, nad) Bedürfnis 
mehrere Stellvertreter zu beitellen. 

Soweit die Berhältnilfe e3 irgend gejtatten, ijt eine und 
diefelbe Perjönlichkeit mit dem Vorſitze in den Ausſchüſſen 
für Klaſſe III und IV zu betrauen. In der Regel wird hierzu 
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der ——— der Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion 
für denjelben Bezirk zu beſtimmen ſein, weil fi ch hieraus eine 
bedeutende Erleichterung und Förderung der Geſchäfte, ſchon 
wegen der wejentlichen Identität des Materiald für die Er- 
mittelung des gewerblichen Einfommens und des gemerb- 
fihen Ertrages ergibt. (Begründung des Geſetzentwurfes, 
Drudi. d. Abgeordnnetenhaujes, Sejfion 1890/91 Nr. 13 ©. 36.) 

. Aus den, von der betreffenden Steuergejellidhaft 
aus ihrer Mitte auf 3 Jahre gewählten Abgeordneten als 
Mitgliedern. Die Zahl der Abgeordneten wird vom 
Finanzminiſter bejtimmt. Außerdem ift eine gleihe Anzahl 
Stellvertreter zu wählen. Die Wahlen erfolgen nad) relativer 
Stimmenmehrheit. Wahlberedhtigt find ſämtliche zur an 
der Wahl zur Gemwerbejteuer veranlagten Gemwerbetreibenden 
des PVeranlagungbezirf3 in ihrer Klaſſe. Die Wiederwahl 
der Mitglieder des Steuerausſchuſſes ſowie der Gtellver- 
treter ift geftattet. Wer jedoh 3 Jahre lang eines diejer 
Amter bekleidet hat, fann die Wiederwahl für die nächſten 
3 Jahre ablehnen. 

3. Das Wahlverfahren jelbjt wird für die Klaſſen II bis IV durd) 
die in der Anlage II beigefügten Beftimmungen des Finanz⸗ > — 
miniſters geregelt. 


—8* ER 

4. Wegen der Wählbarkeit, der Ausübung der Wahlbefugnig, 0” Are * 

der Ablehnung der Wah! wird auf $ 47 des Geſetzes verwieſen. Ren, 
. Wird die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter jeitens 

einer Steuergejellichaft verweigert oder nicht ordnungmäßig 

bewirkt, oder verweigern die Gemwählten die ordnungmäßige 

Mitwirkung, jo gehen die dem Steuerausſchuſſe zuftehenden 

— für das betreffende Steuerjahr auf den Vorſitzenden 

über. 


In diefem Falle ift der Steuergejellihaft vor Beginn 
des nächſten Steuerjahres durh Ladung der Wähler von 
neuem die Gelegenheit zur Bornahme der Wahl von Ab- 
geordneten zu geben. 


ALS verweigert gilt die Wahl der Abgeordneten dann, wenn 
auf einmalig wiederholte Ladung im Wahltermine weniger 
al3 drei zur Ausübung des Wahlrechts berechtigte Mitglieder 
der Steuergejellichaft erjcheinen, die ordnungmäßige Mit- 
wirkung der Gemwählten 3. B. dann, wenn fie, nachdem ein 
Antrag auf Herabjegung der Steuerfumme ($ 15 Nr. 3 des 
Geſetzes) von zuftändiger Stelle abgelehnt iſt, die Verteilung 
der ganzen Steuerjumme auf die Steuergejellichaft verweigern. 

6. Auf die Vornahme von Erfaßwahlen findet die Beltimmung 
unter A. Nr. 4 finngemäße Anwendung. 


to 


or 
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Anlage II. 


zu Artikel 21 B Mr. 3. 
a — 


Berfahren 


bei der Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter in den Steuerklajien 
II, III und IV. 


Artitell. 


Die Bildung von Wahlbezirten. 


Jeder Beranlagungbezirt bildet in der Regel einen Wahlbezirk. ft die Zahl der Wähler 
jedoch jo groß, daf deren Vereinigung zu einer Wahlverfammlung untunlich oder unzwedmäßig er- 
fcbeint, fo hat die Regierung — in Berlin die Königliche Direktion für bie Berwaltung ber bireften 
Steuern — den Beranlagungbezirk in zwei oder mehrere Wahlbezirke zu teilen und die hierüber er- 
forderlichen Beitimmungen vor Anberaumung des Wahltermins öffentlich befannt di machen. 

Die Verteilung der Anzahl der im Beranlagungbezirfe zu wählenden eorbneten und 
Stellvertreter auf die einzelnen Wablbezirke ift unter VBerüdfihtigung des Verhältniſſes der Wähler- 
zahl zu bewirken und mit zu veröffentlichen. 

Die befannt gemachten Anordnungen bleiben, fo lange fie nicht abgeändert und durch ander» 
weit befannt gemachte Beftimmungen erlet werden, auch für die folgenden Wahlperioden in ftraft. 


Artitel2. 
Die Vorbereitung der Wahl. 


Die Beſtimmung des Wahltermind und bie Ladung ber Wähler liegt dem Borfigenden bes 
Steuerausshufles oder feinem ernannten Stellvertreter ob. 
” Um Hergabe eines geeigneten Wahllofals ift nötigenfalld der &emeindevorftand des Wahlortes 
zu erjuchen, 
Jit der Veranlagungbezirt in mehrere Wahlbezirle geteilt, jo find die Wahltermine nad 
einander abzuhalten. Das Ergebnis der bereits vollzogenen Wahlen ift den Wahlverſammlungen 
ber fpäter wählenden Bezirke befannt zu maden. 


Artiteld. 


Die Ladung zur Wahl. 


1. Die Mitglieder der Steuergefellihaft find 
a) in ber ak IT ichriftlich (jedoch ohne Buftellungurkunde), 
b) in den Klaſſen III und IV durch Belanntmadhung im Sreisblatte ober in jonft orte 
üblicher Weiſe 
jpätejtend eine Woche vor dem Wahltermine zu biefem zu laben. 
2. Die Ladung muß 
a) die Bezeichnung des Wahllofals, 
b) Tag und Stunde der Wahl, 
ce) die Anzahl ber zu wählenden Abgeorbneten und Stellvertreter, 
d) die Belimmun im & 47 Ubi. 1 und 2 des Geſetzes, 
e) einen ber Bordirift im Wrtifel 21 unter B Mr. 5 Abſ. 1 der Ausführunganweiſung 
entſprechenden Hinweis 
enthalten. 
3. Sollte es notwendig fein, die Zulaffung zu der Wahlverfammlung von einer Legitimation 
= er abhängig zu machen, jo ift zugleich hierüber das Erforderliche in die Ladung 
aufzunehmen. 


Artikel4. 


Der Wahltermin. 


1. Der Vorſitzende eröffnet und ſchließt den Wahltermin und leitet die Geſchäfte in demſelben. 

2. Er ernennt zu feiner Unterftügung (in&befondere beim Zählen der Stimmen) nad Be— 
dürfnis einen oder mehrere Beifiger aus den — 

3. Hierauf wird durch Aufruf der Mitglieder der Steuergeſellſchaft feſtgeſtellt, wer als Wähler 
erichienen ift. Später erjcheinende haben ſich bei dem Kommifiar zu melden, bevor fie an ber Wahl 
teilnehmen bürfen. 

— gg mai haben das Wahllofal zu verlaflen, jofern ihnen nicht der fernere Aufent⸗ 
halt dajelbft vom Kommiſſar ausdrüdlich geftattet wird. 

4. Bei der nunmehr vorzunehmenden Wahl ift in der Regel jeder Abgeordnete und Stellver- 
treter in einer befonderen Wahlhandlung Fi wählen. Der Vorſitzende fann jedoch aus befonderen 
Gründen, insbefondere mit Rüdfiht auf die Zahl der erichienenen Wähler, anordnen, daß eine 
Mehrheit von Abgeorbneten oder Stellvertretern in einer Wahlbandlung gewählt wird. Die Ber: 
einigung der Wahl von Abgeordneten und Stellvertretern in derjelben Wahlhandlung ift unzuläffig. 
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Die Abſtimmung erfolgt mittelft Abgabe von Stimmzettein, auf welden der Name des zu 
Wählenden — bezw. in ben Fällen bes zweiten Satzes des eriten Abſahes bie Namen der zu 
Wöhlenden — verzeichnet find, 


Ungültig find Zettel, welche entweder 
r auf nicht wählbare Berjonen lauten, oder 
b) die Perſon des bezw. der Gewählten nicht unzweifelhaft erfennen laſſen, oder 
c) im Falle me rſonen in berjelben Wahlbandlung zu wählen find, auf eine größere 
heran von Verſonen lauten, als in ber betreffenden Wahlbandlung zu mäblen find. 
Als gewählt gelten in der Zahl der in ber _ ndlung zu Wählenden biejenigen, welche 
die meiften abgegebenen Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichbeit entiheidet das durch bie 
Hand des Kommiſſars zu ziehende Yos. 
Bährendb ber Wahl ift jede über ben Rahmen der Geſchäftsordnung hinausgehende Erörterung 
— jedoch ift den Wählern zu geſtatten, vor jedem einzelnen Wahlgange Kandidaten unter 
Beihränfung auf die Namhaftmachung — in Borſchlag zu bringen. 
Beil nftimmung aller Wähler ift die Wahl durch Ufflamation geitattet. 
5. Das Ergebnis der Wahl, binfichtlich defien dem Kommiflar allein die Enticheidung zuftebt, 
wird nach jeder bihandlung ſofort bekannt gemacht. 
6. Über die Wahl ift ein Protokoll aufzunehmen, aus welchem 
8 ber Gang bes Verfahrens, 
b) die Zahl der erfchienenen Wähler, 
ce) das Ergebnis jedes Wahlganges, insbejondbere die Zahl der abgegebenen gültigen und 
ungültigen Stimmen, und die ®erteilung ber eriteren auf die verichiebenen Kandidaten, 
di) du Erklärung der anweienden Gewählten über die Unnahme der Wahl {vergf. Wr. 7 
. 2) 
erihtlih jein muß. 
Das Protokoll ift von dem Kommifiar und den Beifigern zu unterzeichnen. 
7. Die Gewählten find durch den Kommifiar von ber auf fie gefallenen Wahl in Henntnis 
zu legen. 
Die im BWahltermine anweienden Gewählten haben ſich fogleich über die Unnahme zu erflären. 
Im Falle begründeter Ublehnung iS 47 Ubi. 3 des Geſetzes) oder wenn ſich noch während bes 
Bahltermins die Nichtwählbarteit eines Bewählten herausftellt, ift fofort eine Nachwahl vorzunehmen. 


Artikel 22. 
Gejchäftsordnung der Stenerausjchüfje. 
($ 15 Nr. 1 Rbf. 2, $ 25 Abſ. 1, 58 48 bis 51 Abi. 1 des Geſetzes.) 


1. Der Borjibende hat den Ausſchuß zufammenzuberufen, deifen 
Geſchäfte vorzubereiten und zu leiten, ſowie die nicht von ihm durch 
Einlegung von Rechtsmitteln angefochtenen Beſchlüſſe auszuführen. 

y Behinderungfällen übernimmt der ernannte Stellvertreter 
den Borfiß. 

Der Borfigende ijt befugt, dem letzteren die Stellvertretung bei 
HERD einzelner Gejchäfte oder Gejchäftzweige zu über- 
ragen. 

Bei Ausübung der Stellvertretung Stehen dem Stellvertreter alle 
Rechte und Pflichten des Vorſitzenden zu. 

2. Auch die einzelnen Mitglieder des Ausichufjes fönnen jchon 
vor der Zujammenberufung des legteren von dem Vorſitzenden bei 
der Prüfung bezw. Ermittelung der für die Gemwerbejteuerveran- 
lagung maßgebenden Berhältniffe der jteuerpflichtigen Gewerbe— 
betriebe, fowie bei Verhandlungen mit den Inhabern derjelben 
beteiligt werden. 

3. Wenn im Laufe der Wahlperiode ein Mitglied des Ausſchuſſes 
durch Tod oder aus anderen Gründen ausfcheidet, oder dauernd 
an der Mitwirkung bei den Gejchäften behindert wird, hat der Vor— 
ligende aus der Zahl der ftellvertretenden Mitglieder einen von ihm 
auszuwählenden Erſatzmann einzuberufen. 

Auch an Stelle nur vorübergehend verhinderter Mitglieder 
können die Stellvertreter herangezogen werden, wenn dies nad) dem 
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Ermeſſen des PVorfibenden zur ordnungmäßigen Erledigung der 
Geſchäfte nötig oder Awedmähig ericheint. 

4. Die Beltimmungen unter Nr. 3 finden aufdieernannten 
Mitglieder des Steuerausjchufles der Klaſſe I und auf deren Stell- 
vertreter ebenfalls Anwendung. 

Als Erfagmann für ein gewähltes Mitglied darf nur ein gewählter, 
al3 Erſatzmann für ein ernanntes Mitglied nur ein ernannter Gtell- 
vertreter einberufen werden. Im übrigen ift das im Gejebe be- 
ftimmte Verhältnis zwiſchen der Zahl der ernannten und der gewählten 
Mitglieder nicht unbedingt maßgebend für das Verhältnis der in einer 
einzelnen Sißung erjcheinenden Mitglieder und ebenjowenig maß- 
gebend für die Zujammenfegung etwaiger Unterausichüffe. 

5. Sofern der Umfang der Gejchäfte e3 erfordert, ift es zuläjfig, 
aus dem Gejamtausjchuife zum Zwede der Gejchäftsverteilung Ab- 
teilungen (Unterausſchüſſe) zu bilden. 

Die Verteilung der Gejchäfte und der Mitglieder auf die einzelnen 
Unterausihüfje gebührt dem Borjigenden. Diejer behält auch in 
den Unterausfchüffen die Oberleitung der Gefchäfte, bleibt für 
die ordnungmäßige Erledigung derjelben verantwortlid und fann 
— in den einzelnen Unterausſchüſſen ſelbſt den Vorſitz über— 
nehmen 

An der Einheitlichkeit des Geſamtausſchuſſes wird durch die 
Einrichtung von Unterausſchüſſen nichts geändert. 

6. Der Ausſchuß, ſowie die Unterausſchüſſe erledigen ihre Ge— 
ſchäfte in der Regel in gemeinſamen, nach Bedürfnis anzuberaumen- 
den Sitzungen. Jedoch ift e3 geftattet, in einzelnen dazu geeigneten 
Se die Stimmen der Mitglieder mittelft Umlauf Poriftlich ein- 
zuholen. 

n der Einladung zu den Sitzungen, welche, ſoweit nötig, gegen 
Empfangsbejcheinigung oder mittelft eingejchriebenen Briefes durch 
die Poſt erfolgen kann, ift der Gegenjtand des in der bevorjtehenden 
Sigung zu erledigenden Geichäftes (3. B. „Beltitellung der nament- 
lichen Nachweiſung für 1896/97") kurz zu bezeichnen. 

7. Die Ausihüffe (Unterausihüfje) jind bei Anweſenheit von 
—— drei Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, beſchluß— 


Die Beſchlüſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. 
Dem Borfigenden oder dem an feiner Statt den Vorſitz führenden 
Stellvertreter fteht volles Stimmrecht zu; bei Stimmengleichheit ent- 
jcheidet jeine Stimme. 

In den Klafjen IL, III und IV liegt die Steuerverteilung (Art. 15 
Nr. 7 bis 10 und At. 38) den Abgeordneten der Steuergejellichaft 
allein ob. Der Borjitende des Steuerausfchufjes ift befugt, jeder- 
zeit auch hierbei den Borfig jelbit zu übernehmen oder ihn feinem 
ernannten Stellvertreter zu übertragen, hat jedoch nur im Falle der 
Sleichheit der Stimmen der Abgeordneten ein Stimmredt. 

In welchem Umfange ber Vorſitzende von vorftehender Befugnis 
Gebrauch zu machen haben wird, bleibt feinem Ermeffen überlajjen. 
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8. Soweit der Borfigende des Steuerausichuffes oder fein er- 
nannter Stellvertreter den Borjik bei der Steuererteilung nicht 
übernimmt, haben die Abgeordneten (Mitglieder des Steueraus- 
ſchuſſes) aus ihrer Mitte einen Vorjigenden zu beftimmen. Dieſer hat 
ihre Verhandlungen zu leiten, die Verteilung der Geichäfte unter die 
Mitglieder vorzunehmen, auf die Beobadhtung der Geihäftsordnung 
zu halten, für die ordnungmäßige und rechtzeitige Erledigung der 
Geſchäfte zu forgen, dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes aber 
jederzeit über die Gejchäftslage Auskunft zu erteilen, auf Verlangen 
von den anberaumten Situngen der Abgeordneten Nachricht zu geben 
und unaufgefordert von ſich etwa ergebenden Anjtänden oder 
Stodungen, jowie von etwaigen Bejchlüflen, deren Ausführung dem 
Vorſitzenden des Steuerausichuffes zujteht, Anzeige zu machen. 


9. So lange über die Beranlagung, den Einjprud oder die Be— 
rufung eines Ausihußmitgliedes oder eines ihm Verwandten oder 
Berihmwägerten in auf- und abjteigender Linie oder bis zum dritten 
Grade der Seitenlinien beraten und abgejtimmt wird, hat dasjelbe 
abzutreten. 

Ergeben ſich dieſe Vorausſetzungen hinfichtlih der Perſon des 
Vorſitzenden (Stellvertreter des Vorſitzenden), jo hat derſelbe die 
Führung des Vorſitzes einem der Ausldupmitaficher zu übertragen. 


10. Iſt der Steuerausjchuß, weil ſich die Mitglieder auf die erſte 
Einladung nicht in beichlußfähiger Zahl eingefunden hatten, zum 
— Male gehörig geladen, und wiederum nicht die erforderliche 

nzahl der Mitglieder erſchienen, jo muß dies, falls nicht beſondere 
Umftände vorliegen, welche eine ſolche Annahme ausichließen, als 
eine Bermweigerung der ordnungmäßigen Mitwirfung angefehen und 
in Gemäßheit des $ 48 des Gejeßes verfahren werden. Hierauf ilt 
in der zweiten an die Mitglieder ergehenden Einladung ausdrüdlich 
binzumeijen. 

11. Die in den Steuerausihuß neu eintretenden Mitglieder und 
Stellvertreter find in der erſten Situng, an welcher jie teilnehmen, 
nad) Maßgabe des $ 49 Abj. 1 des Gejeges zu verpflichten. Einer 
Wiederholung diefer Verpflichtung im Falle der Wiederwahl oder 
Wiederernennung bedarf es nicht. 


Zur Berpflihtung der Vorſitzenden oder ihrer Stellvertreter, 
welche nicht ſchon als Beamte beeidigt find, hat die Regierung einen 
Kommiljar, womöglich am Sitze des Steuerausſchuſſes, zu beitellen. 


12. Über jede Sigung it ein von dem Vorſitzenden und den an- 
wejenden Mitgliedern zu vollziehendes WBrotofoll aufzunehmen, 
welches über den Gegenjtand der erledigten Geſchäfte und einzelne 
in diefer Anweifung näher bezeichnete Vorgänge (vgl. Art. 24 Nr. 1, 
Art. 33 Nr. 2 Abi. 1 und Art. 36 Nr. 2) jo auch über die Verpflichtung 
der Mitglieder (Nr. 11) Auskunft geben muß. 


13. Die Ausfertigungen der Beichlüffe und Enticheidungen des 
Steuerausfchujjes find von dem a er zu vollziehen, welcher 
ſich hierbei eines Stempels bedienen fann. 
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. 14. Für Wahrnehmung der Gejchäfte außerhalb ihres Wohn- 
ortes erhalten die Mitglieder der Steuerausſchüſſe und deren Stell- 
vertreter Tagegelder und rReiſeloſten nach Maßgabe der Verordnung 
vom 4. Juli 1892 (GS. S. 201). 

Die Liquidationen werden von dem Vorſitzenden beſcheinigt, 
durch ſeine Vermittelung der Regierung überreicht, von dieſer geprüft, 
feſtgeſetzt und zur Zahlung angemiejen. 


Artikel 23. 
Dbliegenheiten und ———— VBorſitzenden der Steuer— 


($$ 25, 27 des Geſetzes.) 


Der Vorſitzende des Steuerausfchuffes iſt zugleich Vertreter des 
vorzugweiſe von ihm wahrzunehmenden Staatsinterejjes, er ijt dafür 
verantwortlih, dab die Beranlagung der betreffenden Gewerbe— 
jteuerflajje jeines Bezirks überall nach den bejtehenden Vorſchriften 
zur Ausführung gelangt. 

Der Vorjigende des Steuerausihufjes der Klaſſe IV trägt die 
beiondere Verantwortung dafür, daß alle jteuerpflichtigen Ge— 
werbe innerhalb des Veranlagungbezirts zur Gewerbejteuer veranlagt 
werden. Er fann zu diefem Zwecke örtlihe Revilionen vornehmen 
und jich hierbei auch davon überzeugen, daß die Gemeindebehörden 
die in betreff der Gemwerbefteuer ihnen auferlegten gejeglichen Ber- 
pflihtungen ($$ 53 ff. des Geſetzes) pünktlich erfüllen. 

Zum Zwecke der richtigen Beranlagung der Steuerpflichtigen 
haben die Vorfigenden der Steuerausihüjje die erforderlihen Nach— 
richten über deren Gewerbebetriebe einzuziehen. 

Eine Berpflihtung zur Abgabe verbindlicher Steuererflärungen 
iit den Gemwerbetreibenden nur in fehr bejchränftem Umfange auf- 
erlegt. Sie erjtredt fih nur auf die äußerlihen Einrihtungen und 
Merkmale des Betriebes, auf den Ertrag jelbit aber und auf das An- 
lage- und Betriebsfapital nur inſopopeit, als dies erforderlich ift, um 
die Steuerflajje bejtimmen zu fünnen, zu welcher der Betrieb 
gehört (58 54, 55 des Geſetzes). 

Es darf jedoch erwartet werden, daß in nicht wenigen Fällen 
die Gewerbetreibenden Sich bereit finden lajjen werden, eine weiter- 
gehende Auskunft hierüber freiwillig zu erteilen. Die Vorjigenden 
der Steuerausſchüſſe — und ganz bejonders diejenigen der Klaſſe I, 
deren Verantwortung fich unmittelbar auch auf die individuelle Ber- 
anlagung der einzelnen Betriebe eritredt, zu welcher in den übrigen 
Klaſſen zunächſt die Abgeordneten der Steuergejellichaften berufen 
find — haben es ſich angelegen jein zu lajjen, ſolchen Steuerpflichtigen, 
von denen zuverläjlige Angaben und ein entgegentommendes Ber- 
halten zu erwarten find, die Erteilung der Auskunft durch befonderes 
Ichriftliches oder mündliches Erfuhen anheimzuftellen. 

Im übrigen jteht dem Vorfigenden des Ausichuffes zu und liegt 
ihm ob, über die gewerblihen Verhältniſſe der Steuerpflichtigen die 
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erforderlihen Erfundigungen bei Rertrauensperjonen und Sach— 
verjtändigen anzujtellen, ſowie die Steuerpflichtigen ſelbſt über einzelne, 
für die Steuerveranlagung erheblihe Tatſachen zu befragen und 
mit denjelben in perjünliche Verhandlung darüber zu treten. 

Wenn die Steuerpflichtigen jelbft um perjönlihe Berhandlung 
behufs Aufklärung ihrer Berhältniffe nachſuchen, jo darf fie vom Bor- 
jigenden nur aus dringenden Gründen abgelehnt werden. 

Außerdem fann der Vorſitzende: 

1. nad jeinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde- 
(Guts-)vorftände und der Berwaltungbehörden fich bedienen, 
welche jeinen Aufforderungen Folge zu leiften jchuldig find. 
Der Borjigende ift danach befugt, die bezeichneten Behörden, 
unter Beobadhtung der dem allgemeinen dienjtlihen Ver— 
hältniffe zu denjelben entiprechenden Geichäftsformen, um in 
ihren Bereich fallende Ermittelungen und um amtlihe Aus- 
funft über Sad- und NRechtsverhältniffe zu erfuchen, deren 
Feititellung für die Gemerbefteuerveranlagung erforderlich 
ericheint (4. B. die gezahlten indireften Abgaben, den Feuer— 
kaſſenwert gewerbliher Gebäude, den Anfall von Erb- 
ichaften uſw.). 

Zu gleihem Zwecke jtehen ferner dem Borjigenden folgende 
Mittel zu Gebote: 

2. die Einſicht in jämtlihe, die Gewerbeverhältniſſe der 
Steuerpflihtigen betreffenden Bücher, Alten, Ur- 
tfunden, Register ulm. der Staats- und Kommunal- 
behörden, insbejondere in die Alten des Handelsgerichts, in 
die Srundbücher, Teitament-, Nachlaß- und Bormundichaft- 
aften, in alle die Staat3- und Gemeindefteuern betreffenden 
Alten uſw. 

Sämtliche Staats- und Kommunalbehörden haben die 
Einfihtnahme in die erwähnten Bücher uſw. zu geitatten, 
jofern nicht befondere gejeglihe Bejtimmungen (wie beim 
Reichſchuldbuch — Gejek vom 31. Mai 1891 $ 2 Ab. 5, RGBl. 
©. 321 —, Staatihuldbuh — Geſetz vom 20. Juli 1883 82 
Abi. 4, GS. S. 120 — und bei den Sparkaſſen — $ 35 Abi. 6 
des Eintommenfteuergejeges —) oder dienftlihe Rüdjichten 
entgegenftehen, welde von der ablehnenden Behörde dar- 
zulegen jind. 

Im Falle einer unbegründeten Ablehnung hat der Vor— 
jigende an die Regierung zu berichten, von welcher das Er- 
forderlihe zu veranlaſſen it. 

Namentlich ift hierbei hervorzuheben, daß 

3. dem Borfigenden des Steuerausjchufjes in allen Fällen, wo 
er die Ermittelung des Ertrages oder des Anlage- und Be- 
triebsfapitald der Gemwerbetreibenden — jei es behufs der 
rihtigen Abgrenzung der a NN, ſei es behufs der 
individuellen Veranlagung (Klajje I) oder der Erörterung 
von Rechtsmitteln uſw. — nad) jeinem Ermejjen für erforderlich 


288 


I. B. Ausführungsanweijung. Art. 23. 


erachtet, die eingehende Kenntnisnahme und Benußung bes 
gefamten Materials über die Veranlagung der betreffenden 
Sewerbetreibenden zur Einfommenfteuer und zur 
Ergänzungſteuer einſchließlich der Steuererklärung 
und der Bermögensanzeige, für deren Geheimhaltung er 
Sorge zu tragen hat, zu Gebote jteht.*)!) 

Die Vorſitzenden der Einfommenfteuer-Beranlagungs- und 
Berufungstommijlionen haben den zuftändigen Borjigenden 
der Steuerausjchüffe diefes Material auf Erjudhen zur Ber- 
fügung zu ftellen, bezw. zu überjenden und jede gewünjchte 
Auskunft zu erteilen, auch unaufgefordert Nachricht zu geben, 
falls bei der Einfommenjteuer- oder Ergänzungiteuerver- 
anlagung wahrgenommen wird, daß fteuerpflichtige Gemerbe- 
betriebe überhaupt nicht zur Gemwerbeiteuer herangezogen, 
oder daß Steuerpflichtige ein höheres Einfommen aus Ge- 
werbebetrieb beziehen, als ihrer Klajje — beziehungmeiie 
in der Klaſſe I ihrem Steuerjage — entjpricht, odec endlich, 
dab der Wert des gewerblichen Anlage- und Betriebsfapitals 
eines Steuerpflichtigen höher iſt, als feiner Klaſſe entſpricht. 

Weiter jtehen dem Vorſitzenden zu Gebote: 

4. die Benußung der von den juriftiichen Perſonen, Aktien- 
gejellichaften, Kommanditgejellichaften auf Aktien, eingetra- 
genen Genofjenichaften und allen zur öffentlihden Rechnung- 
legung verpflichteten gewerblichen Unternehmungen nach den 
hierüber beſonders befannt gemachten Bejtimmungen bes 
Finanzminijter® alljährlih der Regierung einzureichenden 
und von diejer an die Vorjikenden der zuitändigen Steuer- 
ausihüffe abzugebenden Gejchäftsberichte, Jahresabſchlüſſe 
und darauf bezüglihen Bejchlüffe der Generalverfammlungen; 


*) Anm. Begründung de3 Gejetentwurfes Seite 29: 

„Bei dem Entichluffe, den bezeichneten Weg (der Beiteuerung nad 
dem Ertrage) einzujchlagen, ift zugleich erwogen, daf die vorgeichlagene 
Reform der Gewerbefteuer durch die gleichzeitig geplante Reform 
der Eintommenfteuergejebgebung in hohem Mafe erleichtert 
wird. Der Ertrag, welchen die Gemwerbejteuer hauptſächlich erfajien joll, 
unterjcheidet jih von dem Einkommen aus Gewerbebetrieb, welches der 
Einftommenfteuer unterliegt, wejentlih dadurch, daß einerjeit3 bei Ge— 
werbebetrieben, an denen mehrere Perſonen (Sozien ujw.) beteiligt jind, 
da3 gewerblihe Einfommen derjelben zu einer Einheit zufammenzufafien 
ift, und daß andererjeits3 Abzüge für die Verzinfung des Anlage- und Be- 
triebstapitals ausgeſchloſſen werden, auch wenn dasjelbe dritten PBerjonen 
gehört und behufs Einrichtung, Erweiterung oder Verbeſſerung und Unte:- 
haltung des B-triebes von leßteren angeliehen it. Da nad) dem Entwurfe 
des Eintommenjteuergejepes das Eintommen aus Gemerbebetrieb bei 
einer Höhe von mehr als 3000 Mark der Deklarationpfliht unterworfen 
und zum Gegenftande eingehender Ermittelungen gemacht werden joll, jo 
unterliegt e3 feinem Zweifel, daß hierdurch eine Bajis gewonnen wird, 
welche es ‚geitattet, die Erfaſſung des Ertrages der Gewerbebetriebe un- 
mittelbar in Angriff zu nehmen.“ 
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5. bie nah Bedürfnis zu veranlaffende Belichtigung der gemwerb- 
lihen Anlagen, Betriebftätten und Vorräte während ber 
Arbeitjtunden durch den Borfigenden jelbft oder einen von 
ihm beauftragten Staatsbeamten. 


Andere Berjonen ald Staat3beamte dürfen hiermit nur 
nad vorgängiger Einholung der Zuftimmung des Gemwerbe- 
treibenden beauftragt werden. 

6. Wegen der bejonderen Berpflihtung der Borjtände der 

Gemeinde- (Gut3-) bezirke, über die Steuerpflichtigfeit neu 
angemeldeter Gewerbe nad Anitellung der erforderlichen 
Erfundigungen ji gutachtlich zu äußern, wird auf Art. 26 
verwiejen. 
Die Borligenden der Ausihüjje der verichiedenen Klaſſen 
haben ſich durch Mitteilung der Nachrichten, welche ihnen 
über die gewerblihen Berhältnifje der GSteuerpflichtigen 
eines anderen Beranlagungbezirt3 oder einer anderen Klajie 
desjelben Bezirks zugehen, gegemjeitig zu unterftügen und 
duch ihr Zuſammenwirken die Erzielung einer richtigen 
Veranlagung fo viel al3 möglich zu fördern. 


Zu Art. 23. 
ı) Vgl. Anm. 5d zu $ 15, Anm. 7D zu $ 36. 


Artifel 24. 
Beingnijje der Steuerausſchüſſe. 
($$ 26, 27, 51 Abi. 2 des Geſetzes.) 


1. Der Steuerausihuß ijt berechtigt, von Amts wegen oder auf 
Antrag behufs der Veranlagung oder der Erörterung von Rechts— 
mitteln die Befragung der Steuerpflichtigen, die perſönliche Ber- 
handlung mit denjelben, jowie die VBeranftaltung jonjtiger zur Feſt— 
jtellung der Tatjahen erforderliher Ermittelungen, zu denen ber 
Vorſitzende befugt iſt ($ 25 des Geſetzes), zu beichließen, auch Aus- 
funftperionen und Sachverſtändige zu vernehmen und nötigenfalls 
zu beeidigen oder deren eidlihe Bernehmung zu veranlajjen. 

Eine Borlegung der Gejchäftsbücher des Gewerbetreibenden findet 
nur ftatt, wenn diejer jelbjt dazu bereit iſt. 

Zur Offenbarung von Gejchäftsgeheimniljen ift der Gemerbe- 
treibende in feinem Falle verpflichtet. Eidesftattlihe Verjiherungen 
jind von demjelben nicht zu erfordern; unaufgefordert abgegebene 
werben als nicht erfolgt betrachtet. 

2. Die Befragung des Steuerpflihtigen und die Vernehmung 
der Ausfunftperfonen und Sadjverftändigen kann in der Sitzung vor 
dem verjammelten Ausjchuffe vorgenommen mwerden, jedoch dürfen 
feinenfall3 die vernommenen Perjonen bei der Beratung und Be- 
ſchlußfaſſung zugegen jein. 

Fuifting, direkte Steuern. II. 19 
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3. Der Ausſchuß kann aber auch die Vernehmungen oder jonftigen 
Erhebungen dem Borfigenden oder einzelnen, von diefem zu be- 
zeichnenden Mitgliedern übertragen. 

Abmwejende Perſonen, deren Bernehmung ftattfinden joll, find, 
fofern die Erforderung jchriftliher Außerung nicht ausreicht, Durch 
Erjuhen der zuftändigen Orts- bezw. Bermwaltungbehörde oder des 
nn enden eines — — des Wohnortes vernehmen 
zu laſſen. 

4. Auskunftperſonen und Sachverſtändige, deren Vernehmung 
der Steuerausſchuß beſchloſſen hat, können die Auskunfterteilung auf 
die ihnen vorgelegten Fragen nur aus den nach Beſtimmung der 
—— — zur Verweigerung des Zeugniſſes berechtigenden 

ründen ablehnen (ZPO. 88 348 ff. u. 372 ff.). 

5. Beichließt der Ausihuß die eidliche Vernehmung, IY iſt er 
befugt, die Beeidigung nad) Maßgabe des gerichtlihen Zeugen— 
bezw. Sachverſtändigeneides durh den —* ſelbſt oder 
vermittelſt Erſuchens des zuſtändigen Amtsgerichtes zu veranlaſſen. 

Eine eidliche Vernehmung ſoll jedoch nur ausnahmweiſe, wenn 
beſondere ne ihre Notwendigkeit begründen, erfolgen. Im 
übrigen jind hierbei die entiprechenden Beftimmungen der ZPO. 
85 356 ff. und 375 ff. zu beachten. 

6. Dem Steuerpflichtigen kann auf Verlangen geftattet werden, 
der Vernehmung beizumohnen, um Fragen an die Zeugen oder Sach— 
verjtändigen zu richten. 

7. Perſonen, welche bei dem GSteuerpflichtigen bedienftet find 
oder waren, bleiben von der Vernehmung ausgeſchloſſen, injofern der 
Steuerpflichtige nicht zuvor fein Einverftändni3 damit erklärt hat. 

8. Die Bernehmung von Zeugen und Sacdverftändigen, welche 
auf ergangene Ladung unentichuldigt ausbleiben oder die Ausfagen 
bezw. deren Beeidigung ohne gejeglihen Grund verweigern, ift — 
Foren auch bei nochmaliger Erwägung auf ihre Ausfunfterteilun 
bezw. deren eidliche Bekräftigung nicht verzichtet werden fann — — 
ein erſuchtes Amtsgericht, nötigenfalls unter Anwendung der zuläſſigen 
geſetzlichen Zwangmittel, zu bewirken. 

9. Die Zeugen und Sachverſtändigen haben nah Maßgabe 
ber Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 (RGBI. ©. 173) Anſpruch 
auf Entihädigung. 

Bezüglich der Liquidationen gilt da3 im Artifel 22 Nr. 14 Gejagte. 
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Zweiter Zeil. 


— — 


Abſchnitt VI. 


Gemerbe-An- und Abmeldung. 
Artikel 25. 
Anmeldung. 
($ 52 des Gejehes.) 


1. Wer den Betrieb eines ftehenden Gemerbest) anfängt, muß 
davon dem Gemeinde- (Gut3-)uorftande*) de3 Ortes, mo fol es 
geſchieht, vorher oder ſpäteſtens gleichzeitig mit dem Beginne des Be— 
triebes ſchriftlich oder zu Protokoll Anzeige machen. 

Dieſe Verpflichtung trifft auch denjenigen, welcher: 

a) das Gewerbe eines anderen übernimmt und fortſetzt, 


b) neben ſeinem bisherigen Gewerbe oder an Stelle desſelben 
ein anderes Gewerbe anfängt. 


Gewerbetreibende, welche an mehreren Orten in Preußen einen 
ſtehenden Betrieb unterhalten, haben an jedem Orte, wo ſolches 
geichieht, den Anfang des einzelnen Betriebes anzumelden. 


Die Aufnahme eines Protokoll über die mündliche Anmeldung 
kann vermieden werden, wenn die Unterichrift des Anmeldenden in 
dem Berzeichnifje der Anmeldungen hinzugefügt wird (in Spalte 
„Bemerfungen“ oder in einer bejonders anzulegenden Spalte in 
Mufter 1 zu Artikel 26). 


2. Der Anmeldeverpflihtung wird, ſoweit nicht etwas anderes 
beftimmt a durch die nad) orlhrif der Gewerbeordnung für das 
Deutiche Reich ($ 14) zu machende Anzeige genügt. 

In der Stadt Berlin ift die vorgefchriebene Anzeige bei der Diref- 
tion für die Verwaltung der direften Steuern zu bewirken. 


3. Der Gemeinde» (Guts⸗ worſtand bejcheinigt innerhalb dreier 
Tage die Anmeldung ($ 15 der Gewerbeordnung). 


Zu Art. 25. 


1) Nach $ 70 ist nur die Unterlassung der Anmeldung eines steuer- 

flichtigen Gewerbes strafbar (vgl. Art. 51 Nr. 1). Die weitergehenden 

timmungen des Art. 25 wiederholen nur die gewerbepolizeilichen 
Vorschriften (vgl. Anm. 3,8 zu $ 52, Anm. 4 zu 5 70). 


*, Anm. Wo biöher in den Landgemeinden der weftlihen Provinzen 
bie Funktionen der Gemeindevorfteher in Gemwerbefteuerangelegenheiten von 
den Amtmännern beziehungweije Bürgermeiftern wahrgenommen worden find, 
wird durch die Beftimmungen diefer Anweilung hieran nichts geändert. 

19* 
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Artikel 26. 
Dbliegenheiten der Semeindebehörden. 
($ 53 des Gejetes.) 


1. Alle bei dem Gemeinde- (Gut3-) vorjtande eingehenden An- 
meldungen find in dad nad Mufter 1 zu führende Verzeichnis in der 


1 Reihenfolge ihres Einganges einzutragen. 
— 


2. In Betreff derjenigen Gewerbe, zu deren Betrieb eine be— 
ſondere Erlaubnis oder Genehmigung nach den Beſtimmungen der 
Gewerbeordnung erforderlich iſt, haben die Gemeinde- und Polizei— 
behörden durch gegenſeitige Mitteilungen ſowie durch Belehrung 
der Gewerbetreibenden dahin zu wirken, daß der Anmeldepflicht 
genügt wird, und Zuwiderhandlungen möglichſt vermieden werden. 


3. Bei Anmeldung der Übernahme und Fortſetzung eines bereits zur 
Gewerbeſteuer veranlagten Betriebes ijt der Name des bisherigen 
Snhabers desjelben unter Bezeihnung der Steuerflaffe und Nummer 
der namentlihen Nachweiſung anzugeben, und in dem Verzeichniſſe 
der Anmeldungen (in Spalte „Bemerkungen“) einzutragen. 


4. Die Gemeinde- (Gut3-) vorftände find verpflichtet, die erforder- 
fihen Erkundigungen über die Steuerpflicht der angemeldeten Be- 
triebe, beziehungmeije darüber, in welcher Steuerklajje die Befteuerung 
zu erfolgen hat, anzuftellen und fich hierüber gutachtlich zu äußern. Sie 
müfjen deshalb ſich mit den Bedingungen der Steuerpflicht und der 
——— zu den einzelnen Steuerklaſſen vertraut machen. (Vgl. 

nlage I zum erjten Zeile diefer Anweifung.) Um jich die tatſäch— 
Den Unterlagen für da3 von ihnen abzugebende Gutadten zu 
beichaffen, jteht ihnen 
die Befragung des Inhabers des angemeldeten Betriebes, 
die Erfundigung bei Vertrauensperjonen und Sachverſtändigen, 
die Erforderung der nach $ 54 des Geſetzes abzugebenden Er— 
Härung des Gemwerbetreibenden (Artikel 29) 
zu Gebote. 

5. In den von der Bezirksregierung anzuordnnenden und burd) das 
Amtsblatt befannt zu machenden Frilten haben die Gemeinde- (Gut3-) 
vorftände von allen innerhalb der Friſt bei ihnen eingehenden Ge- 
mwerbeanmeldungen dem Vorſitzenden des Steuerausichujjes der Klaſſe 
IV des Beranlagungbezirks, zu welchem die Gemeinde (der Guts— 
bezirk) gehört, Mitteilung zu machen (vgl. Nr. 6). 

Dieje Mitteilung erfolgt durch Überſendung einer vollftändigen, 
bon dem Gemeinde- (Guts-) vorjtande beglaubigten Abjchrift der 
innerhalb der Friſt in das Verzeichnis der Gemwerbeanmeldungen 
bewirften Eintragungen unter Beifügung der bezüglichen jchriftlihen 
Anmeldungen und jonftigen Belege. 

Bei Gemwerbebetrieben, bei denen von vornherein mit Sidher- 
heit — iſt, Daß weder der jährliche Ertrag 1500 Mark noch 
das Anlage- und Betriebsfapital 3000 Mark erreicht, ift unter Abitand- 
nahme von weiteren Ermittelungen in Spalte „Bemerkungen“ des 
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Berzeichnifjes der Anmeldungen einzutragen: „frei nach $ 7 des Ge- 
ſetzes“ und biejer Vermerk in die Abjchrirt (vgl. vorigen Abjag) auf- 
zunehmen. 

Für jede der übrigen in die Abjchrift aufgenommenen Anmel- 
dungen ift nach Mujfter 2 ein befonderer Auszug aus dem Anmelde- 
verzeichniffe mit dem Gutachten des Gemeinde- (Guts-) vorjtandes 
aufzuftellen und der Abjchrift beizufügen. Sollte die Abgabe der gut- 
achtlichen Außerung wegen der nötigen Erfundigungen nicht steichzeitig 
mit Überjendung der Abichrift tunlich fein, jo ift dieſelbe innerhal 
der von dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes der Klaſſe IV zu be- 
ftimmenden Nachfriſt nachzubringen. 

Iſt der Gemeinde-(Guts-) vorſtand imſtande, über die Höhe des 
Anlage- und Betriebsfapitald3 oder über den Ertrag beitimmtere An- 
gaben zu machen, als ſolche zur Begutachtung ber Steuerklaſſe, in 
welcher die Bejteuerung zu erfolgen hat, erforderlich find, jo find dieje 
Angaben mit möglichiter Genauigkeit und unter Bezeichnung der 
Quellen (3. B. „Gutachten des Sacdpverftändigen N. N.“, „eigene 
Angabe des Steuerpflichtigen“) in das abzugebende Gutachten auf- 
zunehmen. 

6. Die von den — —— anzuordnende Friſt für die Mit— 
teilung der Abſchriften des wo: der Anmeldungen und 
der Gutachten wird im allgemeinen auf eine oder zwei Wochen in 
großen gemwerbreihen Gemeinden, auf einen Monat in Fleineren 
Gemeinden zu bejtimmen jein. 

Bafatanzeigen find nicht zu fordern. 


Artilel 27. 


Behandlung der Anmeldungen jeitens der Borjigenden der Steuer- 
ausichüfje. 


1. Der Borjigende des Steuerausjchujjes der Klaſſe IV hat die 
ihm zugehenden Abjchriften aus dem Verzeichniſſe der Gemwerbe- 
anmeldbungen der Gemeinde- (Guts-) vorftände (Artikel 26 Nr. 5) 
unverzüglich zu prüfen, und falls diejelben feine ausreichende Grund- 
lage für die Beurteilung der Steuerpflicht oder die Bejtimmung der 
Steuerflajjen bieten, weitere Ermittelungen anzuftellen, insbejondere in 
zweifelhaften Fällen eine Erklärung nad) Maßgabe des $ 55 des Ge- 
jeßes zu erfordern. (Art. 29.) 


2. Rad) dem Ergebnifje feiner Ermittelungen hat der Vorſitzende 
bed Steuerausjchujjes der Klaſſe IV 

a) die Anmeldungen folcher neuen Gewerbe, welche ſich zur Be- 
jteuerung in Klafje I, II oder III eignen, unter Berfügung 
der entitandenen Verhandlungen an den Vorſitzenden bes 
zujtändigen Ausſchuſſes abzugeben; 

b) die zur Befteuerung in Klaſſe IV geeigneten Gewerbe in das 
nah Mufter 3 zu führende Gemwerbefteuer-Notizregiiter aufzu- 


Ruf — 
— r 
Er. 


nehmen, welches in gleiher Weiſe (nah Mufter 3) von den Ufer 5 


Borfigenden der Steuerausſchüſſe aller Klaſſen zu führen iſt; 
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c) jolde Gewerbe, deren Steuerfreiheit zwar zur Zeit nicht 
u beanjtanden ift, bei denen aber in. ihrer Art und den 
—— Umſtänden fraglich bleibt, ob ſie nicht demnächſt 
— wegen Überjchreitung der im $ 7 des Geſetzes feſtgeſetzten 
Grenze der Steuerfreiheit oder wegen Wegfalls einer fonftigen 
Bedingung der Steuerbefreiung — zur Gemwerbefteuer heran- 
zuziehen fein werden, in die von ihm nach Muſter 4 zu führende 
Kontrolle der fteuerfreien Gemerbe zu verzeichnen, an deren 
Hand bei jeder neuen Veranlagung der Gemerbeiteuer die 
Berhältnijje von neuem zu prüfen jind. 

d) Betrifft die Anmeldung die Errichtung einer Zweignieder— 
lajjung, eines jonftigen jtehenden Betriebes oder den Beginn 
eine3 zweiten oder ferneren Gewerbes feiten3 eine3 ſchon 
zur Gewerbejteuer für das laufende Jahr veranlagten Steuer- 
pflichtigen, jo ift zu unterjcheiden, ob: 

aa) diefe Veranlagung innerhalb desjelben Beranlagung- 
bezirt3 erfolgt ıjt, in welchem die neue Anmeldung ftatt- 
findet, oder ob: 

bb) die bisherige Beranlagung in einem auswärtigen Ber- 
anlagungbezirfe erfolgt ift. 

Resterenfall3 (zu bb) hat der Vorſitzende des Steuer- 
ausichuffes der Klafte IV die Anmeldung zunädft in das 
von ihm nad Mufter 5 zu führende Verzeichnis der auswärts 
befteuerten Betriebe einzutragen und fie jodann an den Vor— 
ligenden des Steuerausſchuſſes abzugeben, welcher die bis— 
herige Veranlagung bewirkt hat. Diejer hat in der namentlihen 
Nachweiſung (hehe Art. 31, 34) behuf3 Berüdjichtigung bei 
der nächſten Veranlagung den Inhalt der neuen Anmeldung 
zu vermerken. 

Zu gleihem Zwede erfolgt in den Fällen zu aa die Abgabe 
an den ae des zujtändigen Steuerausichuffes und, 
jofern die bisherige Veranlagung in Klaſſe IV ftattgefunden 
hat, vermerkt der Vorſitzende diejer Klaſſe jelbit das Nötige 
in der namentlihen Nachweiſung. 


3, Die Vorfigenden derjenigen Ausſchüſſe, an welche die ÜÜber- 
ag beziehungmweije Abgaben ſeitens de3 Vorſitzenden ber 
Klafie ih richten, haben derartige Mitteilungen ihrerjeit3 eben- 
fall3 zu prüfen, und entweder auf Grund derielben die Eintragung 
in das ihrerjeit3 zu führende Notizregifter zu bewirken oder die Weiter- 
beförderung an den Borlikenden des zuftändigen Steuerausſchuſſes 
—— auch dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes der Klaſſe 

entſprechende Mitteilung zu machen, oder mit demſelben bei ent— 
ſtehenden Bedenken anderweit in Einvernehmen zu treten. 

Sollten ſich Meinungverſchiedenheiten zwiſchen den beteiligten 
Vorſitzenden — welche der Entſcheidung bedürfen, ſo iſt an 
die zuſtändige Regierung zu berichten. 

4. Wird ein Gewerbebetrieb von einer anderen Perſon unver— 
ändert fortgejebt (3. B. im Falle der Vererbung, Verpachtung, Veräuße- 
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rung), jo bleibt die Veranlagung bis zum Ablaufe des Steuerjahres 
unverändert in Kraft (Art. 14). 

Bei derartigen Anmeldungen der Übernahme und Fortſetzung 
eines bereit3 bejteuerten Gewerbes hat der Borjikende des Steuer» 
ausſchuſſes der Klaſſe IV, wenn die Bejteuerung in Klaſſe IV erfolgt 
ift, die Umjchreibung zu veranlafjen,!) anderenfall3 die Anmeldung 
an den Borjigenden des Steuerausſchuſſes abzugeben, von welchem 
die Beiteuerung bewirkt iſt. Letzterer hat ſich zu vergemiljern, ob 
auch die entiprehende Abmeldung jeitens des bisherigen Gejchäfts- 
ar erfolgt ift, und nötigenfalls deſſen Erflärung hierüber zu 
erfordern, welche alsdann auch dem Vorſtande der zum Bezuge des 
betreffenden Steuerbetrages berechtigten Gemeinde bezw. der von 
diefem bezeichneten fommunalen Bermwaltungitelle als Abmeldung 
zuzufertigen iſt. 

Auf Grund der An- bezw. Abmeldung wird nur der Name des 
Gemwerbetreibenden in der namentlihen Nachweiſung umgejchrieben 
und der Berjonenmwechjel als Ab- und Zugang in dem Gemwerbejteuer- 
Notizregifter unter gegenfeitigem Hinweile — jedoch ohne Ausfüllung 
der für die Steuerbeträge bejtimmten Spalten — eingetragen. 

Ob der den Betrieb übernehmende Gewerbetreibende bereits 
wegen eines bisher betriebenen und neben dem übernommenen fort» 
zujegenden Gewerbes bejteuert ift, fommt hierbei nit in Betracht; 
in einem derartigen Falle bleibt vielmehr für das laufende Jahr die 
bejondere Veranlagung beider Betriebe in Kraft, und tritt die einheitliche 
Befteuerung erſt bei der nächſten Veranlagung ein.?) 

5. Bezieht jih die angemeldete Übernahme und Fortjegung 
eines Gemwerbebetriebes nicht auf den gefamten Gewerbebetrieb des 
bisherigen Inhabers, fondern nur auf einen Teil (3. B. eins von 
mehreren neben einander betriebenen Gewerben, einen einzelnen 
ftehenden Betrieb), jo bleibt die Bejteuerung des bisherigen Steuer- 
pflihtigen für das laufende Jahr ohne Anderung beftehen und der 
Anmeldende ift al3 Zugänger nach $ 34 des Geſetzes zu behandeln, 
fall3 er nicht auch jeinerjeit3 bereits zur Gemwerbefteuer veranlagt ift. 
Im legteren Falle wird an der beiderjeitigen Gemwerbejteuer für das 
laufende Jahr überhaupt nichts geändert und nur zur Berüdjichtigung 
für die nächſte Veranlagung in der namentliden Nachweiſung das 
Nötige vermerkt. 

6. Hit der Anmeldende eines neuen jtehenden Betriebes In— 
haber eines bereit3 von ihm betriebenen, aber auf Grund des $ 7 des 
Geſetzes jteuerfrei gebliebenen Gewerbes, jo hat der Borjigende 
der Klaſſe IV zu prüfen, ob der neu angemeldete Betrieb in Verbindung 
mit dem bisherigen und bei Zujammenrechnung des Ertrages bezw. 
Anlage- und Betriebskapital3 beider die im $7 des Gejeges bejtimmte 
Grenze der Steuerfreiheit überjchreitet. Bejahendenfalls hat er die Be- 
fteuerung de3 Gefamtbetriebe3®) von dem durch die Eröffnung des neuen 
Betriebes bedingten Zeitpunkte ab und demgemäß die Eintragung in das 
Notizregifter zu veranlafjen. 

7. Die Anmeldungen, welche nur die Berlegung des ur 
eines Gewerbes in einen anderen Gemeinde» (Gut3-) bezirk betreffen 
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($ 42 des Geſetzes), jind, wenn der Drt der Anmeldung in demjelben 
Beranlagungbezirfe wie der bisherige Si des Gewerbes liegt, nur in ber 
namentlihen Nachmweifung zu notieren, und den Borftänden der zum 
Bezuge des betreffenden Steuerbetrages vor und nad) der Verlegung 
berechtigten Gemeinden bezw. den von dieſen bezeichneten fommunalen 
Berwaltungitellen * Kenntnis zu bringen, anderenfalls tritt Ülber- 
weifung der veranlagten Steuer ein. (Art. 48 Nr. 5.) Der Bor- 
fitende des Steuerausichuffes derjenigen Klaffe, in welcher die Be- 
fteuerung fortan ftattfinden muß, hat die Übermweijung der Steuer- 
erhebung bei dem Ep Fre de3 bisher zuftändigen Steueraus- 
ſchuſſes zu beantragen, fall3 fie nicht infolge der dortigen Anmeldung 
(Artikel 28 Nr. 5) bereit eingegangen ift. 


—J t Zu Art. 27. 


” 4) Die Umschreibung ist von der Prüfung der Voraussetzungen der $$ 34, 
41 abhängig. Dem Steuerpflichtigen stehen die Rechtsmittel zu (vgl. Anm. 4 
zu $ 41). 

2) Vgl. aber Anm. 3 zu $ 41. 

») Wenn eine im Laufe des Steuerjahres eintretende Erhöhung des Er- 
trages oder des Anlage- und Betriebskapitals für das Steuerjahr die Besteue- 
rung eines steuerfrei Veranlagten ausschließt ($ 24 Abs. 4, Art. 13 Nr. 3), 
so muß dies auch für diejenigen steuerfrei Veranlagten gelten, welche im 
Steuerjahre neben ihrem bisherigen Betriebe einen neuen Betrieb eröffnen 
(vgl. Anm. 4c zu $ 34). 


Artifel 28, 
Die Behandlung der Abmeldungen. 
(8 58 des Gejches.) 


1. Das Aufhören eines fteuerpflichtigen Gewerbes iſt dem Vor— 
jigenden des für die Beranlagung zuftändigen 
Steuerausſchuſſes ſchriſftlich anzuzeigen. 

In Berlin ſind die Gewerbeabmeldungen auch künftig— 
hin bei der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern 
dajelbit zu bewirken. 

2. Bei der Abmeldung ganzer Gewerbebetriebe — im Gegen- 
fate zu Zweigniederlafjungen ujm., vgl. Nr. 4 — haben die 
Borjigenden der Steuerausihüjje nach den etwa erforder- 
lihen Ermittelungen darüber, ob die Gewerbe eingeitellt oder 
auf einen anderen übergegangen find, die Abmeldungen in die 
Abteilung I des Notizregifterd unter Abgang einzutragen und 
die zum Bezuge der Steuer berechtigten Gemeinden von der 
Abgangjtellung (bezw. Umfchreibung) zu benachrichtigen (vgl. 
Art. 48 Nr. 4), welche ihrerjeit3 den Abmeldenden von dem 
Berfügten Mitteilung machen. 

3. Etwaige Abmeldungen jteuerfreier Gewerbe find von dem 
Vorjigenden des Steuerausjchuffes des Klaſſe IV nicht in 
bad Gemerbefteuer-Notizregifter einzutragen, jondern zur 
etwaigen Berichtigung der Kontrolle der jteuerfreien Ge— 
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werbe (Mufter 4 zu Artikel 27 Nr. 2c) zu benugen und zu den 
Alten zu nehmen. 


. Abmeldungen einzelner Zmweigniederlaffungen uſw., jowie 


Anzeigen von der Einftellung eine® von mehreren neben 
einander betriebenen Gemwerben find auch dann, wenn ber 
betreffende Betrieb in einem auswärtigen Veranlagung- 
bezirke jtattfand, bei dem Borligenden des für die Ver— 
anlagung zuftändigen Steuerausfchufles zu bemwirfen. 
Diejer hat zunächſt darüber Ermittelungen anzujtellen, ob bie 
betreffende Zmeigniederlafjung ujw. oder das neben anderen 
Gewerben betriebene Gewerbe gänzlich eingeftellt oder auf 
einen anderen übergegangen iſt. 

m eriteren Falle hat er den Borjigenden de3 Steueraus- 
ſchuſſes der Klaſſe IV in dem betreffenden auswärtigen Ver— 
anlagungbezirfe er Berichtigung de3 von dieſem ge- 
führten Verzeichniſſes der auswärts befteuerten Betriebe 
(Muſter 5 zu Artikel 27 Nr. 2d) zu benachrichtigen und die 
Abmeldung, falls fie eine gewerbliche Niederlaftung betraf, 
auf melde ein Zeilbetrag de3 Gejamtjteuerjages entfallen 
war, in die Abteilung II des Notizregifterd unter Abgang 
einzutragen, anderenfalls aber nur die namentliche — — 
zu berichtigen. 

1) Wird dagegen eine Zweigniederlaſſung uſw. oder eines 
von mehreren neben einander betriebenen Gewerben von 
einem anderen ohne weſentliche Anderung fortgeſetzt (Perjonen- 
mwechjel), jo findet die Umfchreibung des Teilbetrage3 der Steuer 
auf den neuen Inhaber des Gemwerbebetriebes durch Eintragung 
in die Abteilung II des Zu- und Abgangs-Notizregiiters 
ftatt. Für die Zmwede der nächſtjährigen Veranlagung ift zu 
unterjcheiden, ob der neue Inhaber der Zmeigniederlaffung 
bereitö zur Gewerbefteuer veranlagt ijt oder nicht. Im erjteren 
* iſt der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes, der den neuen 

nhaber der Zweigniederlaſſung uſw. bisher veranlagt hatte, 
behufs Berückſichtigung des neu erworbenen Teilbetriebes bei 
der nächſtjährigen Veranlagung zu benachrichtigen. Iſt 
dagegen der neue Inhaber der betreffenden Zweignieder— 
laſſung uſw. bisher zur Gewerbeſteuer nicht veranlagt, jo 
erfolgt dejjen Überweilung vom Beginn des nächſten Steuer- 
jahres ab an den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes der 
Gewerbeſteuerklaſſe IV in dem örtlich zuftändigen auswärtigen 
Beranlagungbezirt. Diejer hat mit der Überweifung unter 
jinngemäßer Anwendung der Beftimmungen in Artikel 27 Nr. 1 
und 2 zu verfahren. Außerdem muß in jedem Falle die Be- 
nachrichtigung des Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes der Klaſſe 
IV in dem betreffenden auswärtigen Veranlagungbezirke be— 
hufs Berichtigung des von ihm geführten Verzeichnifjes der aus— 
wärts bejteuerten Betriebe erfolgen. 


. Betrifft die Abmeldung die Berlegung des Sites de3 Ge- 


werbe3 in eine andere Gemeinde, jo iſt zu unterjcheiden, 
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ob der neue Sik in einem anderen Beranlagungbezirfe 
belegen ift oder nicht; 

ferner, 

ob nad) der Verlegung des Sites an dem bisherigen Eike 
überhaupt noch ein Gewerbebetrieb ftattfindet oder nidt. 

a) Liegt der neue Sitz des Gewerbes in einem anderen 
Beranlagungbezirfe und wird mit dem Sitze des Ge- 
werbes der gejamte Betrieb in die andere Gemeinde 
verlegt, fo ift die Abmeldung in die Abteilung I des Notiz 
regifter8 unter Abgang einzutragen und in Spalte „Be- 
merfungen“ unter entiprechender Begründung zu ver- 
merfen, daß die Gemeinde, in der fich der bisherige Sitz 
befand, nicht mehr zum Bezuge der Steuer beredtigt ift. 
Bei der demnädft vorzunehmenden Überweilung ber 
Steuer (vgl. Art. 48 Nr. 5) ift der Vorſitzende des nunmehr 
zuftändigen Steuerausjchuffes behufs Benadhrichtigung der 
Gemeinde, wohin der Sitz des Gewerbes verlegt iſt, hiervon 
ausdrüdlih in Kenntnis zu ſetzen. Ä 

b) Findet nad) der Verlegung des Sitzes bes Gewerbes in 
einen anderen Beranlagungbezirt an dem bisherigen 
Site noch ein Gewerbebetrieb jtatt, jo bleibt der auf die 
betreffende Gemeinde entfallende Steuerbetrag derjelben 
unverfürzt erhalten, und die Gemeinde, wohin die Ber 
legung erfolgt ift, erwirbt bis zum Ablauf des Steuer- 
jahres feinen Anspruch auf Beiteuerung des dorthin ver- 
legten Betriebsteiles (vgl. Art. 53 Nr. 3). 


Wegen der Eintragungen in das Notizregifter und ber 
Überweifung der Steuer finden die Beftimmungen unter a 
mit der Maßgabe finngemäße Anwendung, daß, falls der 
Betrieb bisher in einer der Klaſſen I, II oder ILI veranlagt 
war, dem Borfigenden des Steuerausichufjes der Klafie 
IV von der Überweilung behufs Berichtigung des Verzeich— 
niſſes der auswärts befteuerten Betriebe Kenntnis zu 
geben ift. 

War der Betrieb bisher in Klaſſe IV veranlagt, jo hat 
der Vorſitzende im Falle der Überweifung der Steuer das 
gedachte Verzeichnis von Amtswegen zu berichtigen. 

c) Liegt der neue Sib des Gewerbes ndemjelben Ber 
anlagungbezirte und wird mit dem Gibe der gejamte 
Semerbebetrieb in die andere Gemeinde verlegt, jo wird 
wegen der nächitjährigen Steuerveranlagung die namentliche 
Nachweiſung berichtigt, mit Rüdjicht auf die Kommunal» 
bejteuerung aber die Abmeldung in die Abteilung II des 
Notizregifters unter Abgang eingetragen und hierdurch 
der auf den bisherigen Sitz des Gewerbes eutfallene Steuer- 
betrag in Abgang geftellt. Lebterer ift gleichzeitig für den 
neuen Sit durch Eintragung der angemeldeten Verlegung 
in die Abteilung II des Nothregifters in Zugang zu jtellen. 
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d) Wird nach der Berlegung des Sitzes eines Gewerbes in 
eine andere Gemeinde desſelben Beranlagungbezirks 
an dem bisherigen Site ein Gewerbebetrieb fürtocieht 
jo findet keinerlei Eintragung in das Notizregifter, fondern 
nur eine Berichtigung der namentlihen Nachweiſung ftatt. 
Nah Maßgabe der vorjtehenden Beltimmungen ift au 

bei der Berlegung des Wohnortes des für einen außerhal 

Preußens domizilierten Gewerbebetrieb bejtellten Bertreters 

zu verfahren (vgl. Art. 12 Nr. 2 und Art. 30 Abj. 2). 

6. Bei der Abmeldung von Gemwerben, welche, wie 3. B. die 
Gaftwirtihaft in Bade- und Brunnenorten und das Bau- 
handwerf, regelmäßig nur während eines Teiles des Jahres 
betrieben werben (jogenannte ruhende Gewerbe), iſt dem 
Gewerbetreibenden zu eröffnen, daß, wenn er im Laufe 
desjelben oder des nädhitfolgenden Steuerjahres jein Gewerbe 
wieder beginnen jollte, er nachträglich für die Zeit von der Ab- 
meldung bis zum Wiederbeginne des Betriebes zur Kommunals» 
fteuer herangezogen werden würde. 


Zu Art. 28. 

ı) „Der Art. 28 Nr. 4 Abs. 3 kann nur Anwendung finden, wenn sich 
die Zweigniederlassung bezw. der Betrieb, bei dem der Personenwechsel ein- 
tritt, in einer anderen Gemeinde (Gutsbezirk) befindet, wie die gesamten 
übrigen Niederlassungen und Betriebe des bisherigen Inhabers. In allen 
sonstigen Fällen, also stets, wenn an dem betreffenden Orte noch andere 
Niederlassungen oder Betriebe in der Hand des bisherigen Inhabers verbleiben, 
greift die Regel des Art. 27 Nr. 5 Platz‘ (V. vom 5. Januar 1899 — Mitt. H. 38 
Nr. 30). 


Artilel 29. 


Verfahren bei der Abnahme von Erklärungen nad Maßgabe der 
SS 54 und 55 des Geſetzes. 


1. er Abnahme einer Erklärung nad) Maßgabe des $ 54 des 
Geſetzes jind nur die Gemeinde- (Gut3-) vorjtände und die VBorjigenden 
der ED: ur Abnahme einer Erklärung nad) Mafgabe 
des $ 55 daſelbſt ausſchließlich die letzteren befugt. 

2. Bei Abnahme diejer Erflärungen (zu 1) find die anliegenden 


Mufter 6, 7 und 8 zu benußen. Mupr 


Die Aufforderung zur Abgabe der Erklärungen ijt den Vor— 
Hriften im Art. 71 der Ausführunganweilung zum Einfommen- 
euergejege entiprechend den Steuerpflichtigen zuzuſtellen. 

3. Zur Abgabe der Erflärungen iſt vom Tage der Zuftellung der 
Aufforderung ab eine mindeftens einwöchige Friſt zu gewähren. 

Auf begründeten Antrag des Steuerpflichtigen kann die geitellte 
Frift angemefjen verlängert werden. 

4, Nachweislich unrichtige oder unvollftändige Erflärungen find 
unter Angabe der Gründe, ſowie unter Stellung einer neuen, mindeſtens 
einwödhigen Friſt behuf3 Berichtigung bezw. BBervollftändigung 
äurüdzugeben. 


er 74 
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5. Lehnt ein Steuerpflichtiger die Abgabe, Berihtigung bezw. 
Vervollftändigung einer der gedachten Erflärungen ab, oder fommt 
er der Aufforbernug zu 4 nur in ungenügender Weile nach, jo iſt — 
und zwar jeitens der Gemeinde- (Guts⸗) vorftände duch Bermittelung 
des Vorſitzenden des zuftändigen Steuerausjchujjes — der Regierung 
Bericht zu erjtatten (Art. 51 Nr. 2). 

6. Bezüglich der Erklärungen nad) Maßgabe des $ 55 des Geſetzes 
iſt noch folgendes zu beadten: 

a) Steuerpflichtige, welche ein Gewerbe neu beginnen, können 
nur hinjichtlih des Anlage- und Betriebgfapital3 zur Ab- 
gabe einer Erklärung aufgefordert werden. 

b) Gehen auf $ 55 Abſ. 4 des Geſetzes geftügte Anträge betreffs 
nur durch Schäßung zu ermittelnder Erträge ein, jo finden 
die Vorſchriften im Art. 53 der Ausführunganmweijung vom 
5. Auguft 1891 zum Einfommenjteuergejege jinngemäße 
Anwendung, jedoch fann die Frift für die Beibringung der 
erforderten Nachweiſungen aufe ine Woche abgefürzt werben. 

Bringt der Steuerpflichtige die Nachweilungen nicht bei, 
jo jteht dies der Nichtabgabe der Erflärung gleich (vgl. Wr. 5). 

c) Der Borfigende hat dafür Sorge zu tragen, daß dieſe Er- 

Härungen geheim aufbewahrt werden. 


Abfchnitt VII. 


Deranlagung. 
Artifel 30. 


A. Prf ver Peranlagung. 
($ 17 Abi. 2 bis 5 des Gejekes.) 


Die Befteuerung erfolgt in dem Beranlagungbezirke, in welchem 
das Gewerbe betrieben wird. 

Werden von einem Steuerpflichtigen in mehreren Veranlagung- 
bezirfen ftehende Betriebe unterhalten, fo lat die Beiteuerung in 
dem Beranlagungbezirfe, in welchem die Gejchäftsleitung des Unter- 
nehmens ihren Gib!) hat*), bei Unternehmungen, deren Sitz aufer- 
halb Preußens liegt, wo der in Preußen zu beftellende Vertreter 


* Anm. Vergleiche Art. 35 Nr. 5 Abſ. 2 und 4 der Ausführunganmeilung 
vom 5. Auguft 1891 zum Einfommenfteuergejebe. 
Dieje Beftimmung lautet: 
„Der Siß einer Altiengejellichaft, Kommanditgejellichaft auf Altien 
ober eingetragenen Genoſſenſchaft beftimmt ſich nad dem Inhalte des 
Gejellihaftvertrages (Statuts), Art. 209 Nr. 1, Art. 175 Nr. 2 des Allg. 
deutihen Handelsgeſetzbuchs (Geſetz vom 18. Juli 1884, RGBl. S. 123 — 
jet $$ 182, 322 HGB), 8 6 Nr. 1 des Gejekes, betreffend die Erwerb- 
und Wirtichaftgenojjenichaften, vom 1. Mai 1889 (RGBl. ©. 55)..... +.» 
Als Sik der Konfumvereine mit den Rechten ber juriftifchen Perſon 
(Art. 26 Nr. le) gilt der Ort, wo der Borftand feinen Sitz hat.“ 
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feinen Wohnſitz hat, oder falls ein Vertreter nicht beitellt ift und der 
Inhaber jelbit in Preußen wohnt, wo deſſen Wohnfig ſich befindet. 
Dasjelbe gilt, wenn mehrere Gewerbe von derjelben Perſon be- 
trieben werden. 
Iſt es zweifelhaft, wo der Sit der Gejchäftsleitung fich befindet, 
3 B. bei mehreren von einander unabhängig betriebenen Gemwerben 
esjelben Steuerpflichtigen, oder entitehen ſonſt Bedenten über den 
Ort der Veranlagung, To iſt zu untericheiden, ob die in Frage fommen- 
den Beranlagungbezirte demjelben Regierungsbezirte angehören oder 
nit. Erjterenfalls bejtimmt auf Antrag des Borjigenden eines 
beteiligten Steuerausjchufjes die Regierung und auf dagegen er- 
hobene Beſchwerde des Steuerpflichtigen der Finanzminifter, legteren- 
fall3 ftet3 der Finanzminifter den Bezirk, in welchem die Veranlagung 
zu erfolgen hat. 
Die Beranlagung der Gewerbebetriebe des Staates und der 


Reichsbank erfolgt in Berlin nad) den bejonberen Beitimmungen der 
. 176756 


Belanntmachung vom 22. Dezember 1894 — Tas — Witteilungen 
aus der Berwaltung der direkten Steuern Heft 30 ©. 52.*) 
Zu Art. 30. 


1) Vgl. Anm. 19 zu $ l. 


*) Dieje Belanntmahung lautet: 

„Semäß $ 4 Abſ. 1 des Gejebes wegen Aufhebung direkter Staats- 
fteuern vom 14. Juli 1893 (GS. ©. 119) und $ 28 Wr. 6 des Kommunal» 
abgabengejekes von demjelben Tage (GS. ©. 152) hat fi) vom 1. April 1895 
ab die Gewerbefteuerveranlagung auh auf die Gewerbebetriebe 
dbe3 Staates zu eritreden, welche nach $ 17 Abi. 1 des Gewerbeiteuer- 
gejebes vom 24. Juni 1891 (GS. ©.205) ald ein fteuerpflidhtiges 
Gemerbe zu veranlagen jind. 

Bur Ausführung diejer Vorjchriften wird im Einverftändnis mit den 
Herren Miniftern für Handel und Gewerbe und für Landwictihaft, Domänen 
und Forften folgendes beftimmt: 

1. Die Beiteuerung jfämtliher Gewerbebetriebe des Staates erfolgt 
im Beranlagungbezirf der Stadt Berlin. 

2. Der zuftändige Steuerausihuß für Berlin bemwirft die nach $ 32 des 
Kommunalabgabengejeßes erforderlihe Zerlegung des Gejamtiteuer- 
ſatzes des Staates in die auf die einzelnen Betriebsorte entfallenden 
Zeilbeträge. 

3. Die Vertretung des Staates bezüglich der Gemwerbefteuerpflicht feiner 
Gewerbebetceiebe gegenüber dem zuftändigen Steuerausſchuſſe erfolgt 
durch den Finanzminiſter, dem auch die Beichlüffe wegen Feititellung 
de3 Gejamtiteuerjaßes und wegen Zerlegung desjelben (Nr. 2) zu— 
zuftellen jind und die dagegen zuläfligen Rechtsmittel zuftehen. 

4. Hinfichtlih der an den einzelnen Betriebsorten auf die Ge- 
werbebetriebe des Staates zu legenden Zuſchläge zur Gemwerbefteuer 
bezw. bejonderen Kommunalgewerbefteuerbeträge wird in den be- 
ftehenden Beltimmungen über die Zuftändigteit der Behörden zur 
Vertretung der betreffenden Betriebe nichts geändert. 

Sind jedoch in einer Gemeinde mehrere Betriebe des Staates zur Ge- 
werbefteuer heranzuziehen, deren Bertretung nad den allgemeinen Be- 
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B. Peranlagung in Rlaffe L 
Artikel 31. 
Aufſtellung der namentlichen Nachweiſung in Klaſſe J. 


1. Das Veranlagungsgeſchäft beginnt mit der Aufſtellung der 
namentlichen eng (Mufter 9) der im nächſten Steuerjahre 
9 _zu veranlagenden Gemerbetreibenden. 
guet — In die Nachweiſung find aufzunehmen: 

— 1. alle in der Klaſſe I zur Zeit veranlagten Gewerbetreibenden 
unter Berüdfichtigung der eingetretenen Zu- und Abgänge mit Aus 
nahme derjenigen: 

a) bei welchen fich herausgeitellt hat, daß die — in eine 
niedere Steuerklaſſe geboten iſt, weil nach den für die neue 
Veranlagung maßgebenden Verhältniſſen weder der jährliche 
Ertrag 50000 Mark, noch das Anlage- und Betriebskapital 
1000000 Mark erreicht; 

b) deren Anlage- und Betriebskapital zwar 1000000 Mark oder 
mehr beträgt, welche aber auf Grund des $ 8 des Geſetzes 
ihre Verjegung in eine niedere Klaſſe beantragt haben, weil 
der erzielte Ertrag in den legten beiden Jahren nachweislich 
die Höhe von 30000 Mark nicht erreicht hat. 

In beiden Beziehungen (gu a und b) hat der Borfigende mit 
Vorſicht und nur in ſolchen Fällen jelbftändig vorzugehen, in melden 
er der Zuftimmung der Mitglieder des Steneranätguffes zu feiner 
Auffaffung der amade ſich verjihert halten kann. 

In den Fällen zu b find die Angaben des Antragjteller3 mit den 
entijprechenden bisherigen Feſtſetzungen und Berhandlungen des 
Steuerausfchuffes zu vergleichen, und foweit fie zu Zweifeln Anlaß 
geben, von dem Antragfteller überzeugend nachzuweiſen. Die hier- 
nad erforderliche Erörterung des Antrages hat der —— un⸗ 
verzüglich vorzunehmen und demnächſt nach ſeinem Ermeſſen die Ab— 
weiſung des Antrages — oder, falls er der lag des Aus 
üuile® jicher ift — die Überweifung an den Vorligenden der betreffen- 
en niederen Klaſſe zu verfügen, anderenfall3 aber fich der Ent- 
ſcheidung zu enthalten und dem Steuerausſchuſſe jelbit den Antra 
mit feinem Gutachten zu unterbreiten, auch geeignetenfalls a 
Umlaufichreiben die Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes herbeizuführen. 

In die namentlihe Nachweiſung find ferner aufzunehmen: 

2. ſolche zur Zeit noch in anderen Steuerflajfen veranlagte Ge— 
mwerbetreibende, welche von den Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe 
in Klaſſe I oder von den PBorfigenden der Steuerausſchüſſe ihrer 
dermaligen Steuerflafje al3 zur Veranlagung in Klaſſe I geeignet 
ermittelt, bezw. von leßteren dorthin übermwiefen jind. 


ftimmungen verſchiedenen Behörden obliegt, jo ift bem Gemeinbe- (Guts-) 
vorftand dirjenige Behörde zu bezeichnen, welche den Staat bezüglich der 
Gemwerbefteuerpflicht der betreffenden Betriebe vertritt. 

Diefe Beftimmungen finden aucd auf weitere fommunale Verbände 
entiprechende Anwendung.“ 
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Der Borfigende in Klaſſe I hat fortgejegt feine Bemühungen 
darauf zu richten, daß alle zur Klaſſe I gehörigen Geſchäfte voll- 
ftändig ermittelt und zu diefer Klafje herangezogen werden. Er hat 
nicht nur beim Beginne des Beranlagungsgeichäfts, fondern im Laufe 
des Jahres die ihm zugänglihen Nachrichten über die Verhältnifje 
der in Frage fommenden Gewerbe zu fammeln und behufs Ein- 
ziehung von Erfundigungen von den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln 
umfihtigen Gebrauch zu machen, insbejondere ſich mit den Vor— 
figenden der Klaſſe II innerhalb jeines Bezirfd3 im Einvernehmen 
zu erhalten und nach Umjtänden bei denjelben oder bei den Vorfigenden 
anderer Klaſſen die Überweifungen jelbjt anzuregen. 

Andererfeit3 liegt ihm jedodh auch ob, folhe Übermweijungen 
feinerjeit3 alsbald zu prüfen, und wenn jie ungeredtfertigt erſcheinen, 
nach Verſtändigung mit dem betreffenden Vorſitzenden der niederen 
Kaffe, äußerſtenfalls nach ſchleuniger Einholung der Entſcheidun 
der Regierung am Site des Steuerausſchuſſes der Klaſſe I, die Zurüd- 
überweifung eintreten zu lajjen. 


I. Eine Feftftellung der namentlihen Nachweiſung in dem 
Sinne, wie fie in den Klaſſen II bis IV nötig ift, um die Gteuer- 
gejellihaften zu fonitituieren (Art. 35), findet in Klaſſe I nicht ftatt, 
da die Steuerpflichtigen dieſer Klaſſe feine Steuergejellichaft bilden, 
fondern unmittelbar und einzeln mit dem ihnen zufommenden Steuer- 
lage durch den Steuerausfhuß veranlagt werden. 

Der Steuerausihuß kann deshalb bis zum Abjchluffe des Ver— 
anlagungsgejchäfts durch Feitftellung der Sewerbefteuerrolle äufßerjten- 
fall3 jelbft big zur Zuftellung der Steuerzufchrift an den Steuer- 
pflihtigen auf Anregung feines Vorſitzenden oder jeiner Mitglieder 
einzelne Gewerbetreibende in die u I aufnehmen, oder aus 
——— entlaſſen und einer niederen Klaſſe zuweiſen. 

Es iſt jedoch dahin zu ſtreben, daß durch ſorgfältige Vorbereitung 
ſeitens des Vorſitzenden dergleichen ſpätere Anderungen wegen ihrer 
ſtörenden Rückwirkung auf die Steuerverteilung in den übrigen Klaſſen 
tunlichſt entbehrlich werden. 


III. 1. Die Veranlagung der einzelnen Gewerbetreibenden der 
Kaffe I nach) Maßgabe des Kahresertrages hat der Borfißende in 
der jchon bezeichneten Weife vorzubereiten, um dem Steuerausichufje 
ein zureichendes und zuverläfjiges Material in betreff jedes Steuer— 
pflichtigen vorzulegen. Bei der verhältnismäßig geringen Anzahl 
iſt für jeden Steuerpflichtigen der Klaſſe I ein bejonderes Heft (Aften- 
ftüd) anzulegen, dem die bezüglihen Verhandlungen und Aufzeich- 
nungen über das Ergebnis jtattgehabter Ermittelungen einverleibt 
werden. Dieje Steuerhefte find unter Verſchluß aufzubewahren, 
fie dürfen nur zur Kenntnis der Ausihußmitglieder und der zur Ge- 
heimhaltung duch ihren Amtseid verpflichteten Beamten gelangen. 

2. Hinfichtlih der in Anſpruch zu nehmenden Mitwirkung der 
Gemeinde- und VBerwaltungbehörden uftw., re des Materials 
für die Einfommenfteuerveranlagung, wird auf Art. 23 Bezug ge- 
nommen. 
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Eine nähere Ermittelung in betreff des Anlage- und Betriebs- 
Tapital3 wird entbehrlich jein, wenn zweifellos ein Ertrag von über 
50000 Mark vorliegt, fall3 nicht etwa die genaue Kenntnis bes An- 
lage- und Betriebstapitald dazu benußt werden follte, die Feſtſtellung 
des Ertrages zu erleichtern. 


Bei der Beranlagung der Aftiengejellihaften, Kommanbditgejell- 
Ichaften auf Aktien und Genojjenichaften werden außer den von 
denjelben eingereichten Gejchäftsberichten, Bee ei uſw. 
(Art. 23 Nr. 4) auch die zum Zwecke der Einkommenſteuerveran— 
fagung aufgeftellten Überfichten (Mufter VII zu Art. 48 der Aus 
führunganmweilung vom 5. Auguft 1891) die Ermittelung des Er- 
trages erleichtern. Es bleibt jedoch — abgejehen von dem Wegjalle 
de3 Abzuges von 3" Prozent des Kapitald — zu beachten, dat bei 
der Berechnung des Ertrage3 außer den in den Spalten 4 bis 8 auf- 

eführten Beträgen verjchiedene, bei der Einkommenſteuer abzugs— 
ähige Ausgaben, insbejondere Schuldenzinjen, als jteuerpflichtige 
Teile des Ertrages nicht in Abzug zu bringen find. 

IV. Die wejentlihen Ergebniffe der Ermittelungen find jodann 
in die entiprechenden Spalten der namentlihen Nachweiſung einzu- 
tragen. Zugleich hat der Borjigende des Steuerausjhufjes bei jedem 
Steuerpflichtigen die Höhe des Ertrages und — falla es hierauf an- 
fommt — den Bert des Anlage- und Betriebsfapitald3 nad) jeiner 
pflihtmäßigen Überzeugung zu jchägen und fein Gutachten in die 
Spalte 8 der namentlihen Nachweilung einzutragen. 


Artikel 32, 
Beranlagungbeichlüjie des Steuerausſchuſſes der Klaſſe I. 


1. Zum Bmede der Veranlagung find die Mitglieder des Steuer 
ausſchuſſes gewöhnlich in der legten Woche des Februar!) zu gemein- 
Ihaftliher Sitzung von dem Borjikenden zu berufen. 

Bei ihrem Zufammenttritte ift ihnen die namentliche Nachweiſung 
vorzulegen und das gejamte Material zur Verfügung zu ftellen. 


2. Dem Ausfchuffe ift ferner von den feitens des Borjigenden 
bereit3 angeordneten Überweifungen bisher in Klafje I Beiteuerter 
an eine niedere Klaſſe, wenn hierüber nicht jchon vorher die Zuftimmung 
der Mitglieder eingeholt jein jollte, eg zu maden. Der Bor- 
figende hat jich hierbei der aud in Klaſſe I aufzuftellenden Nad- 
weilung der Beränderungen, welche die von ihm entworfene nament- 
liche Nachweiſung gegen den bisherigen Bejtand der Steuerpflichtigen 
enthält, zu bedienen (vgl. Mufter 11 zu Art. 34 Nr. 11). 

Imgleichen ift dem Steuerausschuffe von den Anträgen auf Ver— 
jegung in eine niedere Klafje, welche auf Grund des $ 8 des Geſetzes 
von Steuerpflichtigen geftellt find, und von den darauf erlafjenen 
Berfügungen des Borjigenden Kenntnis zu geben. Sind berartige 
Anträge noch nicht erledigt, fo unterliegen fie der Beichlußfajlung 
de3 ek Der Ausi uß fann aber auch über bereit3 vor- 
genommene Überweijungen einen anderweiten Beſchluß fallen. 
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3. Hinfichtlih der dem Ausichufle zuitehenden Befugnis, weitere 
Ermittelungen, die Vernehmung von Zeugen und Sadverjtändigen 
ujw. zu bejchließen und die Veranlagung bis nach deren Vornahme 
auszujegen, wird auf Art. 24 verwiejen. Laien jich die Ermittelungen 
nicht während der Dauer der Sibungen erledigen, jo hat der Bor- 
ligende regelmäßig demnächſt durch Umlaufichreiben die Bejchluf- 
faſſung herbeizuführen. 

4. Unmittelbar, nachdem der Steuerausichuß über die Höhe des 
Ertrages eines Steuerpflihtigen ſich ſchlüſſig gemacht hat, ijt der 
entiprechende Steuerjaß in die namentlihe Nahweilung vom Bor- 
jigenden jelbit oder einem von ihm hiermit Beauftragten einzutragen. 

5. Nach beendeter Beranlagung hat der Borjigende über die 
aus der Klaſſe I entlajlenen oder dorthin übernommenen Steuer- 
pflihtigen den Vorſitzenden der beteiligten Steuerklaſſen jofort unter 
Beifügung der erforderlihen Unterlagen Nachricht zu geben. 


Zu Art. 32. 


') Für den Steuerausschuß der Klasse I ist die Verlegung in die Zeit 
vom 20.—22. März gestattet (V. vom 10. Juni 1897 — Mitt. H. 35 Nr. 48). 


Artifel 33. 
Berufung des Borjigenden in Klaſſe 1. 
($ 30 des Geiehes.) 


1. Der Vorſitzende iſt berechtigt, gegen die Beſchlüſſe des Steuer- 
ausihufies über Zulaffung oder Ablehnung der Veranlagung eines 
Steuerpflichtigen m Klaſſe I überhaupt, ſowie über die Feſtſetzung 
des Ertrages bezw. Steuerjaßes der einzelnen Steuerpflichtigen 
Berufung an die Regierung am Site des Steuerausichufjes 
einzulegen. Bon diefem Rechte Gebrauch zu machen, ift er verpflichtet: 

a) wenn der Beichluß des Steuerausſchuſſes die gejeglichen 

Beitimmungen oder die zu deren Ausführung erlaffenen Bor- 
ichriften verlegt, oder 

b) feiner Überzeugung nach den fteuerpflichtigen Ertrag, bezw. 
das Anlage» und Betriebsfapital unrichtig feititellt, ins- 
bejondere die Befteuerung in Klaſſe I zu Unrecht ablehnt 
oder einen zu niedrigen Steuerjat in Anwendung bringt; 
wenn die zuftändige Regierung die Art oder die Höhe der 
Veranlagung einzelner Gewerbetreibender moniert und den 
Borfigenden angewiejen hat, fall3 der Erinnerung jeitens 
de3 Steuerausfchuffes nicht Folge gegeben werden jollte, 
Berufung einzulegen. 

Der Borfigende hat alsdann, jelbjt gegen jeine abweichende 
Anficht, von der Berufung Gebrauch zu machen und diejelbe 
der Erinnerung der Regierung entiprechend zu rechtfertigen. 
Im übrigen bleibt ihm die Ausführung feiner eigenen Auf- 
faſſung der Regierung gegenüber unbenommen. 

2. Die Einlegung der Berufung ift zwar nur infofern an eine 
Frift gebunden, als jie nach AZuftellung der Steuerzujchrift ($ 32 

Suifting, direlte Steuern. III. 20 


c 


— 
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des Gejeges) nicht mehr zuläflig ift. Der Vorjigende hat ſich jedoch 
über die Fälle, ın denen er Berufung einlegen will, in der Regel 
ihon in der Sitzung dem Steuerausichuffe gegenüber zu erflären 
und den Mitgliedern des legteren zur Begründung des angefochtenen 
Beſchluſſes erg zu geben. Der Beichluß jelbit, das Stimm- 
verhältnis, mit weldem er gefaßt ift, und die für die Mehrheit maß— 
gebenden Gründe find alddann in das Sikungprotofoll aufzunehmen. 

Legt der Vorjikende erſt jpäter oder gegen einen jchriftlich herbei- 
geführten Beichluß Berufung ein, fo hat er unter Beifügung einer 
furzen Rechtfertigung derjelben den Mitgliedern des Steuerausſchuſſes 
hiervon fofort Mitteilung zu maden und ihnen die Begründung des 
angefochtenen Beſchluſſes anheimzuftellen. 

3. Der Vorfigende hat behufs Entiheidung über die Berufung 
unter Beifügung der bezüglihen Verhandlungen an die zuftändige 
Regierung zu beridhten. Die von der Regierung unverzüglich zu 
erlaffende und dem Vorſitzenden zur weiteren Beranlafjung zuzu— 
fertigende Enticheidung iſt vorbehaltlich der dem Steuerpflichtigen 
zuftehenden Rechtsmittel endgültig. 

Den Mitgliedern des Ausichuffes Hat der Vorlikende von dem 
Ergebnijje der Berufung durch Umlaufichreiben Kenntnis zu geben. 


C. Peranlagung in den Klaffen IL, III und IV. 
Artikel 34. 
Aufftellung der namentlichen Nachweiſung in Klaſſe IL, III und IV. 


1. Die namentlihen Nachweiſungen (Mufter 10) find in den 
net v0 Klaſſen II, III und IV — abweichend von Klaſſe I — zunächſt dazu be- 
RT ftimmt, die Steuergejellichaften für jede Klaſſe der Beranlagung- 
bezirfe zu bilden; fie werden, ehe zur Steuerverteilung gejchritten 
werden kann, dem Steuerausichujle zur Beichlußfafjung vorgelegt 
und durch ihn feſtgeſtellt, womit die Konftituierung der Steuergeiell- 
Ihaften, vorbehaltlih der Entiheidung über etwaige Berufungen 
des Vorſitzenden abgeſchloſſen mwird. 


Es fommt deshalb darauf an, dab die namentlihen Nachwei- 
jungen die fteuerpflichtigen Gewerbe des Bezirks mit Ausnahme 
der zur Beſteuerung in Klaſſe I übernommenen volljtändig enthalten, 
daß jedes in die Nachweiſung derjenigen Klaffe aufgenommen wird, 
zu welcher es nach den geieglihen Beftimmungen gehört, und daß 
ein jteuerpflichtiges Gewerbe in mehr als einer namentlihen Nadı- 
weilung aufgeführt wird. 

2. Zu diefem Zwecke iſt ein fortgejegtes Zuſammenwirken der 
Vorſitzenden der Steuerausfchüffe aller Klaffen geboten. Diejelben 
haben ſich die richtige Abgrenzung der Klafjen gegen einander auf 
jede Weile angelegen jein zu laſſen, dazu dienlihe Erfundigungen 
und Nahrichten auch im Laufe des Jahres anzuftellen bezw. zu fammeln, 
erheblide Wahrnehmungen fichgegenfeitig mitzuteilen und nad 
ihrer Auffaſſung gerechtfertigte Änderungen anzuregen. 
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Feder Borjikende eines Steuerausfchufjes ift verpflichtet, ſolche 
Gewerbe, in Betreff deren ſich herausftellt, daß fie nach Ertrag oder 
Anlage- und Betriebstapital zu einer anderen Klaſſe gehören, als 
zu derjenigen, in welcher jie bejteuert jind, alsbald unter Angabe 
der Gründe und ÜÜberiendung eines Auszugs aus der DEN 
Nahmeifung bezw. dem Notizregijter nebjt jonjtigen, für die Be- 
ſteuerung erhebliden Unterlagen dem Borjigenden des betreffenden 
Ausihujjes behufs Aufnahme in die jeinerjeits für die nächſte Ber- 
anlagung aufzuftellende namentlihe Nachweiſung zu überweilen. 
Lesterer hat unverzüglich die Überweifung zu prüfen, um jich über 
deren Annahme oder Ablehnung Ichlüffig zu ten und von jeiner 
Entihliegung — im Falle der Ablehnung unter Anführung der Gründe 
— den übermweijenden Borjigenden zu benachrichtigen, auch, wenn 
ih etwa die Zuftändigfeit eines anderen Steuerausſchuſſes ergeben 
jollte, die Weiterüberweifung an den Vorſitzenden desjelben zu ver- 
anlajjen. 

E3 iſt darauf Bedacht zu nehmen, daf derartige Überweijungen 
ipätejtens in der eriten Hälite des Januar erledigt und überhaupt 
jo zeitig als tunlicd vorgenommen werden. 

3. Entjtehen Meinungverjchiedenheiten in Betreff der Über- 
weilungen und finden diejelben durch Verſtändigung zwiichen den 
beteiligten Vorſitzenden nicht rechtzeitig vor Aufitellung der nament- 
Iihen Nachweiſungen ihre Ausgleihung, jo hat der übermweifende 
Voriigende die Verhandlung der Bezirksregierung zur Entſcheidung 
vorzulegen, und ijt diefe für die Aufitellung der namentlichen Nad- 
weilungen unbedingt maßgebend, vorbehaltlid etwaiger jpäterer An— 
rufung des Finanzminiſters. 

4. Zur Vorbereitung der namentlihen Nachweiſungen jind die 
namentlihen Nachweiſungen des laufenden Jahres, die Notizregifter 
und alle nach Artikel 23 dem Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes zu 
Gebote jtehenden Mittel zu benugen. Außerdem ift von den Bor- 
lißenden in Klaſſe IV das Verzeichnis der auswärts bejteuerten Betriebe 
(Art. 27 Nr. 2d zu bb) durchzugehen und zu prüfen, ob das Ber- 
hältnis, auf welchem die Beiteuerung in einem auswärtigen Bezirke 
beruht, noch fortdauert, und ob in der Art und Ausdehnung des Be- 
triebes etwa erhebliche Änderungen eingetreten find, von denen dem 
Vorjigenden des auswärtigen Ausichufles Kenntnis zu geben ift. 

5. Der Vorſitzende des Ausſchuſſes der Klaſſe IV hat jeine be- 
iondere Aufmerkſamkeit noch der Ermittelung derjenigen bisher fteuer- 
jreien Gemwerbetreibenden zuzumenden, welche etwa inzwilchen nad 
der Höhe des Ertrages oder des Anlage» und Betriebsfapitals die 
Grenze der Steuerfreiheit überichritten haben. Hierbei wird er 
namentlih die Mitwirfung der Gemeindebehörden in Anſpruch zu 
nehmen und die in Gemäßheit des Art. 27 Nr. 2 c von ihm zu führende 
Kontrolle fteuerfreier Gewerbe zu benußen haben. 

6. Auch im übrigen wird ſich die Aufmerkſamkeit der Vorfigenden 
vorwiegend auf die VBerhältniffe derjenigen Gewerbebetriebe lenten, 
welche der oberen oder unteren Grenze der Klaſſe nach Ertrag bezw. 

20 * 
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Anlage- und Betriebsfapital nahejtehen, von deren richtiger Beurteilung 
Fer die Duchführung der richtigen Klafjeneinteilung vorzugweiſe 
abhängt. 

7. Über Anträge der Steuerpflichtigen, welche auf Grund des 
$ 8 des Geſetzes oder aus jonftigen Gründen für die nächite Veran— 
lagung ee in eine niedere Klajje beanſpruchen, hat der Bor- 
jißende die erforderlichen Erhebungen anzuftellen, und jofern nad) feiner 
pflichtmäßigen Überzeugung der Antrag begründet ift, die Üiberweifung 
zu veranlaſſen, oder die Antragfteller ablehnend zu bejcheiden, oder 
die Entiheidung dem Steuerausfchuffe bei jeinem Zuiammentreten 
behufs Feſtſtellung der namentlihen Nachweiſung vorzubehalten (val. 
Art. 31 Nr. Ila und b). 


8. Zu einer gutadtlihen Außerung über die Erträge der ein- 
zelnen, ın die namentliche END aufgenommenen Gewerbe 
ind die Vorjigenden der Klaſſen IL, III, IV — abweichend von dem 
Verfahren in Klaffe I (Art. 31 IV) — nicht verpflichtet, wenn es 
ihnen auch fre jteht, zweddienlihe Außerungen hierüber in die Spalte 
„Bemerkungen“ der namentlichen —— einzutragen. 

9. Der Vorſitzende hat nach ſeinem Ermeſſen in zweifelhaften 
Fragen fich jchon vor und bei der Aufitellung der namentlihen Nadı- 
weilung mit jachlundigen Mitgliedern des Steuerausfchufles in Ein- 
vernehmen zu jeßen; er kann jich ihres Rates bedienen, aber auch ihre 
tätige Mitwirkung (vgl. Art. 22 Nr. 2) herbeiführen, um ſich ihrer 
Zuftimmung bezüglich der Aufnahme in die namentlihe Nachweiſung 
oder Ausicheidung aus derjelben zu verjichern und jpäteren wejent- 
fihen Änderungen vorzubeugen. 


10. Vor Zujammentritt des Steuerausihuffes muß die Auf- 
itellung der namentlihen Nachweiſung beendigt, und müſſen die 
Spalten 2 bis 8 derielben ausgefüllt fein. 

Zugleich ift die Berechnung der von der Steuergejellichaft auf- 
zubringenden Steuerfumme dergeftalt vorzubereiten, daß diejelbe 
unmittelbar nach Feiltitellung der namentlihen Nachweiſung und nad 
der dadurch etwa bedingten Berihtigung fejtgefegt und mit der 
Steuerverteilung ohne Aufenthalt vorgegangen werden fann. 


11.1) Ferner hat der Vorfigende über die Veränderungen, welde 
die von ihm aufgeitellte namentlihe Nachweiſung gegen den bis- 
herigen Zuftand enthält, eine Zujammenitellung (Nachweiſung der 
Veränderungen) nah Muſter I1 zu fertigen, welche zunächſt zur 


N Erleichterung der Berhandlungen des Ausſchuſſes dient, jodann 


aber dazu bejtimmt ift, nachdem die durch die Beichlüjfe des Aus- 
ichujfes notwendig gewordenen Berichtigungen bewirkt find, jofort 
dem Borjigenden der nächſt niederen Klaſſe zugeitellt zu werden. 
Der Borjitende der Klafje II hat deshalb für jeden Kreis, welcher 
von den fraglichen Beränderungen berührt wird, einen bejonderen 
Auszug aus der Zuſammenſtellung bereit zu halten. Der Borjigende der 
der Klaſſe III jendet, nachdem die namentlihe Nachweiſung diejer 
Klaſſe feitgeitellt ft, die von ihm gefertigte Nachmweilung der Ver— 
änderungen nebjt dem, wie vor erwähnt, von dem Borjitenden der 
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Kaffe II empfangenen Auszuge an den Borjigenden der Klaſſe IV, 
welcher dieje Scriftitüde nach gemachtem Gebraudhe an den Bor- 
jigenden der Klaſſe III bezw. II zurüdgibt. 

Dieſe Zufendungen müſſen unfehlbar am dritten Tage, nachdem 
die Feititellung der namentlihen Nachmeifung der oberen Klajie 
erfolgt iſt, bewirft fein. 

Soweit die Überweifung von Steuerpflichtigen in niedere Steuer- 
Hajjen in Frage fommt, jind, falls dies nicht ſchon früher geichehen, die 
für die Befteuerung erforderlihen Unterlagen beizufügen (vgl. auch 
Art. 35 Nr. 5). 

Zu Art. 34. 

!) „Im Interesse der Verminderung des Schreibwerks ist nichts dagegen 
zu erinnern, wenn alle Vorsitzenden der Steuerausschüsse der Klassen III 
und IV, bei denen ein Bedürfnis dazu nicht besteht, von der Aufstellung der 
Nachweisung nach Muster 11 der Anweisung bis auf weiteres absehen“(V. 
vom 25. April 1901 — Mitt. H. 42 Nr. 22). 


Artikel 35, 
Feſtſtellung Der namentlihen Nachweiſung in Klaſſe IL, III und IV. 
8 29 des Geſetzes.) 


1, Die Mer um der namentlihen Nachweiſungen in den 
Klaſſen II, III und IV erfolgt duch Beſchluß des Steuerausichuffes 
und zwar in der angegebenen Reihenfolge, fo daß die Ergebnijie 
der Feititellung in Klaſſe II bei derjenigen in Klaſſe III und die Er- 
gebnilfe der letzteren bei der Feititellung in Klajje IV berüdjichtigt 
werden fünnen. 

2. Der Steuerausihuß wird demnad durch jeinen Vorſitzenden 
zu gemeinjchaftlicher no berufen: 

in Klaſſe II in den legten Tagen des Monats Januar, ſpäteſtens 

bi zum 3. Februar, 

in Klaſſe III nicht vor dem vierten Tage nad) dem Sikungtermine 

der Klaſſe II, und ſpäteſtens bis zum 12. Februar, 
in Klaſſe IV nicht vor dem vierten Tage nach dem Sigungtermine 
der Klafje III, und jpäteftens bis zum 20. Februar. 


Der Borligende des Ausſchuſſes der Klafie II hat die zu feinem 
Reranlagungbezirfe gehörenden Borligenden der Klafje III von dem 
Tage, an welchem die Ausſchußſitzung der Klaſſe II ftattfinden ſoll, 
mindeftend zwei Wochen zuvor in Kenntnis zu jeben. Die gleiche 
Verpflichtung liegt dem Borjigenden der Klaffe III gegenüber dem— 
jenigen der Klaſſe IV ob. 

3. In der Situng legt der Vorjigende die von ihm aufgeitellte 
namentliche Nachweiſung zur Beichlußfafjung vor, erläutert die gegen 
das Borjahr eintretenden Anderungen, nötigenfall® unter Berüd- 
ſichtigung der von den Steuerpflichtigen eingegangenen Anträge 
(vgl. Art. 34 Nr. 7) und Stellt Anträge der Ausihußmitglieder wegen 
Aufnahme Steuerpflichtiger in die namentliche Nachweiſung oder 
Streihung aus derjelben zur Erörterung und Beſchlußfaſſung. 


310 I. B. Ausführungsanweifung. Art. 35. 


Erörterungen über die Höhe der Steuerjäße bleiben der jpäteren 
Steuerverteilung vorbehalten. 

4. Der Steuerausſchuß ift nicht befugt, ſolche Gemerbeiteuer- 
pfjlichtige, welche 

a) von dem Borjigenden des Steuerausſchuſſes der Stlajje I zur 

Veranlagung in diefer Klaſſe bereits übernommen find, oder 

b) von dem Steuerausjchufje einer oberen Klafje in die bereits 
feftgeftellte namentlihe Nachweifung aufgenommen jind, 

in die namentlihe Nachweilung einer unteren Klaſſe aufzunehmen. 

Andererjeits ift der Steuerausschuß verpflichtet, jolche Gemwerbe- 
treibende in die Nachweiſung aufzunehmen bezw. der nächft niederen 
Klaſſe zu überweiſen, welde ihm ausweislich der Veränderungnad- 
. weilung (Mufter 11) von dem Steuerausihufje der höheren Klaſſe 
überwiejen jind. 

5. Gewerbetreibende, deren Aufnahme der Steuerausihuh ab- 
lehnt, jind auch in dem Falle, daß der Borjitende hiergegen Be- 
rufung anmeldet, in der namentiihen Nachweifung zu ftreihen. In 
dieſem Falle ift in der Veränderungnahweiiung (Mufter 11) zu ver- 
merken, daß Berufung eingelegt iült. 

So lange die Enticheidung der Regierung nicht ergangen iſt, 
darf die Aufnahme eines von der Berufung Betroffenen in die nament- 
lihe Nachweiſung einer niederen Klafje nicht erfolgen. Derartige 
Gewerbetreibende jind nötigenfall3 gemäß Nr. 6 Abſatz 2 diejes Ar- 
tifel3 zur Befteuerung zu bringen. 

6. Nach beendeter Beſchlußfaſſung find die in der namentliden 
Nachweiſung eingetragenen Steuerpflichtigen mit laufender Nummer 
zu verfehen. Die Nachweiſung wird hierauf von den Mitgliedern 
des GSteuerausfchuffes duch unterjchriftlihe Vollziehung des Yeit- 
ftellungvermerf3 abgeichloffen, womit die Steuergejellichaft für das 
nächſte Jahr gebildet ift. 

Alle ſpäter der Klaſſe zugemwiejenen Gewerbetreibenden (5. B. 
durch Entſcheidung auf die Berufung des Vorſitzenden) werden in 
das Notizregifter für das nächſte Jahr übernommen und find durd 
die Zugangslifte zur Befteuerung zu bringen, und zwar — jomeit 
es ſich nicht um Zugänger im Sinne des $ 34 des Gejetes handelt 
— mit einem vom Steuerausjchuffe zu veranlagenden Steuerjaße 

7. [Wird ein Gewerbetreibender, welcher in die namentlide 
Nachweiſung einer der Klaſſen II, III oder IV aufgenommen: it, 
nachträglich und zwar nach erfolgter Steuerverteilung in der Klaffe I 
veranlagt (Artikel 31 II), jo ift der auf denjelben verteilte Steuer- 
betrag in der niederen Klafje in Abgang zu ftellen. ]!) 


Zu Art. 35." 


1) Allgem. V. vom 25. April 1901 (Mitt. H. 42 Nr. 21): 

„Aus Anlaß einer Entscheidung des Königlichen Oberverwaltungsgerichts 
vom 21. Februar 1901 (E. in St. X 420 — vgl. Anm. 3 b zu $ 29) werden die 
Bestimmungen im Art. 35 Nr. 7 und Art. 41 Abs. 4 außer Kraft gesetzt, soweit 
danach bei mehrfacher Veranlagung in verschiedenen Steuerklassen die Ver- 
anlagung in der höheren Klasse aufrecht erhalten werden soll. 


Art. 36. Reranlagung. 311 


Mit Rücksicht hierauf die Vorschriften über den Zeitpunkt des Zusammen- 
tritts der Steuerausschüsse abzuändern, scheint indes nicht geboten. 

Durch die Bestimmungen in den Art. 35 Nr. 1 und 2 und Art. 32 Nr. 1 
werden mehrfache Veranlagungen in verschiedenen Klassen der Regel nach 
ausgeschlossen. Von Ausnahmefällen abgesehen könnten daher in dieser 
Beziehung Unzuträglichkeiten nur in Bezirken entstehen, in denen von der 
Ermächtigung, den Termin für den Zusammentritt des Steuerausschusses 
der Klasse I bis zum 24. März hinauszuschieben, Gebrauch gemacht ist. 

Auch hier läßt sich aber solchen unschwer dadurch vorbeugen, daß die 
Vorsitzenden der Klassen II bis IV in den jedenfalls ganz vereinzelten Fällen, 
wo der Steuerausschuß die Aufnahme eines Steuerpflichtigen in die nament- 
liche Nachweisung beschließt, obwohl nach Ansicht des Vorsitzenden die Be- 
steuerung in Klasse I in Frage kommt, gemäß Art. 36 der Anweisung Be- 
rufung einlegen und die Regierung, sofern sie diese Ansicht teilt, der Berufung 
stattgibt, sodaß die Möglichkeit einer Veranlagung in Klasse I offen gehalten 
wird. Wird demnächst die Veranlagung in dieser Klasse abgelehnt, so ist 
die Besteuerung in der niederen Klasse nach Art. 35 Nr. 6 Abs. 2 zu bewirken. 

In entsprechender Weise ist zu verfahren, wenn ausnahmweise aus be- 
sonderen Gründen die Feststellung der namentlichen Nachweisung in einer 
höheren der Klassen II—IV später als in der niederen erfolgt. In einem solchen 
Falle hat der Vorsitzende des Steuerausschusses der höheren Klasse, denen 
der niederen Klassen von der Hinausschiebung des Termins rechtzeitig Kenntnis 
zu geben.‘ 


Artifel 36. 
Berufung des Borjigenden in Klaſſe II, III und IV, 
($ 29 des Geſetzes.) 

Il. Dem Borfigenden ſteht da3 Recht zu, gegen die Bejchlüfje 
des Steuerausichufles über Feititellung der namentlidhen UNE nS 
Berufung an die Bezirföregierung einzulegen. In Betreff jeiner Ber- 
pflidtung, Berufung einzulegen, finden die Bejtimmungen im Art. 33 
Nr. 1 Anwendung. 

Wegen Berlegung der beitehenden Vorſchriften wird insbejondere 
die Berufung aud dann einzulegen jein, wenn die Aufnahme eines 
bereit3 in die namentlihe Nachweilung einer oberen Klaſſe über- 
nommenen Steuerpflidhtigen in die namentlihe Nachmweilung einer 
niederen Klaſſe oder, wenn umgekehrt die Zurüdübermweilung eines 
duch Bejchluß eines oberen Ausſchuſſes einer niederen Klajje über- 
wiejenen Steuerpflihtigen von dem Steuerausſchuſſe der niederen 
Klaſſe beichlojlen werden jollte, jowie wenn ein Ausschuß die Auf- 
nahme eines nach der Höhe des Anlage» und Betriebsfapitals in die 
betreffende Steuerklaſſe gehörigen Steuerpflichtigen wegen eines 
30 000 Mark in Klaſſe L, 15 000 Mark in Klaſſe II und 3000 Marf 
in Klafje III nicht erreihenden Ertrages ablehnt, ohne daß ein nach 
$ 8 des Geſetzes begründeter Antrag des Steuerpflichtigen vorliegt. 

2. Auf die Einlegung der Berufung, die Anhörung des Steuer- 
ausſchuſſes und die Einholung der Entſcheidung der Regierung finden 
die Vorjchriften im Art. 33 unter Nr. 2 und 3 Abjag 1 mit der Maf- 
gabe Anwendung, daß der Vorſitzende fich über die Einlegung der Be- 
rufung tunlichit jofort, jedenfalls vor Abſchluß und Feititellung der 
namentlihen Nachweiſung zu erklären hat. 
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3. Gegen die Entiheidung der Bezirksregierung fteht nur dem 
Steuerausfhuffe binnen zehntägiger Ausſchlußfriſt nad erfolgter 
Mitteilung an die Mitglieder die Beſchwerde an den Finanzminifter zu. 

Der Vorſitzende hat daher, falls jeine Berufung nicht verworfen, 
jondern der angefochtene Beſchluß des Steuerausihufjes von Der 
Regierung abgeändert iſt, die Entjcheidung den Mitgliedern entweder 
in einer Sigung befannt zu machen und zur Verfügung zu ftellen, oder 
ihnen diefelbe nach den obwaltenden Umjtänden einzeln oder mittelit 
Umlaufs zuzuftellen. Die zehntägige Friſt läuft von dem auf die Be- 
LE NUNE beziehungweiſe die zulegt bewirkte Zuftellung folgenden 
Tage ab. 

Die innerhalb diejer Friſt der Mehrheit des Steuerausichuijes 
zuftehende Beſchwerde iſt beim Borjigenden desjelben ——— an⸗ 
zubringen und von ihm nebſt den erforderlichen Unterlagen der Regie— 
rung behufs Beförderung an den Finanzminiſter zu überreichen. 

Der Finanzminiſter entſcheidet vorbehaltlich des Rechtsmittel— 
verfahrens endgültig. 


Artikel 37. 
Berechnung der Steuerſumme. 
($ 13 des Geſetzes.) 


1. Sobald die namentliche Nachweiſung feſtgeſtellt iſt, hat der 
Vorſitzende die von der Steuergefellichaft im nächſten Jahre auf- 
zubringende Steuerfumme zu berechnen und unter bejonderer Auf- 
— Une Gut-⸗ und Lajtichreibungen feitzuftellen (vgl. Muſter 
10 ©. 367). 

2. Behufs Berechnung der Steuerfumme ift zumächjt mit ber 
Anzahl der in der namentlihen Nachweiſung verzeichneten Steuer- 
pflichtigen der Mitteljat der betreffenden Steuerklaſſe zu multiplizieren. 

3. Dem fo gefundenen Betrage find diejenigen Steuerabgänge 
zuzujeßen, welche durch die im NRechtsmittelverfahren gewährten 
Steuerermäßigungen innerhalb der Klaſſe (ohne Berjegung in 
eine andere Klaſſe) gegen das Steuerjoll des laufenden Jahres ent- 
ſtanden find. 

4. In betreff der im NRechtsmittelverfahren bewirkten Ver— 
jegungen in eine andere Steuerflaffe ift zu unterjcheiden zwiſchen 
der Hlafje, aus welcher, und der Klaſſe, in welche der Steuerpflid- 
tige verſetzt iſt. 

In der Klaſſe, aus welcher der Steuerpflichtige ausgeſchieden 
iſt, wird, wenn er zu einem höheren als dem Mittelſatze dieſer Klaſſe 
veranlagt war, der den Mitteljaß überjteigende Betrag des Steuerjaßes 
der Steuerfumme für das nächſte Jahr zugefegt; war er dagegen unter 
dem Mitteljage veranlagt, jo findet ebenjo die Abjegung des Betrages 
jtatt, um welden der Steuerjaß niedriger war, al3 der Mitteljap. 

In der Klaſſe, in welche die Verſetzung erfolgt ift, wird, wenn 
der dem Steuerpflichtigen auferlegte Steuerſatz den Mittelfag dieler 
Klaſſe überfteigt, die Differenz zwilchen dem Mittelfaße und dem 
zu entrihtenden Steuerjage von der Steuerſumme für das nächſte 
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Fahr abgezogen. Bleibt dagegen der Steuerjag hinter dem Mittel- 
ſatze diejer Klaſſe zurüd, jo muß die Differenz der Steuerfumme für das 
nächſte Jahr zugeſetzt werden. 

Bei Berehnung der Gut- und Laftichreibungen gemäß Abſatz 2 
und 3 iſt — ohne Rüdficht auf eine etwaige Ermäßigung der Steuer- 
jumme — ftet3 der gejegliche Mitteljag zu Grunde zu legen. 

5. Die ausnahmmeije (infolge von Berufungen oder verjpäteten 
Überweifungen) erit nach Feititellung der namentlihen Nachweiſung 
bezw. nach der Steuerverteilung vorlommenden Veranlagungen zu 
anderen Steuerjägen ald dem Mitteljate bleiben bei der Berechnung 
der Steuerfumme für das nächſte Jahr außer Betracht. 


Artikel 38. 


Stenerverteilung. 
($ 15 Nr. 1 Abi. 2 des Gejehes.) 


Die Berteilung der Steuerfumme auf die einzelnen Mitglieder 
der Steuergefellihaft ift im unmittelbaren Anſchluſſe an die Feſt— 
ftellung der namentlihen Nachweiſung und der Berechnung der 
Steuerfumme von den Abgeordneten der Steuergejellihaft (Mit- 
gliedern des Steuerausjchujjes) vorzunehmen. 


Wegen der Leitung ber Berhandlungen, des Stimmredts des 
Vorfigenden, der Bildung von Unterausihüflen, der von den Ab- 
geordneten für nötig eradhteten, innerhalb der Befugnijje des Vor— 
ligenden oder de3 Steuerausichufjes liegenden Ermittelungen ujw., 
wird auf die Art. 22, 23 und 24 verwiejen. Imgleichen ijt über die 
Grundjäge, nad denen bei Berteilung der Steuerfumme unter die 
einzelnen Mitglieder der Gejellichaft zu verfahren ift, im Art. 15 unter 
Kr. 9 und 10 das Nötige bemerft. 

Sobald die Steuerverteilung beendet ift, haben die Abgeordneten 
die durh Eintragung der Steuerſätze vervollitändigte namentliche 
Nachweiſung mit der auf Mufter 10 vorgefehenen Beicheinigung zu 
verjehen und unterjchriftlich zu vollziehen. 


Artikel 39. 


D. Geiverbefteuerrolle, 
($ 31 des Gejeges.) 


1. Die aus den Steuerliften der einzelnen Steuerklaſſen zu«- 
jammenzuijtellende Gemwerbefteuerrolle ift für jede Gemeinde zu bilden. 

2. Die Borjigenden der Steuerausſchüſſe haben daher fofort 
nad) beendeter Beranlagung aus der namentlihen Nachweifung für 
die Gemeinden, in welchen die veranlagten Betriebe ihren Sit haben, 
getrennte Auszüge (Steuerlijten) nah Maßgabe des anliegenden 
Mufters 12 anzufertigen. Zur Vereinfachung des Verfahrens können 


in SABINE GEN, wo der Vorſitz in den Steuerausſchüſſen 


der Klaſſen I und II bezw. III und IV in einer Perſon vereinigt it, 


Außer 12 
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die Steuerpflichtigen der Klaſſen I und II bezw. III und IV ineiner 
Lifte nah Klaſſen getrennt aufgeführt werden. 

3. Die Borfigenden der Steuerausshüfle der Klafjen I, II und 
III jenden die Steuerlijten in den eriten 8 Tagen de3 März an die 
für die betreffenden Gemeinden zuftändigen Vorſitzenden des Steuer- 
ausichufjes des Klaſſe IV, welche die Steuerliften, jofern deren mehrere 
für diefelbe Gemeinde vorliegen, verbinden und nah Maßgabe des 
Mufters 12 mit Titelblatt und laufender Nummer verjehen. Die fo für 
die einzelne Gemeinde gebildete Rolle ift in den Spalten 6 und 7 auf- 
zurechnen, abzujchliegen, von dem Borlitenden des Steuerausſchuſſes 
der Klaffe IV unterjchriftlich zu vollziehen und jpäteftens bis zum 
25. März der Gemeinde zuzufertigen. 

Einer Mitteilung der Rollennummern an die Borfigenden der 
Steuerausſchüſſe der Klaſſen I, II und III bedarf es nicht. 


Artifel 40. 


E. Benachrichtigung der Steuerpflichtigen und 
Berechmung des Gewerbeſteuerſolls der Gemeinden. 
Dffenlegung der Steuerrolle. 


($$ 31, 32 des Gejehes.) 


1. Nah Abjendung der Steuerliften bezw. der Rollen lafien 
jämtlihe Ausſchußvorſitzende die bereits vorher vorzubereitenden, 
nad dem Muſter 13 angefertigten Steuerzujchriften den Steuer 


N pilichtigen baldtunlichft, jpäteftens bis zum 15. April nach Mafigabe 


der Beltimmungen im Artikel 71 der Ausführunganweifung zum 
Einfommenjteuergejeg*) in verſchloſſenem Zuftande durch die Ge 
meindevorftände zuitellen. 


*) Anm. Art. 71 der Ausführunganmweilung zum Einftommenfteuer- 
geſetz lautet: 

1. Die von den Vorſitzenden der Kommijjionen innerhalb Preußens zu 
bewirfenden Zuftellungen find durch einen öffentlihen Beamten unter Br 
jheinigung der Behändigung auszuführen. Die Poft fann um die Bewirkung 
der Zuftellung erjucht werden. Für die Zuftellung gelten die in den $$ 9 bis 16 
der Verordnung vom 7. September 1879, betreffend dad Bermwaltungzmwang* 
verfahren (GS. ©. 591) — jept 88 9 ff. B. vom 15. November 1899 (GS. ©. 54) 
und Art. 28 der hierzu ergangenen AN. vom 28. November 1899 (vgl. Anm. 66 
AA. zum EG.) — gegebenen Borichriften mit der Mafigabe, dab an Stelle 
der Vollftredungbehörde derjenige Vorſitzende tritt, welcher die Auftellung 
anordnet, und daß e3 nicht der Aufnahme einer fürmlichen Zuftellungurfunde 
bedarf; e3 genügt eine Beicheinigung des öffentlihen Beamten, welche Ort und 
Zeit der Zuftellung, bie Vezeihnung des zugeitellten Schriftjtüdes, der Perſon, 
an welche dasjelbe übergeben iſt, ſowie die Unterjchrift des Beamten enthalten 
muß. Dieſe Belcheinigungen können für eine Mehrzahl von AZuftellungen 
tabellarisch zufammengefaßt werden. 

2. Die außerhalb Preußens erforderlihen AZuftellungen find in der Regel 
mittelft eingejchriebenen Briefes gegen einen zu ben Alten zurüd- 
gelangenden Empfangihein zu bewirken. 

Wenn jedoch die Poſt nach dem Orte des Aufenthultes des Steuerpflichtigen 
derartige Briefe nicht befördert oder der zeitige Aufenthalt des Steuerpflichtiaen 
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2. Sofort nah Empfang der Rolle haben die Gemeindevor- 
ftände, in deren Bezirke auswärts veranlagte Betriebe belegen find, 
das auf ihre Gemeinde zum Zwecke der fommunalen Beiteuerung 
entfallende Gewerbejteuerfoll durch Summierung der in Spalte 7 
der Rolle und der Nachweiſung nad) Mufter 22 verzeichneten Beträge 
am Ende der Rolle au berechnen und diefe Berechnung unterſchriſtlich 
zu vollziehen (vgl. Mufter 12). 

Das Ergebnis der letteren ift in den Landkreiſen bis zum 1. April 
dem Landrat, und zwar unter Mitteilung der auf die einzelnen Ge— 
werbejteuerflajjen entfallenden Summen, anzuzeigen. In Gemeinden, 
in denen ſich auswärts veranlagte Betriebe nicht befinden, hat fich dieje 
Anzeige auf die Geſamtſumme der in Spalte 7 der Rolle verzeichneten 
Beträge und die auf die einzelnen Gewerbeſteuerklaſſen entfallenden 
Summen zu beichränfen. 

Den Landräten bleibt es überlajjen, wegen der Beichaffung des 
weiteren Materials, dejjen jie für die Feſtſetzung der Kreisiteuern 
einihliefli der Betriebfteuer bedürfen, ihrerjeits die Gemeinden 
mit Anmweilung zu verjehen; nötigenfalls iſt im Kommunalaufjicht- 
wege das Erforderliche diejerhalb zu veranlajjen. 

3. Die Gemeindevoritände haben die Rollen während einer 
Woche des Monats April öffentlich auszulegen und den Ort jowie die 
Zeit der Auslegung eine Woche vor Beginn derjelben in ortsüblicher 
Beife befannt zu machen. In der Belanntmahung ift darauf hin- 
zuweilen, daß nur den Steuerpflidhtigen des Beranlagungbezirfs 
die Einjicht in die Rolle gejtattet ift. 

4. Die Regierung hat eine Überjicht des Beranlagungjolls des 
Bezirks an Gewerbejteuer nad Mafgabe des Mufters 14 bis jpäteftens 


im Auslande nicht genau feititeht, oder aus anderen Gründen auf diefem Wege 
die Zuftellung nicht mit genügender Sicherheit erfolgen kann, jo ift da3 zuzu— 
ſtellende Schriftftüd dur Wermittelung des Vorſitzenden der Berufungstom- 
miffion dem Finanzminifter zur weiteren Übermittelung an das Auswärtige 
Amt einzureichen. 

Die im 853 Abi. 3 des Geſetzes zugelaffene Zuftellung mittelft einge- 
ihriebenen Briefes (one zurüdgelangenden Empfangichein) ift nur anzu— 
wenden, wenn von der Zuftellung der Lauf einer Ausichlußfrift nicht abhängig iſt. 

3. In allen Fällen (Nr. 1 und 2) gilt die Zuftellung an den GSteuer- 
vilichtigen für vollzogen, auh wenn die Annahme ohne gejehlihen Grund 
(vgl. $ 165 Abf. 2 der deutſchen ZPO., $ 13 der Verordnung vom 7. September 
1879) verweigert wird. 

4. Sind Wohnſitz und Aufenthalt eines Steuerpflichtigen unbekannt, jo kann 
die Zuftellung an denjelben durch Anheftung des zuzuftellenden Schriftftüdes 
an der zu Aushängen der Gemeinde des Veranlagungortes beftimmten Stelle 
erfolgen. Die Zuftellung gilt für vollzogen, wenn jeit der Anheftung zwei Wochen 
verftrichen find. Auf die Gültigkeit der Zuftellung hat es feinen Einfluß, wenn das 
Schriftſtück von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt twird. 

‚5. Sofern es im Intereſſe der Steuerverwaltung geboten erjcheint, ein 
Erfuhen irgend welcher Art an das Auswärtige Amt des Deutſchen Reiches 
oder an Kaiferlihe auswärtige Vertretungen oder an ausländijche Behörden 
zu richten, fo ift der zu begründende Antrag mit den Verhandlungen auf dem ge- 
ordneten Inftanzenzuge zur Beſchlußfaſſung dem Finanzminifter vorzulegen. 


9 
“ m "far ‚ 
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zum 1. Juni dem Finanzminifter — nicht mehr auch der Oberrechnungs— 
fammer — einzureichen. 

Behufs Aufitellung . Überfiht haben die Vorſitzenden der 
Steuerausihüfje der Klaſſe IV auf Grumd der Rollen vor Abjendung 
derjelben an die Gemeinden für ihren Beranlagungbezirk eine dem 
Mufter 14 entiprehende Nachweiſung des Sollaufkommens an Ge- 
werbejteuer anzufertigen und in der erften Hälfte des April der Re- 
gierung einzureichen. 


AUrtitel dl. 


F. Sachliche Prüfung der Peranlagung durch die 
Regierung. 


Im Laufe des Jahres hat die Regierung bie Beranlagung- 
ergebnifje jeder Klaſſe jedes Veranlagungbezirt3 einer eingehenden 
Prüfung in jahliher Hinfiht zu unterziehen und zu dem Behufe 
in der von ihr beitimmten Reihenfolge die namentlihen Nachweiſungen 
und bezügliden Beranlagungverhandlungen des laufenden Steuer- 
jahres jowie die namentlihen Nachweiſungen und Notizregijter des 
Vorjahres einzufordern. 

Hierbei iſt namentlich darauf zu achten, ob 

a) Mar Steuerpflichtigen den richtigen Steuerflaffen zugewiejen 

ind, 

b) ein Steuerpflichtiger nicht gleichzeitig in mehreren Klaſſen 

oder Bezirken veranlagt, 

e) ein im abgelaufenen Steuerjahre veranlagter Gewerbe— 

treibender nicht übergangen ijt. 


Iſt ein Gewerbetreibender einer unricdhtigen Klaſſe zugemiejen, 
jo behält es zwar für das laufende Jahr dabei fein Bewenden. Der 
Vorſitzende des Steuerausſchuſſes ijt jedoch behufs Beachtung für 
die Zufunft auf die unrichtige Veranlagung hinzumweilen. 

1) IIm Falle gleichzeitiger Veranlagung eines Gewerbetreibenden 
in mehreren Klaſſen oder Bezirken bei der jährlihen allgemeinen 
Veranlagung ift die Abgangftellung der verjchiedenen Steuerjäße 
und die Neuveranlagung in dem nach $ 17 des Geſetzes (Art. 30) 
zuftändigen Veranlagungbezirke herbeizuführen. Won leßterer iſt 
abzujehen, wenn der Steuerpflichtige dajelbit bereit3 nah Maßgabe 
jeines Gejamtbetriebes veranlagt it. Tritt die mehrfahe Veran— 
lagung eines Steuerpflichtigen erit im Laufe des Steuerjahres nad) 
Zuftellung der Steuerzujchriften (Art. 40 Nr. 1) zu Tage, jo ift nur 
die Beranlagung in dem nad) $ 17 des Geſetzes zuftändigen Bezirke, 
und bei mehrfacher Veranlagung dajelbjt die in der höheren Stener- 
Hajje, eventuell zum höheren Steuerjage aufredht zu erhalten. Eine 
Neuveranlagung ift in diefem Falle nur jtatthaft, wenn in dem zu- 
ftändigen WBeranlagungbezirte eine Beranlagung überhaupt nicht 
itattgefunden hat. Bei Konkurrenz einer bei dem allgemeinen Ber- 
anlagungsgeichäft eriolgten mit einer nadträglihen Weranlagung 
desjelben Steuerpflichtigen ift ftets die eritere aufrecht zu erhalten. ] 
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Bei gänzlicher Übergehung eines Steuerpflichtigen iſt die nach— 
träglihe PBeranlagung desielben zu veranlajien. 


Zu Art. 41. 
!) Absatz 4 ist außer Kraft gesetzt, „soweit danach bei mehrfacher Ver- 
anlagung in verschiedenen Steuerklassen die Veranlagung in der höheren 
Klasse aufrecht erhalten werden soll“ (vgl. V. vom 25. April 1901 in Anm. 1 
zu Art. 35). 


Abfchnitt VII. 


Rechtsmittel. 
Artikel 42. 
Allgemeines. 

(58 35, 36, 37, 79 des Geſetzes.) 


1. Die gegen die Ergebnijje der Veranlagung zuläfligen Rechts— 
mittel find für den Steuerpflidtigen: der Einſpruch 
bei dem Steuerausjchufle ($ 35 des Geſetzes), die Berufung an 
die Bezirksregierung ($ 36 des Geſetzes), die Beſchwerde an das 
Oberverwaltungsgeriht ($ 37 des Gejetes). 

Dem Vorjigenden des Steuerausihufjles Steht nur die 
Berufung an die Bezirköregierung g er die Enticheidung des 
Steuerausichujjes über den Einjpruch des Steuerpflichtigen zu. 

2. Im Wege der Rechtsmittel kann ſowohl die Steuerpflicht 
überhaupt, als die Beitimmung der Steuerflajje, des Ortes der Ber- 
anlagung und die Höhe des Steuerfages angefochten werden. 

Es verbleibt jedoch auch jerner dabei, daß zu Unrecht als jteuer- 
pflichtig veranlagte Gewerbe, jobald ein nach Maßgabe der Beſtim— 
mungen in den $$ 3, 4 und 5 des Gewerbejteuergejeges und $ 28 des 
Kommunalabgabengeietes — Art. 4 bis 10 diejer Anweiſung — 
begründeter Aniprud auf Steuerfreiheit, wenn auch nah Ablauf 
der Friſt für Einlegung des Rechtsmittels dargetan und anerkannt 
wird, alabald von der Steuer zu befreien und in Abgang zu jtellen find. 

3. Die vierwöchige Friſt zur Einlegung der Rechtsmittel ijt eine 
Ausichlußfriit, deren Verſäumung den Berluft des Rechtömittels 
zur Folge hat. Sie beginnt für den Steuerpflichtigen mit dem Tage, 
welcher auf den Tag der AZuitellung der Steuerzujchrift bezw. der 
Einjpruch- oder Berufungenticheidung folgt, und endigt mit dem 
Ablaufe von 28 Tagen. 

Fällt das Ende der Friſt auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Feiertag, jo endigt diejelbe mit dem Ablaufe des nächſtfolgenden 
Werktages. 

Für den Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes läuft die Friſt zur 
Einlegung der Berufung von dem Tage, an welchem der Steuer- 
ausihuß über den Einjpruc des Steuerpflichtigen entjcheidet. 

4, Einipruh und Berufung des Steuerpflichtigen find bei dem 
Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes, die Beſchwerde ift bei der Re— 
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gierung jchriftlih oder zu Protokoll anzubringen. Es iſt Sade des 
Steuerpflichtigen, die zur Begründung dienenden Tatjahen und 
Bemeismittel ſelbſt anzuführen.!) 

Wird ein Rechtämittel bei einer nicht zuftändigen Behörde an- 
gebracht, jo Hat dieje die bezüglichen Schriftftüde unverzüglih an 
die zuftändige Stelle zu befördern, ohne daß dem Steuerpflichtigen 
die we inne auf die Frijt anzurechnen ift ($ 3 des Gejehes über 
die Verjährungsfriften bei öffentlihen Abgaben vom 18. Juni 1840 

Necht3mittel, welhe nah Ablauf der Friſt (Nr. 3) angebradıt 
werden, jind als veripätet von dem Vorſitzenden des Steueraus- 
ichufjes bezw. von der Regierung ohne weiteres zurüdzumeiien.?) 

5. Jede ganz oder zum Teil abweifende Enticheidung über ein 
Rechtsmittel ift mit kurzer Begründung?) und, fofern dagegen ein 
weiteres Rechtsmittel zuläflig ift, mit entjprechender Belehrung hier- 
über zu verjehen. 

6. Diejenigen Kojten, welche durch die gelegentlich der eingelegten 
Nechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlaft werden, find von 
dem Steuerpflichtigen zu erjtatten, wenn fich feine Angaben in wejent- 
lichen Punkten als at erweilen. Wird dieje Verpflichtung 
zur SKoftenerftattung dem Steuerpflichtigen auferlegt, jo iſt dies 
in dem Tenor der auf das Rechtsmittel ergehenden Enticheidung 
auszujprechen.*) 

Die Höhe der zu erftattenden Koften ſetzt die Regierung felt, 
gegen deren Enticheidung die Beichwerde an den Finanzminilter 
geftattet iſt. 

7. Die Entſcheidung auf ein Rechtsmittel iſt dem Steuerpflichtigen 
in verſchloſſenem Schreiben zuzuſtellen. 

Nach endgiltiger Entſcheidung hat der Vorſitzende des Steuer— 
ausſchuſſes wegen Berichtigung der namentlichen Nachweiſungen, 
der Notizregiſter, ſowie wegen Abgangſtellung der Steuer das weitere 
zu veranlaſſen. 

Sn den Klaſſen IL, III, IV find die durch die Entſcheidungen 
über eingelegte Recht3mittel verurfahten Zu- und Abgänge auch wegen 
der dadurch bedingten Abzüge und Zuſätze bei der Berechnung der 
Steuerfumme für die nächſte Veranlagung ($ 13 des Gejeges) durch 
Führung einer bejonderen Lifte jorgfältig zu kontrollieren. 


Zu Art. 42, 


') Vgl. Anm. 35 zu $ 36. 

2) Beruhigt sich aber der Steuerpflichtige bei dem ihm zugegangenen 
Bescheide nicht, behauptet er vielmehr die Rechtzeitigkeit des Rechtsmittels, 
so ist sein erneuter Antrag nicht von dem Vorsitzenden usw. zu entscheiden, 
sondern der zur Entscheidung über das Rechtsmittel zuständigen Behörde 
vorzulegen (V. vom 11. Oktober 1893 — Mitt. H. 29 Nr. 8). 

®) Vgl. Anm. 10 zu $ 36. 

*) Vgl. Anm. 4 zu $ 74. 
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Artikel 43. 
Einſpruch. 
($ 35 des Geſetzes.) 


1. Der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes hat die rechtzeitig 
eingehenden Einſprüche ſogleich in die nach Muſter 15 aufzuſtellende Mufte 
Nachweiſung einzutragen, ihren Anhalt zu prüfen und die zur Bor- E 15 
bereitung der Enticheidung dienlihen Erhebungen vorzunehmen. 

2. Nah Beendigung der leßteren und nad Ablauf der Ein- 
Ipruchsfrift ift die vorgedadhte, in den dazu bejtimmten Spalten voll» 
ftändig ausgefüllte Nachweiſung nebſt den dazu gehörigen Verhand- 
lungen der eg de3 Steuerausſchuſſes zu unterbreiten. 

3. In Klaſſe I hat der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes bezüglich 
jedes Einſpruchs ein motiviertes Gutachten abzugeben und in die 
betreffende Spalte der eng einzutragen. 

In den übrigen Klaſſen bleibt es den Vorſitzenden anheimgeitellt, 
ihr Gutachten ebenfall der Nachweiſung der Einſprüche beizufügen; 
e3 wird jich empfehlen, in der Klaſſe II regelmäßig, in den Klaſſen 
III und IV in bejonders erheblichen oder jchwierigen Fällen hiervon 
Gebrauch zu maden. 

4. Die Entiheidung über den Einjprud wird dur Beſchluß des 
Steuerausfchufjes getroffen, an welchem der Vorſitzende mit vollem 
Stimmrechte teilnimmt. 

Se nach der Anzahl und Bedeutung der zu treffenden Ent- 
iheidungen bleibt e3 dem Ermejjen des Borfigenden überlaffen, ob 
zu dieſem Zwecke die Mitglieder des Ausſchuſſes unter feinem Borfige 
ju verjammeln oder deren Stimmen (unter Vorlegung eines Gut— 
achtens) auf jchriftlidem Wege einzuholen jind. 

5. Beichließt der Steuerausihuß auf erhobenen Einſpruch die 
Verjegung des Steuerpflichtigen in eine niedere Klaſſe, jo hat er 
ihn, falls nicht der Vorſitzende Berufung einlegt, dorthin zu über- 
weilen und demgemäß die Einfprucdhsenticheidung zu erlaſſen. Als- 
dann iſt jeiten2 des Steuerausichujjes derjenigen Klaſſe, wohin die 
Überweifung erfolgt ift, die andermweite Veranlagung gemäß Art. 35 
Nr. 6 Abſatz 2 zu bewirken. 

6. Die durh Einjpruchsentiheidungen, welche durch Berufung 
de3 Vorſitzenden de3 Steuerausichuffes nicht meiter angefochten 
werden, veruriachten Steuerausfälle find ohne mweiteres als Abgang 
zu behandeln und jogleih zur Kenntnis des Vorſtandes der zum 
Bezuge des betreffenden Steuerbetrages berechtigten Gemeinde be- 
ziehungweife der von diefem bezeichneten fommunalen Berwaltungjtelle 
zu bringen. 

Artikel 44. 
Berufung. 
($ 36 des GEeſetzes.) 


Gegen die Entiheidung des Steuerausjchuffes über den Ein- 
ſpruch ſteht ſowohl dem Vorſitzenden als dem Steuerpflichtigen die 
erufung zu. 
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I. Berufung de3 Vorfigenden. 


1. Der Borjigende — und zwar in allen Klaſſen — hat Berufung 
einzulegen, wenn die im Artikel 33 Nr. 1 unter a bis c bezeichneten 
Vorausjegungen vorliegen. 

In den Klaſſen II, III und IV wird jedoch wegen vermeintlich 
untichtiger Beurteilung des jteuerpflichtigen Ertrages oder des An- 
lage- und Betriebsfapitals (zu ba. a. D.) die Einlegung der Berufung 
nur dann ratjam erjcheinen, wenn die Entjcheidung des Steueraus- 
ichufjes einen deutih nah mweisbaren Beritoß gegen die Gleid- 
mäßigfeit der Bejteuerung enthält. 

2. Der Vorſitzende muß die Berufung innerhalb der Ausichluf- 
frift bei der Bezirksregierung jchriftlich einlegen; es bleibt ihm über- 
laſſen, nötigenfall3 gleichzeitig eine weitere Friſt zur Rechtfertigung 
nachzuſuchen. 

Abſchrift der Berufungſchrift oder einen die Berufungsgründe 
enthaltenden Auszug ſtellt der Vorſitzende dem Steuerpflichtigen zu 
mit dem Anheimgeben, eine Gegenerklärung binnen 14 Tagen un— 
mittelbar der Bezirksregierung einzureichen. 

Hat auch der Steuerpflichtige Berufung eingelegt, ſo ſind beide 
u... gemeinfam zu erörtern und durch eine Entjcheidung zu 
erledigen. 


1. Berufung der Steuerpflidtigen. 

1. Die von den Steuerpflichtigen rechtzeitig eingelegten Be 

rufungen trägt der Borjigende des Ausſchuſſes ſogleich in die Be- 

get 1 rufungnadhmweifung — Muiter 16 — ein, prüft diefelben, bereitet ihre 

nr Oo Enticheidung durch Anftellung der notwendigen Ermittelungen vor, 

# gibt auch jein Gutachten in der dazu bejtimmten Spalte der Berufung- 

nachweiſung ab und überreicht diejfelbe nach Ablauf der Berufungfrüt 
nebjt den Belegen der Regierung zur Enticheidung. 

2. Die Regierung enticheidet auf Grund des vorgelegten, nad 
Bedürfnis noch zu vervollftändigenden Material3 und fertigt ihre 
Entiheidungen fodann dem Borfitenden des Ausſchuſſes behufs 
Zuitellung an die Steuerpflichtigen zu, indem fie eine Zujammen- 
jtellung derjenigen Enticheidungen, welche eine Abgangitellung von 
Steuer zur Folge haben, für den Borjitenden beifügt. 

Auch die auf Berufung des Vorfitenden des Steuerausſchuſſes 
ergangenen Entfcheidungen find den Steuerpflichtigen zuzuſtellen. 

3. Es bleibt der Regierung überlaffen, vor der Verjegung eines 
Steuerpflichtigen in eine andere Klafje den Vorſitzenden des Steuer: 
ausichufjes diejer Kaffe über die Höhe des gleichzeitig in der Ent 
Iheidung fejtzufegenden Steuerfaßes gutachtlich zu hören. 


Artikel 4. 
Beſchwerde. 


($ 37 des Geſetzes.) 


1. Gegen die Enticheidung über die Berufung — jomohl bes 
Steuerpflichtigen als des Vorſitzenden des Steuerausschuffes — kann 
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der Steuerpflichtige Beichwerde an das Dberverwaltungsgericht 
wegen Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des bejtehenden 
Rechts oder wegen mwejentliher Mängel des Berfahrens einlegen. 
Die Beſchwerde ift innerhalb der Ausichlußfrift bei der Bezirks- 
regierung anzubringen und muß!) die Angabe enthalten, worin die 
behauptete Nichtanwendung oder unridtige Anwendung des be» 
ftehenden Rechts, oder worin die behaupteten Mängel des Berfahrens 
gefunden werden. 

Die Regierung überreicht die rechtzeitig?) eingegangene Be— 
ſchwerde mit ihrer Gegenerflärung, jofern fie ſolche für erforderlich 
erachtet, jomwie mit einem Auszuge aus der Berufungnachmeifung 
und den jonftigen Belegen dem Oberverwaltungsgericht. 

2. Bon jeder auf Beichwerden ergehenden Entſcheidung bes 
legteren gibt die Regierung dem Borfißenden des Steuerausjchufies 
Kenntnis, welcher die Zuftellung an den Steuerpflichtigen bewirkt, 
und wegen der etwaigen Ab- und Zugangitellung von Steuer das 
weitere veranlaßt. 

3. Über Bejchwerden, melde das Berfahren der Bezirks 
regierung aus Anlaß der nah Nr. 1 vorjtehend eingereichten Be- 
ſchwerden betreffen, beichließt das Oberverwaltungsgericht.*) 


Zu Art. 45. 
ı) Vgl. Anm. 3 zu $ 37. 
?) Das OVG. ist zur Entscheidung über alle Beschwerden, auch die 
verspäteten, zuständig ($ 44 EG.; $ 38 GewG.; V. vom 11. Oktober 1893 — 
Mitt. H. 29 Nr. 8). 


Dritter Teil. 


Abjchnitt IX. 
3n- und Abgänge. 
Artitel 46. 
Zu: und Abgangsfälle. 
I. Steuerzugänge fönnen entjtehen: 
1. durch Anmeldung 
a) der Eröffnung eines fteuerpflichtigen Gewerbes, falls 


ber Gewerbetreibende nicht ſchon zur Gewerbeſteuer ver— 
anlagt ift!) (Artikel 27 Nr. 2 und 3); 


*) Wegen ber Berrehnung und Einziehung der von dem Oberverwaltungs- 
gericht feitgejehten Koften und baren Auslagen vgl. die Beftimmungen vom 


4. Dezember 1894 — DR A. 10008 I. 1 Mitteilungen Heft 30 


W.d. 3. I. A. 11320 
Ar. 44. 


Fuifting, birefte Steuern. III. 21 


322 


Las) 


I. B. Ausführungsanmweifung. Art. 46. 


b) der — u eine3 bereit3 bejteuerten Gewerbes (Art. 
14 un 4); 

c) der Übernahme eines Teil3 (einer einzelnen Betriebitätte, 
Zmweigniederlaffung ujmw.) eines bereit3 bejteuerten Ge— 
werbes, fall3 der Gewerbetreibende nicht jhon zur Ge- 
werbefteuer veranlagt!) ift und der übernommene Be- 
triebsteil entweder für fich allein oder in Verbindung mit 
dem von ihm felbjt oder feiner Ehefrau etwa bereit3 be- 
triebenen fteuerfreien Gewerbe ($7 des Geſetzes) die Grenze 
der Steuerfreiheit (unter 1500 Marf Ertrag und unter 
3000 Mart Anlage- und Betriebsfapital überjchreitet 
(Art. 27 Nr. 5); 

der Eröffnung oder Übernahme eines Gemerbes, deſſen 
Ertrag 1500 Mark und deſſen Anlage- und Betriebäfapital 
3000 Mark nicht erreicht, fall3 der Gewerbetreibende nicht 
ihon zur Gewerbejteuer veranlagt!) ift und das eröffnete 
bezw. übernommene Gewerbe in Verbindung mit dem von 
ihm ſelbſt oder feiner Ehefrau etwa bereit3 betriebenen 
jteuerfreien Gemwerbe ($ 7 des Gejekes) die angegebene 
Grenze der Steuerfreiheit überjchreitet (Art. 27 Wr. 6); 


d 


m 


. infolge der Ermittelungen über unterlajjene Anmeldungen 


der zu 1a bis d bezeichneten Art (Art. 51); 


durch nachträgliche Heranziehung bei der Veranlagung über- 


6 al. iteuerpflichtiger Gemwerbetreibender (vgl. Art. 35 

2 und Art. 41 Ab. 3) oder durch Neuveranlagung 
im Falle "neh elacher Veranlagung desjelben Steuerpflichtigen 
(Art. 41 Abi. 3); 


.durch Verſetzung aus anderen Steuerflajjen im Rechtsmittel- 


verfahren (Art. 42 Nr. 7, Art. 43 Nr. 5, Art. 45 Nr. 2); 


. infolge Berlegung des Betriebsorte® oder des Sitzes der 


Geſchäftsleitung bezw. des Wohnortes des beitellten Vertreters 
(Art. 12 Nr. 2) aus einem anderen Beranlagungbezirke 
(Art. 27 Nr. 7); 


. infolge Verlegung eines Gemwerbebetriebes in jeinem ganzen 


Umfange in eine andere Gemeinde desjelben Beranlagung- 
bezirts (Art. 27 Nr. 7 und Art. 28 Nr. 5 cc); 


. infolge Verlegung einer Bweigniederlaffung ujmw., auf welche 


= Zeilbetrag des Gejamtiteuerjages entfallen ift (Art. 53 
Nr. 4), in eine andere Gemeinde desjelben oder eines anderen 
Beranlagungbezirks; 


. infolge unveränderter Fortjegung einer ſolchen Zweignieder- 


lafjung uſw. durch eine andere Perjon (Art. 28 Nr. 4); 


. Durch anderweite Verteilung des Steuerſatzes auf mehrere 


Gemeinden im Rechtsmittelverfahren oder infolge Veränderung 
des Gejamtjteuerjages (Art. 53 Nr. 6). 


I. Steuerabgänge können entijtehen: 


1, 


dur Abmeldung eines gänzlich eingeftellten oder auf einen 
anderen übergegangenen Gewerbes (Art. 28 Nr. 2). 
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Die nur teilmeile Aufgabe eines Gewerbes hat feine 
Abgangftellung zur Folge (Art. 27 Nr. 5); 

2. durch Aufhören des Gemwerbebetriebes ohne Abmeldung, 
wenn fein zur Abmeldung Berpflichteter vorhanden ift, oder 
wenn die Regierung auf Grund des $58 Abj. 2 des Geſetzes die 
Abgangitellung der Steuer anordnnet (Art. 13 Nr. 1 Ab}. 2 und 3); 

3. durch Steuerermäßigung oder Befreiung, fowie durch Ber: 
jegung in andere Stenerflaflen im Nechtsmittelverfahren 
(Art. 42 Nr. 7, Art. 43 Nr. 5 und 6, Art. 45 Nr. 2); 

4. infolge mehrfacher Veranlagung des nämliden Gteuer- 
pflichtigen (Art. 41 Abi. 3) oder infolge irriger Veranlagung 
Far ss 3 bi8 5 des Geſetzes fteuerfreier Gewerbe (Art. 42 Nr. 2 

. 2); 

5. durch Verlegung des Betriebsortes, Sites der Geſchäfts— 
leitung bezw. des Wohnortes des beitellten Bertreters in 
einen anderen Veranlagungbezirf (Art. 27 Nr. 7); 

6. infolge Verlegung eine Gemwerbebetriebes in jeinem ganzen 
Umfange in eine andere Gemeinde desjelben Beranlagung- 
bezirt3 (Art. 27 Nr. 7 und Art. 28 Nr. 5 c); 

7. infolge Berlegung einer Zweigniederlaffung uſw., auf welche 
ein ZTeilbetrag des Gefamtfteuerfages entfallen ift (Art. 53 
Nr. 4), in eine andere Gemeinde desjelben oder eines anderen 
Beranlagungbezirfs; 

8. infolge gänzliher Einftellung einer ſolchen Zmeignieder- 
lafjung uſw. (7); 

9. infolge unveränderter Fortjekung einer ſolchen Zmeignieder- 
lafjung uſw. Durch eine andere Perſon (Art. 28 Nr. 4); 

10. durch andermweite Verteilung de3 Steuerjages auf mehrere 
Gemeinden im Recdt3mittelverfahren oder infolge Verände— 
rung des Geſamtſteuerſatzes (Art. 53 Nr. 6). 


Zu Art. 46. 
!) Jede bereits erfolgte Veranlagung einschl. der steuerfreien Veranlagung 
schließt nach $$ 17, 24 Abs. 4 eine neue Veranlagung im Steuerjahre aus (vgl. 
Anm. 3, 4 zu $$ 34, 52, Anm. 4 zu 5 70). 


Artifel 47. 
Zeitpunft der Zu- und Abgangitellung. 
($ 33 des Gelekes.) 


I. DieZugangftellung erfolgt in den Fällen des Art. 46 I 
zu la bis d: vom Beginne des auf die Eröffnung oder Über- 
nahme de3 Gemwerbebetriebes folgenden Kalenderviertel- 
jahres ab. 
Erfolgt jedoch die Abmeldung in demijelben Biertel- 
jahre, in welchem der Betrieb begann, jo ift die Zugang. 
ellung für dasjenige Vierteljahr, in welchem der Betrieb 
er Be hat, zu bewirten; 
21* 


— 


324 


I 
46 II 


I. B. Ausführungsanweiſung. Art. 47. 


zu 2: vom Beginne des auf die Einleitung der Unterfuhung 
folgenden Kalendervierteljahres ab; 

zu 3 und 4: vom Beginne de3 Gteuerjahres ab, falld aber 
die Steuerpflicht erjt im Laufe des Jahres eingetreten ilt, 
von demjenigen Zeitpunfte ab, mit welchem die urjprüng- 
lihe Veranlagung in Geltung getreten ift; 

zu 5, 6, 7 und 8: vom Beginne des auf die Verlegung des 
Betriebes (des Sitzes der Gejchäftsleitung bezw. des Wohn- 
orte3 de3 bejtellten Vertreters) oder auf die Einjtellung der 
Zweigniederlafiung ufw. oder endlih auf den Perjonen- 
wechſel folgenden Kalendervierteljahres ab. 

Als Tag der Berlegung iſt derjenige anzujehen, an 
welhem der Betrieb an dem bisherigen Betriebsorte 
eingeftellt oder der bisherige Sit der Geſchäftsleitung 
bezw. Wohnort aufgegeben worden ift; 

zu 9: vom Beginne desjenigen Bierteljahres ab, von dem an 
der Geſamtſteuerſatz veranlagt bezw. in Zugang geitellt ift. 


I. Die Abgangftellung erfolgt in den Fällen des Art. 


zu 1: vom Beginne des auf die Abmeldung des Gewerbes 
folgenden Ktalendervierteljahres ab. 


Erfolgt die Abmeldung jedoh in dem erften Monate 
des auf die Betriebsbeendigung folgenden oder eines 
ipäteren ®Bierteljahres, jo ift der Vorſitzende des Gteuer- 
ausſchuſſes befugt, die Steuer vom Beginne de3 Biertel- 
jahres, ın welchem die Abmeldung ftattjindet, jelbjtändig 
in Abgang zu jtellen. In anderen Fällen einer verjpäteten 
Abmeldung ift eine frühere Abgangftellung nur mit Er- 
mächtigung der Regierung zuläfiig (Art. 13 Nr. 1 Abj. 2 
und 3). Für das Vierteljahr, in welche m das Gewerbe 
eingeftellt ijt, bleibt die Steuerpflicht beſtehen; 

zu 2: vom Beginne de3 auf die Einftellung des Gemerbe- 
betriebes folgenden Kalendervierteljahres ab; 


zu 3 und 4: vom Beginne des Steuerjahres ab oder wenn 
die Steuerpflichtigfeit erjt jpäter eingetreten ift, vom Zeit- 
punkte de3 Beginnes derjelben bezw. der Zugangjtellung ab; 

zu 5, 6, 7, 8 und 9: vom Beginne des auf die Verlegung 
des Betriebes (de3 Sites der Gejchäftsleitung bezw. Des 
Wohnortes des beitellten Vertreters) oder auf die Ein- 
ftellung der Zmweigniederlafjung ujw. oder endlich auf den 
Perſonenwechſel folgenden Kalendervierteljahres ab. Als 
Tag der Berlegung ift derjenige anzufehen, an welchem 
der Betrieb an dem bisherigen Betriebsorte eingejftellt 
oder der bisherige Sit der Gejchäftsleitung bezw. Wohnort 
aufgegeben worden ilt; 

zu 10: vom Beginne desjenigen PVierteljahres ab, von dem 
an der Gejamtjteuerjaß veranlagt bezw. in Zugang geftellt ift. 
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Artifel 48. 
Verfahren bei der Zu- und Abgangitellung im allgemeinen. 
(88 34, 43 des Gejekes.) 


Wegen des Verfahrens bei den Zu- und Abgangitellungen wird 
— im Art. 46 angezogenen Beſtimmungen dieſer Anweiſung ver— 
wieſen. 

Im einzelnen wird noch folgendes bemerkt: 

1. Alle Zu- und Abgänge find in das Gemerbejteuer-Notiz- 

regiſter (Mufter 3) aufzunehmen. 

2. Bezüglich der Behandlung der Zugänge in Klaſſe I enthält 
$ 34 des Geſetzes das Nähere (ſiehe auch Beſtimmung 6 auf 
Muſter 3). 

3. In den us IL, III und IV find Gewerbetreibende, melde 
ein fteuerpflichtiges Gewerbe n e u anfangen, mit dem Mittel» 
jage in Zugang zu ftellen. Fällt der Beginn des Gewerbes 
in die Zeit nad) erfolgter Feititellung der namentlihen Nach— 
weiſung, aber vor Ablauf des Steuerjahres, jo iſt der Mittel- 
ja bis zum Schluſſe des nächſten Jahres zu entrichten. 

4. Die Borjigenden der Steuerausihüffe haben die Gemeinde» 
vorftände (bezw. die von lekteren bezeichnete kommunale 
Vermwaltungitelle) von jeder ſie betreffenden Zu- und Ab— 
gangitellung (bezw. Umjchreibung) der Steuer unter Benußung 
des Mujters 17 jofort in Kenntnis zu ſetzen. Dieje Benach— 
rihtigungen find von den Gemeindevorfitänden als Belege—ufe, „ 
aufzubewahren. — 

Periodiſche Mitteilungen in Liſtenform ſind zuläſſig. 

5. Bei Verlegung des Betriebsortes oder Sitzes der Geſchäfts— 
leitung bezw. des Wohnortes des beſtellten Vertreters in 
einen anderen Veranlagungbezirk hat der Vorſitzende des 
Steuerausſchuſſes, bei welchem der Abgang ſtattfindet, ſofort 
nach erfolgter Abgangſtellung der Steuer dieſelbe dem Vor— 
ſitzenden des Steuerausſchuſſes desjenigen Veranlagung— 
bezirks, in welchem der Bertiebsort uſw. verlegt iſt, unter 
Beifügung eines Auszuges aus der namentlichen Nachweiſung 
oder dem Notizregiſter und aller ſonſtigen für die Beſteuerung 
erheblichen Unterlagen zu überweiſen. Der Vorſitzende des 
Steuerausſchuſſes, an welchen die Überweiſung erfolgt, hat 
die Übernahme der Steuer unter Angabe der Nummer des Notiz- 
regilterd8 dem überweilenden Vorſitzenden bejtätigen. 

Findet die Verlegung des Betriebsortes ujw. bezw. bie 
Anmeldung derjelben im vierten Pierteljahre des Steuer- 
jahres, aber vor FFeititellung der namentlihen Nachweiſung 
— in Klaſſe I vor der jährliden Veranlagung — ftatt, fo ift 
ber Gewerbetreibende in der für das nächſte Jahr aufgeitellten 
namentlihen Nachweiſung de3 bisherigen VBeranlagung- 
bezirf3 zu jtreichen und in dem neuen Bezirke für das nächite 
Fahr zu veranlagen. Der Borjikende des Steuerausſchuſſes 


Me 
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des bisherigen Veranlagungbezirks hat bei der Überweifung 
der Steuer den Vorſitzenden des neuen Beranlagungbezirks 
davon in Kenntnis zu jeßen, daß die Streichung in der nament- 
lihen Nachweiſung erfolgt ift. 

Findet die Verlegung des Betriebsortes ujw. bezw. die 
Anmeldung derjelben erſt nad erfolgter FFeititellung der 
namentlihen Nachweiſung — in Klaſſe I nad) erfolgter Ber- 
anlagung — jtatt, jo bewendet es zunächſt hierbei, und Die 
Überweilung der Steuer fann erft erfolgen, nachdem die Ber- 
anlagung rechtskräftig geworden ilt. 

Die Belege für die Zu- und Abgangitellungen find nad 
der Nummer des Notizregiiters geordnet aufzubewahren. 


Artikel 4. 


Behandlung der eingehenden Anträge auf Erlaß oder Ermäßigung 
der Steuer im LZanje des Stenerjahres. 

Für die Zeit nad) dem 1. April 1895 ift die Befugnis zum Erlaf 
oder zur Ermäßigung der Gemwerbejteuer ($ 44 des Gejekes) auf die 
Gemeinden übergegangen. Die ee der Steuerausſchüſſe 
haben daher etwaige auf die Zeit nad) dem 1. April 1895 bezügliche 
Erlaß- bezw. Ermäßigungsanträge an die Vorſtände der zum Bezuge 
der betreffenden Steuerbeträge berechtigten Gemeinden abzugeben. 


Abſchnitt X. 


Hebemwefen. 


Artikel 50. 
Hebeſtellen. 


($ 75 Abſ. 2 des Gewerbeſteuergeſetzes, $ 1 Nr. 2, $ 11 Abſ. 1 und $ 30 Abſ. 3 
des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsfteuern.) 


Die Hebung und Beitreibung der für die Zeit nach dem 1. April 
1895 veranlagten Gewerbeſteuer liegt den Gemeinden ob. 

Soweit es jih um die Einziehung der am 1. April 1895 ver- 
bliebenen Rüdjtände handelt, finden die betreffenden Bejtimmungen 
der Art. 82 und 83 der Ausführunganweilung vom 5. Auguft 1891 
I Eintommenfteuergejeg mit der Mahgabe finngemäße Anmendung, 

a 

1. an die Stelle des Vorjigenden der Beranlagungstommijlion 

überall der Borjikende des Steuerausſchuſſes tritt, 

2. der Art. 82 Nr. 5 Abſ. 4 bis 6 a. a. D. auch bei Einſprüchen 

und Erlafanträgen finngemäße Anwendung findet und im 
Falle des Abjates 6 a. a. D. die Regierung jelbjtändig enticheidet, 


«18, 19 3. ftatt der Mufter XXI und XXII zu Art. 83 Nr. 2 und 44. a. O. 


die anliegenden Mufter 18 und 19 zu benugen find. 
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Abſchnitt XI. 
Zuwiderhandlungen und Nachbeſtenerung. 
Artikel 51. 


Zuwiderhandlungen und Strafverfahren. 


(88 70, 71, 73 des Gewerbeſteuergeſetzes, $ 8 Abſ. 1, 8 9, $ 14 Abi. 2 und $ 30 
Abi. 3 bes Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatäftenern.) 


1.4) Die Unterlajjung oder VBerjpätung der Anmeldung eines 
Gewerbes ift auf Grund des $ 70 des Geſetzes nur dann jtrafbar, 
wenn die Anmeldung eine Bejteuerung?) zur Folge gehabt haben 
wiürde*). 

Enthält die hiernadh ftrafbare ge zugleich eine Zumider- 
handlung gegen $ 147 der RGO, fo joll zwar wegen der Übertretung 
der Steuergejege nicht außerdem noch auf eine Steuerftrafe erfannt 
werden, e3 iſt aber bei Zumeſſung der Strafe daraufRüdficht zu nehmen. 
Eine vorläufige Straffeftiegung durch die Regierung findet in diefem 
Falle nicht ftatt (vgl. Nr. 2 Abt. 3). 

Sofern nad) Abſ. 1 die Nihtanmeldung eines Gewerbes auf 
Grund des $ 70 des Geſetzes nicht ftrafbar tft, finden lediglich die 
$$ 147 und 148 der RGO. Anwendung. 


Die im $ 71 unter 1 des Geſetzes bezeichneten Zumwiderhandlungen 
unterliegen aud dann der Beitrafung, wenn das betreffende Gewerbe 
nach $ 7 des Gejeges nicht jteuerpflichtig jein jollte. 

2. Sobald der begründete Verdacht einer in den 88 70 und 71 
mit Strafe bedrohten Zumwiderhandlung vorliegt, hat der zuitändige 
Vorſitzende des Steuerausichufjes die zur Feititellung des Tatbeitandes 
notwendigen Ermittelungen zu veranlafien, nah Abichluß derjelben 
die etwa erforderliche S nsnafteifung — ſoweit nötig unter Mit- 
wirkung des Steuerausichuffes — zu bemwirfen (vgl. Abſ. 3 unter b 
und Nr. 5) und ſämtliche Verhandlungen mit feiner gutacdhtlichen 
Außerung der Regierung, und zwar in Klaſſe I, falls deren Bezirk 
mehrere Regierungsbezirte umfaßt, derjenigen Regierung, in deren 
Bezirke ji der Ort der Veranlagung (Art. 30) befindet, zur Be— 
ſchlußfaſſung über die Einleitung des Strafverfahrens vorzulegen 
(jiehe auch Nr. 5 Abi. 5). Im Falle der Zumiderhandlung gegen $ 28 
des Geſetzes bedarf e3 diejer Borermittelungen durd die Borlikenben 
der Steuerausſchüſſe nicht. 

Bei anderen Behörden zur Kenntnis gelangende Stontravention- 
fälle find zunächſt dem Vorfigenden des Steuerausichufles der Klaſſe IV 


*) Hierbei wird auf die mit der V. vom 24. Dezember 1902 — II 11017 
— mitgeteilte Entiheidung des Reichsgerichts vom 10. Oftober 1902 verwieſen, 
wonach die Strafbarkeit auf Grund des $ 70 a.a. D. in einem Falle verneint 
worden ift, in dem die Anmeldung zivar verfpätet, aber noch innerhalb des— 
jenigen Zeitraumes erfolgt war, für welchen die auf den Vorbeſitzer veranlagte 
Steuer bereits entrichtet war. (Zusätzliche Anm. nach der V. vom 24. Dezember 
1901 zu I 2 (Mitt. H. 46 S. 17). 
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mitzuteilen, welcher nad) dem Ergebnis der anzujtellenden Ermitte- 
lungen bie entitandenen Berhandlungen an Die — Vor⸗ 
Ken der Steuerausfchüffe der Klafjen I, II und III abgibt, oder 
elbft das weitere gemäß Abj. 1 veranlaßt. 
Bezüglich des weiteren Verfahrens bewendet e3 bei den Bor- 
ichriften der Anmweifung vom 30. Auguft 1876, betreffend das Straf- 
verfahren bei Gemerbefteuerunterfuhungen, mit der Maßgabe, daß 
a) die vorläufige Straffeftießung durh die Regierung auch 
dann zuläflig ift, wenn der Bejchuldigte in Haft ift (vgl. Nr. 3 
Abſ. I unter aa. ca. D.); 

b) bei Fortdauer der Steuerpflicht die laufende Zugangitellung 
vom Beginne des auf die Einleitung der Borermittelungen 
(Abf. 1) folgenden Stalendervierteljahres zu erfolgen Hat (vgl. 
Nr. 5 Abi. 1 der Anw. vom 30. un 1876); 

ce) in den Fällen des $ 71 des Gejeßes bei Bemefjung der vor- 
läufig feitzufegenden Geldjtrafe in erfter Linie der Beweg- 
grund des jtrafbaren Verhaltens, insbejondere der Grad einer 
etwaigen betrügeriiden Abſicht, daneben aber auch die 
Vermögensverhältnijie de3 YZumiderhandelnden zu berüd- 
ſichtigen jind. 

3. Die bei den gerihtlihen Enticheidungen der im $ 70 des Geſetzes 
vorgejchriebenen Gelditrafe zu Grunde zu legende Jahresſteuer ift 
von der Regierung in der Weiſe feitzujegen, daß 

a) in der Klaſſe I von den für die in betradht fommenden Jahre 

nachträglich zu veranlagenden Steuerjäßen (vgl. Nr. 5 Abj. 2 
und 3) der höchſte Sap; 

b) in den Klaſſen II, III und IV regelmäßig der Mittel- 

aß, und wenn für mehrere Jahre verjchiedene Klaſſen in 
Frage fommen, der Mitteljaß der höchſten Klafje, nur im Falle 
der Übernahme eines bereit3 bejteuerten Gemerbes?) 
(Art. 14) der veranlagte Steuerjag (vgl. Nr. 5 Ab. 4), dem 
Gerichte al3 maßgebend zu bezeichnen iſt. 

4. Die Regierung ift zur felbjtändigen Abjtandnahme von der 
Einleitung eines Strafverfahrens befugt: 

a) in denjenigen Fällen, in denen ein Gemwerbetreibender den 
Beginn eines fteuerpflichtigen Gewerbes oder die die Steuer- 
pflicht bedingende Ausdehnung eines bisher in fteuerfreiem 
Umfange betriebenen Gewerbes nicht rechtzeitig angemeldet, 
jedoch das in diejer Beziehung Verſäumte jpäter aus eigener 
Bewegung jelbjt nachgeholt hat, und wenn anzunehmen ift, 
daß er damit jeinen Verpflichtungen in gemerbejteuerlicher 
Hinjicht genügt zu haben vermeint und nicht die Abfıcht gehabt 
hat, die Steuer zu umgehen; 
dann, wenn ein Gewerbetreibender die auf Grund der $$ 54 
und 55 des Gejehes erforderten Erklärungen wiljentlich 
unvolljtändig oder unrichtig abgegeben hat, aber nody bevor 
eine Anzeige erfolgt oder eine Unterfuchung eingeleitet ift, 
aus eigener Bewegung feine Angaben bei dem zuftändigen 
Borligenden des Steuerausſchuſſes ergänzt oder berichtigt; 


b 


— 
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c) dann, wenn im Falle der Fortiegung eines Gemwerbeb: 
durch einen anderen (Art. 14), legterer die Steue 
entrichtet hat.*) 

In anderen Fällen, in denen zwar nach den beftehende 
Ichriften eine Gewerbeſteuerſtrafe ebenfall3 unzweifelhaft v: 
nach dem Ermeſſen der Regierung die letztere jedoch ausnah 
ganz zu erlajjen jein dürfte, bleibt die Genehmigung des — 
minifter3 einzuholen.*) 

Auch ift die Regierung nicht befugt, diejenigen Strafe: 
zu erlajjen oder zu ermäßigen, welche durch ein von ihr aba 
und bereit3 publiziertes Strafrejolut fejtgejegt find. 

5. Bei Feſtſetzung der Nachfteuer und Zugangitellung der laı 
Steuer iſt zu unterjcheiden, ob das Gewerbe erjt nach Begi 
legten jährlihen Beranlagung (Feititellung der namentlichen 
weiſung in den Klaffen II, III und IV, Aufitellung der Ste 
der Klafje I) ne u angefangen ift oder nicht. 

Hit das Gewerbe nad) dem — Zeitpunkte neu beg 
jo ift in den Klaſſen IL, III und IV der Mittelfat der betre 
Klaſſe ſowohl der Feſtſetzung der Nachfteuer als auch der 8 
ſtellung der laufenden Steuer zu Grunde zu legen. In der $ 
iſt die laufende Steuer gemäß $ 34 des Geſetzes von dem Borfi 
der Klajje I vorläufig zu veranlagen und der veranlagte St 
eich von der Regierung bei Feitiegung der Nachſteuer in Anw 
zu bringen. 

Sit dagegen das Gewerbe jchon früher betrieben wori 
hat in jämtlihen Klafjen die Zugangftellung mit eine 
Steuerausjhujje zu veranlagenden Steuerjage nad 
gabe des Ertrages bezw. Anlage- und Betriebskapitals m 
des abgelaufenen Jahres zu erfolgen (vgl. Art. 18). Die 
ſetzung der Nachſteuer findet für die einzelnen Steu 
in denen das Gewerbe betrieben ift, gejondert nach Verhält: 
Ertrages bezw. Anlage- und Betrieb3fapital3 in dem jedest 
Borjahre jtatt. In den Klaſſen II, III und IV ift bezüglich d 
des Betriebsanfanges die Vorſchrift im $ 34 Abi. 
Geſetzes zu beadıten. 

Im Falle der Übernahme eines zur Gemwerbejteuer vera 
Betriebes ift der veranlagte Steuerjaß bei der Zugangftellu: 
Feſtſetzung der Nachjteuer zu Grunde zu legen.d) 


*) Übrigens ift es jelbftverftändlich, dab die Genehmigung zur Ein 
der Unterfuhung nicht eingeholt zu werden braucht, wenn ein Skrut 
fahren eingeleitet ift, welches nicht zur Feitftellung eines Gewerbefteuerv: 
geführt hat. Auch bedarf es der Einholung der minifteriellen Genehmigu 
wenn von der Amts» oder Staatsonwaltigaft, bei welcher die gerichtlü 
folgung beantragt ift, Bedenken gegen die Erhebung der Anklage geltend 
und legtere jeitens der Regierung für begründet erachtet werden, ohn: 
ichied, ob jene Bedenken auf die materielle Rechtfertigung der geri 
Verfolgung oder auf das formelle Verfahren, wie z. B. die unverhältnis 
Reitläufigleiten der Verfolgung geringfügiger Übertretungen gegen Ab 
u. dgl., gerichtet jind. 
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Die zuftändigen PVorligenden der Steuerausſchüſſe haben bei 
Abgabe der Unterfuhungverhandlungen (vgl. Nr. 2) begründete Bor- 
ichläge über die bei der Feſtſetzung der Nachſteuer anzumendenden 
Sahresjteuerjäße zu machen. 


Gegen die Feitiegung der Nachſteuer findet nur die bei der 
Regierung anzubringende, an feine Frift gebundene Beſchwerde an 
den Finanzmintiter ftatt. 


6. Wegen der Befugnis der Regierungen, ermäßigte Nach— 
jteuern fejtzufegen und bei gerichtlih erkannten Steuerftrafen die 
Strafausfegung zu beantragen, behält es bei den bisherigen Be- 
ftimmungen fein Bewenden (vgl. die Allerhöchſte Kabinettsordre 
vom 25. Auguft 1880, Zend) Heft 14 ©. 60/61, die 3. vom 
5. März 1884 — II, 2244 —, Mitteilungen Heft 17 ©. 92 und bie 

B. vom 24. September 1889 — II. 11870 —, Mitteilungen Heft 23 
S. 32). 


Auch im Falle der Abjtandnahme von ber Strafverfolgung üt 
die Regierung zur Feitiegung einer ermäßigten Nachfteuer befugt. 


7. Nur die für die Zeit vor dem 1. April 1895 feitgejegten Nach— 
jteuern fließen in die Staatsfaffe. Bezüglich der Zeit nach dem 1. April 
1895 hat die Regierung den url Gemeinden von jedem Fall 
einer GSteuerhinterziehung oder Übergehung ($ 70 des Gejekes) 
Kenntnis zu geben und auf Erfuchen diejenigen Unterlagen mitzuteilen, 
deren legtere zur Erhebung der Nachſteuer bedürfen. 


Die von der Regierung feitgejegten Strafen und Kojten fließen 
auch fernerhin in die Staatskaſſe. 


8. Die Kontrolle, Überweifung und Verrechnung der von ber 
Regierung feitgejegten Strafen und Koften fowie der Nachiteuern 
aus der Zeit vor dem 1. April 1895 erfolgt nah Maßgabe der An- 
weifung vom 16. März; 1895, 3 


Zu Art. 51. 


!) Der Absatz 1 ist in der durch die V, vom 24. Dezember 1902 zu Il 
(Mitt. H. 46 S. 18) vorgeschriebenen neuen Fassung wiedergegeben. 

2) „Besteuerung‘‘ kann hier nur im Sinne einer neuen Veran- 
lagung (Zugangveranlagung gemäß $$ 34, 59 ff.) verstanden werden (vgl. 
Anm. 3, 4 (zu $ 52 und Anm. 10 zu $ 70). 

°) Die Übernahme eines bereits besteuerten Gewerbes gemäß $ 41 be- 
gründet kaine neue Veranlagung; die Möglichkeit einer Steuerhinterziehung 
ist ausgeschlossen (vgl. Anm. 3, 4 zu $ 52) und deshalb kann auch eine Bestrs- 
fung nach $ 70 nicht stattfinden. 

4) Nachdem mit dem 1. April 1895 das Recht zum Bezuge von Nach- 
steuern auf die Gemeinden übergegangen ist, haben auch nur diese über Erlad 
oder Ermäßigung von Gewerbenachsteuerbeträgen zu befinden (V. vom 
30. April 1898 — Mitt. H. 35 Nr. 52). 

5) Vgl. oben Anm. 3. Wie bei Anwendung des $ 41 eine Nachbesteuerung 
erfolgen könnte, ist nicht zu erkennen. 
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Artikel 52 
Rachbejtenerung aufer dem Falle der jtrafbaren Zumwiderhandlung. 
($ 78 des Gemwerbeiteuergeietes, $ 84 des Kommunalabgabengeſetzes.) 


Steuerpflichtige, welche bei der Beranlagung übergangen oder 
fteuerfrei geblieben jind, ohne daß eine jtrafbare Hinterziehung der 
Steuer jtattgefunden hat, find zur Entrihtung des in der Zeit vor 
dem 1. April 1895 der Staatskajje bezw. in der Zeit nach dem 1. April 
1895 der Gemeindekaſſe entzogenen Betrages verpflichtet, und zwar 
eritredt jich die Verpflichtung auf die drei Steuerjahre zurüd, welche 
dem Steuerjahre, in welchem die Verkürzung fejtgeftellt worden ilt, 
vorausgegangen find. 

2. Stellt jich heraus, daß ein jteuerpflichtiger Gemwerbetreibender 
gänzlich übergangen oder infolge unrichtiger Schäßung!) feines Anlage- 
und Betriebsfapitals oder aus fonjtigen Gründen irrtümlich fteuerfrei 
gelajjen iit, jo hat der zuftändige Borjikende des Steuerausichufjes 
nach Feititellung des Tatbeſtandes und der etwa erforderlichen 
laufenden Zugangjftellung die nachträgliche Heranziehung des Be- 
treffenden und zwar für die ganze Dauer der Pflichtigfeit — ſoweit 
diejelbe nicht die dreijährige Werjährungfriit überjteigt — unter 
begründeten Vorſchlägen über die anzumwendenden Steuerjfäße bei 
der zuftändigen Regierung (Art. 51 Nr. 2 Abf. 1) zu beantragen. 

3. Gegen die Feſtſetzung der Nachſteuer jteht dem Gteuer- 
pflihtigen das Rechtsmittel der Berufung an die Bezirksregierung zu. 
Dasſelbe ift bei der Regierung binnen einer Ausſchlußfriſt von 
4 Boden einzulegen, weldhe von dem auf die Zuftellung der Steuer- 
zuihrift folgenden Tage ab läuft. 

Gegen die Enticheidung über die Berufung findet in Gemäß— 
heit des $ 37 des Geſetzes (Art. 45) die Bejchwerde an das Über- 
verwaltungsgericht ftatt. 

Die Vorſchriften im Art. 51 Nr. 7 und 8 finden auf die Nach— 
beiteuerungen auf Grund des $ 78 des Geſetzes gleihmähige An- 
wendung. 


Zu Art. 52, 
1) Vgl. Anm. 4 zu $ 78, 


Abjchnitt XL. 
S5chlußbeſtimmungen. 
Artikel 53. 
Berteilung des Steuerſatzes auf mehrere Kommunalbezirke. 


($ 38 des Gewerbeſteuergeſetzes und $ 32 des Kommunalabgabengeſetzes.) 


1. Erjtredt jih ein Gewerbebetrieb über mehrere preußifche 
Gemeindebezirke, jo ift für die Zwede der fommunalen Beſteuerung 
— und zwar regelmäßig in unmittelbarem Anſchluß an die Ver— 
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anlagung —*) (Art. 32 und 38) die Zerlegung de3 veranlagten Steuer- 
fage3 in die auf die einzelnen Betriebsorte entfallenden ZTeilbeträge 
von dem veranlagenden Steuerausſchuſſe von Amtswegen zu 
bemwirfen.**) 


2. Die Verteilung des Steuerjaßes it nad Maßgabe des Ertrages, 
und, fall3 in dem maßgebenden ZBeitabjchnitte (Art. 18) ein folder 
nicht erzielt ijt, nach Maßgabe de3 Anlage- und Betriebsfapitals vor- 
zunehmen. 

Hierbei iſt in der Weife zu verfahren, daß zunächſt unter analoger 
Anwendung der im Art. 19 gegebenen Grundfäße feftzuitellen it, 
wie fich der Ertrag bezw. das Anlage- und Betriebsfapital auf die 
beteiligten ®emeinden verteilt. Nah dem jo gefundenen Ber 
hältniffe ift der Steuerjaß zu zerlegen, wobei jedoch Bruchteile in 
volle Martbeträge abzurunden find. Wenn z. B. ein mit 620 Marl 
beiteuertes Gewerbe einen Ertrag von 60000 art erzielt und hiervon 
auf die Gemeinden A, B und C 25000, 20000 bezw. 15000 Mark 
entfallen, fo ift nach dem Verhältnis von 5:4:3 der Gemeinde Aein 
Teilbetrag von 258 Marf, der Gemeinde B von 207 Mark und der 
Gemeinde C von 155 Mark zu überweijen. 

3. Da für die Bemeſſung des Gejfamtjteuerjages die Berhältnilie 
des Vorjahres maßgebend find (vgl. $ 24 Abi. 2 des Gejekes), jo 
gewährt die Eröffnung einer Zweigniederlaffung im Laufe des Steuer 
jahre3 feinen Anjprud auf nachträgliche Zumeijung eines Teilbetrages 
der Gefamtjteuer. Überhaupt befteht ein Anſpruch auf Berüdfichtigung 
bei der Verteilung de3 Steuerjages nur, wenn und injoweit als der 
betreffende Teil des Gemwerbebetriebe3 bei der jtaatlihen Veranlagung 
oder Zugangitellung berüdjichtigt werden fonnte. Später eingetretene 
Änderungen im Betriebe, 3. B. jpäter eröffnete Zmeigniederlaffungen 
oder jpäter eingetretene VBergrößerungen einzelner Betriebjtätten, 
müfjen bei der Verteilung für das laufende Steuerjahr außer Betracht 
bleiben.***) ’ 

4. Nach erfolgter Verteilung des Steuerjaßes hat der Vorſitzende 
des Steuerausschufles denjenigen Teilbetrag, welcher auf den Ott 
der Beranlagung entfällt, in die Spalte 7 der Steuerlifte (Mujter 12) 
einzutragen und den Bejchluß des Steuerausichufjes unter Benugung 


oo des Mujters 20 tunlichjt bis zum 20. März allen beteiligten Gemeinde- 


ur ——vorftänden****) zuzuſtellen. 


—⸗ 


*) Beziehungweiſe ſofort nach der Zugangſtellung (vgl. Muſter 3 und Be— 
ſtimmung Nr. 3 Abſ. 2 daſelbſt). 

**) Dieſe Beſtimmung findet auch auf die Betriebſteuer Anwendung, 
ſoweit es ſich nicht um Betriebe handelt, in welchen geiſtige Getränke verabfolgt 
werden (vgl. $ 60 Abſ. 2 des Geſetzes). 

***) Abweichungen von obigen, für die ftaatlihe Veranlagung geltenden 
Grundjägen können ım Wege der bejonderen Gemwerbefteuer ($ 29 des Kom- 
munalabgabengejeßes) eingeführt werden. 

****) Das in dieſer Anmweifung bezüglich der Gemeinden und Gemeinde- 
vorftände Verfügte findet auf die Gutsbezirke und Gutsvorftände entiprechende 
Anwendung. 
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Dem Steuerpflichtigen iſt dieſer Beſchluß, und zwar ſofern 
die Verteilung in unmittelbarem Anſchluß an die Veranlagung erfolgt 
iſt, gleichzeitig mit der Steuexzuſchrift (Mufter 13) in einem Schrift- 
ftüd nad) Mufter 21, anderenfalls in bejonderer Zufchrift, zu behändigen. Vup 
Außerdem ift daS Ergebnis der Verteilung des Steuerjages in ber —er 9, 
namentlihen Nachweiſung*s) in der Spalte „Bemerkungen“ ober — 
in einer beſonderen Anlage zu vermerken. Letzterenfalls iſt in der 
gedachten Spalte auf die Anlage hinzuweiſen. 

5. Auf Grund der Benadhrichtigungen nah Muſter 21 haben 
die Gemeindevorftände nad) Maßgabe des Muſters 22 eine Nach⸗ Myp 
weilung der auf die in ihrer Gemeinde belegenen, aber auswärts ——“T 20 
veranlagten Betriebe entfallenden Teilbeträge aufzuftellen. Eine — 
Aufrechnung und Abſchließung dieſer Nachweiſung erfolgt erſt nach 
Eingang der Rolle (Art. 39). Die Benachrichtigungen nach Muſter 20 
jind ala Belege aufzubewahren. 


6. Erfährt der veranlagte Gemwerbefteuerjag im Wege der Rechts- 
mittel oder infolge einer Neuveranlagung (vgl. Art. 41 Abſ. 4) eine 
Anderung, jo hat der Steuerausfhuß von Amtswegen eine erneute 
Verteilung des Steuerſatzes vorzunehmen. 


7. Den beteiligten Gemeindevorftänden!) und den Steuerpflichtigen 
fteht binnen einer Ausichlußfriit von vier Wochen die bei dem Vor— 
jigenden des Gteuerausjchuffes anzubringende Berufung an Die 
ger Bezirksregiernug ($$ 29 und 30 des Geſetzes) und gegen 

ie Berufungentichetdung die bei der Regierung in gleicher Frift 
einzulegende Beichwerde an das Oberverwaltungsgeridht ($ 37 des 
Geſetzes) zu. 

Mit den eingegangenen Berufungen und Beichwerden iſt nad 

Maßgabe folgender Beitimmungen zu verfahren: 


a) Die. gegen die Berteilung des Steuerjages eingelegten 
Berufungen hat der Borfigende des Steuerausſchuſſes erft 
nach Ablauf der für den Einſpruch gegen die Gemwerbejteuer- 
veranlagung zugelaflenen Friſt der Regierung einzureichen, 
vorher jedoch ſchon — jomweit dies erforderlid — die für die 
Entiheidung erhebliden Tatſachen feftzuftellen. 


b) Die Regierung hat vor Abänderung einer im Berufung- 
wege angefochtenen Berteilung des Gemwerbefteuerfaßes den 
Vorſtänden der beteiligten Gemeinden (bezw. dem Steuer- 
pflichtigen) unter abjchriftliher Mitteilung der Berufung- 
Ichrift und Beftimmung einer angemefjenen Frift Gelegenheit 
zur Außerung zu geben. 


Hinfihtlih der Wahrnehmung der Funktionen der Gemeindevorfteher 
in ben Landgemeinden ber weftlihen Provinzen burch die Amtmänner beziehung- 
weile Bürgermeifter bewendet e3 bei ben beftehenden Beftimmungen (vgl. An- 
merkung zu Art. 25). 


*) Falls e3 fi um einen im Laufe des Steuerjahres in Zugang geftellten 


an? hanbelt, im Notizregifter (vgl. Mufter 3 und Beftimmung Nr. 3 Abſ. 2 
elbft). 
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ce) Hat der Steuerpflichtige gegen die Gewerbejteuerveranlagung 
rechtzeitig — erhoben, ſo hat der Vorſitzende des 
Steuerausſchuſſes hiervon der Regierung Anzeige zu erftatten, 
und ift alddann die Enticheidung der Berufung gegen die 
Berteilung des Steuerjages bis zur rechtsfräftigen Entfcheidung 
über die Gemwerbeiteuerveranlagung auszufegen. 

In diefem Fall hat die Regierung den Berufungerheber 
mit entjprehendem Vorbeſcheid zu verjehen und auf eine 
tunlichſt jchleunige Erledigung der gegen die Gemwerbeiteuer- 
veranlagung eingelegten Rechtsmittel hinzuwirken. 

d) Die Berufungenticheidungen find dem Steuerpflichtigen und 
allen beteiligten &emeindevorftänden in verichloffenem 
Schreiben zuzuftellen. 

Die Beitimmungen im Art. 42 Nr. 3 Abf. 1 und 2, Nr. 4, 
5, 6, 7 Abſ. 2 und Art. 45 Nr. 2 finden auf die gegen die Ver— 
teilung de3 Steuerjages eingelegten Rechtsmittel ſinngemäße 
Anwendung. 

Die gegen die Berufungenticheidungen eingelegten Be- 
ichwerden find jedoh ausnahmlo8 und zwar mit allen 
Belegen und den etwa erforderlichen Gegenerflärungen der 
Regierung dem Oberverwaltungsgericht einzureichen.*, 


Zu Art. 53. 


I) „Als beteiligte Gemeinden, denen nach Art. 53 Nr. 7 Abs. 2 
lit. b, d Abschriften der Berufungschriften mitzuteilen und die Berufung- 
entscheidungen zuzustellen sind, sind fortan solche bei der Zerlegung berück- 
sichtigte Gemeinden, welche an der Berufung oder an der Berufungentscheidung 
überhaupt kein Interesse haben, weil der ihnen zugewiesene Anteil an dem 
Steuersatze hiervon nicht berührt wird, nicht mehr anzusehen. Die 
gedachten Mitteilungen und Zustellungen sind vielmehr in Zukunft auf 
diejenigen Gemeinden zu beschränken, welche ein Interesse an den Berufungen 
anderer Gemeinden oder an den hierüber ergehenden Entscheidungen haben. — 
Wenn z. B. von allen an der Zerlegung teilnehmenden Gemeinden nur eine 
Gemeinde Berufung eingelegt hat, und nach dem Inhalte der Berufung 
nur eine zweite Gemeinde in ihrem Anteile verkürzt werden soll, so be- 
schränkt sich der Streit auf diese beiden Gemeinden, die Berufung sowie die 
Berufungentscheidung brauchen daher den übrigen Gemeinden nicht mit- 
geteilt zu werden. Wenn die zur Entscheidung über die Berufung zuständige 
Behörde von vornherein zur Abweisung der von einer Gemeinde eingelegten 
Berufung gelangt, so bedarf es außer der Mitteilung an diese Gemeinde einer 
weiteren Mitteilung überhaupt nicht.“ (V. vom 12. Januar 1904 — Mitt. 
H. 47 Nr. 13). 


Artikel 54. 
E Koſten. 
($8 51, 74, 75 des Gewerbeſteuergeſetzes, $ 14 Abſ. 1, 815 Abſ. 1 und $ 16 Abſ. 1 
des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Stantöfteuern.) 
I 1. Die Koften der Erhebung und Beitreibung der für die 
Beit nad dem 1. April 1895 veranlagten Gemwerbefteuer find von 


*) Zirkularerlaß vom 11. Ottober 1893,11. 13 110 (Mitteilungen Heft29 ©. 13). 
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den Gemeinden zu tragen. Ein Anjpruh auf Vergütung für die bei 
der Veranlagung diejer Steuer ihnen übertragenen Geſchäfte ($ 75 
Abi. 1 des GStG.) jteht den Gemeinden nicht ferner zu. 

Die Koften der Veranlagung und Verwaltung der Gemerbe- 
jteuer werden, ſoweit fie nicht durch die den Gemeinden übertragenen 
Geſchäfte entitehen, auch fernerhin aus der Staatskaſſe beftritten, 
insbejondere find aus derjelben die den Vorfigenden und Mitgliedern 
der Steuerausihüfle für Wahrnehmung der Gejchhäfte außerhalb 
— Wohnortes zu gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten (vgl. 

. 20 und 3 dieſes Art. und Art. 22 Nr. 14), ſowie die Gebühren für 
Zeugen und Sacdverftändige (Art. 24 Nr. 9) zu zahlen. 

2. Diejenigen Landräte, welche den Vorſitz in den Steueraus- 
ſchüſſen der Klaſſe III oder IV führen, haben die hierdurch veranlaßten 
Koften aus den ihnen für das Hauptamt gewährten Dienftaufwands- 
entichädigungen zu bejtreiten mit Ausnahme 

a) der Remunerationen, Diäten, Bejoldungen der ihnen über- 
wiejenen ftaatlihen Hilfs- und Subalternbeamten und 

b) der Kojten für die fjämtlichen, ihnen auf Rechnung der Staat3- 
kaſſe zu liefernden Formulare, 

c) der Koiten für Reifen außerhalb ihres Kreijes. 
Für derartige Reifen ſtehen den Landräten die gejeßlichen 
Reiſekoſten und Tagegelder zu. 

3. Sonftige zu Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe oder 
zu Stellvertretern derjelben ernannte Staatsbeamte find jtets zum 
Bezuge der ihrer Rangklajje entiprechenden Reiſekoſten und Tage— 
gelder beredtigt. 

Die zu Mitgliedern der Steuerausihüffe gewählten oder 
ernannten Staatsbeamten haben nur auf die den Ausſchußmit— 
gliedern zuitehenden Reiſekoſten und Tagegelder Aniprud. 

II. Diejenigen Koſten an Porto, Zeugengebühren oder anderen 
baren Auslagen, welche durch die gelegentlich der eingelegten Recht3- 
mittel (Einfpruch, Berufung, Beſchwerde an das Dberverwaltungsd- 
gericht) erfolgenden Ermittelungen veranlaft werden, jind von dem 
Steuerpflichtigen zu eritatten, wenn jich feine Angaben in wejent- 
lihen Bunften als unrichtig erwiejen haben und die Eritattungpflicht 
durch endgültige Entjcheidung des zuftändigen Steuerausichufles, der 
Regierung oder des Oberverwaltungsgericht3 ausgeſprochen iſt (vgl. 
aud Art. 42 Nr. 6). 

Liegt eine folhe Enticheidung des Steuerausſchuſſes vor, jo 
überreiht der Vorſitzende desjelben eine Abjchrift mit den Vor— 
verhandlungen, den zur Berechnung der Kojten erforderlichen Unter- 
lagen und jeinem Gutachten über den feitzujegenden Betrag der 
Regierung, welche die zu eritattenden Koſten feitiegt und wegen Zu- 
ftellung des FFeitiegungbejchluffes an den Steuerpflichtigen, ſowie 
wegen Einziehung des feitgejegten Betrages das Erforderliche veranlaßt. 

Bezüglich der zu erjtattenden Koften auf Grund von endgültigen 
Entiheidungen der Regierung und des Oberverwaltungsgerichts 
it von der Regierung das gleihe Verfahren zu beobadten. 
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Gegen den Feitfeßungbeichluß fteht dem Steuerpflichtigen die 
an feine Friſt gebundene, bei der Regierung einzulegende Bejchwerbe 
an ben Finanzminifter offen. 

Die Kontrolle und Berrechnung erfolgt nad Maßgabe der für 
die Kojten aus Prozeſſen gegebenen Vorſchriften (Art. 51 Nr. 8). 

III. Bon den Gemeinden (Gutsbezirken) find insbejondere aud 
zu bejtreiten: 

a) von allen Gemeinden (Gutöbezirken): 

diejenigen Koſten, welche entjtehen durch die Vorbereitung 
der Veranlagung (Art. 23 Nr. 1), die Anmeldung der 
Gewerbe (Art. 25 und 26) und die Erledigung ber jeitens 
der Borfigenden der Steuerausſchüſſe innerhalb deren Zu- 
ftändigfeit erteilten Aufträge — einſchließlich aller ſächlichen 
Koften für Schreibmaterialien, Drudjadhen, Formulare uſw., 
namentlich auch für die Mufter 1, 2 und 6 diefer Anweiſung; 
b) von denjenigen Stadtgemeinden, in welden ein ſtädtiſchet 
Beamter den Borfig in den GSteuerausfhüffen der Klafie 
III oder IV führt: 
die duch die Führung dieſes Vorſitzes und die damit ver- 
bundenen Geſchäfte veranlaften Koften, insbejondere aud 
die perſönlichen und fählihen Koften für das Bureau des 
Borfibenden und für alle zum Gebrauche desjelben be- 
ftimmten Formulare. 


Artitel 55. 
Befugnis der Regierungen zum Erlaß ergänzender Vorſchriften. 


Den Regierungen bleibt überlafjen, ergänzende Anordnungen 
über da3 Berfahren in Gemwerbefteuerangelegenheiten zu erlafien, 
aud die nad) den bejonderen Berhältniffen in den einzelnen Bezirken 
notwendigen oder zweckmäßigen Abänderungen der beigefügten 
Mufter vorzufchreiben oder zu genehmigen. 


Artikel 56. 


Die bisherige Anmweifung vom 10. April 1892 und die Dazu 
ergangenen Zujagbeitimmungen treten fortan außer Kraft. 


Der Finanzminifter. 
Miquel. 


Formulare. 


Fuifting, birefte Steuern. IIL 
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A na Mufter 1 
Regierungsbezi zu Ariitel 26 Rr 1. 


Gemeinde-(Gut3-)bezirf(Bürgermeifterei) V.N. 


Beranlagungjahr 19 |... 


Verzeichnis 


der 


Gemwerbe-Anmeldungen. 


Beitimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


1. Die vorlommenden Anmeldungen find nad der Reihenfolge ihres Ein- 
ganges einzutragen. 

2. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen des Gemwerbetreibenden überein, 
jo erfolgt die Eintragung in Spalte 2 in der Weiſe, daf die Firma und unter 
derjelben in Klammern die Inhaber namentlich aufgeführt werden. 

3. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke eritredt, jo 
ift in der Spalte 3 auch derjenige Ort anzugeben, in welchem fich der Sit 
der Geſchäftsleitung befindet, oder — bei außerhalb Preußens domigilierten 
Unternehmungen — der in Preußen beitellte Vertreter jeinen Wohnſitz hat. 

4. Wenn jeitens des Anmeldenden ein bereits beftehendes Gewerbe übernommen 
und unverändert fortgejeßt wird (Perſonenwechſel), jo iſt dies in Spalte 8 
unter Angabe des Vorbeſitzers zu bemerken. 

22° 
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verzeichnifie 
Niederlajiung. | Gewerbe: | mei: | Ge | an dem 


___Des Gemerbetreibenden Tag 
E | Wohnort de: = nfendung 
= a | bezw. Ort zeichnung | der ginns auges ar 
& | der gewerblichen des An: | des | melbung- | Bemerkungen. 
3 und 
5 
= 
* 


Vorname. werbe- | ® 
(Strafe und | getriehes. dung. | pe; — 2* 


— der 
triebes.) glafſe IV. 


Hausnunmer.) 

















1lGebr. Schwarz |hierselbst Stahl- 1.4. | 2./4 | 8./4 (gez) Hermann 
Inhaber: Langestr. 40. waren- warz. 
ermann und abrik und 
iedrich Verkauf- | | 
Schwarz) laden. | | 
2|Weiss, August |\hierselbst Bank- | 2.44. | 2.4. 8.14. August Weiss hat 
Breitestr. 31. | geschäft. | dasGeschäft von 
| seinem Vater 
| | Friedrich Weiss 
| | geerbt,welcherin 
Klasse II unter 
Nr. 32 der Rolk 
ist. 
3|Roth, Oskar hierselbst Hand- | 3.4. | 3.4.| 8.4 (gez.) Blau 
Königstr. 24. schuh- 
Wohnort und | verkauf- 
Sitz der Ge- geschäft. 
schaftsleitung: 
Marienbad in 
Böhmen; 
Vertreter: 
Prokurist Hein- 
rich Blau hier- 
selbst, König- 
straße 24 wohn- 
haft. 
4|Loeser, Viktor \hierselbst Zigarren-| 5./4. | 15./44.| 8./4. Im Auftrage des | 
Friedrichstr. 81 * Tabak- Loeser | 
Hauptgeschäft —— det vom 
in Danzig. geschäft. lungsgehilfen 
Beer hierselbst, 
—— = 
(gez.) Beer. 
5 |Schulze, Theodor \hierselbst Pantoffel-| 8./4. | 15./4.| 15./4. „Frei nach $7 


Karlstr. 6. macher. des Gesetzes.“ 
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JJJJJ Auſter 2 
Regierungsbezirt — zu Artikel 26 Nr. 5. 
Kreis — 


ee une N. 


Beranlagungjiahr 19... / 


ansıng 


dem Verzeichniſſe der Sewerbeanmeldungen. 


Des Gewerbetreibenden 














Tag Tag 


= | Wohnort, | Bezeichnung bes 

7 | 1 der es 

* Name beziehungweiſe * Beginns Be⸗ 
3 und — * werblich. * = des merkungen. 
E teberlafjung Sewerbebetriebes. ınel- | Gewerbe: 


Borname. (Strafe und Haus⸗ bung. | betriebes. 
| nummer). 










— 
— 
= 
— 
[5 
— 
1 


2 | 3 


I Schwarz, hierselbst Stahlwarenfabrik | 1.4. 2.14. (gez.) 
Gebrüder. Langestr. 40. | und Verkaufladen. Hermann 
(Inhaber : Schwarz. 


Hermann und | 
Friedrich 
Schwarz.) 


Gutachtliche Äußerung 


des 


Gemeinde-(Önts-)uorfandes. 





1. it oder war | 1. a) ea hg nd — früher unter 
er Firma Schwarz & mit einem 
a) der Anmeldende | Eisenwarengeschäfte (hierselbst Kurze- 


oder b) der angemeldete Gewerbe- straße 11), welches am 1./4. d. J. auf 
betrieb bereit3 zur Gewerbe— Paul Müller übergegangen ist, in 
fteuer, eventuell in welchem Orte, Klasse III unter Nr. 111 der Gewerbe- 
in welcher Steuerflaife und unter steuerrolle veranlagt. 
welcher Rollennummer veranlagt, b) Das Gewerbe ist neu begonnen. 


beziehungmeile von welchem Beit- 
punfte ab ift die frühere Gewerbe- 
fteuer in Abgang geitellt ? 
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2. Jit der angemeldete Betrieb das einzige 
Gewerbe ſeines Inhabers, eventuell in 


melden Orten unterhält derjelbe jonit 


noch) jtehende Betriebe? 


3. Welches jind die äußerlich ertennbaren 
Mertmale des angemeldeten Betriebes, 
insbejondere: 


a) welde Gattungen und wie viele Hilfs- 
perjonen, Gehilfen und Arbeiter 


und 


a) weldie Gattung und wie viele Ma- 
ihinen, mechaniſche Triebträfte, Zug- 
tiere und Transportmittel 

werden im Gewerbebetriebe verwendet? 


c) Welche äußerlich erfennbaren Be- 
fteuerungsmertmale des Betriebes find 
ferner anzuführen ? 


4. Auf wie hoc iſt: 
a) das Anlage und Betriebstcpital, 
b) der jährlihe Ertrag 
zu ſchätzen? 


I. B. Ausführungsanmweijung. 


Muſter 2. 


2. In Hannover und Cöln sollen Verkauf. 
läden errichtet werden. 





3. a) 4 Handlungsgehilfen (Buchhalter). 
2 Reisende, 


| 
8 männliche . 
2 ibliche h Aufseher, 
34 Handwerker (Schlosser, 
| Tischler usw.), 
132 männliche — 
| 251 weibliche } Arbeiter, 


b) 4 Dampfkessel, 

5 Betriebsmaschinen, 

5 Dynamomaschinen, 

41 Werkzeug- u. 322 Arbeitmaschinen, 
146 Hebel- und Schwungradpressen. 


c) Das Fabrikgrundstück ist 1', Hektar 
groß ; auf demselben befindet sich außer 
der Fabrik und dem Maschinenhaus 
ein 4 Stock hohes Gebäude, enthalten! 
die Verkauf- und Lagerräume. 

Die Gebäude sind durchweg massır 
und nen. 


Dreher, 


4. a) 500000 bis600000 A) Gutachten des 
b) voraussichtlich über} Sachverständigen 
20000 A Henkelhierselbsi. 


Ort und Datum. 


Der Gemeinde-(Guts-)uorftand. 


(Unterjchrift). 
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Provinz Mufter 3 
Regierungsbezirk... Te zu Artifel 27 Nr. 2b. 
Beranlagungbesirk . 


Beranlagungiahr 19. |... 


Gemwerbeftenerklaffe (II). 


Gewerbeftener-Motisregifter. 


Beitimmungen zur Ausfüllung des Formulars, 


l. In dem von dem Vorſitzenden jeder Steuerflafje zu führenden Notizregifter ift der 
Zugang von dem Abgang und innerhalb des Zu- beziehungweiſe Abgangs Abteilung I 
von der Abteilung II getrennt zu halten. 

In die Abteilung I jind ebenjo wie in das bishecige Notizregiiter alle im 
Laufe des Steuerjahres gegen die namentlihe Nachweiſung vorlommenden Ber: 
änderungen hiniichtlih des Steuerbetranes und der Perſon der Gewerbe— 
treibenden aufzunehmen. 

Die Abteilung ILift für diejenigen Veränderungen bejtimmt, welche nicht 
die ftaatlihe Beranlagung, (Beranlagungbezirt, Steuerſatz, Perſon des Steuer- 
pflichtigen), jondern nur das auf die einzelnen Gemeinden zum Zwecke ber tommunalen 
Beiteuerung entjallende Gemwerbefteuerjoll berühren. Die hierher gehörenden Ber- 
änderungen find im Artikel 46 I unter Nr. 6 bis 9 und II unter Nr. 6 bis 10 näher 
bezeichnet. (Fortiegung ©. 348). 


344 I. B. Ausführungsanmweilung. Muiter 3. 








u 











Des Gewerbetreibenden 





Merkmale zur Schätzung des 


Lau—⸗ Wohnort z i 
; Name beziehungmeife Frtrages und Anlages umd 
tende | Ort e Betriebslapitals. 
und der gewerblichen Gewerbe. 
Mr. Nieberlaffung (Bezeichnung der einzelnen 
Torname ! «(Straße und Betriebitätten.) 


Hausnummer.) 


Abteilung I. 


1 |Gebrüder N.N, 'Stahliwrarenfabrik]| + Handlungsgehüfen (Buchhalter). 
Schwarz (In- \Langestraße 40.| und Verkauf” —— 
haber Hermann laden. 2 weibliche } Aufseher. 
und Friedrich 34 Handwerker (Schlosser, Dreher, 
Schwarz) Tischler tsw,). 
* 3132 männliche Arbeit 
251 weibliche — 

4 Dampfkessel, 

5 Betriebsmaschinen. 

5 Dynamomaschinen. 

41 Werkzeug- und 322 Arbeils- 

maschinen. 
145 Hebel- und Schwungradpressen. 

Das Fubrikgrundsfück ist 1'1, hu 
gross; af demselben befindet sich 
ausser der Fabrik und dem Maschinen- 
hause ein # Stock hohes Gebünude, 
enthaltend die Verkauf- und Lager- 
räume, Die Gebüude sind durchweg 
massiv und new. 

In V. wird ein Verkaufladen mit 
einem Buchhalter, einer Verkärsferin 
und einem Arbeiter unterhalten. 

Gebr, Schwarz haben in der Ge- 
werbesteuer-Erklürung vom 10. 4, 5 
das Anlage- und Betriebskapital auf 
150000 bis 1000000 „M angegeben. 

2 Weiß, August. N, X. Bankgeschäft. |? Prokuristen. 
Breitestraße 31. 6 Handlungsgehiljen. 


4 Lehrlinge. 
1 Kassendiener, 


usıe, 
Abteilung II. 
I Schulze, Hein- M. M., Holz- u. Kohlen- — 
rich. Miillerstraße 16. handel. 
2  1Müller, Adolf. 0: O. Handel mit 


Kurzestraße 11.| Zigarren und 
Tabak. (Zweig- 
geschäft.) Sıtz 
der (reschäfts- 
leitung in Y. 
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gang 
— Tag, an welchem 
— 2 iS Tas Gewerbe iſt Zugang bis zum | die Benachrichti 
R Neuerpflichtig Schlufle des Ber- —— von ber 
er ! sch ugangſtellung 
Anmeldung bes mit einem agungjabres | an die Gemeinde 
beziehung: 9 inns {- - z begiehungweije 
—* Beginn viertel⸗ | den Steuerpflich⸗ 
weiſe ber vom 77 Bemerkungen. 
WERE des tabrlichen | Zahl eg, | figen und — im 
(Finlettung Niertel- | & be- Falle der Über: 
I Vierte Sewerbe: | der 
der ewerbe: r ; werbe: | mweijung — an 
RE jahre ſteuerſatze Viertel⸗ den Vorſitzenden 
— betriebes. re | von ‘| fteuer | des Gteueraus- 
uaung. | | jahre ſchuſſes abge- 
5 u — A 4 ie A | fanbt 7% 
6 ı | 8 a BT a (u N Br Eu 
. 1895..2./4. 1895. | 75 3.1235, Das Gewerbe ist neu 
® begründet. 
Vier ie Voraussichtlicher Er- 
Jahr. | trag 20 000 bis 
| | 30000 # (Gutachten 
| | des Magistrats zus 
N. N.). 
Gemlüss Beschlusse 
des Steuerausschusses 
vom 1.5. entfallen von 
der Steuer in Spalte 11: 
auf die Gemeinde N. N, 
20 „A. 
auf die Gemeinde Y, 
25 M. 
24. August Weiß hat das 
Geschäft von seinen 
Vater Friedrich Weiß 
geerbt; vgl. Nr. 1 
des Abgangaregisters 
(Abtig. 1). 
5. 30 IS. 3. 744, Der Gewerbebetrieb ist 
I — in seinem ganzen Um- 
he fange von N. N, nach 
ja er A, M. verlegt; vgl, 
Nr, 1 des Abgangs- 
registers (Abtlg. IN. 
„.'11. # 38. J. 22. —Ià. IH. Das Zweiggeschäft ist 
— wiertel· von N, N, nach O. 0. 
verleg! ; regt. Abgangs- 
jahr. jührlicher n egister (Abtig. ID 
 Gesamt- Nr. 3. 
steuersatz 
bh A.) 


I. B. Ausführungsanmeijung. 





Des Gemwerbetreibenden 











Name, Wohnort 









Yau beit r 
eziehungweiſe 
fenbe Vorname Ort ber 
| i ——— 
Nr. un Niederlaſſung. 
(Straße und — 
Gewerbe. Hausnummer.) 








4 






N.N 


Weiss, Friedrich, : 
Breitestr. 31. 


Bankier. 










der nam. 
Nach. 



















































u 48 Voss, Rudolf, 0.0. Hat seinen |1./8.| — 
der nam.| Besitzer eines Müllerstr. 16. Wohnsitz und 
Nachw. |Dampfsägewerks. Sitz der Ge- 
schäftsleitung am 
| D.]7.nach V. ver- 
legt und ist dort- 
hin überwiesen. 
3 
us, 
Abteilung II. 
1 Schulze, Heinrich, M. M. Das Gewerbe] 30./4.: 30.4. 
der nam. Holz- und Langestr. 1. ist in seinem 
Nachw. | Kohlenhändler. ganzen Umfange 
am 30./4d. nach 
N. N. verlegt. 
2 50 Ewald, Julius, | P. P. 25 Der Mühlen-| 2./9. | 1./9. 
der nam. | Mühlenbesitzer. _Wassertor- (viertel- |betrieb in P. P. 
Nachw. ı platz 1. (Zweig- |jährlicher|ist gänzlich ein- 
niederlassung) | Gesamt- |gestellt. 
| Sitz der steuersatz 
' Geschäftsleitung | 75 A). 
und Wohnort des 
| Ewald in O. 
3 30 Müller, Adolf, | N.N. 2 Das Zweig-|1./11.| 1.11. 
der nam. | Zigarren- und |Am Marktplatz 4.| (viertel- | geschäft ist nach 
Nachw. | Tabakhandel. (Zieiggeschäft.) jährlicher| O. O. verlegt. 


Gesamt- 
steuersaltz 
66 A). 


Sitz d. Geschäfts- 
leitung in Y. 
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Begründung 





deö 






Abgangs. 











Abteilung TI. 





Weiss ist am]|2./4.| — 
2. April 1895 ge- | 1895 
storben. 


Muſter 3. Formulare. 








Abgang bis zum ‚ an weldem 
Scählufie bes —— 
Veranlagungjahres. Jſtellung an be 
|  meinbe beziehung» 
weile ben Steuer- Bemerkungen. 


Zahl (Gewerbes 


Riertel- teuer 
f * Steuerausſchuſſes 
abgeſandt worden ift. 





—11 





— 4 — 3./4. Das Geschäft ist durch Vererbung auf den Sohn 
August Weiss übergegangen; vergl. Zugangs- 
register (Abtlg. 1) Nr. 2. 


204 10./7. Da das Sägewerk in O. O. fortbetrieben wird, so 


2 
findet ein Abgang an dem Steuersoll der Gemeinde 
0. O. nicht statt. 

3 144 2./5. Vgl. Zugangsregister (Abtlg. II) Nr. 1. 

2 50 3.9 


1 22 14./11. Vgl. Zugangsregister (Abtlg. II) Nr. 2. 
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a 


Auch ſolche Veränderungen find in dad Notizregifter (Mbtlg. I und II) 
aufzunehmen, welche im lebten Bierteljahre des GSteuerjahres eintreten, 
aber erft mit dem Beginn des nächſten Steuerjahres wirkſam werden (vgl. Nr. 4). 


. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen bed Gemwerbetreibenben überein, 


jo erfolgt die Eintragung in den Spalten 2 des a ig und 3 des Abgangs 
in der Weije, daß die Firma und unter derfelben in Klammern die Inhaber 
namentlih aufgeführt werben. 


. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirfe erjtredt, jo ift 


in den Spalten 3 des Zugangs und 4 des Abgangs auch derjenige Ort anzu- 
geben, in welchem ſich der Sit der Gejchäftsleitung befindet oder — bei außer— 
halb Preußens domizilierten Unternehmungen — der in Preußen beitellte 
Vertreter jeinen Wohnfik hat. 

Bei neu begonnenen Gewerben find die den einzelnen Betriebsgemeinden 
zum Bmwede der fommunalen Befteuerung zugewiejenen Teilbeträge des 
Gejamtiteuerfages in der Spalte „Bemerkungen“ des Zugangs (Abtlg. I) 
anzugeben. 


. Die nach FFeititellung der namentlihen Nachweiſung — in Kaffe I nad 


Aufftellung der Steuerliften — aber v o r dem Schhluffe des alten Beranlagung- 
jahres eingetretenen Beränderungen der vorftehend unter I gedachten Art 
jind nur in das Notizregifter für das alte oder neue Steuerjahr einzutragen, 
wenn fie nicht für beide, jondern nur für das eine oder das andere in Be- 
trat fommen. 


. Wird ein fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb von einem anderen fortgejekt, 


jo ift diejer in der Spalte 12 des Abgangs näher zu bezeichnen. 


. Bei Zugängen in Klafje I hat der Vorjigende des Steuerausschuffes in Spalte 


13 anzugeben, wie hoch er den Ertrag beziehungmeije da3 Anlage» und 
Betriebsfapital jhäbt. Sollte vom Steuerausſchuſſe diefer Schägung nicht 
beigetreten, und ein anderer, ald der vom Borfigenden vorläufig in Zugang 
geitellte Steuerjaß feitgejeßt werben, jo jind die Eintragungen in den Spalten 
9 und 11 mit roter Tinte entiprechend abzuändern. 
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Provinz... ee ee Mufter 4 
Regierungsbezirk. zu Artikel 27 Nr. 2c. 


oT es 
Gemeinde-(Guts-)bezirt (Bürgermeifterei) — 


Kontrolle 


der 


ſtenerfreien Gewerbe. 


Bemerkungen. 


1. Dieſe nur in Klaſſe IV zu führende Kontrolle iſt für jeden Gemeindes (Guts-)bezirk 
getrennt anzulegen. 

. Stimmt bie Firma nicht mit dem Namen des Gewerbetreibenden überein, ſo erfolgt 
die Eintragung in Spalte 2 in der Weiſe, daß die Firma und darunter in Klammern 
die Inhaber namentlic; aufgeführt werden. 


td 
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Des Gewerbetreibenden Tag 
“ Ms. 14 
ẽ | Wohnort de: | bed | Apfenbung 
E 9 eichnum der de | vb Hu 
3 Name | dam. Det — ginns duged aus 
= ‚ ber gewerblichen des Anz | des | melbung- Bemerkungen. 
3 und | I u verzeichnifie 
= Niederlafiung. | Bemerbe: | mel: | er — 
53] Vorname. Sient werbe- | Pertipenden 
> a und | petriehes. dung. Her ——— 
Hausnummer.) | triebes, — 
1. 2. 3. . | >. | 7 8. 
1ilGebr. Schwarz \hierselbst Stahl- 1.4. | 2./4 8.14. (gez) Hermann 
Inhaber: Langestr. #0. waren- Schwarz. 
ermann und | abrik und | 
Friedrich Verkauf- 
Schwarz) laden. 
2] Weiss, August |hierselbst Bank- 2.14. | 2.14. 8./d. August Weiss hat 
Breitestr. 31. | geschäft. | das@eschäft von 
seinem Vater 
Friedrich Weiss 
geerbt,welcher in 
| Klasse II unter 
\ Nr. 32 der Rolle 
| veranlagt ist. 
31Roth, Oskar hierselbst Hand- | 3./4. | 3.4. 8.14. (gez.} Blau. 
Königstr. 24. schuh- 
Wohnort und | verkauf- | | 
Sitz der Ge- geschäft. | | 
| schaftsleitung: | | 
' Marienbad in | 
Bühmen; | 
Vertreter: | 
Prokurist Hein- 
rich Blau htier- 
selbst, König- | 
straße 24 wohn- | 
haft. 
4|Loeser, Viktor \hierselbst Zigarren-| 5.4. | 15./4.| 8.4. Im Auftvrage des 
Friedrichstr. 8I|w. Tabak- Loeser emel- 
Hauptgeschäft | verkauf- det vom Hand- 
in Danzig. geschäft. lungsgehilfen 
Beer hierselbst, 
Friedrichstr. 81 
| wohnhaft. 
| (gez.) Beer. 
5 Schulze, T'heodor \hierselbst Pantoffel- 4. | 15./4. „Frei nach $ 7 








| Karlstr. 6. 


macher. 


8.44. | 15. 
























des Gesetzes.“ 
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Provinz... EHEN OEREN: Mufter 5 
Regierungsbezirk... zu Artikel 27 Nr. 2d. 


KreiS ..................... * 
Veranlagungbezirt N. N. 


Verzeichnis 


der 


im Veranlagungbezirke N. N. befindlichen, aber außer- 
halb veranlagten Gemerbebetriebe. 


Bemerkung. 


In diefes nur in Klaſſe IV zu führende Verzeichnis jind alle Gewerbebetriebe 
(Zweigniederlaifungen, Fabrifation-, Ein- und Berkaufftätten uf.) einzutragen, welde 
in dem Beranlagungbezirte der betreffenden Klaſſe IV belegen find, deren Veranlagung- 
ort ($ 17 des Geſetzes, Artikel 30 diefer Anweiſung) ſich jedoch außerhalb befindet. 


352 I. B. Ausführungsanmweijung. Muſter 5. 








Ge: 

& Ort Inhaber | Bezeichnung Ort —— 

2 | klaſſe Bemerkungen. 

J a a er 

& bed Gemwerbebetriebes. ber Veranlagung. 

1 2 | 3 nu 5:5 1 ee | 7 

101 N.N,. Loeser,Viktor.| Zigarren- Danzig. Die bereits früher an- 
Potsdamer- und Tabak- gemeldeten Filialen: 
straße 12, verkauf. Friedrichstr. 81 u. 


Langestr. 10 sind 
unter Nr. 14 und 25 
dieses Verzeichnisses 
aufgeführt. 


— Zum — ——— — — — — — — — — — — — — 
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Mufter 6 


zu Artikel 29 Nr. 2. 
— 


‚den 1 RER 19 . 


Auf Grund des $ 54 des Gewerbeſteuergeſetzes vom = uni 1891 — Be. 
©. 205 — werden Sie aufgefordert, binnen .......... , vom 
Tage der Zuſtellung dieſer Verfügung ab gerechnet, — die nachſtehenden 
Fragen ſchriftlich zu beantworten und dem Unterzeichneten mit Ihrer Namens— 
unterſchrift vollzogen frankiert einzuſenden. 

Die Unterlaſſung der Beantwortung der Fragen, ſowie wiſſentlich 
unrichtige oder unvollſtändige Angaben ſind im $ 71 des Gewerbeſteuergeſetzes 
mit Strafe bedroht. 


der isdn aa Asian 
Vorſthende des Steuerausſchuſſes der Gewerbeſtenerklaſſe 
(Unterſchrift.) 
An 
den 


B.D.S. fi een ae 
— It. Avers. Nr. u 








— | Antworten. 





| 

1. Welches ober welche Gewerbe treiben Sie 
ober beginnen Sie zu treiben? 

2. Welche Betriebftätten unterhalten Sie ? 

3. Welde Gattungen und wie viele Hilf: 
perfjonen, Gehilfen und Arbeiter werben 
in Ihrem Gewerbebetriebe bezw. Ihren 
Gewerbebetrieben verwendet ? 

4. Welche Gattung und wie viele Maſchinen, 
mechanifche Triebfräfte, Zugtiere und Trans 
portmittel werben in Ihrem Gewerbe: 
betriebe bezw. Ihren Gemwerbebetrieben ver: 
menbei? 


(Fortfekung auf der folgenden Seite.) 
Fuifting, dirette Steuern. III. 23 
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Fragen. Antworten. 








*) Weitere auf die äußerlih erkennbaren 
Merkmale des Betriebes gerichtete ragen ſind 
bier unter fortlaufender Nummer in bejtimmter 
Form zu ftellen. 
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Mufter 7 


zu Wrtifel 29 Nr. 2. 
—— —ñ — 


— den BER. ee en, 


Au Grund des $ 55 des ——— vom 24. —— 1891 » 
S. 205) werden Une aufgefordert, binnen .. 

m Tage der Zuftellung biefer, Verfügung ab Pr kan, 
durch Ausfültung De umjftehenden Formulars (S. 333) oder mündlich zu 
Rrotofolf zu erflären, ob im legten Geſchäftsjahre der Ertrag Ihres Gewerbe— 
betriebes bezw. Ihrer Gewerbebetriebe 

1500 bis ausſchließlich 4000 Mark, 

oder 4000 bis ausſchließlich 20000 Mark, 
oder 20000 bis ausſchließlich 50000 Mark, 
oder 50000 Mark oder mehr. 
und ob während des gleichen Zeitraumes der Wert des Anlage- und Be- 


triebsfapital3*) 
3000 bis ausihließlih 30000 Marf, 
oder 30000 bis ne fießlih 150000 Mart, 
oder 150000 bis * ließlich 1000000 Mark, 
oder 1000000 Mark oder mehr 
betragen hat. 
ach Ausfüllung des Formulars iſt dasſelbe mit Ihrer Namensunter⸗ 
ſchrift verſehen dem Unterzeichneten verijchlofjen und frankiert binnen 
der obigen Frijt wieder einzujenden. 

Sollten Sie die mündliche — zu —— — * iſt der 
—— 9 zur Entgegennahme derſelben — .. (Zeit, 
Geſchäftslokal) = bereit. 

Zur Bermeidung von Irrtümern bei der Verehnung des Ertrages und 
des Anlage- und Betriebstapital3 wollen Sie gefälligit die umfettig ab- 
gedrudten Beitimmungen der Ausführungsanmweifung zum Gemwerbefteuer- 
gejege beachten. 

Die Unterlaffung der Abgabe der Erklärung, ſowie wiſſentlich unrichtige 
er re Angaben find im $ 71 des genannten Gejeßes mit Strafe 

edroht 


Der Vorſthende des Steuerausſchuſſes der Gewerbeftenerklafle _.... 
(Unterichrift.) 
An 


den .. 

zu 

fei It. Arers RM. 2. 
*) Bemerfung. Bei Anmeldungen neu begründeter Gemerbe J obige 


Erllärung nur bezüglich bes Wertes des Anlage- und Betriebslkapitals zu erfordern. 
23* 
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(Abdrud des Wortlaut der Artikel 16 und 17 der Ausführunganmweifung 
zum Gemerbejteuergejeße.) 


Mufter 7. Formulare. 357 


Gemwerbeftener-Erklärung. 


ee 1 Hierburch, daß im legten Gejchäftsjahte... . ... 


ir erflären 
der Ertrag 
— Gewerbebetriebes, beziehungweiſe 
unferer ——— 
—— bis ausſchließlich Mark 
— nm Mark oder mehr) 
und der Bert des Anager u und Betrieb3fapitals 
bis ausſchließlich Mark 
J Mark oder mehr) 
betragen hat. 


Ort und Datum. 


(Nantensunterichrift.) 


An 
den Borligenden des Steuerausichuf'es 
der Gewerbeſteuerklaſſe 
zu 
frantiert. 
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N 
Fragen. Antworten. 


! 











Ort und Datum. 


(Ramensunterichrift.) 
*) Weitere, auf die äußerlich erfennbaren Merkmale 


bes Betriebes gerichtete Fragen finb hier unter fort» 
faufenber Begeichnung (e, f, g& u. f. mw.) in beftimmter 
Form zu ftellen. 
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RGBINE Zn ne Mufter 9 
Negierungsbegirt...................... zu Artikel 31 Nr. I. 
Beranlagungbezirt N. N. 


Beranlagungiaht 19... 


NUamentliche Nachweiſung 


der 


in der Klaſſe I su beſtenernden Gewerbetreibenden. 


Beitimmungen zur Ausjüllung des Formulars. 


1. In Be namentlihen Nachweiſung find die Regierungbezirte und reife getrennt 
zu halten. 

Die Eintragung erfolgt innerhalb der Htreije in alphabetiiher Reihenfolge ber 
Gemeinde-(Guts-)bezirfe (Bürgermeiftereien) und innerhalb der einzelnen Ge— 
meinden in alphabetiiher Reihenfolge der Gemwerbetreibenden. 

2. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke erftredt, jo ift in ber 
Spalte 3 auch derjenige Ort anzugeben, in welchem ſich der Sit der Geſchäftsleitung 
befindet oder — bei außerhalb Preußens domizilierten Unternehmungen — der 
in Breußen beftellte Vertreter feinen Wohnſitz hat. 

3. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen des Gewerbetreibenden überein, fo er- 
folgt die Eintragung in Spalte 4 in der Weile, daf die Firma und unter berjelben 
in Klammern die Inhaber namentlich aufgeführt werden. 

4. Die Spalte 1 „Laufende Nummer“ ift kurz vor Anfertigung der Steuerliften (vgl. 

Art. 39 Nr. 3) vom Vorſitzenden des Steuerausfchujjes auszufüllen. 

5. —* —— Nachweiſung iſt in den Spalten 11 und 12 aufzurechnen und ab— 
zufchließen. 


Kreis, 


Paufende Nummer, 





NX. N. 


N.N. 


Wohnort 
bezw. Ort ber 
gemwerblichen 


Nieberlaffung. 


(Straße und 
Haus: 
nummer.) 


M. M. 


Luisenstr. 61. 


M. M. 
Margareten- 
straße 31. 


I. B. Ausführungsanmweifung. 


Der Gemwerbetreibendben 








Name 
unb 
Vorname 


Gewerbe. 


Maschinen- 
bau- Aktien- 
Gesellschaft 


Praetorius). 


J. W. Ernst | Bierbrauerei. 


Nachfolger 
habe: 
Heinrich 









Mufter 9. 










"der vor Merfmale 
jährigen zur Schätzung bei 
nament- | Grtraged und Anlage 
fen | md Vetriebätapital. 
Nach⸗ 

weifung (Bezeichnung ber 

bezw. bes einzelnen 
Notiz: Betriebftätten. 







240 Arbeiter (männ- 
liche), 

4 Betriebsdamgf- 
maschinen von 
zusammen 5 
Pferdekräften, 

100 Werkzeug- 
(Zweigmiei 
{ er- 
lassung in Bres- 


lau) Aktienkapi- 
tal 3000000 .#. 


5 Bureaubeami:, 
1 Braumeister, 
14 Braugehilfen, 
2 Küfer, 

2 Schmiede, 

2 Maschinen- 


12 
d. 
nam. 
Nachw. 


10 Bierkutscher, 
1 Dampfmaschinr. 
1 Gasmotor, 


10000 Zentner. 
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Sutaßten Höhe bes Gewerbejteuer 
des Vorſitzenden des | rtraged und | — 

Steuerausſchuſſez des Anlage» | vor | diesjährige 

über bie Höhe bes unb Betriebs: oh: — — Bemerkungen. 
Ertrages und bes ER > wenn. im  jvtertel: 
Anlage: und Betriebs: |?" veläluffe| cine jähr⸗ 
kapitals. des Steuer⸗ andere) ganzen lich 
ausſchuſſes. 
A A 


Laut Jahresbericht] 345600 4 3020 | 3452 | 863 
vom 3. Februar 1894| Ertrag. 
beläuft sich der Ertrag 
des letzten Geschäfts- 
jahres auf 345600 MA. 


13 


Einkommen aus der| 61000 M 
Brauerei 51000 A. Ertrag. 
Außer den in Abzug 
gebrachten Schulden- 
zinsen im Beirage von 
10000 #4 treten noch 
20000 M hinzu, welche 
nach dem Gutachten des 
Sachverständigen F. W. 
Schulze (vgl. Stewerheft 
Blätter 10 und 11) zu 
Unrecht abgeschrieben 
worden sind. flich 
Der _ steuerpflichtige 
Ertrag stellt sich hier- 
nach auf 81000 A. 





Ertrages von 81000 „4 den 
Steuersatz auf 812 4 fest- 
gesetzt; vgl. Verfügung vom 
5. März 1894. 


Mufter 10. Formulare. 367 


Probinz — Auſter 10 
Regierungsbezirk... zu Artifel 34 Rr. 1. 
Beranagungbert 

Kreis. 


Beranlagungjiahr 19 |... 


Namentliche Nachweiſung 


der 


(II) 
in der Blafe (II, III oder IV) zu beftenernden 
Gemerbetreibenden. 


1. Es find im — J— — in 
Klafie a . 
Zugang nach dem Notizregifter ER A 
Abgang nad) dem Notizregiiterr » » x...» 
Im ganzen Zugang (Abgang) » » - .... 
2. Bon dem Steuerausſchuſſe find 
ausgeſchieden.. kr 
neu übernommen 22 2 22220. 
Mio Zugang (Abgang) -» » 2... 
Bleiben) Summe . . 
3. Infolge der vom Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes eingelegten 
Berufungen find vorläufig abgefett . .» .».... 2 —— — 
Bleiben . 


Hiernach iſt die Gefamtzahl der für das Steuerjahr 19.... * — in die Klaſſe — 
zu übernehmenden Gewerbetreibenden auf -—————...., buchſtäblich: nn. - 
— — feſtgeſtellt. 


Ort und Datum. 
Der Steuerausſchuß der Gewerbeſteuerklaſſe — 
(Unterſchriften.) 


Beſtimmungen zur Ausfüllung des Formulars S. 370. 
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LL——— — ———h ——— — —— 06 — — — — — 




















Laufende Der Gewerbetreibenden 
fr. Ber on 
— vo — 
| 
Nach: Kreit bezw. Ort ber Name Mi 
weifung gewerblichen | namentlichen 
und An- Niederlaſſung und | Gewerbe. Nachweiſung 
zahl der (Straße und | bezw. des 
ti Hauß- Vorname, | a 
pflichtigen, nummer.) | ; 
| 
1 —— 5 6 
1 P. P. Abel, Bank- Notizregister 
— "25. | Bernhard. geschäft. 110, 





J 
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Gewerbeſtener 








Merkmale 
zur Schätzung des — diesjährige 
Ertrages und Anlage: und — — — 
en Se jahrige Bemerkungen. 
Betriebslapitals. 
— BER (Klafie, im viertel: 
(Be — — se nen — 2 
Vetriebitätten.) — ganzen jährlich 
— MA Ma M Bere 
z 8 9 11 
1 Prokurist, Voraussichtlicher 
8 Handlungsgehilfen, rag 
{Zaveiggeschäft in Frank- 20000 bis 30000 A. 
furt a. © (Gutachtliche 


Abel hat in der nach Maß- 
gabe des $ 55 des Gesetzes 
abgegebenen Erklärung vom 
1. Dezember 1895 sein An- 
lage- und Betriebskapital 
auf mehr als 150000 # und 
weniger als 1000000 „A 


angegeben. 


Äußerung des Magi- 
strats zu M. M.). 





Beiheinigung der Abgeordneten. 
Dei mir, die unterzeichneten Abgeordneten der Gewerbefteuerllajle «...... des (Be- 
zirkls) ............ die anfzubringenbe Steuerfumme in der vorftehenden Weiſe nach 
Mafgabe der uns befannten geſetzlichen Vorſchriften auf die einzelnen Gejellichaft- 
mitglieder nach beftem Wiffen und Gewiſſen verteilt haben, verfihern mir hiermit. 


Ort und Datum. 
(Unterichriften.) 


Geſehen. 


Der Vorſthende. 


(Unterſchrift.) 
Fuiſting, birefte Steuern. III. 24 
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Berechnung der Steuerſumme. 


Der Mittelfab beträgt 300 4, mithin das Jahresfoll (Zahl der Gewerbetreibenden) 
= 00mal (Mittelfah)= - » 000 0 0. ie nee F 60000 A 
Dazu fommen: 
a) die Ausfälle Durch Ermäßigung der Jahresſteuer, welche im laufenden 
Steuerjahte im Reht3mittelverfahren gewährt find. 


ben een an mit 36.4 
2. dem ufmw. — ee ae N . mit 12 A 
uſw. 
b) die Differenz zwiſchen dem Mittelſatze von 300 M und 
dem Betrage von 72 4: : 2 rennen 72 Mh 


mit welchem der für das laufende Steuerjahr im Rechts— 
mittelverfahren nach Klaſſe III verjegte X ufm. unter 
Nr. 115 der namentlihen Nahmeifung ber Klaſſe II 
für 18....../.. veranlagt war. 
a und b zufammen . . . 10 A 
Summe . ... 60120 AM 
Davon gehen ab: 
Die Differenz zwiſchen dem Mitteljage von 300 M und dem Betrage 
von 6ß ee ta I Zar . 132 4 
mit welchem der für das laufende Steuerjahr im Recdhtsmittelver- 
fahren nad) Klaſſe III verfeßte Y uſw. unter Nr. 20 der nament- 
lichen Nachweijung ber Klaffe II für 18... /-.. veranlagt war. 
Mithin bleiben aufzubringen und zu verteilen . . » 59988 4 


Beitimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


1. In der- namentlihen Nachweiſung find die Kreife getrennt zu halten. 

Die Eintragung erfolgt innerhalb der Kreije in alphabetiiher Reihenfolge 
ber Gemeinde» (Gut3-) bezirfe (Bürgermeiftereien) und innerhalb der einzelnen 
Gemeinden in alphabetijcher Reihenfolge der Gemwerbetreibenden. 

2. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirfe erftredt, fo ift in 
der Spalte 3 auch derjenige Ort anzugeben, in weldem fich der Sit ber Geichäfts- 
leitung befindet oder — bei auferhalb Preußens domizilierten Unternehmungen 
— der in Preußen beftellte Vertreter feinen Wohnfig hat. 

3. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen bes Gemwerbetreibenden überein, jo 
erfolgt die Eintragung in Spalte 4 in der Weiſe, daß die Firma und unter der— 
felben in Klammern die Inhaber namentlich aufgeführt werben. 

4. Die Spalte 1 „laufende Nr.“ ift erft nach Feſtſtellung der namentlihen Nach— 
weifung vom Vorſitzenden des Steuerausjchujfes auszufüllen. 

5. Die namentlihen Nachweilungen find in den Spalten 9 und 10 aufzurechnen 
und abzuſchließen. 
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Provinz .... PRSETEENEE A PNERAAEN Mufter 11 
Regierungsbezirk... = zu Artifel 34 Nr. 11. 
Beranfagungbeglrt - — 

Kreis ee 


Gemerbeftenerklaffe (ILI). 


NKUNachweiſung 


der 


in dem Beſtande der Gewerbeſtenerpflichtigen ein- 
getretenen Veründerungen. 


Beitimmungen zur Ausfüllung ded Formulare. 


l. In den Spalten 1 bis 4 („mehr“) diejer Nachweiſung ſind alle in der namentlichen 
Nachweiſung des ablaufenden Steuerjahres nicht enthaltenen Gewerbeſteuer— 
pflichtigen aufzunehmen, welche in die vom Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes 
aufgeſtellte namentliche Nachweiſung (Muſter 9 und 10) für das folgende Steuer— 
jahr aufgenommen ſind. 

2. In den Spalten 5 bis 8 der Nachweiſung („weniger“) finden alle Steuerpflichtigen 
Aufnahme, welche duch die namentliche Rachweiiung und dos Zugangs-Notiz- 
regifter (Mufter 3) für das ablaufende Steuerjahr veranlagt, aber in die vom Vor— 
fitenden des Steuerausichuffes aufgeitellte namentliche Nachweiſung für das folgende 
Steuerjahr nicht aufgenommen jinb. 

3. Lehnt der Steuerausichuß die Veranlagung eines von dem Borjitenden in bie 
namentlihe Nachweiſung aufgenommenen Gteuerpflihtigen ab, oder beſchließt 
er die Veranlagung eines in die namentlihe Nachweiſung nicht Aufgenommenen, 
fo find die betreffenden Eintragungen in ben Spalten 1 bi 4 bezw. 5 bis 8 — je- 
doch fo, daf fie lejerlich bleiben — zu ftreihen und mit entiprehender Bemerkung 
zu verjehen (vgl. auch Art. 35 Nr. 5). 

24* 


372 


I. B, Ausführungsanmweifung. 


Die namentlihe Nachweiſung für das Steuerjahr 19... /..... 
Beitand der Gemwerbefteuerpflichtigen 


Muiter 11, 


enthält gegen den 








Laujende Nummer. 


nach der namentlichen Nachmwetiung bed 


ablaufenden Steuerjahres 19... /.... 


mehr. 


Namen, 
Gewerbe und 


Wohnort 
ber 
Steuerpflichtigen. 





Kern, Gustav, 
Tuchhändler 
zu N.N. 


(Vom  Steuer- 
ausschusse nicht 


Seitens des Vor- 
sitzenden ist Be- 


rufung eingelegt.) 


usw, 


regifter Nr. 


Übernommen: 


a. 
aus dem 


Notiz: in bie 


b. 
aus Klafje 
unter 


als bisher 
fteuerfrei 


3 


nament: 
lie Nach⸗ 


weifung 


Laufende Nummer. 








nad ber namentlichen Nachweiſung 





unb bem 


Zugangs-Notizregiiter bes ablaufendben Steuer: 
jahres 19... /.... 





C2 





weniger. 





er 


Namen, 
Gewerbe und 
Wohnort 
ber 
Steuerpflichtigen. 


Schmidt, Karl, 
Tischlermeister 
zu OÖ. 
Marlow, Emanuel, 


Materialwaren- 
händler zu R. 


— 
8 


(Vom — 
ausschusse wieder 
indie namentliche 


— Nr. 








Aus: War einge 
geſchieden: getragen: 
Kant . a. 


in ber 


Rotigeger en 





b. in dem 
infolge Rotizregifter 
Überweifung 
nad Mafie Klafie — 
als fünftig u 
fteuerfrei. 
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Muſter 12 
zu Artifel 39 Nr. 2. 
— — — 


Beranlagungiahr 19......./. 


Gemerbeftenerrolle 


des 


Gemeinde-(Önts-)besirks N. N. 


Auslegungbefrheinigung. 
Dieſe Gewerbeſteuerrolle ift zur Einficht der en des ne 
anlagungbezirt3 vom ....tM nun. Di 
öffentlich ausgelegt gewefen. Die Auslegung ift am... tem... . er 
(durh Nr. ....... . des Gemeindeblatt3) befannt gemacht. 


Drt und Datum 


Der Gemeinde-(Gnts-Juorkland. 


(Unterfchrift.) 


374 T.B. Ausführungsanmweijung. Mufter 12. 


Gemeinde-(Gut3-)bezirt N. N. 


Beranlagungiahr 19. | 














Gewerbeftenerlifte. 
Pau: Des Gemwerbefteuerpflidtigen: — — 
ae T = meinbe- 
Nr, | ofen lagter ge 
laufenbe A zjäbr⸗ 
= ei Name | (Straße nn Bemerkungen. 
werbe- — und Gewerbe. und Beuel ah. 
lichen N ⸗ 
ir Da Vorname. Haus: betrag. | fallen 
roue frelfung | nummer.) 
— — — — — — — — — — ER N RE. * * 





2 | | 5 7 


Gewerbesteuerklasse I. 
Aktiengesell- | Bierbrauerei. |Vor dem Jäger-| 1052 | 1052 
schaft „Apollo“ tore 4. 


Summe der Klasse I für sich, 


| 


Gewerbesteuerklasse II, 
5  |Abel, Bernhard.| Bankgeschäft. |Jägerstrasse 25. 


Ackermann, ——— Oberwall- 
rl, strasse 11 


Ka 
(Inhaber: ‚Gross- Holzhandlung. | (Geschäfts- 
heim, Adolf.) leitung 
daselbst). 


Seite , 
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Lau: Des Gewerbefteuerpflihtigen: Ver: |Yfuf den 
J ee ea a a an= — 
* | Wohnun — ꝛc. 
ber, | Name ne | 1E0re | gezier Bemert 
Ge: | in der (Straße licher ng N emerfungen. 
werbe⸗ |nament- und Gewerbe. und Sk = 
fteuer: | li s uer⸗ ent- 
rolle |, Re» Vorname, Hau betrag. | fallen. 
fung. nummer.) y 4 
1 2 3 | 4 | 5 6 7 8 
Noch: Gewerbesteuerklasse II. 
Übertrag... | 480 | 390 
8 Balzer, Papier- Mühlenstr. 6 408 | 360 | 1082 A entfallen 
Hermam. |  fabrikant. (Geschäfts- er 
| leitung und Y., in 
| daselbst). Hehe 
| tg 
usw finden. 


Summe der Klasse II... 
) 
| 
| 
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Gemeinde-(Butö-)bezirt N. N. 


Beranlagungjiahr 19 | 





Gemwerbeftenerlifte, 
D Ver⸗ d 
Lau: es Gemwerbefteuerpflidtigen: F — 
fende __- | EEE —— har — 
der jlaufende jäßr- | bezirt 
Ge: — Name | (Straße licher | N. N. Vemerfungen. 
: Steuers] ent 
Rewer» Haß N ame. | Haus: fallen. 
solle, —— nummer.) — 


| 
Gewerbe. und 








Gewerbesteuerklasse III, 
1 Althaus, Paul.| Weinhändler. | Werftstrasse16. 


Anton, Karl, | Schankwirt. — 6 








Summe der Klasse III... 


t 


Gewerbesteuerklasse IV. 
11 | Arndt, Ernst Bäcker. Marktplatz 4. 









12 Aselmann, Gastwirt. Am neuen 
Wilhelm. Tore 1. 








us, 





Summe der Klasse IV... 


| 
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* Des Gewerbeſteuerpflichtigen: yes ge 
Dr. ade m  T  TTITao tagte jmeinde 
ber Nr. Name | Wohnung. jäbrs ”r Be: 
Ge⸗ in der (Straße ficher | bezirt merkungen. 
xhe: | Mament: Gewerbe. und Pe a 
werber | ihn | Bor 2 A pe 
fteuer Haus: res Pe 
ei — nummer.) 3 
rolle. meifung. 5 J = 
1 a 


Wiederholung der Summen. 


Gewerbesteuerklassee I.. 
IE; 


IV.. 


Gesamtsumme . . 


| | 


(Ort und Datum.) 
Der Vorsitzende des Steuerausschusses 
der Gewerbesteuerklasse IV. 
(Unterschrift.) 


Hierzu die Summe der auf die auswärts veran- 
lagten Betriebe entfallenden Teilbeträge mit ... 


(Ort und Datum.) 
Der Gemeinde-(Guts-) vorstand, 
(Unterschrift,) 





Beitimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


.‚ Innerhalb der für jeden Gemeinde-(Gutd-)bezirt getrennt aufzuitellenden Ge— 


mwerbefteuerlifte jind die Gemerbefteuerpflichtigen in alphabetiiher Reihenfolge 
einzutragen. 


. Die Spalte 1 „Laufende Nr. der Gemwerbefteuerrolle“ bleibt bei der Aufftellung 


der Gemeindeliſten frei, ift vielmehr erft nah Bildung der Rolle vom Vorſitzenden 
des Steuerausfchuffes ber Gewerbeſteuerklaſſe IV auszufüllen. 


. ®enn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirte erftredt, jo ift in 


Spalte 5 auch derjenige Ort anzugeben, in welchem ſich der Sitz der Gejchäftsleitung 
befindet, oder — bei außerhalb Preußens domizilierten Unternehmungen — ber 
in Preußen beftellte Bertreter feinen Wohnſitz hat. 


. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen bes Gemwerbetreibenden überein, jo er- 


folgt die Eintragung in Spalte 3 in ber Weile, daß die Firma und unter berjelben 
in Klammern die Inhaber namentlidy aufgeführt werben. 


Digitized by Google 
F 
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Probin.. 2... — Mufter 13 
Regierungsbezirt — zu Attikel 40 Nr. 1. 
Beranlagungbesitt......... 


Beranlagungiahr 19 |... 


Steuerzuſchrift. 


(Gewerbeſteuerveranlagung.) 


An 


zu 


Sie werden hierdurch benachrichtigt, daß für (Zeitraum) in der Klafie ..-- 
unter Nr. -.... der namentlihen Nachweiſung (des Gemerbefteuer-Rotiz- 
regifter3) vom Iſten (Monat) ab mit einem Gemwerbefteuerjage von jährlich 
nn. Mark veranlagt find. 

Die Veranlagung ift Tediglih für die Zwede der fommunalen 
Beiteuerung erfolgt. Pie Erhebung diejer Steuer zur Staatsfajje 
findet nicht ftatt. 


380 I. B, Ausführungsanmeifung. Mufter 13. 


Gegen dieſe Veranlagung jteht Ihnen das Rechtsmittel des Einſpruchs 
bei dem Steuerausjchuffe zu. Dasſelbe iſt unter Beifügung diejer Steuer- 
zufchrift bei dem unterzeichneten Vorſitzenden des Steuerausfchuffes binnen 
einer Ausichlußfrift von 4 Wochen (28 Tagen), welche mit dem auf die Zu- 
ftellung diefer Steuerzujchrift folgenden Tage beginnt, jchriftlich oder zu 
Protokoll anzubringen. 

(Zujaß bei Zugängen von Gemerbejteuerpflichtigen, welche da8 Gewerbe 
neu angefangen haben, foweit die Klaſſen II, III und IV in Betracht fommen.) 

Bis zum Ablaufe des Steuerjahres .......... fann nad gejeglicher Be- 
ftimmung eine Ermäßigung des Ihnen auferlegten Mittelfages der Steuer- 
Hafje nicht ftattfinden, ein Rechtsmittel fann vielmehr nur wegen vermeintlich 
unrichtiger Bejtimmung der Steuerflafje eingelegt werden. 

(An jämtlihe Formulare aufzunehmen.) 

In Ihrem eigenen Be werden fie aufgefordert, Jhren Gewerbe— 
betrieb im Falle der Einitellung oder Veräußerung unter Angabe der oben 
bezeichneten Klaffe und Nummer bei dem unterzeichneten Vorſitzenden des 
Steuerausfchuffes jofort Schriftlich abzumelden, diefem auch jede Veränderung 
der Firma, der Inhaber, des Gemwerbebetriebes, des Sitzes der Geſchäfts— 
leitung, des Gejchäftslofald bezw. der Betriebftätten mitzuteilen. 


Ort und Datum. 


Der Vorſthende des Steuerausſchuſſes der Gewerbefleuerklafe 


(Unterjchrift.) 
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Regierungsbezirrr . Mufter 14 
zu Artilel 40 Nr. 4. 


Aachweiſung 


des 


Sollaufkommens an Gewerbeſteuer von den ſtehenden 
Gewerben 


für das Beranlagungjahr vom 1. April 18..... bis 31. März 18... 


Beitimmungen zur Audfüllung des Formulars. 


1. Die Nachweiſung ift für jeden Regierungsbezirk befonders in gewöhnlichem Alten- 
ri ben drei Abteilungen „Stäbte“, „Blattes Land“ und „Überhaupt“ 

ellen 

2. Innerhalb jedes Regierungsbezirts find die * und innerhalb jedes Kreiſes die 
Städte in alphabetiſcher Reihenfolge aufzuführen. 

3. Sn Spalte 3 iſt die bei ber mean en — Volkszählung ermittelte fogenannte 
fattijche Bevölkerung, d. b. die Summe aller zur Zeit der Zählung innerhalb 
des betreffenden Ortes —38 anweſend —— Perſonen vom Zivil— 
und Militärſtande zujammen, einzutragen 

4. Die Ergebniffe des Borjahres ind in ben Spalten 4 bis 13 bezüglich fämtliher Zahlen 
unter ber Linie mit roter Tinte einzutragen. 

5. Die in den Spalten 3 bis 13 für die Städte eingetragenen Zahlen find zu Kreisſummen 
und bieje zu allgemeinen Bezirkſummen ar er ei 
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j Einwohnerzahl Gewerb j 
5 mit Einſchiuß J 
E der Militär Klafſe ll. Klaſſe D. 

— bevölkerung nach — — | 
» Kreis Gegehuitien ber Zahl | Fährlicher | Zahl | Jährlicher 
3 legten ber Steuer: ber Steuer: 
& allgemeinen Steuer: beirag. || Steuer: betrag. 
Volfszählung. |pflichtigen. x \pfüchtigen. 
r — — — 
A. Städte. 
a Ei) 10° 
2 [7] B Dee Be er 4 
Kreis A. ......... 
3 uſw 
Summe A. Städte ... 
B. Plattes Zaud, 

En en 

2 a; sa an er 
ulm. 
Summe B. Platte Land 
c. fiperhanpt. 
1 IT (Kreis) A. ......... 
2 u: ee 





um. 
Summe O. .. 


Summe des Vorjahres 


Mithin ſind 18.../ 
mehr ... 
weniger .. 
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Reuer, 







Klafſe IIL Klaffe IV. Sämtlide Klafjen. 








Zahl Zahl | Jährlicher Zahl ber — — 

der der Steuer⸗ Steuerpflichtigen veranlagten Steuer 

Steuer: | beitrag. Steuer- | beitrag. ©p. 4,6,8 (Sp. 5, 7, 9 und 11). 
pflichtigen. 4 und 10) 


—— A A 


s | ee |] oo 1 | 12 13 
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PBrovinz . | — Muſter 15 
Regierungsbezirk zu Artitel 48 Nr. 1. 
Beranlagungsbezirk..... .. 

Kreis 


Beranlagungiahr 19. | 


Gemwerbeftenerklaffe (IV). 


NUNachweiſung 


der 


gegen die Gewerbeſtenerveranlagung eingelegten 
Einſprüche. 


Beſtimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


1. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke erftredt, jo iſt in der 
Spalte 2 auch derjenige Ort anzugeben, in welchem ſich der Sit der Geſchäftsleitung 
befindet, oder — bei außerhalb Preußens domizilierten Unternehmungen — ber 
in Breußen beftellte Vertreter feinen Wohnſitz hat. 

2. Bei ben in Klaſſe I und II zur Anwendung gelangenden Formularen ift zwiſchen 
den Spalten 9 und 10 eine Spalte für das Gutachten des Rorligenden bes Steuer- 
ausjchufjes über den Einjpruch einzufchalten. In den Klaſſen III und IV hat der 
Vorſitzende fein etwaines Gutachten in die Spalte 11 einzutragen (vgl. Art. 43 Nr. 3). 


Fuifting, direfte Steuern. IIT. 25 


386 I.B. Ausführungsanmeifung. Mufter 15, 
: Gewerbe⸗ 
Des Gewerbetreibenden Nr. ber — Angabe der für bie 
R — — — — nament— — —}  Reranlagung er: 
© lichen heblichen Tat⸗ 
= W * 
= — Nach— tur ſachen unb Verhält— 
ẽ "weite 9 ä weiſung im das niſſe, ſowie Merk— 
= Ort Ser Name be: fan. | male zur Schäßung 
2 * ziehung⸗ | Tor: | . bed Ertrages unb 
5 | gewerbliden und Gewerbe. r fende 
= [Niederlaffung, | weile | |. Anlage» und Bes 
8 (Straße und Vorname. bes jahre, Steuer-| triebsfapitald nad 
aus | Notiz: jahr. ber namentlichen 
—— ) | regilters. Nachweiſung. 
ze MN M 


usw, 


NN, 
Grünstr. 5, 





Born, 
Indwig. 





| 
| 


Materiul- 
waren- 
händler. 


7 
der 
nament · 
lichen 
Nach- 


weisung. 
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Kurzer Inhalt ze 
bes 
der Bemerfungen. 
Steuer: 
Einſpruchſchrift. 
ausſchuſſes. 
9 10 11 


25* 
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Po u. — Auſter 16 
Regierungsbezitttt gu Artifel 44 II Rr. 1. 
Beranfagungsbegitt. FR 

Kreis ...... — 


Veranlagungjahr 19 / 


Gewerbeſtenerklaſſe (III). 


Nachweiſung 


der 


gegen die Entſcheidung des Steuerausſchuſſes über den 
Einſpruch eingelegten Berufungen. 


dA4 I Beſtimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


1. Wenn ein Gewerbebetrieb fidh über mehrere Gemeindebezirfe erftredt, jo ift in 
der Spalte 2 aud) derjenige Ort anzugeben, in welchem fich ber Sit ber Geſchäfts— 
leitung befindet, oder — bei außerhalb Preußens ————— Unternehmungen — 
der in Preußen beſtellte Vertreter ſeinen Wohnſitz hat. 

2. Die Beſtimmung Nr. 2 auf Mufter 15 iſt bei Yufeffung der Berufungsnachmweilung 
zu berüdjichtigen. 





390 I. B. Ausführungsanweifung. Mufter 16. 











Des Gemwerbetreibenben Nr. ber 
el” — = a 
E lichen 
E Wohnort : 
3 — — Gründe 
> weile Name r a) des Einſpruchs 
= Ort ber und Gewerb iehu 
S | gewerblichen 13 ä kr b) ber Berufung. 
8 Niederlaſſung. N orname. des Notiz: 
(Straße und vegifters z 
Hausnummer). 8 e 
ıl 2 7 #..3° 84-33 8 
1 N.N,, Werner, Mühlen- 5 132 | 19 
Mittelstr. 12. David. besitzer. des 
Notizreg. 
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a; —— 





Gutachten 
Entſcheid tſchei 
— des Vorſitzenden eis 
bes 2* der 
Steuerausſchuſſes Steuerausſchuſſes —— Bemerkungen. 
auf den über die über bie 
Einiprud. — Berufung. 
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Provinz .......... — Rluſter 17 
Regierungsbezirt zu Artikel 48 Nr. 4. 


Veranlagungsbezirt. — 


GewerbeſteuerZugang (Abgang) 
fiir 19 


An 
den Gemeinde-(Guts⸗)vorſtand 


frei It. Avers. Nr. 21. 


J. m Falle der Verlegung oder der Einjtellung einer gewerblichen Nieder- 
ajjung.) 

Der unter Nr. — der namentliden en (des Notiz- 
regifterd) der Gewerbefteuerflajje (II) im .... (Bezeichnung 
des Veranlagungbezirks, 3. B. — ——— >) mit einem Jahres⸗ 
ſteuerſatze von - M. veranlagte /..... 

(Bäcker Adolf Neumann) hat am KERTEMRNNS (Datum) feine gewerb. 
ar SCBCHAMUNS (Wäderi) "dafelbft (oder. J 

(coder dorthin) verlegt —— und iſt infoigebeilen 
— N... des Notizregifters (Abteilung ) für... Bierteljahre 
hier in Zugang (Abgang) geitellt. 

Für die dortige Gemeinde fommen daher zum Zwecke der fommu- 
nalen Bejteuerung an Gewerbeſteuer — Vierteljahre mit zujammen 

MA. in Zugang (Abgang). (Falls es fi) um die Verlegung einer 
Zweigniederla jung handelt, auf welche nur ein Teilbetrag des Gejamt- 
jteuerjaßes entfallen ift, jo ijt dies zur näheren Begründung des Zu- 
bezw. Abgangs hier anzugeben.) 


394 1.B. Ausführungsanmweifung. Mufter 17. 


2. (Im — der —— eines Gewerbes.)*) 
— . (Schlächtermeister Oskar Blut) hat 


— (Datum) dajelbft eine gewerblihe Niederlaffung 
e (nähere Bezeichnung) begründet, und ift infolge deſſen unter 
RL: ii des Notizregifters (Abteilung I) der en, 
für . Vierieljahre mit zuſammen M in Zugang geftelft. 
Für die dortige Gemeinde fommen daher zum wede ber fommu- 
nalen IE WEICHEN BAG an Gemerbefteuer .... Bierteljahre mit zujammen 
M in Zugang. 


3. (Im Falle des Perſonenwechſels in einem Gewerbebetriebe oder einer 
Zweigniederlajjung.) 


Das unter Nr. ......... der ne en Nachweiſung (des Notiz- 
regifterd) der Gewerbejteuerklafie eranla — — — 
mit einem Jahresſteuerſatze von — veranlagte Gewerbe 


[Die dort belegene era) des unter Nr. ..... der namentlichen 
Nachweiſung (des Notizregiſters) der Gewerbefteuerflafje im Veran— 


(agungbezitt — — mit einem Jahresſteuerſatze von 
MM veranlagten Gewerbes, “ur swehie ein Zeilbetrag von 
. #. entfallen mwar,] ift am ...... — — Sr 
erbung, — Verpachtung, — Beräußerung von dem . * 
"1 1 4: ER 
unter Beibehaltung — Veränderung — der bisherigen Firma über- 
gegangen. Der re iſt Bierfetbft unter Nr. ....... ded Zus 
gangs und Nr. . des Abgangs der Abteilung ......-. des MNotiz- 
tegifters vermerft. 


Für die dortige Gemeinde kommt ven N der fommunalen Be- 
jteuerung der Perjonenwechjel vom . nenn 
in Betradt. 


4. (Im Falle der anderweiten Verteilung des Steuerjaßes im Rechtämittel- 
verfahren.) 


Die Gemwerbefteuer des unter Nr. ...... der namentlihen Nach— 
weilung (des Notizregiiters) ee PREISER ER NRTRICEENORER 
(Holshändlers August Lind: 7 — nn (Wohnort) im Betrage von 

MA iſt dur — (rechtskräftige Berufungent— 
ſcheidung der Regierung ZU —* =) be züglid der nahbenannten 
Betriebögemeinden in fotaende — zerlegt: 

1. Gemeinde .... .... ER 

2. Gemeinde . TE Eh ae HK, 

3. uſw. 

N. N, den... u... = 19 


Der Borjitende des — der Gewerbeſtenuertlaſſe 


) Falls das neubegründete Gewerbe ſich über mehrere Gemeindebezirke erſtreckt, iſt 
das Muſter 20 anzuwenden. 
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Regierungsbeszirf. _ ——— AMuſter 18 
Ktreisßs — zu Artikel 50 Nr. 3. 


Gewerbeſtenerklaſſe 


Liſte 


derjenigen 


Stenerpflichtigen der Gemeinde 
im reife _.... 


deren rüdjtändige Gewerbejteuerbeträge aus der Zeit vor dem 1. April 1895 
als unbeibringlic niederzujchlagen find. 


Feſtgeſtellt auf einen Ausfall im Hauptbetrage von ........ — 59 
buchftäblid ............ ——— Mark Pi. 


Ort und Datum. 
Königlihe Regierung. 


Abteilung für direfte Steuern, Domänen und Foriten. 
(Unterichrift.) 





Bemertung. 


Hit die Königliche Kreislaſſe die — ſo bedarf es er lich jeder Gewerbe- 
fteuerflaffe nur einer gemeindeweije und im ganzen abzujchließenden Liſte für den 
Kallenbezirt. Die Aufftellung einer Hauptnachweiſung (Mufter 19) ift in diefem Falle 
nicht erforderlich. 


396 I.B. Ausführungsanmeifung. Mufter 18. 








al de Namen a — 
= | Hebe: werbe: (Firma), rn — Vollziehungbeamten, 
E * ſteuer⸗ Stand jährlicher des daß die Zwangvoll⸗ 
eilt rolle ober Zeitraum. | Steuer: Rück⸗ firedung wirklich 
2 | und | dem. | Gewerbe ftattgefunben bat, 
2 Ir pegl| Zu: Sr betrag. ſtandes. oder Anzeige, ob und 
3 | ga; | gangs: weshalb diefelbe 
ne nualz, | Mite. Reſtanten. unterblieben if. 
— 


Dass bei der am 
15. März 1896 in der 
Wohnung desSchuld- 
ners versuchten Pfän- 
dung pfändbare Ge- 
genstände nicht vor- 
gefunden sind und 
auch etwa ausstehen- 
de Forderungen nicht 
zu  besc hmen 
waren, bescheinigt. 

Der 
Follziehung- 
beamte. 
X. X. 











Es wird auf Dienſtpflicht hiermit beſcheinigt, daß der vorbemerlte Steuerbetrag von 
2 M— d, buchſtäblich: Zwei Mark — Pf. wirklich in Reit verblieben iſt, daß bie zuläffigen 
Zmwangmittel zur gehörigen Zeit und in gehöriger Art angewendet worden find unb bie über 
die Urſachen diefer Reſte, fowie über das Unterbleiben der Zmwangpollitredung angeführten 
Umſtände ſich jo verhalten, wie angegeben ift. 


Ort und Datum. 
Der ———— 
KRentweiſter. 


(Unterſchrift.) 
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Daß die vorbezeichneten rückſtändigen Steuerbeträge nach Ausweis 

des Reſtverzeichniſſes jederzeit in den Zahlungterminen eingefordert und 
die zu Gebote ſtehenden Zwangmittel gehörig angewendet worden ſind, 
beziehungmweije die Abftandnahme von diejen gerechtfertigt erjcheint, ſowie 
daß die in Ausiall liquidierten Beträge veranlagt und noch nicht ander- 
weit in Abgang oder Ausfall gelommen find, beicheinigt. 


Ort und Datum. 


Der Vorſitzende des Steneransfhufles der Gewerbeftenerklafe . 


(Unterichrift.) 





*) Diefe Beicheinigung fällt Hier fort, wo eine bejondere Hauptnahmeilung 
(Mufter 19) aufzuftellen ift. 
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ri — Mufter 19 
Kreis ... DEE EINER INES CBENER zu Artifel 50 Nr. 8. 
Gemwerbeftenerklaffe_ 


Hauptnachweiſung 


von den 


Ausfällen an Gewerbeſtener aus der Zeit vor dem 
1. April 1895 im reife _ .._. 


für das ... Halbjahr 19... 7... 





Feftgeftellt auf einen Ausfall im Gefamtbetrage von .......M... 
Ort und Datum. 
Königlihe Begierung. 


Abteilung für direfte Steuern, Domänen und Foriten. 
(Unterſchrift.) 


Laufende Nummer. 


— 


to Im 
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Audfall Ausfall 


Namen 
an an 
Gefamtbetra 
der Steuerbeträgen, | Steuerbeträgen, es 
deren beren des 


Gemeinden. örtliche Erhebung | örtliche Erhebung “ ’ 
(Gutöbegirte, ben Gemeinden ber Kreiskaſſe uaTalis. 





Bürgermeiftereien.) | überwieſen iſt. überwieſen ift. 
A Id A 19 A dl 
2 | 3 4 5 
A. 4 — — I 4 | — 
B. — — — 8 — 
C. 2 |— — _ Ta 
Summe... 4 — — er 14 | — 














| | | 

Daß die vorbezeichneten rüditändigen Steuerbeträge jeberzeit in den Zahlungterminen 
eingeforbert und bie zu Gebote jtehenden Zwangmittel gehörig angewendet worden find, 
beziehungwetje die Abſtandnahme von dieſen geredhifertigt ericheint, ſowie daß bie in 
Ausfall liquidierten Beträge veranlagt und noch nicht anderweit in Abgang oder Aus: 
fall gefommen find, bejcheinigt. 

Ort und Datum. 

Der Borjigende ded Steuerausſchuſſes der Gewerbeftenerklajie....... — 

(Unterſchrift.) 
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Probvinz Muſter 20 
NRegierungsbesirt. zu Artitel 53 Nr. 4. 
Beranlagungsbezirt.. 


Herteilung 


bes 


Gemerbeftenerfabes auf mehrere 
Kommunalbezirke. 


($ 38 des Gewerbeſteuergeſetzes und $ 32 des Kommunalabgabengeſetzes.) 


An 
den Gemeinde (Guts)- vorjtand 
zu 
V. AR: 


frei It. Avers. Nr. 21. 


Der (Bäckermeister Adolf Meyer) zu (Wohnort), welcher daſelbſt einen 
ftehenden —— (nähere Bezeichnung) unterhält (begründet hat), 


iſt unter Nr. der namentlichen Nachweiſung (des Gewerbefteuer- 
Pofiregiftens) vom liten —— ab mit einem Gewerbeſteuerſatze von 
—————— veranlagt. 


2 ber &emwerbebetrieb des (Name) fich über mehrere Gemeindebezirfe 
eritredt, jo ift der auf denfelben veranlagte Gewerbejteuerfaß von. ............... M. 
Im Siwede der fommunalen Befteuerung duch Beſchluß des Steueraus- 
huffes in die auf die nahbenannten Betriebsgemeinden entfallenden Teil- 
beträge zerlegt, wie folgt: 


1. Gemeinde ........ 
(Sitz der Ge Häftsteitung und Ber 
faufitelle.) 
2. Bee ae es 
(Fabrif.) 
3. um. 
9 


*) Hier find etwaige Mitteilungen über die Grundlagen der Zerlegung des 
Stenerfages (nach Ertrag, Anlage- und Betriebölapital ufw.) aufzunehmen. 


Buifting, direfte Steuern. TI. 26 
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Gegen diefe Verteilung fteht dem beteiligten Kommunen und dem 
Steuerpflichtigen das Rechtömittel der Berufung an die Bezirksregierung zu. 
— iſt unter Beifügung dieſer Benachrichtigung bei dem unterzeichneten 
Vorſitzenden des — binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen 
(28 Tagen), welche mit dem auf die Zuſtellung dieſer Benachrichtigung 
folgenden Tage beginnt, ſchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 

Obige Verteilung verliert ihre Gültigkeit, wenn der veranlagte Ge— 
werbeſteuerſatz im Wege der Rechtsmittel eine Anderung erfährt. In diefem 
alle tritt eine neue Berteilung ein. 

(Bei der regelmäßigen Beranlagung iſt gegenüber denjenigen Gemeinden, 
in welchen ſich nicht der DOrt der Veranlagung des betreffenden Gewerbebe- 
triebes befindet, folgender Zuſatz zu maden:) 

In die Nachweilung der auf die in der Gemeinde (MV. N.) ............. ber 
legenen, aber auswärts veranlagten Betriebe entfallenden Teilbeträge iſt 
der (Name) daher mit dem Teilbetrage von — M. aufzunehmen. 

(Im Falle der Zugangftellung im Laufe des Jahres ift allen beteiligten 
Gemeinden gegenüber folgender Zuſatz zu maden:) 

Für die dortige Gemeinde fommen nad obigem zum Zmede der fom- 
munalen ee: an Gemwerbejteuer ........... Bierteljahre mit zufammen 
ugang. 


. —— 


(Ort und Datum.) 


Der Vorſthende des Stenerausfhufles der Gewerbeftenerklafe 
(Unterſchrift.) 
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Provinz ... ————— Mufter 21 
Regierungsbezirk... zu Artifel 58 Nr. 4. 


Berantagungbejirt — 


Gewerbeſteuerveranlagung 


für das 


sſSteuerjahr 19 


An 


ben. 


zu 


frei It. Avers. Nr. 21. 


I. Steuerzujchrift. 


Sie werden hierburdy benadhrichtigt, daß Sie für (Zeitraum) in der Klaſſe — 
unter Nr. -....... der namentlihen Nachweiſung (des Gemwerbefteuer-Notizregifterd) vom 
Iiten (Monat) ab mit einem Gewerbeſteuerſatze von jährlich —“ „4 veranlagt find. 

Die Veranlagung ift lediglich für die Zwede der fommunalen Befteuerung 
erfolgt. Die Erhebung diefer Steuer zur Staatskaſſe findet nit ftatt. 

Gegen bieje En fteht Ihnen das Rechtsmittel des Einſpruchs bei bem 
Steuerausichuffe zu. Daſſelbe ift unter Beifügung diefer Steuerzufchrift bei dem unter- 
zeichneten Borligenden des Steuerausichufles binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen 
(28 Tagen), weldhe mit bem auf die Zuftellung dieſer Steuerzufchrift folgenden Tage 
beginnt, fchriftlich oder zu Vrotokoll anzubringen. 

( 39. bei Sugängen an @emwerbefteuerpflichtigen, welche das Gewerbe neu angefangen haben, ſoweit 
bie Maſſen III um in Betradht fommen.) 

Bis zum Ablaufe des Steuerjahres - — fann nad eelehiner Beitimmung 
eine Ermäßigung bes Ihnen auferlegten Mittelfahes ber Steuerflaife nicht ftattfinden, 

26* 


404 I.B. Ausführungsanmeifung. Mufter 21. 


ein Rechtsmittel kann vielmehr nur wegen vermeintlich unrichtiger Beftimmung der 
Steuerflaffe eingelegt werben. 

(In fämtlie Formulare aufzunehmen.) 

— Ihrem eigenen Intereſſe werden Sie aufgefordert, Ihren Gewerbebetrieb 
im Falle der Einſtellung ober Veräußerung unter Angabe der oben bezeichneten Klaſſe 
und Rummer bei bem unterzeichneten Vorſitzenden bes Steuerausichufies fofort jchrift- 
lih abzumelben, diefem auch jede Veränderung, der Firma, der Inhaber, des Gewerbe- 
—— des Sitzes der Geſchäftsleitung, des Geſchäftslokals bezw. der Betriebſtätten 
mitzuteilen. di a 


I. ®erteilungsdes Gewerbeitenerjages auf mehrere Kommunalbezirke. 


Da Gewerbebetrieb ſich über mehrere preußifche Gemeindebezirfe erftredt, 
fo ift ber auf Sie —— Gewerbeſteuerſatz von Aßx durch Beſchluß des Steuer⸗ 
ausſchuſſes zugleich in die auf die nachbenannten "Betriebögemeinden entfallenden 
ZTeilbeträge — wie Sr 


l. Gemeinde — 4 
2. Gemeinhe . M 
3. uſw. 


Gegen dieſe Verteilung ſteht Ihnen ſowie den beteiligten Kommunen das Rechts— 
mittel der Berufung an die — ———— zu. Daſſelbe iſt unter Beifügung dieſer 
eg der In bei dem unterzeichneten Borjigenden bes Steuerausichujjes binnen 
einer Ausichlußftift von 4 Wochen (28 Tagen), welche mit dem auf die Zuftellung dieſer 
Benadrichtigung folgenden Tage beginnt, jchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 

Obige Verteilung verliert Ihre Gültigkeit, wenn ber veranlagte Gemwerbe- 
fteuerjag im Wege der Rechtsmittel eine Anderung erfährt. In diefem Falle tritt eine 
neue Berteilung ein. 


Ort und Datum. 


Der Borfikende des Stenerausſchuſſes der Gewerbeftenerklaffe 


(Unterichrift.) 


*) Hier find etwaige Mitteilungen über bie Grunblagen ber Berlegung bed Steuerfages (nad Ertrag, 
Anlage: und Betriebstapital ufw.) aufzunehmen. 
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Mufter 22 


zu Artifel 58 Nr. 5. 
— ne 


Beranlagungiahr 19...... — 


Nachweiſung 


der 


auf die in der Gemeinde N. N. belegenen, aber 
auswärts veranlagten Betriebe entfallenden Ge— 
werbefiener-Geilbeträge. 


(5 38 des Gemerbefteuergejeßes, $ 32 des Kommunalabgabengeſetzes.) 


Beitimmungen zur Ausfüllung des Formulare. 


. Die Steuerpflidtigen find nad) Gewerbefteuerklafjen getrennt einzutragen. 
Benn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirte erftredt, fo ift in Spalte 5 
auch derjenige Ort anzugeben, in welchem ſich ber Sit ber Geſchäftsleitung befindet, 
oder — bei außerhalb Preußens domizilierten Unternehmungen — der in Preußen 
beſtellte Vertreter ſeinen Wohnſitz hat. 
3. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen des Gewerbetreibenden überein, ſo erfolgt 
die Eintragung in Spalte 3 in der Weiſe, daß die Firma und unter derſelben in 
Klammern die Inhaber namentlich aufgeführt werben. 


| Se) 
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Laufende Nummer. 


Des Gewerbefteuerpflidtigen: ER 
lagter Imeinde 
Wohnung. jähr⸗ * 
Auer (Straße | licher * Bemertungen 
und Gewerbe. und Steuer] nt: i 
Vorname. Haus: betrag. fallen. 


nummer.) 


Gewerbesteuerklasse I, 
| Fällt aus. 


Gewerbesteuerklasse II. 


Handels- 
gärtnerei. 


60 


Summe der Klasse II.... 


Gewerbesteuerklasse III. 


Meyer, Karl. 


Material- 


waren- 


händler. 





Marktplatz 6 
(Geschäfts- 
leitung in Z.). 


Seite... . « 20 
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auf | 





E Des Gemwerbefteuerpflidtigen: — 
= | BR einde⸗ 
| Bopmung. | jäßr: |gerrr 
Sl Name | (Straße licher = N Bemerfungen. 
5 — und Gewerbe. und Steuer-⸗ ur. 
3 Se Vorname. Hauße  [betrag. | zarten. 
meifung. nummer.) * 7 
2 3 | 4 5 6 7 8 
‘Noch: Gewerbesteuerklasse III. 
Übertrag ...:| — 20 
15 Habel, August.| Handel mit | An der Brücke 1| 96 24 
landıirt- (Geschäfts- ' 
schaftlichen | leitung in B). 





Maschinen. 
usw. 


| 
Summe der Klasse IIl.... — 
| | 


- | 
| | 

Gewerbesteuerklasse IV. 
| Fällt aus. 


| | 
Wiederholung der Summen. 
Gewerbesteuerklasse I....| — 


„ II....| — 
n III....| — 
IV 2:22 — 


Gesamtsumme ... - — 





Abteilung 1. 
C. 


Anmeifung 


des Finanzminijter® vom 5. März 1894 zur Ver— 
anlagung der Betriebiteuer. 


Zur Ausführung des Gejeges wegen Aufhebung direkter Staat3- 
iteuern vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. ©. 119)1) ergehen für 
die Veranlagung der Betriebfteuer, unter Aufhebung der An- 
weilung vom 23. Auguft 1892, die nachfolgenden Beitimmungen, 
welche zunächſt bei der Beranlagung für das Steuerjahr 1895/96 
Anwendung finden. 


ArtikellJ. 
Steuerpflicht. 
(65 59, 67 des Gewerbeſteuergeſetzes.) 


1. Für den Betrieb 
der Gaſtwirtſchaft, 
der Schankwirtſchaft, 
des Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus mit Aus-— 
nahme des Kleinhandels mit dena— 
turiertem Spirituse) 
iſt a! eine bejondere Betriebjteuer zu entrichten. 

2. Diefer Steuer unterliegen nicht bloß die gemwerbejteuer- 
pflichtigen, fondern auch diejenigen Betriebe der vorbezeichneten Art, 
bei denen weder ber jährliche Ertrag 1500 Mark nocd das Anlage- 
und Betriebsfapital 3000 Mark erreicht ($ 7 des Gemerbefteuergejeßes), 
und die deshalb von der Gewerbejteuer befreit bleiben. 

3. Welche Betriebe unter den Begriff der Gaftwirtichaft, Schant- 
wirtichaft, des Kleinhandel3 mit Branntwein oder Spiritus fallen, 
bejtimmt ji nad denjelben Borichriften und Grundfägen, die in 
— der zu ſolchen Betrieben nach der Gewerbeordnung erforder— 
lichen Erlaubnis zur Anwendung kommen ($33 der Reichs— 
gemwerbeordnung). Danach gelten insbeſondere als Schankwirtſchaft 


Anm. 1. Die hier in Frage fommenden Beſtimmungen — Geſetzes 
ſind in der Anlage zum Abdruck gelangt (vgl. Anm. 2A zu $ 59). 
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diejenigen gewerblichen Betriebe, in denen Getränke irgend welcher 
Art (Branntwein, Liköre, Wein, Bier, Kaffee, Tee, Mineralmwajjer, 
Mid, Molten ujw.) zum Ge nujje auf der Stelle verabfolgt 
werden. Für die Betriebfteuerpflicht des Kleinhandel3 mit Brannt- 
wein oder Spiritus ift es unerheblich, ob derjelbe als Neben- oder 
Hauptgemwerbe betrieben wird. 

Die ohne Ausſchank von Getränken betriebene Speijewirtichaft, 
das Bermieten möblierter Zimmer und der Kleinhandel mit Wein 
oder Bier jind der Betriebjteuer nicht unterworfen. 

——— der Steuerfreiheit der öffentlichen Kaffeeſchänken 
und ähnlicher Anſtalten ſowie der Weinbauer, welche ſelbſtgewonnenen 
Moſt oder Wein nicht über 3 Monate lang zum Genuſſe auf der Stelle 
verkaufen, finden Art. 7 Nr. 1 und Art. 8 Nr. 4 der Anweiſung vom 
10. April 1892b) auch auf die Betriebjteuer Anwendung. 


Zu Art. 1. 
a) Der gesperrt gedruckte Zusatz ist in der V. vom 1. April 1896 an- 


geordnet (vgl. Anm. 4B zu $ 59). 
b) Jetzt A. vom 4. Nov. 1895. 


Artikel2. 
Beſteuerungsgrundſätze. 


$ 60 des Gewerbeſteuergeſetzes, $ 12 Nr. 1 des Gejehes wegen Aufhebung 
direkter Staatäfteuern.) 


1. Das Gewerbefteuergejeß unterjcheidet zunächſt zwiſchen ſolchen 

Betrieben, welche geijtige Getränfe verabfolgen, und ſolchen, bei 

welchen dies nicht gejchieht, ferner zwiſchen ftändigen und nur vor— 

en Betrieben bei außergewöhnlihden Gelegenheiten 
tt. 4). 

2. Bei allen im Art. 1Nr. 1 erwähnten Betrieben, welche geiftige 
Getränke verabfolgen, wird die Steuer für jede Betriebftätte 
bejonderö erhoben. 

Hierher gehört jtet3 der Kleinhandel mit Branntwein oder 
Spiritus [mit alleiniger Ausnahme de3 auf die Berabfolgung von 
denaturiertem Spiritus eingejchräntten Kleinhandel3]*). Ebenjo ge- 
hören hierher alle Gaft- und Schankwirtſchaften, welche Wein, Bier, 
Branntwein (Rum, Kognaf ujm.), Liköre, Grog, Punſch ober 
fonftige geiftige (alfoholhaltige) Getränke verabfolgen. 

Bei allen diejen, die überwiegende Mehrzahl bildenden Be- 
trieben ift für jede Betriebjtätte, melde derjelbe —— 
treibende unterhält bezw. errichtet, der volle Betriebſteuerſa 
entrichten, und zwar in demjenigen Kreiſe, wo ſich die Betrieb ätte 
befindet. Die bloße Gejchäftsverlegung (Umzug) aus der einen in 
eine andere Betriebjtätte innerhalb desjelben Kreiſes begründet nicht 
eine nochmalige Forderung der Betriebjteuer für dasjelbe Jahr. 

Das Gewerbe des von einem TQTruppenteile angenommenen 
Marketenders gilt, jo lange er bei diefem Truppenteile verbleibt, als 
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einheitlicher Betrieb mit einer Betriebjtätte, welche demjenigen reife 
zuzurechnen ift, in welchem der betreffende ZTruppenteil feine 
Garnijon hat. 

3. Diejenigen Betriebe, welche geijtige Getränte nicht ver- 
abfolgen (Kaffee-, Tee-, Milch-, Molken-, Mineralmafjer-Ausichanf, 
Gaftwirtihaft mit alleiniger VBerabfolgung derartiger Getränfe), 
haben in jedem Kreiſe, in welchem jich eine oder mehrere Betriebftätten 
befinden, die Betriebfteuer nur einmal zu entridten. Eritreden 
I derartige Betriebe über mehrere Kreife, jo gelangt in jedem ber- 
elben nur die Hälfte der im $ 60 Nr. 1 und 2 des Gewerbeſteuergeſetzes 
bejtimmten Steuerfäße (vgl. Art. 3) zur Erhebung. [Dasſelbe gilt vom 
Kleinhandel mit denaturiertem Spiritus. ]®) 

4, Werden von demjelben Unternehmer in einem Kreiſe Betrieb- 
ftätten beider unter 2 und 3 ———— Arten unterhalten, jo findet 
neben der bejonderen Erhebung der Betriebfteuer für jede Betriebftätte, 
in welcher geiftige Getränfe verabfolgt werden, der einmalige Steuer- 
anfaß für die übrigen Betriebftätten nah Nr. 3 ftatt. 

5. Für die Höhe des jährlichen Steuerjaßes ift die Veranlagung 
des Betriebjteuerpflichtigen zur Gewerbefteuer für dasjelbe 
Jahr maßgebend, ohne Unterſchied, ob legtere nur Durd das der Be— 
triebfteuer unterworfene oder zugleich durch in — damit 
betriebene andere Gewerbe beſtimmt iſt (ogl. Art. 


Zu Art. 2. 
a) Die Worte in der Klammer haben zufolge V. vom 1. April 1896 (Anm. 
4B zu $ 59) ihre Geltung verloren. 


Artitel 3. 
Stenerjäge. 
($ 60 des Gemwerbefteuergejebes.) 


Die Betriebjteuer beträgt für jeden, welcher eines oder mehrere 

der im Art. 1 Nr. 1 bezeichneten Gewerbe betreibt, 

a) wenn der Gewerbetreibende wegen eines hinter der Grenze 
ber Steuerpflicht zurüdbleibenden Ertrages3 (unter 1500 Marf) 
und Anlage- und Betriebsfapitald (unter 3000 Mark) von 
ber Gewerbeſteuer befreit ift: = 10 Mar, 

b) wenn er zur Ai — 


in der Klaſſe IV = 15 Mar, 
in der Klaſſe III == 25 Marf, 
in der Klaſſe II . * 50 Marf, 
in der Klaſſe I = 10 Matt, 


Artikel 4. 
Herabſetzung des Steuerbetrages. 
($ 61 des Gewerbeſteuergeſetzes, $ 12 Nr. 2 Abſ. 2 des Geſetzes wegen Aufhebung 
direfter Staatöfteuern.) 
1. Wenn die Heranziehung zur Betriebfteuer lediglich durd 
einen vorübergehenden, bei aufergewöhnliden 
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Gelegenheiten (Feiten, De een und dgl.) 
ftattfindenden Gewerbebetrieb bedingt ift, jo können die Betriebfteuer- 
Beranlagungbehörden (in den Landkreiſen der Landrat, in den Stabt- 
freifen ber Gemeindevorftand, in Berlin die Direktion für die Bermal- 
tung der direften Steuern) auf Antrag de3 Steuerpflichtigen den Be- 
trag der Steuer bis auf den Satz von 5 Mark herabjegen. 

2. Innerhalb der Grenzen des normalen (Art. 3) und des ge- 
tingften Steuerjaßes ift den gedachten Behörden in diejen Fällen das 
Map der Herabfegung der Steuer ohne Beſchränkung auf beftimmte 
— überlaſſen. 

n den im Art. 2 Nr. 2 bezeichneten Fällen iſt für jede einzelne 
Betrich ätte mindeftens der Satz von 5 Marf zu entrichten. 

4. Ein Recht auf ey bie fteht den Steuerpflidhtigen nicht 
zu. Bei Prüfung der bezüglihen Anträge ift vornehmlich zu berüd- 
jihtigen, ob der mutmaß iche Ertrag des vorübergehenden Betriebes 
zu dem vollen Steuerjage in einem unverfennbaren Mißverhältnis 
itehen würde, und iſt danach das Bedürfnis einer Herabjegung über- 
haupt, jowie das Maß derjelben zu beurteilen. 

5. Die Anträge auf Ermäßigung der Betriebfteuer find bei der 
für die Anmeldung zuftändigen Behörde tunlichſt vor oder gleich. 
zeitig mit Dem Veginne de3 Betriebes in bejonderen jchriftlihen Ein- 
gaben oder PBrotofollen anzubringen und zu begründen. Dieje An- 
träge find fofort den zuftändigen Beranlagungbehörden (Nr. 1) vor- 
zulegen.®) 

6. Die VBeranlagungbehörben haben auf ein tunlichit einfaches 
und jchleuniges Verfahren bezüglich der Aufnahme und Erledigung 
jolher Anträge hinzuwirfen. 

Es kann bejonders für die üblihen Bolls-, Schüßen- und ähnlichen 
Feſte nad) den lokalen Verhältnifjen zweddienſich erſcheinen, die An- 
träge auf Herabjeßung der Betriebfteuer gleich mit der Nachſuchung 
der erforderlihen Erlaubnis zu dem beabjichtigten Betriebe auf dem 
— verbinden und in tabellarijcher Form zuſammenſtellen zu 
laſſen. Die bezüglihen Gejchäftsformen find nötigenfall3 mit den 
anderweit beteiligten Behörden zu vereinbaren. 

7. Bei Gewährung der Steuerherabjegung ift auszusprechen, auf 
welche außergewöhnlihen Gelegenheiten und auf welche Dauer bes 
vorübergehenden Betriebes ſich biejelbe bezieht. 

8. Geht ein derartiger Betrieb in einen ftändigen über, jo 
tritt Heranziehung zum vollen Steuerfage ein, auf welchen die bereits 
veranlagte Steuer anzurechnen it. 

Handelt es jich jedodh um einen Betrieb, welcher geiige Ge⸗ 
tränke verabfolgt, und iſt derſelbe in eine andere Betrieb— 
ſtätte verlegt, jo findet die Anrechnung nicht ſtatt. 

9. Wer bei einer zweiten oder ferneren außergewöhnlichen Ge- 
legenheit in demjelben Steuerjahrte das Gewerbe vorüber- 
gehend betreiben will, hat hierfür in der Regel die Betriebfteuer 
ohne Rüdjicht auf die in demjelben Jahre bereits erfolgte Beſteuerung 
zu entrichten. Der Antrag auf Ermäßigung (Nr. 5) ift von neuem zu 
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ftellen. Weift jedoch der Steuerpflichtige nach, daß er in demſelben 

Steuerjahre für einen gleichartigen Betrieb in derjelben Betrieb— 

ftätte oder — falls es ſich um einen Betrieb handelt, in welchem geiftige 

Getränke nicht verabfolgt werden — in einer oder mehreren anderen 

Betriebjtätten innerhalb des betreffenden Kreijes bereits den vollen 
ahresbetrag ber Steuer entrichtet hat, fo ift von einer nochmaligen 
teuererhebung Abftand zu nehmen. 


10. ®er wegen eines jtändigen Betriebes, in weldem geijtige 
Getränte nicht verabfolgt werden, die Betriebfteuer entrichtet, kann 
wegen eines ag (eedereen Betriebes desjelben Gewerbes bei 
außergewöhnlichen Gelegenheiten innerhalb des betreffenden Kreijes 
nicht noch einmal zur Betriebfteuer herangezogen werden. 


Zu Art. 4. 
a) Eine Zurückweisung von Anträgen nur um deswillen, weil sie erst 


später gestellt worden sind, soll nicht stattfinden (V. vom 12. November 1893 
— Mitt. H. 29 Nr. 43). 


Artikel 5. 
Beranlagung. 
($ 12 Nr. 2 des Geſetzes wegen Aufhebung bdirelter Staatsfteuern.) 


1. Behufs Erhebung der Betriebfteuer ift von ben Beranlagung- 
behörbden (Art. 4 Nr. 1) für ihren Verwaltungbezirk eine Nachweiſung 
aller dajelbft vorhandenen jtändigen?) betriebfteuerpflichtigen Betriebe 
(Betriebfteuer-Nachmeifung) zu führen. Ein Mufter tft beigefügt. 


Diefe Nachweiſung kann für mehrere Jahre angelegt werden; 
fie ift alljährlich im März zum Zwede der Beranlagung für das nächfte 
Steuerjahr nad Maßgabe der Zu- und Abgänge je nad) Bedürfnis 
entweder nur zu berichtigen und fortzuführen oder neu aufzuftellen.) 

2. Nahdem die Eintragungen Hinfichtlih der Steuerpflichtigen 
und der Betriebftätten (Spalten 1 bis 5 des Mufters A) bewirkt find, 
haben die Beranlagungbehörden zu ermitteln und einzutragen (Spalten 
6 und 7 des Muſters A), in welder Gewerbefteuerflafje 
die einzelnen Betriebfteuerpflichtigen für das bevorftehende Steuer- 
jahr veranlagt oder ob fie als gewerbejteuerfrei anerkannt find. 


Nötigenfalld haben die Borfigenden der zuftändigen Gewerbe— 
Bee at e auf Erjuden Auskunft hierüber zu erteilen oder die 
— en Nachweiſungen uſw. auf eini ige Zeit zur Verfügung zu 
en. Syn betreff der in auswärtigen Bezirten zur Gewerbefteuer 
———— können auch die den Gemeindenvorſtänden zugehenden 


Anm. 2. Vorübergehende Betriebe ſind im Wege der Sugangftellung 
zur —— zu bringen (vgl. Art. 7 IV Nr. 2 Abſ. 2 und Nr. 

Anm. 3. Behufs Aufftellung der Betriebfteuer-Nahweifung Fir 1895/96 
ift ben Beranlagungbehörden, welche die Funktionen eines Borjipenden des 
Steuerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe nicht wahrnehmen, von den be— 
treffenden Vorſitzenden dieſer Klaſſe die BetriebſteuerNachweiſung und das 
Betriebſteuer⸗Notizregiſter für 1894/95 zur Verfügung zu ftellen. 


> %up er 4 


gute r 
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Schreiben der Gewerbejteuerausjchüffe über Verteilung des Gejamt- 
en auf die beteiligten Gemeinden und die den Steuerpflichtigen 
elbft zufommenden Zufchriften über ihre Beranlagung zur Gewerbe— 
jteuer für die fraglihen Ermittelungen benugt werden. Dem Ermeſſen 
der Beranlagungbehörde bleibt es überlajjen, für die in Rede ftehenden 
Ermittelungen den nad) den obmwaltenden Berhältniffen geeignetiten 
Weg einzujchlagen. 

3. Hierauf erfolgt die Feſtſetzung der Betriebfteuer durch Aus- 
füllung der entiprehenden Spalten der Betriebfteuer-Nahmeilung 
(Spalten 8 und 9 des Muſters A). 

In betreff derjenigen Steuerpflichtigen, welche geijtige Getränfe 
nicht verabfolgen (bt. II des Muſters A) ift zu — bezw. zu er— 
mitteln, ob ſie gleichartige Betriebe auch in anderen Kreiſen unter— 
halten, da in dieſem Falle in jedem Kreiſe nur die Hälfte der im $ 60 
Nr. 1 und 2 des Gewerbeſteuergeſetzes beftimmten Steuerjäge zu ent- 
richten ift (vgl. Art. 2 Nr. 3). Etwaige in anderen reifen belegene 
gleichartige Betriebe find in der Spalte „Bemerkungen“ der Betrieb- 
ſteuer-Nachweiſung aufzuführen. Unterhält ein Gewerbetreibender in 
mehreren Gemeinden desjelben Kreijes derartige Betriebe, jo wird die 
Steuer bei derjenigen Gemeinde feitgejegt, in welcher ſich der Sik der 
Sejchäftsleitung oder, falls diejer in einem anderen Kreije belegen ift, 
die Hauptniederlafjung befindet. Erforderlichenfalls bejtimmt Die Ver— 
anlagungbehörde vorläufig, in welcher Gemeinde die Beſteuerung 
ftattzufinden hat. 

4. Nach Feſtſetzung der Betriebiteuer ift die Nachweifung (Muſter A) 
abzujchliegen und den GSteuerpflichtigen dur eine nad Maßgabe 
der Vorſchriften im Art. 40 Nr. 1 Abſ. 2 der Anweifung vom 10. April 
1892 zu behändigende Steuerzujchrift (Mufter B) von der Veranlagung 
Kenntnis zu geben. 

In den Landkreiſen läßt der Landrat den Gemeindevorftändent) 
einen Auszug aus der Betriebjteuer-Nachweijung als Hebelifte und zu- 
gleich die Steuerzufchriften für die Steuerpflichtigen zur vorjchrift- 
mäßigen Behändigung zugehen. Die Behändigungiceine find inner- 
halb einer angemefjenen Friſt einzureichen. Gleichzeitig ijt die Kreis— 
fommunalfajje mit Weifung wegen Empfangnahme und Verrechnung 
der Steuer zu verjehen. 

n den Stadtkreiſen Fi der Gemeindevorstand die Erhebung 
der Steuer durch die betreffende ſtädtiſche Hebeftelle zu veranlajien. 


In Berlin ift die von der Direktion für die Verwaltung der 
direkten Steuern fejtgeitellte Betriebfteuer-Nahmeijung dem Magiitrat 
behuf3 weiterer VBeranlafjung wegen der Steuererhebung zuzufertigen 
und von legterem nad) Wahrnehmung des Erforderlichen der Direktion 
zurüdzugeben. Bezüglich der Steuerzufchriften findet die Bejtimmung 
unter Abj. 2 entiprehende Anwendung. 

Anm. 4 Das in diefer Anweifung bezüglidd der Gemeinden und Ge- 
meindevorftände Beftimmte findet auch auf Gutäbezirfe und Gutsvorftände 
entiprehende Anwendung. 
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Artitel 6. 
Rechtsmittel. 
(8 65 des Gemwerbefteuergejebes.) 


Zur Anfechtung der Feititellung der Betriebjteuer jeitens 
des een flihfigen dient die Bejchwerde, für deren Enticheidung 
die Bezirfäregierung (in Berlin die Direktion für die Verwaltung der 
direften Steuern) zuftändig ift. 

2. Die Beſchwerde ift binnen einer Ausschlußfrift von drei Monaten 
bei der Beranlagungbehörde (Art. 4 Nr. 1) jchriftlich oder zu Protokoll 
anzubringen. 

Diejelbe weit verjpätete Beichwerden ohne weiteres zurüd und 
überreicht die rechtzeitig eingegangenen nah Vornahme der etwa 
erforderlihen Ermittelungen mit einem gutachtlichen Berichte der 
Regierung. 

3. Die Regierung läßt ihre mit Gründen und einer Belehrung 
über das noch zuläflige Rechtsmittel (Nr. 4) verfehene Entſcheidung 
der Beranlagungbehörde zugehen, welche ihrerjeit3 durch Vermittelung 
des Gemeindevorftandes die Zuſtellung der Enticheidung an ben 
Beihwerdeführer bewirkt und erforderlichenfall3 wegen der Abgang- 
jtellung der Betriebfteuer das Weitere veranlaft. 

4. Gegen die Entiheidung der Regierung jteht dem Steuer— 
pflichtigen binnen einer ſechswöchigen Ausſchlußfriſt die meitere 
Beichwerde an den Finanzminifter offen, welche bei der Beranlagung- 
behörde jchriftlich oder zu Protokoll einzulegen, und von dieſer mit 
einem gutachtlihen Berichte dem Finanzminifter einzureichen it. 
Mit der Entjicheidung des legteren ift im Sinne der Vorſchrift zu 3 zu 
verfahren. 

5. Soweit durch die Entiheidungen, welche bezüglich der Gewerbe— 
teuer im Wege der NRechtämittel ergehen, Abänderungen der feit- 
geitellten Betriebjteuerjäße bedingt werden, haben die Vorjigenden 
der Steuerausihüfle die Beranlagungbehörden hiervon in Kenntnis 
zu jegen, welche die anderweite en von Amt3 wegen 
bewirfen (vgl. Art. 7 I 4 und II 1 

Beichwerden gegen die Söhe ber Betriebftener, deren Ent- 
icheidung lediglich von der Beitimmung der Gewerbeſteuerklaſſe ab- 
hängig iſt, fönnen bis zur rechtsfräftigen Enticheidung der Gewerbe- 
fteuerbejchwerde zurüdgelegt werden, und find je nad) dem Ausfall 
der legteren zu berüdjichtigen oder der Regierung behufs ablehnender 
Beiheidung einzureichen. 

6. Die Friften zur Einlegung der Rechtsmittel (Nr. 2 und 4) 
jind Ausichlußftiften, deren Verſäumung den PBerluft der Rechts— 
mittel zur Sa hat. Sie beginnen mit dem Tage, welder auf den 
Tag der Zuſtellung der Steuerzufchrift bezw. der Beichwerde- 
entiheidung folgt. Die dreimonatliche Friſt endigt mit dem Ablauf 
desjenigen Tages des dritten Monats, welcher durch feine Wi 
dem Tage entſpricht, an welchem die Zuſteliung erfolgt iſt; fehlt 
dieſer Tag in dem dritten Monate, ſo endigt die Friſt mit dem Ablauf 
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des letter Tages diejes Monats. Die ſechswöchige Friſt endigt mit 
dem Ablauf des zweiundvierzigiten Tages. 

Fällt das Ende der Friſt auf einen Sonntag oder allgemeinen 
Seiertag, jo endigt diejelbe mit dem Ablauf des näcdhitfolgenden 

erktage3. | 

Wird ein Rechtsmittel bei einer nicht zuftändigen Behörde an- 
gebracht, jo Hat dieſe die bezüglihden Schriftftüde unverzüglich an 
die zuftändige Stelle zu befördern, ohne daß dem Gteuerpflichtigen 
die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzurechnen ift ($ 3 des Geſetzes über 
die Verjährungfriften bei öffentlihen Abgaben vom 18. Yuni 1840 
GS. ©. 140). 

7. Die Beitimmung des $ 74 bes Gemerbefteuergejeges über 
die Erftattung der Koſten, welche durch die gelegentlich der eingelegten 
Rechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, findet 
auch auf die Betriebfteuer Anwendung. 


ArtifelT. 
Zu: und Abgänge. 
($ 69 Abi. 2 des Gewerbefteuergejeßes.) 


I. Betriebfteuer- Zugänge können entftehen: 

1. dur Anmeldung 

a) der Eröffnung einer neuen) [oder der Übernahme®) einer 
bereit3 beftehenden] *) Betriebjtätte, in welcher geiftige 
Getränte verabfolgt werden (Art. 2 Nr. 2), 

b) der Eröffnung eines neuen?) [oder der Übernahme eines 
bereit3 bejtehenden] *) betriebfteuerpflichtigen Betriebes, 
in welchem geiftige Getränke nicht verabfolgt werden, 
fall3 der Gewerbetreibende nicht ſchon wegen eines folden 
Betriebes in dem betreffenden reife zur Betriebjteuer 
veranlagt ift.8) (Art. 2 Nr. 3.) 

Sit derjelbe in dem betreffenden Kreije wegen einer 
Betriebftätte, in welcher geiftige Getränfe verabfolgt 
werden, bereit3 zur Betriebjteuer herangezogen, jo ift 
gleichwohl die Steuer wegen des neuen Betriebes bejonder? 

in Sugeng zu Stellen (Art. 2 Nr. 4), 
c) de3 Überganges eines vorübergehenden betriebjteuer- 

pflichtigen Betriebes (vgl. d) in einen ftändigen (Art. 4 Nr. 8), 


Anm. 5. Als Eröffnung einer neuen Betriebftätt? ift auch die Verlegung 
bes Betriebsortes aus einem Kreife in einen anderen anzujehen. 

Anm.6. An Stelle der außer Kraft tretenden Anmerkung 6 tritt folgende 
neue Anmerlung6 zu Art. 71Nr. la und b: Bei der im Laufe des 
Steuerjahres ftattfindenden Übernahme eines befteuerten Betriebes oder einer 
befteuerten Betriebftätte, in welcher geiftige Getränfe verabfolgt werden, hat der 
neue Erwerber für das laufende Steuerjahr eine nochmalige Steuer nicht zu 
entrichten (B. vom 24. Dezember 1902 zu II 2 — Mitt. H. 46 Nr. 20). 

Anm.T. Giehe Anm. 5. 

Anm. 8. Anderenfalls ift die neue Betriebftätte lediglich in der Betrieb- 
fteuer-Nahmeifung zu vermerken. 
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d) der Eröfinung eines vorübergehenden betriebfteuer- 
pflihtigen Betriebes bei außergewöhnlichen Gelegen- 
heiten ($ 61 des GewG., Art. 4 vorftehenb); 

2. infolge der Ermittelungen über unterlaffene Anmeldungen 
der zu 1a—d bezeichneten Art (Art. I Nr. 1); 

3. durh nadträglihe Heranziehung bei der Beranlagung 
übergangener ee Betriebe (vgl. Art. 46 
I 3 der Anw. vom 10. April 1892); 

4. durch Beränderung der veranlagten Gemerbefteuerklafje 
eined Betriebfteuerpflichtigen, jei es im NRecht3mittel- 
verfahren (Art. 42 ff. a. a. O.) oder infolge einer Neu- 
veranlagung (Art. 41 Abi. 4 a. a. D.); 

5. im Betriebjteuer-Beichwerdeverfahren (Art. 6 vorftehend), 
wenn der Feftftellung der Betriebfteuer irrtümlich eine 
andere als die veranlagte Gewerbefteuerflaffe zu Grunde 
gelegt war. 


An Fällen diefer Art ift auch außerhalb des Beſchwerdeverfahrens 
nach erfolgter Wahrnehmung de3 Irrtums von Amtswegen 
bie gejeglihe Bejteuerung herbeizuführen. 

II. Betriebfteuer- Abgänge können entjtehen: 

1. durch Veränderung der veranlagten Gewerbefteuer- 
Hajje (vgl. zu I 4) oder durch gänzliche Befreiung von der 
Gewerbeiteuer; 

2. im Betriebfteuer-Bejchwerdeverfahren inden zu 16 gen beat 
Fällen oder, wenn Freiftellung von der Betriebfteuer erfolgt; 


3. infolge mehrfaher Beranlagung desſelben betriebjteuer- 
pflihtigen Betriebes oder infolge irriger Veranlagung 
eines von der Betriebfteuer befreiten Betriebes (88 3—5 und 
8 67 des GewG.); 


. infolge nachträglicher Herabjegung des für einen borüber- 
ehenden betriebfteuerpflichtigen Betrieb ($ 61 des GewG.) 
Fegefegten Steuerſatzes (Art. 4); 

. dur Ausdehnung eines betriebfteuerpflihtigen Gewerbes, 
in welchem geiftige Getränfe nicht verabfolgt werden, auf 
das Gebiet eines zweiten Kreijes (Art. 2 Nr. 3). 

Da nad) $ 64 des Gejeges eine Erjtattung der Betrieb- 
fteuer wegen Einftellung des Betriebes im Laufe des 
Stenerjahres nicht fjtattfindet, jo fünnen Abgänge im 
Laufe des Steuerjahres dur Einftellung des Betriebes 
oder Gemwerbslegung nicht entjtehen.?)10) 


— 


or 


Anm. 9. Eingeſtellte oder gelegte Gewerbe find jedoch nidht in bie Be— 
triebftener-Nachmweifung des nächften Jahres zu libernehmen. Hat gleichwohl 
eine Veranlagung derartiger Gewerbe zur Betriebfteuer ftattgefunden, jo ift auch 
außerhalb bes Beichwerbeverfahrens von Amts . deren Abgangitellung zu be» 
wirten (vgl. Zirkularerlai vom 18. Auguft 1893, II. 10 692, Mitt. Heft 29 ©. 40). 

Anm. 10. Siehe jedod Anmerkung 6 co. 


Fuiſting, direfte Steuern. III. 27 
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IH. 1. Die Zugangftellung erfolgt in den Fällen 
ul 1a, b, c, 2, 3 mit dem vollen nad Art. 3 ſich 
beftimmenden Zahresfteuerjage ;11) 
zu Ilb jedod nur mit der orale dieſes Steuerfjaßes, 
wenn ein gleichartiger Betrieb bereit3 in einem 
anderen Kreiſe ftattfindet; 
zu I lc eventuell unter Anrehnung des für den 
vorübergehenden Betrieb bereit3 feſtgeſetzten 
ermäßigten Steuerjates (Art. 4 Nr. 8). Lebteren- 
falls iſt lediglich der Differenzbetrag zwiſchen dem 
ermäßigten und dem vollen Steuerjage in Zugang 
zu Stellen; 
zu I 1d mit dem für den vorübergehenden Betrieb feſt— 
gejegten Steuerfage (Art. 4); 
zu I 4 und 5 mit dem ®Pifferenzbetrage zwiſchen dem 
veranlagten und dem andermweit feitgejegten höheren 
Steuerjaße; 
2. Die Abgangftellung erfolgt in den Fällen 
zu II 1, 2, 3 mit dem vollen GSteuerjage bezw. mit 
dem Pifferenzbetrage zwilchen dem veranlagten und 
dem anderweit feitgejegten niedrigeren Steuerjaße; 
zu II 4 mit dem Betrage, um melden der Steuerjag 
nadträglid ermäßigt it; 
zu II 5 mit dem halben Steuerfage. 

IV. ®egen der Behandlung der Zu- und Abgänge ift folgendes 
zu bemerfen: 

1. Die Vorjigenden der Steuerausihüjfe haben von allen zu 
ihrer Kenntnis gelangenden Vorgängen, welche bezüglich 
eined Angehörigen ihrer Gewerbeſteuerklaſſe einen Betrieb- 
fteuer-Zu- oder Abgang begründen, den zuftändigen Betrieb- 
fteuerveranlagungbehörden (Art. 4 Nr. 1) durch Mitteilung 
eines beglaubigten Auszuges aus dem Gemwerbejteuer-Notiz- 
—— oder der namentlichen Nachweiſung Kenntnis zu geben. 

ie Vorſitzenden der Steuerausſchüſſe der Klaſſe IV 
haben überdies die An- und Abmeldungen ſolcher betrieb— 
ſteuerpflichtigen Gewerbe, welche wegen eines hinter der 
Grenze der Steuerpflicht zurückbleibenden Ertrages und 
Anlage- und Betriebskapitals von der Gewerbeſteuer befreit 
ſind, mit einem entſprechenden Vermerk an die zuſtändigen 
Betriebſteuer⸗Veranlagungbehörden in Urſchrift weiter zu geben. 

2. Auf Grund diefer Mitteilungen (Nr. 1 Abſ. 1 und 2), der 
ihnen etwa direft zugegangenen An- und Abmeldungen und 
des ihnen ſonſt zur Jerfüigung ftehenden Materials (vgl. unten V) 


Anm. 11. Ein Betriebfteuerpflichtiger, welcher fein Gewerbe im 4. Quartal 
bes Steuerjahres neu beginnt und erft mit bem Anfang des nädjften Steuer- 
jahres gemwerbefteuerpflidhtig wird, hat für den Reſt des Jahres Die Betrieb- 
fteuer ber Gewerbeiteuerfreien (10 Mark), und erft mit dem neuen Steuerjahre 
ben feiner Gewerbefteuerklajje entiprehenden Sat zu entrichten. 


Art. 7. 
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haben die Betriebfteuer-Veranlagungbehörden die Zu⸗ und 
Abgänge an Betriebjteuer durch Führung eines Betrieb— 
jfteuer-Rotizregifters, in welches alle Zu- und Abgangzfälle 
einzutragen. find (vgl. Mufter C) zu wahren. 

Die im $ 61 des GewG. bezeichneten vorübergehenden 
Betriebe find als folhe in der Spalte „Bemerkungen“ des 
Betriebjteuer-Notizregifterd zu bezeichnen. 

Bei Berlegung einer Betriebftätte innerhalb derfelben 
Gemeinde oder in eine andere Gemeinde desſelben Kreifes 
ift die Anderung lediglih in der Betriebftener-Nahweifung 
(Spalte 5 bezw. 2) zu vermerlen (vgl. Art. 2 Nr. 2 Abi. 3). 
Ebenjo iſt in denjenigen Fällen zu verfahren, wo ein betrieb- 
jteuerpflichtige3 Gewerbe nad dem Tode des Inhabers von 
den Erben unverändert fortgejegt wird (vgl. oben II Abi. 3 
dieſes Art.). 


. Bei der Anmeldung ber im $ 61 des Gewerbeſteuergeſetzes 


bezeichneten vorübergehenden Betriebe haben fich die Gewerbe- 
treibenden nah Bedürfnis darüber, ob bezw. in welcher 
Klafje fie zur Gemwerbefteuer veranlagt find, durch Vorlegung 
der Gemwerbefteuerzujchrift oder, wenn die Verhältniſſe nicht 
ohnedie8 genügend befannt find, durch eine Beicheinigung 
des Vorligenden de3 Steuerausjchuffes der Klafje IV, in deſſen 
Veranlagungbezirt ihr Wohnort belegen ift, auszuweiſen. 

In den zu einem Landkreiſe gehörigen Gemeinden ift 
von den Anmeldungen vorübergehender betriebjteuerpflichtiger 
Betriebe (abweichend von der Vorſchrift im Art. 26 Nr. 5 
Abi. 1 der Anw. vom 10. April 1892) nicht dem Vorſitzenden 
des Steuerausfchuffes der Klaffe IV, fonderndemXand- 
rate Anzeige zu erftatten. Bon größeren Betrieben dieſer 
Art, bei denen ein Ertrag von annähernd 1500 Mark oder ein 
Anlage- und Betriebsfapital von 3000 Mark in Frage lommen 
fan, hat der Landrat dem zuftändigen Vorſitzenden des 
Steuerausjchuffes Kenntnis zu geben. 


. Bon jedem Betriebfteuer-Zu- und Abgange und jedem Wechiel 


in der Perſon des Betriebjteuerpflichtigen ift der Hebeſtelle 
behuf3 Regelung der Erhebung alsbald Mitteilung zu machen. 
u dem Zwecke haben die Betriebfteuer-Beranlagung 
ehörden in den Landfreifen und in Berlin die Gemeinde- 
voritände oder auf deren Erſuchen direkt die mit der Erhebung 
beauftragte Stelle von jeder eingetretenen Veränderung 
fogleih zu benadrichtigen. 

Hinfichtlich der Ausfertigung und Behändigung der Steuer- 
zuichriften für die Hinzutretenden Betriebjteuerpflichtigen 
ıft nach den Anordnungen im Art. 5 unter Nr. 4 Abſ. 1 und 2 
zu verfahren. 

In den Landkreifen Hat der Landrat vor dem Sclufje 
eines jeden WBierteljahre® die in dem ®Bierteljahre ein- 
getretenen Betriebjteuer-Zu- und Abgänge gemeindemweile 

27* 


Rupe 
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ſummariſch der Kreistommunalfaffe mitzuteilen ($ 13 Abj. 2 
des Gejeges wegen Aufhebung direkter Staatsfteuern vom 
14. Juli 1893). 

5. Am Ende des Rechnungjahres haben die Weranlagung- 
behörden auf Grund der Betriebfteuer-Nahmeifung und 
des Betriebjteuer-Notizregifterd das berichtigte Betriebfteuer- 
joll des Kreijes — in den Landkreifen auch das der Gemeinden 
— zu ermitteln und der Kreishebeſtelle (Kreistommunaltafie, 
Stabtlaffe), in Berlin dem Magijtrat oder der von demſelben 
bezeichneten Verwaltungsſtelle mitzuteilen. 

V. Ein weſentliches Hilfsmittel bei der Kontrolle der Zugänge 
gewährt der $ 66 des GewG. In Gemäßheit desjelben haben die zur 
Erteilung der Erlaubnis für die im Art. 1 Nr. 1 bezeichneten Betriebe 
oder für die Eröffnung neuer Betriebftätten zuftändigen Behörden 
von jeder Erlaubniserteilung der zuftändigen Betriebftener-Ber- 
anlagungbehörde Mitteilung zu machen, wobei die nötigen Angaben 
über Art und Lofalität des Betriebes, jowie ob derjelbe ein jtändiger 
oder vorübergehender ift, zu machen jind. 

Auch in diefer Beziehung ſind möglichſt einfache Geſchäfts— 
formen zu vereinbaren und die zwiſchen den beiderjeitö beteiligten 
Behörden ohnehin beftehenden amtlihen Beziehungen (z. B. Kreis- 
ausſchuß und Landrat) zu berüdjichtigen. 


Zu Art. 7. 

a) Die Worte in der Klammer fallen fort (V. vom 24. Dez. 1902 zu IL I 
(Mitt. H. 46 Nr. 20). 

b) Die früheren Absätze 2 und 3 sind außer Kraft getreten und durch 
den jetzigen neuen Absatz 2 ersetzt (V. vom 24. Dezember 1902 zu II 3 — 
Mitt. H. 46 Nr. 20). 

c) Die Anm. 10 ist in der neuen, durch die V. vom 24. Dezember 1902 
zu II 4 (Mitt. H. 46 Nr. 20) vorgeschriebenen Fassung wiedergegeben. 


AUrtifel 8. 


Erhebung. 


(8 63 Abſ. 4 des Gemwerbefteuergefehes, $ 1, $ 12 Nr. 3, $ 13 Abj. 1 und 2 des 
Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsfteuern.) 


Mit dem 1. April 1895 wird die Betriebfteuer gegenüber ber 
Staatskaſſe außer Hebung gejekt. 

Die Gutöbezirte und Gemeinden — letztere ſoweit fie nicht 
bejondere Betriebfteuern erheben — haben alsdann die Betriebfteuer 
in den nad den Borjchriften diefer Anmweifung veranlagten Beträgen 
von den Pjlichtigen ihres Bezirks zu erheben und in den Sandfreiien 
am Schlufje eines jeden Pierteljahres an die Kreistommunalfafie 
abzuführen. 

. Die Betriebfteuer ift binnen 2 Wochen nad) erfolgter Behändigung 
der Steuerzuſchrift in einer Summe zu entrihten. Abweichend 
hiervon haben jedoch die im $ 61 des Geſetzes bezeichneten Steuer- 
pflichtigen die ihnen auferlegten Steuerbeträge vor ni her bes 
Betriebes zu bezahlen oder, Talıs bi3 dahin die Steuerzuichrift noch 
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nicht behändigt ift, einen von dem Gemeindevorjtande zu bejtimmenden, 
teimesfalls aber den vollen Steuerjag überjteigenden Geldbetrag 
bei der gleichzeitig zu bezeichnenden SHebejtelle der Betriebſteuer 
zur Dedung der Steuer zu hinterlegen, widrigenfalls ihnen die Aus— 
übung des Betriebes unterjagt werden fann (vgl. Abj. 4 und 5). 
Außerdem gewährt das Gejeß für die Betriebjteuer das bejondere 
ir ee der Gewerbslegung. 
ch fruchtloje v Smwangvollitredung fann bis zur vollitändigen 
—— wi adftanbes die fernere Ausübung des betriebjteuer- 
pflichtigen Betriebes unterſagt und die Einſtellung desſelben durch 
Schließung und Verſiegelung der Geſchäftsräume erzwungen werden. 
Von dieſem Zwangmittel ih bejonders dann Gebrauch zu maden, 
wenn begründeter Verdacht vorliegt, daß der Steuerpflichtige fich 
der Entrichtung der Betriebfteuer bös williger Weile zu entziehen 
judt, und zwar in Landkreifen nur auf Anordnung des Landrates, 
dem jeitens des Gemeindevorftandes von jeder fruchtlofen Zwang: 
vollitredung Mitteilung zu machen ift. Diejer Anordnung bedarf es 
zur Unterjagung des Betriebes in den Fällen des Abj. 3 Sag 2 nicht. 
Zur Erzwingung der Einftellung des Betriebes durch Schliegung und 
Verfiegelung der Geſchäftsräume ift die polizeiliche Hülfe in Anſpruch 
zu nehmen. Wenn in denjelben Gejhäftsräumen ein betriebiteuer- 
pflihtiges Gewerbe in Verbindung mit einem nicht betriebjteuer- 
pflitigen betrieben wird (3. B. Schankwirtſchaft oder Kleinhandel mit 
Branntwein in Verbindung mit Materialwarenhandel), jo hat jich die 
Gewerbslegung nur auf die zur Ausübung des betriebjteuerpflichtigen 
Gewerbes erforderlichen Warenvorräte und Gerätichaften"zuferitreden. 


Artite lfd. 
Schlußbeftimmungen.”) 


Die Betimmungen der Anweiſung vom 10. April 1892 und der 
dazu — Zuſatzbeſtimmungen über 
die Zuwiderhandlungen und Nachbeſteuerung (Abſchnitt XI 
„ bezw. VIII a. a. ©.), 
. die Koſten (Art. 56 bezw. Abſchnitt IX a. a. O.), 
3. die Befugnis der Regierungen zum Erlaß ergänzender Vor 
ichriften (Art. 57 a. a. ©. 
re auf die Betriebjteuer finngemäße Anwendung mit der Maßgabe, 
da 
zu 1. a) eine Strafverfolgung auf Grund des $ 70 des Gewerbe- 
fteuergejeßes auch dann eintritt, wenn die Anmeldung 
eines betriebfteuerpflichtigen Betriebes in den im Art. 7 
zu I la bis d vorftehend bezeichneten Fällen gar nicht 
oder zu jpät erfolgt ift (vgl. Art. 53 Nr. 1 der Anweilung 
vom 10. April 1892); 
b) daß in diejen Fällen (zu a) die im $ 60 des Gewerbe- 
jteuergejeges bezw. $ 12 Nr. 1 des Geſetzes wegen 
Aufhebung direkter Staatöjteuern angegebenen 
Betriebfteuerfäße, und wenn es fich um gemwerbe- und 
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betriebjteuerpflichtige Betriebe handelt, die Summe der 
einjährigen Gemerbe- und Betriebjteuer der gericht- 
lihen Enticheidung zu Grunde zu legen find (vgl. Art. 53 
Nr. 3a. a. O.); 


c) daß bie Borermittelungen zur Feititellung des Tat— 


d) 


zu 2. 


beftandes in allen Fällen von der zuftändigen Betrieb- 
fteuer-Beranlagungbehörde vorzunehmen find; 
daß eine Strafverfolgung nicht eintritt, wenn es ſich 
um die Nihtanmeldung oder nicht rechtzeitige Anmeldung 
eines im Laufe des Steuerjahres übernommenen bereits 
bejteuerten Betriebs oder einer im Laufe des Steuer- 
jahres übernommenen bereit3 bejteuerten Betriebftätte, 
in welcher geiftige Getränfe verabfolgt werben, handelt. 
Die der legteren vorgefegte Regierung ift zum Erlaf 
ber vorläufigen Strafverfügung und zur efiegung 
der Nachſteuer zuftändig. Ergibt ſich hieraus bei dem 
leichzeitigen Worliegen einer Gemwerbe- und Betrieb- 
DE Rockeickine die AZuftändigfeit verjchiedener 
Regierungen, fo ift von der nach Art. 53 Nr. 2 der An- 
weifung vom 10. April 1892 zuftändigen Regierung 
bezüglich der Gemwerbe- und Betriebjteuer die vorläufige 
Shratverfügung zu erlaffen bezw. über die Abgabe ber 
Sade an das Gericht zu befinden; 
dat bie Koften der Formulare nad) Mujter A, Bund C 
in den Stadtfreifen von den betreffenden Gemeinden zu 
tragen find. 


Zu Art. 9. 


a) Die lit. d ist eine Zusatzbestimmung zufolge V. vom 24. Dezember 


1902 (Mitt. H. 46 S. 19.) 


b) „Bereits in der Rundverfügung vom 29. Januar 1900 — II. 12024 — 


eind die Gründe dargelegt, aus denen die Festsetzung der Betriebnachsteuer 
auch nach dem Erlaß des Gesetzes vom 14. Juli 1893 durch die — zu 
erfolgen hat. 

es sich indessen nicht um eine Änderung der getroffenen Nachsteuer-Fest- 
setzung, sondern um die Niederschlagung einer endgültig festgesetzten Nach- 
steuer wegen der bedrängten Lage des Steuerpflichtigen. Zu einer solchen 
Maßnahme ist nur der steuerbezugberechtigte Verband zuständig“. (V. 
vom 19. Dezember 1902 — Mitt. H. 46 S. 20). 


Hierbei muß es verbleiben. — Im vorliegenden Falle handelt 


Berlin, den 5. März 1894. 


Der Finanzminifter. 
Miquel. 
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Kreis ......... Ger re — Mufter A 
Stadtkreis _.. BEER zu Artikel 5 Nr. 1. 


Betriebſteuer Uachweiſung 


für das 


Veranlagungiahr 1905/06, 


Beſtimmungen zur Ausfüllung des Formulars. 


1. Die Eintragung erfolgt gemeindeweiſe in alphabetiſcher Reihenfolge der Betcieb- 
fteuerpflichtigen. —— jeder Gemeinde iſt die Trennung nach den im Muſter 
angegebenen Abteilungen I und II („Betriebe, welche geiſtige Getränke verabfolgen, 
und Betriebe, die folche ni ch t verabfolgen“) zu beobachten. Die Beträge Spalte 9 
find gemeindeweije aufzurechnen und am Schlujje ber Nachweifung zu refapitulieren. 

2. Benn ein betriebfteuerpflichtiger Betrieb fi über mehrere Bemeindebezirfe erftredt, 
fo ift in Spalte 2 aud) derjenige Ort anzugeben, in welchem jich der Sit der Geſchäfts— 
leitung befindet, oder — bei außerhalb Preußens domizilierten Unternehmungen — 
ber in Preußen beftellte Bertreter jeinen Wohnſitz hat. 

3. Stimmt bie Firma nicht mit dem Namen bed Betriebfteuerpflichtigen überein, fo 
erfolgt die Eintragung in Spalte 3 in der Weije, daß die Firma und unter derſelben 
in Klammern die m. namentlih aufgeführt werden. 

4. Die Nachweiſung lann für mehrere Jahre angelegt und gebraucht werben. Für 
Er —— und jede Abteilung iſt alsdann ein entſprechender Raum für Zugänge 
rei zu laſſen. 
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Des Betriebfieuerpflichtigen Bezeichnung ift der Betrieb N 
8 ſteuerpflichtige zur 
5 — = — Sewerbefteuer 
& veranlagt 
= 
* — 
* Wohnung | ’ 
2 [Straße unbHauß: | Name bex einzelnen | unter 
= nummer), | » bes betriebſteuer Wr. der] 
5 ei } | un @etwerbebetriebes. | pflichtigen Mm nament⸗ 
” | der Beihäftte: | Borname. | Metriebftätten Klafie &- lichen | 
leitung. ! | | Rad | 
| | weifung] 
| — 4 
11 2 | 3 | 5 5 J 7 s N 
1. Gemeinä 
Abteilung I. Betriebe, welche get 
— = = — * — = — 4 
| | 
4 Hauptstr. 4 | Alves, Peter, Schankwirt. |1. Hauptstr, 4. 111 8 | 3 | 
(Inhaberin: Ww. !2. Birkenstr, 6. I 8 ı _ 
| Caroline Alves.) |3. Berlinerstr. 5. I 25 * 
| | 
| | I | 
2 | Wassergasse 1. Bernhardt, | Kleinkandel mit | Wassergasse 1. | gewerbesieuer-- | — 
Wilhelm. Spiritus frei | ) 
1) 
» | Bahnhofstr. 1. | Grote, Ludwig. Gastwirt. | Bahnhofstr. 1. II. , # | — 8 
| 


— 





Abteilung II. Betriebe, welche geikie 














1 Marktstr. 18, Anton, Carl, Besitzer von 5 | — IV. 
Sits der Selterswasser- | ' 
Geschäftsleitung buden | | | 
in N.N. f | 
J 
2 Mittelstr. 25. Hase, Ernst. Kaffeeschünker. — — — n 
* 
| 
3 Wiessustr. 17. Bolle, Martin. | Milchausschank — J. 24 — * 
in 20 Schank- \ 
stütten. ' 
| 
4 | Bahnhofstr. 1. | Grote, Ludwig. | Selterswasser- | im Garten des | III. 6 - 13 
ausschank. Schütsenhauses, 
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Für bas Steuerjahr 1906/07 





ft der Betriebs | 
fteuerpflichtige Mar FA 
zur Gewerbefteuer || die Betriebfteuer 
veranlagt 
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für die für jeden 
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Klaſſe —— 53. Er 
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— Mb 
Ü 1 8 9 
N. N. 


&etränte verabfolgen. 


| | 
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“etränte nicht verabfolgen. 


Für das Steuerjahr 1907/08 
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Bemertungen. 


vergl. Abteilung II Nr. 4. 


2 Buden befinden sich in A.,3 in X. X. 


der halbe Steuersatz, da Bolle auch in 
den Kreisen N. B. und T, Milchaus- 
schank betreiht. 


vergl. Abteilung 1 Nr.4. 
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Betriebftener-Beranlagung. 
Probinz le Mufter B 
Begierungbegit — zu Artikel 5 Nr. 4. 


Kreis... 


Beranlagungiahr 19 — 


Steuerzuſchrift. 


An 


den 


Portopfl. Dienſtſache. 
frei. 


Si⸗ werden hierdurch benachrichtigt, daß Sie zum * ede der kom— 
munalen®Bejteuerung für (Zeitraum) unter Nr. .......... der Nach⸗ 
weiſung der betriebſteuerpflichtigen Betriebe wegen * Betriebes (nähere 
Ungabe des Gewerbes: „Bierausſchank, Weinausfhant, Kleinhandel mit 
Epiritus, Gaftwirtihaft unter Ausſchluß geiftiger Getränfe aD: I 
in 1. „(nähere Bezeichnung ‚mit (Angabe der — * 
-» 2, der einzelnen Betrieb- 
ftätten, auf welche ein 


2 ⸗ * —* —EE — 


3. beſonderer Steuerſaß PIERRE 
ujw. veranlagt worden ift) - . . . ACER TRENNEN ER 
insgejfamt mit ....... ........... 


zur Betriebjteuer veranlagt ſind. 


Die Steuer ift binnen zwei Wochen nad erfolgter ag nt diejer 
Steuerzuſchrift ineiner Summe (an die ie bezeichnenbe Hebeftelle [Rom- 
munalloſſe, Ortserheber uſw.)) zu zahlen.*⸗ 


Anm. 13. Bei den auf Grund des 5, 6i des Gewerbeſteuergeſetzes Betriebiteuer- 
pflichtigen it bas Formular der ern Ari 3 12 Nr. 3 Abi. 2 des Geſetzes wegen 
Aufhebung birefter Staatöftenern entiprechend abzuänbern. 
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Die Betriebjteuer iſt eine Jahresiteuer und daher zu dem vollen veran- 
lagten Betrage zu entrichten, auch wenn der Betrieb erſt im Laufe des Steuer- 
jahres begonnen oder vor Ablauf desjelben eingeftellt wird. 

Eine etwaige Beſchwerde wegen Verpflichtung zur Entrichtung der 
Betriebfteuer oder wegen ber 8* derſelben iſt unter Beifügung dieſer 
Steuerzuſchrift bei dem unterzeichneten Landrat (Gemeindevorſtand) binnen 
einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten, welche mit dem auf die Zuſtellung 
dieſer Steuerzuſchrift folgenden Tage beginnt, ſchriftlich oder zu Protokoll an— 
zubringen. 

Die Zahlung der veranlagten Steuer wird durch die Einlegung der 
Beſchwerde nicht aufgehalten, muß vielmehr mit Vorbehalt jpäterer Er- 
ftattung in der vorgejchriebenen Friit erfolgen. 

In Ihrem eigenen Intereſſe werden Sie aufgefordert, Jhren Gewerbe» 
betrieb im Falle der Einjtellung oder Veräußerung unter Angabe der oben 
bezeichneten Nummer bei dem unterzeichneten Landrat (Gemeindevorftand) 
ſofort —— abzumelden, dieſem auch jede Veränderung der Firma, 
der Inhaber, des Gewerbebetriebes, des Sitzes der Geſchäftsleitung, des 
Geſchäftslokals beziehungweiſe der einzelnen Betriebſtätten mitzuteilen. 


(Drt und Datum.) 


Der Landrat (Gemeindevuorftand). 
(Unterjchrift.) 
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Kreis... ENTRIES TREE Mufter C 
Stadttreiie — zu Attikel 7 IV Nr. 2. 


Beranlagungiaht 19. |  . 


Betriebftener-Uotigregifter. 


Beitimmungen zur Ausfüllung ded Formulars. 


1. In diejes für den Zu- und Abgang getrennt zu führende Regifter find alle im Laufe 
des Gteuerjahres gegen die Betriebfteuer-Nachmeilung eintretenden Veränderungen 
hinfihtlich des Steuerbetrages, ber Berfon des Steuerpflichtigen und der fteuerpflich- 
tigen Betriebftätten aufzunehmen. Much folhe Veränderungen find in demjelben 
zu vermerlen, welche, wie 3. B. Einftellungen betriebfteuerpflichtiger Betriebe, erft 
mit bem Beginn bes nädjften Steuerjahres wirkſam werben. 

2. Stimmt die Firma nicht mit dem Namen bes Gewerbetreibenben überein, jo erfolgt 
die Eintragung in ben Spalten 2 des Zugangs und 3 des Abgangs in der Weije, daß 
die Firma und unter berjelben in Klammern bie Inhaber namentlich aufgeführt werben 

3. Wenn ein Gewerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke erftredt, fo ift in den 
Spalten 3 bes Zugangs und 4 des Abgangs aud) derjenige Ort anzugeben, in welchem 
fich der Sit der Geſchäftsleitung befindet oder — bei außerhalb Preußens domizilierten 
Unternehmungen — der in Preußen beftellte Vertreter feinen Wohnfig hat 

4. Vergleiche auch die Beftimmungen im Artikel 7 IV Nr. 2 Abſ. 2 und 3. 
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pflichtigen Begeichnung pflichtige Yahresbetrag 
Bu — ZU aha a ift zur Gewerbejteuer der Betriebſteuer 4 
= Bohnor veranlagt * 
be obhnort, — a — = * * 
& | Rohnung | der einzelnen — 7 
3 |(Straßeund) Name des on ed für | für jeben E 

alus« teuer» . | ; 3N 

ẽ — und Gewerbe⸗ pflichtigen im Radweifung — Steuer⸗ & 
3 Si orname. | Betriebes. | Betrieb Maſſe bezw. des flätten ' plichtigen 
* — ſtatten. —8 | 

eirung. regifters r 

1} 





nu 
| | | 
ri 





Mufter C. | Formulare, 431 













x ber — —— —— BEER. 

= Betrieb» 

e fteuer« Wohnort, = 

3 |Radweifung — — Name Bemerkungen. 
kJ ober unb 

= Hausnummer). 

a —— Vorname. 





Abteilung II. 
A 


Gefeß, 
betreffend die 
Bejteuerung des Gemwerbebetriebes im Umherziehen 


und 
einige Abänderungen des Geſetzes wegen Entrichtung 
der Gewerbejteuer vom 30. Mai 1820. 


Bom 3. Juli 1876, 
(6. 1876 ©. 247.) 


Wir Wilhelm, don Gottes Gnaden König von Preußen zc., 
verordnen mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages für den 
Umfang der Monarchie, was folgt: 


Gegenftand der Beftenerung. 
5: 


Wer außerhalb feines Wohnortes, ohne Begründung einer ge- 
— Niederlaſſung und ohne vorgängige Beſtellung, in eigener 
Perſon 

1. Waren irgend einer Art, mit Ausſchluß der ſelbſtgewonnenen 

Erzeugniſſe der Land- und Forſtwirtſchaft, des Garten- und 
Obſtbaues, der Jagd und des Fiſchfanges, feilbieten, 

2. Waren irgend einer Art bei anderen Perſonen, als bei Kauf— 
leuten, oder an anderen Orten, als in offenen Verkaufſtellen, 
zum Wiederverkauf ankaufen, 

. Warenbeftellungen aufſuchen, 

. gewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen oder Schauftellungen, 
bei welchen ein höheres wijjenichaftlihes oder Kunſtintereſſe 
nicht obwaltet, feilbieten 

will, unterliegt ber Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen. 

Suifting, direkte Steuern. III. 28 


Wi 


434 I. A. Haufierfteuergejep. Zu $1. Anm. 1-3. 


Zur Einleitung und zu $ 1. 
Anhalt. 


— 


Geltungbereich des Geſetzes. 
2. Charakter der Hauſierſteuer; Unterſcheidung des ſtehenden und bes Wander- 
gewerbes. 
3. Die Vorſchriften der GO. über das Wandergewerbe ald Grundlage der 
Haufierfteuerpflichtigkeit. 
4. Einleitung des $ 1; allgemeine Borausfegungen des Wanbergemwerbes: 
a) Wohnort; b) gemwerblihe Niederlaffung; c) vorgängige Beitellung; 
d) an in eigener Perſon. 
5.81 Nr. 1: 
a) ern; b) Feilbieten; c) ee BEN: d) BVieh— 
handel; e) Ausnahmen von der Regel des $ 1 Nr. 
6.8 1 Nr. 2. 
7.81 Nr. 3. 
8. 8 1 Nr. 4: A. gewerbliche Leiftungen; B. fünftlerifche Leiftungen; C. be- 
fondere Beitimmungen. 

1. Der in der Einleitung al3 Geltungbereidy des Geſetzes bezeichnete Um— 
fang ber Monarchie bemißt fih nah dem damaligen Staatägebiete; für die 
Inſel Helgoland ift das Geſetz nicht eingeführt. 

2. Die gg welche aus dem Gewerbeſteuergeſetze vom 30. Mai 
1820 (vgl. daſelbſt $$ 2, 20—24, 40) ihren Urjprung genommen und nad) äußerft 
zahlreihen einzelnen Abänderungen und Ergänzungen im Wege der Gejek- 
gebung (insbejondere Haufier-Regulativ vom 28. April 1824 — GS. ©. 125) 
und Verwaltung durd das HG. eine neue Geftaltung erfahren hat, ift eine an 
die jährliche Löjung eines Gewerbeſcheines (Gemerbefteuerjchein im Gegenſatz 
zu dem polizeilihen Wandergemwerbeichein — $$ 55 ff. GO.) geknüpfte Kon- 
zejltionabgabe ($$ 6ff. HG.; $ 60 GD.). E3 handelt ſich alſo um eine 
von der Gemwerbefteuer des jtehenden Gewerbes völlig abweichende Art und 
Form der Beiteuerung. Um jo wichtiger ift die Abgrenzung der Gebiete beider 
Steuern. Der Begriff und die Merkmale des Gewerbebetriebes find beiden 
gemeinjam (vgl. Anm. 5 zu $ 1 GewG.; wegen einer Abweihung vgl. unten 
Anm. dd). Für die Unterfcheidung des ftehenden Gewerbes von dem Wanbder- 
gemwerbe (Gewerbebetrieb im Umpherziehen) reicht aber der aus ber äußeren 
Bezeichnung ſich ergebende Gegenjaß von Betrieben in feiter Niederlafjung und. 
von jolhen im Umherziehen nicht aus, da auch die eriteren Betriebe vielfach 
ein Reifen von Ort zu Ort erfordern. Zudem ſoll nicht jeder ohne feſte Nieder- 
laſſung ausgeübte Gewerbebetrieb der Haufieriteuer unterliegen. Das HG. hat 
beshalb in den $$ 1—5 die Abgrenzung beider Gebiete durch kaſuiſtiſche Vor— 
Ihriften in der Weiſe bewirkt, daß einerjeit3 die Merkmale des Wandergemwerbes 
im Gegenjaße zu dem ala Ausfluß des ſtehenden Gewerbes erſcheinenden Reiſe— 
betriebe beſtimmt, andererſeits die Fälle bezeichnet werden, in denen ein an 
ſich ein Wandergewerbe darſtellender Betrieb als Ausnahme von der Regel 
der Haufierfteuer nicht unterliegt. Jeder hiernach nicht den Gegenitand der 
Haufierfteuer bildende Gewerbebetrieb, mag er überhaupt nicht als Wander- 
gewerbe erjcheinen, oder in Abweichung von der Regel haufierfteuerfrei fein, 
wird als ftehendes Gewerbe behandelt und befteuert ($ 4 HG.; Nr. 5 HA.; vgl. 
auch Anm. 3 zu $4 HG. und Anm. 18 zu $ 1 GewG). 

3. Die Haufierfteuerpflichtigfeit ift vom Geſetze im engen Anſchluſſe an 
die Borfchriften der $$ 55 ff. GD. über ben Gewerbebetrieb im Umherziehen 
geregelt; um dieſe Übereinftimmung gegenüber den fpäteren Abänderungen 
der SD. wiederherzuftellen, jind durd) Gejeh vom 23, Dezember 1896 dem. 
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82 Nr. 1 die Abi. 2, 3 zugefügt worden. Regelmäßig hat deshalb aud) die Ber- 
pflihtung zur Nachſuchung des polizeilihen Wandergewerbeſcheines die Haujier- 
fteuerpflichtigfeit und die hiermit verbundene Verbindlichkeit zur Löfung des 
fteuerlihen Gemwerbejcheines zur Folge (Nr. 1 HA.). Bei der Auslegung der 
Beitimmungen de3 HG. muß demnad vorzugmweije auf bie entiprechenben 
Borichriften der GD. zurüdgegangen werden (vgl. Nr. 3 HA.). Ans diefem 
Grunde ift, jomweit jolhe Vorſchriften in Frage ftehen, hierauf in den Erläute- 
rungen fur; hingemwiejen, dagegen von einer erichöpfenden Behandlung ber 
ih Hier erhebenden, in den Bereich der GD. fallenden Fragen Abſtand ge- 
nommen. 

4. Die Einleitung des $ 1 bis Nr. 1 entiprady wörtlih dem $ 55 GD. in 
der Faſſung vom 21. Juni 1869. Nach der jegigen Faſſung des $ 55 GO. iſt 
der Gemeindebezirk des Wohnorted maßgebend; bie Übereinftimmung 
hiermit war aber bereit3 duch $ 2 Nr. 6 H®. erzielt. 

Die allgemeinen Borausfeßungen des fteuerpflihtigen Wandergewerbes 
beitehen in der Ausübung einer der im $ 1 Nr. 1—4 bezeichneten Betriebs- 
arten: 

a) außerhalb des Bemeindebezirfes ($ 2 Nr. 6) des 
Wohnortes des als Betriebsinhaber (vgl. unten zu d) 
ericheinenden Gemwerbetreibenden. Wohnort ift der Ort des Wohn- 
jißes im Sinne bes bürgerliden — alſo der ſtändigen 
(perſönlichen) Niederlaſſung gemäß $ 7 BGB.; 

b) ohne Begründung einer gewerblichen Niederlafjung. 
Nach $ 42 SD. ift eine gewerbliche Niederlaifung dort vorhanden, wo 
ber Gewerbetreibende „ein zu dauerndem Gebrauche eingerichtetes, 
beitändig oder doch in regelmäfiger Wiederfehr von ihm benußtes Ge- 
ſchäftslolal bejist.“ Während die perjönlide Wohnfignahme 
den Begriff des Wandergewerbes für jede Art gewerblicher Tätigkeit 
im Gemeindebezirte des Wohnortes ausſchließt, er⸗ 
ſcheint ein lediglich unter Begründung einergewerblichen Nieder: 
lafjung, aber ohne perjönlidhe Wohnſitznahme, ausgeübter 
Gewerbebetrieb nur in der Beichränfung auf diefe Niederlajfung als 
ftehendes Gewerbe, jo daß die außerhalb diejer Nieder- 
lajjung, wenn aud am Orte oder im Gemeindebezirfe ber Nieder- 
laſſung, ausgeübten gewerblichen Tätigkeiten der im $ 1 Nr. 14 be- 
zeichneten Arten zum Wandergemwerbe gehören, joweit fie nicht etwa 
gemäß $$ 2—5 fteuerfrei zu lajjen jind; 
ohnevorgängigeBeitellumg. Beſtellung ift im allgemeinen 
eine von einer beitimmten Berjon an einen beitimmten Gewerbe⸗ 
treibenden erlaſſene Aufforderung zur Feilbietung einer beſtimmten 
Art von Waren ($ 1 Nr. 1) oder von Leiſtungen ($ 1 Nr. 4) 
oder zum Antaufe einer beftimmten Art von Waren ($ 1 Nr. 2) bei ihm 
(dem Auffordernden).. Die Aufforderung kann unmittelbar an ben 
Semwerbetreibenden jelbit oder an deſſen Bertreter oder Bevollmächtigten 
(auch am Orte des Auffordernden) gerichtet, muß aber eine vorgängige, 
d. h. vor dem Erjcheinen des Gewerbetreibenden an dem Orte des Auf- 
fordernden erfolgt jein. Eine „Aufforderung zum Bejud“ 
ericheint al Aufforderung zur Entgegennahme von Beitellungen (U. 
des KG. vom 26. September 1901 in Jahrb. 22 C. 103 die einem 
Handlungreifenden von einem Nichtlaufmanne erteilte Ermächtigung, 
ihn jpäter mit Waren zur Entgegennahme von Beſtellungen aufjuchen 
zu bürfen, begründet für dir Zukunft eine vorgängige ausdrüdliche Auf- 
forderung (U. des KG. vom 28. März 101 — Goldbtammer 
Archiv 48, 312). „Eine vorgängige Beltellung ift nicht vorhanden, 
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wern das Angebot des Berfäufers an den am Wohnorte des legteren 
gelegentlich anmejenden Gewerbetreibenden zum jofortigen Antauf 
der Ware führt“ (U. des KG. vom 11. März 1895 — Yahrb. 16 360). 
Die Beitellung kann auch durch —— ‚Handlungen erfolgen (U. des 
KG. vom 26. Mai 1898 — PBB. 20 255); 
d)in eigener Berjon. Dieſe Borausfegung entipricht der Bor- 
ichrift des F 60 A GO.: „Wer für einen anderen ein Gewerbe im Umher— 
ig zu betreiben beabfichtigt, unterliegt für feine Berfou 
en Beitimmungen dieſes Geſetzes.“ Zur Nachſuchung des polizeilichen 
Wandergewerbejcheines und zur Löſung des fteuerlihen Gewerbe- 
iheines ift derjenige verpflichtet, welcher perjönlich umherzieht, 
aljo der Haufierer ſelbſt (micht etwa aud) die Begleiter — $ 62 GD.), 
mag er den Betrieb für eigene oder für fremde Rechnung — und 
im legteren Falle er ohne eigenen Nußen (U. des KG. vom 25. März 
1901 — ahrb. 22 C. 28) — ausüben ($ 6). Inſoweit befteht alfo 
eine Abweichung =. dem zum allgemeinen Gewerbebegriffe gehörigen 
Merkmale der jubjektiven Selbitändigfeit, d. h. des Betriebes für eigene 
Rechnung (vgl. Anm. 5 zu $ 1 GewG.). Beim Haufierbetriebe für 
fremde Rechnung iſt aber neben dem Haufierer jelbjt auch der Auftrag- 
geber ——— haftbar ($ 23). 

Eine Berjon, melde nie Gewerbegehülfe im Wandergewerbe- 
ichein ihres Geichäftsheren aufgeführt ift, betreibt das Haufiergemwerbe 
nicht jelbftändig, wenn fie in Gegenwart oder in der Nähe des Ge- 
jhäftsheren denjelben in der Ausübung ſeines Gewerbes unterftüßt“ 
(U. des G. vom 10. Oft. 1894 — Jahrb. 16 357). 

5. Die Beltimmungen im $ 1 Nr. 1 weichen nur hinfichtlih der aus 
geichlofienen Erzeugnifie der Land» und Forftwirtichaft an (vgl. unten zu c) 
von * Vorſchriften der $ 55 Nr. 1, 5 59 Nr. 1 GD. ab 

„Ware fann jedes in natürlicher und rechtlicher Hinfiht des Aus- 
taufdhes "Tähige Gut fein“ (E. in St. 5 432). Daß aber im Sinne des $ 1 Nr. 1 
nur beweglidhe Saden ald Waren verjtanden jein können, ergibt ſich 
ihon aus dem Begriffe des Feilbietens (vgl. unten zu b). Grundftüde find 
alfo ausgeichloffen (U. des KG. vom 28. Okt. 1895 — Yahrb. 17 377); dagegen 
ift die Steuerpflicht begründet, wenn der Grundftüdhändler dag Inventar 
eines Gutes, getrenntponden Grundftüden, aljo ald Ware, ver- 
—* ern läht (U. des KG. vom 12. Febr. 1894 — Jahrb. 15 255). Der Grund- 

andel unterliegt ftet3 nur der Steuer vom ftehbenden Gewerbe (2. 
U 5. Aug. 1895 — Mitt. H. 33 Nr. 55). Soweit andere alö bewegliche 
törperlihe Saden, aljo Rechte und Forderungen, überhaupt feil- 
geboten werden können, ift das FFeilbieten im Umberziehen durch $ 56 Nr. 5 
SD. ausgeichlojlen. 

b) Feilbieten ift dad Anbieten von fertigen (U. des KG. vom 
21. Apr. und 23. Mai 1898 — PBB. 20 255) Waren zum Kaufe aus den vom 
Anbietenden mitgeführten Beftänden, im Gegenjabe einerjeits 
zum Aufſuchen von Beitellungen nach mitgeführten Broben und WMuftern ($ 1 
Nr. 3, $2 Nr. 1), andererjeit zu dem eine Nachfrage des Kaufliebhabers voraus- 
ſetzenden Feilhalte n. Das Feilhalten kann aber durch ein bie Nadı- 
frage der Kauffiebhaber hervorrufendes Berhalten des Verkäufers zum Feil— 
bieten werden. 

e) In ep von den Borichriften des $ 5A NL. 1 GO., wonach es 
zur Feilbietung „nelbftgewonnener oder roher ÜErzeugnilie ber 
Xand- und Foritwirtichaft, bed Garten- und Dbftbaues, der Geflügel- 
und Bienenzuct, jowie jelbitgewonnener Erzeugnijie der Jagd und 
Fiſcherei“ eines Wandergewerbejcheines nicht bedarf, ift im $ 1 Nr. 1 der Aus- 
Ichluß auf die ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe beichräntt, jo daß die 
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Feilbietung der niht jelbfitgemonnenen, wenn aud rohen Erzeug- 
niſſe fteuerpflichtig ift (vgl. Nr. 2 IHN.) Daß der im $ 1 Nr. 1 vorgejehene 
Ausſchluß fich auch auf die daſelbſt nicht ausdrüdlich aufgeführten felbftgewonnenen 
Erzeugnilie der Geflügel- und Bienenzucht erftredt, ift in Nr. 2 IH. anerkannt. 
Wegen der Erzeugnilie der Land- und Forftwirtichaft fowie der Jagd und des 
Fiſchfanges vgl. Nr. 4 Ia, ce HA. — Die Streitfrage, ob ſich die Steuerfreiheit 
auch auf den Bertrieb der jelbitgewonnenen Erzeugnilfe dburh Beauftragte, 
Angehörige ulm. des Land- und Forftwirtes ujw. für feine Red- 
nung eritredt (vgl. Falkmann-Strutz ©. 348F.) ift durch die Be- 
ftimmungen zu Nr. 4 Ib HU. im bejahenden Sinne entichieden. 

„Erzeugnifje der Landwirtſchaft“ hören nicht auf ſolche zu fein, wenn ihr 
Bertrieb oder ihre Berarbeitung durch landwirtichaftlihe Genoſſenſchaften 
erfolgt, die zwar eine jelbitändige juriftiiche Perfom bilden, deren Betrieb aber 
nicht über die Grenzen der Landwirtſchaft hinausgeht (1. des KG. vom 12. No- 
vember 1900 — Yahrb. n. %. 1 C. 109). 

— Ausländer bezieht ſich die Befreiung nach $ 1 Nr. 1 nicht ($ 3 
rt. ]). 
A) Wegen des Bewerbebetriebes der Viehhändler ift folgende 8. 
der Minifter für Handel und Gewerbe und der Finanzen vom 13. Dez. 1883 
Mitt. H. 17 Nr. 40) ergangen: 


„Viehhändler, welche ihre Gewerbe im Umberziehen betreiben, haben 
jih häufig der Verpflichtung zur Löfung eines Legitimation-(Wander- 
gewerbe-) und Gewerbejcheines entzogen, indem jie ihren auswärtigen 
Seichäftsbetrieb als Ausfluß eines am Wohnorte von ihnen angemeldeten 
tehenden Handels darzuftellen verfuchten. In den betreffenden 
Fällen ift feftgeftellt, da mit dem von den Gewerbetreibenden jelbit 
oder von in ihren Dienften ftehenden oder fonft in ihrem Auftrage tätigen 
Perjonen auferhalb aufgelauften Vieh am Orte der gewerblichen Nieder- 
lajjung ein ftehender Handel nicht betrieben wurde, jondern höchitens 
nur gelegentliche und vereinzelte Berkäufe am Wohnorte 
ftattfanden, während regelmäßig das im Umpherziehen aufgefaufte Vieh 
nach größeren Handelsorten (Berlin, Hamburg uf.) geichafft und dort 
zum Wiederverfauf — jedoch keineswegs lediglich im Marktverkehr — 
feilgeboten wird, wobei es feinen Unterjchied macht, ob der Transport 
bezw. die Berladung dorthin direft von dem Aufkaufsorte oder vom 
Wohnorte des Gewerbetreibenden aus nach vorgängiger Einftellung in 
dajelbft zu diefem Zwecke dienenden Stallräumen erfolgt... Das in 
dieſer Weife betriebene Gewerbe ift in polizeiliher und aud in 
fteuerliher Beziehung ald Gewerbebetrieb im Umherziehen 
zu behandeln, jofern nicht nachgemwiejenermaßen das fFeilbieten des 
Viehes ausichlieflich im Marktverkehr erfolgt und folgeweife der $ 4 
des Geſetzes vom 3. Juli 1876 zur Anwendung aelangt. Dabei wird 
bemerkt, daß in allen Fällen der Berfauf von Vieh auf dem Zentral- 
viehhofe zu Berlin nur unter der Borausiekung als Marktverkehr an- 
zujehen jein würde, wenn das Vieh dort ausſchließlich innerhalb der 
in der maßgebenden Marktpolizeiordnung bezeichneten Marktitunden 
zum Verkauf geftellt ift.“ (gl. E. in St. 8 443.) 


Durch die Einrichtung und Benutzung eines nur zur vorübergehenden Unter- 
ftellung des den Gegenftand des Wandergemwerbes bildenden PBiches dienenden 
Stalles wird eine gewerbliche Niederlafjung und damit die Einrichtung eines 
ftehenden Gewerbes noch nicht begründet. „Die Gewinnung und der Verlauf 
der Milch, die von den lediglich zum Zwecke des Haufierhandels angetauften 
und vorübergehend in dem Stalle eingeitellten Kühen gewonnen wird, erfcheint 
aber als cin mit dem Wandergewerbe notwendig verbundener, diefem unter- 
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geordneter Geſchäftszweig, nicht aber als ein jelbftändiger ftehender Gewerbe— 
betrieb.“ (U. 6 G. 335 vom 3. Juni 1904). 

e. Ein Agent, ber im Inlande außerhalb jenes Wohnortes ohne Be- 
gründung einer gewerblichen Nieberlaffung und ohne vorherige Beitellung in 
eigener Berjon Warenbeftellungen auflucht, betreibt da3 Wandergewerbe und 
iſt haufierfteuerpflichtig: 

„Das Agenturgewerbe hat die VBermittelung von Abſchlüſſen von Hanbels- 
geichäften zum Gegenftande; dieje dienen au dem Warenumjaße, aber nicht 
unmittelbar dem Warenumjage desjenigen, der die Wermittlungstätigfeit auf- 
wendet, jondern dem eines dritten. Der Agent als joldher hat mit dem Waren- 
umfaße nichts zu tun, feine Handlungmweije kann daher nicht als Ausfluß des 
ftehenden Gewerbes desjenigen, der den Warenumjaß zum Zwecke jeines Ge- 
werbebetriebes gemacht hat, angejehen werden; er muß als außerhalb des S 44 
SD. ftehend eradhtet werden. Angellagter unterliegt daher dem $ 55 der GO. 
und damit dem $ 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1876. Des weiteren wird auf die 
Ausführung in Johow, Entiheibungen des Kammergerihtd Band 23, 
Ceite C 41 und in Band 20 Seite 339—343 der Entjcheidungen des OVG. 
Bezug genommen. Angellagter hat aljo ein der Steuer vom Gewerbebetriebe 
im Umberziehen unterworfenes Gewerbe betrieben, ohne einen Gewerbeſchein 
für 1902 eingelöft zu haben, und hat jich nach $ 18 Geſetz vom 3. Juli 1876 
ftrafbar gemadt.“ (U. des KG. vom 24. Mär; 1904 — Mitt. H. 47 Nr. 15.) 

f) Wegen der Ausnahmen von der Regel des $ 1 Nr. 1 vgl. $ 2 Nr. 2—6. 

6. Im Bereiche des $ 1 Nr. 2 (vgl. $ 55 Nr. 2 CD.) muß der Warenbegriff 
ebenfo wie für $ 1 Nr. 1 (vgl. oben Anm. 4a) auf bewegliheföüörper- 
liche Saden bejchräntt werden, da nicht anzunehmen ift, daß mit der Bezeich— 
nung „Waren“ im $ 1 Nr. 1—3 verjchiedene Begriffe verbunden fein jollen. 
Weiter wird vorausgejeßt, daß ber Ankauf (im weiteiten Sinne ald Erwerbung 

mittels Veräußerung feitens des Belikers) zum Zwede bes Wiederper- 
taufes, alio mit ber bereit? beim Ankaufe beftehenden Abjicht des 
Wiederverfaufes erfolgt. Der Anfauf bei Kaufleuten — Boll- und Minder- 
faufleuten — begründet nur dann die Steuerpflichtigfeit, wenn er nicht in 
offenen Berfaufitellen geſchieht. Verkaufſtelle ift ein weiterer Begriff als 
Laden,; wenn aber ald Merkmal des offenen Ladens das Fehlen eines die 
Betretung ausjhließenden phyſiſchen Hindernmijfes gefordert wird 
(vgl. Anm. 10 zu $ 5 GewG.), jo muß das Gleiche für ben Begriff der offenen 
en ken Eine weitere Begrenzung erhält der $ 1 Nr. 2 durd $ 2 

r. ‚26. 

7. Das Aufſuchen von Warenbeftellungen ($ 1 Nr. 3; vgl. $ 55 Nr. 2 OD.) 
ift nur in den Fällen des $2 Nr, la, 2, 6 von der Haufierfteuer befreit. Wegen 
des Marenbegriffes gilt das oben in Anm. 6 Bemerfte (vgl. aud $ 56a Nr. 2 
SD.) Das Aufſuchen von. Beitellungen auf Wertpapiere im Umherziehen it 
DE DE NIReNEe nicht unterworfen (U. des KG. vom 26. Juni 1894 — Yahrb. 

52). 

8. Der $ 1 Nr. 4, weldher mit dem $ 55 Nr. 4 GO. in der Fallung vom 
21. Juni 1869 wörtlich übereinftimmt, weicht von bem Wortlaute des $$ 55 
Nr. 3, 4 BD. in der jegigen Faflung in wejentlihen Stüden ab. Die lebtere 
Vorſchrift bezieht ſich auf denjenigen, welder: 

„3. gewerbliche Leiftungen anbieten, 

4. Nufifaufführungen, Schauftellungen, theatraliiche Borftellungen und 
fonftige Luftbarleiten, ohne daß ein höheres Anterejie der Kunſt oder 
der Wiſſenſchaft dabei obwaltet, darbieten will.“ 

Wenn hiermit aud nicht jo ſehr eine materielle Abänderung als eine 
ſchärfere Faſſung der gewerbepofizeilihen Borichriften beabjichtigt geweſen fein 
mag, jo darf Doch bei der Auslegung des $ 1 Nr. 4 die beftehende Wortfaſſung 
nicht unberüdjichtigt gelaiien werben. 
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A. Der Ausdrud „gewerblihe Leiftungen“ fann an ſich als eine ganz 
allgemeine Umfchreibung der gegen Zahlung des Empfängers erfolgenden 
Leiftungen eines jeden Gemwerbetreibenden veritanden werden. Wenn aber 
im $ 1 Nr. 4 gewerbliche Leiftungen den dajelbit unter Nr. 1—3 bezeichneten, 
ben Warenbegriff en, und fi als Handel darftellenden Tätigleiten 
gegenübergeftellt werben, jo ift es Mar, daß ein engerer Begriff gemeint ift, 
nämlich ſolche gewerblihe Leiftungen, welhe Arbeiten, Dienfte oder 
Beranfaltungen (im Gegenjage zu Schauftellungen) des Gewerbe- 
treibenden zum Gegenjtande haben. 

a) Da es fih ſtets um gewerbliche Leiftungen handelt, fo ſcheiden 
die Leiftungen im Bereiche der freien Berufe ($ 4 Rt. 7 Gew®.; vgl. 
Anm. 13 ff. dazu) ſowie die Leiftungen derjenigen Berjonen aus, deren Tätig- 
feit jich nicht ald eine berufmäßige im Sinne des Gemwerbebegriffes darftellt 
(Tagelöhner, Hanbdarbeiter; vgl. Anm. 5 zu $ 1 GewG.). Daß die Arbeit 
fuchenden Gewerbegehilfen, Geiellen ufw. nicht hierher gehören, bedarf faum 
der Erwähnung, ba fie nicht einzelne gewerbliche Leiltungen, fondern ihre ge- 
ſamte Arbeittätigfeit verwerten wollen. 

b) Das im $ 1 Nr. 4 gebrauchte Wort „feil bieten“ zeigt deutlicher als 
der Ausdrud „an bieten“ (im $ 55 Nr. 5 GO.), daß ein Darbieten gemwerb- 
licher Leitungen gegen Bablung feitens des Empfängers vorausgefekt 
wird. Berjonen, welche nur gewerbliche Leiftungen vermitteln, aber ihre Ber- 
gütung nicht unmittelbar von dem Empfänger, jondern von einem dritten, 
dem @eber, beziehen, wie 3. B. Agenten, fallen nicht in ben Bereich bes $ 1 
Nr. 4 (vgl. Nr. 4 II, Nr. 51Ab HU; auch U. des KG. vom 26. Juni 1894 — 
Yahrb. 15 252). 

Zum FFeilbieten gehört einerjeits die Darbietung für jedermann, anderer- 
feit3 die Aufforderung zur Inanipruchnahme der dargebotenen Leiftung; die 
Aufforderung fann ſowohl ausdrücklich als auch durch ſchlüſſige Handlungen 
erfolgen; ein lediglich paſſives Verhalten genügt nicht (U. des KG. vom 2. Juli 
1894 und 13. Yan. 1898 — Jahrb. 15 251; 18 244 —, vom 28. März 1898 — 
PVBl. 20 255). 

e) Nach ſprachlicher Auslegung bezieht fih der Relativfah („bei welchen“ 
um.) auch auf gemwerblihe und fkünftleriihe Leiftungen, und dies muß aud 
gegenüber der jegigen Faſſung des $ 55 Wr. 3 SD. enticheiden. Wenn 
man biergegen einwenden will, daß ed gewerbliche Leiftungen mit einem 
höheren wiſſenſchaftlichen oder Kunftinterejie nicht gebe, weil das Borwalten 
eines folden Intereſſes den Begriff der Gewerblichfeit ausjchliefe, jo führt 
dies zu dem gleichen Ergebnijje. Jedenfalls Hat im $ 1 Nr. 4 entweder ſchon 
mit der Hinweilung auf den Gemwerbebegriff („gewerbliche Leiftungen“) 
oder doch mit dem zugefügten Relativjage die Beziehung auf entgeltliche 
Leiftungen mit höherem wiflenichaftlihen oder Kunſtintereſſe ausgeſchloſſen 
werben follen. 

B. „Künftlerijche* Leiftungen werden unter diejer Bezeichnung im 
$ 55 Nr. 3, 4 GO. der jepigen Faſſung nicht mehr aufgeführt. Die Ber- 
pflihtung zur Nachſuchung des Wandergemwerbeicheines beſchränkt jich auf 
ſolche künftleriiche Leitungen im weiteren Sinne, welde ald gewerblide 
Reiftungen ($ 55 Nr. 3 BD.) oder als Mufifaufführungen ujw. ohne höheres 
Intereſſe der Kunft oder der Willenichaft ($ 55 Nr. 4 BD.) eriheinen, Im 
mwejentlihen dasjelbe an FLNr. 4 Die eigene Ausübung der Kunſt 
im höheren Sinne fällt als freier Beruf nicht unter den Gewerbebegriff 
(vgl. Anm. 15 zu $ 4 Gem.) Künftleriihe Leitungen niederer Art 
(Kunftfertigfeiten) find, auch wenn fie von dem jog. Künſtler jelbft gegen Ent- 
gelt dargeboten werden, gewerbliche Leiltungen und gehören ftets dem 
Bereiche des $ 1 Nr, 4 an. Künſtleriſche Leiltungen jeglidher Art, ein- 
ſchließlich der Schauftellungen, welhe von einem andern Unternehmer 
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als dem Künftler jelbft, oder von dem Sünftler felbft, aber unter Ver— 
wendunganderervonihmbezahlterfräfte,alsölinter- 
nehmer mit der Abjiht der Gemwinnerzielung dargeboten werden, erſcheinen 
zwar auch begrifflih als Gewerbebetrieb, fofern die Borausjegung beruf- 
mäßiger Ermerbtätigteit (vgl. Anm. 5 zu $ 1 Gem.) zutrifft; jie unter- 
liegen aber nicht der Haufierfteuer, wenn bei ihnen objettiv ein höheres 
Intereſſe der Kunſt oder der Wiflenichaft obmwaltet. Im legteren Falle greift 
nur die Befteuerung des ftehenden Gewerbes Platz ($ 4). 

Die Frage, ob ein höheres Kunitinterefle obmwaltet, ift eine nad) ber Ge— 
jamtheit der Umftände zu beurteilende Tatfrage (U. des KG. vom 25. Jan. 
und 1. Oft. 1894 — Jahrb. 15 254, 355). 

C. Wegen der Befreiung der Darbietung von gewerblichen Leiftungen, 
insbejondere der Ausübung des Mujifergemwerbes, vgl. $ 2 Nr, 5b, c, jowie 
wegen der Beiteuerung von Muſiker-, Schaufpieler-, Kunftreiter- und ähnlichen 
Geſellſchaften $ 10 (auch Nr. 10 VII, VIII H4.). 


g 2. 


Der Steuer vom Gemerbebetriebe im Umherziehen nicht unter- 
worfen > 
1. Kaufleute, Fabrifanten und andere Perſonen, welde ein 
ittehendes Gewerbe betreiben, ſowie die in deren PDienften 
ftehenden Reiſenden, welche außerhalb des Ortes ihrer gemwerb- 
lihen Niederlajjung, bezw. der gewerblichen Niederlafjung 

ihrer Gejchäftsherren, 

a) Warenbeftellungen juchen, wenn jie von den Waren, auf 
welche fie Beitellungen juchen, nur Proben oder Muſter 
mit ſich führen, 

b) Waren auffaufen, wenn fie die aufgefauften Waren nur 
behufs deren Beförderung nah dem Beltimmungsorte 
mit fich führen; 

Die vorftehbenden Beftimmungen finden 
auf Diejenigen feine Anwendung, welde 
nab den reihsgejeklihden Vorſchriften 
zum Aufſuchen von Bestellungen oder zum 
Unltaufvon Waren eines Wandergemwerbe- 
iheines bedürfen. 

Die Gewerbefheine für Reijende zu den 
vorjtehend zua und bbezeihneten Zweden 
jind, wenn im Laufe desfahres ein Wediel 
inder Berjon des Reijenden eintritt, für 
den Reſt ihrer Gültigfeitsdauer jteuer- 
frei auf die Berjon des Nachfolgers durd 
Umjhreibung oder andermweite Musferti- 
gung zu übertragen. 

2. diejenigen, welche ausichlieflih im Meß- und Marktverkehr 
die im $ 1 unter 1 bis 3 bezeichneten Arten des Gewerbe— 
betriebes ausüben; 

3. diejenigen, welche jelbjtgewonnene Waren hinfichtlich deren 
dies nach Landesgebrauch hergebracht it, zu Waller verfahren 
und vom Fahrzeuge aus feilbieten; 
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4, Gewerbetreibende, welche außerhalb ihres Wohnortes bei 
öffentlihen Feiten, Truppenzujammenziehungen und anderen 
außergemwöhnlihen Gelegenheiten ſolche Waren, hinjichtlich 
deren dies von den zuftändigen Behörden gejtattet ift, feil- 
bieten; 
5. Gewerbetreibende, welche in nicht größerer Entfernung als 
15 Kilometer vom Wohnorte 
a) jelbftverfertigte Waren, welche zu den Gegenftänden des 
Wochenmarktverkehrs gehören, feilbieten, 

b) gewerbliche Leiftungen, hinfichtlich deren dies nach Landes— 
gebrauch hergebracht ift, anbieten, 

c) das Mufifergewerbe ausüben; 

6. Gewerbetreibende, welche außerhalb ihres Wohnortes, aber 
innerhalb des Gemeindebezirk und der etwa durch bejondere 
Anordnung der Regierung dem Gemeindebezirt des Wohn- 
ortes in diejer Hinficht gleichgeitellten nächiten Umgebung 
desjelben Waren auffaufen, Waren oder Leiftungen feilbieten, 
oder Warenbeitellungen juchen. 


3u S 2, 

1. Der $ 2 begrenzt die im $1 gegebenen Regeln der Haulierfteuer- 
pflichtigfeit, indem teils ſolche Tätigkeiten, welche begrifflihd und gemäß den 
newerbepolizeilihen Borichriften nicht als Ausübung des Wandergewerbes, 
jondern als Ausflug des ftehenden Gewerbes erjcheinen, auägeichieden, teils 
wirflihe Ausnahmen zugelafien werden. Alle im $ 2 bezeichneten Arten des 
Gewerbebetriebes fallen in den Bereich des ftehenden Gewerbes ($ 4). 

2. Die Fallung des $2 Nr. 1 Abf. 1 ſchloß fi dem $ 44 GO. in der Faſſung 
vom 21. Juni 1869 an, reichte aber nicht mehr aus, jeitdem durch die Novellen 
zur GO. das Auffaufen von Waren und das Aufluhen von Warenbeftellungen 
im Bereiche des ftehenden Gewerbes Einichränfungen erlitten haben, welche 
zu einer Ausdehnung des Wandergewerbebegriffe3 im gemwerbepolizeilichen 
Sinne ($ 55 BD.) führten Um die hierdurch verlorene Übereinftimmung mit 
den gewerbepolizeilihen Vorſchriften wieder herzuitellen, find dem $ 2 Wr. 1 
dur das Gejek vom 23. Dezember 1896 (GE. ©. 273) die durch geiperrten 
Drud hervorgehobenen Abjäbe 2, 3 hinzugefügt worden. Hierauf beziehen 
jih die Ausführungbeitimmungen des Finanzminiſters vom 15. Dez. 1896 
(Mitt. H. 34 Nr. 36), deren Nr. 1, 5 folgenden Wortlaut haben: 


Kr. 1. 


„Die Befreiung von der Steuer vom Gcwerbebetriebe im Umher— 
ziehen auf Grund des $ 2 Wr. 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 wird 
fortan auf diejenigen Formen des Aufiuhens von Warenbeitellungen 
und des Warenauflaufs bejchränft, zu denen es nad) den Beftimmungen 
der Neichögejetgebung eines Wandergewerbeicheines nicht bedarf. 

Kaufleute, Fabrilanten und andere ein ftehendes Gewerbe be- 
treibende Berjonen, jomwie die in deren Dienften ftehenden NReilenden, 
welche außerhalb des Gemeindebezirted der gemwerblihen Nicderlajjung 
Beitellungen auf Waren, von denen fie nur Proben oder Mufter mit 
jih führen, juchen oder an anderen Orten ala in offenen Berfaufftellen 
Waren auffaufen wollen, welche nur behufs der Beförderung nach dem 
Beitimmungsorte mitgeführt werden, unterliegen fomit vom 1. Januar 
1897 ab der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umpherziehen, wenn 
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a) der Warenauffauf oder das Suden von Warenbeftellungen nit für 
die Zmwede des von dem Gemerbetreibenden beziehungmweije dem Ge- 
ſchäftsherrn des Reiſenden betricbenen ftehenden Gewerbes erfolgt, oder 

b) bei anderen Berjonen als Kaufleuten oder ſolchen, weldhe bie Waren 
produzieren, Waren aufgefauft, oder endlich 

e) bei anderen Perjonen als Kaufleuten und jolden, in deren Geſchäfts— 
betriebe Waren der angebotenen Art Verwendung finden, oder bei 
Kaufleuten außerhalb ihrer Geichäftsräume Warenbeitellungen ohne 
vorgängige ausdrüdlihe Aufforderung geſucht werden follen und es 
jih niht um Drudicriften, andere Schriften oder Bildwerfe oder 
um foldhe Waren, Gegenden oder Gruppen von Gewerbetreibenden 
handelt, für welche der Bundesrat auf Grund bes Art, 9 des Reichs— 
geießes vom 6. Auquft 1896 eine Ausnahme von der Wandergewerbe— 
iheinpfliht zugelaljen hat. 

Der Prüfung, ob die materiellen Vorausſetzungen der Steuerpflicht 
vorliegen, find die zur Feitiehung der Steuer berufenen Behörden, jo- 
weit es ſich nicht um die unter Nr. I und III der Pr. 2 der Ausführung- 
anmweilung vom 27. Auguit 1896 bezeichneten Fälle handelt, welde 
fortan die einzigen Abweihungen ber preußiichen Wandergemwerbefteuer 
von der reichögejeglihen Wandergewerbeicheinpflicht darſtellen, über- 
hoben: maßgebend für die Steuerpflicht ift, daß jeitens der zuftändigen 
Behörden ein Wandergewerbeichein für erfordberlih erachtet und er- 
teilt iſt.“ 


Mr. 5. 


„Der lepte Abſatz (des $2 Nr. 1) bezieht jich nur auf die für Reilende, 
welche in Dieniten von Gemwerbetreibenden jtehen, nicht auch auf die für 
jelbftändige Gewerbetreibende ausgefertigten Gewerbeſcheine. Hin- 
ſichtlich der letzteren finden lediglich die ——— im $ 15 des Ge— 
jeßes vom 3. Juli 1876 Anwendung. 

Ob in den Fällen des gedachten Schlußfages (des $ 2 Nr. 1) eine 
Umjchreibung oder eine andermweite Ausfertigung des Gewerbeſcheines 
vorzunehmen jei, bleibt der nah den Berhältniffen des einzelnen Falles 
zu treffenden Entſcheidung der Königlihen Regierung überlajien. Findet 
eine anderweite Ausfertigung ftatt, jo ift diejelbe als foldhe unter An- 
ziehung der Beitimmung (im $ 2 Nr. 1) und unter Angabe des Namens, 
auf welchen, und ber Nummer, unter der die erfte Ausfertigung erfolgt 
twar, jowie des entrichteten Steuerbetrages fenntlidh zu madjen.“ 


3. Der Meh- und Marktverkehr ($2Nr. 2) war jhon nad $ 2 
bes Regulativs vom 28. April 1824 haufierfteuerfrei. Hierauf beziehen ſich die 
8 64— 71 GO. wonad) ($ 68 BD.) insbejondere der Marftverlchr ohne Aus- 
nahme nur mit folhen Abgaben belaftet werden darf, welche cine Vergütung 
für ben überlajjenen Raum und den Gebraud von Buben und Gerätichaften 
bilden. Wegen des Meh- und Marktverkehrs vgl. Nr. 4 IV HN. Vorausſetzung 
it die ausihliehlihe Ausübung im Meß- und Marktverfehre, jo daß 
3. B. Viehhändler, welche den An- oder Verkauf von Vieh teils im Marttverfehr, 
teild außerhalb desjelben bewirken, nicht unter die Beitimmung des $ 2 Nr. 2 
fallen (vgl. Anm. 5d zu $ 1). 

„Rad der Wortfaſſung würde die Frage entitehen fünnen, ob fich die aus— 
Ichlieglihe Ausübung im Meß- oder Marktverlchr auf den Anfauf und auf das 
Feilbieten je für jich als zwei von einander getrennte Tätigfeiten, ober auf beide 
Tätigfeiten als zulammenhängendes Ganzes beziehen fol. Nah dem Wefen 
der Sache und der Abjicht des Geſetzes läßt ſich nur das leptere annehmen, nämlid) 
daß ein gemäß $ 1 der Wandergewerbefteuer unterliegendes einheitliches Hanbels- 
gewerbe nad $ 2 Nr. 2, $ 4 nur dann, und zwar in feinem ganzen Umfange, 
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von der Wandergewerbefteuer befreit und zur Gewerbeiteuer herangezogen 
werden joll, wenn jowohlder Antaufalsaud das Feilbieten 
ſich ausſchließlich im Meh- oder Marktverfehr vollzieht. Wenn dagegen 
nur ber Anlauf oder nur das Feilbieten im Meß- oder Marktverkehre geichieht, 
jo bleibt der gefamte Betrieb hauſierſteuerpflichtig“ (E. in St. 8 445 f.). 

„Der Fall des $ 2 Nr. 2 liegt nicht vor, wenn gemwerbmäßig auf aus- 
wärtigen Wochenmärkten unter den Borausjegungen des $ 1 Waren feilgeboten 
werden, welche zu den Gegenſtänden des Wochenmarktverfehrs nicht gehören‘ 
(U. des KG. vom 27. Dez. 1894 — Yahrb. 16 358). 

Der bei einer Kirmes ftattfindende Hanbelsverfehr ift nicht als ein Zahr- 
markt, fondern, jofern die behördliche Genehmigung zur Veranitaltung eines 
Marktes erteilt ift, ald ein bei einer bejonderen Gelegenheit ftattfindender Martt 
(Spezialmarkt) anzujehen. it die behörblihe Erlaubnis zur Beranftaltung 
eines Marftes nicht erteilt, jo tft derjenige, der bei einer Kirmes außerhalb jeines 
Wohnortes ohne Begründung einer gewerbliden Niederlajiung und ohne vor- 
gängige Beltellung Waren feilgeboten hat, nur dann von der Löfung eines 
Wandergewerbeſcheins und der Zahlung der Wandergewerbefteuer befreit, 
wenn er mit Erlaubnis der Ortspolizeibehörde lediglich die von derjelben be- 
ftimmten Waren feilbietet. Die Befreiung von der Zahlung der Wanber- 
gewerbefteuer tritt auch dann ein, wenn diejelbe auf Grund einer Ermächtigung 
des Finanzminiſters durch die zuftändige Regierung ausgeiproden iſt (U. des 
NG. vom 5. April 1900 — Yahrb. u. F. 1 C. 66). 

4. Die Beltimmung des $ 2 Nr. 3 ift alten Rechtes ($ 4 des Regulativs 
vom 28. April 1824 und entipricht dem $ 59 Nr. 3 GD.; vgl. aud Nr. 4 Ib HN. 

5. Die auf alter Berwaltungpraris beruhende Borjchrift des $ 2 Nr. 4 
entipricht dem $ 59 Nr. 4 GD.; vgl. Nr. 4 V HM. 

6. Die Beitimmungen des $ 2 Nr. 5 ſchließen fich dem $ 6 des Negulativs 
vom 28. April 1824 und der KD. vom 14. Oft. 1833 an und entiprechen dem 
859 Nr. 2 BD. Für die Ausübung des Mujifergemwerbes (Nr. 5c) bedarf es 
zwar des polizeilichen Wandergewerbeicheines ($ 55 Nr. 4 GO.), ohne daß jedoch 
hiermit die Haufierfteuerpflichtigfeit begründet würde (Nr. 2 III HA.). 

„Wohnort“ (82 Nr. 5 a—0) ift nicht der Gemeindebezirk, fondern der Wohn- 
ort im engeren Sinne, aljo die gejchlojjene Ortichaft oder die außerhalb eines 
geichloffenen Ortes belegene Wohnung. Der Umkreis von 15 Kilometern wird 
nach der radialen Entfernung vom Wohnort berechnet (Anm. zu Nr. 2 III HA.); 
auf die politijhe Einteilung des Umkreiſes fommt es nit an (Nr. 4 VII HA.). 

Zu den jelbftverfertigten Waren (Nr. 5 a) gehört auch friiches Fleisch (Nr. 4 
VI HA.). Die Feilbietung der jelbitverfertigten Waren kann auch durch Beauf- 
tragte, Angehörige uf geihehen (Nr. 4 Ib HA., U. des KG. vom 12. November 
1900 — Jahrb. u. F. 1 C 109). 

Zu den gewerblichen Leiftungen im Sinne der Nr. 5 b gehören künſtleriſche 
Veiftungen ($ 1 Nr. 4) nicht (vgl. Anm. 8B zu $ 1). 

7. Der $ 2 Nr. 6 enthält im weſentlichen altes Recht ($ 3 des Negulativs 
vom 28. April 1824) und fteht jetzt auch in Übereinſtimmung mit ber durch die 
Novelle vom 1. Juli 1883 abgeänderten Faſſung bes $ 55 GO. (vgl. Nr. 4 VIII 
HM). 


8 3. 


In betreff der Angehörigen außerdeuticher Staaten, welche weder 
ihren Wohnfig noch eine gewerbliche Niederlaffung in einem deutſchen 
Staate haben, treten, jofern nicht durch Verträge oder Vereinbarungen 
oder durch Anordnungen des Finanzminijters andermweite Feitiegungen 
getroffen jind, nachitehende beiondere Beitimmungen ein: 
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l. Diejelben find der Steuer vom Gemerbebetriebe im Umher— 
ziehen auch dann unterworfen, wenn fie jelbftgewonnene Er- 
zeugniffe der Land- und Forfitwirtichaft, des Garten- und Obit- 
baues, der Jagd und des Fiſchfanges ohne vorgängige Be— 
jtellung in eigener Perſon feilbieten wollen ($ 1 Nr. 1). 

. Die Beftimmungen des $ 2 finden auf diefelben und auf die 
in ihren Dienften jtehenden Reijenden, welche für deren im 
Auslande betriebenes Gejchäft Waren auflaufen oder Waren- 
bejtellungen ſuchen ($ 2 Nr. 1), feine Anwendung. 

3. Aller Handel (Berfauf und Ankauf von Waren und Suden 
von Warenbeftellungen) der Ausländer auf Meſſen und Jahr— 
märften bleibt von der Gemerbefteuer frei. 

4, Deögleihen ift ihnen das FFeilbieten von Verzehrungsgegen- 
jftänden, welche zu den Gegenftänden des Wochenmarftverfehrs 
gehören, und der Warenanfauf auf Wochenmärkten gemwerbe- 
jteuerfrei geitattet. 

5. Die Regierungen find ferner ermächtigt, ihnen das Feilbieten 
jolher jelbjtgewonnenen Erzeugnijje und felbjtverfertigten 
Waren, welche zu den Gegenftänden des Wochenmarftverfehrs 
gehören, imlimherziehen innerhalb eines näher zu beſtimmenden, 
nicht über 15 Kilometer von der Grenze zu erjtredenden Be— 
zirks gewerbejtenerfrei zu gejtatten. 


Zu 83. 

1. Während die Gewerbetreibenden aus anderen Bundesitaaten ebenio 
wie die preußiichen Gewerbetreibenden behandelt werden (vgl. Nr. 6 HU.), 
enthält der $ 3 in Bezug auf ausländische Gewerbetreibende jchärfere Be- 
jftimmungen. Dies hat darin jeinen Grund, „daß die im $ 2 aufgeführten Arten 
des Gemwerbebetriebes dem jtehenden Gewerbebetriebe zugerechnet und als 
integrierender Beftandteil desjelben bei der Befteuerung mit in Betracht gezogen 
werden, was jih den ausländiichen Gemwerbetreibenden gegenüber von jelbit 
verbietet. Die ausgedehntere Haujierftenerpflicht ift demnach hauptlädlich 
da3 Aquivalent des den Inländern gegenüber zur Anwendung fommenden, 
auf Ausländer nicht anwendbaren Beſteuerungmodus“ (Begründung des GE. 
zu $3 — Mitt. 9. 2 ©. 58). 

Vgl. wegen der Befteuerung der Ausländer Nr. 16 HN. (auch $$ 12, 14) 
jowie derjenigen Ausländer, welhe in Preußen oder in einem anderen Bundes- 
ftaate Wohnſitz oder gewerbliche Niederlaffung haben ($ 4 Abi. 3) oder vertrag- 
mäßig den deutſchen Gewerbetreibenden gleichgeitellt find, Nr. 6 TIL, IV HA.). 

„Ein Viehhändler, welcher in einem deutjchen Staate außerhalb Preußens 
den Biehhandel als ftehend es Gewerbe betreibt, bedarf zum Viehhandel im 
Umberziehen in Preußen eines Gemwerbeicheines, ausgenommen wenn er nur 
Vieh von Perjonen aufltauft, welche es jelbjt aufgezogen haben“ (U. des KG. 
vom 13. Jan. 1898 — Jahrb. 18 244). 

2. Über die Begriffe von Wohnſitz und gewerbliher Niederlajjung val. 
Anm. 4a, bzu $1. 

3. Die Befreiung der Ausländer gemäß $ 3 Nr. 3, 4 erftredt ſich auch auf 
die Gewerbeiteuer ($ 4 Nr. 5 GewG.; vgl. auch $$ 64, 78 GO.). 


$ 4. 
Die im $ 2 aufgeführten, fowie alle anderen der Steuer vom 
Semwerbebetriebe im Umherziehen nicht unterliegenden Arten der Aus— 
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übung des Gemwerbebetriebes außerhalb des Wohnortes und ohne Be- 
gründung einer gewerblihen Niederlafjung werden hinfichtlid) der 
Befteuerung der preußifchen und der einem anderen deutichen Staate 
angehörigen Gemwerbetreibenden, ſowie derjenigen ausländiichen Ge— 
werbetreibenden ($ 3), welche ihren Wohnfig oder eine gewerbliche 
Niederlaffung in Deutjchland haben, dem ftehenden Gewerbebetriebe 
derjelben zugerechnet. Preußiſche Gewerbetreibende, welche bie 
vorbezeichneten Arten des Gemerbebetriebes ausüben oder durd) 
Stellvertreter ausüben laſſen, ohne dasjelbe Gewerbe als jtehendes zu 
betreiben, jind verpflichtet, dDiefes Gewerbe vor deijen Beginn, jofern 
fie einen Wohnfig in Preußen haben, bei der Kommunalbehörde ihres 
Wohnortes — in Ermangelung eines joldhen bei der Kommunalbehörde 
des Ortes, wo der Gewerbebetrieb begonnen werden ſoll — anzu- 
melden und unterliegen der Befteuerung vom jtehenden Gewerbe in 
der entiprehenden Steuerflafje nah Maßgabe der für diejelbe be- 
ftehenden Borichriften ($ 19 des Gejehes vom 30. Mai 1820 GS. ©. 147 
und $ 17 diejes Gejekes). 

Die gleihe Anmeldungverpflichtung und Belteuerung trifft die 
einem andern deutichen Staate angehörigen Gemwerbetreibenden nur 
dann, wenn fie nicht dasjelbe Gewerbe in einem anderen deutjchen 
Staate als ftehendes betreiben. 

Ausländiihe Gewerbetreibende, weldhe ihren Wohnſitz oder 
eine gewerbliche Niederlaffung in Deutichland haben ($ 3), werben in 
diefer Hinfiht den Gewerbetreibenden desjenigen Staates gleich— 
geitellt, in welchem fie ihren Wohnſitz oder eine gewerbliche Nieder- 
lafjung haben. 


Zu 8 4. 

1. Die Ausführungbeſtimmungen unter Nr. 5—7 HN. ſind nad) Abänderung 
des $ 2 Nr. 1 durch das Geſetz vom 23. Dez. 1896 (vgl. Anm. 2 zu $ 2) ergänzt 
worden durch die folgende Nr. 3 der Ausführungbeitimmungen vom 15. Dez. 
1896 (Mitt. 9. 34 Nr. 36): 

„Nach $ 4 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 find die im $ 2 dajelbit auf— 
geführten, jowie alle anderen der Steuer vom Gewerbebetriebe im 
Umperziehen nicht unterliegenden Arten der Ausübung des Gewerbe— 
betricbes außerhalb de3 Wohnortes und ohne Begründung einer ge- 
werblihen Niederlafjung hHinfichtlih der Befteuerung dem jtehenden 
Gewerbe zujurechnen. 

Da das mandergewerbejcheinpflichtige Aufjuhen von Waren- 
beftellungen und Auftaufen von Waren nidyt mehr unter den $2a.a. ©. 
fällt und künftig der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen 
unterliegt, jo findet jelbitredend der $ 4 a. a. D. hierauf nit mehr An- 
wendung und ift gemäß Artikel 2 Nr. 20 der Ausführunganmweilung 
vom 4. Rovember 1895 zum Gemwerbefteuergejet vom 24. Juni 1891 
das mit einem ftehenden Gewerbe verbundene Aufiuhen von Waren- 
beitellungen oder Auflaufen von Waren in Perſon oder durch Reijende 
joweit es der Steuer vom Gemwerbebetribe im Umbherziehen unterliegt, 
bei *F Veranlagung zur Steuer vom ſtehenden Gewerbe außer Betracht 
zu laſſen.“ 

2. Aus der Begründung des GE. zu $ 4 (Mitt. H. 2 ©. 59 ff.); 

„Der $ 4 hat die Aufgabe, den Grundſatz außer Zweifel zu ftellen, 
daf diejenigen Nrten des Gerwerbebetriebes außerhalb des Wohnortes, 
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welche nicht der Steuer vom Gemerbebetriebe im Umbherziehen unter- 
liegen, auch Hinfichtlih der Beiteuerung als Ausflug und Ausübung 
des ftcehenden Gemwerbebetriebes anzuiehen bezw. dem legteren zuzu- 
rechnen jind, wie dies in gewerbepolizeiliher Hinficht in der Gewerbe- 
ordnung geichieht. 

Der Entwurf läht feinen Zmeifel darüber, * hinſichtlich der Frage, 
ob der ſtehende Gewerbebetrieb teuerpflidhtig ift oder nicht, 
an den geltenden Rorichriften durdy den im $ 4 ausgeiprochenen Grund- 
fat nichts geändert wird. 

Der weitere Inhalt des $ 4 beruht auf der Unterſcheidung, daß der 
hier in Rede jtehende ausmärtige Gejchäftsbetrieb entweder mit ber 
tatjählihen Ausübung bes ftehenden Betriebes besjelben Gewerbes 
verbunden ift (3. B. Suden von Beitellungen und Warenauffauf im 
Umherziehen für ein ftehendes Handelsgeihäft), oder ohne dieſe Ver— 
bindung auftritt, indem die betreffenden PBerfonen nuraußerhalb 
des Wohnortes und ohne eine gewerbliche Niederlaffung ihre Gejchäfte 
maden. Für den eriteren Fall kann fein Zweifel darüber obwalten, 
daß der auswärtige Gejchäftsbetrieb als ein integrierender Beſtandteil 
bes ftehenden Gewerbebetriebes bei der Belteuerung dieſes mit zur 
Berüdjichtigung gelangt. Für den lebteren Fall bedarf es dagegen der 
ausdrüdlichen Anordnung der Berpflichtung zur Anmeldung des Ge- 
werbebetriebes bei der Kommunalbehörde nad den für die ftehenden 
Gewerbe geltenden Borjchriften.“ 


3. Aus dem Zufammenhange des $$ 1, 2, 4 HG. in Verbindung mit den 


Beitimmungen des Gemw.G. ergibt jich folgender Rechtszuſtand: 


a) Alle Betriebe, welche nicht gemäß $$ 1,296. aß fteuerpflid- 


tiges Wandergemwerbe eriheinen, gehören zum ftehenden 
Gewerbe und find nunmehr, nah Einführung der allgemeinen Steuer- 
pfliht ($ 1 GewG.) der Gewerbefteuer unterworfen, joweit nicht be- 
jondere Befreiungsgründe (88 3—5 Gew®.) zutreffen oder die Beſteuerung 
wegen Geringfügigfeit des Ertrags und des Anlage- und Betriebs- 
fapital3 zu unterbleiben hat ($ 7 GewG.). ‚Hierbei bilden die jämtlichen 
in einer Hand vereinigten Betriebe ein einheitlihes Steuerobjelt 
($$ 17, 20 GewG.). 


b) Gewerbetreibende, welhe ausſchließlich das hauſierſteuer— 


pflhichtige Wandergewerbe ausüben, unterliegen nicht der 
Gewerbe», jondern nur der Haufierftener. Ob fie bei Ausübung ver- 
jhiedener Arten des Wandergewerbes die Haufierfteuer nur einmal 
oder mehrfad zu entrichten haben, hängt davon ab, ob einer oder mehrere 
polizeiliche Wandergewerbejcheine erteilt find (vgl. Anm. 2 zu $ 6). 


ce) Bei der Berbindung von haujierfteuerpflihtigem Wandergemwerbe 


und jtehendem Gewerbe in der Hand besjelben Gemerbetreibenden ijt 
jede Betriebsform für ſich zu befteuern, fo daß bei Bemeſſung der Hauiier- 
jteuer das ftehende Gewerbe und umgefehrt bei Veranlagung der Ge- 
werbeiteuer der Ertrag jowie das Anlage- und Betriebstapital des Wander- 
ewerbes ganz außer Betracht bleiben. Dies ift von befonderer Wichtigkeit, 
eitdem das twandergewerbeicheinpflihtige Aufluhen von Waren- 
beitellungen und Auflaufen von Waren ber Haulierfteuer unterliegt 
(vgl. oben Anm. 1). Ein weiteres Beilpiel gleichzeitiger Haufier- und 
Gewerbefteuerpflichtigfeit ift in Nr. 8 Abi. 2 HU. behandelt. 


4. Wegen der Begriffe —— („Wohnſitz“) und „gewerbliche Nieder- 


laſſung“ vgl. Anm. 4a, bzu 81 


5. An die Stelle der am Schluffe bes 8 4 Abſ. 1 bezeichneten gejeplichen 


Beftimmungen find nunmehr bie Vorfchriften des Gew®., alfo hinfichtlich der 
Anmeldung die des $ 52 getreten. 
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85. 


Wer ein der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umbherziehen 
unterworfened® Gewerbe nad) Entrichtung diefer Steuer auch an 
jeinem Wohnorte ohne Begründung einer gewerblichen Niederlaffung 
vorübergehend ausübt, unterliegt diejerhalb nicht der Steuer vom 
ftehenden Gewerbebetriebe. 


gu S5. 
1. Zu $ 5 vgl. Nr. 8 HN. 


8 6. 

Wer ein der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umpherziehen 
unterliegendes Gewerbe ($$ 1 und 3) ausüben will, ift verpflichtet, 
dasfelbe für jedes Jahr, in welchem der Gewerbebetrieb jtattfinden 
joll, behufs Entrihtung der Steuer anzumelden und einen die Be- 
zeichnung der Perjon, der Art und des Gegenjtandes des Gemwerbe- 
betriebes, der Anzahl der mitzuführenden Begleiter, Fuhrwerke oder 
Waflerfahrzeuge, jomwie die Feſtſetzung der Steuer und die Quittung 
über deren Entrichtung oder die Beicheinigung der Steuerfreiheit 
($ 13) enthaltenden Gewerbeſchein für das betreffende Jahr vor Beginn 
des Scwerbebetriebes einzulöfen. Der Gewerbeſchein ift nur für die 
Perſon und das Kalenderjahr gültig, für welche derjelbe ausgefertigt iſt. 

Die Anmeldung ift, injofern es zu dem beabfichtigten Gewerbe— 
betriebe nah den Borjchriften der Neichigewerbeordnung des 
Legitimationsjcheins einer preufifchen Behörde bedarf, mit dem An- 
trage auf Erteilung des legteren zu verbinden, und wird alddann regel- 
mäßig aud) der Gemwerbeichein mit dem Legitimationjchein verbunden. 

Anderenfalls ift die Anmeldung bei der Polizeibehörde des Wohn- 

ortes des Gewerbetreibenden, und wenn derjelbe innerhalb des preußi— 
ihen Staates feinen Wohnſitz hat, bei der Polizeibehörde des Ortes, 
an welchem er den Gewerbebetrieb in Preußen beginnen will — in 
Berlin ſtets bei der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern 
— , [ohriftlich oder zu Protofoll zu bewirken. Für Ortichaften der vierten 
Gewerbejteuer-Abteilung erfolgt die Anmeldung bei der WBolizei- 
behörde des Kreiſes (Landrat, Kreishauptmann ujw.). Bei der An- 
meldung muß der Gegenftand des Gewerbebetriebes, die Anzahl der 
mitzuführenden Begleiter, Fuhrwerke oder Wafjerfahrzeuge angegeben, 
auch auf Erfordern über die Verrichtungen der Begleiter, die Be— 
Ihaffenheit und Beftimmung der Transportmittel Auskunft erteilt 
werden. Nah Mafgabe der Anmeldung fertigt diejenige Behörde, 
welcher die Feitiegung der Steuer obliegt, den Gewerbejchein aus und 
überweift denfelben der mit der Einziehung der Steuer beauftragten 
Kaffe zur Aushändigung gegen Erlegung der Steuer. 
.. Die Feltiegung der Steuer erfolgt durch die Regierung, kann 
jedoch für einzelne Gattungen des Gewerbebetriebes im Umher— 
ziehen den der Regierung nachgeordneten Verwaltungbehörden von dem 
Finanzminiſter übertragen werden. 

Wegen der Form der Gemerbejcheine, wegen der Verbindung der- 
jelben mit den Legitimationfheinen und wegen des fonftigen Ver— 
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fahrens hat der Finanzminifter die erforderlichen Anordnungen zu 
erlaffen. In die mit einem Legitimationjcheine nicht verbundenen 
Gewerbeſcheine fann auch das GSignalement des Inhabers auf- 
genommen werden. 


1. Zu $ 6 vgl. Nr. 9; 10 V, VI, 12 99. 

2. Als Inhaber des Wandergewerbes und deshalb als Steuerpflichtiger 
gilt der Haufierer ohne Rüdjicht darauf, ob er für eigene oder für fremde Rech— 
nung das Wandergewerbe betreibt (vgl. Anm. 4d zu $ 1). Ein Gewerbe- 
treibender, welcher als Auftraggeber für feine ——— andere Ver— 
ſonen das ſteuerpflichtige Wandergewerbe ausüben laſſen will, bedarf alſo 
für jeden Beauftragten des polizeilichen Wandergewerbeſcheines und des 
ſteuerlichen Gewerbeſcheines. Der Beauftragte ericheint zwar als der unmittelbar 
Steuerpflichtige; neben ihm haftet aber der Auftraggeber ($ 23). 

Hinsichtlich der Verbindung mehrerer Arten des Wandergemwerbes ineiner 
Berjon ift bei der Beratung des GE. in der Kommiſſion des AH. von dem Ber- 
treter der Regierung die Erflärung abgegeben, daß ein Gewerbeſteuerſchein 
ausreiche, jofern auch nur ein polizeiliher Legitimationjhein (jet Wander— 
gewerbejchein) ausgefertigt werde (KB. ©. 7; vgl. auch V. vom 1. März 1886 — 
Mitt. 9. 19 Nr. 35). 

3. Die Bezeichnung des polizeilihen Berehtigungicheines als „Legi- 
timationjchein“ entipricht dem Spradhgebraude der GO. vom 21. Juni 1869. 
Seit der Novelle vom 1. Juli 1883 wird der Ausdrud „Wandergewerbeſchein“ 
gebraudht. 

4. Als die im Abſ. 3 gedachten Orte der vierten Gemwerbefteuerabteilung 
gelten jett alle Orte mit höchſtens 2000 Einwohnern ($ 1 Abi. 2—4 Gew®.). 


87. 


Will der Gewerbetreibende nach Einlöſung des Gewerbeſcheines 
im Laufe des Jahres ein anderes als das darin ar Pa Gewerbe 
im Umbherziehen beginnen, oder legteres auf andere als die im Gewerbe— 
icheine bezeichneten Gegenftände, Waren oder Leiftungen ausdehnen, 
oder Begleiter, Fuhrwerk oder ne ee mitführen, ohne daß 
dies im Gemwerbejcheine vermerkt ift, oder in größerer al3 der darin 
angegebenen Anzahl, jo ijt er verpflichtet, hiervon vorherige Anmeldung 
behuf3 Minderung bezw. Ergänzung des eingelöften oder Erteilung 
eines anderen Gemwerbejcheines zu madhen. Die Beitimmungen des 
$ 6 finden hierbei gleihmäßige Anwendung. 

—— die beabſichtigte Anderung des Gewerbebetriebes eine 
Erhöhung der Steuer ($ 9) oder die Entziehung der Steuerfreiheit 
($ 13) bedingt, hat die Regierung zugleich den zu entrichtenden Steuer- 
ja, auf welchen jedoch der für das betreffende Jahr bereits entrichtete 
Steuerbetrag in Anrechnung gebracht wird, andermweit feitzujegen und 
die Aushändigung de3 Gewerbejcheines gegen Erlegung des Mehr- 
betrages zu veranlajjen. 


Zu 8 7. 
1. Zu $ 7 vgl. Nr. 11, 13 HU. 
2. Weſentliche Anderungen des Betriebes, nämlich der Betrieb eines 
anberen als bes im Gemwerbejcheine bezeichneten jteuerpflihtigen Wander- 
gewerbes und die Ausdehnung auf nicht im Gewerbeſcheine bezeichnete 
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Waren oder Leiftungen jind gemäh $$ 19, 24 a jofern die Vorſchriften 
des $ 7 nicht beobadhtet jind (vgl. Anm. 9, 3 3u$1 

3. Außerdem find Zumwiderhandlungen gegen bie Vorſchriften des $ 7 
nur hinfichtli der Vermehrung der Zahl der Begleiter ftrafbar ($$ 8, 25). 
Begleiter find nur die von Ort zu Ort mitgeführten Perſonen ($ 62 BD.), 
nicht etwa die nur an einzelnen Drten verwendeten Hilfsperfonen. Nicht 
ftrafbar ijt ein bloßer Wechſel in den Perſonen der angemeldeten Begleiter; 
ebenfowenig die Mitführung nicht angemeldeter Transportmittel. 

„Die Nichterfüllung der dem Inhaber eines Gewerbeſcheines auferlegten 
Pflicht, die Mitführung eines Begleiters zur Eintragung in den Gewerbeſchein 
anzumelden, ift als Steuerdelift nicht ftrafbar” (U. des KG. vom 13. Febr. 1896 
— Jahrb. 17 374). 


88. 


Der Inhaber eines Gewerbejcheines ift verpflichtet, Diefen während 
der tatlählihen Ausübung des Gewerbebetriebes bei ſich zu führen 
und auf Erfordern den zuftändigen Behörden und Beamten vor- 
zueigen, er darf weder den Gewerbeſchein an einen anderen über- 
fafjen, noch Begleiter in größerer als der in dem Sewerdeſcheine 
angegebenen Anzahl mitführen. 


Zu 88. 
1. Die entiprechenden gewerbepolizeilihen Vorſchriften jind enthalten: 
a) wegen der Verpflichtung zur Mitführung und Vorzeigung des Wander- 
gemwerbeicheines in 88 60c, 149 Nr. 2 GD.; 
b) wegen des Verbotes der a des Gewerbeſcheines an andere 
(zur Benutzung) in $$ 60d, 5 OD; 
c) wegen bes PBerbotes der Grisführung. einer größeren Anzahl von Ber 
gleitern in $$ 62, 149 Nr. 5 GO. 
2. Zuftändig für das Erfordern zur Borzeigung (vgl. Anm. 2 zu 
\ 19) des Gewerbeſcheines find regelmäßig die Ortspolizeibehörden und ihre 
rgane. 
3. Wegen der Begleiter vgl. Anm. 3 zu $ 7. 
4. Die Strafbeftimmungen wegen Zumiderhandlungen gegen die Vor— 
ichriften des $ 8 find im $ 25 enthalten. 


89, 


Die Steuer vom &ewerbebetriebe im Umherziehen beträgt in 
der Regel 48 Mark für jedes Kalenderjahr. 
Die Regierungen find jedoch ermächtigt, nad) näherer Anweiſung 
des — — 
für Gewerbe geringerer Art (vgl. nachſtehend unter a und b), 
jofern folhe nicht in einem für diefelben ungewöhnlichen 
Umfange betrieben werben, ſowie auch für andere Gewerbe, 
wenn fie in erheblich geringerem als dem gewöhnlichen Um— 
fange betrieben werden, oder der Gemerbebetrieb durd) 
befondere Umftände (körperliche Gebrechen, hohes Alter des 
Sewerbetreibenden u. dergl. m.) beeinträchtigt wird, ermäßigte 
Jahresſteuerſätze von 36, 24, 18, 12 und 6 Mark, 
2. für Gewerbebetriebe von bedeutendem Umfange, wie die— 
jenigen der Borfteher großer Schaufpieler-, Mufifer-, Kunit- 
Fuiſting, birefie Steuern. IM. 29 
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reiter- und ähnliher Gejellihaften, der Pferde- und Bieh- 
händler mit erheblihem Betriebsfapital und Umfaß, der mit 
größeren Warenlagern umherziehenden Handeltreibenden ui. 
erhöhte ZJahresfteuerfäße von 72, 96 oder 144 Mark feftzufegen. 

Ansbejondere kann zufolge der Beitimmung unter 1 die Steuer 

a) für da3 Sammeln geringmwertiger Erzeugniffe und Abgänge 
der Haus- und Landwirtichaft und für das Anbieten gemwerb- 
fiber Leiftungen von untergeordneter Beichaffenheit (Aus— 
bejjern grober Geräte ufw.) und diefen gleichzuftellende Gewerbe- 
betriebe bis auf 6 Marf, 

b) für das Feilbieten von Lebensmitteln, Haushaltung- und 
Wirtichaftbedürfnifjen und anderen Waren von geringem 
Werte (groben Holz», Eifen-,, Ton-, Bürftenbinderwaren 
u. dergl.) und dieſen gleichzuftellenden Gewerbebetriebe bis 
auf 12 Mark, ausnahmmeife auch bis auf 6 Marf 


ermäßigt werden und foll, fall3 nicht aus der Art und Weife der Ausübung 


des 


Gewerbes (Anzahl der Begleiter u. dergl.) oder ſonſtigen Um— 


ftänden auf einen größeren als den bei diefen Gewerben gewöhnlichen 
Umfang zu jchliegen it, für die Gewerbebetriebe zu a und b den 
Steuerja von 24 Mark nicht überfchreiten. 


jeße 


3u 89. 


1. Die auf $ 9 bezügliche Nr. 10 HA. hat dur Nr. 2, 3 der zu dem Ge- 


vom 23. Dez. 1896 erlaflenen Ausführungbeftimmungen vom 15. Dez. 


1896 (vgl. Anm. 2 zu $ 2) folgende Ergänzungen erfahren: 


2. 


„Die Feſtſetzung der Steuerſätze für die durch das neue Geſetz fteuer- 
pflichtig werdenden Betriebe anlangenbd, jo ift darauf hinzumeijen, daß 
die Beltimmungen in den $$ 9 und 11 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 
und unter Nr. 10 der Ausführunganmweilung vom 27. Auguft 1896 fich 
feineswegs auf das Feilbieten von Waren, gewerbliden oder künſt— 
leriſchen Leiftungen bejchränten, fondern fich jchon jebt gemäß $ 1 Nr. 2 
und 3 des Geſetzes auch auf den Warenanfauf und das Aufjuhen von 
Warenbeitellungen erftreden. Wenn in dem Gejeh und der Aus 
führunganweijung als Beiipiele für die Anwendung höherer oder ge- 
ringerer Steuerjäße als des Normaljages von 48 Mark im mwejentlihen 
nur joldhe des Feilbietens von Waren oder Leiftungen angeführt find, 
fo bleibt zu beachten, daß e3 jih hier eben lediglih um typiſche Bei— 
fpiele handelt, nach den durch dieje Beifpiele erläuterten Grundjäßen 
aber gleihmäßig auch bei Feitießung der Steuer für den Warenauflauf 
und das Aufſuchen von Warenbeftellungen zu verfahren if. Die Be- 
ftimmungen in ben $$ 9 und 11 des Geſetzes und Nr. 10 der Ausführung- 
anmweijung jind daher ohne weiteres auch auf die künftig fteuerpflichtig 
werdenden Gejchäftsformen anmwendbar. Ansbejondere wird für die 
Höhe de3 Steuerjages bei den Detailreifenden der Umfang und bie 
Einträglichkeit des Gejchäftsbetriches des einzelnen Reiſenden be— 
ftimmend fein, nicht etwa, wenn von einem Gewerbetreibenden mehrere 
Reiſende ausgefendet werden, der Geſamtumfang des Geſchäfts. 

Zur Anwendung höherer Steuerfäße als von 48 Marl wird bei den 
unter das neue Geſetz fallenden Detailreifenden deshalb fein Anlaß 
vorliegen. Dagegen find ihnen ermäßigte Steuerfäße unter den ent= 
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iprehenden Vorausſetzu wie den bisher jchon fteuerpflichtigen 
Gewerbetreibenden zuzubilligen. Jedenfalls ift unter im übrigen gleichen 
Berhältniffen die Steuer für das Auffuhen von Warenbeitellungen in 
der Regel nicht höher zu bemeſſen als für das Feilbieten von Waren.“ 


3. 

„Nad) $ 4 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 jind die im $ 2 dajelbit auf« 
geführten, jomwie alle anderen der Steuer vom Gewerbebetriebe im 
Umperziehen nicht unterliegenden Arten der Ausübung des Gewerbe- 
betriebes außerhalb des Wohnortes und ohne Begründung einer ge- 
mwerblihen Niederlaffung bHinjichtlih der Befteuerung dem ftehenden 
Gewerbe zuzurechnen. 

Da das wandergemwerbeicheinpflichtige Aufjuchen von Rarenbeftellungen 
und Auflaufen von Waren nicht mehr unter den $2 a. a. D. fällt und 
a. der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umbherziehen unterliegt, 
jo findet felbftredend der $ 4 a. a. D. hierauf nicht mehr Anwendung 
und ift gemäß Art. 2 Nr. 2c der Ausführunganmweifung vom 4. Nov. 
1895 zum Gewerbejteuergejeß vom 24. Yuni 1891 das mit einem 
jtehenden Gewerbe verbundene Aufſuchen von Warenbeitellungen oder 
Auflaufen von Waren in Perſon oder durch Reiſende, joweit es der 
Steuer vom ®ewerbebetriebe im Ummberziehen unterliegt, bei der Ver— 
anlagung zur Steuer vom ftehenden Gewerbe außer Betracht zu laſſen.“ 


$ 10. 


Den Mitgliedern von Muſiker-, Schaufpieler-, Kunjtreiter- und 
ähnlichen Gejellichaften, welche aus mindejteng vier Abd beitehen 
und unter einem Borfteher ihr Gewerbe betreiben, fünnen ermäßigte 
Steuerjäge in gleiher Weije, wie den im $ 9 unter b bezeichneten 
Gemerbetreibenden bewilligt werden. Die Gemerbefcheine für die 
Vorſteher und die Mitglieder folder Geſellſchaften können in einen 
Gewerbeſchein zujammengefaßt werden. 


an 51 
1. Zu $ 10 vgl. Nr. 10 VIT HA. und $ 60d Abi. 3 GO. 


$ 11. 

Die Steuer für den ausichlieglih auf die Hohenzollernichen 
Lande beichräntten Gewerbebetrieb im Umherziehen beträgt in der 
Regel 10 Mark für jedes Jahr. Die Regierung in Sigmaringen 
ift jedoch ermächtigt, nad näherer Anweilung des YFinanzminifters 
unter den im $ 9 zu 1 bezeichneten Vorausjegungen ermäßigte Steuer- 
fäge von 7, 5, 4 oder 2 Marf feitzufegen und für Mitglieder von Muſiker-, 
Schaufpieler-, Kunſtreiter- und ——— Geſellſchaften, welche nur 
während einer Zeit von höchſtens vier Wochen in den Hohenzollernſchen 
Landen ihr Gewerbe ausüben, noch niedrigere Sätze anzuwenden. 

Wer nach Entrichtung der Steuer vom Gewerbebetriebe im 
Umhexziehen in ben AR rg Tee Landen jeinen Gewerbe— 
betrieb in einem anderen Teile der Monarchie im Umpherziehen aus- 
üben will, ift verpflichtet, zuvor die Ausdehnung des Gewerbeſcheines 
duch diejenige Regierung, in deren Bezirk das Gewerbe zuerjt betrieben 
werden joll, zu beantragen und die nad) den Vorfchriften im $ 9 zu 

29* 
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beitimmende Steuer, jedod unter Anrechnung des in den Hohen- 
zollernichen Landen erlegten Betrages, zu entrichten. 


Zu S 11. 
1. Zu $ 11 vgl. Nr. 9 Abi. 3 HM. 


$ 12. 


Die Angehörigen ſolcher außerdeutihen Staaten ($ 3), mit 
denen fein Übereintommen diejerhalb getroffen ift, haben auf eine 
Ermäßigung des Steuerjages nad) Maßgabe der Beftimmungen im 
8 9 unter 1 und im $ 11 feinen Anſpruch. 


Zu S 12, 


Fr? 4, Zu $ 12 vgl. Nr. 16 HU, $ 56d GO. und die hierzu erlaſſenen Aus- 
führungbeftimmungen de3 Bundesrates (Belanntmahung des Reichstanzlers 
vom 27. Nov. 1896 — RGBl. ©. 745). 
2, Auf die im $ 4 Abi. 3 bezeichneten ausländiihen Gemwerbetreibenden 
mit einem Wohnfig oder einer gewerblichen Niederlaffung in Deutichland be- 
zieht ſich $ 12 nicht (vgl. Nr. 6 III HN.). 
3. Wegen der Erteilung von Gemerbeiheinen an Ausländer zu er- 
mäßigten Steuerjäßen ift die ®. vom 9. Nov. 1876 (Mitt. H. 5 ©. 42) er- 
gangen; die auch jet noch anmwendbaren Beftimmungen zu Nr. 1, 2 diejer V. 
auten folgendermaßen: 
„I. Die Regierungen werden ermächtigt, nad ihrem Ermeffen den zum 
Gewerbebetriebe im Umherziehen zugelafjenen Angehörigen außerbeuticher 
Staaten 
a) für die im $ 9 unter a und b bejonders bezeichneten und diefen gleich- 
zuftellenden Gewerbebetriebe eine Ermäßigung de3 Steuerjages in 
gleicher Weije wie den Inländern zu bemwilligen, und 

b) die Vorſchrift des $ 10 auch auf die außerdeutihen Staaten ange- 
hörigen Mitglieder von Muſiker-, Schaufpieler-, Kunftreiter- und ähn- 
lihen Gejellichaften in Anwendung zu bringen. 

Ein Anjpruh auf Ermäßigung des Steuerjaßes fteht den aus- 
ländiſchen Gemerbetreibenden nah $ 12 nicht zu. Bon ber erteilten 
Ermädtigung wird deshalb mit Umficht und hauptfſächſich nur in ſolchen 
Fällen Gebraud zu machen jein, in denen die Unverhältnismäßigfeit 
der Belaftung des Gewerbes durch den ordentlihen Steuerſatz von 
48 Mark flar vorliegt. 

2. In allen jonftigen Fällen des fteuerpflichtigen Gemwerbebetriebes im Um- 
berziehen jeitens der Angehörigen außerdeuticher Staaten (vgl. $$ 1 
und 3 des Gejehes und Nr. 16 der Antw. vom 3. Sept. 1876) iſt, wenn 
nicht in Gemäßheit der Beftimmungen unter Nr. 2 des $ 9 des Geſetzes 
und der Borichriften unter Nr. 10 X der Anm. vom 3. Sept. 1876 die 
erhöhten Steuerfäße von 72, 96 oder 144 Mark zur Anwendung ge- 
langen müſſen, der ordentliche Steuerjfa von 48 Mark feſtzuſetzen und 
a desjelben nur mit Genehmigung des Finanzminifters 
zuläflig. 

Diesfällige Anträge find in derjelben Weile zu behandeln, wie dies 
bezüglih der Anträge auf Erteilung ftenerfreier Gewerbeſcheine unter 
Nr. 14 IIT der Anw. vom 3. Sept. 1876 vorgejchrieben it.“ 

Die im legten Abſ. angezogene Nr. 14 III hat folgenden Wortlaut: 

„Anträge auf Erteilung fteuerfreier Gewerbeſcheine find nicht direkt 

an das Finanzminiſterium zu richten, fondern bei der Anmeldung des 
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Gewerbes ($ 6 des Geſetzes) anzubringen. Hält die Regierung derartige 
Anträge für unbegründet, jo weift fie diejelben zurüd. Glaubt fie ſolche 
befürworten zu follen, jo find die desfalljigen Berhandlungen mit moti- 
vierendem Bericht dem Finanzminifterium zur Entſcheidung vorzulegen. 
Zur Bereinfahung des Screibwerts wird empfohlen, die gleichzeitig 
vorliegenden Fälle möglichit zufammenzufaffen.“ 


$ 13. 


Der Finanzminifter fann ausnahmweiſe für —— Gewerb— 
arten oder in einzelnen Fällen den Gewerbebetrieb ſteuerfrei geſtatten 
und demgemäß die Regierungen zur Erteilung ſteuerfreier Gewerbe— 
ſcheine ermächtigen. 


3u S 13. 

1. Zu $ 13 vgl. Nr. 14 9%. Die Berwilligung ber Steuerfreiheit gemäß 
$ 13 erfolgt nicht im Recdhtsmittelverfahren (®. vom 23. März 1896 — Mitt. 
9. 33 Nr. 56). 

2. „Die Steuerfreiheit des Berteilensvon Bibeln und Erbauungsicriften 
bezüglich der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen beruht auf den 
Verfügungen vom 9. Juni 1849, 23. Januar 1851, 8. Juli 1868, 4. Juni 1868, 
und 27. Januar 1871 (Winiler, Gewerbefteuer Nr. 720 bis 724, Seite 240 
bis 243), und ift Durch die Anweijung vom 3. September 1876 unter Nr. 14 II 
lediglich aufrecht erhalten. Es ift nicht die Abſicht gemwejen, bei Erlaf der An- 
weilung vom 27. Auguft 1896 dieſe Beftimmung zu befeitigen. Die gedachten 
älteren Borjchriften find vielmehr in Kraft geblieben. — Die Auffaſſung, daß 
der fraglihe Betrieb der Boten der N.ihen Bibelgejellichaft wandergemwerbe- 
iheinpflichtig in Gemäßheit der $$ 55 ff. der Gewerbeordnung jei, ift zutreffend, 
wie dies in der Verfügung vom 27. Januar 1871 (Winiker Nr. 724) aud 
ausdrüdlic ausgeſprochen ift. 

Die Meinung, dab für die Steuerpfliht die Wandergewerbeicheinpflicht 
maßgebend jei, trifft nicht für jeden Gewerbebetrieb im Umbherziehen zu. Die 
Beitimmung in der Berfügung vom 15. Dezember 1896, daf die Ausftellung 
von Wandergewerbeicheinen für die Steuerpfliht maßgebend jei, bezieht ſich 
vielmehr nur auf den durch Geſetz vom 23. Dezember 1896 fteuerpflichtig ge- 
wordenen Gewerbebetrieb der Handelsreifenden, zu deſſen Ausführung Die 
Beitimmungen vom 15. Dezember 1896 erlaiien find.“ (®. vom 11. September 
1900 — Mitt. H. 42 Nr. 28.) 


$ 14. 


Inſoweit nad der Berfaffung und den Gejehen des Deutjchen 
Neiches oder nach bejonderen Berträgen und Vereinbarungen nicht- 
preußiſche Gewerbetreibende auf Befreiung von der Gemwerbejteuer 
oder auf Ermäßigung derjelben für Ausübung des Gemwerbebetriebes 
in Preußen Anspruch haben, wird hieran durch diefes Geſetz nichts 
geändert. 

Ingleihen bewendet es bei der dem Finanzminiſter erteilten 
Ermädtigung, für die Angehörigen ſolcher Länder, in welchen Die 
diesjeitigen Staatsangehörigen minder günftig al3 die eigenen An- 
gehörigen behandelt und außer Verhältnis zu den von den Angehörigen 
anderer Länder in Preußen zu entrichtenden Steuern belaftet werden, 
wie für diejenigen, welche für Rechnung der Angehörigen folder 
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Länder ein Gewerbe im Umbherziehen in Preußen betreiben wollen, 
die Steuer bid auf das Achtfache zu erhöhen. 


Zu 8 14. 

1. Zu $ 14 vgl. Nr. 16 HU. Die im Abj. 2 erwähnte Ermächtigung des 
Finanzminijters beruht auf der KO. vom 2. Mai 1843, betr. die Erhöhung der 
Gewerbeſteuer für die Angehörigen fremder Staaten, in denen die preußiichen 
Untertanen ungünftiger behandelt werden jollten (GS. ©. 301). Bon diejer 
Ermädtigung ift bisher nur gegenüber Dänemart Gebrauh gemacht (Nr. 16 
vorlegter Abi. HA.). 


$ 15, 


Wegen Abjtandnahme vom Beginn des Gemerbebetriebes, 
jowie wegen Einjtellung, Unterbrehung oder WBerminderung des 
Betriebes im Laufe des Jahres findet eine Erftattung der Steuer 
für den eingelöften Gewerbeſchein oder eines Teiles derjelben in der 
Negel nicht Statt. 

Iſt jedoch wegen unvorhergejehener, von dem Willen bes In— 
habers des Gewerbeſcheines unabhängiger Ereignilje der Beginn 
des Gewerbebetriebes unterblieben oder der Betrieb eingejftellt worden 
und wird der Gewerbeſchein innerhalb einer Frift von 6 Monaten 
nach der Einlöfung zurüdgegeben, jo fann die entricdhtete Steuer 
eriterenfall® ganz, im letteren Falle zu einem verhältnismäßigen 
Teile erjtattet werden. 

In Fällen folher Art jind die Regierungen auch ermächtigt, 
auf Antrag des Inhabers des Gewerbeſcheines oder feiner Hinter- 
bliebenen behufs Fortjegung des Gewerbebetriebe3 für deren Rechnung 
einen neuen Gewerbeſchein für den Reſt des Jahres zu ermäßigtem 
Steuerjage oder fteuerfrei zu erteilen. 

Tritt infolge unvorhergejehener Ereigniffe eine allgemeine 
Unterbrehung der Ausübung des Gemwerbebetriebes im Umher— 
ehag oder einzelner Gattungen desjelben, wenn auch nur in einem 

eile der Monarchie, ein, jo ijt der Finanzminiſter ermächtigt, den 
davon betroffenen Gemwerbetreibenden die erlegte Gewerbeſteuer ganz 
oder teilweije erjtatten zu laffen. 


u 8 15. 

1. Zu $ 15 vgl. Nr. 15 HU, jowie $2 Nr. 1 Ab. 3 und die hierzu ergangene 
Nr. 5 der V. vom 15. Dez. 1896 (Anm. 2 zu $ 2). 

2. Zu den „unvorhergejehenen Ereignifjen“ im Sinne des Abj. 4 „gehören 
beiſpielweiſe Berkehrsverbote infolge von kriegerischen Verhältniſſen, Beichlüfie 
de3 Bundesrates wegen Ausjchliefung gewiſſer Gegenitände vom An- und 
Berfaufe im Umherziehen ($ 56b GD.), Verkehrsbeſchränkungen wegen Vieh— 
jeuchen, nach Umftänden auch jonftige Aus- und Einfuhrverbote u. dergl. mehr“ 
(Begründung des GE. zu $ 15 — Mitt. 9. 2 ©. 71). 


$ 16. 


E Sit es glaubhaft gemacht, daß ein Gewerbeichein verloren, 
vernichtet oder unbrauchbar geworden, jo fann die Erteilung einer 
neuen Ausfertigung desjelben gegen Erjtattung der Auslagen ein- 
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Ichließli) der etwaigen Amortifationfojten verlangt werden. Durch 
das Vorzeigen beglaubigter Abjchriften kann den Vorſchriften des 
$ 8 nicht genügt werden. 


$ 17. 
(Der $ 17 ift durch $ 70 Abi. 1 Gew.G. eriegt — vgl. Nr. 171 HN.) 


Strafbefimmungen. 
$ 18. 


Wer, ohne einen Gewerbeſchein eingelöft zu haben, ein der Steuer 
vom Gewerbebetriebe im Umpherziehen unterworfenes Gewerbe 
betreibt, wird mit einer dem doppelten Betrage der Jahresſteuer 
für das betriebene Gewerbe gleihen Gelditrafe beitraft. 


Zu 8 18. 

1. Zu $ 18 vgl. Nr. 17 11, IV, VII 94. 

2. Der Tatbeitand des $ 18 ift der objektive Betrieb eines an jich haufier- 
fteuerpflichtigen Gewerbes ohne Löjung eines Gewerbejcheines. Der Feſt— 
ftellung von dolus oder culpa bedarf es bei allen Zumwiderhandlungen im Be- 
reihe der Haufierfteuer nicht. Fit das Gewerbe zwar an Sich fteuerpflichtig, 
eine Steuerhinterziehung aber ausgeichlojien, jo tritt Beftrafung nach $ 24 ein. 
Der Betrieb einesanderen, als des im Gemwerbeichein bezeichneten Wander— 
gewerbes fällt unter die Strafbeitimmung des $ 19. 


3. Ein nad) $ 18 ftrafbarer Betrieb ſetzt das Zuſammentreffen 
derjenigen Merkmale voraus, welche nadı $$ 1—5 die Steuerpflichtigfeit be- 
gründen, aljo namentlih das Feilbieten, Ankaufen, Aufjuhen im Sinne bes 
$ 1 Nr. 14. Bevor ein FFeilbieten ujmw. erfolgt ift, hat eine Eröffnung des 
Betriebes nicht ftattgefunden. Wenn in der NRectiprehung auf Grund des 
Haufier-Regulativs vom 28. April 1824 ein ftrafbarer Beginn des Wander- 
gewerbes ſchon in der gewerbmäßigen Hinihaffung einer Ware an einen anderen 
Ort zum Zmede des Verkaufes gefunden worden ift, jo beruhte dies auf der 
abweichenden Faljung des $ 2 des Negulativs, wonach jchon das Bringen ober 
Rerjenden von Waren an einen anderen Ort zum Zwecke des Berfaufes den 
zur Löfung des Gewerbejcheines erforberlihen und demgemäh einen für die 
Beitrafung nad $ 26 des Regulativs ausreichenden Tatbeftand bildete. Nach 
der Faflung des $ 1 Nr. 1—4 H®. kann die frühere Rechtfprehung nit mehr 
für zutreffend gehalten werden (abweihend Kalfmann-Struk Anm. 3 
zu $ 18 66.). 

4. Da die Steuerpflicht zwar das ganze Jahr (Kalenderjahr) umfaßt, aber 
mit dem Beginne eines jeden neuen Jahres von neuem entfteht und durd) 
Wiederholung der Anmeldung des Gewerbes und der Löfung bes Gewerbe- 
icheines erfüllt werden muß ($ 6; Nr. 10 VI HX.), jo bilden einerjeits alle in 
dasjelbe Kalenderjahr fallenden Zumiderhandlungen desjelben Haufierfteuer- 
pflichtigen eine fortgejette, zufammenhängende Straftat, welche in ihrer Ge- 
famtheit, alfo nur einmal, zu betrafen ift, jofern nicht etwa nad erfolgter 
Beſtrafung (Berurteilung ohne Rüdjicht auf Eintritt der Rechtskraft) innerhalb 
desfelben Kalenderjahres eine neue Zumiderhandlung ftattfindet; andererjeits 
ericheinen die ſich über mehrere Kalenderjahre erſtreckenden, wenn auch im 
Zuſammenhange ſtehenden Zuwiderhandlungen als verſchiedene, ſelbſtändige 
Vergehungen für jedes einzelne Kalenderjahr, welche je für ſich mit dem 
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Doppelten der für jedes einzelne Jahr feitzujeßenden Jahresjteuer zu ahnden 
find. Hiermit ftimmt die Rechtſprechung überein (vgl. Fgalflmann-Struß 
Anm. 4 zu $18 H©.), während nach der V. vom 3. Dez. 1888 (Mitt. H. 23 Nr. 31) 
auch bei den jih über mehrere Jahre erftredenden Bergehungen ftet3 nur der 
einjährige Steuerbetrag zu Grunde gelegt werden joll. 


5. „Die Borichriften in den $$ 18 und 23 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 
jomie in Nr. 17 VI der Anweifung vom 27. Auguft 1896 lafjen feinen begründeten 
Zweifel darüber, daß im Falle der Übertretung der Vorſchriften de3 Geſetzes 
vom 23. Dezember 1896 ſowohl gegen die Gejchäftsinhaber, wie auch gegen 
die Neifenden felbft, welche den vorgeichriebenen Wandergewerbeſchein zu 
löjen unterlajien haben, im Wege des Strafverfahrens vorzugehen ift“ (8. 
vom 3. Oktober 1901 — Mitt. H. 43 Nr. 19). 


$ 19. 


Wer nad Einlöjung eines Gewerbeſcheines für das betreffende 
Kahr ein anderes der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umberziehen 
unterliegendes Gewerbe betreibt, als das in dem Gemerbejceine 
bezeichnete, oder den Gewerbebetrieb im Umherziehen auf andere als 
die darin bezeichneten Gegenftände (Waren oder Leijtungen) aus 
dehnt, verfällt in eine Gelditrafe, die dem Doppelten desjenigen 
Betrages gleihlommt, um welden die entrichtete Steuer geringer 
pi al3 die dem tatjächlich ausgeübten Gewerbebetriebe entiprechende 
Steuer. 


Zu S 19. 

1. Zu $ 19 vgl. Nr. 17 HA. 

2. Die Vorausſetzung der Strafbarfeit nah $ 19 ift, wie jich zwar nicht 
aus dem Wortlaute, aber aus dem Zujammenhange mit $ 7 ergibt, eine Ver— 
legung der Borjchriften des $ 7 über die Verpflihtung zur vorgängigen An— 
meldung der beablichtigten Anderung hinfichtlich der Art des fteuerpflichtigen 
Wandergewerbes oder hinfichtlih des Umfanges der Gegenftände (Waren 
oder Leiftungen). Die Anmeldung muß aber nah $ 7 „behufs Anderung 
beztv. Ergänzung des eingelöften oder Erteilung eines anderen Gewerbeſcheines“ 
erfolgen. Der Haufierer darf alfo den neuen oder den ausgedehnten Betrieb 
nicht eher beginnen, als bis der neue oder ergänzte Gewerbeichein, eventuell 
unter Zahlung des Mehrbetrages der Steuer, ihm ausgehändigt iſt. Sofern 
eine Steuererhöhung ausgeichlojjen it, fann nur Beftrafung gemäß $ 24 cr- 
folgen. Der Haujierer hat aber Anjpruc darauf, daß ihm der alte Gewerbc- 
Ichein bis zur Aushändigung des neuen oder ergänzten Gewerbeſcheines be- 
laffen werde, um ihm bis dahin die Fortjegung feines Gewerbes in der bis- 
herigen Art oder Ausdehnung zu ermöglichen (vol. $ 8). 

3. Die Strafbarkeit gemäß $ 19 tritt nur ein, jomweit das neubegonnene 
(„andere“) oder jeinem Gegenitande nad weiter ausgedehnte Gewerbe der 
Haufierfteuerpflicht unterliegt. Wenn aljo 3. B. die mitgeführten, im Gewerbe- 
ichein nicht bezeichneten Waren im Sinne des $ 1 beftelLlt find, jo ift die Be— 
itrafung ausgeſchloſſen. Einen hierauf bezüglihen Einwand hat aber der 
Haufierer zu erheben und wenigftens jorweit nachzuweiſen, daß der Feftitellung 
des Tatbejtandes des $ 19 der Boden entzogen ift. — Die Ausdehnung des 
Betriebes auf die polizzilih vom An- und Verlaufe ausgeichloffenen Gegen- 
jtände hat Beitrafung gemäß $ 20 zur Folge. 

4, Tür die Bemejjung der Strafe durch die Gerichte ift die Feftitellung 
der Jahresſteuer durch die Regierung bindend ($ 28). 
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8 20. 

Die Beitimmungen der $$ 18 und 19 finden, wenn die Gegen- 
ttände des Gemwerbebetriebes zu denjenigen gehören, welche vom 
An- und Verkauf im Umbherziehen ausgeichlofjen find ($ 56 der RED. 
vom 21. Juni 1869), ebenfalls, jedoch mit der Mafgabe Anwendung, 
daß ftet3, auch in den Fällen des $ 19, auf eine dem doppelten Betrage 
des Kahresjteuerfages von 48 Mark, in den Hohenzollernichen Landen 
von 10 Mark, gleihlommende Gelditrafe zu erkennen ilt. 


Zu 8 20. 

1. Zu $ 20 vgl. Nr. 17V HU. 

2. Die für die Auslegung des $ 20 wichtige Abficht des —— ergibt ſich 
aus der rolgenben Begründung zu $ 20 des GE. (Mitt. 9. 2 ©. 72F.): 

Die Beibehaltung der Steuerftrafe für den Fall des Haufierens 
mitverbotenen Gegenftänbdben ift aus der Erwägung hervor- 
gegangen, daß ein ſolcher Handel immerhin einen jteuerpflichtigen 
Gewerbebetrieb darftellt, daß ohne eine ſolche Strafbeitimmung derartige 
Kontraventionen nah Umftänden nur mit einer geringen ®Bolizeiftrafe 
belegt, alſo milder beftraft werden könnten, als der unveriteuerte Ge— 
werbebetrieb mit Gegenftänden, mit denen der Haufierverfehr unbedenk— 
lich geitattet ift, dab aljo das leichtere Vergehen einer jchiwereren Be» 
ftrafung unterliegen könnte, als das jchiwerere, und daß wegen der kurzen 
breimonatlihen Berjährungfrift erfahrungmäßig öfters Straflofigkeit 
eintreten könnte, während bei ben leichteren Bergehen die fünfjährige 
Verjährungfriſt Plab greift.“ 

3. Der im & 20 angezogene $ 56 GO. vom 21. Juni 1869 hat durch die 
jpäteren Novellen eine Ausdehnung in dreifaher Richtung erfahren: 

a) Nah dem $ 56 GD. in der jegigen Faſſung bezieht fih das Verbot 
des Anfaufes oder Feilbietens im Umberziehen auf verichiedene bis dahin 
von dem Verbote nicht betroffene Arten von Waren. Daß bdieje 
Erweiterung des Berbote3 auch für die Anwendung des $ 20 mah- 
gebend ift, fann faum einem Zweifel unterliegen, dba offenbar der An- 
ihluß an das hinfichtlih des An- und Vertaufedgemiffer 
Waren geltende gewerbepolizeilihe Verbot überhaupt, ohne Bindung 
an den damaligen Umfang diejes Verbotes, beabjichtigt war. 

b) Dur $ 56 GD. iſt das FFeilbieten von Waren im Umbherziehen in 
der Form der Berfteigerung, bes Glüdsipiels oder der Ausipielung 
(Lotterie) verboten. Hierdurch find alſo nicht, wie $ 20 vorausſetzt, 
beitimmte Gegenftände vom An» und Verlaufe im Umberziehen aus» 
geihlojjen, jondern nur gewille Formen des Betriebes unter- 
jagt. Eine Zumiderhandlung betrifft demnach gar nicht einen Fall 
des „Haufierens mit verbotenen Gegenjtänden" (vgl. oben Anm. 2 
die Begründung des GE.), jondern hat eine ausſchließlich gemwerbe- 
volizeilide A das fteuerliche Anterejje wird nur durch 
den Verlauf verbotener Waren, nicht aber durdh die Form be— 
rührt, in welcher die zum Verkaufe im Umbherziehen zugelaffenen und 
im Gewerbejcheine aufgeführten Waren vertrieben werden. Es wäre 
fogar ein unzuläffiger Übergriff in die Neichögejeßgebung, wenn hier 
die gewerbepolizeilihde Strafe durch YZufügung einer im Gteuer- 
interejle nicht notiwendigen Steuerjtrafe verihärft werden jollte. 

Im $ 568 GO. ift das Verbot ausgedehnt auf gewiſſe Leiftungen 
(Ausübung der Heillunde durch nicht approbierte PRerfonen) und Uuf-» 
juhurgen von Beftellungen. Hier it zwar die Landes» 


c 


— 
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geſetzgebung nicht behindert, neben der gemerbepolizeifihen Strofe 
auch noch eine Steueritrafe anzuordnen, da es fih um die Ausübung 
eines nicht befteuerten Gemwzrbebetriebes handelt. Allein eine ſolche 
Steuerftrafe ift weder im $ 20 angebroht, noch nach der Begründung 
bes GE. (vgl. oben Anm. 2) beabjichtigt geweſen. Es ſollte nur das 
per mit verbotenen Gegenftänden, db. h. der An» und 

ertauf verbotener Waren getroffen werden. Eine Ausdehnung 
der Strafandrohung auf Leiftungen ujm. würde eines Geſetzes 
bedürfen, kann aber ohne Übergriff in die Gejehgebung nicht im Wege 
der Auslegung des beitehenden Rechtes erfolgen. Hiermit ftimmt die 
Rechtſprechung des KG. überein (U. des KG. vom 16, Februar 1893 
— Goltdammer, Archiv für Preuß. Staatsredht 11 375 — und U. vom 
7. Januar 1901 — Yahrb. 21 C. 31); der abweichenden Beurteilung von 
F — ann-Strutz (Anm. 2 zu $ 20 86.) kann nicht beigetreten 
werden. 


$ 21. 

Wer nah Entrihtung der Steuer vom Gewerbebetriebe im 
Umpherziehen in den Hohenzollernfhen Landen fein Gewerbe den 
Vorſchriften im $ 11 entgegen in einem anderen Teile ber Monarcie 
im Umbherziehen betreibt, ohne vorherige Einlöjung des ausgedehnten 
Gewerbeſcheines, hat eine dem doppelten Betrage der für die Aus- 
— des Gewerbeſcheines zu erlegenden Steuer gleiche Geldſtrafe 
verwirft. 


$ 22, 


Neben den in den $$ 18, 19 und 21 vorgejchriebenen Geldſtrafen 
ift die vorenthaltene Steuer zu entrichten. 


$ 23. 


Wird fejtgeftellt, daß die in den $$ 18 his 21 bezeichneten jtraf- 
baren Handlungen im Auftrage und für Rechnung einer anderen 
Perſon ausgeübt find, jo iſt gegen den Auftraggeber auf die gleiche 
Strafe, wie gegen den Beauftragten zu erfennen, und haften beide 
eh für die Strafbeträge, die Koften und die vorenthaltene 
Steuer. 


gu S 23. 
1. Zu $ 23 vgl. Nr. 17 VI HM. 
2. Der Tatbeitand des $ 23 dedt ſich nicht mit der ftrafrechtlihen Anſtiftung 
($ 48 StGB.) Auftrag und Ausübung für Rechnung, wenn aud nicht für 
alleinige Rechnung, des Auftraggebers müjjen zujammentreffen und feftgeftellt 
werden, um den $23 anwenden zu fönnen. Sierbei fommt es, wie im ganzen 
Bereiche der Zumwiderhandlungen gegen das H®., auf dolus und culpa nicht an. 


g 24. 


Wird feitgeitellt, dak in den Fällen der 88 18, 19 und 21 der tat- 
ſächlich ausgeübte Gewerbebetrieb bei rechtzeitiger Beobachtung der 
Vorichriften in den $$ 6, 7 und 11 fteuerfrei, bezw. ohne Erhöhung 
des ſchon entrichteten Steuerjaßes hätte ftattfinden dürfen, jo tritt an die 
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Stelle der in den $$ 18 bis 21 bejtimmten Geldjtrafen eine joldhe zum 
Betrage von 1 bis 30 Mar. 


Zu S 24. 
1. Zu $ 24 vgl. Nr. 17 IV HU. 


$ 25. 


Für jede Zumiderhandlung gegen die Borjchriften des $ 8 trifit 
den Inhaber eines Gewerbejcheines eine Geldftrafe von 1 bis 30 Marl, 
fofern nicht wegen Verbindung des Legitimationjcheines mit dem 
Gewerbeicheine auf diejelbe Handlung oder Unterlaffung jchon die 
Strafbeitimmungen im $ 149 unter Nr. 2,4,5 der Reich3-Gewerbe- 
ordnung Anwendung finden. 


Zu S 25. 

1. Der $ 149 Nr. 2, 4,5 GO. in der Faſſung vom 21. Yuni 1869 ift infolge 
der Novelle vom 1. Juli 1883 durch die Beitimmungen ber $$ 148 Nr. 5, 149 
Wr. 2, 5 erjebt. Dieſe Strafbeitimmungen jind aljo jept maßgebend. Die 
88 148, 149 haben aber durch jene Novelle den früher fehlenden Zujaß erhalten: 
„in allen diefen Fällen bleibt die Strafe ausgeſchloſſen, wenn die jtrafbare 
Handlung zugleich eine Zuwiderhandlung gegen die Steuergeſetze enthält.“ 
Da die Reichsgeſetze den Landesgejeken vorgehen, jo ift der $ 25 hierdurch dahin 
abgeändert, daß auch bei einer Berbindung des Legitimation- (jebt Wander- 
aemwerbe-)icheines mit dem Gewerbeſcheine die gemwerbepolizeiliche Beſtrafung 
unterbleibt und nur die fteuerliche Beftrafung aus $25 erfolgt. In Nr. 17 VII 
HN. iſt dieſe Abänderung nicht berüdiichtigt (vgl. hierüber Faiflmann- 
Strub ©. 398). 


$ 26. 


Die auf Grund diejes Geſetzes feitzufegenden, aber nicht bei- 
zutreibenden Geldftrafen find nad) Maßgabe der für Übertretungen 
geltenden Bejtimmungen des Strafgejeßbucdhs für das Deutiche Reich 
(88 28 und 29) in Haft umzuwandeln. 


& 27. 


Die Unterfuhung und Entjcheidung in betreff der in den $$ 17 
bis 24 bezeichneten jtrafbaren Handlungen jteht dem Gerichte zu, 
wenn nicht der Beichuldigte die von der Regierung vorläufig feit- 
zujegende Geldftrafe nebjt den durch das Berfahren gegen ihn ent- 
ftandenen Koften binnen einer ihm befannt gemadten Friſt frei- 
willig zahlt. 


Die Regierungen jind ermächtigt, hierbei eine mildere als Die 
in den $$ 17 bis 21 vorgeschriebene Strafe in Anwendung zu bringen. 


Hit der Beichuldigte in Haft oder hat derielbe in Preußen feinen 
Wohnſitz, jo erfolgt das Einjchreiten des Gerichts ohne vorläufige 
Feſtſetzung der Strafe durch die Regierung. Dasjelbe findet ftatt, 
wenn die Regierung aus fonjtigen Gründen von der vorläufigen Feſt— 
feßung der Strafe Abjtand zu nehmen erklärt oder der Angejchuldigte 
hierauf verzichtet. 
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Bei den gerichtlihen Unterfuhungen kommen auch femer die 
bejtehenden Borjchriften in Anwendung, welche ein adminiitratives 
Strafverfahren vorausfeßen. 


Zu 8 27. 


1. Zu $27 vgl. Nr. 17 II HN. und die Anweifung vom 30. Auguit 1876, 
betr. das Strafverfahren bei Gemerbefteuzrunterfuhungen nah den Bor- 
ſchriften des Geſetzes vom 3. Juli 1876 (Min. der i. V. für 1877 ©. 15). Die 
hier in Betraht fommenden Nr. 3, 4, 6—9 diejer Anıv. lanter folgendermaßer: 


Ar. 3. 


— vorläufige Feſtſetzung der Geldftr:fe durch die Regierung unter— 

bleibt: 

a) wenn der Beichuldigte in Haft it, 

b) wenn ber Bejchuldigte in Preußen keinen Wohnfik hat, 

c) wenn der Bejchuldigte auf die vorläufige Straffeftießung durch die 
Regierung verzichten zu wollen erflärt hat, 

d) wenn die Regierung jelbit von der vorläufigen Straffeſtſetzung Abſtand 
zu nehmen erklärt. 

In Betreff der Fälle zu d wird noch folgendes bemerft: 

Die Abftandnahme von der vorläufigen Straffeitfegung zu erklären 
und ohne weiteres das gerichtliche Verfahren herbeizuführen, ſteht den 
Regierungen in allen Fällen zu, und zwar nad ihrem Ermeſſen, ohne 
daß e3 der Begründung des Entichlujjes den gerihtlihen Behörden gegen- 
über bedürfte. Da aber die vorläufige Straffeitießung das Berfahren 
abzufürzen und dem Angeichuldigten die Koften der gerichtlichen Unter- 
juhung zu eriparen geeignet it, und da nurdie Regierungen, 
nicht die Gerichte ermächtigt find, auch eine mildere Strafe al das Duplum 
ber für das betriebene Gewerbe überhaupt, bezw. mehr zu entrichtenden 
Sahresiteuer (j. $$ 18 und 19) feitzujeßen, hierdurd aber die Zahl der 
gerichtlichen Unterfuhungen erheblich vermindert werben Tann, jo wird 
die Entichliehung, von der vorläufigen Straffeftiegung Abſtand zu nehmen, 
ftet3 durch anderweite überwiegende Rückſichten ihre Rechtfertigung finden 
müfjen. Sole Nüdjihten können (mas namentlich bei dem unbefugten 
Gewerbebetriebe im Umbherziehen häufiger vorfommt) jich darauf gründen, 
daß der Tatbeftand eine jorgfältigere und fchwierigere, nur durch eidliche 
Vernehmungen zu erzielende FFeititellung erheifcht, daß der Beichuldigte 
latitiert, daß die freiwillige Zahlung der vorläufig feitzufegenden Strafe über- 
all nicht zu erwarten ift u. dgl. m.“ 


Nr. 4. 


„Die vorläufige Straffeitiegung erfolgt durch eine an den Beſchul— 
digten gerichtete Verfügung, worin der Tatbeitand der ftrafbaren Handlung 
und der Betrag der Gelditrafe ſowie der durch das Berfahren entjtandenen 
Koſten anzugeben ift, mit der Eröffnung, daß die gerichtliche Unterjuchung 
und Entſcheidung herbeigeführt werben würde, wenn der Beichuldigte die 
angegebenen Beträge nicht binnen der in der Verfügung anzugebenden, 
vom Tage der Zuftellung derjelben ab laufenden Frijt freimillig zu der zu 
bezeichnenden Kaſſe zahlt. 

Die Zuftellung der Verfügung bedarf der Beicheinigung; eine andere 
Form der Publikation derjelben an den Beichuldigten ift nicht erforderlid; 
es bleibt jedoch anheimgegeben, ſolche eintreten zu laſſen, wenn zu ver- 
muten, daß ſonſt der Beichuldigte den Inhalt der Verfügung nicht richtig 
veritehen werde, oder jonftige Rüdjichten es ratfam ericheinen laſſen.“ 
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Nr. 6. 


„Die in der Strafverfügung zu beſtimmende Friſt iſt vom Tage der 
Behändigung, letzteren nicht mit eingerechnet, zu berechnen. Eine Ver— 
längerung derſelben auf diesfälligen motivierten Antrag des Beſchuldigten 
ſteht im Ermeſſen der Regierung. Dagegen dürfen Teil- und Termin— 
zahlungen nicht angenommen und nicht bewilligt werden. 

—9 ſteht es den Regierungen nicht zu, die vorläufig feſtgeſetzte Strafe 
nachträglich zu mildern oder zu erlaſſen. Wird hierauf von dem Beſchuldigten 
vor — —————— Straffalles zum gerichtlichen Verfahren angetragen, 
und glaubt die Regierung das Geſuch befürworten zu follen, jo it diejer- 
halb an den Finanzminifter zu berichten. Anderenfalls find dergleihen an 
die Regierung gerichtete Anträge ohne weiteres unter Verweiſung auf das 
in der Strafverfügung geftellte Präjudiz (Abgabe zum gerichtlihen Ver— 
fahren) zurüdzumeijen. 

Am übrigen bewendet es wegen der Feſtſetzung milderer Strafen bei 
den bisherigen Grundfägen. Zur felbftändigen nänzlihen Abftandnahme 
von der Bejtrafung einer vorliegenden Gemwerbefteuer-Kontravention find 
die Regierungen auch ferner nur injomweit befugt, al3 ihnen dieſe Er- 
mädtigung für gewiſſe Fälle beſonders erteilt ift“ (vgl. unten Anm. 2). 


Nr.7. 


„Als Koſten des Verfahrens kommen nur bare Auslagen an Porto, 
Zeugengebühren, Transportkoſten für in Beſchlag genommene Gegen— 
ſtände in Betracht. Einer Stempelabgabe unterliegen die Straſverfügungen 
nicht, da dieſelben keine Strafreſolute (Strafbeſcheide) ſind.“ 


Nr. 8. 


„In allen zur gerichtlichen Entſcheidung gelangenden Straffällen, in 
welchen auf die Strafe des Duplums der für das betreffende Gewerbe 
überhaupt beziehungweiſe mehr zu entrichtenden Jahresſteuer zu erkennen 
iſt, ſteht den Regierungen die Feſtſetzung der hierbei zum Grunde zu 
legenden Jahresſteuer zu. Desgleichen iſt, wenn die Regierung erklärt, 
daß dem Beſchuldigten der tatſächlich ausgeübte Gewerbebetrieb ſteuer— 
frei oder ohne Erhöhung der entrichteten Steuer geſtattet ſein würde, dieſe 
vorher einzuholende Erklärung für die gerichtliche Entſcheidung maßgebend 
(88 24 und 28). 

Damit die Durchführung dieſer Vorſchriften nicht für die rafhe Er- 
lfedigung der gerichtlihen Unterfuchungen ftörend wird, haben die Re— 
gierungen dafür Sorge zu tragen, daß bei der Überweiſung der Straffälle 
zum gerichtlihen Verfahren, wenn diejelbe ſeitens der Regierung erfolgt, 
mag eine vorläufige Straffeftfekung vorausgegangen jein oder nicht, regel» 
mäßig zugleich der Steuerjat, nach welchem die Strafe event. zu bemeſſen 
jein wird, dem betreffenden Staats- reip. Polizeianmwalt mitgeteilt wird. 
Es bleibt aladann den gerichtlihen Behörden überlajlen, fall im Laufe 
der Unterfuchung ſich Veranlaſſung dazu ergeben jollte, eine anderweitige 
Erwägung und Erflärung der Regierung herbeizuführen. 

Erfolgt die Überweijung zum gerichtlichen Verfahren nicht durch die 
Negierung (vgl. Nr. 3a, b, c), jo hat diejenige Behörde, von welcher die- 
jelbe ausgeht, der Regierung unverzüglid) Anzeige zu maden, und lebtere 
regelmäßig die feſtzuſetzende Jahresiteuer ohne eine Requifition diejerhalb 
abzuwarten, der Staatsanwaltichaft mitzuteilen. Died muß aud dann 
geichehen, wenn die Feititellung der einzuziehenden Nachſteuer noch nicht 
gleichzeitig erfolgen fann, 

In gleiher Weile ift in denjenigen Fällen zu verfahren, wo eine Zu- 
widerhandlung gegen die Gewerbeſteuergeſetze mit einer Gewerbepolizei— 
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Kontravention fonfurriert und auf die Steuerftrafe nur bei Zumeſſung der 
Strafe Rüdfiht zu nehmen iſt.“ 


Mr. 9. 


„Bei den geridhtlihen Unterfuhungen fommen auch ferner die be- 
ftehenden Vorſchriften in Anwendung, welde ein abminiftratives Strai- 
verfahren vorausjegen ($ 27 lebter Abj.). 

Hiernadh bleiben Die Regierungen nad) Maßgabe der Beftimmungen in den 
Art. 138 ff. Gef. vom 30. Mai 1852 (GS. ©. 209) bezw. in ben $$ 477 if. 
der Strafprozehordnung vom 25. Juni 1867 (jetzt $$ 464 ff. RStrPrO.) 
auch ferner befugt, gerichtliche Anklage, wenn die Staatsanwaltichaft nicht 
einjchreitet, jelbitändig zu erheben; Beihwerden und Rechtämittel, welche 
der Staatsanwaltichaft zuftehen, einzulegen ujw.; nicht minder bemwenbet 
es bei der bisherigen Beftimmung wegen der zuläffigen Rechtsmittel uſw.“ 


2. Zur gänzlidhen jelbftändigen Mbftandnahme von der Be- 


ftrafung (vgl. oben Nr. 6 der Anw. vom 30. Auguſt 1876) waren früher die 
Regierungen nicht ermächtigt; vielmehr bedurfte es hierzu der bejonderen Ge- 
nehmigung des YFinanzminifteriums. Die jebt maßgebenden Beitimmungen 


find 


in folgenden V. enthalten.: 


a) „Die Regierung wird ermächtigt, in denjenigen Fällen, in denen ein 
Semwerbetreibender den Beginn eines fteuerpflichtigen Gewerbes oder 
die die Steuerpflichtigfeit bedingende Ausdehnung eines biäher im 
fteuerfreien Umfange betriebenen Gewerbes nicht rechtzeitig angemeldet, 
jedoch das in diefer Beziehung Verſäumte jpäter aus eigener Bewegung 
jelbjt nachgeholt hat und anzunehmen it, daß er damit jeinen Ber- 
pflihtungen in gemwerbefteuerlicher Hinſicht genügt zu haben vermeint 
und nicht die Abſicht gehabt hat, die Steuer zu umgehen, von einem 
weiteren Strafverfahren gegen denſelben — ohne zuvor bie biesjeitige 
Genehmigung einzuholen, wie dies bisher vorgeihrieben mar — Ab- 
ftand zu nehmen und es bei einer Verwarnung und bei der Einziehung 
der etwa rüdjtändigen Steuer bewenden zu laſſen. — In anderen 
Fällen, in denen zwar nach den beitehenden Borjchriften eine Gewerbe— 
jteuerjtrafe ebenfalld unzwe —— verwirkt, nach dem Ermeſſen der 
Regierung die letztere jedo ausnahmmeife zu erlaſſen fein bürfte, 
bleibt die diesjeitige Genehmigung einzuholen (®. vom 11. Dez. 1868 
— Winiker, Wr. 921). 


b) „Es ift jelbitverjtändlid, daß die Genehmigung zur Einftellung ber 
Unterſuchung nicht eingeholt zu werden braudt, wenn ein Sfrutinial- 
verfahren eingeleitet iſt, welches nicht zur Feſtſtellung eines Gewerbe— 
jteuervergehens geführt hat. Auch bedarf es der Einholung der dies- 
jeitigen Genehmigung nicht, wenn von der Polizei- oder Staatsanwalt» 
ichaft, bei welcher die gerichtlihe Berfolgung beantragt ift, Bedenten 
gegen die Erhebung der Anklage geltend gemadt und lektere jeitens 
der Regierungen für begründet erachtet werben, ohne Unterjchied, ob 
jene Bedenten auf die materielle Rechtfertigung der gerich“ lichen Ver— 
folgung, oder auf das formelle Verfahren, wie 3. B. die unverhältris- 
mäßigen Weitläufigleiten der Verfolgung geringfügiger Übertretungen 
gegen Abwejende und dgl., gerichtet find“ (V. vom 23. Nov. 1877 — 
Mitt. 9. 7 Nr. 33). 


„Es entipriht den Intereſſen der Steuerverwaltung nicht, in Fällen, 
in denen die Schuld der unterlafjenen Heranziehung eines jteuer- 
pflidtigen Gewerbes zur Gewerbefteuer mejentlih auf die Nachläflig- 
feit der Steuerbehörde zurüdzuführen ift, mit harten Strafen gegen die 
Kontraventionen vorzugehen: in derartigen Fällen ericheint es viel- 
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mehr angezeigt, eine mildere Beurteilung ber Strafbarteit bei Feſt— 
febung der Strafe eintreten zu laſſen, gesignetenfall3 die Ddiesfeitige 
Ermächtigung zur Abjtandnahme von der Unterjuchung wegen Gewerbe- 
jteuer-lontravention mittelft bejonderen Berichtes zu beantragen“ (V. 
vom 22. Juni 1881 — Mitt. H. 14 ©. 63). 


g 28, 


Bei den gerichtlihen Enticheidungen ift hinfichtlih der Höhe 
der in den $$ 17, 18, 19 und 21 vorgeichriebenen Gelditrafen die von 
der Regierung feitzufegende Jahresſteuer zum Grunde zu legen. 

Imgleichen iſt für die im $ 24 bezeichnete Feititellung im gericht- 
lihen Berfahren die einzuholende Erklärung der Regierung maßgebend. 

Die Entiheidung wegen der vorenthaltenen Steuer ($ 22) verbleibt 
in allen Fällen der Regierung. 


Sn S 28. 
1. Zu $ 28 vgl. Nr. 17 IT HA. und die folgenden Beſtimmungen ber Nr. 5 
10 der Anw. vom 30. Auguft 1876 (vgl. Anm. 1 zu 27): 


Nr. 9. 


„Bezüglih der Freititellung und Einziehung der vorenthalte- 
nen Steuer (Nadjiteuer) ift zu unterjcheiden, ob disjelbe ſich nur auf 
das laufende Steuerjahr bezieht, oder ob auch Nadhiteuer für frühere Zeit 
zu fordern iſt. 

Eriterenfalld erfolgt die Feſtſetzung und Einziehung der Nacdhiteuer, 
ohne daß das Refultat der etwaigen gerichtlihen Unterſuchung abgemartet 
zu werden braudt. Letzterenfalls muß, wenn die Sadje zur gerichtlichen 
Entiheidung gelangt, die Einforberung der aus früheren Steuerjahren 
herrührenden Nachſteuer bis zur gerichtlichen Entjcheidung unterbleiben, 
weil nach $$ 8 und 10 des Berjährungsgeiebes vom 18. Juni 1840 Steuer- 
nachforderungen über das Steuerjahr hinaus nur zuläflig find, wenn in 
der unterlajjenen Entrihtung der Gewerbeiteuer eine Kontravention gegen 
die Steuergejege enthalten ift, und folgeweiſe bezüglich der Nachfteuer aus 
Vorjahren im Falle des gerichtlihen Beriahrens die verurteilende Ent— 
iheidung des Gerichts abgemwartet werden muß. Ob in jolden Fällen 
nah den obwaltenden Umftänden Beranlafiung vorliegt, auch bie Feſt— 
ſetzung und Einziehung der außerdem hinterzogenen Nachſteuer des laufen- 
den Steuerjahres bis zum Erlaſſe der gerichtlichen Enticheidung auszulegen, 
bleibt den Regierungen zu prüfen und zu bejtimmen überlafien. 

Die Feſtſetzung der Nachſteuer bildet feinen Teil der Strafverfügung, 
da die Entjcheidung hierüber in allen Fällen nicht Gegenstand des gericht" 
lichen Berfahrens werben kann, jondern ber Regierung verbleibt. Die 
Feftiegung der Nachſteuer und die Aufforderung zur Zahlung berielben 
bei Vermeidung der erefutiviihen Einziehung kann mit der Strafverfügung 
verbunden werden. 

Es wird jich jedoh nad den vorftehenden Beitimmungen empfehlen, 
nur dann hiervon Gebraud zu machen, wenn mit Sicherheit anzunehmen 
ift, daß die Sache nicht zum gerichtliben Berfahren gelangt, oder letzteren— 
falls, wenn die Nachjfteuer nur für das laufende Steuerjahr zu erheben 
it, da jonft mögliherweife Abänderungen der betreffenden Feſtſetzungen 
geboten jein würden. 

Bei Feitiepung_ der vorenthaltenen Steuer ift zu beachten, daß die— 
jelbe für die ganze Dauer des unbefugten Gewerbebetriebes, jo lange vie 
Strafe nicht verjährt ift, nachzuentrichten ift, während bie Strafe ſich nur 
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nach der Jahresſteuer bemißt. Bei Feſtſetzung der einzuziehenden Nach— 
fteuer iſt der Jahresſteuerſatz, wonach ſie zu berechnen iſt, ſtets anzugeben. 

Wegen der Befugnis der Regierungen, eine ermäßigte Nachſteuer 
feſtzuſetzen, bewendet es bei den bisherigen Beſtimmungen“ (vgl. unten 
Anm. 2). 


Nr. 10. 


„Der a der Nachſteuer und der vorläufigen Straffeftiegung 
hat die jummariiche Feitftellung des Straffalles und der Berhältnijie der 
Beſchuldigten vorauszugehen, welche hinjichtlich der Hinterziehungen der 
Steuer vom ftehenden Gewerbebetriebe den Beranlagungbehörben, hin- 
fichtlih des Gemwerbebetriebes im Umberziehen den Molizeibehörden, mie 
bisher, zufteht und obliegt. Diejelben haben demnächſt die bezüglichen 
Verhandlungen nebft ihren motivierten Vorichlägen über die feſtzuſetzende 
Strafe und Steuer der Negierung einzureichen, unter gleichzeitiger Nach— 
weilung der erwachſenen Koiten; in denjenigen Fällen aber, wo die vor- 
läufige Straffeftiebung durch die Regierung ausgeichlojien ift, Die Ver 
handlungen an die Staatsanwaltichhaft abzugeben und wegen Feſtſetzung 
der Nadıfteuer an die Regierung zu berichten.“ 


2. Im Anfchlufje an die KO. vom 25. Auguft 1888 (Mitt. 9. 14 ©. 6l), 
worin den Regierungen (Direktion für die Verw. der dir. Steuern in Berlin) 
die Ermächtigung zur Ermäßigung von Nachſteuern bei Gewerbeſteuer-Kontra— 
ventionen verliehen worden, it die ®B. vom 6. Nov. 1880 (Mitt. 9. 14 ©. 60) 
ergangen: 

„Die Feſtſetzung einer ermäßigten Nachſteuer darf von der Regierung 
felbftändig nur in ben nad) der Beitimmung unter Nr. 5 der Anm. 
vom 30. Auguft 1876 zu erlafienden Verfügungen über die Nachiteuer be- 
wirft werden; zur nadhträglihen Herabſetzung, nachdem dieſe Verfügung 
den Angeichuldigten befannt gemacht ift, it diejelbe nicht befugt, hat viel- 
mehr, wenn fie eine ſolche für angezeigt erachtet, hierüber vorher meine 
Entſcheidung einzuholen. Im übrigen bewendet es bei den bezüglich der 
Ermäßigung der Nachiteuer jeither geltenden Beftimmungen, und bleibt die— 
felbe namentlich ermächtigt, dieje ohne Beihräntung auf denjenigen Betrag 

erabzujegen, welcher der Bewandtnis des vorliegenden Falles und den 
erhältniifen des Angeichuldigten nad ihrer pflitmäßigen Überzeugung 
entipridht. Jedoch wird jede Milderung der Nachſteuer bei Har vorliegender 
geflijientlicher Steuerumgehung, ſowie bei erwiejener jonftiger betrüglicher 

Abficht, die mit dem vorliegenden Gewerbejteuervergehen in vffenbarer 

Verbindung fteht, ausgeichlofjen und in Wiederholungsfällen in der Regel 

von einer ſolchen Abftand zu nehmen fein. Als Milderungsgründe werden 

dagegen außer dem guten Rufe des Angeichuldigten und dejjen offenem 

Geſtändniſſe Gejebesuntunde, die mangelnde Abficht einer Gewerbeſteuer— 

hinterziehung (4. B. bei bloß verjpäteter oder nur aus Verſehen unter- 

lafjener Anmeldung), ferner die Geringfügigfeit des Gemwerbebetriebes 
nad) jeiner Art und Dauer und die beichränkten und dürftigen Bermögens- 
umftände des Angejchuldigten, ſowie die unverhältnismäßigen Nachteile zu 
betrachten fein, welche nicht bloß der Kontravenient jelbft, fondern viel- 

Teiht auch feine Angehörigen durch Feſtſetzung der vollen gejeßlichen 

Nachſteuer erleiden würden. De nah dem Zutreffen einzelner oder 

mehrerer ber vorbezeichneten Umftände wird eine größere oder geringere 

Ermähigung der Nachſteuer zu verfügen, dabei aber immer zu beadten 

fein, daß es im allgemeinen nicht in der Abſicht liegen kann, hinſichtlich 

der Steuerzahlung die Kontravenienten günftiger zu ftellen als diejenigen 

Gemwerbetreibenden, welche ihren Verpflichtungen in gemwerbeiteuerlihen 

Beziehungen voll und ganz nacgelommen find.“ 
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Nach der V. vom 5. März 1884 (Mitt. H. 17 Nr. 44) joll die Befugnis zur 
Feſtſetzung einer ermäßigten Nachſteuer auch auf ſolche Kontraventionfälle An- 
wendung finden, in welchen bereits die gerichtlihe Verurteilung erfolgt ift. 


8.29. 


In den in den $$ 18 bis 21 gedadhten Fällen können die zum 
Gewerbebetriebe im Umbherziehen mitgeführten Gegenftände, ſoweit 
es zur Sicherftellung der Steuer, Strafe und der Koften oder zum 
Beweiſe der jtrafbaren Handlung erforderlich ift, in Beichlag genommen 
werden. 

Zu S 29. 

1. Zu $ 29 beftimmt Nr. 11 der Anw. vom 30. Aug. 1876 (Anm. 1 zu $ 27) 
folgendes: 

„Bon der Befugnis zur Beichlagnahme der zum Gewerbebetriebe im 
Umbherziehen mitgeführten Gegenftände (Waren, Transportmittel, In— 
ftrumente ufmw.), mit denen das Gewerbe ausgeübt wurde, ift der Regel 
nad in allen geſetzlich (cfr. $ 29) zuläffigen Fällen Gebrauch zu maden, 
biefelbe jedoch nicht weiter auszubehnen, al3 der Zweck, den Beweis ber 
ftrafbaren Handlung zu jichern und die Entrihtung der Steuer, Strafe 
und Koften ficherzuftellen, es erfordert. Die Beſchlagnahme bleibt aus- 
geſchloſſen oder it wieder aufzuheben, wenn der Tatbeitand ohnedies 
zweifellos feitgeftellt und der Eingang der Steuer, Strafe und Koften ander- 
weit durch Hinterlegung einer genügenden Summe, Bürgjchaft u. dergl. 
vollftändig gejihert wird, oder der Bejchuldigte in jolhen Berhältniffen 
lebt, daß die Zahlung der Steuer, Strafe und Koften mit Sicherheit erwartet 
werben darf. Beim Eintritt des gerichtlihen Verfahrens erfolgt die Über- 
weifung der in Bejchlag genommenen Gegenftände unbeſchadet des An- 
br auf Dedung der Nadjiteuer und ber Koften des Verfahrens aus 
emjelben an die Staatö- rejp. Bolizeianmwaltichaft.“ 

Bol. auch Nr. 17 III HU. 

2. „Ed mag dahingeftellt bleiben, ob mit Rüdfiht auf die Faſſung bes 
$ 29 des Haufierfteuergejeßes vom 3. Juli 1876 die Beſchlagnahme von Trans- 

ortmitteln, —— Muſikinſtrumenten und ähnlichen, nicht zu den 

aren zu rechnenden Gegenſtänden an ſich zuläſſig iſt oder nicht. Jedenfalls 
empfiehlt es ſich, abgeſehen von ganz beſonderen Umſtänden, nicht, derartige 
zum Fortbetriebe des Gewerbes unentbehrliche Gegenſtände mit zu beſchlag— 
nahmen, und find in diefem Sinne die nachgeordneten Bolizeiorgane mit Weifung 
zu verjehen.“ 3. vom 17. Mai 1902 — Mitt. H. 43 Nr. 18). 

3. „Wird ein auf Grund des Geſetzes vom 3. Juli 1876 wegen unbefugten 
Gewerbebetriebe im Umherziehen eingeleiteted gerichtlihes Strafverfahren 
wegen Abwejenheit des Beichuldigten vorläufig eingeftellt, jo danert das, durch 
eine nach 829 dieſes Gefepes vorgenommene Beichlagnahme, entſtandene Bfand- 
recht zur Sicherung ber Steuer, der Strafe und der Koften fort. Auf diefes 
Pfandrecht find die VBorfchriften über das durch Rechtögeichäft beftellte Pfand— 
recht entiprechend anzumenben (vergl. $ 1257 BGB.); in erfter Linie find aber 
bie Vorſchriften über Arrefte (Verordnung vom 15. November 1899, betreffend 
bad Bermwaltungzmwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen $ 53, 
Sieliprogeborbuung $$ 916 ff.) entiprechend anwendbar. Hiernad; ift die Ink 

ehörde zu einem Verkaufe der Sachen zum Zwecke der Beitreibung der Strafe 
und ber Gerichtätoften nicht befugt, da infolge der Einftellung des Verfahrens 
eine fällige Forderung wegen der Strafe und der Gerichtötoften nicht befteht 
und daher nad) $ 1228 Abjah 2 BGB. die Verlaufsberechtigung ber Juſtiz- 
behörbe noch nicht eingetreten ift. Die Zuftigbehörbe iſt demnach gemäß $ 930 
$uifting, direfte Steuern. IT. 30 
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Abſatz 3 ZPO. (vergl. auch $ 27 Abſatz 1 a. E. der BD. vom 15. November 1899, 
betreffend das Bermaltungzwangsverfahren wegen Beitreibung von @elb- 
beträgen) nur dann befugt, die beihlagnahmten Sachen öffentlih verfteigern 
u lafjen, wenn jie der Gefahr einer beträdhtlihen Wertverminderung ausgejest 
nd oder ihre Aufbewahrung unverhältnismäßige Koften verurfahen würde. 
Iſt * Vorausſetzung dagegen nicht erfüllt, ſo kann eine gung Nee 
durh die Berwaltungbehörde erfolgen, welcher wegen ber ch⸗ 
ſteuer eine bereits fällige Forderung zuſteht. In dieſem Falle werden daher 
die beſchlagnahmten Gegenſtände von der Juſtizbehörde an die Berwaltungs- 
behörbe übermwiejen werben und von biefer zu verfteigern fein. 

Hat die Berfteigerung von Seiten der Juſtizbehörde ftattgefunden, fo wirb 
ber Erlös, fomweit er zur Dedung der Nachſteuer erforderlich ift, von der Juſtiz— 
behörde an die Berwaltungbehörbe abgeführt werben. 

Wird die PVerfteigerung von der Bermwaltungbehörbe vorgenommen, jo 
ift der Erlös zunächſt zur Dedung der Nachfteuer zu verwenden. Der entftehende 

berihuß ift al3 Pfand für die etwaigen Forderungen des Yultizfisfus anzu- 
jehen und entweder ber YJuftizbehörbe auszuhändigen, ober, was in der Regel 
— ſein wird, unmittelbar von der Verwaltungbehörde unter Wahr— 
nehmung des Pfandrechtes des Yuftizfisfus zu hinterlegen. Sollte zur Dedung 
ber Nadjfteuer die PVerfteigerung einzelner ber beidhlagnahmten Saden 
genügen, jo würden die übrigen der Juſtizbehörde zur ferneren Aufbewahrung 
zurüdzugeben fein. 

In allen Fällen ift es zwar zuläſſig, die vorläufige Einftellung des Ber- 
I sein durch Einleitung bes in ben $$ 318 ff. der Strafprozeßordnung vor- 
gejehenen Berfahrens gegen Abweſende zu vermeiden. Es empfiehlt fi aber 
nicht, diefes mit Umftänden und Koften verbundene Berfahren * Unterſchied 
in jedem Falle einzuleiten, es wirb injebem einzelnen Falle 
zuprüfenjein, ob die Einleitung dieſes Verfahrens zweckmäßig ift, oder 
ob nicht vielmehr die Verfteigerung ber beichlagnahmten Sachen nad) den oben 
bargelegten Grundſätzen vorzuziehen if. Das lettere wird namentlich 
in den zahlreidhden Fällen zutreffen, in benen ber 
vorausjihtlihe Erlös ben Betrag derNadfteuer nit 
überfteigt. 

Die Entſcheidung darüber, welches Berfahren nad ben Umftänden bes 
Falles das zmedmäßigere ift, wirb in der Regel der Staatdanwaltichaft über- 
lajjen werden fönnen.“ (8. vom 16. Mai 1903 — Mitt. H. 46 Nr. 23). 


$ 30. 


Bei der Unterfuchung und Entſcheidung wegen der im $ 25 biejes 
Geſetzes [und im $ 39 unter a des — wegen Entrichtung der 
Gewerbeſteuer vom 30. Mai 1820] bezeichneten ſtrafbaren Handlungen 
[Unterlafjen der Anmeldung eines nicht fteuerpflichtigen Gewerbes 
und des Aufhörens eines Gewerbes], findet eine Feitiegung der 
Strafe durch die Regierung ($ 27) nicht ftatt. 


Zu 8 30. 


1. Die eingellammerten Stellen im $ 30 haben buch bad GewG. ihre 
Bedeutung verloren. 


8 31. 


Die in dieſem Gejege den Regierungen zugewiejenen Befug- 
niffe und SObliegenheiten fommen gleihmäßig ber Finanzdireftion 
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für die Provinz Hannover und ber Direktion für die Verwaltung ber 
direlten Steuern in Berlin für deren Geſchäftsbezirk zu. 


Zu 8 31. 
1. Zu $ 31 vgl. Nr. 18 HN. Sm der Provinz Hannover find an bie Stelle 
ber Finanzdirektion die Regierungen getreten ($ 25 LBE.). 


g 32. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die —— bei 
öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (GS. ©. 140) finden, ſoweit 
nicht das gegenwärtige Geſetz etwas anderes beftimmt, auch auf 
bie Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen Anwendung. 


Zu 8 32. 

1. Die wejentlihen Beftimmungen des Geſetzes vom 18. Juni 1840 find 
in Anm. 1 zu $ 79 GewG. abgebrudt. 

2. Die ſich aus $$ 1, 3 des hier in Bezug genommenen Gejepes vom 18. Juni 
1840 ergebenden Rechtämittel der Rellamation (Einfpruch bei der Regierung) 
und bes Rekurſes (an ben en) fönnen auf Steuerbefreiung ober 
‚ermäßigung gerichtet fein; ihre Einlegung ift von ber Entrichtung der Steuer 
rn. Gemwerbeicheines) nit abhängig (B. vom 24. Febr. 1879 — Mitt. 
9. 14 ©. 47); vgl. au Anm. 1 zu $ 13. 

3. Wegen der Berichtigung der Gewerbeſcheine bei Steuerermäßi- 
} ungen ift in der ®. vom 31. März 1897 (Mitt. 9. 35 Nr. 58) folgendes be- 

immt: 

„Es ericheint unbedenklich, überall da, wo die Gemerbetreibenden 
vor der Steuerermäßigung ſchon in den Beſitz ihres Gewerbejcheines ge- 
lommen find, von einer nadhträglihen Berichtigung des Scheines von 
AUmtsmwegen abzuiehen. An den Fällen, two der Gewerbeſchein noch 
nicht in die Hände bes Gemwerbetreibenden gelangt ift, oder wo leßterer 
ausdrüdlich die Berichtigung des Scheines wünfcht, kann dagegen auch in 
Zufunft die Berichtigung durch die Regierung oder durch einen Bermerf 
der Kaſſe, welche das zuviel Gezahlte zurüdzahlt, erfolgen.“ 


$ 33, 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Dftober 1876 in Kraft. Die bis- 
herigen Vorſchriften über die Befteuerung des Gemwerbebetriebes im 
Umpherziehen, insbejondere die $$ 7, 8, 20 bis 24, 34 unter b, 40 und 
"42 unter a des — ——— vom 30. Mai 1820 (GS. S. 147), 
bie Beſtimmungen der Beilage B zu demſelben Geſetze unter Lit. L, 
der $ 20 und der $ 21 unter 3 des Geſetzes vom 19. Juli 1861, betreffend 
einige Abänderungen bes Geſetzes wegen Entrichtung der Gemerbefteuer 
vom 30. Mai 1820 (GES. ©. 697), das Negulativ über den Gewerbe- 
betrieb im Umbherziehen vom 7 u — (86. ©. 125), das 
Regulativ vom 4. Dezember 1836, den Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen betreffend (GS. für 1837 ©. 14), die Allerhöchſten Kabinett3- 
Drdres vom 6. Oktober 1829 (GE. für 1830 ©. 1), vom 30. Juni 1833 
(GS. ©. 81), vom 14. Oftober 1833 (GS. ©. 126), vom 31. Dez. 1836 
(66. 1837 ©. 13), der $ 4 des Geſetzes vom 5. Juni 1874, betreffend 
einige Abänderungen der Vorfchriften über die Befteuerung der Ge- 

30* 


468 II. A. Haufierfteuergejeß. 534 


werbe der Bäder, Fleiſcher, Brauer, der Agenten der Verſicherungs— 
gefellichaften, der Kleinhändler und des Gemwerbebetriebes im limber- 
ae (6. ©. 219), das Geſetz, betreffend ben Gewerbebetrieb im 

mberziehen in den Hohenzollernfhen Landen vom 14. September 
1857 (GS. für 1858, ©. 9) und die $$ 4 und 5 des Gejehes vom 25. März 
1875, betreffend einige Anderungen der direften Steuern in ben 
Hohenzollernihen Landen (GS. ©. 181), werben vom 1. Oftober 1876 
ab, vorbehaltlich der Anwendung auf frühere Fälle, außer Kraft geſetzt. 


$ 34. 


Der TFinanzminifter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes be- 
auftragt. 
Urfundlich uſw. 


Gegeben Bad Ems, den 3. Juli 1876, 
(L. S.) Wilhelm, 


Fürft v. Bismard. Camphauſen. Graf zu Eulenburg. 
Leonhardt. Falle Achenbach. Friedenthal. 
Hofmann, 


Abteilung II. 
B. 


Anmeifung 
vom 
27. Auguft 1896 
zur 
Ausführung des Geſetzes vom 3. Juli 1876, be— 
treffend die Beiteuerung des Gewerbebetriebes im 
Umberziehen. 
(GS. für 1876 ©. 247 ff.) 


1. Im allgemeinen unterliegen alle diejenigen Gemerbebetriebe, 
zu denen nad) den Borichriften der Neichdgemwerbeorbnung ein 
Bandergewerbeichein erforderlich ift, auch ber Steuer vom Gemerbe- 
betriebe im Umherziehen. 

2. Bon dieſer Regel finden, abgejehen von den beionderen Be- 
ftimmungen in Betreff der Angehörigen außerdeutiher Staaten 
nur folgende Ausnahmen ftatt: 

I. Wer rohe Erzeugniffe der Land» und FForftwirtichaft, des 
Sarten- und Obſtbaues, der Geflügel- und Bienenzudht im 
Umpherziehen feilbietet, bedarf nad der Gemerbeorbnung 
($ 59 Nr. 1) feines Wandergemwerbejcheines, auch wenn er 
die feilgebotenen Erzeugniffe nicht felbft gewonnen 
hat, bedarf aber in diefem Falle eines Gewerbejheines 
(Gemwerbefteuerfcheines). Ob die Erzeugniffe zu den „vohen“ 
zu rechnen find oder nicht, fommt für die Befteuerung 
überhaupt nicht in Betradt, fondern nur für Die Frage, 
a Händler eines Wandergemwerbeicheines bedarf ober 
nicht. i 

II. (Bgl. Nr. 1 der 8. vom 15. Dezember 1896 — Anm. 2 zu $ 2 HG.) 
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III. Wer da3 Mufifergewerbe ohne vorgängige Beitellung nur 
innerhalb eines Umkreiſes von 15 Kilometer*) um feinen 
Wohnort ausübt, bedarf eines Wandergemwerbeicheins, unter- 
Ah aber nicht der Steuer vom Gewerbebetriebe im Umher— 
ziehen. 

3. Bon den zu Nr. 2 unter I und III angeführten Ausnahmen 
abgejehen ftimmen die Vorjchriften des $ 1 des Geſetzes mit denjenigen 
der Gewerbeordnung überein, und muß Wert darauf gelegt werden, 
die beabfichtigte Übereinftimmung auch in der Praris durch gleich- 
mäßige Auslegung und Anwendung derjelben zu erhalten. Sollte 
die Handhabung der einzelnen Vorjchriften (beifbielweife in Betreff 
der Frage, ob bei gemiljen Arten von Leiftungen oder Schauftellungen 
ein höheres wiſſenſchaftliches oder Kumftinterefje obwalte oder nicht, 
FLNr. 4) zu Meinungverfchiedenheiten zwiſchen den über die Wander- 
gewerbeichein- Pflichtigkeit einerjeit3 und über die Befteuerung anderer» 
jeit3 befindenden Behörden Anlaß geben, jo werden die legteren eine 
Verftändigung herbeizuführen und, falls jolche nicht zu erreichen, nach 
den Umftänden zu berichten haben. 

4. Zur Erläuterung der einzelnen Beftimmungen der $$ 1 und 2 
des Geſetzes wird noch —— bemerkt, dabei jedoch auch hier noch 
abgeſehen von den beſonderen Verhältniſſen der ausländiſchen Ge— 
werbetreibenden. 

I. a) Zu den Erzeugniſſen der Land- und Forſtwirtſchaft ſind 

nicht zu rechnen: 

Sand, Erde, Ton, Torf, Steine und dergleichen der Sub- 
ftanz des Bodens jelbft entnommene, nicht aber durd 
Bemirtichaftung desfelben gewonnene Gegenftände, 
ferner nicht 

jolhe Gegenjtände, welche eine die herfömmlichen Grenzen 
der Land- und Forftwirtichaft überfchreitende fabrif- 
oder hand werkmäßige Be- oder Berarbeitung 
erfahren haben, 3. B. Mehl, Holzwaren, aus jelbitge- 
wonnenen ZTabafblättern bereitete Zigarren und dgl. 

b) Ob der Land- oder Forſtwirt, der Gärtner ulm. die jelbit- 
gewonnenen Erzeugniffe in eigener Berjon feil— 
bietet oder für jene Rechnung durch emen von ihm Beauf- 
tragten, Angehörigen, Diener ufmw. feilbieten läßt, macht 
in fteuerliher Beziehung feinen Unterfchted. Dagegen 
würde, wenn der angeblich Beauftragte für eigene Rechnung 

Geſchäfte machen follte, unbedingt die Steuerpflicht eintreten. 

c) Die Befreiung des YFeilbietens ſelbſtgewonnener Erzeug- 
niffe der Jagd und des Fiichfanges findet auch dann An- 
wendung, wenn die felbitgewonnene Ausbeute der Jagd 
oder des Fiſchfanges in zerlegtem, gejalzenem oder ge- 
räuchertem Zuftande feilgeboten werden foll, niemals aber, 

*) Nach der radialen Entfernung des Wohnortes von der Grenze bed 
gedachten Umkreiſes in der Luftlinie gerechnet. 
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wenn der Gegenſtand des Feilbietens von anderen zum 
Bwede des Wiederverkaufs erworben iſt. 


II. Andere, als die im $ 1 unter 1 bis 4 des Geſetzes aufgeführten 


IIE 


IV. 


gewerblichen Handlungen (namentlich die Vermittelung von 
Geſchäften, die Tätigkeit der Agenten ujw.), auch wenn fie 
außerhalb des Wohnortes und ohne Beitellung vorgenommen 
werden, fönnen nur dem ftehenden Gewerbebetriebe zugerechnet 
werden. (Bal. $ 42 der Gewerbeordnung.) 


Der Gemerbebetrieb, welcher 


a) im Gemeindebezirke des Wohnortes bezw. der gewerb- 
lichen Niederlaftung, oder 


b) zwar außerhalb desjelben, aber lediglidh auf vor— 
gängige Beftellung jtattfimdet, kann nicht Die 
Heranziehung zur Haujierfteuer begründen. 

Als Ausfluß des ftehenden Gemwerbebetriebes wird u. a. nad) 

82 Nr. 2 nicht nur der Berfehr auf Mejjen und Jahrmärkten, 

jondern auch auf Wochenmärkten und den für bejondere 

Gegenftände angeordneten Märkten angejehen, fofern ſich 

berielbe auf ſolche Gegenjtände beichräntt, womit nad den 

beitehenden Marktordnungen auf dem betreffenden Wocen- 
oder Pferde-, Vieh-, Woll- ujw. Markte der Verkehr zuläffig ift. 

Wer jedoch 3. B. auf auswärtigen Wochenmärftenandere 
al3diezudenRoKhenmarftartiteln gehörigen 

Gegenstände oder gewerbliche oder künſtleriſche Leiſtungen feil- 

bieten will, bedarf eines Gewerbeſcheines. Dagegen macht es, 

wenn jich der Berfehr auf die zuläffigen Gegenjtände und die 

Marktzeit befchränft, feinen Unterfchied, ob diejelben auf dem 

Marktplatz jelbft oder aus offenen Läden, Buben und dgl. oder 

in Gajthäufern, auf Straßen uſw. feilgeboten werden. In 

dem einen wie in dem anderen Falle wird der fragliche Verkehr 
dem ftehenden Gewerbebetriebe des Marktbeſuchers zugerechnet. 


V. In Nr. 4 des $ 2 wirb zunächſt erfordert, daß die zuftändige 


TE 


VII. 


Verwaltung- (Polizei-, Militär-⸗, Eiſenbahn- ujm.) Behörde 
das Feilbieten gewiſſer Waren (einſchließlich der Verzehrungs— 
gegenſtände) bei den betreffenden außergewöhnlichen Ge— 
legenheiten, wie öffentlichen Feſten, Truppenzuſammen— 
ziehungen, Eiſenbahnbauten und dgl., zulaſſe. dies der 
Fall, jo ſoll der betreffende Verkehr als Ausfluß des ſtehenden 
Gewerbebetriebes angeſehen werden. 

Zu den „ſelbſtverfertigten Waren“ im Sinne des $ 2 Nr. 5a 
des Geſetzes ift auch friſches Fleiſch zu rechnen. 

Übrigens macht es in den Fällen des $ 2 Nr. 5a bisca.a.dD. 
in fteuerlicher Beziehung keinen Unterjchied, ob der Umkreis 
von 15 Kilometer Teile verfchtedener Kreife oder Regierung- 
bezirte umfaßt, und ob der Gewerbetreibende in Preußen oder 
jenjeits der Grenze in einem benachbarten deutichen Staate 
feinen Wohnort hat. 


472 


II. B. Haufierfteueranmweifung. Ar. 5. 


VIII. Bei ftrenger Anwendung der Vorſchriften im $ 1 des Geſetzes 


würde das FFeilbieten von Waren oder Leiftungen, foweit 
nicht eine der vorftehend berührten befonderen Ausnahmen 
zutrifft, ftetSs dem Gemerbebetriebe im Umbherziehen zuzu- 
rechnen und als jolcher zu bejteuern jein, wenn eg außerhalb 
des Gemeindbebezirtes des Wohnortesß ftatt- 
findet. Nah $ 2 Nr. 6 des Geſetzes jind die Regierungen, 
übereinjtimmend mit ber Faſſung, die demnächſt der $ 55 ber 
Gewerbeordnung durch die Novelle vom 1. Juli 1883 erhalten 
hat, ermädhtigt, in allen Fällen, wo ein Bedürfnis dazu vor- 
liegt, wo aljo 3. B. mehrere Gemeindebezirfe im Gemenge 
liegen, oder wo die nächſten Umgebungen eines Orte zwar 
einem bejonderen Gemweindebezirte angehören, jedoch in ge- 
werblicher Beziehung im engjten Zujammenhange mit jenem 
ftehen und als ein Ganzes in Bezug auf den Berfehr ſich bar- 
jtellen, diejelben in der hier fraglichen Hinjiht dem Gemeinde- 
bezirk gleichzuftellen. 

Anordnungen der bezeichneten Art werden nad Bewandtnis 
der Umftände durch ortsüblihe Belanntmahung oder burd 
das Kreis- oder Amtsblatt uſw. zur Kenntnis der Beteiligten 
u bringen fein. 


5. Jede Art der Ausübung des Gemwerbebetriebes, welche nad 


den voritehend erörterten Beitimmungen der $$ 1 und 2 des Geſetzes 
nicht Gegenstand der Haufierftener ift, wird nah $4demftehbenden 
Gewerbebetriebe gleichgeitellt und zugerechnet. (Vgl. Art. 1 Nr. 3 

der Anweifung vom 4. November 1895 zur Ausführung des Gemwerbe- 
fteuergejeßes vom 24. Juni 1891.) 


ierzu wird im allgemeinen folgendes bemerft: 


Die Beltimmungen im $ 4 des Gefekes finden vornehmlich 

Anwendung: 

A. Bei denjenigen Arten des auswärtigen Gejchäftsbetriebes, 
welche auch nad) der Gemwerbeordnung überhaupt nicht 
zum Gewerbebetriebe im Umherziehen gehören, aljo 
a) bei Ausübung des Gewerbe auf vorgängige 

Beitellung; 

b) bei Ausübung des Agentur- Kommiljionär- und 
Auftionator- oder eines ähnlichen Gewerbes, welches 
die Bermittelung von Gejchäften zum Gegenjtande 
hat ($ 42 der Gewerbeordnung); 

‘c) bei dem Gewerbebetriebe im Umherziehen von Markt 
zu Markt und überhaupt im Meß- und Marktverfehr 
($ 2 Nr. 2 des Geſetzes, $ 64 der Gewerbeordnung); 

d) bei dem Aufjuchen von Warenbeftellungen und bem 
Warenauffauf durch Kaufleute, Fabritanten und andere 
Berjonen, welche ein ftehendes Gewerbe betreiben, 
oder durch deren Reiſende, ſoweit diefe Arten des 
Gemwerbebetriebes nach $ 2 Nr. 1 des Geſetzes von der 
Steuer vom Gemerbebetriebe im Umpherziehen befreit 
jind (vgl. oben unter Nr. 2 zu II). 
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B. Bei denjenigen Arten des auswärtigen Gejchäftsbetriebes, 
welche nad der Gewerbeordnung zwar zum Gemerbe- 
betriebe im Umberziehen gehören, nad) den Beftimmungen 
des Geſetzes vom 3. Yuli 1876 aber ber — 
nicht unterliegen (vgl. oben Nr. 2 II und III). 

U. Ob der auswärtige Gejchäftäbetrieb, wenn derjelbe in Ge— 
mäßheit des $ 4 als ein integrierender Beftanbdteil bes 
ftehenden Gewerbebetriebe angejehen und letzterem zu- 
erechnet wird, eine Steuerpflicht begründet oder nicht, richtet 
ich lediglih nad den geltenden Borjchriften über die Ber- 
anlagung der Steuer Yom ftehenden Gewerbe (Anweifung 
vom 4. November 1895). 


6. Nach dem vorliegenden Gejege werden preußiſche Gewerbe- 
treibende und die Gemwerbetreibenden aus anderen deutihen Staaten 
prinzipiell hinfichtlih der Befteuerung vollftändig gleichgeftellt.. Es 
fommen deshalb auch die oben erörterten Ausnahmebeftimmungen 
im $ 1 Nr. 1 wegen des Feilbietens jelbjtgerwonnener Erzeugniffe 
der Land- und Forftwirtichaft uſw., jomwie diejenigen des $ 2 den 
Angehörigen anderer deutiher Staaten ebenfo zu ftatten, mie bie 
porjtehend unter Nr. 5 entmwidelten Grundfäße gleichmäßig auf die— 
felben Anwendung finden. 

Hieraus ergeben jich von jelbit die aus dem zweiten und dem 
dritten Abſatze im $ 4 des Geſetzes erjihtlihen Unterjheidungen. 

I. Bei preußifhen &emwerbetreibenden zieht der auswärtige 

Seichäftsbetrieb, welcher nicht der Haufierjteuer unterliegt 
(Nr. 5), die Anwendung der preußiichen Geſetze über Die 
Steuer vom ftehenden Gewerbebetriebe an ihrem Wohn- 
orte nad) ſich. Sie find aljo verbunden, falls fie nicht ſchon 
den jtehenden Betrieb desjelben Gewerbes am Wohn- 
orte bezw. am Orte der gewerblichen Niederlaffung angemeldet 
haben und die in Rede jtehenden auswärtigen Geichäfte hier- 
nad als Ausfluß und integrierender Beftandteil ihres ftehenden 
Gewerbes ich darftellen, diefe Anmeldung eben wegen des 
auswärtigen Gejchäftäbetriebes zu bewirken und haben den— 
jelben als jtehendes Gewerbe, jofern dieſes fteuerpflichtig 
ift, zu verſteuern. 


II. Bei Gemwerbetreibenden anderer deutſcher Staaten Hat die 
Zurehnung des in Nede ftehenden auswärtigen Geichäfts- 
betriebes, welcher der —— nicht unterworfen iſt, 
zum ſtehenden Gewerbebetriebe an ihrem Wohnorte bezw. 
Orte der gewerblichen Niederlaſſung zur Folge, daß nunmehr 
die Geſetze des Heimatſtaates über Beſteuerung der ſtehenden 
— darauf Anwendung finden, nicht aber die preußiſchen 
veſetze. 

Nur diejenigen, welche in Preußen ohne Begründung 
einer Niederlaſſung den fraglichen Geſchäftsbetrieb (Nr. 5) 
ausüben wollen, ohne überhaupt dasjelbe Gewerbe in irgend 
einem deutichen Staate als jtehendes zu betreiben, find 


474 II. B. Haufierfteueranmweifung. Nr.7,8. 


in Preußen nach $ 4 des Geſetzes (dritter Abſatz) derjelben 
Anmeldungverpflihtung und Beitenerung unterworfen, welde 
nad I vorftehend die preußiichen Gemerbetreibenden trifft. 

III. Ausländiſche (nichtdeutiche) Gewerbetreibende, welche in einem 
deutichen Staate ihren Wohnfig oder eine gewerbliche Nieder- 
—— haben, werden, je nachdem dies in Preußen oder einem 
anderen deutſchen Staate der Fall iſt, erſterenfalls nach den 
Grundfäßen unter I, leßterenfall3 nach denjenigen unter II 
behandelt. 

IV. In Betreff anderer ausländiiher Gewerbetreibender, bei 
denen die zu III vorjtehend bezeichnete Vorausſetzung nicht 
vorhanden ift, denen aber etwa vertragmäßig die gleiche 
Behandlung mit deutihen Gewerbetreibenden zuftehen jollte 
würde hieraus ebenfall3 die Anmendbarfeit der unter u 
entwidelten Grundjäge folgen. (Bol. unten unter Wr. 16.) 

7. Für die Durchführung der Beftimmungen bes $ 4 des Geſetzes 
in ihrer vorjtehend unter Nr. 5 und 6 näher erläuterten Bedeutung 
tft die bejondere Aufmerkjamteit der ausführenden Beamten erforderlich. 

Die Kommunal- und Polizeibehörden an denjenigen Orten, wo 
der auswärtige Gejchäftsbetrieb eben ftattfindet (wo aljo z. B. bie 
Sehilfen eines am Orte fremden Handwerkers bei einem Bau oder 
einer anderen bejtellten Arbeit bejchäftigt werden, wo der Waren— 
auflauf ausgeübt wird ufm.), müſſen fich vergemiljern, wie e3 mit 
der Befteuerung des ftehenden Gewerbes des Betreffenden an jeinem 
Wohnorte (Orte der gewerblihen Niederlajjung) fi verhält, und 
jofern die eigene Auskunft des Gemwerbetreibenden oder die von 
ihm vorgelegten Ausweile die Frage nicht völlig erledigen, der Behörde 
diefe3 Drtes über den jtattfindenden Gewerbebetrieb unverzüglich 
Mitteilung zugehen lafjen. 

Wie es in jolden Fällen zu Halten jei, wo der betreffende preußiiche 
emwerbetreibende überhaupt feinen Wohnfit hat (heimatlos ift), 
oder wo der betrejfende Gewerbetreibende einem anderen deutſchen 
Staate angehört, ift aus $ 4 des Geſetzes zu erjehen. Erfterenfalls 
ift die Befteuerung am Orte, wo der Gewerbebetrieb begonnen wurde, 
zu konftatieren und, fall3 diejelbe nicht behauptet oder nicht glaub» 
haft gemacht wird, die Heranziehung zur Steuer an demjenigen Orte, 
wo der Geichäftsbetrieb gerade jtattfindet, jowie nad Umijtänden 
zugleich die Beitrafung zu veranlafien. 

Im zweitgedadten Falle beichränft jich die Ermittelung darauf, 
dad dasjelbe Gewerbe von dem Betreffenden im Heimatjtaate oder 
überhaupt in einem deutſchen Staate als ftehendes getrieben wird. 
Kann dies nicht nachgemwiejen werden, jo tritt die gleihe Behandlung 
wie im vorerwähnten erjten Falle (bezüglich heimatlofer Preußen) ein. 

8. Aus den Beitimmungen der Gewerbeordnung ($ 55) und 
bes $ 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 könnte bei ftreng wörtlicher 
Auslegung gefolgert werden, dab der Gejchäftsbetrieb des Inhabers 
eined Gewerbeſcheins im Gemeindebezirte des Wohnortes 
ftet3 als ftehender Gewerbebetrieb angejehen und als folder 
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angemeldet und bejteuert werden müſſe. Durch den $ 5 des Geſetzes 
wird dieje Auffafiung ausgeichloffen. Wer —— einen Handel 
im Umherziehen mit Obſt, Fiſchen und dergleichen betreibt und zu 
Zeiten auch an ſeinem Wohnorte die Ware von ſeinem Fahrzeuge 
oder im Umhertragen auf Straßen und Märkten jeilbietet oder einzelne 
Verkäufe in feiner Wohnung vornimmt, — imgleichen mwer das 
Sammeln von Abfällen im Umherziehen betreibt und zu Zeiten diefem 
Geſchäfte auch an jeinem Wohnorte nachgeht, joll diejerhalb nicht neben 
der Haufierfteuer auch noch von der Steuer vom ftehenden Gewerbe 
betroffen werden. Der Geichäftsbetrieb am Wohnorte wird vielmehr 
in fällen ſolcher Art als Teil des Gewerbebetriebes im Umherziehen 
behandelt. Bedingung für dieſe Behandlungweile ift aber, daß der 
Seichäftsbetrieb am Wohnorte nur 

a) vorübergehend und 

b) ohne Begründung einer gewerblihen Niederlaſſung aus- 

geübt werden darf. 

Wer aljo nicht bloß zu Zeiten, jondern ununterbroden — auch 
während gleichzeitig der Gejchäftsbetrieb außerhalb des Wohnortes 
auf Grund des Gewerbejcheines vor jih geht — am Wohnorte jelbft 
(durch Gehilfen oder Angehörige) jein Gejchäft betreibt, oder wer 
am Wohnorte folhe Beranftaltungen trifft, welche al3 Begründung 
einer gewerblichen Niederlaffung anzufehen find, z. B. eine fefte 
Verkaufitätte behujs dauernden Abjages feiner Waren am Wohnorte 
eröffnet, wenngleich diefe nicht ununterbrochen offen gehalten, fondern 
zu Zeiten gejchlojjen wird, unterliegt neben der Haujierfteuer auch 
den Vorichriften über Anmeldung und Beiteuerung des jtehenden 
Semerbebetriebes an jeinem Wohnorte. 


9. Die Feitfegung der Steuer vom Gewerbebetriebe im Um— 
berziehen jteht lediglich den Regierungen, in Berlin der Direktion 
für die Verwaltung der direften Steuern zu. 

Die Erhebung einer Nachſteuer beim Übertritt der im $ 60 Abj. 2 
der Gewerbeordnung bezeichneten &emwerbetreibenden aus einem 
Regierungbezirfe in den anderen findet nicht ftatt. Bei Ausdehnung 
des Gewerbeicheines auf einen anderen Bezirk bedarf es einer Mit- 
teilung hierüber an die FFinanzabteilungen der Regierungen nicht, 
außer in denjenigen Fällen, wo ein von einer nichtpreußiichen Behörde 
ausgeftellter Gewerbeſchein der fraglichen Art zuerit behufs Ausdehnung 
auf einen preußiichen Bezirk der betreffenden preußtichen Behörde 
vorgelegt wird. 


Die von der Regierung in Sigmaringen ausgejtellten Gewerbe— 
icheine haben jedoch — was auf denjelben ausdrüdlich zu vermerken 
ift — nur Giltigkeit für die Hohenzollernihen Lande. Will der In— 
— eines ſolchen Gewerbeſcheines ſein Gewerbe in einem anderen 

eile der Monarchie betreiben, ſo iſt die Ausdehnung des Gewerbe— 
ſcheines und Nacherhebung der Steuer nach Vorſchrift des 88 11 
des Geſetzes notwendig. 

10. I. Der Steuerſatz von 48 Mark hat die Regeéel zu bilden, und 

muß derſelbe in allen Fällen Anwendung finden, in denen 
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nicht bejondere Umftände nad) den Beftimmungen des Gejeges 
einen ermäßigten oder einen erhöhten Fahres- 
fteuerfag rechtfertigen. Das Geſetz hat 
a) einerje it3 bejtimmtere Normen für die Gewerbebetriebe 
geringer Art Hinzugefügt, und 
b) andererjeits die Regierungen ermächtigt, aud die 
bejonderen perfönlihen Berhältnilfe der Steuerpflichtigen, 
welche den Gemerbebetrieb beeinfluflen (3. B. Gebredh- 
lichkeit, hohes Alter, Mittellofigkeit), in Erwägung zu ziehen. 
Bon den Gemwerben geringer Art, für welche Die Steuerjäge 
von 36, 24, 18, 12 und 6 Mark bejtimmt jind, werden im 
89 unter a und b gewiſſe Gattungen mit Anführung —25 
Beiſpiele näher bezeichnet. Bei beiden Gattungen ſoll regel- 
mäßig, und wenn nicht aufeinenbei diefen Gewerben 
ungemwöhnliden Betriebsumfang zu jchließen ift, über 
den Gteuerjaß von 24 Mark nicht hinausgegangen werden. 
Der Sag von 24 Mark wird danadh dann anzumenden fein, 
wenn insbefondere bei den unter b aufgeführten Gemwerben 
nach der Art und Weife ihrer Ausübung (Mitnahme von 
Begleitern, Halten von Fuhrwerk uſw.) oder ſonſtigen 
Umftänden (3. B. günftigen Abjagverhältniffen), auf einen 
erheblihen Umfang zu jchliefen und nicht etwa andererfeits 
individuelle, den Gewerbebetrieb beeinträchtigende Umftände 
(vorftehend zu Ib) vorliegen. Unter gleihen Borausjegungen 
würde für Die unter a im $ 9 des Geſetzes bezeichneten Gewerbe 
der Steuerjat von 18 Marf genügen. 

Als mittlerer Sag ergibt ſich Hieraus für die eritgedachte 
Gattung ($ 9b) der Steuerfag von 18 Mark, für die zweit— 
gedachte Gattung ($ 9a) derjenige von 12 Mark, und unter diefe 
Sätze wird nurin denjenigen Fällen herabzugehen fein, in welchen 
diejelben wegen des minimalen Umfanges des Gewerbe- 
betriebes oder wegen der obwaltenden befonderen Ber- 
hältniſſe in der Berfon des Steuerpflichtigen (zu Ib 
vorjtehend) für nicht anwendbar erachtet werden müſſen, 
indem al3dann bei der im $ 9b des Geſetzes bezeichneten 
Gattung der Steuerjah von 12 Marf (nura us nahmweiſe 
der Sat von 6 Mark), bei der im $ 9a des Geſetzes bezeichneten 
Gattung der Sab von 6 Mark Anwendung finden joll. 


Die Regierungen jind ermächtigt, die ermäßigten Steuer- 
jäße nad) den unter I und II vorftehend entwidelten Grund» 
jägen auch auf andere als die im $ 9 des Geſetzes unter a und b 
aufgeführten Gewerbebetriebe anzuwenden, wenn letztere 
den im $ 9a und b angeführten gleichzuſtellen jind, 
und zwar ohne Unterjchied, ob der Gewerbebetrieb im FFeilbieten 
oder im Auffauf von Waren oder aud im Feilbieten gewerblicher 
oder fünftleriicher Leiftungen befteht. 

Bon diefer Ermädtigung muß jedoch mit großer Vorſicht 
Gebrauch gemacht werden. Es iſt dabei wie überhaupt 
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in allen Fällen bei Feſtſetzung der Steuer 
vom Gewerbebetriebe im Umbherziehen, 
ernftlich zu berüdjichtigen, daß die Abficht des Gejehes keines— 
wegs auf eine allgemeine Ermäßigung der Steuer gerichtet 
geweſen ift, und dat ein Überhandnehmen der Gewerbebetriebe 
im Umbherziehen nicht durch eine zu milde Handhabung der 
Beitimmungen über die Höhe der Steuer zu befördern ift. 
Keineswegs dürfen die Steuerjäße und Verhältniſſe der ftehende 
Gewerbe Betreibenden maßgebend jein, nachdem die Be- 
fteuerung der legteren durch das Gejeh vom 24. Yuni 1891 
nad ganz anderen Grundſätzen geordnet ift. Es bleibt auch 
zu berüdfichtigen, daf; der Gewerbebetrieb im Umherziehen einer 
Kommunalbefteuerung nicht unterliegt, während von den 
ftehenden Gemwerben von zahlreihen Gemeinden, neben ben 
Abgaben für die weiteren Kommunalverbände, für Kirchen- 
— Schulſozietäten ufw., hohe Gemeindeſteuern erhoben 
werben. 

Die Anwendung des Steuerſatzes von 36 Mark wird haupt- 
fächlich bei folchen Gemwerbebetrieben ihre Stelle finden, welche 
nicht zu den Gewerben geringer Art gehören, aber weil jie 
inerheblic geringerem als dem gewöhnlichen Umfange 
betrieben oder durch bejondere (individuelle) Umftände beein- 
trächtigt werden, durch den regelmäßigen GSteuerfa von 
48 Mark zu hart betroffen werden würden. E3 ift nicht 
unbedingt ausgeichloffen, in Fällen diefer Art noch unter den 
Steuerjag von 36 Mark herabzugehen, wenn die obmwaltenden 
Verhältniſſe e3 erfordern, um eine entjchiedene Überbürbung 
zu vermeiden. Indeſſen darf dies nur ausnahmmeije 
geichehen, und wird namentlich ein geringerer Steuerjaß als 
24 Mark fich nur in ganz vereinzelten Fällen rechtfertigen lafjen. 


. Nach $ 6 des Geſetzes ift bei der Anmeldung des Gemerbe- 


betriebes zur Erteilung des Gewerbeſcheines ſowohl der 
Gegenftand desſelben al3 die Anzahl der mitzuführenden Be- 
gleiter, Fuhrwerle oder Wafjerfahrzeuge anzugeben, auch 
auf Erfordern noch nähere Auskunft über die Verrichtungen 
der Begleiter, die Bejchaffenheit und Bejtimmung der Trans- 
portmittel zu erteilen. Ferner bedarf nad $ 7 jede jpätere 
Anderung in dem Gegenftande des Gemwerbebetriebes, in der 
Anzahl der Begleiter oder der Transportmittel der vorherigen 
Anmeldung. In diefen äußeren Merkmalen ift, worauf auch 
das Geſetz jelbit in dem Schlußjage des $ 7 hinweiſt, wichtiges 
Material für eine ſachgemäße Feititellung der Steuer gegeben, 
das von den Regierungen nicht unbenußt gelajjen werden darf. 
Dabei ift insbejondere zu beachten, daß im allgemeinen der auf 
mehrere Gegenftände ausgedehnte Gejchäftsbetrieb, —55 — 
er einen mannigfaltigeren Abſatz geſtattet und erheblichere 
Betriebsmittel vorausſetzt, fowie daß der durch Begleiter unter- 
ftügte und der unter Benugung von Fuhrwerk ausgeübte 
Gewerbebetrieb der relativ fteuerfähigere und einer Ermäßigung 
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des Steuerſatzes minder bedürftige, daher mit den entſprechenden 
höheren Steuerſätzen zu belegen iſt. 

Es iſt den Regierungen aber zur Genüge bekannt, daß be— 
ſondere Umſtände dieſe Bermutung im einzelnen "Falle ent— 
kräften können, und daß mehrere jener Merkmale bei dem gegen— 
wärtigen Stande ber öffentlichen Transport- und Kommuni— 
fationsmittel je nach der verſchiedenen Lokalität des Gewerbe— 
betriebe3 eine jehr verjchiedene Bedeutung haben. E3 braudt 
beifpielweije nur an den duch Benugung der Eilenbahnen 
ermöglichten ſchwunghaften und weit lohnenderen Betrieb 
einzelner Gewerbe ohne Begleiter und ohne Fuhrwerk 
erinnert zu werden. 

Bei Feſtſetzung der Steuer muß derartigen Umjtänden 
die volle Aufmerkſamkeit zugemwendet und dafür Sorge ge- 
tragen, nötigenfall3 mit Strenge darauf gehalten mwerden, 
daß die Lofal- und Kreisbehörden, welche den Perſönlich— 
feiten der Anmeldenden näher ſtehen, die tatfählihen Verhält— 
niſſe gehörig Hlarftellen und ihre gutachtlichen Außerungen 
gewillenhaft abgeben. 

Die Haufierjteuer ift eine Jahresfteuer, dergeitalt, dab 
die Steuerfeititellung und -»entrihtung und die Erteilung des 
Gewerbeſcheines jtet3, insbejondere auch, wenn gemäß $ 60 
der Gewerbeordnung der Wandergemwerbeichein für eine 
fürzere Dauer oder für bejtimmte Tage Tea er oder aus 
gedehnt it, für das Kalenderjahr zu erfolgen hat. Indeſſen 
liegt es in der Befugnis der Regierungen, wenn ein Ge- 
mwerbe erſt in vorgerüdter Jahreszeit ee: werden joll, 
hierauf bei Bejtimmung des für den Reft des Jahres 
zu ——— Steuerſatzes geeignete Rückſicht zu nehmen. 
Der in Rede ſtehende Umſtand kann jedoch keinesfalls in Betracht 
fommen bei denjenigen Gewerben, welche ihrer Natur nad 
id) auf den Betrieb während einer bejtimmten Jahreszeit 
(Saiſon) bejchränten, wird aber auch bei anderen Gemwerben 
immer nur ausnahbmmeife die Wahl eines nicht ſchon 
= jih gerechtfertigten ermäßigten Steuerjages begründen 
Önnen. 

Für die Mitglieder größerer Mufiter- uſw. Gejellihaften it 
im $ 10 des Geſetzes unter den bort angegebenen Voraus— 
jegungen die Zuläffigfeit ermäßigter Steuerſätze ausdrüdlic 
a 

Es hat dadurch jedoch nicht ausgeſchloſſen werden jollen, 
daß auf jolde Muſiker, Schaufpieler uſw., welche allein oder 
in Berbindungen von weniger ala vier Perſonen ihr Gewerbe 
betreiben, die allgemeinen Vorſchriften des $ 9 und die danach 
zuläfjigen ermäßigten Steuerfäge angewandt werden, jofern 
die im einzelnen Falle obwaltenden Umftände nad dem Er- 
meſſen der Regierungen diejes rechtfertigen. 

Auch wird es faum der Erwähnung bedürfen, daß der $ 10 
des Gejeges eine Ermächtigung erteilt, von welcher nur, 


Rr. 11. 


U. B. Haufierfteneranmweifung. 479 


wenn bad Bedürfnis dazu vorhanden, Gebrauh zu machen, 
während anderenfalls die m. bes vollen Steuerjaßes 
bon 48 Mark oder des Satzes von 36 Mark durchaus zuläffig tft. 


. Für Gewerbebetriebe von bedbeutendem Umfange, wie 


diejenigen 
der Borfteher großer Schaufpieler-, Mufifer-, Kunit- 
reiter- und ähnlicher Geſellſchaften, 
der Pferde- und Biehhändler mit erheblihem Betrieb3- 
fapital und Umfat, 
der mit größeren Warenlagern umberziehenden Hanbdeltrei- 
treibenden ujw. 
find im $ 9 Nr. 2 des Geſetzes erhöhte Steuerfäße von 
72, 96 oder 144 Mark eingeführt. 
Beruhte jhon die Einführung biejer erhöhten Steuer- 
jübe auf der Erwägung, daß namentlih die Entwidelung 
er Kommunifatione und Transportmittel einen umfang- 
reihen, vielfah dem ftehenden Gewerbe empfindlihe Kon- 
furrenz bereitenden Betrieb des Gewerbes im Umbherziehen 
ermöglichte, jo haben ſich die Verhältnifie jeit dem Erlaß des 
Geſetzes noch meiter in dieſer Richtung entwidelt. Die 
Regierungen werben daher zu prüfen haben, ob im einzelnen 
Falle der regelmähige Steuerfaß von 48 Mark noch eine 
ausreichende Befteuerung daritellt oder ob und welcher höhere 
Sat den Berhältniffen de3 Betriebes angemeffen ift, wobei 
u beadten ift, daß die oben erwähnten, im Geſetze ange- 
Fihrten Gewerbebetriebe nur als Beifpiele folder Ge— 
werbebetriebe namhaft gemacht find, bei denen ein bedeutender 
Umfang nicht jelten vorfommt, die Erhöhung ber Steuer aber 
auh bei jeder anderen Art des Gewerbe- 
betriebes im Umherzieben, wenn die be- 
zeihnete Vorausſetzung zutrifft, Anwen- 
dung findet. 


11. Welche Änderungen des Gewerbebetriebes im Umbherziehen 
im Laufe des Jahres eine anderweite Feſtſetzung der Steuer 
nad ſich ziehen können, ift im $ 7 des Geſetzes vorgejehen. 


Dieſelben beichränten jich 


I. auf Anderungen im Gegenftande des Gemerbebetriebes, 


nämlich 

a) den Übergang zu einem anderen als bem im Ge- 
werbejcheine bezeichneten Gewerbe, z. B. zum Feilbieten 
von Waren ftatt des Feilbietens von Leijtungen oder 

b) die Ausdehnung de3 Gemwerbebetriebes auf noch 
andere al3 die im Gemerbeicheine bezeichneten Gegen- 
ftände, Waren ober Leiftungen, 


II. auf Bermehrung der Zahl ber Begleiter, Fuhrwerke oder 


Waflerfahrzeuge über 
Bahl, oder 


ie im Gewerbejcheine angegebene 
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III. auf das Mitführen auh nur eines Begleiterd, Yubhr- 


mwerfes oder Waflerfahrzeuges, während im Gewerbeſcheine 
folches nicht angegeben ift. 

In allen vorgedadhten Fällen, mögen fie durch vorjchrift- 
mäßige Anmeldung oder durch Entdedung einer Gejegesüber- 
tretung befannt werben, ift zu prüfen, ob die im Laufe des 
Jahres ftattfindende Anderung des Gemwerbebetriebes die An- 
wendung eines höheren Steuerjages zu begründen geeignet 
if. Für die Beantwortung diefer Frage find die Beltim- 
mungen des $ 9 des Geſetzes und die oben unter Nr. 10 diefer 
Anweifung entwidelten Grundjäße ebenfalld maßgebend. 

Wird die Frage hiernach bejaht, jo ift Doch zu beachten, 
daß ftet3 der für das betreffende Jahr bereits entrichtete Steuer- 
betrag auf den infolge der eingetretenen Anderung feitgeitellten 
Steuerfaß anzurechnen und nur der überjchießende Mehrbetrag 
des letzteren nachzuerheben bleibt. 

ar und in welchem Betrage eine derartige Anrechnung 
ftattgefunden hat, ift auf dem berichtigten oder anderweit aus 
gefertigten Gemwerbejcheine zu vermerken. 

Sn gleiher Weife tritt eine Anrechnung der in den Hohen- 
zollernihen Landen erlegten Steuer bei Ausdehnung des 
Gemwerbeicheines in den Fällen des $ 11 — zweiter Abjag — 
des Gejehes ein. (Bgl. oben unter Nr. 9 Abj. 3). 


12. I. In Betreff der Anmeldung des Gemwerbebetriebes im Um- 


berziehen wird unterjchieden 

a) ob e3 zu dem Gemerbebetriebe de3 Wandergemwerbeicheind 
einer preußiſchen Bermwaltungbehörde bedarf, — alsdann 
ift feine bejondere Anmeldung wegen des Ge- 
werbejcheines erforderlich, fondern die Beantragung des 
legteren mit dem Antrage auf Erteilung des Wanderge- 
gewerbefcheins zu verbinden. Dasjelbe gilt, wenn An- 
gehörige anderer deutjcher Staaten den von einer nidht- 
preufilen Behörde erteilten Wandergewerbeſchein zu 

en im $ 55 Nr. 4 der Gewerbeordnung bezeichneten Ge- 

werbebetrieben behuf3 Ausdehnung auf einen preußiichen 
Bezirk mon (860 ber Gewerbeordnung, vgl. aud 
oben Nr. 9 Abj. 2). 

An welche Behörde die Anträge auf Erteilung, bezw. 
Ausdehnung eines Wandergewerbeicheines zu richten find, 
wird al3 au3 den Ausführungbeftimmungen zu Titel ILL der 
Gewerbeordnung befannt vorausgejekt. 

b) Iſt ein Wandergemwerbeichein der preußiichen Bermwaltung- 
a nicht erforderlich, fo muß die Anmeldung be- 
hufs Entrihtung der Steuer vom Gemerbebetriebe im 
Umbherziehen beſonders und zwar bei der guys 
behörde, — in den Städten mit nicht mehr ald 2000 
wohnern und ae dem platten Lande aber bei bem Lanb- 
rate (in Hohenzollern dem Oberamtmann) (vgl. $ 6 dritter 
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Abjak des Gejekes vom 3. Juli 1876 und $ 1 Abf. 2 des 
Gewerbejteuergejeges vom 24. Juni 1891) bewirkt werden. 


Hierher gehören alfo namentlih die Anmeldungen 
wegen des yeilbietens nicht jelbjitgewonnener roher Er- 
zeugnifje der Land» und Foritwirtichaft, des Garten— 
und DObjtbaues, der Jagd und Filcherei, der Geflügel- 
und Bienenzudt (Nr. 2 zu I oben), ferner die Anmel- 
dungen zur Erteilung preußiicher Gewerbeſcheine für An- 
gehörige anderer deuticher Staaten, die * im Beſitze 
eines keiner Ausdehnung bedürfenden andergewerbe— 
ſcheines der oberen Verwaltungbehörde ihres Heimatjtaates 
ſind. Den Gewerbetreibenden der letztgedachten Art ſoll 
jedoch auch geſtattet ſein, ſich mit dem Antrage auf Er- 
teilung des preußiſchen Gewerbeſcheines unmittelbar an 
die Regierung (Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern in Berlin) zu wenden. 

Endlih find hiernach auch die Anträge auf die Aus- 
dehnung derjenigen Gemerbejcheine (nad) $ 11 zweiter 
Abſatz) zu behandeln, welche in den Hohenzollernfchen 
Landen gelöft jind. 

c) Gehört der beabjichtigte Gewerbebetrieb ſowohl zu der 
unter a als zu der unter b bezeichneten Kategorie — 
3. B. Feilbieten verjchiedener nicht jelbjtgewonnener 
Erzeugnifie der Landwirtichaft, welde nur zum Teil zu 
den ro hen Erzeugniffen zu rechnen und wozu nur, injo- 
weit dies zutrifft, fein Wandbergewerbejihein nötig 
it, während wegen der übrigen Gegenstände allerdings 
ein ſolcher zu beantragen iſt, — fo tft die Anmeldung auch 
in Betreff des nicht mwandergewerbeicheinpflichtigen Ge— 
werbebetriebe3 mit dem Antrage auf Erteilung des Wander- 
gewerbejcheines zu verbinden. 


vervollftändigten — Anmeldung greift die zu I voritehend 


I. Hinfihtlih der weiteren bung ge der — nötigenfalls 


erörterte Unterjcheidung wiederum Platz. 


a) Bedarf es zugleich eines preußiſchen Wandergewerbeicheins 
(zu la), jo ift die mit dem Antrage auf Erteilung des legteren 
verbundene Anmeldung der Behörde, von welcher Der 
Wandergewerbejchein auszufertigen ift, zu überfenden und 

elangt erjt mit demjelben vor deſſen Aushändigung an die 
fir die Erteilung des Gewerbeſcheins zuftändige Behörde 
(bei den Regierungen an deren Finanzabteilung), welche den 
mit dem. Wandergemwerbeicein in der Regel zu verbindenden 
Gewerbeſchein ausfertigt und der betreffenden Kaffe zugehen 
läßt. Die vorerwähnte Mitteilung des Wandergewerbe- 
icheins an die zur Erteilung des Gewerbeſcheins zuftändige 
Stelle hat Ei dann einzutreten, wenn es ausnahmmeije 
eines Gewerbeſcheins 0 Vorſchrift dieſes ee nicht be- 
darf (Nr. 2 zu IT und III). Letztere Stelle hat alsdann 
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auf dem Wandergewerbeichein zu vermerken, daß ein Ge- 

werbefchein nicht erforderlich ift, und denjelben ohne Auf- 

enthalt weiter zu befördern. 

b) $n den unter Ib gedadten Fällen wird dagegen die An- 
meldung direkt der zur Feitjegung der Steuer zujtändigen 
Behörde vorgelegt. 

e) In den unter Ic erwähnten Fällen endlich ift, wie vor- 
jtehend unter a angegeben, zu verfahren. Der Gemwerbe- 
jchein für den nit wandergewerbeſcheinpflichtigen Ge- 
werbebetrieb ift aladann aber nicht befonder3 auszufertigen, 
jondern die betreffenden Gegenftände (3. B. nicht felbit- 
gewonnene rohe Erzeugnifje der Landwirtichaft) werden 
in den mit dem Wandergewerbeicheine zu verbindenden 
Gewerbeſchein mit aufgenommen. 

In allen Fällen (zu a und b) haben die die Anmeldungen 
vorlegenden Behörden und Beamten ſich deren vorgängige 
Prüfung hinsichtlich des anzumwendenden Steuerjages angelegen 
jein zu lafjen, die etwa nötigen weiteren Aufflärungen über Art 
und Umfang deö Gewerbebetriebes, bejondere Verhältnifje der 
Semwerbetreibenden ujw. zu bejchaffen und ihre gutachtliche 
Außerung über den angemefjenen Steuerjaß Daher 


III. Wegen der Form der Gewerbeſcheine und wegen der Ber- 


bindung derjelben mit den Wandergewerbejcheinen bewendet 
es bei den bisherigen Beltimmungen. Die Namhaftmachung 
der mitzuführenden Begleiter findet nicht ftatt, fondern es iſt 
nur die Anzahl derjelben — nad) Umftänden jedoch aud) eine 
Bezeihnung ihrer Beftimmung — im Gemerbeicdeine 
anzugeben. Ob in die nicht mit Wandergewerbejcheinen ver- 
bundenen Gewerbejcheine auch das Signalement des Inhabers 
aufzunehmen ift oder nicht, bleibt dem Ermejjen der aus- 
fertigenden Behörden überlaffen. Die Behörden, bei welchen 
die betreffenden Anmeldungen anzubringen find, müſſen jedoch 
mit Weilung darüber verjehen werden, in welchen Fällen auf 
Beifügung des Signalements zu halten fei, damit unnötige Be- 
EIN ANAUER oder nachträglihe Verzögerungen vermieden 
werden. 


IV. Von bejonderer Wichtigkeit ift Die Bezeichnung des Gegen- 


ftandes des Gemerbebetriebes in dem Gewerbeſcheine. 
Bei der näheren Bezeichnung der Gegenftände wird jedoch die 
Spezialijierung, fomweit es die Grundfäte für die Wahl er- 
mäßigter Steuerjäße geftatten, einzuschränken und den jprady- 
gebräudlichen Kollektivbezeichnungen der Vorzug zu geben fein, 
um die Fälle ftrafbarer Ausdehnung des Gemwerbebetriebes auf 
andere als die im Gewerbejcheine bezeichneten Waren oder 
Leiftungen ($ 19 des Gejetes) fo viel als tunlich zu vermindern. 

Wünjchenswert erjcheint die Übereinftimmung der ge- 
bräucdjlihden Bezeichnungen des Gegenftandes des Gemwerbe- 
betriebes in den Wandergewerbefcheinen einerjeit3 und den 
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Gewerbeſcheinen andererfeit3. Es kann deshalb nur empfohlen 
werden, hierauf durch Einvernehmen der beiderfeits zuftändigen 
Behörden hinzumwirfen, wo fih dazu Veranlaſſung ergibt. 
Iſt aber der Gegenitand des beabjichtigten Gemwerbebetriebes 
im Wandergemwerbejcheine nicht jo bejtimmt bezeichnet, wie 
es im fteuerlichen Intereſſe notwendig ericheint, jo muß darauf 
gehalten werden, dat die Verollftändigung der Bezeichnung 
in den Gewerbejchein aufgenommen wird. 

V. Hinfichtli” der Numerierung und der Eintragung der Ge- 
werbeicheine in die zu führenden Regifter, jowie der Kaſſen, 
welchen die Gewerbejcheine zur Aushändigung gegen Erlegung 
der Steuer zuzufertigen jind, bewendet es bei dem bisherigen 
Verfahren. 

VI. Da der Gewerbebetrieb im Umbherziehen nicht eher begonnen 
werden darf, als bis der Gemwerbeichein ausgehändigt ift, 
jo muß eine rajche Erledigung der bezüglihen Angelegenheiten 
allen beteiligten Behörden und Beamten zur Pflicht gemacht 
werden. Berichleppungen und Nachläfligfeiten dürfen hierbei 
nirgend geduldet werden, jondern jind, wo ſie vorfommen 
jollten, unnachſichtlich abzuftellen. 

Außerdem ijt darauf zu halten, dag alljährlih im Monat 
September durch Bekanntmachung in ortsüblicher Weiſe, 
bezw. durch die Kreis- und Amtsblätter die Aufforderung 
erlaſſen wird, die Anmeldungen des für das folgende Jahr 
beabſichtigten Gewerbebetriebes im Umherziehen ſpäteſtens 
im Oktober zu bewirken. 

13. Wegen der im Laufe des Jahres über beabſichtigte Ver— 
änderungen des Semwerbebetriebes zu macenden Anmeldungen wird 
auf die obigen Erläuterungen unter Nr. 11 zu I Bezug genommen 
und im übrigen auf den $ 7 des Geſetzes vermwiejen, wonach auf derartige 
Anmeldungen die Beitimmungen des $ 6 gleichmäßig ſowohl hinfichtlich 
der Stelle, bei welcher fie anzubringen find, als hinfichtlich des Inhalts 
und des Berfahrens Anwendung zu finden haben. 

14. Die nach $ 13 des Gejekes vom 3. Juli 1876 dem Finanz— 
minifter zuftehende Ermächtigung zur Erteilung fteuerfreier Gewerbe- 
ſcheine wird auf die Regierungen übertragen. Die Regierungen haben 
jedoch die Bewilligung auf diejenigen Fälle zu beichränfen, in welchen 
zuverläffig ermittelt ift, daß es fi) um einen Betrieb von geringſtem 
Umfange handelt und der Germerbetreibende auch den niedrigiten 
Steuerjaß von 6 Marf nicht zu entrichten im ftande iſt. Es iſt namentlich 
auch zu beadten, daß die Bewilligung fteuerfreier Gewerbeſcheine 
nicht lediglich zu dem Zwecke erfolgen darf, den Armenverbänden die 
Armenlaft zu erleichtern, und die Überhandnahme der Haufierbetriebe 
nicht durch zu mweit gehende Bemilligung fteuerfreier Gewerbeſcheine 
gefördert wird. 

15. Bei Anwendung der Beitimmungen über Eritattung der 
Steuer ($ 15 des Geſetzes) muß daran feitgehalten werden, daß die 
im eriten Abſatze des $ 15 zugelaffenen Ausnahmen von der im eriten 
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Abjage vorangeitellten Regel aud) in der Praxis Ausnahmen bleiben 
und die Erftattung in allen Fällen nur gewährt werden fann, ohne 
dat irgendwie ein Rechtsanſpruch auf diejelbe anerkannt wäre. 

Die Natur des Gewerbebetriebes im Umherziehen erleichtert 
deffen Ausübung, ohne daß am Wohnorte des Gewerbetreibenden 
etwas davon befannt wird, in hohem Grade. Unbegründete Er- 
ftattungsgefuche fönnen deshalb leicht vorfommen, felbit wenn leßtere 
auf die Tatſache geftügt werden, dab der Gewerbebetrieb ganz unter- 
blieben jei. Noch ſchwieriger ift die Prüfung, wenn behauptet wird, 
der Gewerbebetrieb jei eingeftellt.. E3 fommen dann die jchon ander: 
weit berührten Momente mit ind Spiel, ob der Gewerbebetrieb nicht 
von felbit ſich nur auf einen gewiſſen Teil des Jahres eritreden konnte 
und follte und dergleichen mehr. 

Das Geſetz hat hiergegen injofern einigermaßen Vorkehrung 
getroffen, als jede Erftattung abzulehnen iſt, wenn der Gewerbe- 
ichein jpäter ala 6 Monate nach feiner Einlöfung zurüdgegeben wird, 
und als das Erftattungsgejuch nur durch den Eintritt unvorhergejehener, 
von dem Willen des Gemwerbetreibenden unabhängiger Ereignilie 
motiviert werden fann. 


16. Die Angehörigen »-außerdeutijher Staaten, welche weder 
ihren Wohnſitz noch eine gewerbliche Niederlaffung in einem deutjchen 
Staate haben, fünnen zur Steuer nicht herangezogen werden, wenn 
fie jich in Preußen darauf beichränfen, 

a) Handel (Auflauf und Berfauf von Waren und Suchen von 

Er Ta auf Mejlen und Jahrmärkten zu treiben 
( rt. 3), 

b) Waren auf Wocdenmärften anzufaufen, 

c) Berzehrungsgegenitände (nicht Handwerferwaren und dgl.), 
welche zu den Gegenftänden des Wochenmarftverfehrs gehören, 
auf Wochenmärkten feilzubieten ($ 3 Nr. 4), 

d) innerhalb eines Bezirkes von nicht über 15 Kilometer dies 
ſeits der preußiichen Grenze, wo die zuftändige Negierung 
dies geftattet hat, jelbjtgewonnene Erzeugniſſe und jelbit- 
verfertigte Waren, welde zu den Wochenmarktsgegenftänden 
gehören, feilzubieten ($ 3 Nr. 5). 

In welchen Fällen der Verkehr in der zu d bezeichneten Art 
von den Regierungen fteuerfrei zu geitatten ift, bleibt vorerit deren 
Ermejjen überlaſſen. Es wird dabei außer der etwaigen Befriedigung 
von Bedürfniſſen diesjeitiger Grenzbermohner und dem Intereſſe 
der Erhaltung eines bereit3 beftehenden nütlihen Grenzverkehrs 
aud die Rüdliht auf Gegenjeitigfeit wahrzunehmen fein, mo dazu 
irgend Anlaß geboten it. 

Solche Anordnungen find in geeigneter Weife in dem betreffenden 
Bezirke öffentlich bekannt zu machen, nach Umftänden auch zur Kenntnis 
der jenjeitigen Grenzbewohner zu bringen und wird dabei zweckmäßig 
zugleich auf das in gewerbepolizeilicher Hinfiht zu Beobachtende 
(Wandergewerbeichein), jowie auf die zollgejeglihen Vorſchriften 
svegen des Verkehrs im Grenzbezirte bezw. des jogenannten Heinen 
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Grenzverkehrs nah Berftändigung mit den zuftändigen Behörden 
hinzumeijen jein. 

Aus den Beltimmungen im $ 1 des Geſetzes folgt ferner, daß 
Angehörige außerdeuticher Staaten, welhe auf Beftellung ihr 
Gewerbe in Preußen ausüben, Waren niht zum Wieder- 
verfaufoder doch nur bei Kaufleuten und in offenen Berkaufftellen 
auflaufen, dieferhalb teinesfall3 mit der Steuer vom Gemerbebetriebe 
im Umbherziehen betroffen werden können. 

Inwiefern einzelne Arten der bezeichneten gewerblichen Hand- 
lungen der Steuer vom ftehenden Gewerbebetriebe unterliegen fönnen 
(3. B. Ausübung de3 Zimmergewerbes durch Ausführung eines 
beitellten Baues in Preußen ufmw.), ift lediglich nad) den die Beiteuerung 
des ſtehenden Semwerbebetriebes betreffenden Borjchriften zu beurteilen. 

Dagegen fommt nad) $3 Nr. 1 und 2 des Geſetzes den Angehörigen 
außerdeuticher Staaten feine der ſonſtigen Ausnahmen von der 
Haufierfteuer zu ftatten, welche im $ 2 des Geſetzes beftimmt find, und 
ebenfomwenig die Steuerfreiheit des im Umbherziehen betriebenen 
‚eilbietens jelbitgewonnener Erzeugniffe der Landwirtſchaft ufm. 
($ 1 Nr. 1), es fei denn, daß durch Berträge oder Vereinbarungen 
oder dur Anordnungen des Finanzminiſters andermweite Feftfeßungen 
hierüber getroffen jeien oder fpeziell getroffen werden möchten. In 
leßterer Beziehung ift daran zu erinnern, daß die Anwendung der 
lämtlihen Ausnahmebeftimmungen des $ 3 des Geſetzes bezüglich 
der Angehörigen des Großherzogtums Luremburg durch die 
Bollvereinsverträge ausgeichlofjen tft, jo daf diejelben den Angehörigen 
deuticher Staaten völlig gleichitehen. 

Inſoweit die Angehörigen aufßerdeuticher Staaten nad den 
Staatöverträgen befugt find, auf Grund derinden Berträgen 
vorgejehbenen Gewerbelegitimationfarte Waren- 
einfäufe zu machen oder Warenbeftellungen zu fuchen, unter- 
liegen diejelben für dieje Arten des Gemwerbebetriebes nicht der 
Steuer vom Gewerbebetriebe im Umpherziehen. Die Frage der 
Steuerpflicht ijt ſomit lediglich danad) zu beurteilen, ob der Ausländer 
nah den VBorjchriften der Gemwerbeordnung und den Ausführung- 
beftimmungen zu derjelben bezw. den — —— eines Wander— 
gewerbeſcheins oder nur einer Gewerbelegitimationkarte der Behörde 
feines Heimatftaates bedarf. 

Bemerkt wird, daß von den gegenwärtig in Kraft befindlichen 
Dandelsverträgen diejenigen mit Belgien, Frankreich, Griechenland, 

terreih-Ungarn, Rumänien, Rußland, der Schweiz und Serbien*) 
ausdrüdliche — im einzelnen von einander abweichende — Beſtim— 





*) SHanbdelöverträge mit Belgien vom 6. Dezember 1891 Art. 9 (RGBl. 
1892 ©. 241), Frankreich vom 2. Auguft 1862 Artitel 26 (GS. 1865 ©. 333), 
Griehenlaud vom 9. Juli 1884 Art. 6 (RGBl. 1885 ©. 23), Italien vom 
6. Dezember 1891 Art. 5 (RGBl. 1892 ©. 97), Öfterreih-Ungarn vom 
6. Dezember 1891 Urt. 19 Abi. 3 (RGBl. 1892 ©. 3), Rumänien vom 
21. DOftober 1893 Art. 3 (RGEBl. 1894 ©. 1), Rufland vom 10. Februar 1894 
Art. 12 (RXGBl. ©. 153), Schweiz vom 10. Dezember 1891 Art. 9 (RGBl. 
1892 ©. 195), Serbien vom 21. Auguft 1892 Art. 4 (RGBI. 1893 ©. 269). 
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mungen dahin enthalten, daß die Angehörigen diejer Staaten, welde 
jih durch die Legitimationfarte über die Befugnis zum Gemerbe- 
betriebe in ihrem Heimatſtaate ausweiſen, befugt jein jollen, jelbit 
oder durch in ihren Dienſten jtehende Reiſende Wareneinfäufe zu 
machen oder Beitellungen auf Waren zu juchen, ohne für dieje Art 
des Gewerbebetriebes einer weiteren Abgabe unterworfen zu fein, 
jedoch nur, fofern jie die aufgefauften Waren nur behufs Beförderung 
zum Bejtimmungsorte bezw. beim Aufſuchen von Warenbejtellungen 
nur Proben oder Mujter bei ſich führen. Dieſelbe Vergünftigung 
jteht den Angehörigen derjenigen anderen Staaten zu, denen die Rechte 
der meijtbegünftigten Nation eingeräumt find. 
Die Angehörigen des Königreichs der Niederlande haben jedoch, 
wenn fie in Preußen Warenbeftellungen aufjuhen oder Waren für 
den Bedarf ihres Geſchäfts bei anderen Berjonen als Kaufleuten 
oder an anderen Orten als in offenen Berfaufitellen auffaufen, jofern 
fie nur Proben oder Mufter, die aufgefauften Waren aber nur behufs 
ihrer Beförderung an den Bejtimmungsort mit ſich führen, nad) 
Art. 24 des Vertrages vom 31. Dezember 1851 (GS. 1852 ©. 162) 
24 Mark Hauſierſteuer zu zahlen. 
m übrigen finden die unter Nr. 1, 3, 4 und 5 des $ 3 des Gejekes 
getroffenen Beftimmungen auf die Angehörigen der genannten Staaten 
ebenfo Anwendung, wie auf alle jonjtigen Ausländer, zu deren Gunjten 
feine Verträge dieſe Bejtimmungen ausdrüdlich ausſchließen. Die 
in den SHandelsverträgen enthaltene allgemeine Bejtimmung, das 
die Ausländer in Bezug auf die Befugnis zum Gemwerbebetriebe und 
die für denjelben zu entrichtenden Abgaben den Jnländern gleichgeitellt 
fein follen, hat feine Bedeutung für den Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen, und zwar auch dann nicht, wenn der leßtere von derjelben in 
dem Bertrage nicht ausdrüdlic ausgenommen ift. 
Bon der im $ 14 Abi. 2 des Geſetzes erwähnten Ermächtigung, 
bezüglich der dajelbjt bezeichneten Angehörigen anderer Länder, die 
Steuer vom Gewerbebetriebe im Umherziehen zu erhöhen, ift bisher 
nur bei den Angehörigen des Königreihs Dänemarf Gebraud 
gemacht, für welche die Steuer auf 180 Mark feftgeftellt ift, wobei 
e3 auch ferner bewendet. 
In Betreff der Frage, ob und unter welchen Bedingungen Aus- 
länder zum Gewerbebetriebe im Umbherziehen bezw. zu welchen Arten 
desjelben in Preußen zuzulafjen, welche Behörden für die Erteilung 
der desfalljigen Wandergewerbejcheine zuftändig find, wird auf die 
Borichriften der Neichsgewerbeordnung und die zur Ausführung 
derjelben ergangenen Bejtimmungen verwiejen. 
17. Zu den Strafbeftimmungen in den $$ 17 bis 26 des Geſetzes 
vom 3. Juli 1876 ijt folgendes zu bemerfen: 
I. Der $ 17 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 ift Durch den $ 70 des 
GewG. vom 24. Juni 1891 erjekt. 

II. Der Betrag der der Hinterziehungftrafe zu Grunde zu 
legenden Jahresfteuer iſt nad $ 28 des Geſetzes von 
den Regierungen feitzufeten. 


Nr. 18, 


Ill. 


IV, 


vn. 
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Bei den von den Regierungen vorläufig feitzujegenden 
Strafen ($ 27) fommt deren Ermädtigung, eine noch 
mildere Strafe ald das Doppelte in Anwendung zu bringen, 
in Betradt. 

Die Strafe der Konfisfation der des Gewerbes wegen mit- 
geführten Gegenftände findet nicht ftatt. Dagegen ift die 
Beihlagnahme der zum Gewerbebetriebe im Umherziehen 
en Gegenſtände geitattet, jomweit fie zur Sidher- 
ftellung der Steuer, Strafe und Koften,oderaud zum 
Bemweije der ftrafbaren Handlung erforderlich ift ($ 29). 
Hätte der unbefugt ausgeübte Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen ($$ 18, 19, 21) bei rechtzeitiger Anmeldung fteuerfrei 
bezw. ohne Erhöhung des jIchon entrichteten Steuerjages 
gejtattet werden fünnen, jo ijt eine Gelditrafe von 1 bis 30 Mark 
in verhängen ($ 24). 

ber die Bejtrafung des unbefugten SHaufierhandels mit 
jolchen Gegenjtänden, welche vom An- und Berfauf im Umher— 
ziehen ausgejchlofjen find, trifft $ 20 des Geſetzes Beltimmung. 
Es folgt aus derjelben, daß auch die längere (djährige) Ber- 
jährungfrift bei ſolchen Übertretungen Platz greift. Die 
Nacherhebung einer Steuer findet bei derjelben aber nicht ftatt. 


. Der Auftraggeber, für deijen Rechnung der Gewerbebetrieb 


im Umpberziehen von einem dritten ausgeübt wird, unter- 
liegt nad) $ 23 des Geſetzes der gleihen Strafe wie der 
Beauftragte. Die folidarısche Haftung beider erjtredt jich 
nicht blos auf Strafe und Koſten, jondern auch auf die Steuer, 
und es ijt nicht erforderlich, den Beweis zu liefern, daß der 
Beauftragte von dem Nuftraggeber zu der unerlaubten 
Handlung wiljentlich angeitiftet jei. 

Iſt der Gewerbeichein mit einem Wandergewerbeidhein 
verbunden, jo fann eine und diejelbe Handlung oder Unter- 
faffung, welche gegen die Borjchriften des $ 8 des Geſetzes 
verftößt (3. B. Unterlafjung der Worzeigung des Wander- 
gewerbe- und des damit untrennbar verbundenen Gewerbe— 
ſcheins, Überlafjung desjelben an einen dritten ujw.), zugleich 
der Beitrafung nach $ 149 Nr. 2, 4 und 5 der Reichsgemwerbe- 
ordnung unterliegen. Nach $ 25 des Geſetzes vom 3. Juli 1876 
unterbleibt alsdann die bejondere Ahndung der Übertretung 
des Steuergejeßes ($ 8). 


18. Die in diefer Anweifung den föniglihen Regierungen zu- 
— Geſchäfte ſind für die Stadt Berlin von der königlichen 
irektion für die Verwaltung der direkten Steuern wahrzunehmen. 
19. Die bisherige Anweiſung vom 3. September 1876 tritt fortan 


außer 


Kraft. 
Der Finanzminifter. 
Im Auftrage: 


Burghart. 


Abteilung IH. 
A. 


Gefeß, 
betreffend 


die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes. 


Vom 27. Februar 1880. 
(GS. ©. 174.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
verordnen mit Zuftimmung der beiden Häuſer des Sandtaged 
Unjerer Monarchie, für den Umfang derjelben, was folgt: 


8 I. 

Wer außerhalb ſeines Wohnortes und ohne Begründung einer 
gewerblichen Niederlaſſung die Waren eines Wanderlagers von 
einer feſten Verkaufſtätte aus feilbieten will, hat vom 1. April 1880 
ab neben und unabhängig von der Steuer für den Gemerbebetrieb 
im Umberziehen (Geſetz vom 3. Juli 1876, GS. ©. 247) in jedem Orte, 
in welchem er das Geichäft betreibt oder durch Bermittelung eines 
dafelbft einheimifhen Verkäufers oder Auftionators betreiben läßt, 
eine nach den folgenden VBorjchriften für die Gemeinden bezw. Kreife 
zu erhebende Steuer zu entrichten. 

Durch die Erfüllung der gejehlichen Förmlichleiten der Be- 
gründung des Wohnſitzes oder einer gewerbliden Niederlafjung wird 
der Inhaber eines Wanderlagers von der Entrichtung der Steuer 
nicht Se wenn die begleitenden Umſtände erkennen laſſen, daß 
die Förmlichkeiten behufs Verdeckung des Wanderlagerbetriebes 
erfüllt find. 

Das Beranitalten einer Auktion von Waren eines Wanderlagers 
wird dem Feilbieten derjelben gleich geachtet. 


Zur Einleitung und zu S 1. 
Inhalt: 

. Geltungbereih des Geſetges 8. bon Waren eines Wanderlegeis. 
. Begründung des ©.E. ju $. fte Berlaufftätte. 

. Anwendung bes Gemwerbebegr Wohnort und ——ſ— — rg 

. Begriffliche ner For Wenden | * Beemittelun urch einheimische Verkaͤufer. 

mwerbe und Wanderlagerbeftieb. 0, Charakter als Staatiteuer. 
. Begriff des Wanbderlagers. 8* Wanderauktionen. 


m Ban 
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1. Der Geltungbereich des Geſetzes umfaht die ganze Monarchie mit Aus- 
nahme der Inſel Helgoland. 

2. Aus der Begründung des GE. (Drudi. des AH. von 1880 Nr. 97; aud 
bei Dillenburger, Gej. vom 27. Februar 1880, Berlin 1880, v. Decker's Ver— 
lag) zu $ 1: 

„Der zu $ 8 des Freizügigkeitgeſetzes vom 1. November 1867 er- 
gangene Bundesratsbeihluß vom 27. März 1879 (MBIT. der i. Berw. ©. 162) 
bejtimmt, daß die Wanderlager „al3 ein Gewerbebetrieb im Umherziehen 
zu behandeln und zu demjelben der Regel nach diejenigen Unternehmungen 
zu rechnen jeien, in welchen außerhalb des Wohnortes des Unternehmers 
und außer dem Meß- und Marktverlehr von einer feiten Berlaufitätte 
(Laden, Magazin, Zimmer, Schiff u. dergl.) aus vorübergehend Waren 
feilgehalten werden, und daß dabei die Anzeige von der Eröffnung eines 
ftehenden Gewerbes nah $ 14 der BD. nicht ald ein Moment anzujehen 
jei, welches der Beurteilung, ob ein Unternehmen tatſächlich als Wander- 
lager anzuiehen jei, präjudiziere.“ 

„Die Ausdehnung der Steuerpflicht auf diejenigen Fälle, in denen 
der Inhaber eines Wanderlagers jich bei dejlen Feilbieten der Vermittelung 
eines einbeimijhen Verkäufers bedient, ift geboten, um Um- 
gehungen des Gejetes zu verhindern, denen jonjt nicht vorzubeugen sein 
würde: dabei geht jelbitveritändlich die Abjicht nicht dahin, den gewöhn— 
lihen Kommiljionhandel zu beichränten oder für fteuerpflichtin zu erflären, 

ondern es ſoll durd) die bezügliche Vorſchrift mur der unter der Form eines 
jolhen erjcheinende Betricb eines eigentlihen Wanderlagers getroffen 
werden. Dies ift aber erforderlich, weil es nirgends an Perſonen jehlen 
wird, welche gegen geringen Entgelt die Verwertung von auswärts herbei. 
geführter Wanderlager übernehmen. Allerdings werden dieje der Steuer- 
pflicht nicht unterliegen und feine der aus diejer folgenden Berbindlid- 
feiten zu erfüllen haben, da ihr Geihhäftsbetrieb immer nur als ein ftehender 
betrachtet werden fann. Dies hindert aber nicht, denjenigen des aus- 
wärtigen Warenlagerbejiters der Beiteuerung zu unter- 
ziehen, legteren zur Anmeldung zu verpflihten und zur Beſtrafung 
zu ziehen, wenn er dem zumiderhandelt. Der Beiteuerung eines durd 
einen einheimischen Verkäufer feilgebotenen Wanderlagers wird, falls 
nicht durch die erfolgte Anmeldung deſſen Steuerpflichtigfeit anerfannt 
it, aljo immer der Nachweis vorangehen müjjen, daß dasjelbe im Auf— 
trage und für Rechnung eines auswärtigen Inhabers feilgeboten wird.“ 

3. Aus dem Wortlaute des $ 1 „Wer... die Waren eines Rander- 
lagers... feilbieten will“ kann nicht entnommen werben, daß die allgemeinen 
Mertmale des Gemwerbebegriffes auch für den Wanderlagerbetrieb zutreffen 
müſſen. Da aber nad) der Begründung des GE. (vgl. oben Anm. 2 und unten 
Anm. 4) der Wanderlagerbetrieb unter den Begriff des Gewerbebetriebes im 
Umberziehen fällt und diejer Begriff die Merkmale des Gewerbebegriffes voraus- 
jest (vgl. Anm. 2 zu $ 1 9®.), jo fann es nicht zweifelhaft jein, daß nad) der 
Abſicht des Geſetzes jih eine Tätigkeit nur dann als fteuerpflichtiger Wander- 
lagerbetrieb darjtellt, wenn jie unter den allgemeinen Ge- 
werbebegriff (vgl. Anm. 5 zu $ 1 GewG.) fällt (vgl. Falftmann- 
Struß, Anm. 2, 5 zu 51WG. ©. 407 f.). Alsdann müjjen aber aud) die ſich 
hieraus ergebenden Folgerungen nach allen Richtungen hin gezogen werden. 

a) Insbeſondere bedarf es für den Begriff des Wanderlagerbetriebes 
der Abjicht der Gewinnerzielung. Eine Anerkennung dieſes 
Grundjaßes findet fih in der ®. vom 11. Mai 1882 (Mitt. 9. 14 ©. 70), wonach 
das Feilbieten von Konkursmaſſen durch den Konkursverwalter feinen Wander- 
fagerbetrieb bildet. Der gleihe Grundſatz muß aber auch überall dort An- 
wendung finden, wo der Feilbietende oder Auftraggeber mit dem auswärtigen 
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Verlaufe nicht die Erzielung von Gewinn, jondern nur die Abwendung von Ber- 
luſten bezwedt, wenn 3. B. der Inhaber eines Modewarengeichäftes in einer 
größeren Stadt am Schluſſe der Saifon die ftarf entwerteten Reſte jeines Lagers 
in Heineren Orten zu oder unter Einlaufpreijen verfauft oder 
verfaufen läßt. 

b) Ebenio muß die zu den Mertmalen des Gemwerbebegriffes gehörige 
berufmäfige Tätigleit (vgl. Anm. 5C. zu $ 1 Gew®,., ©. 11) aud für 
den Begriff des Wanderlagerbetricbes erfordert werden. Eine einzelne 
Handlung der im $ 1 bezeichneten Art darf nur dann als Wanderlagerbetrieb 
behandelt werden, wenn beftimmte tatſächliche Umſtände zu der Feſt— 
jtellung berechtigen, daß fie in der Abjiht der Wiederholung vorgenommen it. 

4. Die Begründung des GE. beginnt mit den Worten: „Der Wander: 
lanerbetrieb fällt nah den Grundjägen der preußiihen Steuergejeßgebung 
unter den Begriff des Gewerbebetriebes im Umberziehen und unterliegt dem- 
gemäß hinfichtlich der Beiteuerung den Vorſchriften des Ge. vom 3. Juli 1876“ 
(vgl. auch die Begründung des GE. zu $ 1, oben Anm. 2). In der WM. (vgl. 
Nr. 1 Abi. 3, Nr. 2b) ift dieje Auffallung dahin abgeichwächt, daf; der Wander- 
lagerbetrieb regelmähig zum Gewerbebetriebe im Umbherziehen gehöre. 
In Wirklichkeit handelt es ſich aber um völlig verihiedene Begriffe. 

Zum Begriffe des Wandergewerbes gehören als wejentlibe Merkmale 
die Ausſchließung vorgängiger Beitellung und die Ausübung in eigener Perſon 
(vgl. 8 196. und Anm. dc, d dazu). Beide Mertmale fehlen dem Begriffe 
des Wanderlagerbetriebes. Diejer iſt aljo nicht eine Unterart des Wander— 
aewerbes, jondern etwas davon wejentlich Berichiedenes. Der Inhaber eines 
Sanderlagerbetriebes tann zugleih Haufierer jein und wird, wenn dies zu— 
trifft, von beiden Steuerarten getroffen; aber ob und inwieweit Haufier- und 
Wanderlagerbetrieb mit einander verbunden find, enticheidet ſich lediglich nach 
den bejonderen Vorausſetzungen einer jeden der beiden Steuerarten. 

5. Hinſichtlich des Begriffes „Wanderlager“ ergibt jih aus $ I nur, 
daß es ein Warenlager mit feiter Berkaufitätte (vgl. unten Anm. 6) jein 
muß; die Darbietung gewerbliher Leiftungen, 3. B. Anfertigung von 
Photograpbien (vgl. V. vom 7. Jan. 1886 — Mitt. H. 19 Nr. 38) fällt alio nicht 
bierunter. 

Im übrigen it über die Merkmale eines Wanderlagers weder im Ge- 
iege, nod) in der Begründung des GE., nod in den Landtagsverhandlungen 
irgend eine Auskunft gegeben und aud die GD. (vol. $ 56e BD.) gibt feinen 
are Die Auslegung muß aljo hauptjählih an den Sprachgebrauch an- 
nüpfen. 

A. Wenn auch im allgemeinen der Maren begriff im Sinne des $ | 
HG. (vgl. Anm. 5a dazu) maßgebend fein wird, jo erfordert doch der Begriff 
Narenlager weitere Einichräntungen: 

a) Nach dem Sprahgebraude bilden [lebende Tiere fein Waren- 
lager. Wenn „Schweine und Vieh“ ausgeſchloſſen find (B. vom 8. Yan. 1804 
— Mitt. H. 30 Nr. 52), jo muß das Gleiche von lebendem Geflügel, überhaupt 
von Tieren jeglicher Art gelten. 

b) Nicht jeder noch jo geringfügige Vorrat von Waren bildet ein Lager 
(vgl. V. vom 8. Jan. 1881 — Mitt. 9. 14 ©. 66); jedenfall wird ein größerer 
Beitand von Waren derjelben Art oder verijchiedener Arten vorausgeſetzt werden 
müfjen, wobei die bejonderen Umftände des einzelnen Falles zu würdigen find. 
Epielbudenbejiger, welche auf Schüßenfeiten ujw. das Auswürfeln von Glas- 
und Borzellanjahen betreiben, unterhalten mit den hierzu erforderlihen Waren— 
vorräten fein Wanderlager (V. vom 15. Mai 1894 — Mitt. 9. 30 Nr. 53). 

c) Das Warenlager muß ein Wanpderlager jein. Am klarſten it der 
Fall des Umherziehens des Inhabers mit feinem Warenlager von Ort zu Ort. 
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Diefem Fall jchlieft jich die Verfendung eines Warenlager3 jeitens des In— 
haber3 nad) verichiedenen Orten zum Zmede bes Feilbietens durch einheimiiche 
Beauftragte an, jei e3, daß bie Berfendung zeitlih nacheinander oder gleich— 
zeitig unter Trennung des Warenlagers in verfchiedene Lager geſchieht. Hier- 
bei kann es überall feinen Unterjchied machen, ob eine Ergänzung des urjprüng- 
lichen Lagers durch weitere Nachſendungen oder Zuläufe erfolgt oder nicht. 

Bweifelhaft ift dagegen der Fall, daß der Ortswechſel ſich höchitens auf 
den Inhaber, nicht aber auf das Warenlager bezieht, wenn alfo der Inhaber 
ein Gewerbe daraus macht, an mehreren verichiedenen Orten durdh Ankauf 
von Waren am Orte des Feilbietens ein Warenlager zu bilden und 
biejes im einzelnen jelbft zu verlaufen oder durch Beauftragte verlaufen zu 
lafien. Nach der V. vom 16. Dez. 1887 (Mitt. H. 21 Nr. 61) ift auch hierin ein 
Wanderlagerbetrieb zu finden. Sprachlich wird aber der Wanderlagerbegriif 
im objeftipen Sinne zu veritehen, aljo eine Fortbewegung des Waren- 
lager3 jelbit von einem zum anderen Orte zu erfordern fein. Hätte das Geier 
mit dem Worte „Wanderlager” einen weiteren Begriff verbinden wollen, io 
ale bie in unzweideutiger Weife haben zum Ausdrude gebracht werden 
müſſen. 


6. Unter Feilbieten der Wareneines, Wanderlagers im 
Sinne bes $ 1 ift das Feilbieten (Anbieten zum Kaufe) der Waren im ein— 
zelnen, und zwar an dad Faufluftige Publifum, zu verfteben. 
Die ftaatliche Beiteuerung des MWanderlagerbetriebes wird in der Begründung 
des GE. an eriter Stelle mit ber Erwägung gerechtfertigt, daß es in der Tat 
ein auch im öffentlihen Intereſſe zu bejeitigender Mißſtand ift, wenn dem ſeß— 
haften Gewerbebetriebe von dem durch manche bejondere Borteile begünftigten 
Wanderlagerbetriebe eine in der Regel jehr empfindlihe und oft nadhteilige 
Konkurrenz bereitet wird, und der Wanderlagerinhaber dabei von kom— 
munalen Einrihtungen unentgeltlih Vorteil zieht, für deren Heritellung und 
Unterhaltung der ſeßhafte Gewerbetreibende dauernde und an vielen Orten 
recht bedeutende Laiten zu tragen hat.“ In den ommillionverhandlungen 
de3 AH. (Nr. 166 der Drudiachen des AH. von 1880) ift weiter zu wiederholten 
Malen auf die Notwendigkeit hingewiejen tworden, durch die Beſteuerung des 
Wanderlagerbetriebes das BPublitum vor Benachteiligung durch unreelle 
Betriebe zu ſchützen. 

Hiernad; muß eine den faufluftigen Bublitum geöffnete Berkaufftätte zum 
Abſatze der Waren im einzelnen vorausgejeht werben, jo daß nach der Abjicht 
de3 Gejetes der Berlauf von Warenlagern im ganzen oder in größeren Poſten 
er — — zum Weiterverkaufe nicht unter die Beſtimmungen 

es 81 fällt. 


7. Eine feſte Bertaufftätte it ein Raum, welder, ohne eine ge— 
werbliche Niederlafjung zu bilden, doh zum dDauernben Berlaufe be- 
ftimmt iſt. An ſich fann auch ein Raum unter freiem Himmel diejen 
3wed erfüllen (vgl. V. vom 28. Juni 1880 und 8. Jan. 1881 — Mitt. 9. 14 
©. 64, 67). Daß aber ein jolher Raum im $ I nicht gemeint fein kann, ergibt 
ſich zunädft aus den in dem Bunbdesratsbeihhluife vom 27. März 1879 (val. 
oben Anm. 2) aufgeführten Beifpielen einer Verkaufſtätte, nämlich „Xaden, 
Magazin, Zimmer, Schiff und Dergleidhen“, vor allem aber aus der Be— 
zeichnung „Berkauflofal“ im $ 2. Ein Raum unter freiem Himmel ift nicht 
etwas jenen Beijpielen Gleichartiges und noch Beer nad) allgemeinen 
Spradgebraude ein Verfauflotal. Das Gleiche gilt für einen Wagen. 
Wollte man einen Wagen, der einige Stunden lang unbejpannt auf derjelben 
Stelle fteht, für eine fefte Verfaufitätte und für ein Berfauflofal erachten (vgl. 
U. des KG. vom 1. Dez. 1887 — Yahrb. 8 166), jo würde man aud zu unhalt: 
baren, vom Geſetze offenbar nicht beabjichtigten Folgerungen gelangen. Der 
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jeinem Zwecke nad zur Fortbewegung beftimmte Wagen kann als folder 
Teine feste Verkaufſtätte bilden; man müßte den Plab, auf dem er fteht, nebjt 
feiner Umgebung, oder diejen Plab und den Wagen zujammen, als fefte Ber- 
Taufitätte anjehen. Alsdann würde jich aber aus $ 2 die Notwendigkeit ergeben, 
die jämtlihen Pläbe, auf denen der Wagen einige Zeit hält, als ebenjoviele 
Berfauflolale zu erachten und ebenjo oft die Steuer zu fordern. — Dagegen 
ift eine Bretterbude zweifellos eine feite Verkaufftätte (U. des KG. vom 28. April 
1898 — DYZ. 3 434). 

8. Unter „Wohnort“ ift der Ort (nit der Bemeindebezirt) des Wohn— 
ditzes im Sinne des bürgerliden Rechtes zu verftehen (vgl. Anm. 4a zu $ 1 
HG.). Wegen der „gewerblichen Niederlafjung“ vgl. Anm. 4b zu $ 196. 

9. Der von dem auswärtigen Inhaber des Wanderlagers mit bem Ber- 
faufe beauftragte einheimijche Gewerbetreibende betreibt hiermit nur fein 
tehbendes Gewerbe, wird olfo von den Borichriften des WE., insbefondere 
von denen der $$ 7, 8 überhaupt nicht berührt. Der in gewerblicher Nieder- 
lafjung betriebene Kommiffionhandel zum Berlaufe Heinerer oder größerer 
Roften von Waren oder von Warenreiten der Inhaber ftehender Gewerbe- 
— ſoll nach der Begründung des GE. (vgl. oben Anm. 2) nicht getroffen 
werden. 

10. Der Charakter der Wanderlagerſteuer als Staat ſteuer wird durch 
die Beteiligung der Gemeinden und Kreiſe an der Verwaltung und durch die 
Verwendung der Erträge der Steuer für ihre Rechnung nicht berührt; auch 
durch die Steuerreformgeſetze der Jahre 1891, 1893 iſt hieran nichts geändert 
($ 1 Abſ. 2 GewG.; vgl. Anm. 2 zu $ 11). 

11. Der lebte Abi. des $ 1 hat mit dem Berbote der Wanderauftionen 
durh $ 56c SD. feine praftiiche Bedeutung faft ganz verloren. 


82. 
Werden die Waren des Wanderlagers an einem Orte in mehreren 


Verfauflofalen (gleichzeitig oder nach einander) feilgeboten, fo iit 
tür jede3 derjelben die Steuer bejonders zu entrichten. 


gu 82. 
1. Zu $ 2 vgl. Nr. 3 WU. 
2. Wegen der Berfauflofale vgl. Anm. 7 zu $ 1. 


$ 3. 


Der in diefem Geſetze vorgejchriebenen Beiteuerung iſt nicht 

unterworfen: 

1. der Marft- und Meßverkehr, jomwie der Verlauf von Aus— 
jtellungobjelten auf öffentlichen, von den zuftändigen Behörden 
genehmigten Ausftellungen, 

2. die Errichtung feiter Verkaufſtellen für die Dauer der Kurzeit 
(Saifon) in Bade-, Brunnen- und ähnlichen Orten, 

3. das Feilbieten von Gegenjtänden des Wochenmarftverfehrs 
vom Schiffe aus — mit Ausnahme derjenigen Senna 
waren, mit denen nur den einheimiichen Berfäufern der 
Wochenmarktverkehr geftattet ift ($ 64 der Reichsgewerbe— 
ordnung vom 21. Juni 1896, BGbl. ©. 245), 

4. das Feilbieten von Lebensmitteln aller Art; 
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5. außerdem fann der Finanzminifter für gewiſſe Gewerbsarten 
oder in einzelnen Fällen den Geichäftsbetrieb fteuerfrei ge- 
jtatten. 


3u 8 3. 

1. Zu $ 3 vgl. Nr. 4 WU. 

2. Wegen des Markt- und Mehverfehrs vgl. Anm. 3 zu $2 HG.: nur bie 
gemäß $$ 64, 70 GO. von der zuftändigen Behörde jährlich bejtimmten Märtte 
und Meſſen gehören hierher (U. des KG. vom 28. April 1898 — DIZ. 3 434). 
GEnticheidend ift, ob der Betrieb fih ala Martt- oder Meßverkehr 
darftellt, alſo mit diejem Berfehre nicht jo jehr in einem räumlichen, als in 
einem jahlihen Zuſammenhange fteht (vgl. ®. vom 30. Jan. 1884 — Mitt. 
9. 17 Nr. 53 und vom 21. Febr. 1885 — Mitt. H. 19 Nr. 37). 

3. Sailongeihäfte im Sinne der Nr. 2 ſetzen eine gewerbliche Niederlayiung 
voraus, jtellen alfo überhaupt feinen Wanderlagerbetrieb dar. Wirkliche Wander- 
fagerbetriebe jind dagegen auch in Badeorten ufm. ftets fteuerpflihtig (KB. 
des AH. zu 8 3). 

4. Der Ausdrud „Lebensmittel aller Art“ ($ 3 Nr. 4) läßt eine Unter- 
iheidung von Lebens und Genufmitteln nicht zu. 

5. a) Zu $3 Nr. 5 ift durch Nr. 1 der im Anichluffe an die WA. ergangenen 
Rundv. vom 4. März 1880 folgendes beitimmt: 

„Sollte ſich das Bedürfnis herausitellen, für gewilie Gemwerbs- 
arten den Geichäftsbetrieb fteuerfrei zu geftatten, jo ift diejerhalb an 
mich, den Yinanzminifter, zu berichten und werden derartige Anordnungen 
durch die Amtsblätter zur öffentlihen Kenntnis gebradht werden müljen. 
Bas die ineinzelmen ‚Fällen zu gewährende Steuerbefreiung anlangt, 
jo muß ich, der Finangminifter, mir im allgemeinen die Entſcheidung bier- 
über vorbehalten, jedoch ermächtige ich die Regierungen (die Finanz» 
direftion), wenn beim Bertriebe eines Wanderlagers vorzugmweile fünit- 
leriiche, willenichaftliche oder antiquariiche Intereſſen obwalten, nah Maß— 
gabe der Umitände deren Anhabern die Steuerfreiheit in meinem 
Auftrage zu bewilligen. In allen anderen Fällen, in denen dieſe in 
Anipruc genommen ift und wegen der vorliegenden Umftände nad An- 
jiht der Provinzialbehörden zu gewähren jein dürfte, jehe ich deren mo- 
tiviertem Antrage entgegen. Die Steuerfreiheit wird in der Regel nur 
für den Gejchäftsbetrieb an beftimmten Orten auszufprechen jein, jie 
fann jedoch in bejonders geeigneten Fällen von den Regierungen (der 
Finanzdireftion) für deren Wermwaltungsbezirf, von mir, dem Finanz— 
minilter, für den Bereich des ganzen Staates gewährt werden, ift aber 
immer auf eine beftimmte Zeitdauer zu beſchränken und an die Bedingung 
zu fnüpfen, daß der Inhaber an jedem Orte, wo er das Geichäft betreiben 
will, der Gemeindebehörde die im $ 6 des Geſetzes vorgejchriebene Anzeige 
macht und den Nachweis der bewilligten Befreiung von der Steuer führt. 
Ron jeder hiernach jelbjtändig bemilligten Steuerbefreiung ift bis auf 
weiteres dem Finanzminifter gleichzeitig Anzeige zu macen. 

b) Allgemein find gemäß $ 3 Nr. 5 befreit (V. vom 9. Mai 1882 — Mitt. 
H. 14 ©. 69: val. auch U. des KG. vom 9. Sept. 1897 — Jahrb. 18 248 und 
vom 3. Dft. 1898 — D33. 4 90): 

I. Handwerter, welche zu den Erzeugnifien ihres Handwerks gehörige 
Waren auf innerhalb einer Entfernung von 15 Kilometern von ihrem 
Wohnorte ftattfindenden öffentlihen Feiten uſw. feilbieten, und 

II. Perſonen, welche bei kirchlichen Feiten Erbauungicriften, Heiligenbilder, 
Roſenkränze, Wachslerzen und ähnlihe zur Förderung der kirch— 
lihen Andacht dienende Gegenftände feilbieten. 
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$ 4. 


Die Steuer beträgt für jede Woche der Dauer des Wanderlager- 
betriebes in den Orten: 
der eriten Gewerbefteuerabtellung . . . . 50 Marl, 
der zweiten und dritten Gewerbefteuerabteilung 40 Mar, 
der vierten Gewerbeitenerabteilung jomwie in den 
Hohenzollernihen Landen . . 2 2 30 Mark. 

Eine Teilung der Steuerfäge für einen fürzeren als einwöchent- 
lihen Betrieb findet nicht ftatt. 

Die Woche wird vom Tage der Eröffnung des Betriebes bis 
zum Anfang des entiprehenden Tages der nächſten Kalenderwoche 
gerechnet. Eine Unterbredung oder frühere Beendigung des Betriebes 
vor Ablauf der Woche bleibt unberüdfichtigt. 

Für die Wanderauftionen wird diejelbe Steuer fürden Tag 
erhoben. 


Zu sSs4. 
1. Zu $ 4 vgl. Wr. 5 WU. 
2. Auf Grund des $ 1 Gewé, ift durch Wr. 1, 4 der ®. vom 31. Januar 
1893 (Mitt. 9. 26 Nr. 55) folgendes angeordnet: 


1. 
„(Zu $ 4 des Geſetzes.) Die Steuer beträgt für jede Woche der Dauer 
eines Wanderlagerbetriebes bezw. für jeden Tag einer Wanderauftion 
von dem angegebenen Zeitpunft ab 
a) in den Städten und den im Stande der Städte vertretenen DOrtichaften 
($ 22 des Zuft.-Gei. vom 1. Auguſt 1883, GS. ©. 237) mit mehr ala 
50000 Einwohnern - - » - 2 00er rennen an 50 Matt, 
mit mehr als 2000 bis 50000 Einwohnern . .». » 2... 40 , 
b) in allen übrigen Orten, db. h. in den Städten mit 2000 oder 
weniger Einwohnern und in ſämtlichen Landge— 
meinden und felbftändigen Butsbezirten . . » 2... - ML. 5 


4. 


Wo in anderen Beitimmungen der Ausführunganweilung vom 4. März 
1880 oder der Zirkularverfügung vom gleihen Tage auf die bisherigen 
Gemerbejteuerabteilungen Bezug genommen it, ift ebenfalls lediglich die 
im Eingange angeführte Einteilung der Orte mafgebend.“ 


8 5. 

Die Hiteinnahme der Steuer wird 

a) in den Orten ber erften, zweiten und dritten Gemwerbeiteuer- 
abteilung der Gemeinde, in deren Bezirk der Wanderlager- 
betrieb itattgefunden hat, 

b) in den Orten der vierten Gewerbefteuerabteilung den be— 
treffenden Streifen, in den SHohenzollernihen Landen den 
betreffenden Amtsverbänden 

übermiejen. 

Uber die Verwendung haben im Falle zu lit. b die Kreis— 

vertretungen bezw. in den Hohenzollernichen Landen die Amtsver- 
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— — zu Gunſten der beteiligten Gemeinden und Gutsbezirke zu 
beſchließen. 
Inſoweit die Erhebung der Steuer durch Staatsbeamte (Steuer— 
empfänger, Steuerkaſſe in Berlin, Kreiskaſſe in Frankfurt a. M.) 
bewirkt wird, ſind von den zu überweiſenden Iſteinnahmen drei Prozent 
als Erhebungskoſten in Abzug zu bringen. 

Im übrigen ER weder dem Gtaate noch den Gemeinden für 
ihre Mitwirkung bei Feitiegung und Erhebung der Steuer ein An- 
fpruch auf Vergütung zu. 


Zu 85. 
1. Zu $ 5 Abi. 2 vgl. Nr. 11 WU. 
2. In Nr. 2 der ®. vom 31. Jan. 1893 (vgl. Anm. 2 zu $ 4) ift beftimmt: 
„(Zu $ 5 des Gefehes.) Die Fteinnahme der Steuer gebührt vom 
1. April 1893 ab 
a) in den Städten mit mehr als 2000 Einwohnern (vgl. 1a) der Gemeinde, 
in deren Bezirk der Wanderlagerbetrieb ftattgefunden hat, 
b) in allen übrigen Orten (vgl. 1b) den betreffenden Kreijen.“ 
3. der Abj. 3 hat mit der Übertragung der Steuererhebung auf die Ge- 
meinden feine Bedeutung verloren. 


8 6. 


Wer ein nach $ 1 fteuerpflichtiges Gejchäft beginnen oder nad) 
Ablauf der yet ($ 4), für welche die Steuer entrichtet ift, fortjegen 
oder wieder beginnen will, ift verpflichtet, davon der Gemeindebehörde 
des Ortes — in Berlin der Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern — unter Angabe der Verkaufſtelle und der Dauer des Be- 
triebe3 ($ 4) Anzeige zu machen und den in der Anmeldungbeicheinigung 
beftimmten Steuerbetrag an die dajelbjt bezeichnete Empfangitelle 
gegen Quittung vor Eröffnung des Betriebes zu entrichten. 

In den Fällen des $ 2 ift die gleiche Verpflichtung für jede Ver— 
faufitelle zu erfüllen. 


Zu $ 6. 
1. Zu $ 6 vgl. Nr. 6,7 WU. 


8 T. 


Wer ein nach $$ 1 und 2 fteuerpflichtiges Gejchäft beginnt, bezw. 
fortjegt, ohne die im $ 6 beftimmten Verpflichtungen erfüllt zu haben, 
wird mit einer dem doppelten Betrage der vorenthaltenen Steuer ($ 4) 
gleihen Geldſtrafe bejtraft. 

Außerdem iſt die vorenthaltene Steuer zu entrichten. 


Zu 8 7. 

1. Der mit dem Verkaufe beauftragte einheimiſche Gewerbetreibende 
wird von der Strafe nicht getroffen (vgl. Anm. 9 zu $ 1). 

2. „Der Regierung fteht nach $ 10 des Geſetzes und Nr. 8 al. 2 der dazu 
erlaffenen Anmweifung vom 4. März 1880 die Feitiehung der Nahfteuer 
in Wanderlagerfteuer-Kontraventionfällen zu und finden die bezüglich der Feſt— 
feßung der ermäßigten Nachſteuer in Gewerbefteuer-Kontraventionfällen über- 
haupt geltenden Beftimmungen der Anweifung vom 30. Auguft 1876 aud auf 


gs 8—11. Beiteuerung des Wanderlagerbetriebes. 497 


die Steuer vom Wanderlagerbetriebe Anwendung. Die Regierung war dem- 
nad berechtigt, fall3 diejelbe es den Umftänden ** für —— hielt, in 
dem zur Sorache gebrachten Kontraventionfalle eine Nachſteuer von niedrigerem 
Betrage, als den geſetzlichen Steuerſatz feſtzuſetzen“ (V. vom 14. Nov. 1893 
— Mitt. H. 29 Nr. 48). 


$ 8. 


Wird fejtgeftellt, dak die ftrafbare Handlung ($ 7) im Auftrage 
und für Rechnung einer anderen Perſon ausgeübt ift, fo ift gegen 
den Auftraggeber auf die gleiche Strafe wie gegen den Beauftragten 
zu erfennen und haften beide ſolidariſch für die Strafbeträge, bie 


Koſten und die vorenthaltene Steuer. 
Zu 88. 


1. Auf den mit dem Berfaufe beauftragten einheimifhen Gewerbe- 
treibenden findet $ 8 feine Anwendung (U. des KG. vom 7. Jan. 1895 — Yahrb. 
16 354; vgl. Nr. 2b Abſ. 2 WA. und Anm. 9 zu $ 1). 


89. 

Die empfangene Steuerquittung muß bei jeder Verkaufſtelle 
während der Dauer des Gejchäftäbetriebes den zuftändigen Beamten 
auf Erfordern vorgezeigt werden. 


Zumwiderhandlungen gegen dieje Borjchrift werden mit Geld- 
ftrafe bis zu 30 Mark beitraft. 


gu 59. 
1. Zu $ 9 vgl. Nr. 7 Abi. 3, 4 WA. 


g 10, 


In betreff der Ummandlung der Gelditrafen in Haft, des Straf» 
verfahrens und der Beſchlagnahme der zum Gejchäftsbetriebe mitge- 
führten Gegenftände finden die $$ 26 bis einjchließlich 29 des Geſetzes 
vom 3. Juli 1876 (Gejeg-Samml. ©. 247) entiprehende Anwendung. 

In den Fällen des $ 9 findet eine vorläufige Feitfeßung der Strafe 
durch die Regierung nicht ftatt. 


Zu S 10. 


. 1 


1. Zu $ 10 vgl. Nr. 8 WA. 
$ 11. 


In betreff des Beichwerdeverfahrens, der Verpflichtungen der 
Kommunal» und Kreisbehörden jowie der Kommunen bezüglich der 
Ermittelung und Erhebung der Steuer find auf die nad Vorjchrift 
dieſes Gejehes zu erhebende Steuer, joweit in demfelben nicht etwas 
anderes bejtimmt ift, die wegen der Gemwerbefteuer vom ftehenden 
Gewerbebetriebe geltenden Bejtimmungen anzumenden. 

Dasjelbe gilt bezüglich der Vorſchriften des wer über die Ber- 
jährungfriften bei öffentliden Abgaben vom 18. Juni 1840 (Gejeß- 
Samml. 140), 
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ag. 


1. Vgl. Nr. 9 WU, welde duch Nr. 3 der ®. vom 31. Jan. 1893 (val. 
Anm. 2 zu $ 4) in folgender Weije ergänzt iſt: 

„(Zu Nr. 9 der Ausführunganweilung.) Beichwerden über die Steuer- 
feſtſezung (Reklamationen und Rekurje) ſind 
a) in den Städten mit mehr als 2000 Einwohnern (vgl. la) bei der Behörde, 

welche die Steuer feſtgeſetzt hat, 

b) in allen übrigen Orten (vgl. 1b) beim Landrate anzubringen. 

Im übrigen verbleibt e3 bei dem bisherigen Bejchwerdeverfahren, für 
welches nach wie vor die Borichriften des Geſetzes über die Berjährung- 
friften bei öffentlihen Abgaben vom 18. Juni 1840 (Gefeß-Sanıml. ©. 140) 
maßgebend jind.“ 

Die mafgebenden PVorichriften des Berjährunggejeßes jind in Anm. 1 
zu $ 79 GewG. abgedrudt. 

2. „Diefe Vorſchriften ($ 11; Nr. 9 WA.) find dur $ 1 Abi. 2 GemG. 
aufrecht erhalten und es müſſen, wie auch durch Nr. 3 der V. vom 31. Jan. 
1893 (vgl. oben Anm. 1) und durch das IL vom 17. Oft. 1895 (E. in St. 4 3%) 
anerfannt ift, für dag Retlamation =» bezw. Relursverfahren 
bezüglih der Wanderlageriteuer die zur Zeit des Erlaſſes des Geſetzes vom 
27. Februar 1880 maßgebenden gejetlihen Vorſchriften für die Gemwerbefteuer 
vom jtehenden Gewerbebetriebe, jowie die Vorjchriften über die Berjährung- 
friſten bei öffentlihen Abgaben vom 18. Juni 1840 in Anwendung gebradt 
werden“ (V. vom 31. Dez. 1897 — Mitt. H. 35 Nr. 60). 


$ 12. 


Mit der Ausführung diejes Gejeges find die Minifter des Innern 
und der Finanzen beauftragt. 


Urkundlih unter Unjerer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und 
beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den? 27. Februar 1880. 
(L. S.) Bilhelm. 


Graf zu Stolberg. von Kamefe Hofmann. 
Graf zu Eulenburg. Maybad. Bitter. 
von Buttfamer Luciu3. Friedberg. 


Abteilung II. 
B. 


Anmeifung 


zur 


Ausführung des Gejeßes vom 27. Februar 1880, 
betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebes, 
vom 4 März 1880. 


J. 
Stenerpflichtiger Gewerbebetrieb. 


Der Wanderlagerbetrieb beſteht in der Regel darin, daß der 
Nr lad eine Warenlagers die Waren desfelben an einem oder 
mehreren Orten, mofelbit er weder wohnt, noch eine gewerbliche 
Niederlajfung begründet hat, dem Publikum zu freihändigen Käufen 
von einer feften Bertaufftätte (Laden, Magazin, Zimmer, 
Schiff und dgl.) aus vorübergehend feilbietet. 

Das Veranftalten einer Auktion von Waren eines Wanderlagers 
wird dem FFeilbieten derjelben gleich geachtet. 

Der Wanderlagerbetrieb gehört hiernach regelmäßig*) zum 
(Hemwerbebetriebe im Umherziehen, jegt den TR eines Legitimation 
ihemes**) und Gewerbejcheines voraus, welche der Inhaber während 
der — Ausübung des Gewerbebetriebes bei ſich führen und 
auf Erfordern vorzeigen muß, um ſich über feine Befugnis zu dem 
Geſchäftsbetriebe jomwie über die Entrihtung der Gewerbefteuer des 
—— und über die ihm geftattete Anzahl von Begleitern auszu— 
weijen. 


2, 


Vom 1. April 1880 ab ift von dem Wanderlagerbetriebe,neben 
und unabhängig von der Staatjteuer, an jedem Orte, wo derjelbe 


*) Vgl. Anm. 4 zu $ 1 WG. 
s2] Der gewerbepolizeiliche Schein heißt nach der neuen Fassung der 
GO. „Wandergewerbeschein“. 
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ftattfindet, eine bejondere Steuer für die Gemeinden bezw. 

Kreise zu erheben, deren Betrag im $ 4 des Geſetzes bejtimmt ift. 

Die Gemeindebehörden, denen die Feſtſetzung der Steuer nad 
8 6 des Geſetzes obliegt, find verpflichtet, für deren Erhebung in jebem 
dazu geeigneten Falle zu forgen. Es bedarf hierzu weder eines vor- 
gängigen Gemeindebeichluffes, noch kann durch Gemeindebeſchluß 
auf die Erhebung der Steuer verzichtet, oder deren Betrag ermäßigt 
werden, dieſelbe iſt vielmehr in allen Gemeinden lediglich nach Maß— 
gabe der geſetzlichen Vorſchriften zu erheben. 

Um die Entrichtung dieſer Steuer zu ſichern, ſind einige Be— 
ſtimmungen in das Geſetz aufgenommen, auf welche beſonders auf— 
merkſam gemacht wird: 

a) Da es öfter vorgekommen iſt, daß die Inhaber von Wander— 
lagern an dem Orte, wo ſie ihr Geſchäft betreiben wollten, 
4 als Neuanziehende und zum ſtehenden Gewerbebetriebe 

angemeldet, auch wohl die wirkliche Niederlaſſung an dem 
betreffenden Orte durch Mietung eines Lokals in einem Gaſt— 
hauſe u. dgl. nachzuweiſen verſucht haben, ſo iſt in dem Ge— 
—* ($ 1 Abſatz 2) ausdrücklich beſtimmt, daß die Erfüllung 
er Förmlichkeiten der Begründung eines Wohn- 
figes oder einer gewerblihen Niederlafjung den Inhaber des 

anderlagerd nit von der Steuer befreit, wenn die 
begleitenden Umftände erfennen lafjen, daß die 
Förmlichkeiten behufs Verdbedung des Wander- 
lagerbetriebes erfüllt find. Hierzu genügen natürlich 
nicht bloße Bermutungen, fondern es müſſen Tatjadhen er- 
mittelt und nachgewiejen werden, aus denen deutlich hervor- 
geht, daß in dem gegebenen Falle die Verdedung eines Wander- 
lagerbetriebes beabfichtigt iſt. 

b) Da es ferner nahe liegt, daß die Inhaber von Wanderlagern, 
um der Bejteuerung zu entgehen, jich der Vermittelung einer 
an dem betreffenden Orte wohnenden (einheimiichen) Berjon 
bedienen, um ihre Waren feilzubieten oder zu verfteigern, 
jo ift in dem Gejeße ($ 1 Abjat 1) zum Wanderlagerbetriebe 
auch das Feilbieten (bezw. das Beranftalten einer Auktion) 
von Waren eines Wanderlagers durch einen einhei- 
miihenBertäuferoderAuftionator gerechnet 
und zwar gleichviel, ob der Beſitzer des Wanderlagers jelbit 
mit an Ort und Stelle ift, oder an feinem Wohnorte verbleibt. 
(Letterenfalls ijt allerdings fein Gewerbebetrieb im Umher— 
— nach dem Geſetze vom 3. Juli 1876 vorhanden, da dieſer 

ie perſönliche Anweſenheit des Geſchäftstreibenden am 

Betriebsorte vorausſetzt.) 

Danach unterliegt ein derartiger Gewerbebetrieb der 
Steuer vom Wanderlagerbetriebe, es iſt jedoch immer nur der 
auswärtige Auftraggeber, nicht aber der einheimiſche Ver— 
fäufer bezw. Auftionator zur Entrichtung der Steuer und zur 
Erfüllung aller daraus folgenden Werbindlichleiten ver- 
pflihtet. Wenn 3. B. der Händler A. aus Berlin durch den 
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Auftionator B. in Hirichberg die Waren eines Wanderlagers 
verjteigern lajjen will, jo hat danach der A. in Hirſchberg den 
Betrieb anzumelden und die Steuer zu entrichten; der Auftio- 
nator B. dagegen ift hierzu nicht verpflichtet. Auf den ein- 
heimiſchen Berkäufer oder NAuktionator findet deshalb auch 
die im $ 8 des Geſetzes bejtimmte jolidariihe Haftung feine 
Anwendung. 


3 


Nach $ 2 des Geſetzes iſt die volle Steuer für jedes Bertauf- 
(ofal bejonders zu entrichten, wenn das FFeilbieten oder die Auktion 
an einem Orte in mehreren Berfauflofalen gleihzeitig oder 
naheinander ftattfindet. Es muß deshalb jede Eröffnung 
eines zweiten oder jerneren Berfauflofales und jede Verlegung de3 
Sejchäftsbetriebes aus einem Lokale in das andere bejonders ans 
gemeldet und verfteuert werden. 

Eine bloße Erweiterung des Berkauflofales, jowie ein Wechjel 
in den Räumen desfelben Gebäudes uſw. begründet feine neue 
Steuerpflicht. 


4, 
Stenerbefreiungen. 1. Geſetzliche. 


I. Welche Arten des Gefchäftsbetriebes der Befteuerung nicht 
unterworfen ſind, ilt unter Nr. 1 bis 4 im $ 3 des Geſetzes beftimmt. 
Zu der Beltimmung unter 1 wird noch folgendes bemerft: 

Unter „‚Marftvertehr* it nur der nach allgemeinen oder 
(ofalen Anordnungen zuhäſſige und zwar hauptjächlich der Verkehr 
auf Jahrmärkten oder Märkten für gewiffe Waren (z. B. Leinwand) 
zu verjtehen; der Wochenmarftverfehr fommt hierbei nur hinfichtfich 
derjenigen Gegenftände in Betracht, welche von jedermann auf dem 
Wochenmarkte feilgeboten werden können. 

Der Berlauf von Ausitellungsgegenftänden auf 
öffentlichen, von der zuftändigen Behörde genehmigten Ausftellungen 
iſt nur injomweit von der Steuer befreit, als das Feilbieten im Aus» 
tellunglofale jtattfindet. 


2. Bom Finanzminijter zu bewilligende. 


il. Außerdem fann der Finanzminifter 

a) für gewiſſe Gewerbarten oder 

b) ineinzelnen Fällen 
den Geſchäftsbetrieb fteuerfrei geftatten. 

Erjterenfalls (zu a) wird über die der Steuer nicht unterworfenen 
Seihäftsarten das Mötige durch die Amtsblätter befannt 
gemacht werben. 

Letzterenfalls (zu b) müjjen diejenigen, welche jich auf Bewilligung 
der Steuerfreiheit berufen, ji hierüber durch Vorlegung der, be- 
treffenden Verfügung des Finanzminifteriums oder der zuftändigen 
Bezirksregierung ausweijen, widrigenfallz fie die Steuer (vorbehaltlich 
der Erjtattung) vor Beginn des Betriebes zu entrichten haben. 
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Anträge auf Bewilligung der Steuerfreiheit jind an diejenige 
Regierung, in deren Bezirk der Gejchäftsbetrieb ftattfinden ſoll, bezw. 
an die Direktion für die Verwaltung der direften Steuern in Berlin 
zu richten. 

5. 
Stenerbetrag. 


Bezüglich der zu entrichtenden Steuer untericheidet das Geſetz 
zwiihen dem gewöhnlidhen Feilbieten der Waren eines 
Wanderlagers und den Wanderauftionen; im eriteren Falle 
ift der Bea Steuerjaß fürjede Woche, im legteren fürjeden 
Tag des Betriebes zu zahlen. Wer jedoch die Steuer für eine Wander- 
auftion entrichtet = fann an dem Tage, für welchen der volle Steuer: 
fat erlegt ift, auch freihändig verfaufen ohne nohmalige Steuerzahlung. 
Erfolgt aber das Feilbieten der Waren eines Wanderlagers in der 
Form des gewöhnlichen freihändigen Verkaufes und durch Auktion an 
verihiedenen Tagen naheinander, fo ift die Steuer 
für jede der beiden Betriebsarten bejonders zu entrichten. 

Die Woche umfaßt fieben aufeinander folgende Kalender- 
tage; jie endet demgemäh 3. B., wenn der Gejchäftsbetrieb an einem 
Donnerstage begonnen it, um 12 Uhr in der Nacht vom folgenden 
Mittwoch zum Donnerstag. 

Ingleichen wird bei Auktionen der Tag von Mitternacht zu 
Mitternacht gerechnet, ohne Rüdfiht darauf, zu welcher Tagesitunde 
der Betrieb begonnen hat. 


6. 
Anmeldung des Gewerbebetriebes. 


Wer einen Wanderlagerbetrieb am oder nad) dem 1. April 1880 
neu beginnen, oder ein früher begonnenes derartiges Geichäft über 
diejen Tag fortjegen will, hat davon bei der Gemeindebehörde des 
Ortes — in Berlin bei der Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern — eine Schriftliche Anzeige in zwei gleichlautenden Eremplaren 
einzureichen. Die Anzeige muß alle zur Feitfeßung der Steuer nötigen 
Angaben enthalten. 

Ein Muſter ift beigefügt.*) 

Soll der Betrieb über die Zeit hinaus, für welche die Steuer 
entrichtet iſt, fortgejegt, oder nad) deren Ablauf wieder begonnen 
werden, jo ijt rechtzeitig neue Anzeige zu machen 

Beim Borhandenfjein mehrerer Zerfauftofale it die Anzeige 
für jedes derjelben befonders zu machen. (S. oben Wr. 3.) 


J 
Feſtſetzung und Erhebung der Steuer. 


Die Gemeindebehörde — in Berlin die Direktion für die Ver— 
waltung der direkten Steuern — prüft die Vollſtändigkeit der An— 
meldung und führt nötigenfalls deren Ergänzung herbei. Sodann 


*) S. folgende Seite. 
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beicheinigt jie auf beiden Exemplaren der Anmeldung den Eingang 
derjelben und verbindet damit die Feſtſetzung der zu entrichtenden 
Steuer und die Bezeichnung der Stelle, an welche fie einzuzahlen 
ift (vgl. die Rüdfjeite des beigefügten Anmeldungmufters). 

Das eine Eremplar wird nunmehr unverzüglich dem Anmeldenden 
behuf3 Entrihtung der Steuer zugeitellt. 

Die Empfangftelle nimmt die ihr unter Borlegung der 
Anmeldebeicheinigung angebotene Steuer in Empfang, bucht diefelbe 
in der in den Gemeinden der drei erften Gewerbejteuerabteilungen**) 
von der Gemeindebehörde, in denen der vierten Gemerbeiteuer- 
abteilung**) bezw. in den Hohenzollernfchen Landen von dem Land- 
rate bezw. Oberamtmanne — angeordneten Art und Weile, quittiert 
über deren Empfang auf der Anmeldungbeicheinigung (vgl. die Rüd- 
jeite des Mufters) und gibt diefe dem Zahlenden zurüd. Zugleich 
hat jie der Gemeindebehörde, von welder die Anmeldungbeicheinigung 
ausgejtellt ift, von dem Eingange der feitgejegten Steuer Nachricht zu 
geben. Lebtere hat, wenn diefe Radhricht ausbleibt, feitzuftellen 
oder durch Erjuchen der zuftändigen Bolizeibehörde feititellen zu laffen, 





*) Muiter. 


Anmeldung. 





Unterzeichneter beabjichtigt in (Ort) die Maren eines Wanderlagers 
mit 
— 

Tas Berlauflofal iſt: 
(genaue Bezeichnung des Haujes ujw. nach Straße und Hausnummer uſw. 
Ter Betrieb wird eröffnet: 
am (Wochentag und Datum), 


Der Betrieb dauert: 


Beranftaltung einer Auktion feilzubietenr. 


Tage 
Woche 
Unterzeichneter iſt im Beſitze eines Gewerbeſcheines zum 
(Gegenſtand bes Gewerbebetriebes im Umherziehen.) 
ausgefertigt von der (Regierung zu ....) 
unter Nr. (Rummer bed Gewerbeſcheines 


(Ort und Datum) (Rame und Bornamen.) 
(Wohnort und Kreis — bei Un— 
gehörigen anberer Staaten auch 
Angabe des Heimatftaates). 


(Zahl — in Buchſtaben geſchrieben —) 


(Die Rückseite des Musters — Anmeldebescheinigung und Quittung — ist 
nicht abgedruckt.) 
**) Vgl. die V. in Anm. 2 zu $ 4. 
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ob der Betrieb ohne Entrihtung der Steuer jtattfindet, und, falls 
diejes gejhehen, die Einleitung des Strafverfahrens zu veranlajjen. 

Nach $ 9 des Geſetzes find die zuftändigen Beamten (Gemeinde-, 
Volizei-, Steuerbeamte uſw.) befugt, bei jeder Berfaufitelle während 
der Dauer des Gejchäftsbetriebes die VBorzeigung der Steuergquittung 
zu fordern. 

Zumiderhandlungen gegen dieje Gejekesbeftimmung werden im 
——— Verfahren (ohne vorläufige Straffeſtſetzung durch die 

egierung) mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. Sobald die 
Gemeindebehörde von der Empfangſtelle die Mitteilung über die 
Entrichtung der Steuer erhält, verbindet ſie dieſelbe mit dem zurück— 
behaltenen zweiten Eremplare der Anmeldung. Lebteres ift in den 
Gemeinden der drei erften Gewerbejteuerabteilungen*) aufzubewahren, 
in den Gemeinden der vierten Gemerbejteuerabteilung*), jobald 
die angemeldete Betriebzeit abgelaufen ift, dem Lanbdrate, in den 
Hohenzollernichen Landen dem DOberamtmanne zu überjenden. 

In den Gemeinden der vierten Gemwerbejteuerabteilung*) und 
in den Hohenzollernihen Landen führt die Empfangjtelle die ein- 
geflommenen Steuerbeträge nad) näherer Anordnung des LZandrates 
(Oberamtmannes) periodiih an die Kreisftommunal- bezw. Amts- 
falle ab. 

8 


Strafverfahren. 


Das Verfahren bei Unterfuhungen wegen unterlajjener oder 
nicht rechtzeitig — vor Beginn des Geſchäftes — bewirkter Anmeldung 
und Berfteuerung des Wanderlagerbetriebes regelt ſich nach den 
für Unterfuhungen wegen Gewerbefteuer-Kontraventionen geltenden 
Beitimmungen ($$ 26 bis 29 des Geſetzes vom 3. Juli 1876; Anmweifung 
vom 30. Auguft 1876). Insbeſondere fommen auch die gleichen 
Beitimmungen wegen der Beichlagnahme der zum Wanderlager- 
betriebe mitgeführten Gegenftände und wegen der vorläufigen Straf» 
Kay durch die Regierungen zur Anwendung. 

— ſteht letzteren die Feſtſetzung der vorenthaltenen Nach— 
ſteuer zu; dieſe wird jedoch nicht einer königlichen Kaſſe, ſondern der 
Kaſſe des berechtigten Kommunalverbandes (Gemeinde, Kreis, Amt; 
$ 5 des Gejehes) durch Bermittelung der Gemeindebehörde, bezw. 
des Landrat3 (Dberamtmanns), zur direkten Einziehung überwieſen. 

Die von der Regierung feitgejegten und eingezahlten Strafen 
verbleiben hingegen der Staatskaſſe. 


9**). 
Beſchwerdeverfahren. 


Beſchwerden über die Steuerfeſtſetzung (Reklamationen und 
Rekurſe) find in den drei erſten Gemwerbefteuerabteilungen*) bei der 








*) Vgl. die V. in Anm. 2 zu $ 4. 
**) Vgl. die Ergänzung durch Nr. 3 der V. vom 31. Jan. 1893 in Anm. 1 
zu $ 11. 
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Behörde, welche die Steuer fejtgejegt hat, in der vierten Gemwerbe- 
jteuerabteilung*) beim Landrate anzubringen. Auf das Bejchwerde- 
verfahren finden diejelben Beftimmungen finngemäfe Anwendung, 
welche Hinjichtlic der Gewerbeiteuer vom jtehenden Gewerbe gelten. 

Auch im übrigen haben die in betreff der Gemerbejteuer zu«- 
ftändigen Staatsbehörden in gleicher Weife die ordnungmähige Aus- 
führung des Geſetzes wegen Beftenerung des Wanderlagerbetriebes 
zu überwachen, zur Abjtellung von Beichwerden oder wahrgenommenen 
‚sehlern und Mängeln die nötigen Anordnungen zu treffen und für 
deren genaue Befolgung zu jorgen. 


10. 


Nachweiſung der Fiteinnahme an Steuer. 


Nah Ablauf eines jeden Etatjahres und ſpäteſtens am 1. Mai 
jeden Jahres hat für die Gemeinden der drei erjten Gewerbe- 
tteuerabteilungen*) die Gemeindebehörde, für diejenigen der vierten 
Sewerbejteuerabteilung*) der Landrat, in den Hohenzollernſchen 
Landen der Oberamtmann der vorgejegten Regierung eine Nadı- 
mweilung einzureichen, welche die im Vorjahre (vom 1. April bis 31. März 
gerechnet) vorgelommenen Wanderlagerbetriebe, getrennt nad Wander- 
lagern und Wanderauftionen, jomwie den fejtgejeßten und den in Iſt— 
einnahme verbliebenen Betrag an Steuer ergibt. 


11, 


Berwendung der Steuer. 


Über die Verwendung der in den Gemeinden der vierten Gewerbe— 
jteuerabteilung*) aufgefommenen Steuer zu Gunjten der beteiligten, 
d. i. der der vierten Gemwerbejteuerabteilung*) angehörigen — in den 
Hohenzollernihen Landen aber jämtliher — Gemeinden 
und Gutbezirke jteht die Beſchlußfaſſung den Kreisvertretungen — 
in den Hohenzollernihen Landen den Amtsverfammlungen — zu. 

Es iſt den Kreisvertretungen nicht verwehrt und wird jich vielfach 
am meiften empfehlen, daß die Einnahme aus der Steuer auf den 
Sejamtbetrag der von den beteiligten Gemeinden und Gutsbezirken 
aufzubringenden Kreisabgaben vorweg angerechnet wird. Auch jteht 
der Überweijung des Steuerauflommens in Weftfalen und der Rhein— 
provinz an die Ämter und Landbürgermeiftereien, in der Provinz 
Hannover an die Ämter und die nicht amtsſäſſigen Städte jeitens der 
Kreisvertretungen nicht3 entgegen. 

Die vorjtehenden Beitimmungen finden auf die Bejchlüffe der 
Amtsverfammlungen in den Hohenzollernſchen Landen gleihmäßige 
Anwendung. 

12, 
(Aufgehoben durch Nr. 4 der V. vom 31. Jan. 1893 — Mitt. H. 26 Nr. 55.) 








*) Vgl. die V. in Anm. 2 zu $ 4. 


Abteilung IV. 
A. 


Gefeb, 


betreffend 


die Warenhausftener. 


Bom 18. Juli 1900. 
(GS. ©. 294.) 


Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zc. 
berordnen unter Zuftimmung der beiden Hänjer des Landtages der 
Monarchie, für den Umfang derjelben, mit Ausjchlug der Hohen 
zollernſchen Zande und der Ynjel Helgoland, was folgt: 


$1. 

Wer das jtehende Gewerbe des Klein- (Detail-) Handels mu 
mehr als einer der im $ 6 diejes Gejeges unterjchiedenen Waren- 
gruppen betreibt, unterliegt, wenn der Jahresumfaß in diejen Gruppen 
— einſchließlich desjenigen der in Preußen belegenen Zweignieder- 
laffungen, Filialen, Verkaufſtätten — 400 000 Marf überjteigt, der 
nad Vorſchrift diejes Geſetzes zu entrichtenden, den Gemeinden 
zufließenden Warenhausiteuer. 

Ob der Kleinhandel im offenen Laden, Warenhaus, Lager und 
dergleichen oder als Verjandgejchäft, auf oder ohne vorgängige Be- 
jtellung betrieben wird, macht für die Bejteuerung feinen Unterjchied. 

Erjtredt fich der Kleinhandelsbetrieb über mehrere Orte, jo tritt 
die Steuerpflicht nur injoweit ein, als feine Verkaufſtätten in einem 
und demjelben Orte oder unmittelbar benachbarten Orten mehr als 
eine der im $ 6 unterjchiedenen Warengruppen führen. 

Vereine, eingetragene Genoſſenſchaften und Korporationen, 
welche nach $ 5 des Gewerbefteuergejetes vom 24. Juni 1891 der 
Semerbejteuer nicht unterworfen find, unterliegen aud der Waren- 
hausjteuer nicht. Dasjelbe gilt von den auf Grund des $ 3 des 
gedadhten Gejetes bezw. $ 23 des Kommunalabgabengejetes vom 
14. Juli 1893 von der Gewerbejteuer befreiten Betrieben. 
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Zu $ 1. 

Inhalt: 
1, Rechts —* er Were, 8. Verlauf von Waren gegen bas Verbot des 
2. Charakter der WE —SE 
s. Selbftändige Regelung der Steuerpflichtig⸗ 9 Abſatz 

> — das WELW. 10, Ablas : 
4. B —— en der Steuerpfl u ne 11. Abſatßz 4; Konjumanftalten 
Großhandel. 12, Borausie ungen der Warenhausſteuerpflich 


6. kieinbandel Im tee zu 

6. Gegenitand bes ft 

T. —— einzelner Artifel zu "oder unter Ein- 
fau 


1. „Der Einwand, daf das WStG. der preufiihen Verfaſſungsurlunde und 
Beitimmungen der NReihs-Gewerbeordnung widerſpreche und deshalb überhaupt 
nicht zu Recht beitehe, ift unbegründet. Des Eingehens auf die Frage, ob das 
WStG. im Widerſpruche zu Beitimmungen der preußiſchen Berfaljungsurfunde 
ftche, bedarf es überhaupt nicht, weil von der Bejahung oder Berneinung diejer 
Frage die rechtliche Gültigkeit und Verbindlichkeit des Geſetzes nicht abhängt. 
Hierfür genügt es vielmehr, daß das Geſetz in vorjchriftmähiger Form zuftande 
gelommen und veröffentlicht ift. Die ſachliche Berfajlungsmäßigfeit eines 
formell gültig erlaſſenen Gejebes unterliegt nicht der richterlihen Prüfung 
(G. Meyer, Lehrbud des deutichen Staatsredhtes, 5. Auflage Seite 568; 
von Shulke-Gaecevernik, Das preufiihe Staatsrecht, 2. Auflage, 
Band II Seite 56). Des weiteren ift auch der behauptete Widerſpruch zwiichen 
dem WStG. und den Borichriften der deutichen Gewerbeordnung nicht an- 
zuerfennen. Insbeſondere findet fih in dem WStG. feine Beitimmung, welche 
die Zulaflung zum Warenhausbetriebe oder die Fortiegung des Betriebes von 
beitimmten, mit dem in den $$ 1,3, 143 GO. ausgeiprocdhenen Grundjage der Ge- 
twerbefreiheit unvereinbaren Bedingungen abhängig machte. Die Belajtung des 
Gewerbes mit Gewerbefteuern ift durch jenen Grundjag nicht ausgeichlojien, 
vielmehr im $ 7 Nr. 6 bei der Aufhebung aller Abgaben, welche für den Betrieb 
eines Gewerbes entrichtet werden, ausdrüdlih vorbehalten“ (U. VI. W. 7 vom 
19. Mai 1904; val. auch E. in St. 11 440). 


2. „Daß die Warenhausfteuer eine wirflide Gewerbeſteuer iit, 
läßt fich nicht bezweifeln. Ihr teuerliher Charakter ergibt ſich daraus, 
daß fie einen nicht auf befonderer Gegenleiftung beruhenden Beitrag zur Be- 
ftreitung der öffentlihen Ausgaben der Gemeinden bildet und daß jie alle die- 
jenigen belaftet, für welche der die Vorausſetzungen der Beiteuerung bildende 
Zatbeitand zutrifft. Ansbefondere gehört fie zu den Gewerbe fteuern, weil 
lie vom Gewerbebetriebe erhoben und nach teientlihen Borgängen im 
Gewerbebetriebe, Umſatz oder Ertrag, bemeſſen wird. — Gegenüber mehrfach her- 
vorgetretenen Verſuchen aber, das ®StG. in prohibitivem Sinne aus 
zulegen, hat das OVG. bereits wiederholt und mit Nahdrud betont, daß das 
Geſetz nicht den Zweck habe, den Warenhausbetrieb in unguläjliger Weile durch 
die Belteuerung zu erdrüden oder unmöglich zu machen, und daß es deshalb 
auch nicht in ſolchem Sinne ausgelegt und angewendet werden 
dürfe. An diejer Auffaſſung ift feſtzuhalten“ (U. VI. W. 7 vom 19. Mai 1904; 
vol. auch E. in St. 11 440 und 10 470 — Anm. 1 zu 8 5). 


3.,, Die Auffaſſung, daß die Vorichriften bes GewG. überdie Steuerpflichtigfeit 
und namentlich die dort getroffenen bejonderen Beſtimmungen über die Aus 
Dehnung der Gewerbeiteuerpflichtigfeit ohne weiteres für das WStG. zu gelten 
haben, findet weder im WStG., noch in der Begründung des GE. eine Stüte. 
Tie Borausjeßungen der Steuerpflichtigfeit werden vielmehr im $ 1 des WEt®. 
in durchaus jelbftändiger Weiſe — (E. in St. 10 454). 


4. Die allgemeinen Vorausſetzungen der Steuerpflichtigleit von 
Sarenhausbetrieben jind im $1 Abſ. 1,2 gegeben (vgl. Art. WEIN.). Die nächſte 


feit von Bereinen uſw. 
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Roransjepung it der Betrieb eines Gewerbes. Eine Beranftaltung, für 
welde die Merkmale des Gemwerbebegriffes im fteuerlihen Sinne (vgl. Anm. 5 ii. 
zug1 Gew®.) nicht zutreffen, ift niemals ein fteuerpflichtiger Warenhausbetrieb. 
Deshalb fallen z. B. die ohne Abjicht der Gemwinnerzielung betriebenen Konium- 
anitalten nicht unter das WEG. (vgl. unten Anm. 11). 


Die weitere Borausjegung iſt der Betrieb eines tehenden Gewerbes. 
Diejelbe Vorausſetzung gilt nad $ 1 Abi. 1 Gew®. für die Gemwerbefteuer- 
pflichtigfeit; deshalb find Betriebe, die nicht unter den Begriff des ftehenden 
Gewerbes fallen und aus diefem Grunde nicht gewerbefteuerpflihtig find (vgl. 
Anm. 18 zu $ 1 GewG®.), au nicht warenhausfteuerpflictig; insbejondere 
eritredt jih die Warenhausfteuerpflichtigfeit nicht auf den Gewerbebetrieb im 
Umbherziehen (vgl. Anm. 2 zu $1 HG.) und den Wanderlagerbetrieb (Art. I I 
1 WStau.). 

Der fteuerpflihtige Warenhausbetrieb fett ferner die Merfmale des Handels 
voraus. Handel ift im allgemeinen die berufmäßige und nach außen hin, gegen- 
über dem Rublifum, in erfennbarer Weile hervortretende Beteiligung on der 
Vermittelung des Süterumlaufes (Ware) im wirtihaftlihen Verkehre (val. E. 
in St. 10 382 ff. und Anm. 5C zu $1 Gew®.). Aber nur der Klein handel 
it warenhausjteuerpflichtig und auch dieler nur unter den beiden bejonderen 
Vorausjebungen des 8 1 Abi. 1 Hinfichtlich der Art und des Umfanges. 

Das charakteriftiiche Merkmal des fteuerpflichtigen Warenhausbetriebes 
— ohne Rückſicht auf die Bezeichnung des Geichäftes und die Form des Klein— 
handels (Nbi. 2) — iſt der KHleinhandel mit mehr als einer der im $ 6 unter 
schiedenen Warengruppen. Die zweite beiondere Borausjegung betrifft den 
Umfang; nur bei Überjchreitung des in den Warengruppen des $ 6 — und 
nur in diefen — erzielten Rahresumjahes ($ 4) über die Grenze 
von 400 000 .#. hinaus tritt die Steuerpflichtigfeit ein. Dieſer Jahres— 
umjab wird gemäß dem Grundjahe der Einheitlichfeit der Beſteuerung 
für alle n einer Hand veremigten Betriebe ($ 17 Abi. 1 Gew®.; 87 
WStG.) für die Gejamtheit aller preufiichen Betriebe desjelben Unter- 
uchmens — „Zweigniederlafjungen, Filialen, Verkaufſtätten“ (vgl. Anm. 8 ff. 
zu $ 2 Gem®.) — zujammen beredhnet. „Das WStG. gilt für alle preußiichen 
jtehenden Gewerbebetriebe der im $ 1 bezeichneten Art und betrifft den 
gejamten Umſatz und Ertrag des Kleinhandels mit den im $ 6 be» 
zeichneten Waren“ (E. in St. 11 460). 

5. A. „Eine Begrifisbeftimmung des Kleinhandels, der nad 
81WSetG6G. eine Vorausſetzung der Warenhausftener bildet, ift weder im Geſetze 
jelbit noch in der Begründung des Geſetzentwurfes gegeben. Aus dem Wortlaute 
des $ 1 Abi. 1 aber, ebenio wie aus der Tendenz des Geſetzes ift zu entnehmen, 
dab damit nur der lSehte Abiaß der Waren, der Einzelverlauf an das 
tonfumierende®Bublitum, getroffen werden jollte. Die Ausführung- 
anweiſung vom 26. September 1900 hebt das mit Necht hervor, wenn fie in Art. 1 
zu I den Kleinhandel beftimmt ald den „aewerbmähigen Verkauf von Waren 
unmittelbar an die Konjumenten, im Gegenfaße zum Groß- oder en gros- 
Handel, dem Berfaufe an Stlein- oder Zwiichenhändler“. DieUnmittelbar- 
teit des Berfaufes an die Konjumenten wird aber nicht nur durch den Verkauf 
an Klein» oder Zwiihenhändler, fondern aud durdh Verlauf an 
jolhe, welche die Ware noh weiterverarbeiten unddann erf 
andenstonjumentengegenÜ@ntgaeltabgeben, ausgeichloiien. 
Konjument ift immer nur derjenige, welcher jelbft die Ware verzehrt oder ver- 
braucht, ni ch t aber der, welcher fie zunächſt noch in kaufmänniſchem, fabrif- oder 
handwertmäßigem Betriebe umgeftaltet oder bearbeitet und erſt dann weiter 
zum Verbrauche abgibt. Es darf deshalb bei Feitiegung der Warenhausfteuer 
nah dem Umjate oder nad) dem Ertrage der Abſatz von Waren zur weiteren 
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ewerbmäßigen Berwendung und Bermwertung, insbeiondere aljo auch an 
— * und Konfektionsgeſchäfte, nicht mitberückſichtigt werden“ (E. in 
St. 10 457; vgl. auch 11 456). 

B. „Slein-(Detail-)Handel bedeutet den legten Abjat der Waren, den 
unmittelbaren Einzelverfauf an das fonjumierende Bublitum. Durch den Abjat 
der hauptſächlich zum perfönliden Ge- oder Berbraudhe dienenden Waren 
unmittelbar an den Konjumenten erfolgt die vollftändigfte Detaillierung des 
Handel, die Zerteilung der Warenbeftände in die Heinften, für ben unmittelbaren 
Ge⸗ oder Verbrauch beftimmten Mengen und hierauf beruht der Gegenſatz des 
Großhandels. Wenn im Art. 1I WStN. dem Berlaufe unmittelbar an die Kon- 
jumenten der Groß- oder en gros-Handel als der „Berltaufan Klein- 
oderjonftige Zwiſchenhändler“ gegenübergeftellt ift, jo wird hier- 
mit der IImfang des Großhandels nicht erichöpft. Dies ift jchon früher (E. in 
et. 10 456 f.) ausgeſprochen, indem den Klein- und Zwiſchenhändlern noch 
andere Gemwerbetreibende, die die Waren zur Be- oder Berarbeitung in ihrem 
Betriebe antaufen, gleichgeftellt find. Bei beiden Arten von Verkäufen beiteht der 
wejentlihe Unterjhied von dem Berfaufe unmittelbar an die Konjumenten 
gerade barin, daß bei jenen nicht, wie bei dieſem, das Bedürfnis des einzelnen 
Konſumenten maßgebend ift, jondern daß fie regelmäßig in größeren Mengen 
ar und bie Detaillierung erit bei der weiteren Abgabe zum Einzel-Ge- oder 

erbraude ftattfindet. — Unerheblich ift es, ob dieſe weitere Abgabe ebenfalls 
wieder gewerblicher Natur ift, ob fie überhaupt entgeltlich erfolgt oder nicht. 
Hiervon wird die Eigenjchaft des früheren Verkaufes als eines n i h t unmittelbar 
an den Konjumenten erfolgten Warenvertriebes nicht berührt. Wenn es ſich 
jonah um Lieferungen für Staat oder Reich zur Verjorgung größerer 
Verjonenmengen mit Belleidung- und Ausrüftungftüden Handelt, jo gehören 
auch jolhe Geſchäfte nicht zum Kleinhandel im obenbezeichneten Sinne. Hier 
eriheint das Reich, wenn auch die Beichaffung und der Verbrauch der Waren 
für feine Rechnung erfolgt, doh nicht als Konjumentim Sinne 
des Warenhausſteuergeſetzes“ (E. in St. 11 463). 

6. „Bei der Ermittelung des für die Veranlagung zur WSt. mahgebenden 
Umjaßes oder Ertrages fommen nur die in dem warenhausfteuerpflichtigen Mlein- 
handelsbetriebe abgejekten Waren der im $ 6 unterjchiedenen Warengruppen 
in Betracht“ (E. in St. 10 456). 

A. Bom Kleinhandel ausgeichloifen find außer den an Klein- oder Zwiſchen— 
händler jowie den an andere Gewerbetreibende behufs weiterer Verarbeitung 
abgejetten Waren (vgl. oben Anm. 5) namentlid;: 

8) Der Umſatz im „Lieferantenverfehre“: 

„Wenn ein Konjumverein den Warenbezug jeiner Mitglieder au fremden 
Geihäftenvermittelt und durch Abmachungen mit den Lieferanten feinen 
Mitgliedern billigere Preife für die bezogenen Waren fichert, jo betreibt er doch 
jelbft hiermit weder einen Kleinhandel, noch überhaupt einen Handel. Die Vor- 
ausjeßungen ber Steuerpflichtigteit nach $ 1 Abſ. 1 treffen alfo für diefen Zweig 
der Geichäftstätigkeit gar nicht zu" (E. in St. 10 458). 

b) Die in einem Gejchäfte des Handel3 mit Apothelerwaren, mediziniihen 
Inftrumenten u. dgl. im Großhandel an Kliniken, Krantenhäufer, Arzte, Heil- 
gehilfen, Hebammen, Apotheker, Drogengeichäfte und Krankenlkaſſen verkauften 
Waren (E. in St. 11 464 5.). 

c) Die von dem Unternehmer zum eigenen Gebrauche aus dem Geichäfte ent- 
nommenen Waren (E. in St. 11 456). 

B. Dagegen erftredt jich der Kleinhandel auch auf 

a) „die an das Geſchäftsperſonal abgelafjenen Waren, ſelbſt wenn die Ab- 
laſſung zum Betrage der Selbitloiten einichlieglich der Spejen erfolgt“ (E. in St. 
11 454, 456); 


510 IV. A. Warenhausſteuergeſetz v. 18. Juli 1900. Zu $1. Anm. 7—9. 


b) den Verkauf und Verſand von Waren nad) nicht preußiichen Ländern 
(E. m St. 11 454, 460; vgl. unten Anm. 9); 

c) „die Berktäufe und den Berjand der von dem Unternehmer jelbit jabri- 
zierten Waren einjchlieflich des Erlöjes und Ertrages aus einer auf Beſtellung 
der Abnehmer erfolgten bejonderen Berarbeitung der Waren, wie 3. B. aus 
der Gravierung von Metallwaren“ (E. in St. 11 454, 460 f.); 

d) den Umſatz eines warenhausfteuerpflichtigen, unter anderem auf Erzeuguna 
von Brot und Bädereiwaren im eigenen Betriebe gerichteten Konſumvereines 
(eingetragene Genoſſenſchaft) in jelbftgefertigten, an Konjumenten (Mitglieder 
und u. verfauften Badwaren (U. VI. W. 1 vom 8. Juni 1905). 

Der Verkauf einzelner Artitel eines Warenhausbetriebes zu oder unter 
Gintaufpreifen ſchließt die Berüdfichtigung dieſes Teiles des Betriebes nicht aus 

„Wenn ein Verein einen gewerbmäßigen Kleinhandel, aljo mit der Absicht 
auf Gewinnerzielung, betreibt, jo eritredt fi) die Gemwerbmäßigkeit auf alle 
dazu gehörigen Geichäfte, auch wenn bei einzelnen die unmittelbare Abjicht 
der Geminnerzielung eingeichränft oder ausgeichlojjen ift (vgl. Staub, HGB. 
6. Aufl. Bd. I ©. 43 Anm. 14 zu $1, Entidh. des RG. i. 3. Bd. 33 ©. 1065). 
Geſchäfte letterer Art mögen aus den verjchiedenften Urſachen innerhalb eines 
Geſamtbetriebes vorlommen und jogar mit Berluft verbunden fein, jo daß lich der 
Ertrag im ganzen vermindert. Troßdem verbleiben fie Teile des Gejamtbetriebes. 
Jede Unterjcheidung der einzelnen Geſchäfte nah Rüdlihten der Geminn- 
abjicht ift unzuläffig. Insbejondere ift es nicht geftattet, die mit Verluft verbundenen 
Verkäufe bei der Ertragsermittelung auszuſcheiden und als Vermögensverluſte 
zu behandeln“ (E. in St. 10 459 ff.). 

8. Ein Verkauf von Waren durch Angeftellte wider das ausdrüdliche®erbot 
des Geſchäftsherrn macht den Betrieb noch nicht fteuerpflichtig: 

„Wenn ein Handelägehilfe den ihm erteilten Auftrag, vor dem 1. April die 
nicht zur Gruppe B in $6 des WSt®. gehörigen Waren aus den Berfaufräumen zu 
entfernen und jedenfalls nit mehr zum Bertaufe zu bringen, nicht vollftändig 
ausgeführt hat, jo hat doch der Sejchäftsherr jeit dem 1. April jeinerjeits 
nicht mehr wijjentlich Handel mit jenen Waren getrieben. Zum Gemwerbe- 
begriffe gehört die auf die Ausübung einer beftimmten, werbenden Tätigkeit 
gerihtete Abjiht zum Sandelmitbeftimmten Waren, alſo aud 
die Abſicht, mitdiejen Waren Handel zu treiben. Wenn daher erweislid 
die ernitliche Abjicht des Betriebsinhabers auf die usſchließung gemijier 
Waren von jeinem Handeläbetriebe gerichtet, und dies durch entiprechende 
Anweiſung an das Hilfperjonal zum Ausdrude gebradt ift, jo kann die fehlend 
Abjicht des Inhabers zur Fortſetzung des hierauf bezüglihen Betriebes jeden- 
falls inſteuerlicher Hinſicht nit dur den Ungehorjam eines Ge— 
werbegehilfen erjeßt werden. Die feiner Abjicht zumiderlaufenden Vorgänge 
bieten demnach feine ausreihende Grundlage für die Annahme eines Handels- 
— im Sinne des 81Abſ. 1 beim Beginne des Steuerjahres“ (E. in Et. 
10 463), 

9. „Ob der Kleinhandel in einem Warenhauje oder ald Berjandgejchäft be- 
trieben wird, joll nach der ausdrüdlihen Vorjchrift im $ 1 Abj. 2 für die Be— 
teuerung feinen Unterſchied maden. Ebenjowenig wie beim 
Kleinhandel im Warenhaufe zwiichen preußiichen und nicht preußiſchen Käufern 
unterjchieden werden fann, läßt fih bei dem Kleinhandel durch Verſendung 
der Waren zwiihen dem Abjage nach preufiihen und nah außerpreußiſchen 
Orten hin eine Untericheidung treffen. Vielmehr gehört bei dem als ftchendes Ge- 
werbe in Preußen betriebenen Sleinhandel durh Warenverfendung auch der 
Abſatz nah auferpreufiihen Orten hin zum preufiihen Gewerbebetriebe, 
jo daß inäbefondere auch der $3 DG. der Beiteuerung diefes Teiles des Gewerbe: 
betriebes in Preußen jelbit dann nicht entgegenftehen würde, wenn die WEt. 
eine Staatiteuer wäre“ (E. in St. 11 460). 
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10. Der Abjap 3 iſt ein Zuſatz des AH. und „enthält eine Einſchränkung des 
im 1. Abj. ausgeiprochenen Grundſatzes, daß der den Kleinhandel mit mehr als einer 
der im $ 6 unterichiedenen Warengruppen Betreibende der WSt. unterliegt, 
wenn ber Jahresumjak in diejen Gruppen — einichließlich desjenigen der preu- 
ßiſchen Zmweigniederlafjungen, Filialen, Verfaufftätten — 400 000 „4. überiteigt. 
Hierzu ift im Abſ. 3 beftimmt: „Erjtredt ſich der Kleinhandelsbetrieb über mehrere 
Orte, jo tritt die Steuerpfliht nur injomweit ein, als jeine Verkaufſtätten 
in einem und demſelben Orte oder unmittelbar benadbarten Orten mehr als 
eine ber im $ 6 unterihiedenen Warengruppen führen.“ Danach joll in dem 
alle eines jich über mehrere Orte eritredenden Kleinhandelsbetriebes nicht nur 
der Eintritt der Steuerpflichtigfeit an die Bedingung gelnüpft jein, 
daß in einem und dDemijelben Orte oder in unmittelbar benadhbarten Orten mit 
mehr als einer der Warengruppen des $ 6 gehandelt wird, jondern es joll auch 
der Umfang der Steuerpflichtigfeit auf den Handel in den hier bezeichneten 
Seichäftitellen bejhräntt bleiben. Für den Handel in Berfaufitätten eines 
Ortes oder mehrerer unmittelbar benachbarter Orte, in denen nicht mehr als 
eine der Warengruppen des $ 6 geführt wird, tritt die Steuerpfliht über- 
bauptnicdtein. Es müſſen alfo nit nur die Hi er geführten Waren bei der 
eititellung, ob der Handeläbetrieb jich im übrigen auf mehr als eine der Waren- 
aruppen des $ 6 erftredt, ganz unberüdlichtigt bleiben, jondern es muß der 
in jenen Berfaufftätten erzielte Umjaß und Ertrag für die Beiteuerung aud) dann 
ganz außer Betracht bleiben, wenn in den Verkaufſtätten ujw. eines anderen 
Ortes Waren aus mehreren Gruppen des $ 6 geführt werden. Diejenigen 
gewerblichen Niederlalfungen, für welche die Borausjegungen des Abi. 3nicht 
zutreffen, jcheiden aljo bei der Feititellung der Steuerpflicht des Betriebes voll— 
tändig aus“ (E. in St. 10 464 f. ). 

Der Finanzmimifter hat in der ®. vom 9. Mai 1902 (Mitt. H. 43 Nr. 21) 
angeordnet, daß im Sinne diefer Entiheidung verfahren werben-joll. 


11. „Eine bejondere Beitimmung enthält $ 1 Abi. 4. Hiernach jollen 
„Bereine, eingetragene Genojjenidhaften und Kor— 
porationen“, welhe nah $5 GewG. der Gewerbefteuer nicht unterworfen 
ind, auch der Warenhausfteuer nicht unterliegen. Durch diefe Beitimmung ift 
nur die ım 1. Abſ. des $85 Gem. fürV®ereine, eingetragene Ge— 
nojjienihaften und Korporationmen, welde die eigenen Ber 
dürfniſſe ihrer Mitglieder an Lebensmitteln und anderen Gegenftänden zu be- 
ihaffen bezweden, unter den dort näher angegebenen Vorausſetzungen aus- 
geiprohene Freilajjung von der Gewerbeſteuer aud auf bie 
Warenhausfteuer ausgedehnt. Hiermit iſt aljo nur ein Berbot aus 
geiprochen, dagegen keine pofitive Vorſchrift über Steuerpflichtigkeit gegeben. Der 
2. Abjat des $5 Gew. über die Steuerpflichtigkeit von Konjumpereinen und im 
Rebenbetriebe unterhaltenen Konjumanftalten mit offenem Laden wird 
von der Beitimmung im $ 1 Abi. 4 WSt®. gar nicht berührt. Konjum- 
anjtalten, die von einem Gewerbetreibenden im Nebenbetriebe unterhalten 
werben, find dort überhaupt nicht genannt. Für dieſe ift daher lediglich der 
s1 Abi. 1 WSt®. maßgebend, wonach das jtehende Gewerbe des Kleinhandels 
unter gewiljen Borausjeßungen der Warenhausbefteuerung unterliegt. Konſum— 
anftalten, ienihtauf Gewinnerzielung gerichtet find, ftellen jich aber 
begrifflich nicht ald Gewerbe im fteuerlichen Sinne dar und fallen deshalb überhaupt 
nicht unter das WStG.“ (E. in St. 10 455). 

Konjumanftalten (im Nebenbetriebe gewerblicher Unternehmungen) mit 
offenem Laden wnterliegen zwar, auch wenn die Abfiht der Gewinn» 
erzielung ausgeſchloſſen ift, auf Grund des $ 5 Abſ. 2 GewG. der Gewerbefteuer 
(vgl. Anm. 12 zu $5 Gew.G.). Allein dieje befondere Beftimmung findet auf die 
Rarenhausbeiteuerung feine Anwendung (vgl. oben Anm. 3). Konjumanitalten 
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mit offenem Laden jind vielmehr nur dann — wenn 
ſie für ſich — getrennt von dem Hauptbetriebe — mit der Abſicht der 
Gemwinnerzielung betrieben werden, und auch in dieſem Falle ſind die 
Borausjegungen der I ENDE DL DE lediglich für die Konfjumanftalten 
als Nebenbetrieb ($ 17 Abi. I GewG.) zu beurteilen (val. Struß 
WStG. Anm. 14 letter Abi. ai F 1). 


12. Vereine ujw., auf deren geichäftlihe Unternehmungen die Merkmale 
des Gewerbebegriffes überhaupt nicht zutreffen und die deshalb auch gewerbe— 
fteuerfrei find (vgl. Anm. 3 zu $ 5 Gem.®.), unterliegen niemals der Waren- 
hauäbefteuerung. Dagegen find gewerbetreibende Bereine, für welde 
im übrigen die Borausjegungen der Warenhausbejteuerung zutreffen, nur 
dann von der Warenhausfteuerpflichtigfeit befreit, wenn fie entweder gemäß 
$ 5 Gew®. oder gemäß $ 3 GewG. und $ 28 KAG. Gewerbefteuerfreiheit ge- 
nießen; die Gemwerbefteuerbefreiung zieht bei ihnen die Warenhausfteuerbe- 
freiung als unmittelbare Rechtsfolge nad ji) (vgl. Art. 2 WEtN.). 

Wegen der Warenhausfteuerpflichtigkeit einer Aftiengejellihaft, die zwar 
die billige Beihaffung oder Herftellung und Weiterveräußerung von allen zu 
Lebensunterhalte dienenden Gegenftänden im Intereſſe der Arbeiterbevölterung 
— aber für ſich die Erzielung von Gewinn beabſichtigt, vgl. E. in St. 11 
447 ff. 

Über die Warenhausfteuerpflichtigleit eines Konjumvereines (eingetragene 
Genoſſenſchaft) ift folgende Enticheidung ergangen: 

„Gegenftand des Unternehmens ift nad dem Statute der gemeinichaftliche 
Einfauf von Lebens- und Wirtihaftsbedürfniffen im großen und Ablaß an die 
Mitglieder jowie Erzeugung von Brot und Bädereitvaren in eigenem Betriebe, 
die auch an Nichtmitglieder verfauft werden. Die Generalverjammlung hat 
über die Verwendung des erzielten Reingewinnes zu beichließen, und zwar können 
daraus außer dem allgemeinen Rejervefonds auch Spezialrejerve- und Dispofitions- 
fonds gebildet, der Reſt joll zur Verteilung einer Dividende an die Mitglieder bis 
zu 4°, ihrer Gejchäftsguthaben jowie von fogenannten Einfaufsdividenden 
verwendet werden. Bei der Auflöfung joll der nad Tilgung der Berbindlid- 
feiten und Auszahlung der Geſchäftsguthaben der Mitglieder verbleibende Ülber- 
ihuß unter die Mitglieder nah Verhältnis der Haftjumme verteilt werden.“ 
— „Daß aus dem Warenverlaufe ſowohl an die Mitglieder, ald auch, wie bei 
den Badwaren, an Nichtmitglieder Uberſchüſſe erzielt werden, hat die Genoſſen— 
ſchaft nicht in Abrede geſtellt, und iſt auch in dem Statute vorgeſehen. Dem gegen— 
über kann auch aus den Statuten nicht entnommen werden, daß der Hauptzmwed 
der Genojjenihaft darin beitehe, Erjparnijje für die Mitglieder bei der 
Beihaffung von Lebens und Wirtihaftsbedürfniffen zu erzielen und daß die 
Gemwinnerzielung nur einen nebenſächlichen Gecjellihaftzwed daritelle. 
Denn die einzige, jenem Zwecke fabunggemäß dienende Mafnahme, nämlich 
bie Verteilung jogenannter Einfaufsdividenden, ſoll erft n a ch der der Beſchluß— 
fafjung der Generalverfammlung unterliegenden Zumeifung von Gemwinnteilen 
an ben allgemeinen und an Spezial-Rejervefonds jowie nad) der weiteren 
Verwendung zur Bildung von jogenannten Dispofitionsfonds und zu Geſchäfts— 
guthabendividenden erfolgen und ebenfalls von der Beichlußfafiung der General- 
verjammlung abhängig jein. Daß aber auch die auf ſolche Art unter die Mit- 
glieder verteilten Beträge Neingemwinn der Gejellichaft jelbit daritellen, 
it in der Rechtſprechung wiederholt dargelegt worden (vgl. E. in St. 11 217/20). 
Hieraus, jowie aus der weiteren Beltimmung, daß bei Auflöfung der Genoſſen— 
ihaft der nad Berichtigung ihrer Verbindlichkeiten verbleibende Vermögens— 
bejtand unter die Mitglieder verteilt werden foll, ergibt jich ferner, daß auch die 
Vorausſetzungen für die Freilafjung von der Steuer nad) $1 Abi. 4 WSt®. und 
85 GewG. nicht zutreffen“ (U. VI. W. 1 vom 8. Juni 1905). 
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Die Warenhansfteuer beträgt vorbehaltlih der Beftimmung im 
8 5 bei einem Jahresumſatze von 


mehr als bis Steuerjat 

400 000 Mark 450 000 Marf 4000 Marf 
450 000 500 000 5500 „ 
500 000 550 000 7500 „ 
550 000 600 000 8500  „ 
600 000 650 000 9500 „ 
650 000 700 000 10500 „ 
700 000 750 000  „ 11500 „ 
750 000 „ 800 000 12500 „ 
800 000  „ 850 000 13500 „ 
850 000 900 000 15000 „ 
900 000 950 000 16500 „ 
950 000  „ 1000 000 18000 
1000 000  „ 1 100 000  „ 2000 „ 
1 100000  „ 1 200 000  „ 2200 „ 

und jo fort für jede 100 000 Marf mehr 2000 Mart Steuer mehr. 
Zu S 2, 
1. Zu $ 2 vgl. Art. SI WS. 
$ 3. 


Unterhält ein Unternehmen der im $ 1 bezeichneten Art, welches 
feinen Sit außerhalb Preußens hat, in Preußen eine oder mehrere 
Berkaufftätten (Zweigniederlaflungen, Filialen ufmw.), jo unterliegt 
jede diejer Verkaufſtätten ohne Rüdjicht auf die Höhe des Umſatzes 
einer Warenhausfteuer von zwei vom Hundert ihres Jahresumſatzes. 

Der geringite Steuerjat beträgt 200 Mark bei einem jährlichen 
Umfaße von 10 000 Mark oder weniger. Die Steuerläße fteigen um 
je 200 Mark für je 10 000 Mark des Jahresumſatzes. 

Die Heranziehung nach Abi. I und 2 unterbleibt, wenn der Unter- 
nehmer vor eingetretener Rechtskraft der Veranlagung nachweiſt, daß 
der Geſamtumſatz des ganzen Unternehmens 400 000 Marf nicht über- 
fteigt. Ingleichen find, wenn der Geſamtumſatz mehr als 400 000 Marf, 
aber nachgemwiejenermaßen nicht mehr al3 1 000 000 Marf beträgt, die 
inländiihen Verfaufftätten nur mit dem ihrem Anteile an dem Gejamt- 
umjaße entiprechenden, auf Die nächſte durch 10 teilbare Zahl von Marf 
abzurundenden Teilbetrage desjenigen Steuerjages zu veranlagen, 
welcher nad) $ 2 auf das Gefamtunternehmen zu veranlagen jein würde, 
wenn jich feine jämtlichen Betriebitätten in Preußen befänden. 


Zu 8 3. 
1. Zu $ 3 vgl. Art. 3, 9 WEM. 
2. Aus der Begründung des GE. zu $ 1: 
„Befindet ich ber Sig eines Unternehmeng, basin Preußen Filialen uſw. unter» 
Hält, außerhalb Preußens, jo kann diesfeits nur der von den preußischen Filialen 
erzielte Umjat beiteuert werben. Es würde aber eine Benachteiligung der in- 
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ländifchen Unternehmer bedeuten, wollte man der Entſcheidung barüber, ob die 
Steuerpflicht jener ausländiihen Betriebe in Preußen begründet jei, und mit 
welhem Prozentſatze der progrejliven Stala diejelben zu belegen jeien, nur den 
in Preußen erzielten Umjag zu Grunde legen. Denn tatſächlich würde damit 
der Grundſatz der einheitlihen Bejteuerung aller in derjelben Hand befindlichen 
Kleinhandelsbetriebe zu Gunften der außerhalb ihren Sitz habenden durchbrochen. 
Andererjeits fehlt es der biesjeitigen Steuerbehörde mindeftens in jehr vielen 
Fällen an der Möglichkeit und den Machtmitteln, den Umſatz außerhalb des Staats- 
gebietes betriebener Gewerbe feftzuftellen. Daher ift im allgemeinen aud eine 
derartige Regelung unausführbar, daß Steuerpfliht und als Steuer zu ent- 
richtender Prozentjaß nad) dem ermittelten Geſamtumſatze eines jih über Preußen 
und andere Staaten erftredenden Unternehmens bejtimmt werden. 

Es bleibt ſomit nur übrig, den Umjaß der inländiihen Filialen eines aus 
ländiſchen Unternehmens für ji) zu ermitteln, für die Frage der Steuerpflicht 
aber von der übrigens aud wohl meift zutreffenden Annahme auszugehen, daf; 
der Umſatz des Gejamtunternehmens die fteuerpflihhtige Höhe erreiht. Aus 
demielben Grunde kann der Steuerbemejlung der Filialen ausmwärtiger Unter- 
nehmer nur der höchite für inländische zur Anwendung fonımende Steuerſatz, alio 
2 9%, des Umſatzes, zu Grunde gelegt werden. 

Um aber jede Benachteiligung der auswärtigen Betriebe im Verhältniſſe zu 
den inländifchen zu vermeiden, wird den Inhabern folder auswärtigen Betriche, 
deren Geſamtumſatz den nach $2 die Steuerpflicht oder eine Steuer in Höhe von 
2% bedingenden Betrag nicht erreicht, durch den Abſatz 3 dic Möglichkeit eröffnet, 
ihren inländiihen Verkaufſtätten die gleiche fteuerlihe Behandlung wie den 
in Breußen ihren Siß habenden Unternehmungen zu fihern. Sie haben hierzu 
nur nötig, vor eingetretener Rechtskraft der Veranlagung den Nachweis zu 
erbringen, daß der gejamte Umſatz ihrer preußiſchen und außerpreußiichen Be- 
. triebftätten 500 000 Markt nicht überfteigt bezw. melde zwiſchen 500 000 
nd 1000000 Mark liegende Höhe er erreicht.“ 

3. Warenhäujer mit einem Sitze außerhalb Preußens find von dem Anſpruche 
auf Ertragsbeiteuerung ausgeichlofien ($ 5 Abi. 2: vgl. Anm. 4 zu $ 5). 


$ 4. 

Für die Steuerveranlagung maßgebend ift der Umſatz des bei der 
Bornahme derjelben abgelaufenen Jahres. Beiteht der Gewerbebetrieb 
noch nicht ein Jahr lang, jo it der Umſatz nach dem zur Zeit der Beran- 
lagung vorliegenden Anhalte zu jhäßen. Während des Steuerjahres 
eintretende Änderungen find erſt bei der Beſteuerung für das folgende 
Jahr zu berüdjichtigen. 


Zu 8 4. 


1. Der $4 iſt dem $24 GewG. nachgebildet. Wenn daher auch im allgemeinen 
die jich aus $ 24 GewG. ergebenden Grundjäße (vgl. die Anmerkungen zu $ 24 
Gew.) analoge Anwendung finden können, jo ift doch ftet3 zu prüfen, ob die 
Borausiegungen der Gemwerbebefteuerung auch für die Warenhausbeiteuerung 
zutreffen (vgl. unten Anm. 5). 

2. Maßgebend ift das beider Ausführung der Veranlagung abgelaufene 
Jahr (vgl. Anm.5 b zu $24 GewG.), und zwar das befondere Gejhäftsjahr 
des einzelnen Steuerpflichtigen (vgl. Art. 10 Nr.2 WStA., Anm. 5a zu $ 24 
SewG. und unten Anm. 4), 

3. „Der Warenhaushandel der veranlagten Gejellihaft an den verjchiedenen 
Betriebsorten ftellt ein einheitliches gemwerblihes Unternehmen bar, 
deſſen Geſamtumſatz und »ertrag in bem nad) $ 4 mahgebendben Borjahre auch 
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einheitlich für die Veranlagung beftimmend ift. Die Ergebnijje eines kürzeren 
Zeitraumes oder eines zukünftigen Geichäftsjahres könnten nur dann in Betracht 
tommen, wenn der Ge ja mt betrieb zur Zeit der Veranlagung noch nicht ein 
Jahr lang beitanden hätte. Dies ift hier nicht der Fall. Es lann daher nur der 
im legten Wirtichaftsjahre der Geſellſchaft erzielte wirflihe Umſatz und 
Ertrag, der ji aus dem Umjage und Ertrage des Hauptgeſchäftes und der einzelnen 
Filialgeſchäfte in diejem Jahre — für die Beſteuerung in Be— 
tracht kommen“ U. VI. W. 7 vom 19. Mai 1904). 

4. Der der Beitimmung im $4 des WStG. analoge Abi. 3 im $24 GewG. 
wonach dann, wenn der &ewerbebetrieb noch nicht ein Jahr lang beiteht, der Ertrag 
und das Anlage» und Betriebsfapital (nad jenem $ 4 der Umſatz) nach dem zur 
Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalte zu jchäßen jind, it vom OVG. in 
wiederholten Entiheidungen dahin ausgeleat worden, daß das Jahr, deſſen 
Ergebnijje hiernad der Beiteuerung zu Grunde zu legen find, das zur Zeit der 
Veranlagung im Laufe befindliche erfte Betriebsjahr ift. Hieran iſt auch für 
die Anwendung des 54 WStG. feitzuhalten. Es ergibt jich ferner hieraus, daß, 
wenn beim Erlaſſe einer Rehtsmittelentiheidung die Ergebnilie 
des erften Betriebsjahresrehnungmähig feitgeitellt werden 
fönnen, dieſe und nicht etiwa jchäbungmweile angenommene Beträge der end- 
aültigen Steuerfeftießung zu Grunde zu legen jind. Hieran fann auch dadurch 
nichts geändert werden, daß im Laufe diejes eriten Jahres eine Verlegung der 
Heichäftsräume und eine damit etwa verbundene bedeutendere Ausdehnung des 
Betriebes ftattgefunden hat. Denn, wie das OVG bereits in ähnlichen Fällen 
einer Erweiterung der Geihäftsräume oder Errichtung von Filialen ausgeſprochen 
bat, fann in jolden und ähnlichen Vornahmen ein Grund zur Nichtberüdiichtigung 
der früheren Zeit gemäß $4 WStG. nicht gefunden werden. Solches wäre viel» 
mehr nur dann zuläflig, wenn durch Änderungen in dem Betriebe ein feinem 
ganzen Weſen und feiner Art nah neuer Betrieb entitanden wäre (E. in 
St. 11 451 ff.). 

5. „Es beruht auf einer rechtsirrtümlichen Anficht, wenn in der Berufung- 
enticheidung angenommen iſt, daß durch die Errichtung einer neuen Filiale und 
den Ermweiterumgbau der älteren Geſchäftshäuſer die Veranlagung der Steuer 
nach dem Ergebnifje des abgelaufenen Jahres gemäß $ 4 ausgeichlojjen jei. Es 
twird als jelbitverftändlich angenommen, daß $ 4 in gleicher Richtung wie $ 24 
GewGWG. auszulegen und deshalb auch deilen Auslegung in der Rechtſprechung auf 
die erftere zu übertragen jei. Dies it keineswegs zweifellos. Denn wenn aud) 
$4 WStG. in der Äußeren Faſſung $ 24 GewG. nachgebildet ift, jo entfernen 
ſich doch beide mit der Wahl einer völlig verichiedenen Grundlage der Beiteuerung 
— des Umjage s unter Mitberüdijichtigung des Ertrages in bejchränttem Maße 
bei der Warenhausbejteuerung, des Ertrages und des Anlage» und 
Betriebstapitales bei der Gewerbebefteuerung — joweit voneinander, 
daß die Notwendigkeit und Zuläfligfeit einer völlig übereinftimmenden Aus— 
legung teineswegs anerfannt werden fann. Wollte man aber auch die Aus- 
legung, welche $ 24 Gew®. in der Nechtiprechung gefunden hat, auf $4 WStG. 
übertragen, jo dürfte doch nicht außer acht gelalien werden, daß im Bereiche der 
eriteren Gejekesporichrift die bloßen Schwantungen im Umſatze niemals 
als wejentliche, die Schätzung nad) den unbelannten Ergebniljen der Zukunft 
gejtattende Veränderungen des Betriebes anerfannt worden find. Eine joldye 
Änderung ift nur dann angenommen worden, wenn es ſich im Einzelfalle infolge 
wefentliher Änderungen der Betriebsweiſe jelbit und der Betriebsmittel 
um einenneuen Betrieb handelte. Aud in der Vermehrung des Umſatzes 
infolge der Errichtung einer neuen Filiale iſt an ſich ein Grund für die weſentliche 
Veränderung des Betriebes ſelbſt nicht gefunden worden. Hierbei muß es für 
den Bereich des 34 WStG. um jo mehr verbleiben, als bei großen Warenhäujern 
ftärfere Schwanfungen des Umſatzes ji) mit Notwendigleit faſt regelmäßig 

33” 
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wiederholen werden, jo daß bei Annahme einer hiermit verbundenen wejentlihen 
Veränderung die Schäßung des Umjates nad) der Zukunft beinahe der regel- 
mäßige Zuftand fein würde; eine ſolche Folge hätte aber im $ 4 zum deutlichen 
Ausdrude gebracht werden müjjen, während hier im Gegenteile die Schäßung 
nach der Zufunft als Ausnahme behandelt ift“ (E. in St. 10 470 F.). 


6. „Die erit im Laufe des Steuerjahres getroffenen Anderungenin 
der Warenklaſſifizierung lönnen auf bie zur Zeit der Veranlagung 
und auch noch beim Beginne des Steuerjahres gemäß den früheren Klaſſifi— 
zierungvorjchriften bejtehenden NRechtsverhältnijje feine die Beranlagung 
fürbiefesSteuerjahbrzulingunftende3ß&teuerpflidtigen 
beeinfluffende Wirkung äußern, und dies muß auch für das fi der Veranlagung 
anjchließende Rechtsmittelverfahren gelten. Ebenjowenig wie nad dem legten 
Satze des $ 4 und dem legten Abjage des $ 12 Änderungen, welche der Ber- 
anlagte jelbit betreff3 der geführten Waren im Laufe des Steuerjahres vor- 
nimmt, die Beranlagung für dbiefesSteuerjahr berühren, 
fönnen auch die erit während des Steuerjahres erfolgenden Abänderungen von 
Hafiifizierungvorichriften zu feinen Ungunften eine rüdwirfende Kraft haben“ 
(E. in St. 11 459). 


85. 


Würde die nad $ 2 berechnete Warenhausjteuer eines Steuer- 
pflichtigen nachweislich 20 Prozent des nach dem Geſetze vom 24. Juni 
1891 für das betreffende Steuerjahr gemwerbejteuerpflichtigen Ertrages 
ie der Warenhausfteuer unterliegenden Unternehmens überfteigen, 
o ift fie auf feinen Antrag auf diefen Betrag, feinesfall® aber weiter 
als bis auf die Hälfte des nach $2 ſich ergebenden Steuerjaßes, herabzu- 
ſetzen. Der Antrag ift entweder bei Abgabe der Steuererklärung ($ 9) 
oder im Wege der gejeglichen Rechtsmittel ($ 13) anzubringen. 

Auf Konjumvereine und Konjumanftalten, welche nach $ 1 Abi. 4 
jteuerpflichtig find, ingleichen auf die im $ 3 bezeichneten Unternehmen 
findet dieſe Beſtimmung feine Anwendung. 


Zu S 5. 


1. „Durch die Beftimmung im $5 (vgl. Art. SIT WSLN.) joll der Überjchreitung 
ber Beiteuerung über 20 Brozent des gewerbefteuerpflichtigen Ertrages en 
werben mit der einzigen Einſchränkung, daß immer mwenigjtens die Hälfte der 
Umſatzſteuer des $ 2 zu erheben bleibt. Der Nachweis jener Überjchreitung trifft 
im Zmweifelsfalle den Steuerpflichtigen. Die Erbringung des Nachweiſes ift aber 
im Geſetze jelbjt nicht eingeichräntt. Vermag der Geichäftsinhaber aufirgend 
eine Weise die Überzeugung zu begründen, daf die (Umjaß-) Steuer 20 Prozent 
des Ertrages überfteigt, jo mu fie zu dem entjprechenden Betrage, aber höchſtens 
bis auf die Hälfte des nach dem Umſatze bemeſſenen Steuerjaßes ($ 2), ermäßigt 
werden. Der Nachweis fann rechnung- und zahlenmäßig geführt werden, aber 
auch auf andere Weile, insbejondere durch die Beibringung der notwendigen 
und ausreichenden Unterlagen für eine ſachgemäße Schäbung des Ertrages. 
Wenn 3. B. für einen Betrieb, der bei der Veranlagung neu eröffnet worden iſt 
oder noch fein volles Jahr beftanden hat, nur im allgemeinen — durch Darlegung 
der Einlauf- und Verkaufpreiſe, der Betriebstoften ujw. — in überzeugender 
Weife dargetan wird, daß überhaupt fein Ertrag oder doch hödhftens ein folder 
Ertrag erzielt werden kann, daß 20 Prozent davon die Hälfte der Umſatzſteuer 
nicht erreihen würden, jo genügt diejer Nachweis völlig zur Begründung des An- 
jpruches auf Ermäßigung bis zur Hälfte des gemäß $2 zutreffenden Steuerjaßes. 
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Die abweichende Auffafiung, wonach ein Nachweis diejer Art und hiermit die 
Nechtswohltat des $ 5 bei den noch nicht ein volles Jahr bejtehenden Betrieben 
völlig ausgejchloijen jein würde, findet in dem Wortlaute des Geſetzes feinen 
Anhalt. Ebenjowenig würde jie der Abjicht des Geſetzes entiprehen. Gegen- 
über den mannigfachen, auf Unterdrüdung der Warenhausbetriebe gerichteten 
Beitrebungen hat die Staatsregierung mit großem Nadhdrude ihre Abſicht bekundet, 
den WBarenhbausbetriebnihtinunzguläjjiger Weijedurd 
die Befteuerungzuerdrüdenoderunmöglidz,zumaden, 
Hierauf geridhtete Befttimmungen der Landesgeſetze 
würden mitdem reihsrehtlih geſchützten Grundſatze 
der Gewerbefreiheit nihbt vereinbar und Deshalb 
niht rehtsgültig jein. Der $5 joll aber gerade ein Ventil bilden, 
um einer, dem Reichsrechte wideriprechenden, erbrüdenden Beſteuerung vorzu- 
beugen. Die hier gegebene Rechtsmwohltat darf aljo nicht, wie es in der Berufung. 
entijcheidung geichieht, in einjchränfender Weile, jondern fie muß jo ausgelegt 
werben, dab der Erdrüdung des Warenhausbetriebes durch die Höhe der Be— 
jteuerung in wirfjamer Weije vorgebeugt wird“ (E. in St. 10 469). 


2. Mafgebend iftdergewerbefteuerpflidhtige, d.h. dernad den 
Vorſchriften des GewG., bejonders des $ 22 GewG. (vgl. die Anmerkungen zu 
$22 GewG.) für das mahgebende Jahr (vgl. $ 4 und die Anmerkungen dazu) 
berechnete Ertrag des Geſchäftes in feinem ganzen warenhausfteuerpflichtigen 
Umfange (vgl. Anm. 4 ff. zu $ 1), aljo nach Ausiheidung des Ertrages der nicht 
warenhausfteuerpflichtigen Geſchäftzweige (Art. 8 IT 4 WStA.). Die Ertragd- 
befteuerung erfolgt aber nur bis zur Hälfte des jih gemäß $ 2 nad) der Umſatz— 
befteuerung ergebenden Steuerjaßes. 

3. Die Ertrag- an Stelle der Umjagbefteuerung erfolgt nur auf Antrag des 
Steuerpflihhtigen, m un aber nach Stellung des Antrages, der auch nod im 
Rechtsmittelverfahren ($ 13) und jelbit noch im Beichwerdeverfahren geitellt 
werden fann (E. in St. 11 467), zugelallen werden. 

4. Bei warenhausfteuerpflidhtigen Konjumvereinen und 
Konjumanitalten (vgl. Anm. 11, 12 zu $ 1) findet nur die Befteuerung nad) 
dem Umjase ftatt; ebenio bei Warenhäujern mit einem Sige außerhalb 
Breußens($3). 

„Dieje Vorſchrift fteht mit Art. 3 der deutihen Reichsverfajjung nit im 
Wideripruche, da ein Unterichied zwiſchen Preußen und Nichtpreußen ald Ge- 
werbetreibenden nicht gemacht wird; ein Preufe, deifen Betrieb jeinen Sitz 
außerhalb Preußens hat, wird ebenjo nah $3 WG. beiteuert, wie ein Nichtpreuße 
(vgl. Strutz WStG. Anm. 1 zu $ 3). Der Anſpruch auf Ausscheidung eines 
Teiles oder gar der Hälfte des Umſatzes, wegen der in einem anderen Bunbdes- 
jtaate erfolgenden Leitung, entbehrt der geieglihen Grundlage. Insbeſondere 
finden hier auch nicht die Beitimmungen des DG. Anwendung, weil dieſes Geſetz 
jih nur auf die direften Staatjteuern bezieht“ (U. VI. W. 28 vom 3. No- 
vember 1904). 


$ 6. 
Die nad $ 1 zu untericheidenden Warengruppen jind: 


A. Material-e und Kolonialwaren, Eß- und Trinfwaren und 
Genußmittel, Tabak und Tabaktfabrifate (auch Rauchutenfilien, 
Apotheterwaren, Farbwaren, Drogen und Parfümerien; 

B. Garne und Zwirne, Pojamentierwaren, Schnitt, Manu 
fattur- und Modewaren, gewebte, gejtridte, gewalfte und 
geitidte Waren, Belleidungsgegenitände (Konfektion, Bel;- 
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waren), Wäſche jeder Art, Betten und Möbel jeder Art, Vor— 
hänge, Teppiche, Möbelftoffe und die zu deren Verarbeitung 
dienende Anfertigung von Zimmerbdeforationen; 

C. Haus, Küchen- und Gartengerätichaften, Ofen, Glas-, Por— 
zellan-, Steingut- und Tonwaren, Möbel jeder Art und die 
dazu dienenden Möbeljtoffe, Vorhänge und Teppiche; 


D. Sold-, Silber- und fonftige Jumelierwaren, Kunit-, Yurus-, 
Salanteriewaren, Papp- und Bapierwaren, Bücher und 
Mufilalien, Waffen, Fahrräder, Fahr, Reit- und Jagduten- 
jilien, jonftige Sportartifel, Nähmaſchinen, Spielwaren, 
optische, phyſikaliſche, medizinische und muſikaliſche Inftrumente 
und Apparate. 


Waren, welche zu feiner der im erſten Abjage unterichiedenen 
Gruppen gehören, werden als befondere Warengruppe nicht gezählt. 


Solche Waren, die vermöge ihrer Bejchaffenheit oder Beitimmung 
jowohl der einen wie der anderen jener Gruppen zugerechnet werden 
fönnen, werden nur einmal gezählt, und zwar, wenn auch andere 
zu denjelben Gruppen gehörige Waren geführt werden, bei derjenigen, 
der diefe Waren angehören. 


Ingleichen wird, wenn jich der Handel mit Waren der einen 
Gruppe nad) Herfommen und Gebrauh auch auf Waren anderer 
Gruppen eritredt, welche mit eriteren zugleich feilgeboten zu werden 
pflegen — wie bei Handlungen mit Eijen- und Stahlwaren, Gummi- 
waren und dgl. —, nur Handel mit einer Warengruppe angenommen. 


Wie eine Ware nad Maßgabe der in den vorjtehenden vier Ab- 
jäßen niedergelegten Grundfäge zu Hajfifizieren ift, wird im Zweifels- 
falle von dem Miniſter für Handel und Gewerbe oder der von ihm 
beitimmten Behörde mit bindender Kraft fejtgeitellt. 


Maßgebend iſt die zur Zeit der Veranlagung geführte Zahl von 
Warengruppen. 


3u 56 
1. Aus der Begründung des GE. zu $ 6: 


„Die Bedeutung der im $ 6 abgegrenzten Warengruppen bejteht nur darin, 
dab die Bereinigung zweieroder mehrerer derjelbenin 
dbemjelben Kleinhandelsbetriebe diejem den Charalter 
des wegen jeiner über das Üblidhe binausgebenden 
Bieljeitigfeiteiner befonderen Steuer zu unterwer- 
fenden Warenhaujes aufdrüdt Es it daher erforderlich, die 
einzelnen Warengruppen joweit zu greifen, daß nicht verwandte, 
hertömmlichindemſelben Betriebe feilgehaltene Waren 
inverjidiedene®ruppen fallen und dies zur Beteuerung von Ge— 
ſchäften führt, denen tatjächlich der Warenhauscharafter völlig abgeht. 


Bei der in $ 6 vorgenommenen Gruppenbildung ift daher davon abgejehen 
worden, Gejichtspunften, wie der Beitimmung der Waren, den Rohſtoffen. aus 
denen ſie hergeſtellt ſind, ausſchlaggebende Bedeutung beizulegen. Das Schweer— 
gewicht iſt vielmehraufdie Fragegelegt: Welche Waren 
werden nach der Entwickelung herkömmlich derart in 
demſelbenGeſchäfte feilgehalten, daßſie als zuſammen— 
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gehörig zu bezeihnen jind, und dab ihre Vereinigung 
einem Betriebe noch niht den Eharafter des Waren- 
baujes gibt. 

Um in diejer Hinficht möglichſt volltommene Sicherheit gegen Mißgriffe 
bei der praftiihen Handhabung des Geſetzes zu gewähren, ift überdies die Be- 
ftimmung im Abjaß 3 eingefügt. 

Die im 1. Abſatze aufgezählten Gruppen erichöpfen weder alle Arten von 
Waren, nod) ift es ausgeichlojien, daß man die eine oder die andere Ware füglich 
jowohl der einen wie der anderen Gruppe zuzählen fann. Für Möbel, Teppiche 
und Vorhänge ift jogar, um der tatjählihen Entwidelung der Branchen zu folgen, 
die Möglichkeit ihrer Zugehörigkeit zu zwei Gruppen ausdrüdlich erwähnt. Indeſſen 
dürfte die Aufzählung diejenigen Warengattungen umfalien, deren Führung 
durh die großen Warenhäujer Heineren Gewerbetreibenden empfindlichen 
—— tut. Die ſonſtigen Warengattungen können daher hier außer Betracht 
bleiben. 

Soweit Waren aber mehreren der unterjchiedenen Gruppen zugerechnet 
werden können, trifft der zweite Abſatz Vorfehrung dagegen, daß nicht aus dieſem 
Umſtande dem Steuerpflichtigen ein ungerechtfertigter Nachteil erwächſt.“ 

2. Wegen der Unteriheidung nad Warengruppen vgl. Art. 4 WEN. 


3. „Hiernach ($ 6C) kann es feinem irgendwie begründeten Zweifel unter- 
liegen, daß Tonwaren, aud wenn fie einen künftleriichen oder kunjtgewerblichen 
Charakter haben, zu diejer Gruppe gehören. Dies ift maßgebend, wenn auch 
Waren der Gruppe D — „Kunft-, Yurus-, Galanteriewaren“ — aus Ton her- 
geitellt jein fönnen. Denn der $ 6 iſt abfichtlich jo gefaßt, daf mehrfah Waren 
der gleihen Art unter mehreren Gruppen aufgeführt find. Nad Abi. 3 des 
$ 6 werden jolde Waren nur einmal gezählt, und zwar, wenn auch andere zu 
benjelben Gruppen gehörige Waren geführt werden, bei derjenigen Gruppe, ber 
diese Waren angehören“ (U. VI. W. 33 vom 19. Mai 1904). 


4. „Die Geſetzesvorſchrift ($ 6 Abi. 4) ift jo allgemein gefaßt, daß fie die glein- 
zeitige Ausdehnung des Handels auf „Waren anderer Gruppen“, aljo 
aud auf Barenaller®rup p en mit der fteuerlichen Rechtsfolge des „Handels 
mit einer Warengruppe“ geitattet, jofern eine folhe Ausdehnung dem „Her 
fommen und Gebrauche“ entipricht. Ob das Geſetz eine derartige Ausdehnung auf 
alle beliebigen Waren aller Gruppen zu geſtatten beabjichtigt hat, 
mag ſtarken Zweifeln unterliegen. Denn eine ſolche Auffaflung würde im 
Endergebniſſe dazu führen, den geſamten Warenhausbetrieb, den das Geſetz 
beſteuern wollte, fürgemwijje Ge genden, in denen jich ſchon vorher ein 
warenhausähnlicher, mehr oder weniger alle möglihen Waren umfajlender 
Handel in herföümmlihen und gebräudlihen Formen ausgebildet hatte, von 
der Beiteuerung ganz auszujchließen und das Geſetz inſoweit illuſoriſch zu machen. 
— Aber die Steuer- wie die NRedhtsmittelbehörden haben 
hierüber nicht zuentjiheiden. Denn die Klaffjifizierung 
der Waren einihlie$lih der zuläjjigen Ausdehnung des 
Handelsauf®aren mehrerer Gruppen($6 Abj. 4) wird nad) der 
ausdrüdlihen Vorſchrift im $6 Abi.5 „im Zweifelsfalle von dem Minifter 
für Handel und Gewerbe... mit bindender Straft feitgeitellt.“ Der 
Ausdrud „im Zweifelsfalle“ ift hier ganz allgemein und ohne irgend welche Ein- 
ſchränkung gebraudt. Der Minifter kann von allen Beteiligten, Behörden, wie 
Pflichtigen, zu jeder Zeit, vor der Veranlagung wie im Rechtsmittelverfahren, 
„im Zweifelsfalle“, aljo beim Obwalten irgend welcher Zweifel tatſächlicher 
oder rechtlicher Art, um Entjicheidung angegangen werben; nur im Bejchwerde- 
verfahren würde ein hierauf gerichteter, nicht jchon vorher geitellter Antrag 
veripätet fein. — Wenn aljo im Einipruch- oder Berufungverfahren in örtlicher 
Begrenzung Hertommen und Gebrauch im Sinne des $ 6 Abj. 4 behauptet und 
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hiermit über die Anwendung des Geſetzes Zweifel angeregt werden, die nod 
nidhtden 4 einerminifteriellen Entiheidung 
gebildet haben, jo ift die Rechtämittelbehörde zur Entiheidung nicht 
zuftändig, a verpflichtet, die Enticheidung des Minifters einzuholen“ (E. 
in &t. 11 450 f.). 

5. Die gemäß $ 6 Abi. 5 maßgebende Warentlajjifizierung ift in der ®. des 
Minifters für Handel und Gewerbe vom 4. Dezember 1901 erfolgt (Abdrud in 
diejer Abteilung zu C). 

Maßgebend ift die Warentlaffifizierung zur Zeit der Veranlagung (vgl. 
Anm. 6 zu $4). Ein Jrrtum des Steuerpflidhtigen Hinfichtlic der re 
ber Waren zu den einzelnen Gruppen ift unerheblidy (E. in St. 11 466 

6. „Die Entſcheidung des Minifters für Handel und Gewerbe — wie 
eine Ware nah Mafgabe des $ 6 Abi. 1-4 des Gejeges zu Haflifizieren ift, 
haben die Borjitenden der Veranlagungbehörden mehriad; ohne ausreichende 
Beachtung der Vorſchriften in Art. 5 Sit 7 Abi. 3 der Anweiſung nachgeſucht. 
Wir mweilen deshalb darauf hin, daß ın den Anträgen auf Klaffifizierung von 
Waren die Zweifel, die über die Anwendung der Beftimmungen des $ 6 Abi. 1—4 
a. a. O. beftehen, unter Begründung imeinzelnen darzulegen jind. Sofern 
Meinungverichiedenheiten mit Gemwerbetreibenden die Beranlajjung der Anrufung 
der Entiheidung jind, ift auch die Auffaſſung der Gemerbetreibenden nebit 
Gründen im einzelnen mitzuteilen“ (Nr. 5 der allgem. ®. des Finanzminifters, 
Minifters des Innern und Minifters für Handel und Gewerbe vom 30. Dezember 
1901 — Mitt. H. 43 Nr. 20). 

7. Hinfihtlich der Fälle, in denen ein Gewerbetreibender zwar eine Steuer- 
erflärung abgegeben, aber gleichzeitig angezeigt hat, er werde vor Beginn des 
Steuerjahres, für welches die Steuererflärung abgegeben ift, den Kleinhandel 
auf eine der im $ 6 unterfchiedenen Warengruppen bejchränten, ift zu Nr. 2 

derjelben ®. (oben Anm. 6) angeordnet: 

„Mit Rüdficht auf die Beitimmung im legten Abjabe des $6 ift in derartigen 
Fälfen künftig, jofern die Beichränfung auf eine Warengruppe nicht bereits 
vor der allgemeinen —— wenn auch nach Abgabe der Steuererklärung 
erfolgt iſt, die Veranlagung zu bewirken und dem Veranlagten zu überlafjen, 
nad geichehener Einjchränfung jeines Betriebes auf eine Warengruppe jeine 
Sreiftellung, wenn die Einihränfung vor Beninn des Steuerjahres erfolgt und 
die Friſt zur Einlegung des Einfpruches noch nicht abgelaufen ift, im Wege des 
Einſpruches, falls aber die Einjpruchfrift bereits abgelaufen ift, durch Abmeldung zu 
betreiben. Geht lepterenfalls die Abmeldung ein, bevor die Warenhausiteuer- 
rolle dem Gemeinde-(Guts-)vorftande zugejandt ift, jo genügt es, wenn nad) er- 
folgter Prüfung der Abmeldung der Betrieb kurzer Hand in der Warenhaus 
fteuerlifte und, falls die Warenhausfteuerrolle ihon angefertigt ift, in dieſer 
unter Eintragung entiprechender Bermerfe in Sp. 13 der Lifte und Sp. 8 der 
Rolle geftrichen wird. Iſt dagegen die Warenhausfteuerrolle ſchon zur Abjendung 
gelangt, jo iſt wegen der Abgangitellung nad) Art. 31 bezw. dem Schlußſatze in 
Art. 23 Tder WStA. zu verfahren.“ 


8 7. 

Durd die Zerlegung eines Warenhausbetriebes in mehrere ge- 
jonderte, jelbitändige Betriebe werden dieje Betriebe von der Ent- 
rihtung der Steuer nad Mafgabe des — — nicht befreit, 
wenn die begleitenden Umſtände erkennen laſſen, daß die Zerlegung in 
mehrere Betriebe behuf3 Berdedung des Warenhausbetriebes ftattfindet. 

Der hiernach auf die Gefamtheit der Betriebe einheitlich veranlagte 
Steuerjaß ift unter finngemäßer Anwendung der Beltimmungen 


$$ 8,9. IV.A. Warenhausjteuergejeg v. 18. Juli 1900. 521 


im $ 38 bes Gemwerbefteuergejeßes vom 24. Juni 1891 bezw. im $ 32 
des Kommunalabgabengefeges vom 14. Yuli 1893 in die auf die 
einzelnen Betriebe entfallenden Teilbeträge zu zerlegen. 


Zu 87. 
1. Zu $ 7 vgl. Art. 5, Art. 8 IT 6 WEN. 


$ 8. 

Die Veranlagung der Warenhausfteuer erfolgt fürjedes Steuerjahr 
imAnjchluffe andiejenige der allgemeinen Gewerbeſteuer nach *5 — 
vom 24. Juni 1891 (Gejeg-Samml. ©. 203) für alle Gewerbeſteuerklaſſen 
durch den örtlich zuftändigen Steuerausſchuß der Gewerbeſteuerklaſſe I. 
Der Finanzminifter kann anordnen, dab demjelben zu dieſem Zwecke 
zwei weitere Mitglieder hinzutreten, von denen das eine von dem 
‚Finanzminifter zu ernennen, das andere nad Maßgabe des $ 10 des 
Gewerbeſteuergeſetzes zu wählen ift. 


gu Ss 8. 
1. Zu $ 8 vgl. Art. 11 WEN. 


$ 9. 

Jeder bereits zur Warenhausiteuer veranlagte Gewerbetreibende 
iſt auf die jährlich durch öffentliche Bekanntmachung ergehende Auf- 
forderung des Vorſitzenden des nach $ 8 zuftändigen Steuerausichufjes 
verpflichtet, die Höhe feines fteuerpflichtigen Jahresumjages anzugeben. 
Dieje Erklärungen find innerhalb der auf mindejtens 14 Tage zu be» 
mejjenden Friſt nad) den vom Finanzminiſter vorgejchriebenen, koſten— 
los zu verabfolgenden Formularen bei dem im erſten Saße bezeichneten 
Vorſitzenden des Steuerausſchuſſes jchriftlich oder zu Reototofl unter 
der Berjiherung abzugeben, dat die Angaben nad) beitem Wijjen und 
Gewiſſen gemacht ind. 

Andere Gewerbetreibende jind zur Abgabe einer jolden Erklärung 
verpflichtet, jobald eine bejondere Aufforderung des im bj. 1 be- 
zeichneten Borjißenden des Steuerausſchuſſes an fie ergeht. 

Die Erklärungen (Abi. 1 und 2) find geheim aufzubewahren. 

Der $ 56 des Gemwerbejteuergejetes vom 24. Juni 1891 findet auf 
dieje Erklärungen ſinngemäße Anwendung. 


3u 8 9. 

1. Zu $ 9 vgl. Art. 12, 13, 15—17 WEN. 

2, Im $9 wird ebenjo wie in den $$ 24,25 EG. zwiichen den Aufforderungen 
zur Abgabe von Steuererflärungen auf Grundöffentlicdher Belanntmahung 
und den bejonderen NAufforderungen unterichieden. 

Die Berpflihtung zur Abgabe von Steuererflärungen auf Grund öffent» 
lid er Aufforderung eritredt ſich auf alle beim Erlajie der Aufforderung 
(vgl. Kuiftingl. Anm.3 b zu $24) bereits zur Warenhausiteuer überhaupt ver- 
anlagten und hierüber benachrichtigten Gewerbetreibenden, ohne 
Rüdficht auf das etwa noch ſchwebende Rechtsmittelverfahren (vgl. Fuiftin gl. 
Anm. 3d zu $ 24). Alle jonftigen Gewerbetreibenden jind nur auf Grund einer 
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an jie ergebenden bejonderen Aufforderung zur Abgabe einer Steuer- 
erflärung verpflichtet. 

3. Die Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererflärung ift dienot- 
wendige Borausfegkung der Beranlagung. Wer bisher 
überhaupt nicht veranlagt und deshalb nicht auf Grund der öffentlihen Auf- 
forderung zur Abgabe einer Steuererflärung verpflichtet und auch nicht bejonders 
hierzu aufgefordert war, fann überhaupt nicht zur Warenhausfteuer veranlagt 
werden: 

„Das WStG. enthält zwar feine ausdrüdliche Beftimmung, daß mangels der 
angegebenen Borausjeßungen eine Beranlagung zur Warenhausfteuer nicht 
erfolgen joll. Die Gejamtheit der Veranlagungvorjchriften, insbejondere in den 
8$ 4,5, 9, 10 und 11, laſſen aber feinen Zweifel darüber, daß nad der Abficht des 
Geſetzes zur Veranlagung der außergewöhnlich hohen und in die wirtichaftlichen 
Verhältniſſe der Steuerpflichtigen tief einjchneidenden Warenhausjteuer nicht 
geichritten werben joll, oh n e daß wenigftens von jeiten der VBeranlagungorgane 
das Nötige geichehen ift, um durch die Herbeiführung einer Steuererklärung des 
Steuerpflidhtigen und nötigenfalls die fih anichließende Prüfung der Geſchäfts— 
bücher die für eine richtige Veranlagung unentbehrlihen Grundlagen zu beichaffen. 
Es fteht daher im Einklange mit dem Gejeße, wenn in Art. 16 der Ausführung- 
anweiſung ausgeiprocen ilt, daß ein noch nicht zur Warenhausfteuer VBeranlagter, 
der weder eine bejondere Aufforderung zur Steuererklärung erhalten, noch aud 
freitvillig eine Steuererklärung abgegeben hat, zur Warenhausfteuer nicht ver- 
anlagt werden darf" (E. in St. 11 470). 

4. Die Steuererflärungen auf Grund öffentlicher Aufforderung jind in der 
Zeit vom 15. Januar bis einjchlieflich 10. Februar oder, wenn der legte Tag ein 
Sonn- oder allgemeiner Feiertag ift, bis 11. Februar abzugeben (Art. 15 Nr. 1 
WEM) Diejelbe Friit joll in der Regel für die bejonders aufgeforderten 
Sewerbetreibenden gelten (rt. 16 IV WEN). 

„Die hier ala Regel angeordnete Übereinstimmung der Friſt hat den leicht 
erfennbaren Zweck, etwaigen Mißverſtändniſſen über den Friftenlauf vorzubeugen 
und zugleich eine Benachteiligung durch fürzere Friftbeftimmung für die beionders 
Aufgeforderten gegenüber den nach der öffentlihen Belanntmadhung zur Steuer- 
erflärung Berpflichteten auszuſchließen. Hieraus ergibt ſich, daß von der Regel 
nicht nad) freiem Belieben, jondern nur aus GründenderNotmwendig- 
feitabgewichen werden darf. Die hiermit zugelajjenen Ausnahmen beichränten 
jich auf die Fälle, in denen die bejonderen Aufforderungen jo jpät ergehen, daß 
die in der öffentlihen Belanntmachung beftimmte Friſt nicht mehr ausreichen 
würde (89). Hätten jonftige Abweichungen von der maßgebenden Regel zugelajien 
werden jollen, jo würde dies in der Nusführunganweilung haben zum Aus 
drude gebracht werden müſſen“ (E. in St. 11 472). 

5. Die Friſt zur Abgabe einer Steuererllärung kann von dem zuftändigen 
Vorſitzenden verlängert werden. „Die Beflimmung des nad) Art. 17 WStA. auch 
hier anwendbaren Art. 52 Ziff. 1 der Ausführunganweilung zum Eintommen- 
fteuergelege, wonach den Steuerpflichtigen auf hinreichend begründeten Antrag 
jowohl die in der öffentlichen Bekanntmachung als aud die in der bejonderen 
Aufforderung geitellte Frift zur Abgabe der Steuererklärung angemejien ver- 
längert werden fann, hat dieje Befugnis zur Verlängerung der urjprünglichen 
Friſt an feine einjchräntenden Borausjegungen gebunden; namentlich iſt nicht 
gefordert, daß der Antrag noch innerhalb der zuerſt geitellten Friſt eingegangen 
jein müſſe. Es fann begrifflich ein Unterjchied zwiichen einer Friftverlängerung, 
die zwar auf einen innerhalb der urfprünglichen Friſt geitellten Antrag, aber erit 
nad) Ablauf diejer Friſt erfolgt, und einer jolden, die erſt nach Ablauf 
derurjprüngliden Friitbeantragt war, nicht gefunden werden. 
Hat eine jolche Friftverlängerung ftattgefunden, jo ift hiermit zugleich die Auf- 
hebung der uriprünglichen Endbeitimmung für die Steuererllärungsfrift erfolgt, 
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und es gilt auch dann immer nur die einzige bei der Spree per endgültig 
vorgeichriebene Frift für die Abgabe der Erklärung. Da aljo nad) erfolgter Friſt— 
verlängerung die urſprüngliche Befriftung für die Abgabe der Erflärung nicht 
mehr beiteht, jo ift damit auch die Annahme einer Berläummis diejer Friſt aus- 
geichlojfen. Es kann jih nur noch darum handeln, ob die verlängerte Frift bei 
Abgabe der Erklärung innegehalten worden iſt“ (U. VI. W. 14 v. 9. Ott. 1902). 


6. Über Inhalt und Form verhalten fich die Bejtimmungen im Art. 13 WStA. 
Wer die ihm obliegende Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererflärung über- 
haupt nicht oder nicht rechtzeitig oder in einer den Anforderungen nah Inhalt 
und Form nicht genügenden Weile abgibt, verliert nad $ 11 die gejeblichen 
Rechtsmittel. 

Ihrem Inhalte nach beichräntt jich die Berpflihtung auf die Angabe der 
Höhe des era Ir Jahresumſatzes. Hinfichtlich der Form ift die im $ 9 
Abi. 1 vorgeichriebene Verſicherung wejentlid (vgl. Fuifting I. Anm.8 zu $ 24). 

Eine der vorgeichriebenen Form entiprehende Warenhausfteuererflärung 
ift gültig, auch wenn der warenhausiteuerpflichtige Umjag mit Null angegeben iſt 
(E. in St. 10 474). 

„Die bejondere Aufforderung zur Abgabe einer Warenhausfteuererflärung 
it unwirkſam, wenn jie die Belehrung über den Berluft der geſetzlichen Rechts— 
mittel gegen die Beranlagung als Folge der Berläumung der geftellten Friſt 
nicht enthält“ (E. in St. 11 467, 470). 

7. „Zahlreiche Gewerbetreibende haben das ihnen gemäh $9 Abi. 2 bezw. 
Art. 12 Nr. 2 der WStA. überjandte Formular zur Warenhausiteuererflärung 
unausgefüllt mit dem Bemerfen zurüdgejandt, jie jeien nicht fteuerpflichtig, 
weil ihr Umjaß nicht Die jteuerpflichtige Höhe erreiche. Andere haben Bemerkungen 
ähnlichen Jnhaltes ohne ziffermäßige Angabe der Umſatzhöhe in das Formular ein- 
getragen. Durch derartige unbeftimmte Angaben wird der nach $ 9 Abi. 2 des 
Geſetzes je de m Gemwerbetreibenden, an welchen eine Aufforderung zur Abgabe 
der Steuererflärung ergeht, auferlegten Verpflichtung, die Höhe desiteuer- 
pilihtigen,d.i.des im Kleinhandel mit Waren der im $6 unterichiedenen 
Gruppen erzielten Umjages anzugeben, in wejentlihden Bunften nicht genügt. 
Sofern der Borjigende des Steuerausichujles der Klaſſe I nicht bereits inzwiichen 
durch das Ergebnis feiner jonftigen Ermittelungen die Überzeugung erlangt hat, 
dat der Betrieb weder für die Steuerpflicht noch für die Eintragung in die im 
Art. 22 Nr. 2b der Anweilung angeordnete Kontrolle in Frage fomme, und 
deshalb weitere Ermittelungen unterbleiben können, ift der Gewerbetreibende im 
Falle der bezeichneten Art unter jinngemäßer Beadhtung der Vorſchriften im 
Art. 55 Nr. 1 der Anmweifung zum Einkommen- und Ergänzungiteuergejebe 
zunädft auf die Mängel jeiner GErflärung hinzumeiien und zu ihrer VBervoll- 
jftändigung binnen einer weiteren angemejjenen Frift aufsufordern. Erſt nach 
fruchtlojem Ablaufe diejer Friſt ift zur Veranlagung zu jchreiten“ (Nr. 1 der 
allgem. ®. der Minifter der Finanzen, des Innern und für Handel und Gewerbe 
vom 30. Dezember 1901 — Mitt. 9. 43 Wr. 20). 


$ 10. 


Bei der Veranlagung darf von den Angaben in der Erklärung 
($ 9) nur abgewichen werden, nachdem dem betreffenden Steuer- 
pflichtigen Gelegenheit mit mindejtens 14 tägiger Frift zur Außerung 
über die obwaltenden Bedenken gegeben worden lt. 

Zum Zwede der Prüfung der Erflärung it der Steuerpflichtige 
auf Beſchluß des Steuerausschufjes auch verpflichtet, jeine Geichäfts- 
bücher vorzulegen. 


5924 IV.A. RWarenhausfteuergejeß v. 18. Juli 1900. $1l. 


Zu 8 10. 


1. Vgl. wegen Prüfung der Steuererflärungen (Abj. 1) Art. 18 und wegen 
Rorlegung der Geihäftsbücher (Abj. 2) Art. 19 II WEN. 


2. Es darf bei der Beranlagung von den Angaben einer gemäß $9 abgegebenen 
Steuererflärung nur abgewidhen werden, nahdem dem GSteuerpflichtigen mit 
mindeftens vierzehntägiger Friſt Gelegenheit zur Außerung über die obwaltenden 
Bedenten gegeben worden ift. Wenn in der auf Aufforderung vorichriftmäßig 
eingereichten Steuererflärung ein warenhausfteuerpflichtiger Jahresumjag von 
höchitens 400000 „4. angegeben, eine Aufforderung zur Außerung im Sinne 
des $ 10 aber überhaupt nicht ergangen ift, jo darf bei der Veranlagung kein 
höherer als der in der Steuererflärung angegebene warenhausjteuerpflichtige Um— 
fat angenommen werden, jo daß gemäß $1 nur die FFreiftellung von der Waren- 
hausfteuer beichlojjen werden fann. Wird eine gegen diefe Vorſchriften verftoßende 
und deshalb unhaltbare Veranlagung im Wege der Rechtsmittel angegriffen, 
jo muß Freiftellung erfolgen (E. in St. 10 472). 

Hat eine Aufforderung zur Außerung über die obwaltenden Bedenken gegen 
den Inhalt der Steuererklärung (Beanitandung) innerhalb des Steuerjahres nicht 
ftattgefunden, jo ift aud eine Nachbeiteuerung ausgeſchloſſen (vgl. Anm. 3 zu 
$ 13). Die Nichtbefolgung der Aufforderung hat den Berluft der Rechtämittel 
zur Folge ($ 11). 

3. Die Unterlajiung der Erhebung eines von dem veranlagten oder zu veran- 
lagenden Gewerbetreibenden über erheblihe Tatjahen angetretenen Beweiſes 
bildet einen weſentlichen Mangel des Berfahrens. 

„Die von der Steuerpflichtigen angebotenen, gejetlich zuläfligen, an ſich 
geeigneten Beweismittel m üjjen benußt werden, jomweit nicht die unter Beweis 
geitellten Tatjachen ohnehin unbeftritten oder für die Beurteilung der Sadıe un- 
erheblich find (Mrt. 18 II und Art. 28 MSN. in Verbindung mit Art. 43 Wr. 1, 
Art. 44 II 1GewN.). Das einzige rechtliche Hindernis, welches der Vernehmung 
eines Angeitellten der Steuerpflichtigen entgegenjtehen fönnte, ift in der Be- 
ftiimmung des $ 26 Abi. 2 Gew®. bezeichnet“ (E. in St. 11 457). Bal. wegen 
der Beweiserhebung Anım.7 zu $ 35, Anm.7,9 A zu $36 GewG., jowie bejonders 
wegen Erhebung des Buchhbeweijes Anm. 2 zu $ 27 GewG. 

4. Während für die Gemerbebefteuerung ein Zwang zur Borlegung der 
Geſchäftsbücher nicht beiteht, wird für die Warenhausbefteuerung im $ 10 Abi. 2 
eine mit dem Rechtsnachteile des Rechtsmittelverluftes ($ 11) verfnüpfte Ver— 
pflichtung zur Borlegung eingeführt; dieſe Verpflichtung entſteht mit der auf 
rund eines Beſchluſſes des Steuerausichufjes ergehenden Aufforderung. 


$ II. 


Wer die ihm nad $ 9 obliegende Erklärung nicht innerhalb der 
vorgejchriebenen Friſt abgibt oder den auf Grund der Borjchrift $ 10 
an ihn — Aufforderungen nicht Folge leiſtet, verliert die geſetz- 
lihen Rechtsmittel gegen feine Veranlagung zur Warenhausfteuer für 
das betreffende Steuerjahr, injofern nicht Umftände dargetan werden, 
welche die Verfäumnis entjchuldbar machen. 


Zu S 11. 

1. Zu $ 11 vgl. Art. 14, 18 II WSN. 

2. Der Berluft der Rechtsmittel trifft nur denjenigen, welcher der bejtehenden 
Verpflichtung zur Abgabe einer Steuererflärung („dieihpmnah$9obliegende 
Erflärung“ — vgl. Fuiſting I. Anm. 3, 4 zu $ 30) oder zur Außerung gemäß 
$ 10 Abi. 1 oder zur Borlegung der Geſchäftsbücher gemäß; $ 10 Abi. 2 innerhalb 
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der maßgebenden Frift (vgl. Fuifting I. Anm. 5 zu $ 30) nicht Folge geleiitet 
hat. Die Aufforderungen müſſen allen wejentlihen Borausjegungen nad Inhalt 
und Form entiprechen, bejonders den Hinweis auf den fich aus $ 11 ergebenden - 
Rechtsnachteil enthalten (Art. 16 II, 18 IL, 19 II8 WEStN. und E. in St. 11 470) 
und in vorfchriftmäßiger Weile zugeftellt fein. 

3. Wegen der Entjchuldbarkeit der Berfüumnis vgl. Fuiftingl. Anm. 6, 7 
zu $ 30. 


$ 12. 


Gewerbetreibende, welche im Laufe des Steuerjahres den Klein- 
handel mit mehr al3 einer der im $ 6 unterjchiedenen Warengruppen 
anfangen oder auf mehr al3 eine dieſer Warengruppen ausdehnen, 
oder eine nad) $ 3 der Warenhausjteuer unterliegende Verkaufſtelle in 
Preußen errichten, haben hiervon, wenn nicht nad) den Berhältnifjen 
des Betriebes von vornherein ausgeſchloſſen ift, daß der Geſamtumſatz 
die warenhausfteuerpflichtige Höhe erreicht, der von dem Finanz— 
— zu beſtimmenden Behörde vorher oder gleichzeitig Anzeige zu 
machen. 

Die im Laufe eines Steuerjahres erfolgende Beſchränkung des 
Kleinhandels eines zur Warenhausſteuer veranlagten Betriebes auf 
nur eine der im $ 6 unterſchiedenen Warengruppen oder auf Waren, 
welche feiner derjelben angehören, ändert an der veranlagten Waren- 
hausſteuer nichts. 


Zu 8 12. 
1. Zu $ 12 vgl. Art. 20—23 WEN. 


$ 13. 


Soweit in dem Borftehenden nicht ein anderes bejtimmt ift, 
finden auf die Warenhausfteuer Hinfichtlih der Veranlagung, der 
Rechtsmittel, der Zerlegung der Steuerläße, der Zu- und Abgänge, 
der Abmeldungen, der Befugnifje der Steuerausichüffe und ihrer Vor— 
fitenden, der den Gemwerbetreibenden und ihren Vertretern obliegenden 
Verpflihtung zur Ausfunfterteilung, der Nachbefteuerung, der Aus- 
fälle, de3 Erlaſſes und der Ermäßigung veranlagter Steuerbeträge 
fowie der Oberaufjicht die für die Gemwerbefteuerklajie I geltenden 
Vorichriften $$ 17 bis 21, 25, 26, 27 Abf. 2, 3, $$ 30 bis 38, 42 bis 53, 
58, 76 bis 78 des Gemwerbeiteuergejeßes vom 24. Juni 1891 (Gejeb- 
Samml. ©. 203) ſowie $$ 9, 10 Abf. 2, $ 11 Abf. 1,2, 8 14 Abf. 1,2, 
$ 15 Abj. 1 des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatjteuern vom 
14. Juli 1893 (Gejeg-Samml. ©. 119) finngemäße Anwendung. 

Die in den $$ 54 und 56 des — den Gewerbe— 
treibenden und ihren Vertretern auferlegte Verpflichtung zur Aus— 
kunfterteilung erſtreckt ſich fortan für alle Gewerbetreibenden, welche 
den Kleinhandel betreiben, auch auf die Angabe, mit welchen Waren— 
gattungen dies geſchieht. 

Die Strafbeſtimmungen in den $$ 70 und 71 Nr. 1 des Gewerbe— 
jfteuergejeges jind auch auf die durch das gegenwärtige Gejeß den 
Gemwerbetreibenden und ihren Bertretern auferlegte Verpflichtung 
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zur Anmeldung und zur Abgabe von Erklärungen entjprechend anzu- 
wenden. Ingleichen finden die $$ 71 Nr. 2, 72 und 73 a. a. D. bei der 
Warenhausfteuer finngemäße Anwendung. 


3u 8 13. 


1. Zu $ 13 vgl. wegen des Subjeltes und der zeitlihen Begrenzung der 
Steuerpflicht Art. 6, 7, wegen der Beranlagung und der Rechtsmittel Art. 11, 
24, 28, wegen der Zerlegung der Steuerjäße Art. 25, wegen der Zu- und Abgänge 
Art. 29—31, wegen der Abmeldungen Art. 20, 23, wegen der Befugniſſe der 
Steuerausichüjle und ihrer Vorfigenden Art. 11, 15—19, 22, 26, 27, wegen der den 
(Hewerbetreibenden und ihren Vertretern obliegenden Berpflihtung zur Aus- 
funfterteilung Art. 21Nr. 3,4, wegen der Nachbeſteuerung Art. 34, 35, jowie wegen 
der Ermäßigung —— Steuerbeträge Art. 32 WStA. Außerdem ſind zu den 
durch $ 13 eingeführten Vorſchriften des GewG. die Anmerkungen zu den einzelnen 
Paragraphen des GewG. zu vergleichen. 


2, Berufungen des Vorſitzenden in der Klafje I «$ 30 
GewWG.): 

„Eine Entſcheidung, welche die Regierung auf die gemäß 13 WStG. und $30 
HewG. vom Boriikenden des Steuerausschufles gegen einen Beſchluß des Steuer- 
ausichufies eingelegte Berufung erläßt, bildet einen ſich ausſchließlich auf die 
Steuerbehörden jelbjt erftredenden Vorgang; fie ift mit keinerlei Rechtsmittel, 
insbejondere auch nicht mit der Beſchwerde angreifbar (vgl. $$ 32 und 35—37 des 
HewG.) und hätte auch dem Steuerpflidhtigen gar nicht mitgeteilt werden 
dürfen. Nur das auf diejer Entiheidung beruhende Ergebnisder Beranlaguna 
war ihm nad $ 32 Gem®. befannt zu machen und hiergegen ftanden ihm dic 
Nechtsmittel nad) $$ 35, 36 und 37 a. a. D. zu. Es Steht aljo mit den Gejegen 
im Wideripruche, wenn in der Entſcheidung ſelbſt ausgeſprochen ift, daß dagegen 
das Rechtsmittel der Beichwerde an das OVG. gegeben jei. Nachdem aber 
die Enticheidung in diejer unrichtigen Form ergangen und als eine durch den 
Steuerpflichtigen anfechtbare Berufungenticheidung bezeichnet worden it, 
ericheint es erforderlich, jie nach erhobener Beichwerde behufs ihrer Einſchränkung 
auf die ihr nach $ 30 a. a. D. zufommende Bedeutung dem Steuerpflid- 
tigen gegenüber aufer Kraft zu ſetzen“ (E. in St. 10 474). 

3. Nahbeiteuerung. Zu den Borausjegungen für eine Nachver— 
anlagung zur Warenhausjteuer gehört nah $ 13 WStG. und $ 78 GewG.,dah der 
Steuerpflichtige bei der Beranlagung entgegen den Vorſchriften 
des Geſetzes übergangen oder fteuerfrei geblieben ift. Wenn eine Beanjtandung 
oder eine Aufforderung zur Außerung über etwaige gegen die abgegebene 
Erflärung obwaltende Bedenken nah Maßgabe des $ 10 WStG. innerhalb des 
Steuerjahres nicht ftattgefunden hat, jo hätte auch nad den Beltimmungen 
diejes Paragraphen eine im Widerſpruche mit der Erklärung ftehende Veran— 
lagung zur Warenhausfteuer überhaupt nicht erfolgen dürfen. Die Unter- 
lajiung einer ordentlichen Veranlagung im Laufe des Steuerjahres war alſo nicht 
entgegen, fondern in Übereinitimmung mit den VBorichriften des Geſetzes 
geichehen (E. in St. 11 474). 

4. ZerlegungdesSteuerjapes (vgl. Art. 25 WStA.): 

„Die Zerlegung muß, je nachdem die Beranlagung nah dem Umjage oder 
nad dem Ertrage erfolgt it, nad dem Maßſtabe des Umjages oder Ertrages 
bewirft werden. Im Falle der Veranlagung nad) dem Ertrage hat daher die Zer- 
legung des Steuerjages auch dann nad) dem Maßſtabe des Ertrages zu erfolgen, 
wenn bei diejer Zerlegungart einzelne Betriebsorte ungünftiger geftellt werden, 
ald wenn die Warenhausfteuer für fie allein unter Berüdfichtigung des 
inihnen erzielten Umſatzes und Ertrages veranlagt würde. Dies gilt jelbft 
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dann, wenn dabei der auf eine Gemeinde entfallende Steueranteil noch unter die 
Hälfte der Steuer finft, die nad) Maßgabe des dort erzielten Umſatzes feſtzuſetzen 
wäre. — Beiteht das der Barenhausfteuer unterliegende Gewerbe des Kleinhandels 
zur Zeit der Beranlagung länger als ein Jahr und ift die Veranlagung nach den 
Ergebniſſen des legten Betriebsjahres erfolgt, fo ift für die Zerlegung des Steuer- 
jages nur der in diefem Jahre von den einzelnen Betriebsorten wirklich erzielte 
Umfag oder Ertrag in Betracht zu ziehen, gleichviel ob die Teilbetriebe an den 
einzelnen Betriebsorten während diejes ganzen Jahres beftanden haben oder 
erſt im Laufe desjelben eröffnet worden find. Die Berechnung eines vollen 
Nahresumjabes oder Jahresertrages im legteren Falle ift unzuläſſig“ (E. in Et. 
11 475). 


8 14. 


Die Veranlagung zur allgemeinen Gewerbefteuer nach dem 
Geſetze vom 24. Juni 1891 und zu bejonderen auf Grund des 8 28 des 
tommunalabgabengejetes vom 14. Juli 1893 eingeführten Gemwerbe- 
‚Iteuern wird durch die Warenhausfteuer nicht berührt. Die empfang- 
berechtigte Gemeinde hat aber die Warenhausiteuer nur foweit zu 
erheben, als fie die von ihr nach $ 29 oder $ 30 des Kommunalabgaben- 
gejeßes von dem der Warenhaugfteuer unterliegenden Betriebe erhobene 
Gewerbeſteuer überfteigt. Erftredt jich die Gemwerbefteuerveranlaguna 
auf mehrere Betriebe, die nicht ſämtlich der Warenhausjteuer unter- 
liegen, jo ift der auf die warenhausfteuerpflichtigen Betriebe entfallende 
Teilbetrag der Gewerbejteuer unter jinngemäßer Anwendung der 
Borichriften im $ 38 des Gewerbeiteuergejeges vom 24. Juni 1891 
und $ 32 des Kommunalabgabengeietes feitzuitellen. 

Die Warenhausfteuer ift von den Gemeinden (Gutäbezirfen) in 
vierteljährlichen Beträgen zu erheben. Die Beitimmung des $ 40 und 
$ 41 des Gemwerbeiteuergejeßes findet auch auf die Warenhausfteuer 
Anmendung. 


Das Nuffommen an Warenhausftener it von den Gemeinden, 
joweit diejelben zur Dedung ihrer Ausgaben von den nach den Vor— 
ichriften des Gewerbejteuergejeßes in den Steuerflajfen III und IV 
veranlagten Gemwerbetreibenden Prozente der vom Staate veran- 
lagten Gewerbejteuer oder eine bejondere Gewerbeſteuer erheben, 
zur Erleichterung der von diefen Steuerflaffen zu erhebenden Prozente 
bezw. Steuer, anderenfalls zur Beitreitung von Gemeindebedürfnillen 
vorzugmweile im Intereſſe der fleineren Gemerbetreibenden zu ver— 
wenden. Eine Anrechnung der Warenhausiteuer auf den nach den $$ 54 
bis 57 des SKtommunalabgabengejeges durch bejondere Gemeinde- 
gewerbeiteuern oder Prozente der vom Staate veranlagten Gewerbe— 
teuer aufzubringenden Teil des Steuerbedarfes findet nicht Statt. 

Die Gutsbezirfe haben die erhobenen Beträge an Warenhaus- 
teuer am Schlufie eines jeden Vierteljahres an die Kreistommunalfafje 
abzuführen. Die Kreife haben diefe Beträge vorzugmweile im Intereſſe 
der Heineren Gewerbetreibenden zu verwenden. 


Zu S 14. 
1. Zu $ 14 vgl. Art. 323 WEM. 
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& 15, 


Die Warenhausfteuer wird zum erften Male für das Rechnungjahr 
1901 erhoben. 

Die bei Beröffentlihung dieſes Gejehes bereits beftehenden 
Warenhäujer haben die Steuer für dad Rechnungjahr 1901 nur zur 
Hälfte zu entrichten. 


& 16. 


Der Finanzminifter, der Minifter des Innern und der Minifter 
für — und Gewerbe find mit der Ausführung dieſes Geſehzes 
beauftragt. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterjchrift und 
beigedrudtem Königlihen Inſiegel. 


Gegeben Trondhjem a. Bord M. 9. „Hohenzollern“, den 
18. Zuli 1900. 


(L. S.) Wilhelm, 
Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Schönſtedt. 


Brefeld. v. Goßler. Gr.v. Bülom v. Tirpikt. 
Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


Abteilung IV. 
B. 


Anweiſung 
vom 26. September 1900 
zur 


Ausführung des Geſetzes, betreffend die Warenhaus: 
jteuer, vom 18. Juli 1900. 


I. Stenerpflidtt. 


A. Bejtenerung der in Preußen domizilierten Unternehmungen, 


Art. 1. 
($ 1 Abſ. 1 bis 3 des Gejeßes.) 

Gewerbebetriebe, welche in Breußen ihren Siß haben, unterliegen 
der Warenhausfteuer nur bei dem Zujammentreffen folgender Voraus— 
jegungen: 

I. Betrieb des jtehenden Gewerbes des Kleinhandels; 

II. Kleinhandel mit mehr als einer der im $ 6 des Geſetzes (vgl. 
unten Art. 4) unterjhiedenen vier Warengruppen; 

III. Erzielung eines Jahresumjaßes von mehr als 400 000 Marf 
duch den Sleinhandel mit Waren der im $ 6 unterjchiedenen vier 
Gruppen. 

Hierzu iſt im einzelnen folgendes zu bemerken: 


Zul. 

1. Der Gewerbebetrieb im Umbherziehen em 
ichließlih des Wanderlagerbetriebes unterliegt der Waren- 
hausfteuer nicht. 

2. „Kleinhandel“ ift jeder gewerbmäßige Verkauf von Waren 
unmittelbar an die tonjumenten, im Gegenjaße zum „Groß- 
oder en gros-Handel”, dem Berfaufe an Klein- oder jonftige 
Zwiſchenhändler. 

Fuiſting, direfte Steuern. TIL. 34 
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Auf die Menge der im einzelnen Falle abgejegten Waren 
fommt es daher für die Enticheidung der Frage, ob Kleinhandel 
vorliege, nicht an. 


3. In welcher Form ſich der Kleinhandel vollzieht, ob als Waren- 


haus im engeren Stnne, d. h. im offenen Laden, oder unmittelbar 
vom Lager aus, ald Verjandgeichäft, ob auf oder ohne vor- 
gängige Beitellung, it für die Steuerpflicht ohne Bedeutung. 

ek macht e3 feinen Unterjchied, ob die feilgehaltenen 
Waren Eigentum des Gewerbetreibenden find oder von ihm 
nur fommifjionsweije geführt werden. 


3u I. 


'. Der Grundjaß der einheitlihen Beiteuerung in einer Hand 
befindliher Betriebe ($ 17 Abi. 1 des Gemwerbeiteuergeiekes) 


findet nach $ 1 Abj. 1 und $ 13 Abſ. 1 des Geſetzes auch auf 
die Warenhausfteuer Anwendung. E3 jind daher alle einzelnen 
Betriebe derfelben Perſon oder Perjonenmehrheit (offene 
Handelögejellichaft, done Aa a Genofjenichaft, 
Berein uſw.) ohne Rüdficht auf ihre Zahl, Art, Lage oder Firma 
al3 ein Gewerbe zu behandeln. 

Demgemäß find bei Prüfung der Frage, ob Kleinhandel 
mit mehr als einer Warengruppe vorliegt, die in allen einzelnen 
Betrieben und Betriebftätten geführten Waren zujammen- 
zurechnen. Es liegt die Steuerpflicht vor, wenn ſich hierbei 
ergibt, daß mehr als eine Warengruppe im Kleinhandel geführt 
wird, ſelbſt wenn in jeder einzelnen Betriebftätte nur mit je 
einer Gruppe gehandelt wird. 


. Hiervon bejtehen indes zwei Ausnahmen, 


a) die von Gemwerben, welche in Preußen domiziliert jind, 
außerhalb Preußens unterhaltenen Betriebe und Betrieb- 
jtätten bleiben außer Betracht. Daher find auch die aus- 
ſchließlich in diejen geführten Warengruppen nicht 
mitzuzählen. 

b) Eritredt jih ein Stleinhandelsbetrieb mit mehr ala einer 
Warengruppe über mehrere Orte des Inlandes, fo tritt 
gleihmwohl nah $ 1 Abi. 3 des Geſetzes die Steuerpflicht 
nicht ein, wenn in den Verkaufſtätten jedes einzelnen Betriebs- 
ortes und der diejen unmittelbar benachbarten Orte nur je 
eine Warengruppe geführt wird. Die Steuerpflicht ift 
aljo beijpielweife nicht begründet, wenn ein Gemerbe- 
treibender in dem Orte A ein Material-, in dem A nicht 
unmittelbar benachbarten Orte B ein Manufalturwaren- 
geichäft betreibt. Dagegen würde die Steuerpflidt ein- 
treten, wenn er in A, wenn aud in getrennten Verkauf— 
ftätten, Material- und Manufalturwaren feilhält, oder 
wenn Die Betriebsorte A und B einander unmittelbar 
benadhbart wären. Unmittelbar benachbarte Orte find nur 
jolche, deren Gemarfungen aneinander grenzen. 


Art. 1 
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.„Jahresumfag” iſt der gefamte Erlös, welcher für die 


in dem betreffenden Jahre veräußerten Waren erzielt ift, alfo 
die bare Einnahme zuzüglich der Außenftände für die in dem 
betreffenden Jahre verfauften Waren und abzüglid” der 
Eingänge von Außenſtänden aus früheren Zeitabichnitten. 


. Der Umfaß welches Jahres zu Grunde zu legen it, ergibt 


jih aus Art. 10. 


. Für die Enticheidung über die Steuerpflicht und die Höhe 


der Steuer maßgebend ift nur derjenige Jahresumſatz, welcher 
im Kleinhandel mit jolhen Waren erzielt ift, die unter die im 
$ 6 de3 Geſetzes unterichiedenen vier Gruppen fallen. 


Außer Betracht bleibt aljo derjenige Teil des Geſamt— 
umjates eines Gemerbetreibenden, welchen er 


a) durdy Großhandel oder andere Gewerbe als den Klein» 
handel oder 

b) zwar im Stleinhandel, aber durch den Abjak von Waren, 
weiche zu feiner der im $ 6 des Geſetzes unterfchiedenen 

Gruppen gehören, 
erzielt hat. 

Beilpielmeiie mürde ein Gärtnereibetrieb, der für 
300 000 Mart Sämereien, Pflanzen und Blumen, für 
100000 Mart Gemüfe und Früchte und Daneben für 75000 Marf 
Sartengeräte, Blumenvajen und dergl. abgejegt hat, der 
Warenhausfteuer nicht unterliegen, weil nur 175 000 Marf 
dur den Kleinhandel mit Waren, welche unter die Gruppen 
des $ 6 fallen, erzielt find. 


. Ob hiernady überhaupt ein Abzug von dem Geſamtumſatze 


der Gemwerbetreibenden zu machen jei, wird jich zwar in der 
Regel nah den Gewerbeanmeldungen und den nad $ 54 
GewG. zu erteilenden Ausfünften, welche ſich nad) $ 13 diejes 
Geſetzes auch auf die geführten Waren zu erjtreden haben, 
jomwie nad) den äußerlich erfennbaren Merkmalen des Betriebes 
beurteilen laſſen. Dagegen wird für die Feititellung, welche 
Beträge hiernadh von dem Gejamtumjage in Abrechnung zu 
bringen jind, die Mitwirfung des Steuerpflichtigen nicht 
entbehrt werden fünnen und es daher in eriter Linie dieſem 
zu überlajien fein, feine dahin gehenden Anſprüche geltend 
zu machen und auf Berlangen des Steuerausjchufles oder 
feines VBorfigenden zu begründen. 

Sleihmohl bleiben die Beranlagungbehörden verpflichtet, 
audh von Amts wegen, jomweit ihnen das zur Beurteilung ihrer 
Höhe erforderlihe Material zu Gebote jteht, Umſatzbeträge, 
welche nad) Nr. 3 lit. a oder b dem jteuerpflichtigen Umſatze 
nicht zuzurechnen find, bei der Veranlagung außer Betracht 
zu laſſen. 
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5. Insbejondere wird auch von der Aufforderung zur Eteuer- 
erflärung nad) $ 9 des Geſetzes Abſtand zu nehmen jein, wenn 
nach den den PVeranlagungorganen bekannten Verhältniſſen 
von vornherein anzunehmen ift, daß zwar der Gejamtumjaß des 
Gemwerbetreibenden mehr als 400 000 Marf beträgt, nad 
Abzug der in Gemäßheit der Nr. 3 lit. a oder b außer Anjas 
zu lalfenden Beträge aber nur eine die Grenze der Steuer- 
pflicht nicht erreihende Summe verbleibt. 


6. Bei Prüfung der Steuererflärungen wird der Trage, ob und 
welche Beträge der Steuerpflichtige für Umjag in anderen 
Betrieben als dem Kleinhandel oder im Stleinhandel mit 
Waren, die feiner derim $6 unterjchiedenen Gruppen angehören, 
von feinem Gejamtumjage in Abzug gebracht hat, und inwieweit 
ein jolher Abzug zuläflig ift, bejondere Aufmerkſamkeit zu- 
zuwenden jein, wobei indes zu beachten bleibt, daß, ſofern 
das Borhandenjein eines jteuerpflichtigen Umfaßes von mehr 
als 400 000 Mark außer Frage jteht, eine Erörterung bezüglich 
geringfügiger Beträge injoweit unterbleiben fann, als bier- 
durch zweifellos die Verſetzung in eine andere Steueritufe nicht 
bedingt wird. 


Art. 2. 


Befreiungen. 
($ 1 Abi. 4 des Geſetzes.) 
I. Bon der Warenhausjteuer find befreit 


1, Bereine, eingetragene Genoſſenſchaften und Storporationen, 
welche nad) $5 Gew. der Gewerbefteuer nicht unterworfen find; 


2. die auf Grund des $ 3 GewG. in der Geftalt, welche derjelbe 
durch $ 28 KAG. vom 14. Juli 1893 erhalten hat, von der 
Gewerbeſteuer befreiten Betriebe. 


II. Welche Betriebe hierunter im einzelnen fallen, iſt aus den 
angezogenen Gejeßesbejtimmungen und den Art. 7, 8 und 10 der AN. 
vom 4. November 1895 3. GewG. zu entnehmen. 


Hier bleibt nur folgendes zu bemerfen: 


Die Befreiung von der Gewerbefteuer nah $ 3 oder $5 
GewG. bezw. $ 28 KAG. bildet einerjeit3 die unerläßliche 
Vorausjeßung einer Befreiung von der Warenhausiteuer, 
hat aber andererjeits dieje Befreiung ohne weiteres und von 
demjelben Zeitpunfte ab zur notwendigen Folge. Der Steuer- 
ausichuß darf daher feinen auf Grund dieſer Beitimmungen 
des GewG. bezw. KAG. von der Gemwerbejteuer befreiten 
Betrieb zur Warenhausfteuer veranlagen. Er muß andererjeits, 
jofern im übrigen die Vorausſetzungen der Steuerpflicht vor- 
liegen, jeden Betrieb zur Warenhausjteuer veranlagen, der 
nicht nach den gedachten Borichriften von der Gewerbefteuer 
frei geblieben it. 
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B. Bejtenerung der außerhalb Preußens domizilierten 
Unternehmungen. 


Art. 3. 
($ 3 des Gejeßes.) 


1. Wie der Gemwerbejteuer (Art. 3 AU. zum GewG.), jo find auch 
der Warenhausſteuer gewerbliche Unternehmungen, welche außerhalb 
Preußens ihren Sitz haben, nur dann unterworfen, wenn ſie in 
Preußen einen oder mehrere ſtehende Betriebe unterhalten, und nur 
nach Maßgabe der letzteren. 

2. Damit für ſolche Unternehmungen die Warenhausſteuerpflicht 
in Breußen begründet wird, bedarf es daher des Vorhandenſeins einer 
oder mehrerer inländiiher Berfaufftätten, in denen der Klein— 
handel mit mehr al3 einer der im $6 des Geſetzes unterjchiedenen 
Warengruppen betrieben wird. Bei der Beurteilung, ob dieje Voraus— 
jegungen gegeben jeien, bleibt — vorbehaltlihd der Beſtimmung 
unter Nr. 7 — der gejamte außerpreußiiche Betrieb außer Betradt. 

3. Insbeſondere werden nur diejenigen Warengruppen gezählt, 
welche in den inländischen Verkaufſtätten im Stleinhandel geführt 
werden. Dagegen werden diefe Warengruppen zujammengerechnet, 
auch wenn jede einzelne inländiiche Verkaufitätte nur eine derjelben 
führt. Die Bejtimmung im Art. 1 Ziffer II 2b findet indes auch auf 
die Verkaufſtätten außerpreußifcher Unternehmungen Anwendung. 

4. Die Vorjchriften über die Steuerpflicht der im $ 5 und $ 3 
GewG. bezw. $ 28 KAG. bezeichneten Unternehmungen ($ 1 Abj. 4 
des Geſetzes, Art. 2 diejer Anm.) gelten finngemäß auch für die Ver- 
faufjtätten nicht —5 Unternehmungen. 

5. Dagegen bildet für die Verkaufſtätten außerpreußiſcher Unter— 
nehmungen das Vorhandenſein eines Umſatzes von beſtimmter Mindeit- 
höhe keine Vorausſetzung der Steuerpflicht; dieſe tritt vielmehr, 
ſofern die Vorausſetzungen unter Nr. I—3 und feiner der unter Wr. 3 
und 4 erwähnten Befreiungsgründe vorliegen, ohne Rüdjicht auf die 
Höhe des Umjages ein. 

6. Eine weitere Berjchiedenheit von der Behandlung inländilcher 
Unternehmungen findet injofern jtatt, al3 von den Verkaufſtätten einer 
ausländiichen Unternehmung jede für fich beiteuert und der Zufammen- 
bang derjelben nur bei der Zählung der geführten Warengruppen 
(vgl. oben Nr. 3) berüdjichtigt wird. 

7. Die unter Nr. 5 und 6 gegebenen Regeln kommen indes nur 
dann zur Anwendung, wenn der Unternehmer nicht den Nachweis 
erbringt, daß der Geſamtumſatz jeines ganzen in- und ausländiichen 
Unternehmens 400 000 Mark nicht überfteigt. Führt er diejen Nachweis, 
jo bleiben jeine jämtlihen inländiſchen Verkaufſtätten, ebenjo tie 
diejenigen eines inländifchen Unternehmens mit nicht mehr als 
400 000 Markt Jahresumjat, von der Warenhausfteuer befreit. 

Der Nachweis kann jowohl vor der Veranlagung der Beranlagung- 
behörde als aud nad der Veranlagung im NRechtsmittelverfahren 
geführt werden. Er ijt aber ausgejchlojjen, jobald die Veranlagung 
die Rechtäfraft erlangt hat. 
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C. Die Unterjcheidung der Warengruppen. 


Art. 4. 
($ 6 des Geſetzes.) 


1. Nach $$ 1 und 3 in Verbindung mit $ 6 des Gejekes ift Die 
Steuerpflicht bedingt durch den Kleinhandel mit mehr als einer der 
folgenden vier Warengruppen: 

A. Material- und Kolonialwaren, Eß- und Trinfwaren und 
Genußmittel, Tabak und Tabakfabrilate (auch Raudutenfilien), 
Apothelerwaren, Farbwaren, Drogen und Parfümerien; 

B. Garne und Zwirne, Bojamentierwaren, Schnitt-, Manufaktur: 
und Modewaren, gemwebte, geitridte, gewalkte und geitidte 
Waren, Belleidungsgegenjtände (Konfeltion, Belzwaren), 
Wäſche jeder Art, Betten und Möbel jeder Art, Vorhänge, 
Teppiche, Möbelitoffe, und die zu deren Verarbeitung dienende 
Anfertigung von Zimmerdeforationen; 

C. Haus, Kuͤchen- und Gartengerätichaften, Ofen, Glas-, 
Borzellan-, Steingut- und Tonmwaren, Möbel jeder Art und 
die dazu dienenden Möbeljtoffe, Vorhänge und Teppiche; 

D. Gold-, Silber- und ſonſtige Juwelierwaren, Kunſt-, Qurus-, 
Salanteriewaren, Papp- und Bapierwaren, Bücher und 
Mufitalien, Waffen, Fahrräder, Fahr, Reit- und Jagd— 
utenjilien, ſonſtige Sportartikel, Nähmaſchinen, Spielwaren, 
optiiche, phylifaliiche, medizinische und muſikaliſche Inſtrumente 
und Apparate. 

2. Es ift zu beadhten, daß die Bezeichnungen der einzelnen Waren- 
gattungen fich nicht gegenfeitig ausichließen, wie denn z. B. die meijten 
Material- und SKolonialiwaren, Eß- und ZTrinfwaren, die meilten 
PBojamentier-, Mode-, gewebten und gejtridten Waren und ein Zeil 
ber Wäſche, Belleidungsgegenftände, die meilten Glas- und PBorzellan- 
waren, Haus- oder Küchengerätſchaften find. Die Enticheidung, unter 
weiche der Bezeichnungen einer Gruppe eine bejtimmte Ware fällt, 
bedarf es bei der Handhabung des Geſetzes auch nicht, jondern die 
gejamten im $ 6 unter derjelben Gruppe aufgeführten Bezeichnungen 
bilden ein zujammengehöriges Ganze, dergeftalt, daß überall die 
Feititellung genügt, unter welche Gruppe eine bejtimmte Ware gehört, 
und es für die Steuerpflicht ohne praftiiche Bedeutung ift, unter welchem 
der zur Charafterifierung diefer Gruppe angegebenen Einzelbegrifie 
fie zu jubjumieren iült. 

3. Bei der Enticheidung darüber, ob eine Ware einer der Gruppen 
und welcher jie zuzurechnen fei, jind daher die vom Geſetze gebrauchten 
Bezeichnungen für die einzelne Gruppe als ein Ganzes ind Auge 
zu Tor und nicht einjchräntend zu interpretieren. Es wird z. B. die 
Feititellung, dab eine Ware dazu dient, das Belleidungsbedürfnis in 
weiterem Sinne zu befriedigen oder ald Beitandteil eines Belleidungs- 
gegenjtandes Verwendung zu finden, genügen, um fie der Gruppe B, 
die Feititellung, daß fie im Haushalte oder Garten als Gebrauchsgegen- 
ftand verwendet wird, genügen, um jie der Gruppe C zuzumeiien. 
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4. Waren, welche feiner der vier Warengruppen zugerechnet 
werden fünnen, bleiben außer Berüdfichtigung, werden nicht etwa 
al3 eine bejondere Gruppe gezählt. Beiſpielweiſe gilt dies bon 
Sämereien, ungemahlenem Brotgetreide, Kohlen, Brennholz, Hand- 
werfzeugen, Baumaterialien uſw. 


5. Der für die Gruppeneinteilung leitende Gefichtspunft, her- 
kömmlich in denjelben Ktleinhandeläbetrieben geführte Waren in der- 
jelben Gruppe zujammen zu laſſen, hat die notwendige Folge, daß eine 
und diejelbe Ware vermöge ihrer Bejchaffenheit oder Beitimmung 
füglich jowohl der einen wie der anderen Gruppe zugezählt werben 
fann, 3. B. jilberne Löffel, gi Gabeln, Leuchter uſw. der Gruppe 
C wie der Gruppe D, gewiſſe Rauchutenfilien den Gruppen A und D, 
Sportbefleidung den Gruppen B und D. Für diejen Fall trifft der 
$ 6 Abi. 3 dahin Beltimmung, daß jolhe Waren nur einmal gezählt 
werden, und zwar, wenn auch andere zu denjelben Gruppen gehörige 
Waren geführt werden, bei derjenigen, der dieſe Waren angehören. 


Bei einem Juwelier 3. B., der neben anderen Gold- und Silber- 
waren auch jilberne Bejtede und fonftige filberne Haushaltungsgeräte 
führt, ift nur Hleinhandel mit Gruppe D, nicht auch mit C anzunehmen. 


6. Dem für die Gruppeneinteilung leitenden Gefichtspunfte 
entiprehend wird von dem Grundjage, da die Warenhausftenerpflicht 
eintritt, jofern jich der Kleinhandel auf mehr als eine der vom Geſetze 
unterjchiedenen Warengruppen erjtredt, im $ 6 Abi. 4 des Gejehes 
für den Fall eine Ausnahme gemadt, wo Waren geführt werden, von 
denen zwar zweifellos die einen diejer, die anderen jener Gruppe 
angehören, die aber nah Herlommen und Gebraud in denjelben 
Kleinhandelöbetrieben feilgeboten zu werden pflegen: in diefem Falle 
it troß des VBorhandenjeins von Waren mehrerer Gruppen nur Handel 
mit einer Gruppe anzunehmen und deshalb die Steuerpflicht nicht 
begründet, es fei denn, es würden neben denjenigen Waren, auf welche 
die obige Borausjegung — noch ſolche anderer Gruppen geführt, 
bezüglich deren dies nicht der Fall iſt. Beiſpielweiſe wird ein Gummi— 
warengeſchäft nicht ſteuerpflichtig, wenn es Bekleidungsgegenſtände, 
Haushaltungsgegenſtände und chirurgiſche Inſtrumente aus Gummi 
führt, wohl aber, wenn es daneben den Handel etwa auf Materialwaren 
ausdehnt, eine Militäreffeltenhandlung nicht, wenn fie außer Uniformen 
die zu diejer gehörigen Waffen, wohl aber, wenn fie außerdem Haus- 
und Gartengerätichaften führt. 

Das „Hertommen“ und der „Gebrauch“, welche die An- 
wendung des $ 6 Abſ. 4 des Geſetzes rechtfertigen, können ſowohl all- 
gemeiner al3 auch lofaler Natur jein. 


7. Die Entjcheidung darüber, wie eine Ware nad) Maßgabe des 
8 6 Abſ. 1—4 zu Haflifizieren ift, d. h., ob fie einer der vier Gruppen 
und welcher fie angehört, ob die Beitimmungen des $ 6 Abj. 3 des Ge- 
jege3 (vgl. oben Nr. 5) oder diejenigen des $ 6 Abj. 4 (vgl. oben Nr. 6) 
Platz greifen, ift dem Minijter für Handel und Gewerbe oder der von ihm 
beitimmten Behörde übertragen. 
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Die Entiheidung kann nicht nur von Gemerbetreibenden, die 
bereit3 einen Kleinhandel betreiben, jondern auch von Berjonen 
angerufen werden, welche einen jolchen erit zu eröffnen beabjichtigen. 

Die PVeranlagungbehörden aller Inſtanzen find verpflichtet, 
diefe Entiheidung einzuholen, jofern fi) über die Anwendung des 
$ 6 Abf. 1—4 des Geſetzes Meinungverichiedenheiten zwiſchen ihnen 
und dem G&emerbetreibenden ergeben oder jie jonjt über diejelbe 
Zweifel hegen. 

Die von dem Minifter oder der von ihm beitimmten Behörde 
getroffene Enticheidung ift für die Behörden aller Inftanzen unbedingt 
bindend. 


D. Steuerpflicht nad) Zerlegung des Warenhausbetriebes. 
Art. 5. 
($ 7 des Gejehes.) 


I. Wie in dem Art. 1 näher erörtert ift, gelten mehrere Klein- 
handelsbetriebe desjelben Unternehmers in fteuerlihder Hinficht ala 
ein Gewerbe. Es macht daher für die Steuerpflicht jchon nach $ 1 
feinen Unterjchied, wenn ein Unternehmer ein Warenhaus mit einem 
Umjaße von mehr ald 400 000 Marf in mehrere Betriebe zerlegt, deren 
jeder nur eine Warengruppe führt oder einen Umſatz von nicht mehr 
als 400 000 Mark erzielt, folange diefe Betriebe in einer Hand 
verbleiben, und jomweit nicht etwa die Ausnahmen unter Nr. II 2 lit. a 

oder b des Art. 1 Platz greifen. 


II. Erfolgt dagegen die Zerlegung in der Weile, daß für die aus 

dem bisherigen Warenhaufe entftehenden neuen Betriebe die voll- 
ftändige Identität des oder der Inhaber nicht beftehen bleibt, jo fann 
eine einheitliche Beiteuerung derjenigen Betriebe, hinſichtlich deren 
die völlige Fdentität des Inhabers nicht vorhanden iſt, nach $ 1 de3 
Warenhaus- und $ 17 des GewG. nicht erfolgen. 
WVon dieſer Regel madt der $ 7 des Geſetzes eine Ausnahme, 
indem er vorjchreibt, daß auch in diefem Falle — aufden Fall der Zer- 
legung unter Wahrung der Jdentität des Unternehmers bezieht er fich 
nad dem zu I Bemerkten überhaupt nicht — die Betriebe, in die das 
Warenhaus zerlegt ift, als ein Gewerbe behandelt werden, wenn die 
begleitenden Umjtände erfennen laſſen, daß die Zerlegung behufs Ver- 
dedung des Warenhausbetriebes jtattfindet. 

Die Anwendung diefer Ausnahmebeftimmung jest aljo voraus 

1. das Vorhandenſein eines Warenhausbetriebes im Sinne des 
$ 1 des Gejeßes, 

2. dejlen Zerlegung in mehrere jelbftändige Geichäfte, 

3. den Nachweis bejtimmter Tatjachen, aus denen jich ergibt, 
daß die Zerlegung die Verdedung des Warenhausbetriebes 
bezmwedt. 

Fehlt auch nur eine diejer Vorausjegungen, jo kann von der An- 

wendung des $ 7 nicht die Nede fein. 
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Zu dieſen Vorausfegungen iſt im einzelnen noch folgendes zu 
bemerfen: 


Zu 1: Die Betriebe müſſen aus einem Warenhauje im Sinne 
des $ 1 des Geſetzes hervorgehen, d. h. aus einem in Preußen 
mehr als eine der im $ 6 unterjchiedenen Warengruppen 
führenden Kleinhandeläbetriebe, auf welchen nicht die Voraus— 
jegungen des $ 1 Abſ. 3 oder 4 des Gejetes (vgl. oben Art. 1 
Nr. II 2 und Art. 2) zutreffen. 


Dagegen madt e3 feinen Unterjchied, ob der frühere Betrieb 
ein Warenhaus im engeren Sinne, d. h. ein jolche3 mit offenem 
Laden, oder ein Kleinhandelsbetrieb ohne offenen Laden war 
(vgl. Art. 1 Nr. 14), und ob er einen Umſatz von mehr ala 
400 000 Mark oder weniger erzielte. 

Ebenſo ift es ohne Bedeutung, ob der zerlegte Warenhaus: 
betrieb ſchon bei dem Inkrafttreten des Geſetzes beſtand oder erit 
nad) diefem Zeitpunfte begründet ift. 

Bu 2: Die Zerlegung eines Warenhausbetriebes iſt nicht 
vorhanden, und es fehlt daher an einer notwendigen Voraus— 
jegung für die Anwendbarkeit des $ 7, wenn mehrere jelbjtändige 
Betriebe, die nicht aus einem bisher einheitlihden Warenhaus- 
betriebe hervorgehen, ihre Betriebe nur räumlich zuſammen— 
fegen, ohne ihre geichäftliche Selbitändigfeit aufzugeben. 

Zu 3: Welcher Art die begleitenden Umpftände, aus denen auf 
einen verdedten Warenhausbetrieb zu ſchließen ift, jein können, 
bleibt der Beurteilung von Fall zu Fall vorbehalten. 

In allen Fällen muß es fich aber um bejtimmte Tat- 
jadhen handeln, welche die Beranlagungbehörde nachzu— 
weijen in der Lage und, wenn fie von den Steuerpflichtigen 
beitritten werden, auch verpflichtet iſt. 

Liegen die Borausjegungen des $ 7 vor, jo tritt die Steuer- 
pflicht für die ſämtlichen Betriebe ein, jofern die Summe der 
von ihnen erzielten Jahresumſätze, ſoweit diefe nad) $ 1 des 
Geſetzes in Anrechnung zu bringen find (vgl. Art. 1 Nr. II und 
III), die fteuerpflichtige Höhe erreicht. 

Der nach der Höhe diejes Gejamtumjaßes bezw. bei An— 
wendung des $5 — vgl. unten Urt. 8 Wr. IL 6 — de3 gejamten 
Ertrages zu berechnende Gejamtjteuerjat wird nad) den Be— 
jtimmungen im Art. 25 auf die einzelnen Betriebe verteilt. 
Feder Steuerpflichtige haftet nur für den auf ihn ent- 
fallenden Teilbetrag. 

III. Auf Betriebe, welche ihren Siß außerhalb Preußens haben, 

finden die Vorjchriften unter Nr. IE 1 bis 3 finngemähe Anwendung. 

IV. 1. Auch die Befteuerung auf Grund des $ 7 darf erſt erfolgen, 

nachdem dem Inhaber jedes der zu bejiteuernden Betriebe nad) Maß— 
gabe derjelben Vorſchriften wie anderen Steuerpjlichtigen Gelegenheit 
zur Abgabe einer Steuererklärung gegeben worden iſt. 

(Bol. Art. 12 bis 18.) 
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Waren die Betriebe bisher zur Warenhausjteuer noch nicht ver- 
anlagt, jo ift der nach Art. 16 zu erlaffenden Aufforderung zur Abgabe 
der Steuererklärung folgender Vermerk hinzuzufügen: 

„Die Aufforderung zur Abgabe einer Warenhausiteuer- 
Erklärung erfolgt, weil angenommen wird, dab Ihr Betrieb in 
Gemeinichaft mit den Kleinhandeläbetrieben folgender Firmen 

(folgen Namen und Adreſſen der Bern) 
eine verdedte Fortiegung des am. . . 20... auf 
gelöften Warenhausbetriebes der Firma . BE in 
darftellt ($ 7 des Geſetzes). 

Sollten Sie Einwendungen gegen dieje Annahme zu erheben 
haben, jo wird anheimgeftellt, diejelben bei Abgabe der Steuer- 
erllärung geltend zu machen. Nach erfolgter Veranlagung 
fönnen Solche Einwendungen nur im Wege der gejeglichen Rechts— 
mittel gegen die Beranlagung geltend gemacht werden.“ 

2, Werden von einem Gewerbetreibenden innerhalb der ihm für die 
Abgabe der Steuererflärung zuftehenden Friit Einwendungen gegen 
jeine Bejteuerung auf Grund des $ 7 erhoben, jo jind ihm diejenigen 
Tatjahen, welche die Anwendung diejes Paragraphen auf ihn recht- 
fertigen follen, mit dem Anheimitellen, eine Gegenerflärung binnen 
bejtimmter, mindejtens 14 tägiger Frift jchriftlich oder zu Protokoll 
anzubringen, mitzuteilen. Die Beranlagung darf erjt nach Eingang 
einer jolhen Gegenerflärung oder fruchtlofem Ablaufe der für dieje ge- 
itellten Friſt erfolgen. 


E. Subjekt der Steuerpflicht. 
Art. 6. 
($ 13 Abſ. 1 des Geſetzes.) 

Die Vorſchriften im Art. 12 und Art. 14 der AA. zum GewG. 
finden auf die Warenhausjteuer entiprechende Anwendung. 

Der nad Art. 12 Nr. 2 a. a. O. beitellte Vertreter einer Unter- 
nehmung, welche außerhalb Preußens ihren Sit hat, haftet in gleicher 
Weile auch für die Erfüllung aller dem Inhaber des Unternehmens 
in Anjehung der Warenhausfteuer obliegenden Berpflichtungen. 


F. Zeitliche Begrenzung der Steuerpflicht. 
Art. 7. 
($ 13 Abſ. 1 des Geſetzes.) 


Die Steuerpflicht beginnt mit dem Anfange des auf die Eröffnung 
des Betriebes folgenden Kalendervierteljahres und dauert bis zum 
Ende desjenigen Kalendervierteljahres, in welhem das Gewerbe ab- 
gemeldet wird. 


Der Eröffnung eines Betriebes fteht die Ausdehnung eines 
bisher auf andere Gewerbearten oder auf den Kleinhandel mit nur 
einer der im $ 6 unterfchiedenen Warengruppen beichränften Betriebes 
auf den Stleinhandel mit mehr als einer diefer Warengruppen fowie 
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die Eröffnung einer nah $ 3 der Warenhausjteuer unterliegenden 
Verkaufſtätte gleich. 

Dagegen begründet die im Laufe des Steuerjahres erfolgende 
Beichräntung des Ktleinhandels eines zur Warenhausiteuer veranlagten 
Betriebes auf nur eine Warengruppe oder auf Waren, welche feiner 
der im $ 6 unterjchiedenen Gruppen angehören, die Befreiung von der 
er erit vom Beginne des nächſten Steuerjahres ab ($ 12 

bj. 2). 

Ebenjo tritt bei Bewerben, welche wegen eines hinter der Grenze 
der Steuerpflicht zurüdbleibenden Umjages von der Steuer befreit 
jind, infolge Erhöhung des Umjaßes über dieje Grenze der Steuerpflicht 
und umpgefehrt infolge Berminderung des Umjages unter den die 
Steuerpflicht bedingenden Mindeftbetrag die Steuerbefreiung erit 
vom nächſten Steuerjahre ab ein. 

Im übrigen finden die Beitimmungen im Art. 13 Nr. 1 Abi. 2 
und 3, Nr. 2 und Wr. 3 Abi. 1 AM. zum GewG. auch auf die Waren- 
hausfteuer entiprehende Anwendung. 


I. Maßſtab der Beftenerung. 
Art. 8. 
In Preußen domizilierte Unternehmungen. 
(88 2 und 5 des Gejekes.) 

I. Die Befteuerung erfolgt in der Regel — gegenüber Konſum— 
vereinen und von gewerblichen Unternehmern im Nebenbetriebe unter- 
haltenen Konjumanftalten ſtets — nad) der Höhe desjenigen Yahres- 
umfages, welcher nah Art. 1 Nr. III in Berechnung zu ziehen ilt. 


Die Steuer beträgt vorbehaltlich der Beſtimmung unter Nr. II 
und III bei einem Jahresumjage von 


mehr bis Steuerjat 
als Mart Mart 
400 000 450 000 4 000 
450 000 500 000 5 500 
500 000 550 000 7 500 
550 000 600 000 8 500 
600 000 650 000 9500 
650 000 700 000 10 500 
700 000 750 000 11 500 
750 000 800 000 12 500 
800 000 850 000 13 500 
850 000 900 000 15 000 
900 000 950 000 16 500 
950 000 1 000 000 18 000 
1 000 000 1 100 000 20 000 
1 100 000 1 200 000 22 000 


Bei höherem Umjahe jteigen die Steuerjtufen in derjelben Weile 
un je 100 000 Mark Umja und 2000 Markt Steuer. 
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II. 1. Würde jedoch die nad Nr. 1 berechnete Steuer eines 
Steuerpflichtigen nachweislich mehr als 20 Prozent des für das be— 
treffende Steuerjahr gewerbefteuerpflichtigen Ertrages des der Waren- 
hausjteuer unterliegenden Unternehmens überfteigen, jo muß fie auf 
Antrag des Steuerpflichtigen auf diefen Betrag, darf aber keinesfalls 
unter die Hälfte des ſich nach Nr. 1 ergebenden Steuerjages herabgejegt 
werden. 

Für die Anwendung dieſer Beitimmung ift das Folgende zu 
beachten: 

2. Konfumvereinen und Konfumanitalten, welche nach $ 1 Abi. 4 
diejes Geſetzes bezw. $ 5 des Gew®. jteuerpflichtig ſind, darf eme 
Ermäßigung der Steuer auf Grund des $ 5 des Geſetzes unter feinen 
Umjtänden gewährt werden. 

3. Die Ermäßigung erfolgt nur auf Antrag des Steuerpflichtigen, 
niemals von Amts wegen. Es iſt Sache des Steuerpflichtigen, den 
Beweis, daß und inwieweit eine nach Nr. I bemejlene Steuer 20 
Brozent des Ertrages überjchreiten würde, zu führen. 

Der Antrag ift bei Abgabe der Steuererflärung zu ftellen. Wird 
er exit jpäter, wenn auch vor erfolgter Veranlagung, angebracht, jo hat 
der Steuerpflichtige feinen Anſpruch darauf, daß derjelbe jchon bei der 
Veranlagung berüdfichtigt wird, jondern kann nur beanspruchen, das 
er als Rechtsmittel gegen die Beranlagung behandelt wird. 

4. Bei der Enticheidung, ob und inwieweit ein nah Wr. I 
berechneter Steuerfab 20 Prozent des Ertrages überfteigen würde, 
fommt nur der Ertrag des warenhausfteuerpflichtigen Unternehmens, 
nicht auch derjenige anderer mit legterem gemäß $ 17 GewG. einheitlid) 
zur Gewerbeſteuer zu veranlagender Betriebe desjelben Inhabers 
in Betracht. 

5. Eine Abrundung der nach dem Ertrage zu bemejjenden Steuer 
jäße tt in dem Geſetze nicht vorgejchrieben. Es ift indes die Feſtſetzung 
auf Bruchteile einer Mark zu vermeiden und daher der Steuerjaß ftets 
auf den nädhjtniedrigeren Marfbetrag abzurunden. 


6. Auf Betriebe, welche nach $ 7 des Geſetzes der Warenhaus 
fteuer unterliegen, finden die Vorſchriften unter Nr. II nur injoweit 
Anwendung, als der nah $ 2 des Geſetzes beredhnete Geſamt— 
teuerjaß ($ 7 Abi. 1 des Geſetzes) 20 Prozent der Summe 
dergemwerbejteuerpflidtigen Erträge der nah $ 7 
zu veranlagenden Betriebe überjteigen würde. 

Liegen hiernach die Vorausſetzungen des $ 5 des Geſetzes vor, 
jo fann der Inhaber jedes einzelnen der einheitlich zu veranlagenden 
Betriebe den Antrag auf Bejtenerung nad) $ 5 jtellen. Die auf Grund 
eines jolhen Antrages erfolgende Ermäßigung des Gejamtiteuerjages 
zieht die Abänderung der nad) $ 7 Abſ. 2 feftzujegenden Teilbeträge 
auch für diejenigen Betriebe nad ſich, deren Anhaber einen ſolchen 
Antrag nicht geitellt haben. 

III. Warenhausjteuerpflihtige Betriebe, welche bei der Ver— 
fündung des Gejeßes, alfo am 4. Augujt 1900, bereits bejtanden, haben 
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für das Steuerjahr 1901 nur die Hälfte der nad) Nr. Ioder II veranlagten 
Steuerbeträge uentrihten. Veranlagt wird aud) in dieſem 
Falle der volle ji) nach Nr. I oder II ergebende Steuerjaß, gleichzeitig 
aber bei der Veranlagung die Anwendung des $ 15 Abi. 2 des Gejehes 
ausgejprodhen und der nn. zu entridhtende Steuerbetrag feit- 
geſtellt. Vgl. Art. 33 Nr. 3. 

Dieje Beitimmung findet nur Anwendung auf Betriebe, welche 
ihon am 4. August 1900 „Warenhäujer“ im Sinne des Gejehes 
waren, d. h. Schon zu diefem Zeitpunfte den Kleinhandel mit mehr 
Her A ner der im $ 6 des Geſetzes unterfchiedenen Warengruppen 

etrieben. 


Art. 9. 


Außerpreußiſche Unternehmungen. 
($ 3 Abſ. 2 und 3, $ 5 und $ 15 Abi. 2 des Geſetzes.) 


1. Die nach $ 3 des Geſetzes der Warenhausfteuer unterliegenden 
preußiihen Berfaufftätten eines Unternehmens, welches jeinen Sik 
außerhalb Preußens hat, unterliegen jtet3 der Steuer nad) der Höhe 
des Yahresumjages, niemals derjenigen nach dem Ertrage. 

2. Die Steuer beträgt der Regel nad für jede Verkaufſtätte bei 
einem Jahresumfabe von 


Marf Mark Steuerjah 
Mark 
weniger als 20 000 ausſchließlich 200 
20 000 bis 30 000 400 
30 000 bis 40 000 600 


und jo weiter für jede volle 10 000 Mark Umjag 200 Markt mehr. 


3. Weilt indes der Unternehmer nad), daß jein gefamtes innerhalb 
und außerhalb Preußens befindliches Unternehmen einen Jahres— 
umjat im Sinne des $ 1 des Geſetzes (vgl. Art. 1 Nr. III) von mehr 
al3 400 000, aber nicht mehr als 1000 000 Mark hat, fo ift zunächſt 
derjenige Steuerjaß zu ermitteln, mit welchem das Unternehmen 
nach $ 2 des Gejeßes zur Steuer heranzuziehen jein würde, wenn ſich 
feine jämtlihen Betriebjtätten im Inlande befänden. Derjenige 
Teilbetrag diejes Steuerjages, welcher dem Verhältnijje des Umſatzes 
der einzelnen Betriebjtätte zu dem Umſatze des ganzen Unternehmens 
entipricht, bildet, abgerundet auf den nächſten durch 10 teilbaren Mark— 
betrag, den auf die einzelne Betriebftätte zu veranlagenden Steuerjaß. 


Wegen Erbringung des Nachweijes des Gejamtumjaßes und des 
Begriffes des leßteren gilt das unter Nr. 7 des Art. 3 Bemerfte. 


4, Die im $ 15 Abi. 2 des Geſetzes vorgejchriebene Herabjegung 
der Steuer auf die Hälfte für das Steuerjahr 1901 findet auch bei den 
Berfaufftätten außerpreufiicher Unternehmungen ſtatt, fofern Die 
Verkaufſtätte am 4. Auguſt 1900 Kleinhandel mit mindeftens zwei 
Warengruppen trieb. 
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III. Maßgebender Zeitabfchnitt. 


Art. 10. 
($ 4 und $ 6 Abi. 6 des Geſetzes.) 


Il. Für die Enticheidung darüber, ob Kleinhandel mit mehr als 
einer Warengruppe vorliegt, iſt nach $ 6 Abi. 6 des Geſetzes die zur 
Zeit der Veranlagung geführte Zahl von Warengruppen maßgebend. 

2. Die Höhe des Umſatzes anlangend, jo ift nach $ 4 für die Steuer- 
veranlagung, d. h. jowohl für die Frage, ob jene die Heranziehung 
zur Steuer rechtfertigt, als auch, welcher Steuerjag anzuwenden iit, 
maßgebend der Umſatz des bei der Vornahme der Beranlagung 
„abgelaufenen Jahres“. Welches Yahr hiernach zu Grunde zu legen 
it, richtet fich nach den bei Ausführung des $ 24 Abi. 2 GewG. zu 
beobadhtenden Grundjägen (vgl. Art. 18 Ab. 2 AA. zum GemwG.). 

Beitcht der Gewerbebetrieb noch nicht ein Jahr fang, jo ift der 
Umjag nad) dem zur Zeit der Veranlagung vorliegenden Anhalte 
zu jchäßen. 

Während des Steuerjahres eintretende Änderungen in der Höhe 
des Umſatzes find erft bei der Beiteuerung für das folgende Jahr zu 
berüdjichtigen. 


IV. Beranlagung. 


A. Organe der Beranlagung. 
Art. 11. 
($ 8 des Geſetzes.) 


1. Tie Veranlagung der Warenhausfteuer erfolgt im Anſchluſſe 
an diejenige der allgemeinen Sewerbejteuer durch den örtlich auftändigen 
Steuerausihuf der Gewerbeſteuerklaſſe I, gleichviel welcher Gewerbe— 
jteuerflafie der warenhausiteuerpflichtige Betrieb angehört. 


2. Über die örtliche Zuftändigfeit des Steuerausſchuſſes enticheiden 
die Beitimmungen im Art. 30 der AU. zum Gewerbefteuergejege mit 
folgenden Mafgaben: 


a) Von Unternehmungen, deren Sit außerhalb Preußens liegt, 
it zwar jede Verfaufftätte für fich zu veranlagen. Die Ver- 
anlagung erfolgt aber für alle Verkaufſtätten durch den nadı 
Art. 30 Abi. 2 AN. zum GewG. zuftändigen Steuerausſchuß 
der Gewerbeſteuerklaſſe I. 

b) Befinden jich Die nach $ 7 des Gejetes einheitlich zu veranlagen- 
den Betriebe in mehreren Beranlagungbezirfen, jo erjolat 
die Veranlagung in demjenigen, in welchem der zerlegte 
Warenhausbetrieb vor der Zerlegung zur Warenhausfteuer 
bezw., jofern die Zerlegung vor dem 1. April 1901 erfolgt ift, 
zur Gewerbeiteuer in Klaſſe I veranlagt war oder zu veranlagen 
geweien wäre, wenn er diejer Steuerflafie angehört hätte. 
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3. Der a fann anordnen, daß dem Steuerausichujie 
der Gewerbejteuerflafle I zu dem Zmwede der Beranlagung der Waren- 
hausjteuer zwei weitere Mitglieder hinzutreten. 

Das eine diefer Mitglieder it in Gemäßheit der Vorſchriften 
im Art. 21 A Nr. 2a und 3 AM. vom 4. November 1895 zu wählen, 
das andere nah Nr. 2b a. ca. D. zu ernennen. 

In gleicher Weile ift für jedes der beiden Mitglieder ein Stell- 
vertreter zu beitellen. 

Sceidet eines dieſer beiden Mitglieder oder Stellvertreter 
infolge Geltendmadhung geiegliher Ablehnungsgründe oder aus 
ſonſtigen Urſachen aus, fo iſt ein Erjagmann zu wählen bezw. zu 
ernennen. 

4. Die nad) Nr. 3 beitellten Mitglieder oder deren Stellvertreter 
nehmen nurander Beranlagung der Warenhaus- 
teuer, niht auch der Gemwerbefteuer mit Stimm- 
recht teil. Sie find aber berechtigt, auch den Beratungen über die 
Beranlagung zur Gemwerbeiteuer beizumohnen; fie haben indes hierbei 
ein Stimmrecht nicht und find auch bei der Feititellung, ob der Aus- 
ichuß bejchlußfähig für die Veranlagung zur Gewerbeſteuer ift (Art. 22 
Nr. TAN. zum Gemerbefteuergejege) nicht mitzuzählen. 

Wo der Finanzminifter von der Befugnis zu Nr. 3 Gebrauch 

emadt hat, fann die Veranlagung zur Warenhausfteuer nur unter 

Teilnahme mindejtens eines nah Wr. 3 bejtellten Mitgliedes oder 
Stellvertreters erfolgen. Mit diefer Maßgabe genügt auch zur Beichluß- 
fähigkeit bei der Veranlagung zur Warenhausjteuer die im Art. 22 
Nr. TAU. zum GewG. bezeichnete Mitgliederzahl. 

5. Soweit ſich nit aus Nr. 1 bis 4 ein anderes ergibt, find hin— 
lichtlic der Gejchäftsordnung der Steuerausichüffe die Beitimmungen 
im Art. 22 AA. zum GewG. auch auf die in Anjehung der Warenhaus- 
teuer erwachſenden Geſchäfte entiprechend anzumenden. 


B. Warenhausjtener-Erflärung. 


Art. 12. 
Verpflichtung zur Abgabe der Steuererklärung. 
($ 9 des Geſetzes.) 


l. Jeder bereits zur Warenhausfteuer veranlagte Gewerbe— 
treibende it auf die jährlih durch öffentlide 
Beltanntmahung ergehende Aufforderung des 
Vorfigenden des nad Art. 11 zuftändigen Steuerausichujles der Ge- 
werbejteuerflaffe I verpflichtet, die Höhe feines fteuerpflichtigen 
Jahresumſatzes anzugeben. (Warenhausfteuer-Erflärung.) Die Ver- 
anlagungbehörden jind angemwiejen, jedem hiernah zur Steuer- 
erflärung Berpflichteten bei Erlaß der öffentlihen Aufforderung ein 
Steuererflärungsformular mitzuteilen, hiervon iſt aber weder der 
Eintritt der Verpflichtung noch der Lauf der Friſt zur Abgabe der 
Steuererflärung abhängig. Steuerpflichtige, welchen ein Formular 
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nicht zugegangen iſt, können ein ſolches bei dem Vorſitzenden des zu- 
ftändigen Steuerausjchufjes der Gewerbeſteuerklaſſe I, in Gemeinden 
mit mehr al3 20000 Einwohnern auch bei dem Gemeindevoritande in 
Empfang nehmen. 

2. Die noch nicht zur Warenhausjteuer veranlagten Gemwerbe- 
treibenden find zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, jobald 
eine bejondere Aufforderung des in Nr. 1 bezeichneten Bor- 
jigenden de3 Steuerausjchuffes der Gewerbefteuerflaffe I an jie ergeht. 
Sie find, falls letzteres nicht gejchieht, auf ihr Verlangen zur Abgabe 
der Steuererflärung innerhalb der in der öffentlihden Aufforderung 
beftimmten Frijt zuzulafjen. 

Bei der Beranlagung für das Steuerjahr 1901 tritt die Ver— 
pflihtung zur Abgabe der Steuererklärung lediglih auf Grund be- 
fonderer Aufforderung nah Nr. 2 Abi. 1 ein. 

3. Hinfichtlich der Steuererflärungen für unter Pflegjchaft jtehende 
ujw. Berjonen finden die Vorjchriften im Art. 28 Ziffer 3 der Aus- 
führunganweifung vom 6. Juli 1900 zum Einfommenjteuergejege 
entijprechende Anwendung. 

Für Unternehmungen, welche nach $ 3 des Gejetes der Waren- 
hausjteuer unterliegen, hat der nad $ 2 GewG. beitellte Vertreter 
die Steuererflärung abzugeben. 

4. Für die ſämtlichen nach $ 1 des Warenhaus- bezw. $ 17 Abi. 1 
GewG. einheitlich zu veranlagenden Betriebe ift nur eine Steuer- 
erflärung abzugeben. 

Dagegen ijt je eine bejondere Steuererflärung abzugeben: 

a) für jede einzelne nach $ 3 fteuerpflichtige Verkaufſtätte desjelben 

Unternehmens; 

b) für jeden nad $ 7 fteuerpflichtigen jelbftändigen Betrieb. 

5. Die Steuererflärung ift innerhalb der in der Aufforderung 
bejtimmten, auf mindejtens 14 Tage zu bemefjenden Friſt bei dem 
Borligenden des örtlich zujtändigen Steuerausichuffes der Gemwerbe- 
jteuerflaffe I jchriftlich oder zu Protokoll abzugeben. 

Schriftlihe Steuererflärungen fönnen dur die Poſt frantiert 
eingejendet werden; zur Sicherung des Steuerpflichtigen empfiehlt 
jich in diefem Falle die Sendung als „Einfchreibebrief", da der Abjender 
die Gefahr trägt. 


Art. 13. 
Form und Inhalt der Steuererflärungen. 


I. Die Steuererklärung über den Umjaß einer nad) $ 1 des Gejekes 
jteuerpflichtigen Unternehmung ift nach dem beiliegenden Mudjter I 
abzugeben und dabei namentlich folgendes zu beadten: 

1. die Umfäße jämtliher nach $ 1 einheitlich zu veranlagenden 

Betriebe und Betriebftätten find zufammenzurecdhnen; 

2. nicht Hinzuzurechnen find die Umſätze, welche in aufer- 
preußilchen Betriebjtätten oder durch Großhandel oder anderen 
ttehenden Gemwerben ala den Kleinhandel oder durch einen 
Gewerbebetrieb im Umberziehen erzielt jind; 
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3. Dasjelbe gilt bezüglich desjenigen Umfages, welcher durch den 
Kleinhandel mit Waren, die unter feine der im $ 6 Abi. 1 des 
Geſetzes unterjchiedenen Gruppen angehören, erzielt ift; 

4. die einzelnen einheitli zu bejteuernden Betriebjtätten find 
an entſprechender Stelle anzugeben; 

5. im Intereſſe des Steuerpflichtigen empfiehlt es ſich, um 
Rüdfragen zu vermeiden, an entiprechender Stelle 
a) die in jeder Betriebftätte im Kleinhandel geführten Waren- 

gruppen durch die betreffenden Buchjtaben (A, B, C, D) de3 
$ 6 Abi. 1 des Geſetzes, 
b) den jteuerpflichtigen Umſatz jeder einzelnen Betriebjtätte 
anzugeben. 

II. Die Steuererklärung über den Umjab einer nad $ 3 des 
Geſetzes ſteuerpflichtigen Berfaufftätte erfolgt nach anliegenden 
Muster II. Dabei ijt folgendes zu beadten: 

1. die Beitimmungen unter I Nr. 2, 3 und 5a finden finngemäße 

Anwendung; 

2. die übrigen inländischen Berfaufftätten desjelben Unter- 
nehmens jind an entiprechender Stelle anzugeben; 

3. wird die Steuerfreiheit oder Beiteuerung nad $ 3 Abj. 3 des 
Geſetzes beanjprucht, jo jind die Steuererflärungen für die 
jämtlihen inländiihen Berfaufftätten zujammen unter Bei- 
fügung einer den Antrag und die zur Begründung desjelben 
geeigneten Tatjahen enthaltenden Beilchrift einzureichen. 

III. Die Steuererklärung eines nach $ 7 des Geſetzes jteuer- 
pflichtigen Betriebes iſt ebenfalls nach den anliegenden Muftern I oder 
II abzugeben, je nachdem ſich der Sit des Betriebes, für welden die 
— abgegeben wird, innerhalb oder außerhalb Preußens 

efindet. 

IV. Im übrigen gibt der Vordruck der Formulare die erforderliche 
Anleitung zur Ausfüllung desſelben. Dem Steuerpflichtigen ſteht 
es frei, die zum Verſtändniſſe ſeiner Angaben dienenden Erläuterungen 
und Zuſätze in die Steuererklärung oder in eine derſelben beizufügende 
Anlage aufzunehmen. 

Die in Zweifelsfällen von Steuerpflichtigen mündlich nachgeſuchte 
Belehrung iſt vom Borjigenden des zuftändigen Steuerausichuffes 
bereitwillig auch mündlich zu erteilen. 

V. Die Steuererklärung it unter der Verſicherung abzugeben, 
daß die Angaben nad beitem Willen und Gewiſſen gemacht find, zu 
datieren und von dem zur Abgabe Berpflichteten durch Namensunter- 
ſchrift zu vollziehen. 


Art. 14. 
Folgen der Friſtverſäumung. 
($ 11 des Gejeßes.) 


Wer die ihm obliegende Steuererklärung (Art. 12) nicht innerhalb 
der vorgejchriebenen Friſt abgibt, verliert die gejeglihen Rechtämittel 
gegen jeine Einjhägung für das betreffende Steuerjahr, injofern nicht 

Fuifting, direfte Steuern. III 3) 
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Umftände dargetan werden, melde die Verſäumnis entichuldbar 
machen. 

Eine nochmalige Aufforderung, wie nach $ 30 Abf. 2 des Ein- 
tommenfteuergejeßes, findet ebenſowenig ftatt, wie die Nichtabgabe der 
Steuererflärung mit einem Zujchlage zur Steuer nad) Vorgang des $ 30 
Abi. 3 a. a. O. bedroht ift. 


Art. 15. 
Sffentliche Aufforderung zur Stenererflärung. 
($ 9 Abj. 1 des Geſetzes.) 


l. Der Zeitraum, innerhalb dejjen die Steuererflärungen in Ge- 
mäßheit des $ 9 Abf. 1 des Geſetzes abzugeben find, wird ein für alle- 
mal auf die Zeit vom 25. Januar bis einfchließlich 11. Februar mit der 
Maßgabe feitgejegt, dat in denjenigen Jahren, in welchen der 10. Fe— 
bruar auf einen Sonn- oder allgemeinen Feiertag fällt, die Frift nicht 
mit dem 10., fondern erjt mit dem 11. Februar endet. 

2. Für jeden Veranlagungbezirf der Gewerbefteuerflaffe I erläft 
der Vorfißende des Steuerausſ us derjelben alljährlich die nach dem 
anliegenden Mufter III abzufafjende öffentlide Aufforderung zur 
Abgabe der Steuererflärung an alle diejenigen Steuerpflichtigen, 
welche bereit3 zur Warenhausfteuer veranlagt jind. Für die erit- 
malige Veranlagung der Warenhausfteuer für das Steuerjahr 1901 tritt 
an die Stelle diefer Bekanntmachung eine joldhe nad) dem anliegenden 


N. Mufter IV. 


1) Die öffentlihe Belanntmahung muß im Laufe des Monats 
Dezember erfolgen und zwar durch einmalige Einrüdung: 

a) in die für die amtlichen Publikationen der Landräte, in Stadt- 
freien der Gemeindebehörden des Beranlagungbezirtes be- 
ſtimmten Blätter, 

b) in eine im Beranlagungbezirfe verbreitete Zeitung. 


Ob die Bekanntmachung zu wiederholen oder in mehrere Zeitungen 
einzurücken ift, bleibt dem Ermeſſen des Ausſchußvorſitzenden überlafien. 

Bis auf weiteres ift allen in Abj. 1 diefer Ziffer bezeichneten 
Steuerpflichtigen bezw. den im Art. 12 Nr. 3 bezeichneten Vertretern 
derjelben tunlichit gleichzeitig mit dem Erlafje der öffentlichen Belannt- 
machung oder noch vorher ein Eremplar derjelben nebit einem For— 
mulare zur Steuererflärung von Amts wegen mitzuteilen. Die Zu- 
lendung fann auch durch die Poſt oder durch Bermittelung der Ge- 
meindebehörben geihehen; einer Bejcheinigung der erfolgten Be- 
händigung bedarf es mit Rücficht auf die Beftimmung im zweiten 
Satze des Art. 12 Ziffer 1 nicht. 


Zu Art. 15. 


1. „In Anbetracht der beichräntten Zahl der für die Warenhausfteuer 
in Frage fommenden Betriebe erübrigt fih die Aufnahme deröffentlidhen 
“ufforderung zur Steuererflärung in die amtlihen Bubli- 
tationsorgane jämtlicher Landräte und Gemeindevorftände der Stadtkreiſe. 
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In Abänderung der Vorſchrift im Art. 15 Nr. 2 Abj. 2 der Anweiſung be- 
fimmen wir daher, daß die dort vorgeichriebene öffentlihe Belanntmahung 
der Regel nad) nur einzurüden it 

a) in eine im Veranlagungbezirke verbreitete Zeitung, 

b) in die Amtsblätter der Regierungen des Beranlagungbezirtes, 

ce) in die amtlihen Bublifationsorgane der Landräte derjenigen 

Landkreiſe und der Gemeindevoritände derjenigen Stadt- 
freije, in denen jih Betriebe befinden, die be- 
reitszur Barenhbausfteuerperanulagt find. 

Bezüglich der durch befondere Gründe etwa gebotenen Einrüdung in noch 
andere Zeitungen bleibt ebenjo wie bezüglich der Wiederholung der Belannt- 
machung die Beftimmung im Art. 15 Nr.2 Abi. 3 a. a. D. in Geltung“ (Nr. 6 
der allgem. ®. der Minifter der Finanzen, ded Innern und für Handel und 
Gewerbe von 30. Dezember 1901 — Mitt. H. 43 Nr. 20). 


Art. 16, 
Bejondere Aufforderung zur Abgabe einer Stenererflärung. 
($ 9 Abi. 2 des Gejches.) 


1. Diejenigen Steuerpflihtigen, welche zur Zeit des Erlafies der 
öffentlihen Belfanntmadhungen (Art. 15) nicht zur Warenhausfteuer 
veranlagt find, vor der eritmaligen Veranlagung für das Steuerjahr 
1901 jomit jämtlihe Steuerpflichtige, werden, unbejchadet ihres 
Rechtes, zur Steuererflärung zugelaffen zu werden, zur Abgabe 
derjelben erft verpflichtet, jofern eine bejondere Aufforderung 
des Vorſitzenden des Steuerausihuffes der Klaſſe I an fie ergeht. 

Iſt eine ſolche Aufforderung nihtergangen, 
und ſ haben fie auch freiwillig feine Steuer— 
erflärung abgegeben, jo fönnen fie zur Waren— 
hbausfteuernihtveranlagtmwerden. 

II. Eine befondere Aufforderung hat der gedachte Vorjigende unter 


Anwendung des beiliegenden Muſters V vor der jährlihen Veranlagung. 


jedenfalld zu richten an alle diejenigen das ſtehende Gewerbe bes 
Kleinhandeld mit mindeftens zwei der im $ 6 des Geſetzes unter- 
ichiedenen Warengruppen treibenden Gemerbetreibenden des Ber- 
anlagungbezirles, 

1. welche ihm von der Regierung oder durch einen Bejchluf 
des Steuerausichuffes als zur Abgabe einer Steuererflärung 
aufzufordernde Steuerpflichtige bezeichnet werden, 

2. bei welchen nach feinem eigenen Ermejjen ein Umjaß von 
jteuerpflichtiger Höhe bezw. die Steuerpflicht nad) $ 3 Abj. 1 
des Geſetzes anzunehmen iſt. 

III. Für die erftimalige Veranlagung der Warenhausſteuer 

iſt eine bejondere Aufforderung zu richten an 

1. jämtliche das jtehende Gewerbe des Kleinhandels mit mindejtens 
zwei Warengruppen treibende Gewerbetreibende des Veran— 
lagungbezirtes, 

a) welde für das Steuerjahr 1900 zur Gewerbejteuer in den 
Klaffen I oder II veranlagt find oder nad) der Höhe ihres 
Anlage» und Betriebsfapitales zu veranlagen geweſen ſein 
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würden, wenn nicht die Bejtimmung im $ 8 Abi. 1 Gew. 
| auf fie angewendet worden wäre, 
b) welche in der Klaſſe III mit einem Steuerjae von mehr 
al3 144 Mark veranlagt jind, 
jofern nit aus bejonderen Umftänden die Annahme eines 
fteuerpflichtigen Umjates von mehr als 400 000 Markt ausge- 
ſchloſſen ift; 

2. die Inhaber bezw. Vertreter der nach $ 3 Abi. 1 des Gejebes 

jteuerpflichtigen Berfaufftätten; 

3. fonftige Gewerbetreibende, welche nach Ziffer II Nr. 1 oder 2 

zur Steuererflärung aufzufordern find. 

IV. Die befonderen Aufforderungen jind den Steuerpflichtigen 
bezw. deren Vertretern (Art. 12 Nr. 3) nad) Vorſchrift des Art. 71 der 
AN. zum Eintommenfteuergejege zuzuftellen, und zwar joweit die Auj- 
ve zum Zwecke der ordentlichen Veranlagung erfolgt, in der 

egel mit der in der öffentlihen Bekanntmachung bejtimmten Friſt 
(Art. 15 Nr. 1). 


Art. 17. 
Beiriftung und Abgabe der Steuererflärungen. 


1. Wegen der Befriftung der Steuererflärungen jind die Vor— 
ichriften im Art. 52 Ziffer 1 der Ausführunganweilung zum Ein- 
fommen- und Ergänzungjteuergejege entiprehend zu beachten. 

Angleihen hat der Vorſitzende des Steuerausjchufjes der Klaſſe I 
nad den Beitimmungen unter Ziffer 4 und 5 a. a. O. zu verfahren. 

2. Hinfichtlich der Form und des Inhaltes der Steuererflärungen 
wird auf die Borichriften im Art. 13 und die vorgeichriebenen Mufter 
I und II verwielen. 

Formulare find von den im Art. 12 Nr. 1 bezeichneten Stellen 
toftenlos zu verabfolgen. Gebühren dürfen für auf die auf Antrag 
— zu verſagende Nachlieferung einzelner Formulare nicht erhoben 
werden. 


Art. 18. 
Die Prüfung der Steuererflärungen. 
($ 10 des Geſetzes.) 


I. Tie eingegangenen Steuererflärungen hat der Vorſitzende 
des Steuerausihuffes nad Form und Inhalt zu prüfen, wobei die 
Beltimmungen im Art. 55 Nr. 1 der Nusführunganweifung zum 
Einfommen- und Ergänzungjteuergejege linngemäß zu beadten jind. 

II. Liegen gegen den Inhalt einer Stenererflärung Bedenken vor, 
jo muß dem Steuerpflichtigen unter Mitteilung derjelben mit mindejtens 
14 tägiger Friſt — und zwar in der Regel noch vor dem Zujammentritte 
des Steuerausſchuſſes — Gelegenheit zur mündlichen oder jchriftlichen 

Außerung darüber gegeben werden. Dabei ift der Vorſitzende auch 
befugt, dem Steuerpflichtigen bejtimmte Fragen zur Feititellung der 
für die Veranlagung erheblichen Tatſachen vorzulegen. Die bezügliche 
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Aufforderung muß den ausdrüdlichen Hinweis darauf enthalten, da 
die Nichtbefolgung derjelben den im $ 11 des Geſetzes angedrohten 
NRechtsnadteil zur Folge habe. Es it Sache des Steuerpflichtigen, 
dem Steuerausichuffe die Überzeugung von der Richtigkeit der bean- 
ftandeten Angaben zu verichaffen und die zu diefem Zwecke dienlihen 
Beicheinigungen und Beweile (Bücher, Quittungen, Beläge, Auskunft» 
perjonen uf.) anzuführen. Die Befugnis, von dem Steuerpflichtigen 
die Vorlegung feiner Gejchäftsbücher uverlangen,jtehtnad $ 10 
Abſ. 2 des Gejeges nur dem Steuerausichuffe, nicht auch dem Borfigenden 
desfelben zu, wohl aber ijt es jtatthaft, dem Steuerpflichtigen in der 
Aufforderung die zur Behebung der vorliegenden Bedenken geeigneten 
Beweismittel an die Hand zu geben. 

Auch Hat der Vorjigende, um die demnächitige Veranlagung 
nicht zu verzögern, tunlichit in allen Fällen, in denen er die Vorlegung 
der Geſchäftsbücher für erforderlich erachtet, die freiwillige Vorlegung 
aber abgelehnt wird oder nicht zu erwarten ift, einen diejelbe anord— 
nenden Beſchluß des Ausjchufjes, gegebenenfalls durch Umlaufjchreiben, 
jo rechtzeitig herbeizuführen, daß entweder das Ergebnis der Bücher— 
vorlegung bei dem Zujammentreten des Ausjchujjes vorliegt oder doch 
die Vorlegung während der Sitzungen desjelben erfolgt. Die vom 
Steuerpflichtigen angebotenen, gejeglich zuläfligen, an jich geeigneten 
Beweismittel müjjen erhoben werden, fomweit nicht die unter 
Beweis gejtellten Tatjahen ohnehin unbeftritten oder für die Beur- 
teilung der Sache unerheblich jind. 

Der Berlauf und die Ergebnifjfe der jtattgehabten mündlichen 
Se und einer etwaigen Bemweisaufnahme jind aftenfundig 
zu maden. 


C. Dpliegenheiten und Befugniſſe des Steneransjchufjes der Ge: 
werbejtenerktlajje I und jeines Borjitenden. 


Art. 19. 


I. Soweit jih aus den Beitimmungen diejer Anweisung nicht 
ein anderes ergibt, fommen die im Art. 23 Abf. 1, 3 und 6 bis 8 der AN. 
zum GewG. bezeichneten Obliegenheiten und Befugnilje dem Bor- 
figenden des Steuerausjchujjes der Gewerbeſteuerklaſſe I auch in 
Anfehung der Warenhausfteuer zu mit folgenden Maßgaben: 

l. Die Beftimmungen unter Nr. 3 des Abi. 8a. a. D. gelten aud) 
bezüglich des Materials über die Veranlagung der betreffenden 
Steuerpflichtigen zur Gewerbefteuer in einer der Klaſſen II—IV. 

Die Borjikenden der Steuerausſchüſſe diejer Klaſſen über- 
jenden ſofort nad) beendeter Veranlagung einen Auszug aus der 
namentlihen Nachweiſung für alle diejenigen Gewerbejteuer- 
pflichtigen, hinfichtlih deren fie vermuten, daß die Voraus— 
jegungen der Warenhausjteuerpflicht vorliegen, oder welche 
ihnen von dem Borjitenden des zuftändigen Steueraus- 
ichujjes der Klaſſe I bezeichnet find, diefem unter Beifügung 
eines Gutachtens über die von ihnen vermutete Höhe des 
jteuerpflichtigen Umſatzes, fowie auch des gemwerbejteuer- 


550 IV.B. Rarenhausfteuer-Anmweiiung. Art. 19. 


pflichtigen Ertrages und des Anlage- und Betriebsfapitales, 
jofern der Ertrag und das Anlage- und Betriebstapital nicht bei 
der Gewerbefteuerveranlagung von dem Steuerausjchuffe ziffer- 
mäßig feftgeftellt und in die namentliche Nachweilung ein- 
getragen iſt. 

egen der Verpflichtung der Vorſtände der Gemeinden mit 
mehr als 20000 Einwohnern zu gutachtlichen Außerungen 
bezüglich neu angemeldeter Gewerbe wird auf Art. 21 verwiejen. 

II. Dem Steuerausſchuſſe der Gewerbeſteuerklaſſe I ſtehen aud 
behufs der Beranlagung der Warenhausjteuer die im Art. 24 AN. 
zum GewG. bezeichneten Befugnifje zu. 

Außerdem ift er — nicht auch fein Vorfigender — auf Grund der 
ausdrüdlichen VBorfchrift im $ 10 Abi. 2 WStG. befugt, dem Steuer- 
pflihtigen die Vorlegung feiner Geſchäftsbücher aufzugeben. 

In diefer Beziehung ift folgendes zu beachten: 

1. Die Vorlegung der Geihäftsbücher darf nur zum Zwecke der 
Prüfung der Steuererflärung gefordert werden, nidht aud 
für Zwede der Veranlagung zur Gewerbeiteuer. 

2. Der Steuerpflichtige ift nur zu Borlegung der Geſchäfts— 
bücher verpflichtet, nicht auch zu einer mit Aufgabe jeiner 
Sewahrjam verbundenen Ginjendung oder berlaſſung 
derſelben. 

3. Andererſeits kann der Steuerpflichtige nicht verlangen, daß 
die Vorlegung in ſeinem Geſchäftslokale oder auch nur an 
jeinem Wohnorte oder dem Site feines Geſchäftes jtattfinde. 

4. Die Vorlegung fann nad Ermeſſen des Steuerausjchufjes vor 
verjammeltem Steuerausichufie, vor dem Vorſitzenden oder 
einem oder mehreren von dem Ausfchuffe hiermit beauftragten 
Mitgliedern desjelben, vor dem Borfigenden des Steueraus- 
ihujjes derjenigen Gewerbejteuerflafje, in welcher der Steuer- 
pflichtige veranlagt ift oder vor dem Vorſitzenden des Steuer- 
ausjchuffes der Klaſſe IV erfolgen. Dieſe Ausſchußvorſitzenden 
haben jich auf Erſuchen des Steuerausschuffes der Klaſſe I oder 
* Vorſitzenden der Prüfung der Geſchäftsbücher zu unter— 
ziehen. 

5. Die Zuziehung von Sachverſtändigen bleibt dem Ermeſſen 
des Steuerausſchuſſes überlaſſen. 

6. Die Prüfung der Bücher hat, wenn möglich, unter Zuziehung 
des Steuerpflichtigen, unter Verhandlung mit ihm und unter 
Aufnahme des Ergebniffes in ein von ihm zu unterzeichnendes 
Protokoll zu gefchehen. 

7. In welcher Weife und an welhem Orte hiernach die Vorleguna 
zu erfolgen habe, bejtimmt der Steuerausſchuß nach Lage des 
Einzelfalles. 

Dabei iſt auf die Bequemlichkeit des Steuerpflichtigen 
inſoweit tunlichſte Rückſicht zu nehmen, als hierdurch der Zweck 
der Büchervorlegung nicht beeinträchtigt wird und die Koſten 
des Verfahrens nicht vermehrt werden. 
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Überhaupt ift auch hierbei auf tunlichſte Beſchränkung 
der Koften Bedacht zu nehmen. 

8. Die Mitteilung des Bejchlufjes wegen Vorlegung der Bücher 
an den Steuerpflichtigen hat die nach Ziffer 7 Abi. 1 zu be- 
ftimmenden Modalitäten der Borlegung anzugeben und einen 

inmweis auf den im Falle der Nichtvorlegung der Bücher den 
re nach $ 11 des Geſetzes treffenden Rechts— 
nadhteil. 


D. Ans und Abmeldung. 
Art. 20. 


1, Wer den Betrieb des jtehenden Gewerbes des Kleinhandels 
mit mehr als einer der im $ 6 des Geſetzes unterijchiedenen Waren- 
gruppen anfängt, muß hiervon neben der in der Gewerbeordnung 
und dem Gemerbejteuergejeße erforderten Anmeldung der unter 
Nr. 3 bezeichneten Behörde jchriftlich oder zu Protokoll Anzeige machen. 

Dieje Berpflihtung trifft auch 

a) denjenigen, der das bisher nur mit Waren, welche nicht mehr 
als einer der im $ 6 des Geſetzes unterichiedenen Gruppen 
angehören, betriebene jtehende Gewerbe des Kleinhandels 
a mehr als eine diejer Gruppen ausdehnt, 

b) denjenigen, der eine nach $ 3 des Gejekes der Warenhausfteuer 
unterliegende Berlaufitelle errichtet, 

c) denjenigen, der den Warenhausbetrieb eines anderen über- 
nimmt und fortjegt oder neben feinem bisherigen Waren- 
hausbetriebe oder an Stelle desjelben einen anderen anfängt. 

Erjtredt jich der Betrieb über mehrere Orte in Preußen, jo 
it die Anmeldung an jedem Betriebsorte zu bewirken. 

2. Die Anzeigepflicht nach Ziffer 1 tritt, außer in dem Falle der 
lit. ba. a. D., nicht ein, wenn nach den Verhältniſſen des Betriebes 
von vornherein ausgejchlofien it, dab der Gejamtumjag den Betrag 
von 400 000 Mark erreicht. In dem Falle der lit. b des zweiten Abſatzes 
der Wr. 1 ift die Anzeige jtets, ohne Rüdjicht auf die Höhe des Ertrages- 
und des Anlage» und Betriebsfapitales zu bewirken. 

3. Die Anzeige ift zu machen für Verkaufſtätten 

a) in Gemeinden von mehr als 20 000 Einwohnern bei den 
Gemeindevorſtande, in Berlin jedoch bei der 
Königlihen Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern dajelbit, 

b) in allen anderen Gemeinden (Gutsbezirfen) bei der Be- 
zirksregierung. 

4. Die unter Nr. 3 bezeichnete Behörde erteilt auf Verlangen 

innerhalb einer Woche eine Beicheinigung der Anzeige. 


Art. 21. 
Behandlung der Anzeigen jeitens der Gemeindebehörde 
(Regierung 2c.). 
l. Sämtliche auf Grund des Art. 20 eingehenden Anzeigen 
jind in ein nah dem für die Gewerbeanmeldungen vorgejchriebenen 
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Muiter (Mufter 1 zu Art. 26 Nr. 1 AN. zum Gew®.) zu führendes 
Verzeichnis in der Reihenfolge ihres Einganges einzutragen. 

2. Betrifft die Anzeige die Übernahme und Fortſetzung eines 
bereit3 zur Warenhausfteuer veranlagten Betriebes, jo ift auch Diele 
in dad nach Ziffer 1 zu führende Berzeichnis einzutragen. 

In der Spalte „Bemerkungen“ tft der Name des bisherigen 
Inhabers des Betriebes unter Bezeichnung der Nummer der Waren- 
hausfteuerlifte anzugeben. 

3. Die Vorfchrift im Art. 26 Ziffer 4 AU. zum GewG. findet au 
bezüglich der bei den Gemeindevorjtänden der Bemeinden mit mehr 
ala 20 000 Einwohnern eingehenden Warenhausjteuer-Anzeigen finn- 
gemäße Anwendung. Insbeſondere hat ſich das Gutachten über die 
geführten Warengattungen und die mutmaßliche ungefähre Höhe des 
Umfates zu äußern. 

Hinfichtlich der bei der Bezirksregierung angemeldeten Betriebe 
bleibt e8 dem Rorfigenden des Steuerausichuffes der Klaſſe I über- 
lajjen, entipredhende Gutachten von den Gemeinde-(Gut3-)voritänden 
einzufordern. 

Die Regierung hat aber auch ihrerjeit3 jich bei Überjendung der 
Anzeigen an den gedadten Vorjigenden über die ihr befannten Merk— 
male der Bejteuerung zu äußern. 

Die im $ 54 bezw. $ 56 GewG. den Gemwerbetreibenden und ihren 
Vertretern auferlegte Berpflihtung zur Ausfunfterteilung erftredt 
ih nah $ 13 Abi. 2 für alle Gewerbetreibenden, 
welche den Kleinhandelbetreiben, aud auf die An- 

gabe, mit welchen Warengattungen dies geichieht. 

4. Die bei ihr eingegangenen Anzeigen überjendet die Behörde 
(Gemeindevorjtand ujm.) zum erjtenmal Mitte Dezember 1900 und 
jodann am Ende eines jeden SKalendervierteljahres mit einem fie 
betreffenden Auszuge aus dem Berzeichniffe und ihrem Gutachten 
dem Borjigenden des für die Veranlagung zuftändigen GSteuer- 
ausfchujjes der Klaſſe I. 

ür die Auszüge und das Gutachten wird die Benugung des 
gute vi. Mufters VI empfohlen. 
— Art. 22. 


Behandlung der Anzeigen ſeitens des Vorſitzenden des 
Steuerausſchuſſes der Klaſſe 1. 


1. Der Vorſitzende des Steuerausſchuſſes der Klaſſe I hat die ihm 
nad) Art. 21 Ziffer 4 zugehenden Abjchriften aus dem Berzeichnifle der 
Warenhausanmeldungen unverzüglich zu prüfen und, fall3 diejelben 
feine ausreichende Grundlage für die Beurteilung der Steuerpflicht 
— joweit eine ſolche Grundlage ohne die Steuererffärung überhaupt 
zu bejchaffen iſt — bieten, weitere Ermittelungen anzuitellen. 

2. Nach dem Ergebnilje jeiner Ermittelungen hat der Borjigende 

a) die Anmeldungen folder neuen Gewerbe, bei denen er eine 

ner VE Warenhausfteuerpfliht für vorliegend erachtet, in das nad 
Bu Mufter VII zu führende Notizregifter einzutragen, 


Art. 22. IV. Veranlagung. 553 


b) jolhe Gewerbe, deren Warenhausfteuerpfliht ihm zwar zur 
Zeit ausgeſchloſſen erjcheint, bei denen aber nad) ihrer Art 
und den fonjtigen Umftänden fraglich bleibt, ob jie nicht dem— 
nächſt — wegen Erjtredung des Kleinhandels auf mehr als 
eine der im $ 6 des Geſetzes unterjchiedenen Warengruppen, 
Erzielung eines Umſatzes von jteuerpflichtiger Höhe oder 
Wegfall des Befreiungsgrundes des $ 1 Abj. 4 des Geſetzes — 
zur Warenhausfteuer heranzuziehen fein werden, in eine 
Ntontrolle, für deren Einrichtung das durch Art. 27 Nr. 2 c AN. 
zum GewG. für die Gemwerbejteuer vorgeichriebene Muſter 
als Anhalt dienen fann, einzutragen; 

wenn die Anmeldung einen bereit3 zur Gewerbes, aber 
niht zur Warenhausiteuer veranlagten Betrieb betrifft, 
ebenfalls der lit. a oder b entiprechend zu verfahren. 

d) Betrifft die Anmeldung die Errihtung einer Zweignieder- 
laſſung, eines fonjtigen jtehenden Betriebes oder den Beginn 
eines zweiten oder ferneren Gewerbes jeitens eines jchon zur 
(Hewerbe- und zur Warenhausiteuer oder nur zu eriterer 
für das laufende Jahr veranlagten Steuerpflichtigen, jo iſt 
ebenfalls der lit. a oder b entiprechend zu verfahren. 

3. Wird ein warenhausiteuerpflichtiger Betrieb von einer anderen 
Perſon unverändert fortgeſetzt, jo bleibt die Veranlagung bis zum 
Ablaufe des Steuerjahres unverändert in Kraft und es wird nur der 
Name des Gewerbetreibenden in der Warenhausjteuerlifte um— 
geichrieben. 

Ob der den Betrieb übernehmende Gewerbetreibende bereits 
wegen eines bisher betriebenen und neben dem übernommenen 
fortzujegenden Gewerbes zur Warenhausfteuer herangezogen iſt, 
fommt hierbei nicht in Betracht; in einem derartigen Falle bleibt 
vielmehr für das laufende Jahr die befondere Veranlagung beider 
Betriebe in Kraft, und tritt die einheitliche Beiteuerung erit bei der 
nächſten Beranlagung ein. 

4. Bezieht ji die angemeldete Übernahme und Fortſetzung eines 
warenhausiteuerpflichtigen Betriebes nicht auf den gefamten der Waren- 
hausfteuer unterliegenden Betrieb des bisherigen Inhabers, fondern 
nur auf einen Teil (3.8. eines von mehreren nebeneinander betriebenen 
Gewerben, einen einzelnen ftehenden Betrieb), jo bleibt die Beiteuerung 
des bisherigen Steuerpflichtigen für das laufende Jahr ohne Anderung 
beftehen und der Anmeldende ift als Zugänger zu behandeln, falls 
er nicht auch feinerjeit3 bereits zur Warenhausfteuer veranlagt ilt. 
Im legteren Falle wird an der beiderjeitigen Warenhausjteuer für 
das laufende Jahr überhaupt nicht? geändert und nur zur Berüd- 
jihtigung für die nächſte Veranlagung das Nötige vermerft. 

5. Sit der Anmeldende eines neuen Kleinhandelsbetriebes Inhaber 
eines bereits bejtehenden, welcher aber wegen Führung von nicht 
mehr als einer Warengruppe oder wegen eines die Grenze der Steuer- 
pflicht nicht erreihenden Umſatzes von der Warenhausiteuer befreit 
geblieben tft, jo hat der Vorfigende der Klaſſe I zu prüfen, ob der neu 
angemeldete Betrieb in Verbindung mit dem bisherigen und bei 


x) 
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Zujammenredhnung des Umſatzes beider jteuerpflichtig wird. Be— 
jahendenfalld hat er die Befteuerung des Gejamtbetriebes von dem 
durch die Eröffnung des neuen Betriebes bedingten Zeitpunfte ab 
zu veranlajjen. 

6. Meldet der Inhaber eines außerhalb Preußens domizilierten 
Unternehmens, deſſen bisherige inländijche Berkaufftätten nah $ 3 
Abſ. 3 des Geſetzes fteuerfrei geblieben waren, eine weitere inländijche 
Berlaufftätte an, jo prüft der Borjigende der Klaſſe I, ob Durch die 
Eröffnung der neuen Berfaufitätte die Bedingung der Steuerfreiheit 
nach $ 3 Abi. 3 in Wegfall fommt, und veranlaft ——— die 
Heranziehung der ſämtlichen inländiſchen Verkaufſtätten. 

7. Entſtehen neue Kleinhandelsbetriebe durch Zerlegung eines 
bisherigen Warenhausbetriebes, jo prüft der Vorſitzende der Klaſſe I, 
ob die Vorausfegungen des $ 7 des Geſetzes vorliegen, und fordert, 
wenn er dies annimmt, von dem zuftändigen Ausſchußvorſitzenden 
beglaubigte Abjchriften der Anmeldungen der neuen Betriebe ein. 
In gleicher Weije fordert er von dem Vorſitzenden des für die Gewerbe— 
iteuerveranlagung des zerlegten Warenhausbetriebes zuftändigen 
Ausſchuſſes Abjchrift der Abmeldung des lehteren ein. 

8. Mit Anmeldungen, welche nur die Verlegung des Sitzes eines 
Gewerbes in einen anderen Gemeinde-(Guts-)bezirt betreffen, iſt 
den Vorjchriften im Art. 27 Nr. 7 AN. zum GewG. entiprechend zu 
verfahren. 


Art. 23. 
Behandlung der Abmeldungen. 


I. Einer bejonderen Abmeldung des Barenhausbetriebes bedarf 
es nur, wenn in dem ganzen Betriebe oder einer einzelnen Betrieb- 
itätte der Kleinhandel 

a) völlig eingeftellt wird, ohne daß das Gewerbe zur Einjtellung 
gelangt, 3. B. bei Beichränfung eines bisherigen Groß- und 
Kleinhandels auf erjteren, 


b) auf Waren, welcher feiner oder nur einer der im $ 6 des 
Geſetzes unterijchiedenen Gruppen angehören, bejchränft wird. 


Die Abmeldung ift in diefen Fällen — auch in Berlin — bei dem 
Vorjigenden des fürdieWarenhausfteuerveranlagung 
zufttändigen Steuerausihufles zu bewirken. 


Der gedachte Vorſitzende prüft die Richtigkeit der in der Abmeldung 
angegebenen Zatjahen, jowie ob etwa die Borausjegungen des $ 7 
des Geſetzes vorliegen. Nach Behebung etwaiger Bedenten notiert 
er indem Falle zu b das Erforderliche behufs Beachtung bei der nächſt— 
jährigen Veranlagung. In dem Falle zu a trägt er die Abgangjtellung 
(Art. 31) in das Notizregiiter Muſter VII ein und benachrichtigt hiervon 
N Vorligenden des für die Gewerbefteuerveranlagung zuftändigen 
Ausſchuſſes, die empfangberechtigte Gemeinde (Gutsbezirk) und den 
Abmeldenden. 
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II. Die auf Grund des Art. 23 AN. zum GewG. erfolgenden 
Abmeldungen gelten, wenn es fih um der Warenhausfteuer unter- 
liegende Betriebe handelt, auch für dieje Steuer. 

Der Borjigende, an den diefe Abmeldungen gelangen, hat den 
Torfigenden des für die Warenhausfteuerveranlagung zuftändigen 
Ausſchuſſes von dem von ihm gemäß Art. 23 AV. zum GewG. Nr. 2,4 
und 5 Beranlaften Kenntnis zu geben, auch, wenn er den Fall des $ 7 
des Geſetzes für gegeben erachtet, dies unter Angabe jeiner Gründe 
mitzuteilen. 

Der Borlikende des für die Warenhausjteuerveranlagung zu— 
ftändigen Ausichufles verfährt wegen der Abgangitellung oder Um- 
jchreibung der Warenhausjteuer oder Notierung behufs Beachtung 
bei ber nächiten Beranlagung entiprechend den Beltimmungen a. a. ©. 
und benachrichtigt von dem Veranlaßten den Borjigenden des für 
die Gewerbejteuerveranlagung zufjtändigen Ausſchuſſes, die bezug- 
beredhtigte Gemeinde (Gutsbezirk) und den Abmeldenden. 


E. Beranlagung. 
Art. 24. 


I. 1. Das Beranlagunggeihäft beginnt mit der Aufitellung 
der VWarenhausfteuerlijte durh den Borfikenden des 
für die Veranlagung zuftändigen Steuerausfchuffes der Klaſſe I. 

In die Steuerlifte aufzunehmen ſind: 

a) alle zur Zeit zur Warenhausjteuer veranlagten Gewerbe— 
treibenden unter Berüdiichtigaung der eingetretenen Zu— 
und Abgänge; 

b) alle!) nach Art. 16 Ziffer II bezw. für das Steuerjahr 1901 
Biffer III zur Steuererflärung aufzufordernden Gewerbe- 
treibenden. 

Die Beitimmung unter Ziffer 12 Ab. 2 AA. zum GewG. findet 

finngemäße Anwendung. 

2. Altjährlic am 20. Dezember überjenden die zu... 
ſämtlicher Steuerausſchüſſe dem Vorjigenden des für die Veranlagung 
der Warenhausjteuer zuftändigen Ausſchuſſes ein Verzeichnis derjenigen 
Gewerbetreibenden ihres Weranlagungbezirfes, welche nad ihrem 
Dafürhalten gemäh Ziffer II 2 Art. 16 zur Steuererklärung aufzu- 
fordern und daher in die Steuerliite aufzunehmen jind. Das am 
20. Dezember 1900 einzureichende Berzeichnis hat die unter Ziffer III 
a. a. D. bezeichneten Gewerbetreibenden zu enthalten, die unter 
Ser III 3 bezeichneten, joweit fie der betreffende Vorjigende gemäß 
Siffer II 2 für jteuerpflichtig hält. 

3. Die Steuerlifte ift nach dem anliegenden Mujter VIII anzulegen. Mufter 

In die Abteilung A werden die nad) 3 l, in die Abteilung B die 
nad $ 3 und in die Abteilung C die nach $ 7 fteuerpflichtigen Betriebe 
aufgenommen. 

Innerhalb der Abteilungen A und B ijt die Lifte gejondert nad) 
Gemeinde-Guts-)bezirken anzulegen. 


VEIT, 


556 IV.B. Warenhausſteuer-Anweiſung. Art. 24. 


4. Die Beitimmungen unter Ziffer II bis IV Art. 31 AM. zum 
GewG. finden finngemäße Anwendung. Auf eine forgfältige Bor- 
bereitung der Veranlagung ift um jo größeres Gewicht zu legen, 
als die Veranlagung nur auf Grund einer Steuererllärung bezm. 
nach fruchtlofem Ablaufe der Friſt für dieſe erfolgen darf, ſomit ein 
Beichluß des Ausichufjes, einen vom Borjißenden nicht zur Steuer- 
erklärung aufgeforderten Gemwerbetreibenden in die Steuerlifte aufzu- 
nehmen, die Ausjegung der Veranlagung desjelben um mehr als 
zwei Wochen zur notwendigen Folge hat. 


Die Spalten 2—7, 9 und 10 der Steuerlifte jind von dem Bor- 
jißenden, jomweit nicht etwa das erforderlihe Material, 3. B. das 
Ergebnis der Gemwerbejteuerveranlagung, nody ausjteht, vor der 
Beichlußfaflung des Steuerausjchujfes auszufüllen, die Spalten 8 
und 11, foweit jich die Eintragungen auf die Veranlagung beziehen, 
auf Grund des Veranlagungbeſchluſſes des Ausſchuſſes und im 
unmittelbaren Anjchlujfe an denjelben. Die Ausfüllung der Spalten 1 
und 12 fann nach beendeter Veranlagung erfolgen. 


II. 1. Die Veranlagung erfolgt in der Regel im unmittelbaren 
Anſchluſſe an dieBeranlagung der Gewerbeſteuerklaſſe JI. Ob zuvörderft 
dieje, ſoweit jie nicht bezüglich einzelner Steuerpflichtigen ausgejest 
bleiben muß, zu beenden und demnächſt diejenige der Warenhausiteuer 
zu bewirfen, oder aber bei jedem einzelnen Steuerpflichtigen der 
Klaſſe I die Veranlagung beider Steuern hintereinander, die Ber- 
anlagung der nicht von dem Ausſchuſſe zur Gewerbeſteuer zu ver- 
- anlagenden Warenhausjteuerpflichtigen aber vorher oder nachher zu 
bewerfitelligen ift, bleibt dem Ermeſſen des Ausſchuſſes vorbehalten. 
Doc) bleibt zu beachten, daß hierdurch nicht die Zuziehung der nur 
für die Warenhausjteuerveranlagung hinzutretenden Mitglieder ohne 
Notwendigkeit ausgedehnt und die Koſten vermehrt werden. 


2. Dem Ausschuffe wird behufs Veranlagung der Warenhaus 
jteuer die Steuerlifte vorgelegt und das gejamte Material zur Ver— 
fügung geſtellt. 


3. Die Vorſchriften in Art. 32 Nr. 3 und 4 AA. zum GewG. ſind 
linngemäß zu befolgen. 


Hinjichtlich der dem Ausſchuſſe zuftehenden Befugniſſe wird auf 
Art. 19 verwiejen. Laſſen ſich die von ihm beſchloſſenen Ermittelungen 
nicht während der Dauer der Sißungen erledigen, jo ift tunlichft nad) 
dem Schlußſatze des Art. 32 Nr. 3 AU. zum GewG. zu verfahren. 


3. Wegen des dem Borligenden zujtehenden Rechtes, gegen die 
Beſchlüſſe des Steuerausichuffes Berufung einzulegen, findet der Art. 
33 AN. zum GewG. entiprechende Anwendung. 


Zu Art. 24, 


1. „Künftig find gemäß Art. 24 Ilb ſämtliche zur Steuererflärung 
aufgeforderten Gewerbetreibenden in die Warenhausſteuerliſte aufzunehmen“ 
(Nr. 3 der allg. ®. der Minifter der Finanzen, des Innern und für Handel und 
Gewerbe vom 30. Dezember 1901 — Mitt. H. 43 Nr. 20). 
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F. Zerlegung des Steuerjates. 
Art. 25. 
($ 13 Abi. 1 und $ 7 des Gejeges.) 


1, In der Regel im unmittelbaren Anfchluffe an die Veranlagung 
eines Steuerpflihtigen hat die etwa erforderliche Zerlegung des 
Steuerjaßes zu erfolgen. 

Diejelbe wird erforderlich: 

a) unter den Vorausjeßungen des $ 38 GewG. bezw. $ 32 KAG, 

b) in den Fällen des $ 7 des Gejetes. 

Treffen die Borausjegungen zu lit. a mit denen zu lit. b zufammen, 
indem einer der nach $ 7 des Gejeßes zu veranlagenden Betriebe jich 
über mehrere Gemeinden (Gutsbezirfe) erjtredt, fo ift zunächit der Teil- 
betrag nach $ 7 feitzuftellen und alsdann diefer auf die einzelnen Be— 
triebsorte zu verteilen. 

2. Die Berteilung des Steuerjages ift, wenn diejer nach dem 
Umſatze bemefjen iſt, nadı dem Maßſtabe diejes, falls er aber nach $ 5 
des Gefehes auf 20 Prozent des Ertrages feitgejeßt ift, nach dem 
Ertrage zu bewirken. 

Die Vorſchriften im zweiten Abjate der Nr.2 und in Nr. 3 Art. 53 
AN. zum GewG. finden entiprehende Anwendung. 

3. Nach erfolgter Verteilung des Steuerjaßes hat der Vorſitzende 
des Steuerausjchuffes die Teilbeträge in Spalte 13 der Steuerlijte 
einzutragen und die Benachrichtigung der beteiligten Gemeinde- 
(Guts⸗)vorſtände und der Steuerpflichtigen unter finngemäßer Be- 
achtung der Vorichriften unter Nr. 4 Art. 53 AN. zum GewG. zu be— 
wirken. Für die Faſſung der Benadrichtigungsichreiben können Die 
dort mitgeteilten Mujfter zum Anhalte dienen. Bol. auch Art. 27. 
Den Vorſitzenden derjenigen Steuerausichüffe der Klaffe I, auf deren 
Bezirke Teilbeträge entfallen, jind dieſe in Liſtenform mitzuteilen. 

4. Die Beitimmungen unter Wr. 6 und 7 a. a. D. finden ent- 
jprehende Anwendung. 


G. Warenhausſteuerrolle. 
Art. 26, 


Sofort nad) beendeter Veranlagung fertigt der Vorſitzende der 
Klaſſe IT auf Grund der Warenhausftenerlifte nach dem Mufter IX für 
jede Gemeinde (Gutsbezirt) eine Warenhausiteuerrolle und über- 
fendet jie dem Gemeinde (Guts-)vorſtande. 

In diefelbe find aufzunehmen in 

Abteilung A) diejenigen auf Grund des $ 1 des Geſetzes fteuer- 

pflichtigen Betriebe, welche in der betreffenden Gemeinde 
(Gutsbezirk) ihren Sib haben, und zwar, fofern der ganze 
veranlagte Steuerjat auf diefe Gemeinde entfällt, mit diejem, 
anderenfalls unter Angabe des Geſamtſteuerſatzes und des auf 
die Gemeinde verteilten Teilbetrages desjelben; 
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B) diejenigen nad $ 1 des Geſetzes fteuerpflichtigen Betriebe, 
welche ihren Siß in einer anderen Gemeinde des Beranlagung- 
bezirtes haben, von deren Steuerjaß aber ein Teilbetrag auf die 
Gemeinde entfällt, unter Angabe des Gejamtiteuerfages und 
des der Gemeinde zuitehenden Teilbetrages, 

C) die nah $ 3 des Gejeges jteuerpflichtigen Berkaufitätten, 

D) die nad $ 7 des Geſetzes jteuerpflichtigen Betriebe unter 
Angabe des auf die Gejamtheit veranlagten Steuerjages 
und der der Gemeinde zuitehenden Teilbeträge. 

Der Gemeinde- (Gut3-)vorjtand verbindet die Warenhausiteuer- 
rolle mit einer Nachweiſung derjenigen in einem anderen Beranlagung- 
bezirke zur Warenhausjteuer veranlagten Betriebe, von deren Steuer- 
jag ein Zeilbetrag auf die Gemeinde (den Gutsbezirk) verteilt ift. 
Diejelbe ift nah einem Formulare anzulegen, welches demjenigen der 
Steuerrolle entipridt. 

Eine Offenlegung der Warenhausfteuerroflen findet nicht ftatt. 


H. Benachrichtigung der Stenerpflichtigen und der Borjigenden 
der Steuerausſchüſſe. Prüfung der Veranlagung. 


Art. 27. 


1. Nah Abjendung der Steuerrollen läht_der Vorſitzende der 
Klaſſe I die bereits vorher vorzubereitenden Steuerzuſchriften den 
- Steuerpflihtigen baldtunlihft nad) Maßgabe der Vorſchrift unter 
Ziffer 1 des Art. 40 AA. zum Gew®. zuitellen. 
Für die Steuerzufchriften find unter Durchitreihung des nicht 
BZutreffenden und Hinzufügung erforderlich erjcheinender Zufäße: 
xa. a) für nach $ 1 des Geſetzes Steuerpflichtige das Mufter X a, 
Rute b) für nad $ 3 des Gejeges Steuerpflichtige das Muſter X b, 


Moſter — c) für nad) $ 7 des Geſetzes Steuerpflichtige das Muſter X c 


— 


mtter RC anzumenden. 

— 2. Sodann teilt der Vorſitzende der Klaſſe I denjenigen der Klaſſen 
IL, III und IV ein Verzeichnis der zur Warenhausfteuer veranlagten 
Mitglieder ihrer Steuergejellichaften unter Angabe der Steuerjäße mit. 

Leder Vorſitzende eines Steuerausschuffes vermerkt in der nament- 
lihen Nachweiſung in der Spalte „Bemerkungen“ bei dem betreffenden 
Steuerpflichtigen die Heranziehung zur Warenhausftener unter An- 
gabe des Steuerjages etwa in folgender Form: 

„Nach $ 1 a v.18.7.1900 3. War. St. veranlagt mit 
— a rede arf.“ 

3. Spätejtens am 1. Augujt jedes Jahres reicht der Vorſitzende 

der Klaſſe I durch VBermittelung der Regierung jeines Amtsjißes dem 
1. Finanzminijter eine nad dem Muſter XI aufzuftellende Nachweifung!) 


er R. des Veranlagungſolls ſeines Veranlagungbezirkes an Warenhaus— 


ſteuer und jeder Regierung ſeines Amtsbezirkes einen deren Bezirk 
betreffenden Auszug aus dieſer Nachweiſung ein. 


Art. 28, 29. V. Rechtsmittel. VI. Zus und Abgänge. 559 


4. Die Regierung, an deren Sitz der Steuerausihuß der Klajje I 
‚jeinen Sig hat, prüft unter finngemäßer Beadhtung der Weifungen 
= Art. 41 AN. zum GewG. aud die Veranlagung der Warenhaus- 
teuer. 

Zu Urt. 27. 


1. „Die gemäß Artikel 27 Ziffer 3 der Anweilung vom 26. September 
1900 eingereichten Nachmeilungen des Sollauflommens an Warenhausfteuer 
für das Steuerjahr 1902 enthielten mehrfach Unrichtigkeiten, die zum Teile darauf 
zurüdzuführen waren, dat die Mitteilungen von den auf andere Bezirke ent- 
fallenden Zeilbeträgen (Artitel 25 Ziffer 3 der Anw.) an die Borjigenden der 
Steuerausihüfje der Klaſſe I diejer Bezirke zu jpät erfolgt waren. Dieſe Mit- 
teilungen find in Zukunft alsbald nad der Veranlagung, ſpäteſtens aber bis 
zum 15. Juli jedes Jahres zu bemwirlen. — Ferner ift fortan in den erwähnten 
Rahmeilungen unter der Summe der Spalte 6 anzugeben, welchen ®eran- 
lagungbezirfen und in melcher Höhe einem jeden dieſer Veranlagungbezirte 
Zeilbeträge überwielen worden find. — Den „Beftimmungen zur Ausfüllung 
des Formulars“ auf dem Mufter XI it unter Wr. 6 ein entiprechender Ver— 
merk hinzuzufügen“ (Allg. ®. vom 2. Februar 1903 — Mitt. H. 46 Nr. 25). 


V. Bedtsmittel. 


Art. 28. 


In Anjehung der Rechtsmittel finden die für die Gewerbeſteuer— 
klaſſe I geltenden Borjchriften der Art. 42—45 AN. zum GewG. ent- 
iprechende Anwendung mit der Maßgabe, dat bei Zweifeln über die 
Anwendung der Beitimmungen im $ 6 des Geſetzes die dort im Abi. 5 
vorgejehene Enticheidung einzuholen ift. (Bol. Art. 4.) 

Die Entiheidung über Rechtsmittel, welche von mehreren nach $ 7 
des Geſetzes einheitlich veranlagten Gemwerbetreibenden mit der Be- 
gründung eingelegt werden, daß der 57 a. a. D. auf fie nicht Anwendung 
finde, wird in der Regel zweckmäßig zu verbinden fein. 


VI. 3u- und Abgänge. 
Art. 29. 
Zus und Abgangfälle. 


I. Steuerzugänge fünnen entitehen: 
1. durh Anmeldung 

a) der Eröffnung eines nach $ 1 des Geſetzes jteuerpflichtigen 
Gewerbes, falld der Gewerbetreibende nicht Ichon zur Waren- 
hausjteuer veranlagt ift (Art. 20 Nr. 1 Abi. 1); 

b) der Eröffnung einer nah $ 3 Abj. 1 des Gejeges jteucr- 
pflitigen Verfaufftätte eines außerhalb Preußens domi- 
zilierten Unternehmens, gleichviel, ob dasjelbe bereits zur 
Warenhausfteuer veranlagte Berfaufftätten in Preußen 
bejitt oder nicht (Art. 20 Nr. 1 Abſ. 2 hit. b); 
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c) der Eröffnung von Betrieben, welche ji) als verdedte Fort— 
jegung eines zerlegten Warenhausbetriebes im Sinne des 
$ 7 des Gejebes darftellen, ohne Unterfchied, ob die Unter- 
nehmer der neu eröffneten Betriebe bereit3 wegen anderer 
Vetriebe zur Warenhausfteuer veranlagt find oder nicht 
(Art. 22 Nr. 7); 

d) der Ausdehnung eines bisher nur mit Waren, welche feiner 
oder nur einer der im $ 6 unterjchiedenen Gruppen an- 
gehören, betriebenen Kleinhandelsbetriebes auf Waren 
mehr als einer diejer Gruppen (Art. 20 Nr. 1 Abi. 2 lit. a): 

e) der Übernahme eines bereits zur —— heran— 
gezogenen Gewerbes (Art. 22 Nr. 3); 

f) der Übernahme eines Teiles (einer einzelnen Betrieb— 
jtätte, Zweigniederlafjung ujw.) eines bereits zur Waren- 
hausfteuer veranlagten Gewerbes, falls der Gewerbe- 
treibende nicht oder nur auf Grund des $ 3 oder $ 7 des Ge- 
jeßes bereits zur Warenhausfteuer veranlagt ijt und der über- 
nommene Betriebsteil entweder für fich allein oder in Ber- 
bindung mit dem von ihm jelbjt oder feiner Ehefrau etwa 
ann betriebenen jteuerfreien Gewerbe den Voraus— 

eßungen ber ee nach $ 1 des Geſetzes genügt 
Art. 22 Nr. 4); 

g) * Eröffnung oder Übernahme eines Gewerbes, das die 

Borausjegungen der Steuerpfliht nach $ 1 des Geſetzes 

nicht erfü it, fall8 der Gewerbetreibende nicht jchon nadh $ 1 

a. a. O. zur Warenhausfteuer veranlagt ift und das eröffnete 

bezw. übernommene Gewerbe in Verbindung mit dem von 

ihm jelbjt oder jeiner Ehefrau etwa bereits betriebenen jteuer- 
freien Gewerbe die im $ 1 des Geſetzes gezugenen Grenzen der 

Steuerfreiheit überjchreitet (Art. 22 Nr. 5); 

der Eröffnung einer neuen inländiihen Verkaufſtätte 

jeitens eines Unternehmens, dejjen bisherige Verkaufitätten 

nach $ 3 Abj. 3 des Geſetzes fteuerfrei geblieben waren, hin- 
ſichtlich ſämtlicher inländiiher Verkaufſtätten, falls durch 
die Eröffnung der neuen Berfaufitätte die Bedingung der 

Steuerfreiheit nah $ 3 Abi. 3 wegfällt (Art. 22 Nr. 6); 


h 


—f 


. infolge der Ermittelungen über unterlaſſene Anmeldungen 


der zu la bis h bezeichneten Art (Art. 34 Nr. 3); 


.‚ in Füllen der im Art. 46 Nr. I 3, 5—9 AN. zum Gew6. 


bezeichneten Art, jofern fie warenhausfteuerpflichtige Betriebe 
betreffen; 


. durch anderweite Verteilung des Steuerjages ‚auf die nad $ 7 


des Geſetzes einheitlich veranlagten Betriebe im Rechtsmittel- 
— oder infolge Veränderung des Geſamtſteuerſatzes 
(rt. 25) 


II. Steuerabgänge können entitehen: 
1. durch Veränderungen der im Art. 46 Ziffer II 1—10 der AN. 


zum Gemw@®. bezeichneten Art, welche bei einem zur Warenhaus 
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teuer veranlagten Betriebe bezw. in Anjehung des veranlagten 
Warenhausfteuerbetrages eintreten; 

2. infolge rechtsfräftiger Befreiung eines warenhaugjteuer- 
pflihtigen Unternehmens von der Gemwerbefteuer auf Grund 
des $ 3 oder $5 GewG. (Art. 2 Ziffer IL 2); 

3. durch anderweite Verteilung des Steuerjaged auf mehrere 
nad) $ 7 des Geſetzes einheitlich veranlagte Betriebe im Rechts— 
mittelverfahren oder infolge Beränderung des Gejamtfteuer- 
jaßes (Art. 25). 


Art. 30. 
Zeitpuntt der Zu=- und Abgangjtellung. 


Für den Zeitpunft der Zu und Abgangjtellung find die Vor— 
Ichriften im Art. 47 UN. zum GewG. finnentiprechend maßgebend, die- 
jenigen unter I „zu la bis d“ a. a. O. für die vorftehend im Art. 29 
unter la bis h angegebenen Zugangfälle. 


rt. 31. 


Wegen des Verfahrens bei den Zu- und Abgangitellungen wird 
auf die im Art. 29 angezogenen Beltimmungen diejfer Anmweifung 
bezw. die Beftimmungen der AN. zum GewG. vermiejen. 

Im einzelnen wird noch folgendes bemerft: 

I. Bon jeder rechtsfräftigen FFreiftellung eines zur Gewerbe— 
und zur Warenhausfteuer veranlagten Unternehmens von der Ge- 
werbejteuer auf Grund des $ 3 oder $ 5 des GewG. benachrichtigt der 
für die Gemwerbejteuer zujtändige Ausichußvorfigende den für bie 
Warenhausfteuer zuftändigen. 

2. Der Borjikende der Klafje I vermerkt jeden Zu- und Abgang 
in dem Warenhausfteuer-Notizregifter (Art. 22 Nr. 2a). 

3. Die Veranlagung der Zugänger erfolgt nad) den im $ 34 GewG. 
für die Gewerbeſteuerklaſſe I gegebenen Borjchriften mit der Maßgabe 
daß der vorläufigen Beftimmung des Steuerjages das durch Art. 12—14 
und 16—18 vorgejchriebene Berfahren (Steuererflärung ujw.) voran— 
zugehen hat. 

4. Die Vorjchrift im Art. 48 Nr. 4 UN. zum GewG. findet ent- 
jprechende Anwendung. Die Faſſung der Benachrichtigung wird dem 
Vorjigenden der Klaſſe I anheimgeftellt bezw. wird e3 der Regierung 
überlafjen, hierfür Formulare vorzufchreiben. 

5. Ingleichen ift nach den für die Klaſſe I unter Nr. 5a. a. ©. 
aufgeitellten Regeln zu verfahren. 

6. Von jeder Zu- und Abgangjitellung ift auch der Vorjibende des 
für die Gemwerbefteuerveranlagung zuftändigen Steuerausſchuſſes zu 
benadrichtigen. 

a bemerft den Zu- oder Abgang entweder in der Spalte 
„Bemerkungen“ der namentlihen Nachweiſung oder in einem be- 
fonderen Regifter. 

Fuifting, direkte Steuern. III. 36 
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Art. 32, 
Erlaß oder Ermäßigung der Steuer im Laufe des Stenerjahree. 
($ 13 Abf. 1 des Gefekes in Verbindung mit $ 44 GewG. und $ 11 Abf. 2 
Aufh. Gef.) 


Die Befugnis zum Erlafje und jur et der veranlagten 
Barenhausfteuer fteht den Gemeinden zu. it Erlaß⸗ bezw. Er- 
mäßigungsanträgen, welche bei der Regierung oder dem Borfigenden 
eines Steuerausfchuffes eingehen, ift daher nach Art. 49 AN. zum GewG. 
zu verfahren. 


VD. Erhebung der Stener. 
Art. 33. 
($ 14 des Gejeßes.) 


1. Die Hebung und Beitreibung der veranlagten Warenhausfteuer 
liegt den Gemeinden (Gut3bezirfen) ob. * 


2. Die Veranlagung zur allgemeinen Gewerbeſteuer nach dem 
GewG. und zu beſonderen auf Grund des $ 28 KAG. eingeführten 
Gewerbeſteuern wird durch die Warenhaugfteuer nicht berührt. Die 
Gemeinde ift daher nad) wie vor befugt, innerhalb der durch das 
GewG. und das KAG. gezogenen Grenzen die mwarenhaugfteuer- 
. pflichtigen Betriebe zu den von ihr in Geftalt von Prozenten der 
ftaatlicd) veranlagten Gewerbefteuer oder einer befonderen Gemeinde- 
fteuer erhobenen Gemwerbejteuer heranzuziehen. Geſchieht dies aber, 
jo ift der veranlagte Warenhausfteuerbetrag um die hiernady von dem 
warenhausjteuerpflichtigen Betriebe zu erhebende Gemwerbefteuer zu 
fürzen und nur derjenige Betrag an Warenhausfteuer zu erheben, um 
welchen die veranlagte Warenhausfteuer die Gewerbeſteuer überfteigt. 


Sofern der hiernad von der veranlagten Warenhausfteuer in 
Abzug zu bringende Betrag ber auf den mwarenhausfteuerpflichtigen 
Betrieb treffenden Gemwerbefteuer bei der Veranlagung der leßteren 
nicht fejtgeitellt worden ift, weil diefe Veranlagung einheitlich für 
den mwarenhausfteuerpflihtigen und andere in derjelben Gemeinde 
belegene Betriebe desſelben Steuerpflicdhtigen erfolgt ift, jo ift jener 
Betrag bezw. der der Berechnung desjelben zu Grunde zu legende 
Teilbetrag des ftaatlich veranlagten Steuerjages in dem durch $ 38 
GewG. bezw. $ 32 KAG. vorgefchriebenen Zerlegungverfahren 
feftzuftellen. Someit dies durch einen Gewerbefteuerausihuß zu ge- 
ihehen hat, bedarf e3 hierzu eines Antrages der Gemeinde, welcher 
tunlichft vor der Veranlagung der Gemwerbefteuer zu jtellen ift. 

3. Warenhäufer, welche am 4. Auguft 1900, al3 dem Tage der 
Veröffentlichung des Dasreubausleuctsehnes: bereit3 bejtanden, d. h. 
einen bei Vorhandenfein des entjprehenden Umfaßes nach $ 1 oder 
8 3 dieſes Geſetzes fteuerpflichtigen Betrieb unterhielten, haben nad 
$ 15 Ab}. 2 des Geſetzes die veranlagte Warenhausfteuer für das Steucr- 
jahr 1901 nur zur Hälfte zu entrichten. Sofern das Borliegen dieler 
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Borausjegung bei der Beranlagung der Warenhausfteuer dem Steuer- 
ausſchuſſe bekannt ift, wird in der Warenhausfteuerlifte in Spalte 11 
und 12 und in der Steuerrolle in Spalte 6 und 7 unter dem vollen 
Steuerbetrage der zu entrichtende halbe vermerkt und in die zu in 
den Benachrichtigungen von der Veranlagung eine entfprehende Mit 
teilung aufgenommen. it dies unterblieben, jo fann der Steuer— 
pflidhtige die ——— des Steuerbetrages auf die Hälfte nur 
im Wege der Rechtsmittel gegen die Veranlagung betreiben. 

4. Das Auflommen an Warenhausiteuer, d. i. das Veranlagung— 
joll, ſoweit es nad Ziffer 2 und 3 als Warenhausfteuer zur Hebung 
gelangt, alfo abzüglich der nah Nr. 2 zu erhebenden Gemwerbefteuer 
und für 1901 der nad Nr. 3 außer Hebung bleibenden Beträge, ift, 
jofern die empfangberechtigte Gemeinde für das betreffende Eteuer- 
jahr zur Dedung ihres Steuerbedarfes von den in den Gewerbeſteuer— 
Haffen III und IV veranlagten Gemwerbetreibenden nad) $ 29 oder 
$ 30 KAG. eine Gemeindeſteuer erhebt, zur Erleichterung diefer Steuer 
zu verwenden. Daß die Erleichterung bei beiden Gewerbeſteuer— 
flaffen in demjelben Verhältniſſe erfolgt, it nicht vorgeichrieben; es ift 


.... 


des letzteren zur Erleichterung der Klaſſe III zu verwenden, oder die 
Kaffe IV doch in ſtärkerem Verhältniſſe als die Klaſſe III zu erleichtern. 

5. Nur wenn und infoweit das Auflommen an Warenhausfteuer das 
$emeinde-Gewerbejteuerjoll der Klaſſen ILL und IV überfteigt, darf 
es zur Beitreitung von Gemeindebedürfnilien Verwendung finden, 
und zwar joll dies alsdann vorzugweiſe zu folchen gejchehen, die den 
fleineren Gemwerbetreibenden bejondere Vorteile bieten. 

6.1) Die Beſchlußfaſſung über die Verwendung des Auftommens 
an Warenhaugfteuer hat tunlichft unter Schäßung a ſchon 
bei der Feſtſtellung des Gemeindehaushaltsetats zu erfolgen. Einer 
beſonderen Genehmigung bedarf ſie nicht. 


7. Die Gutsbezirke führen die in ihnen etwa aufkommende Waren— 
hausfteuer am Schluſſe eines jeden WVierteljahres an die Kreis— 
fommunalfafje ab. Die Sreisvertretung beichlieft über die Ber- 
wendung dieſer Beträge. Die Verwendung ſoll vorzugmeije im 
Intereſſe der Hleineren Gewerbetreibenden erfolgen. Als eine ſolche 
Berwendung ift e3 beifpielweife auch anzujehen, wenn die Beträge 
zur gen oder teilweilen Dedung der auf die Gewerbeſteuer der 
nor IV oder der Klaſſe III ausgeichriebenen Kreisitenern verwendet 
werden. 


Zu Art. 33. 


1. „Es ift zwar daran feitzuhalten, dah das Auflommen an Warenhaus- 
teuer grundfäßlich denjenigen Klein-Gewerbetreibenden zugute fommen ſoll, 
die während des jeweils in Betracht fommenden Steuerjahres unter der Kon— 
furrenz der Warenhäufer befonders zu leiden haben, und daß daher bei der 
Beſchlußfaſſung über die Verwendung der Warenhausſteuer der gemäß Artikel 33 
Ziffer 6 der Anweiſung vom 26. September 1900 zu fchäßende Betrag nad 


Möglichleit dem vorausfichtlichen Auffommen entiprechend zu bemeſſen ift; 
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indes findet jich nichts dagegen zu erinnern, dab an ſolchen Orten, wo das Er— 
ebnis der Beranlagung feinen hinreichend fiheren Anhalt für diefe Schätzung 
Bietet, das wirkliche Auftommen des Vorjahres bei der Verwendung zu Grunde 
gelegt wird. Iſt in einer Gemeinde dieſes Berfahren einmal eingejchlagen, 
jo muß es auch in fünftigen Jahren beibehalten werden“ (Allg. ®. des Finanz— 
minifters, Minifterd des Innern und des Minifters für Handel und Gewerbe vom 
2. April 1903 — Mitt. H. 46 ©. 22). 


VIII. Zumwiderhandlungen und Nachbeſteuerung. 
Art. 34. 
Zuwiderhandlungen und Strafverfahren. 


l. Die Unterlafjung oder Verſpätung der Anmeldung ift auf 
rund des $ 13 Abj. 3 des Warenhausficuergejeges bezw. $ 70 GewGG. 
jtrafbar in den im Art. 29 Ziffer la bis Iı bezeichneten Fällen. 

Liegt zugleich eine jtrafbare Unterlafjung oder Verſpätung der 
Anmeldung zur Gemwerbejteuer (Art. 51 Ziffer 1 AN. zum GewG.) vor, 
jo ift das Strafverfahren wegen beider Straftaten zu verbinden und 
nur aufeine Strafe zu erlennen, welcher die Summe der einjährigen 
Gewerbe- und Warenhausiteuer zu Grunde zu legen ift. Die Bor 
ichriften im Art. 51 Ziffer 1 Abi. 2 und 3 AN. zum GewG. finden 
entjprehende Anwendung. 

2, Die Strafbeitimmung im $ 71 Nr. 1 GewG. erftredt ſich aud 
auf die durch das Warenhausftenergejeß den Gemwerbetreibenden und 
ihren Vertretern auferlegte VBerpflihtung zur Abgabe von Erklärungen 
mit Ausnahme derjenigen auf Grund der $$ 9 und 10 des Gejeßes. 

Ingleichen find die Vorfchriften im $ 71 Nr. 2, $ 72 und $ 73 
GewG. bei der Warenhausiteuer entiprechend anzumenden. 

3. Wegen des Strafverfahrens und der Nachbefteuerung finden 
die für die Gewerbeſteuerklaſſe I geltenden Vorſchriften des Art. 51 
Nr. 2 bis 6, 7 Abi. 2 und Nr. 8 AU. zum GewG. mit folgenden Maf- 
gaben Anwendung: 

a) die Feſtſetzung der Nachiteuer erfolgt in allen Fällen durch die 
Regierung; 

b) der nad) Nr. 5 Abi. 3 a. a. O. zu bewirfenden Zugangitellung 
und Nachbeiteuerung iſt an Stelle des Ertrages und Anlage- 
und Betriebsfapitales der Umſatz im Sinne des $ 1 Abf. 1 des 
Geſetzes zu Grunde zu legen. 


Art. 35. 
Nachbeſteuerung außer dem Falle der jtrafbaren Zuwiderhandlung. 


Die Beftimmungen im Art. 52 AN. zum GewG. gelten ſinngemäß 
auch für die Warenhausfteuer mit der Maßgabe, daß vor der Feſt— 
jegung der Nachiteuer dem Steuerpflichtigen Hinfichtlich jedes Jahres, 
für welches eine Nachbefteuerung ftattfinden joll, nach den Vorjchriften 
in den Artikeln 12—14 und 16—18 Gelegenheit zur Abgabe von 
Steuererflärungen und Erklärungen über die gegen dieje obwaltenden 
Bedenken gegeben werden muß. 


Art. 36, 37. IX. Koſten. 56! 


IX. often. 
Art. 36. 
Hinjihtli der Kojten der Veranlagung, Verwaltung, Erhebung 
und Beitreibung der Warenhausjteuer gelten ſinngemäß die für die 


Gewerbeſteuer der Klaſſe I erlaffenen Beitimmungen, insbeſondere 
Art. 54 AN. zum GewG. 


ot 


Art. 37 


Bejugnis der Regierungen zum GErlajje ergänzender 
Borihriiten. 


Den Regierungen bleibt überlafjen, ergänzende Anordnungen 
über das Berfahren in Gemerbefteuerangelegenheiten zu erlafjen, 
auch die nach den befonderen VBerhältnifien in den einzelnen Bezirken 
notwendigen oder zwedmäßigen Abänderungen der beigefügten oder 
weitere Muſter vorzuichreiben oder zu genehmigen. 


Berlin, den 26. September 1900. 


Der Finanzminiſter. Der Minifter für Handel und 
Gewerbe. 
v. Miquel. J. A. Wendelſtadt. 


Der Miniſter des Innern. 
J. A.:; Freund. 
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fer I. 
(Zu Urt. 13 Nr. I.) 
Feranlagungbezirt 





Steuererklärung 
zum Zwecke der Beranlagung 


IE (Firma) 
1 ET (Sitz) 
zur Warenhausſteuer für das Steuerjahr ... . . . .. . . .. ............ 
(umfaſſend den Zeitraum vom 1. April...... bis zum 31. März...). 


Der warenhausfteuerpflichtige at (Art. 1 Nr. 3 AU. 
vom 26. September 1900) einjchließlich desjenigen der nacdhitehend 
verzeichneten Bmeigniederlaffungen:*) 


Du Bu Bee Bee Be u ae Be er er ee ee ee ee ee ee u ee ee ee ee ee Eee Er 
——————————— 
De Ze Bee ee Se ee ee Se ee ee ee er ee ee ee ee ee er ee ee ee ee 
ner Tr Tr Tree 
Eau Bu u Zee Ze u u u u Ze Zu u u Be Se se u Be u Be ee ee ee er ee ee er ee ee ee 


DZ Sue Ze u Be Be Su u u u u ee ee ee Se Se Bee ee ee ee Be Se Se ee Te ee 


beträgt nicht mehr als .............. Mart.**) 
Es wird verſichert, daß die vorftehenden Angaben nad beiten 
Wiſſen und Gewiſſen gemadt find. 


TRITSPRRE (Ort), den ... .en .......... L..... 


J 
2 TEEN 


Steuererflä Unt ri 
gelten als richt ser " 


*) Bei Borhandenjein einer größeren Zahl von Zweigniederlaffungen, 
für deren Angabe das Mufter nicht ausreihenden Platz bietet, find biefelben 
auf einer Anlage zur Steuererflärung zu verzeichnen. 

**, Der Umjag ift nah dem Betrage des letzten Gefchäftsjahres, wenn 
aber ber Kleinhanbel mit mehr als einer ber im $ 6 deö Barenhausfteuergejehes 
unterfchiedenen Warengruppen noch nicht ein Jahr lang betrieben wird, nad 
dem mutmaßlihen Jahresbetrage in Anfah zu bringen. (AM. v. 26. Sep- 
tember 1900 Urt. 10.) 


568 IV. B. Rarenhausfteuer-Anweifung. Wuiter E. 


Seite 2. 


Seite 1 des Formulars iſt in jedem Falle auszufüllen; 
zur Vermeidung von NRüdfragen und Beanjtandungen empfiehlt 
es fich jedoch, hierunter oder auf einer Anlage die folgenden Angaben 
zu maden: 

1. Bon dem auf Seite 1 angegebenen Jahresumiaße entfallen auf 

die einzelnen Betriebftätten, und zwar Mark 


ulm. 
2. Bei der Angabe des FJahresumjages find von dem Gejamt- 
umjaße unjeres Unternehmens in Abrechnung gebradt: 
a) der Umjaß unſerer außerpreußiichen Betrieb- 


BERN: N une lr h e ade e a eee m K. 
b) derjenige, welcher in Preußen durch andere Ge- 
werbe als den Kleinhandel erzielt ilt, . . - - - — 


c) derjenige unſerer preußiſchen Betriebſtätten aus 
Waren, welche feiner der im $ 6 d. G. unter— 
ſchiedenen Gruppen angehören . . . 2... — — 
3. Das ſtehende Gewerbe des Kleinhandels wird betrieben mit 
folgenden der im $ 6 des Geſ. unter A, B, C, D aufgeführten 
Warengruppen: 
und zwar in der oben (Nr. 1) unter Ziffer 
1, genannten Betriebftätte mit Gruppe*) 
> 


3. 
4 


ujw. 


*) Ungabe der Gruppen nad $ 6 Abi. 1 d. Geſ. durch die betreffenden 
Buchſtaben A, B, C, D. 


Muſter 11. rormulare. . 569 


Mufter II. 


(Zu Art. 13 Nr. 1.) 
BSeranlagungbezirt 





Stenererklärung 
sum Zwecke der Veranlagung 


Der Aunler Dee Arie as een ee edel 
1 in dem Dauer Straße 
— RE. erh betriebenen Berfaufitätte der Firma 
JJ JJ 
zur Warenhausſteuer für das Steuerjahr ...... (umfaflend den 
Zeitraum vom 1. April ...... bis 31. März ..... ). 


Der warenhausiteuerpflichtige Jahresumjag (Art. 1 Wr. III A. 
vom 26. September 1900) der vorſtehend bezeichneten Verkaufſtätte 
beträgt nicht mehr als .... Marf.*) 


Außer der oben bezeichneten werden von der Firma ............. 
noch folgende Berfaufitätten**) in Preußen unterhalten: 


De ee ee Be ee ee ee a ae ee ee Be er ee ee Be er ee ee er ee ee ee ee ee er er er Be ee ee Zee a ee ee ee ee ee 


ulm. 
Es wird verjichert, daß die vorjtehenden Angaben nad beftem 
Wiſſen und Gewiſſen gemadt find. 


—— DER eis ————— 


Ta: ee 


Steuererllärungen ohne Unterſchrift 
gelten ala nicht abgegeben. 


*) Wie Anın. **) auf Wuiter I. ö 
**) Bei Borhandenjein einer größeren Anzahl von Berkaufftätten in Preußen, 
für deren Angabe das Mufter nicht ausreichenden Platz bietet, find diejelben 
auf einer Anlage zur Steuererflärung zu verzeichnen. 


370 IV. B. ®arenhausfteuer-Anmweifung. Muiter I. 


Seite 2. 


Seite 1 des Formulars ift in jedem Falle auszufüllen; zur 
Vermeidung von Rüdfragen und Beanftandungen empfiehlt es id 
—*— hierunter oder auf einer Anlage die folgenden Angaben zu 
machen: 

1. Bei der Angabe des Jahresumſatzes auf Seite 1 find von dem 
Gejamtumfage der dajelbft bezeichneten Berkaufftätte in Ab- 
rechnung gebradt: 

a) der von diejer Berkaufftätte durch andere 
Gewerbe al3 ben Kleinhandel erzielte Umſatz mit....... ki 
b) der von derjelben aus Waren, welche feiner 
der im 8 6 d. Gef. unterfchiedenen Gruppen an- 
gehören, erzielte . 2 2 nn neun Mil. 

2. das ftehende Gewerbe des Kleinhandels wird in der auf ©. 1 
bezeichneten Berfaufftätte betrieben mit folgenden der im 
86 Abſ. 1d. Gef. unter A, B, C, D aufgeführten Warengruppen. 


Mufter III. Formulare. 571 


Aluſter III. 
(Zu Art. 15 Nr. 2.) 
VBeranlagungbezirt 





Offentlidre Bekanntmachung. 


Marenhanusfienerueranlagung für das 


Auf Grund des $ 9 des Gejeges, betreffend die Warenhausjteuer, 
vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294) wird hiermit jeder bereits zur 
Barenhbaudfteuer veranlagte Steuerpflidtige 
in ber Provinz (in de... . Regierungsbezirk .. . . . . . . . . . ... .. .... ) 
(in der Stadt Berlin) aufgefordert, die Steuererklärung über den fteuer- 
pflichtigen Jahresumſatz nad dem vorgeichriebenen Formular in der 
a BE ee dem 
Unterzeichneten fchriftlih oder zu Protokoll unter der Berficherung 
abzugeben, daß die Angaben nad beitem Willen und Gemilfen 
gemadt find. 

Die oben bezeichneten Steuerpflichtigen find zur Abgabe der 
Steuererflärung verpflichtet, auch wenn ihnen eine bejondere Auf- 
forderung oder ein Formular nicht zugegangen if. Auf Berlangen 
werben die vorgejchriebenen Formulare, denen zugleich die maß— 
gebenden Beftimmungen beigefügt find, von heute ab in dem Amtslokale 
des Unterzeichneten ſowie des Vorſitzenden jedes Steuerausfchufjes 
der Gewerbefteuerkflaife IV Eojtenlos verabfolgt. 

Die Einjendung Ichriftliher Erklärungen durch die Poſt iſt auäifig, 
geichieht aber auf Gefahr des Abjenders und deshalb zweckmäßig mitte 
Einfchreibebriefedg. Mündliche Erklärungen werden von dem Unter- 
zeichneten .. . . . . . . . .... (Amtslokal) . . . . . . . . . . ..... (während der 
anzugebenden Geſchäftſtunden) zu Protokoll entgegengenommen. 

ie Verſäumung der obigen Friſt hat gemäß $ 11 des Geſetzes, 
betreffend die Warenhausfteuer, den Berluft der gejeglihen Rechts— 
mittel gegen die Einihäßung für das Steuerjahr zur Folge. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollftändige Angaben oder wiljentliche 
Verſchweigung von jteuerpflidhtigem Umfage in der Steuererklärung 
jind mit Strafe bedrodt. 


Der Borfibende des Steneransihufles der Gewerbeftenerklafle I. 


572 IV. B. Warenhausfteuer-Anmweijung. Muiter IV. 


Mufter IV. 
(Zu Art. 15 Wr. 2.) 
Beranlagungbezirt 


Effentliche Bekanntmachung. 


Warenhausſteuerveranlagung für das 
Stenerjahr 19 


Die Veranlagung zur Warenhausiteuer nad dem Gelege vom 
4. Juli 1900 (GS. ©. 294) findet zum eriten Mal für das Steuerjahr 
vom 1. April 1901 bis 31. März 1902 ftatt. 

Die im $ 9 des gedachten Geſetzes den Steuerpflichtigen auf 
erlegte Verpflichtung zur Erklärung ihres jteuerpflichtigen Umſatzes 
‚tritt bei der erjtmaligen Veranlagung nur auf Grund einer bejonderen 
Aufforderung des Unterzeichneten ein. 

Jeder Gewerbetreibende der Provinz . . . . . . . . . . . . . . . .... 
(De... eger naar ) (der Stadt 
Berlin), an welchen dieſe Aufforderung nicht ergeht, iſt berechtigt, 
die im vorigen Abjage bezeichnete Erklärung in der Zeit vom 25. Januar 
bis einfchließlich 11. Februar 1901 dem IUnterzeichneten jchriftlich oder 
zu Protokoll unter der Verjiherung abzugeben, daß die Angaben 
nad beftem Wiſſen und Gewiſſen gemadt find. 

Die für diefe Erklärungen vorgejchriebenen Formulare, denen 
zugleich die maßgebenden Bejtimmungen beigefügt jind, werden von 
heute ab auf Berlangen in dem Amtslofale des Unterzeichneten ſowie 
des Vorſitzenden jedes Steuerausſchuſſes der Gewerbeſteuerklaſſe IV 
koſtenlos verabfolgt. 

Die Einfendung ichriftliher Erklärungen durd die Poſt ijt zu- 
läſſig, geichieht aber auf Gefahr des Abjenders und deshalb zwechk— 
mäßig mittel3 Einjchreibebriefes. en en werben 
bon dem Unterzeichneten ........... A 
(während der anzugebenden Geſchäftſtunden) * —7 — entgegen— 
genommen. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollſtändige Angaben oder wiſſent— 

e Verſchweigung von ſteuerpflichtigem Umſatze in der Steuer— 
erklärung ſind mit Strafe bedroht. 


Der Vorſchende des Stenerausſchuſſes der Gewerbeffenerklaſſe J. 


Muiter V. . Formulare. 573 


Muſter V. 


(Zu Art. 16 Nr. II.) 
Beranlagungbezirt 


Auf Grund des $ 9 Abi. 2 des Geſetzes, betreffend die Waren- 
hausfteuer, vom 18. Juli 1900 (GS. ©. 294) werden Sie zum 
Zwede der Beranlagung zur Warenhausjteuer für das GSteuer- 
jahr 19... hiermit aufgefordert, die Steuererflärung über Fhren 
fteuerpflichtigen Jahresumſatz nah dem beiliegenden Formulare 
binnen 14 Tagen, vom Tage der Zuftellung dieſer Verfügung ab 
gerechnet, dem Unterzeichneten jchriftlih oder zu Protokoll unter 
der Berjicherung abzugeben, daß die Angaben nach beitem Willen 
und Gewiſſen gemadt \ind.*) 

Die Einjendung der fchriftlihen Erklärung durch die Poſt iſt 
zuläflig, geichieht aber auf Gefahr des Abjenders und deshalb ziwed- 
mäßig mittels Einjchreibebriefes. Mündliche Erklärungen werden 
von dem Unterzeichneten ............ (Amtslofal) .............. 
(während der anzugebenden Geſchäftſtunden) zu Vrotokoll entgegen- 
genommen. 


*) Wird die Aufforderung an den Inhaber oder Vertreter eines nad $ 3 

Abi. 1 d. Bei. fteuerpflichtigen Unternehmens gerichtet, jo ift hier einzuſchalten: 

„Für jede Ihrer in Preußen befindlihden Verlaufftätten ift eine 
befondere Steuererflärung abzugeben.“ 

Iſt in diefem Falle belannt, da das Unternehmen mehrere Verkauf— 
itätten in Preußen unterhält, fo find die Worte „nach dem beiliegenden For— 
mulare“ im Bordrude zu ftreichen, und es ift an ihrer Stelle hinter „abzugeben“ 
hinzuzufügen: 

„Das hierfür vorgejchriebene Formular wird in ...... Eremplaren 
beigefügt.“ 

Es find alddann jo viele Formulare beizufügen, ald dem Vorſitzenden des 
Ausichuffes Verkaufſtätten befannt find. 

Handelt es ſich um die Heranziehung auf Grund des $ 7 des Gej., Aus ze 
er gegebenenfall3 nach dem vorftehend angegebenen, der im Art. 5 Nr 

1 AU. vorgeichriebene Zuſatz zu machen. 


674 IV. B. Warenhausfteuer-Anweijung. Wufter V. 


Die Br ar der obigen Friſt hat gemäß $ 11 bes 
Gejepes, betreffend die Warenhausſteuer, den Verluft ber eg 
Rechtsmittel gegen die Einihägung für das Steuerjahr zur Folge. 

Wiſſentlich unrichtige oder unvollitändige Angaben oder miljent- 
liche Verſchweigung von fteuerp lidhtigem Umſatze in der Gteuer- 
ertlärung find mit Strafe bedroht. 


Der Dorfibende des Stenerausſchuſſes der Gewerbeftenerklafle 1. 


An 


.—..n.—.. nn... nn eeertree 


Wufter VI. Formulare. 575 


3 ende. Mufter VI. 
Regierangäbezirt (Zu Art, 21 Nr. 4.) 


ie EA SEN FRE RHEFERRSERNEREEIR: 
emeinde⸗Guts⸗)bezirk (Bürgermeifterei) N. N. 


Deranlagungjahr 19 


Auszug 


aus 


dem Berzeichnile der WMarenhausanmeldungen. 








|; Des Gewerbetreibenden * | 
Sr j — Bexei Tag | Be— 
8 Wohnort zeichnung une Re- ' 
* Name beziehungweiſe des der er x ! 
| 2 i — — Anmel:| Ge⸗ merkungen. 
un en Nieder⸗ i 
8 — Gewerbebetriebes. dung. — 
31 Borname. (Strafe und z 


triebe3, 


‘ Hausnummer.) 








1 Schwar; | bierjelbit Kleindandel mit 1./4. 1 2./4. | (gez.) Hermann | 
Gebrüder. Langeſtr. 20. Parfümerien, Manu— Schwarz. 
(Inhaber: faktur⸗ und 

Hermann und Modewaren, 
Friedrich | Nähmaſchinen. 


Schmar;.) 


576 IV. B. Warenhausfteuer-Anweifung. Mufter VL. 


Gutachtliche Äußerung 


bes 


Gemeinde-(Guts-)uorfiandes. 





I. Aft ober war 
a) der Anmeldende ' 1. a) Mein. 

oder b. der angemeldete Gewerbebetrieb bereits b) Das Gewerbe ift neu begonnen. 
zur Warenhaußiteuer, eventuell in wel: 
em Orte, in welcher Steuerflajfe und 
unter welder Rollennummer veranlagt, 
beziehungmweile von welchem Zeitpunfte 
ab ift die frühere Warenhausſteuer im 
Abgang geftellt ? 


2. Iſt der angemelbete Betrieb das einzige Ge- 2. In Hannover und Göln jollen Verfauiläden 


werbe jeines Inhabers, eventuell in melden errichtet werben. 
Orten unterhält berfelbe fonft noch ftehende 
Betriebe ? 


3. Welches find die äuperlich erfennbaren Merk: 
male bed angemeldeten Wetriebes, insbe— 


ſondere: 
a) welche Warengattungen werben im Klein- 3. a) Parfümerien, Manufaktur- und Mode: 
handel geführt? waren, Teppide, Nähmaſchinen, Näb- 
utenfilien. 
b) welche Gattungen und wieviele Hilf: 
verfjonen, Gehilſen und Arbeiter werben b) 1 Buchhalter, 
im Betriebe verwendet? 2 Raiftererinnen, 


4 RBerläufer, 
12 Verkäuferinnen, 
3 Hausbiener. 
J. Auf wie body iſt: 
a) der Jahresumſatz im Kleinhandel mit 


Waren der unter die Gruppen des $ 6 t. a) 40000050000 Marf Gutachten 


Abſ. 1 des Warenhausſteuergeſetzes fallen⸗ 

b) * —— verjtändigen 
er jährliche ag = { 

c) das Anlage: und Betriebsfapital b) 5000060000 Wart Sentel 


zu ſchaͤßen? ec) etwa 500000 Marl bierielbit. 
Ort und Datum. 


Der Gemeinde:(Guts:)vorftand. 
(Unterfchrift.) 


Mufter VII. Formulare. 677 


Beranlanunabezirt.. —— Auſter VII. 
(Zu Art. 22 Nr. 2a). 


Meranlagungjahr 19 


Warenhansftener-Hotigregifter. 


Beitimmungen zur Ausfällung des Formulares. 


1. In bem von dem Borfibenden der Steuerflajje I zu führenden Notiz» 
regifter ıft der Zugang von bem Abgange und innerhalb des Zu- beziehung- 
weile Abganges Abteilung I von der Abteilung II getrennt zu halten. 

In die Abteilung I And ebenfo alle im Laufe des Steuerjahres gegen bie 
namentlihe Nachweiſung vortommenden Veränderungen Hinjichtlich des Stemer- 
betrage® und der Berjon der Gemwerbetreibenden aufzunehmen. 

Die Abteilung II ift für diejenigen Veränderungen beftimmt, welche nicht 
die ftaatlihe Veranlagung (Beranlagungbezirt, Steuerfag, Berjon des Steuer- 
pflihtigen), fondern nur das auf die einzelnen Gemeinden entfallende Waren- 
hausfteuerfoll berühren. 

Auch ſolche Veränderungen find in das Notizregifter (Mbtlg. I und II) 
aufzunehmen, welche im legten Bierteljahre des Steuerjahres eintreten, aber 
erft mit dem Beginne des nächſten Steuerjahres wirkſam werden (vgl. Nr. 4). 

2. Stimmt die Firma nit mit dem Namen des Gewerbetreibenden über- 
ein, jo erfolgt die Eintragung in ben Spalten 2 des Zuganges und 3 des Abganges 
in der Weile, daß die Firma und unter derjelben in Klammern bie Inhaber 
namentlich aufgeführt werben. 

3. Wenn ein Gewerbebetrieb fih über mehrere Gemeinbebezirfe erftredt, 
fo ift in den Spalten 3 de3 Zuganges und 4 des Abganges auch derjenige Drt 
anzugeben, in welchem fich der Sit der Geſchäftsleitung befindet oder — bei 
in Preußens domizilierten Unternehmungen — der in Preußen beftellte 
Bertreter feinen Wohnſitz hat. 

Bei neu begonnenen Gemwerben find die ben einzelnen Betriebögemeinden 
zum Bmede ber fommunalen Befteuerung zugewieſenen Teilbeträge des Ge— 
famtfteuerjaßes in der Spalte „Bemerkungen“ bes Zuganges (Abt. I) anzugeben. 

4. Die nad) Aufftellung der Steuerlifte aber vor dem Schluſſe des alten 
Beranlagungiahres eingetretenen Veränderungen ber vorftehend unter I ß 5 
dachten Art find nur in das Notizregifter für das alte oder neue Steuerjahr ein- 
zutragen, wenn fie nicht für beide, ſondern nur für das eine oder das andere 
in Betracht fommen. 

5. Wird ein fteuerpflichtiger Gewerbebetrieb von einem anderen fort- 
geſetzt, fo ift diefer in der Spalte 12 des Abganges näher zu bezeichnen. 

6. Bei Zugängen in Klaſſe I Hat ber Vorſitzende des Steuerausjchufles in 
Spalte 13 anzugeben, wie hoch er den Ertrag beziehungweije das Anlage- 
und Betriebskapital ſchätzt. Sollte vom Steuerausſchuſſe diefer Schätzung nicht 
beigetreten, und ein anderer al3 der vom Borfigenden vorläufig in Zugang 
geftellte Steuerjaß feitgejegt werben, jo find die Eintragungen in den Spalten ® 
und 11 mit roter Tinte entjprechend abzuändern. 


Fuiſting, birefte Steuern. III. 37 
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0 den En — nn m —— — 






Des Gewerbetreibendben 











| Wohnort 


Merkmale zur Schätzung des Er: 
: — und Anlage: und Betriebs⸗ 
& Name Ort Kleinhandel Ga Br: mn. EEE. 
E und der gewerb: geführte apitales. nn. ber einzelnen 
3 : Betriebftätten. 

& Vorname. Diem SIERRG Waren⸗ ) 

lafjung. 
gruppen. 


(Straße und 


Abteilung I. 


1 | Gebrüder Schwarz— “.n, | BG). — 
(Inhaber: Hermann und Langeſtr. 40. 2 Reifenbe. 
Friebrich Schwaz). 28 mabtiche vertäufer. 
6 — — 


An Y wird ein Verkaufladen mit 
einem Buchhalter, einer Berfäuferin 
und einem Urbeiter unterhalten. 

Gebr. Schwarz; Haben im ber 
Barenhausfteuer : Erflärung vom 
10./4. 02 den flewerpflichtigen Um- 
fag auf 800000 „4. angegeben. 


ufw. 
Wbteilung II. 
1 Schulze, Heinrich. M. M., A, B. — 
| Mi 16. 
2 Müller, Aboli. O. O — 


a B, C. 

äft. 

| Kurgeitr. 11. Sn date ) 
afts leitun 

Te 


Mufter VII. Formulare. 579 














Zugang bis 
zum Schlufie 
beö Beran- 
lagungjahres. 


Das Gewerbe ift 
fteuerpflichtig 












ber An⸗ 
mit einem 

viertel- 
vom | jäpelichen 
| Gewerbe: 
| fteuerjaße 





meldung bed 





beziehung: | Beginnes Bemerkungen. 
weile ber bes 

Finleitung | Gewerbe: 
der Unter! betriebeö. 


ſuchung. 




















I.A. 19022.4. 1902 U. 3125 3. 1 9375| 15./4. ]Das Gewerbe ift neu be- 





Viertel: gründet. 
jahr. Rorausfichtlicher Ertrag 
800000 „A. 
(Gutachten des Magiitrats 
zu N. N.) 


Gemäß Beſchluſſes des 
Steuerausſchuſſes vom 
1./5. entfallen von der 
Steuer in Spalte 11: auf 
bie Gemeinbe R. N. 
8175 M., auf die Ge— 
meinde 9). 1200 .#. 


1./5. 30./4. U. 1000 3. 30001 7./5. |Der Gewerbebetrieb iſt in 
Viertel- feinem ganzen Umfange 
| jahr. von N. M. nah M.M. ver: 


legt; vgl. Nr. 1 des Ab— 
gangregiiterd (Abt. II). 








2.7’. 1 1A IV. 625 1. 625 14./11. | Das Zweiggeſchäft iit von 
Viertel: | (viertel: N. N. nah O. O. verlegt; 
jahr. | jährlicher | vgl. angregijier 
Geſamt⸗ (Abt. II) Mr. 3. 
fteuerjat | 
11875 .#.) 


37* 
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Ab 

















Der 
Gewerbe: 
treibende 









— Des Gewerbetreibenden Tag der 































war 
E Wohnort, | Hefteuert Vegründung 
& Name, beziehung⸗ | mit dem be Nieder 
2 Vorname | weile Ort derf diertel- | legung 
H nam — jährlichen Abganges. des 
Er und Waren: 
a Be - 
Bemwerbe. Nieberlaffung. hausſteuer⸗ 
Straße und ſatze von werbes 










Hausnummer.) 


4. 





| 6 | 8 
Abteilung I. 
1 48 Voß, Rubolf O. O. 750 Hat ſeinen Wohnſitz und | 1./8. — 
ber nam. | Kleinhandel Müllerſtr. 16 Sitz der Gejchäftsleitung 
Nachw. | mit Gruppe am 20./7. nach 9. verlegt 
‚B,C. | und tft bortbin überwieſen. 
2 | 
uſw 
Abteilung II. 
1 20 Schulze, Heinr. M.M. 1000 | Das Gewerbe tft in feinem] 30. /&. | 30. /4. 
ber nam. Kleinhandel m. Yangeitr. 1 ganzen Umfange am 30. /4. 
Nachw. Gruppe A, B. nah N. N. verlegt. 
2 50 Ewald, Julius B. P. 875 Der Kleinhanbelöbetrieb | 2./9. | 1./9. 
ber nam. | Kleinhandel |Waflertborpl.1.] (viertel: Fin P. P. ift gänzlich ein: 
Rahm. {mit Gruppe A,| (Zweignieder: | jährlicher geitellt. 


B, 6, D. |lafjung.) Sig | Geſamt— 
ber Gejchäfts- | fteuerjak 
leitung und |2625 4.) 


Wohnort des 
Ewald in O. 
8 30 Müller, Adolf MN. 625 Das Aweiggeichäft ift nach] I. II. I.II. 
ber nam. | Kleinhandel Am Marftpl.4.| (viertel: DO. S. verlegt. 
Nachw. | mit oe ee) jährlicher 
er Se: | Gejamt- | 
—— — 
in 9. 5 .A.) 


Mufter VIL Formulare. >81 





gang. 










Abgang bis zum Schluſſe 






Tag, an welchem die Be: 
nachrichtigung von ber Ab: 
gangftellung an bie Gemeinde 
beziehungmweife den Steuer: 
pflitigen und — im falle 
der Überweifung — an ben 
Vorfigenden des Steueraus- 
ſchuſſes abgejandt morben ift. 






des Beranlagungjahres. 








Bemerfungen. 







Zahl Warenhaus: 
ber 


Vierteljahre, 






feuer. 














Da ber Kleinhanbel in O. DO. fort: 
betrieben wird, fo findet ein Abgang 
an bem Steuerfoll der Gemeinde 
O. O. nicht Statt. 


3 3000 Tal. Zugangregifter (Abtlg. IT) 
Nr. 1, 
2 1750) 
1 625 Val. Sugangregifter (Abtlg. II) 
. 2. 
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Mufter VIII. 


(Zu Art. 24.) 


Marenhausftenerlifte 


des Veranlagungbesirkes 


Die Warenhausiteuerlifte wird zum jährlihen Beranlagung- 
betrage VON ............... Markt (Zujag für das GSteuerjahr 
1901), wovon auf Grund der Beltimmung im $ 15 Abi. 2 des 
Warenhausfteuergejeßes außer Hebung bleiben .............. Mart, 
feitgejegt. | 


Ort und Datum. 


Ber Steneransfhuß der Gewerbeftenerklafle 1. 
(Unterjchrifien.) 


584 IV. B. Warenhausfteuer-Anweifung. Muſter VIIL. 





Sik ber Zweig: 
Lau⸗ Haupt⸗ nieder⸗ 


Gutachten des Vor: 


Waren⸗ 
Firma Beſteuerungs⸗ fitenden be8 Gteuer: 


gruppen, 


de nieberlaffung. | laſſungen. 
reg Tessin Ike Mes und | meigge | Merfmale | ausiguffes über bie 
t, Str b 8= r ö euer⸗ 
(Mr. * ee Haus Namen Rlein- Veranlagung on re 
eb T- — | ber handel zut und ** Anwend 
** | geführt | ewerbe: ju Seingenben 
rot.) | Inhaber. werben. ſteuer. Steuerſatz. 














A. Nah $ 1 Warenhaus 


MM, | NN. Gebrüder |B,C, D.]192 Angeftellte] Dem deflarierten 
Lutfenftr. 61. | Wilbelmftr. 3. Ernft Grtrag Umjaße von 










| Inhaber 90000 „4. | 1000000 „4. find 
| DD. Wilhelm Ernft Anlage: und | 200000 „4. Binzu: 
Marienfir. 7. und Betrieböfapitalf zurechnen, welche zu 


Auguft Müller 3000000 „4.| Unredt auf Waren, 
Bebeutender | die unter feine der 
Verfand durchſ Gruppen bes & 6 
die Poſt. Ifallen, in Abrechnung 
Yew.N.I.860.| gebracht find, fo daß 
ih ein Umjag von 
1200000 .#. ergibt. 
Auf Antrag ift die 
Steuer nah 85». 
Ge. zu bemefien auf 
1800 M., wovon 
nah $ 15 Abi. 2 zu 
erheben 9000 „A. 


M. M., — Meyer B, D. ]24 Angeſtellte.) Umſatz 350 000 4. 
Grünſtr. 6. & Schmidt Ertrag 
Inhaber: 10000 #. 
Fritz Meyer, Anlage⸗ und 
Louis & Emil Betrieböfapttal 
Schmidt. 450000 4. frei! 
Gew. St 
III. 104 
($ 8 GewG.) 
N NR, MN, N. N'er Kon: | A, B. [17 Angeftellte. | Der Betrteb tft bei 
— Hr er fumverein. Ertrag ber Gewerbefleuerver: 
.7. erſtr. 4. 


10000 4. janlagung auf Grund 
Anlage: und | bed 85 Gem. 
Betriebskapital freigeſtellt. 

A 


Gm. St. | fF.gı Abſ. 4. 
85 


Mufter VIII. 


Formulare. 
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Höhe des Umſatzes 
bezw. — bei Ber: 
anlagung nad $5 — 
des Ertrages nad) 
dem Beichluffe bes 
Steuerausfchufies. 


N. 


Vermerk 
über 
Abgabe 
ber 
Steuer: 
erflärung. 





Warenhausſteuer 


diesjährige 








vorjährige. 





im 


| ganzen. 


viertel⸗ 


| jährlich). 
















ſteuergeſetzes Steuerpflichtige. 


Umjag 1150000 .A. 
Ertrag 100000 „A. 


Umjag 350000 .4. 


Ja 
1. Kebruar. 


Ja 
28. Januar. 


Ja 
27. Januar 


20 000 5000 
10 000 2500 
fr. — 


fr. 
g1 Abi. 4 










Bemerlungen 





Zerlegung bes Steuer: 
abes: 

M. M. 10000 
5000 
N. N. 7500 
3750 
O. O. 2500. 
1250 


>86 IV. B. Warenhausſteuer Anweiſung. WMufter VIE. 

































Sitz ber | Zweig: 2 — 
Lau⸗ Haupt⸗ nieder Firma ⸗ Beſteuerungs⸗ utachten 
iende | niederlaſſung. laſſungen. merfmale ſitzenden des Steuer 
or, Strafe und Haus⸗ > Tr er ae 
Nr. nummer.) Namen Veranlagung — 


B. Nah $3 des Barenhausftener 





London M. M. Webſter & Co. A, B, C,]87 Angeitellte.] Umſatz 600000 4 
Ghefterjtreet | Frankenitr. 7.| Vertreter D. Ertrag ber 
4—b, John Hall in Berfaufitätte | Steueriag 12000 .A. 
M. M. 60000 A. 
Gem. St. J. 
620. 
München N. N. Treu A, B, G, 135 Angejtellte.| Umſatz 150000 .A. 
——*—*— 14.| Eliſabethſtr. 4] & Schneider D. Ertrag ber Gejamtumfaß des 
Inhaber Verfaufjtätte | ganzen Unternehmens 
| Georg Treu 25000 „4. | nadgewiejenermaken 
| in Münden Anlage- und 600 000 4. 
| und franz Betriebölapital Steuerfap: 
Schneider in 300000 .4. | 8500 . 150000 
NN. Gew. St. I.J. 60000 
264. = 2190 A. 
wovon nad 
Abi. 2 d. 
erheben 1060 „A. 
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Warenhausſtener 





Höhe bed Umſatzes Vermert | 
bezw. — bei Ver: über diesjährige 
anlagung nad $5 — Abgabe 
des Ertrages nach der Bemerfungen. 
dem Beichluffe des Steuer: 
Steueraußfchuffes. erflärung. 











geſetzes ſteuerpflichtige Berlaufitätten. 





750 000 4. Nein! ' 15000 3750 
| 
| 
Ä 
| 
| 
Wie Spalte 7. Ya! 2120 530 
2. Februar — 


588 





IV. B. ®arenhausfteuer-Anmweifung, Wufter VI 





Sitz ber 5 | | Zweig: 
Lau⸗ Haupt⸗ | nieber- 
fende niederlaſſung. | laffungen. 
“ Peg — Haus: 
(Mr. nummer. ) 
des | _ — 
Bor⸗ 
jahres 





; Waren 
Firma gruppen, 
und mel 

im 
Namen Klein 
ber banbel 
geführt 
aan werben 











“ | Befteuerungs- 


merfmale 


Gewerbe: 
iteuer. 


Gutachten bes Vor 
fitenden bed Steuer- 
ausſchuſſes —— die 


zu bringenden 
Sieuerſatz. 





la. 


b. 


M. M. 
Grünftr. 14. 


M. M. 
Grünftr. 14. 





M. M. 
Grünſtr. 15. 





A. Rojenthal B. 
Inhaber Adolf 


Rofenthal. 


B. Rofentbal 
Anbaber 
Bruno 

Rofenthal. 


Gebr. D. 
Rofenthal 
Inhaber Adolf, 
Bruno unb 
Eduard 


Rojenthal. 


thal unter ber 
Firma U. Rojen- 
thal’8 Söhne in 

M. M. Grünftr. 


rt betriebene, 
pezez1 
C, D führen 
Warenhaus ab 
melbet. Gl 
zeitig wurben 
Lern eetäurgedere 
Ar. 18—c bes 


gemelbeten Wa- 
renbaufes ab» 

nahmen und ge 

trennt in ben Räu 


500 000, 400 000 
und 300000 „M. 
Ungeftellte 40, 
25 und 25. 
Gem 


b) I. 
c) TI. 408, 












c. 300 000 
dazu bei e für Grof: 
banbel zuviel in Abzug 
gebradht 100000 .A., 
mithin Gejamtumjag 
1800 000 „4. Steuer: 
„ab nah 85 db. ®ei. 

(Antrag Aboli 
Rofenthal vom 

10. Februar) 

17000 „A. 
wovon auf 

a. 8500 A. 
b. 4722,25 „ 
e. 3777,75 „ 


Mufter VIII. Formulare. 















Rarenbaußfteuer 


Höhe ded Umſatzes Bermerf 
bezw. — bei Ber: über biesjährige 
anlagung nad $5 — Abgabe 3 ’ 
des Ertrages nad der vorjährige. | —— emerkungen. 
dem Beſchluſſe des Steuer · * viertel⸗ 
Steuerausſchuſſes. erklärung. ganzen. jahrlich. 








9. 





ſteuergeſetzes Steuerpflichtige. 





Wie Spalte 7. Ja. 8500 2125 
2. Februar. | 
Ya. 4722,25 | 1180,66 


3. Februar. 


Ja. 3777,75 | 944,44 
3. Februar. 
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t 


Mufter IX. 


(Zu Art. 26.) 


Beranlagnngjahr 19 


Warenhausftenerrolle 


des 


Gemeinde-(Önts-)besirkes N. N. 


Beſtimmungen zur Ausfüllung des Formulares. 


Dee ber für jeden Gemeinde-(Guts-)bezirk getrennt aufzuftellenden 


arenhausfteuerrolle find die Gewerbeſteuerpflichtigen in alphabetifcher 
Reihenfolge einzutragen. 
Wenn ein Gemerbebetrieb ſich über mehrere Gemeindebezirke erftredt, jo 
it in Spalte 5 auch derjenige Ort anzugeben, in welchem fich der Sitz ber 
Geihhäftsleitung befindet, oder — bei außerhalb Preußens domigilierten 
Unternehmungen — der in Preußen beftellte Vertreter feinen Wohnfiß hat. 


. Stimmt die Firma nit mit dem Namen des Gewerbetreibenden überein, 


jo erfolgt die Eintragung in Spalte 3 in der Weile, daß die Firma und unter 
derjelben in Klammern die Inhaber namentlid aufgeführt werben. 


Eine öffentlihe Auslegung diefer Warenhausfteuerrofle findet nicht ftatt. 


592 IV. B. Barinha::sfteuer-Anweifung. Miſter IX. 




















Lau: veran⸗ uf den 
t: 
= | | — mein 
d : | | jähr: | ;c, 
— ame | Siepaung. liher | Bezirk Bemerkungen. 
haus⸗ und | Gewerbe. | (Strafe und |Steuer-] N. N. 
feuer- Vorname.) Hausnummer.) betrag, | Mt 
| | fallen. 











5 Abel, | Kleinhandel 
Bernhard. | mit Gruppe | 
A,B,C. 
6 Adermann, | Deögleichen Oberwall: 3750 4. entfallen 
Karl mit Gruppe | ftraße 11. auf den Gemeinde: 
(Inhaber: B,C. Geſchäfts⸗ bezirk X., in welchem 
Großheim, leitung ſich das Dampifäge: 
Abolf). bajelbft.) werf befindet. 
| 





uſw. 
Wiederholung der Seilenſummen 
Seite 1... |17000]13250 


> 
[73 — — 


Ort und Datum. 


Der Vorſthende des Stenerausſchuſſes der Gewerbeftenerklaffe 1. 


Wufter Xa. Formulare. | 593 


Mufter Xa. 
(Zu Art. 27.) 
Seranlagungbezirt 





Deranlagungjahr 19 


Steuerzuſchrift. 


(Varenhausſteuerveranlagung.) 


Pe ee ee ee ee ee Be ee ee ee ee ee ee Bee ee ee er Be ee ee ee er") 


Sie werden hierdurch benachrichtigt, daß Sie auf Grund der 
Ss 1, 2, 5 des Gejeßes vom 18. gen 1900 für (Zeitraum) unter 

— der Warenhausſteuerliſte (des Warenhausſteuer⸗Notiz- 
= Sifters) vom 1. (Monat) ab mit einem Warenhausjteuerjage von 
jährlich ............ M veranlagt find. 


Gegen dieje Veranlagung fteht Ihnen das Rechtsmittel des Ein- 
ipruches bei dem Steuerausfchuffe zu. Dasjelbe ijt unter Beifügung 
diejer Steuerzujchrift bei dem unterzeichneten Vorjigenden des Steuer- 
ausſchuſſes binnen einer Ausjchlußftiit von 4 Wochen (28 Tagen), 
welche mit dem auf die Zuftellung diejer Steuerzufchrift folgenden 
Tage beginnt, jchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 

In Ihrem eigenen Intereſſe werden Sie au gefordert, Ihren 
Gewerbebetrieb im Falle der Einftellung oder Veräußerung unter 
Angabe der oben bezeichneten Nummer bei dem unterzeichneten Vor— 
lißenden des Steuerausſchuſſes jofort | . —— dieſem 
auch j & ede Veränderung der Firma, der Inhaber, des Gemwerbebetriebeg, 
des Sitzes der Gejchäftsleitung, des Geichäftslofales bezw. der Betrieb» 
ftätten mitzuteilen. 


Fuifting, direfte Steuern. III. 38 


594 IV. B. Warenhausfteuer-Anmweifung. Muiter Xa. 


II. ®erteilung des Warenhausjtenerjages auf mehrere 
Kommmunalbezirte. 


Da Ihr mwarenhausfteuerpflichtiger Gewerbebetrieb ſich über 
mehrere preußiihe Gemeindebezirfe erjtredt, y} ift der auf Sie ver- 
anlagte Warenhaugfteuerfaß von ......... M. dur Beſchluß des 
Steuerausſchuſſes rei in die auf die nachbenannten Betriebs 
gemeinden entfallenden Teilbeträge zerlegt, wie folgt: 


De ——— l, 
2 Gemeindde nn WR K, 
3. ujw. 


Die Verteilung ift na dem Maßſtabe des Umjates (des ge 
werbejteuerpflichtigen Ertrages) erfolgt. 

Gegen diefe Verteilung jteht Ihnen ſowie den beteiligten Kom 
munen das Rechtsmittel der Berufung an die Bezirkäregierung zu. 
Dasſelbe ift unter Beifügung diefer Benachrichtigung bei dem unter- 
zeichneten Borjigenden des Steuerausſchuſſes binnen einer Ausichluf- 
jrift von 4 Wochen (28 Tagen), welche mit dem auf die Zuftellung 
diejer Benadhrichtigung folgenden Tage beginnt, jchriftlich oder zu 
Protokoll anzubringen. 

Dbige Berteilung verliert ihre Gültigkeit, wenn der veranlagte 
Gewerbefteuerjag im Wege der Rechtämittel eine Anderung erfährt. 
In diefem Falle tritt eine neue Verteilung ein. 
| (Zuſatz für die Beranlagungam . . . . . . . . . . . .. . .... 1900 bereits 
beſtehender Warenhäufer bei der Veranlagung für das Steuerjahr 1901.) 

hr warenhausfteuerpflichtiger Betrieb bereit3 am 
4. Auguft 1900 ald dem Tage der Veröffentiihung des Ge- 
jeße3 vom 18. Juli 1900 beftand, jo haben Sie von dem unter 
Ziffer I angegebenen Steuerjage (die unter Ziffer II be- 
zeichneten Steuerbeträge) nur die Hälfte, alfo mit.......... MH. 
zu entrichten. 


(Für alle Steuerpflichtige): 


: Er Einziehung der Steuer erfolgt durch die Gemeinden (Guts— 
ezirfe). 


Ort und Datum. 


Der Vorfibende des Steneransfhufles der Gewerbefenerklafle I. 


Mufter X b. Formulare. 595 


Beranlagungbezirt 





Deranlagungjahr 19....... 


Stenerzufchrift. 


(Marenhausftenerveranlagung.) 


U Dur Sur Zur Sur Dur Tuer er Br ver yo er ec Dur Br er er Br or Gr er er ce ee rer 


Sie werden hierdurd benachrichtigt, dab Sie wegen der zu N. N. 


— Strafe Nr. . . . . betriebenen Verkaufſtätte auf 
Grund des $ 3 Abſ. 2 (3) des Geſetzes vom 18. Juli 1900 für (Zeitraum) 
ünber RE 2. der Warenhausjteuerlifte (des Warenhausjteuer- 


Rotizregifters) vom 1. (Monat) ab mit einem Warenhausfteuerjage von 
— veranlagt ſind. 
(Zuſatz für die Veranlagung am . . . . . . . . . . . . . . . ... 1900 
bereits beſtehender Verkaufſtätten für das Steuerjahr 1901): 

Da Ihre vorgedachte Verkaufſtätte jedoch bereits am 4. Auguſt 1900 
als dem Tage der Veröffentlichung des Geſetzes vom 18. Juli 1900 be— 
ſtand, jo haben Sie von dieſem Steuerbetrage nur die Hälfte mit .. . .M 
zu entrichten. 

(für alle Steuerpflichtigen) 

Gegen diefe Veranlagung ſteht Ihnen das Rechtsmittel des Ein- 
iprucdhe3 bei dem Steuerausſchuſſe zu. Dasjelbe ift unter Beifügung 
diejer Steuerzufchrift bei dem unterzeichneten Vorſitzenden des Steuer- 
ausichuffes binnen einer Ausjchlußfriitt von 4 Wochen (28 Tagen), 
welche mit dem auf die Zuiftellung diefer Steuerzujchrift folgenden 
Tage beginnt, fchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 

38* 


596 IV. B. Warenhausfteuer-Anmeifung. Mufter X b. 


—— eigenen Intereſſe werden Sie aufgefordert, Ihren 
—* trieb im Falle der Einſtellung oder Veräußerung unter 
Angabe der oben bezeichneten Nummer bei dem unterzeichneten Vor— 


ſitzenden des Steuerausſchuſſes ſofort ei ab — da 
auch jede Veränderung der Firma, der Inhaber, des Geiwerbebeitte es 


des Gißes der Gejchäftsleitung, des Sehoäfetolaten bezw. der Betrieb- 
ftätten mitzuteilen. 


Ort und Datum. 


Der Borfibende des Iteneransihufles der Gewerbeftenerklafle I. 


(Unterjchrift.) 


Muſter X. Formulare. 597 


Auſter Xc. 
(Zu Art. 27.) 
Seranlagungbezirt 





Steuerzuſchrift. 


(Warenhausſteuerveranlagung.) 


De er Zur Zu u Beer Ze Se Ze Zu ur Zu Ze Zu u Zu Zu Ze Zu Bu zu Zu Zu u Ze Ze Ze Ze ze 


Sie werden hierdurch benachrichtigt, daß Ihr zu UM... .......... 
Straße Nr. .... unterhaltener Kleinhanbeläbetrieb in Gemeinjchaft 
mit den nachſtehend verzeichneten Betrieben 


ulm. 
auf Grund des $ 7 Abſ. 1 des Gejeges vom 18. Juli 1900 für (Zeit- 
raum) unter ®Rr...... der Warenhausiteuerlifte (ded Warenhaus- 
ftener-Notizregifters) vom 1. (Monat) ab mit einem Geſamtſteuerſatze 
von ...... zur Warenhausfteuer veranlagt und dieſer Gejamt- 
fteuerfaß auf Grund des 8 7 Abf. 2 a. a. D. dergeftalt verteilt ift, daß 
entfallen auf 

Ihren oben bezeichneten Betrieb . » 2 2 u weeeeeeneen RK. 

den oben unter Nr. I bezeichneten Betrieb . -» . 

- oben unter Nr. 2 bezeichneten Betrieb . . . -ureeereen 

ulm. 


Die Veranlagung ift erfolgt, weil angenommen wird, dab der 
bis zum (Datum) von (Name oder Firma) in WM. ...........24 
Straße Nr. . . unterhaltene Warenhausbetrieb behufs Verdeckung 


598 IV. B. ®arenhausiteuer-Anmeiiung. Mufter Xec. 


(Zuſatz für die Veranlagung für das Steuerjahr 1901, ſofern 
der zerlegte Betrieb oder die veranlagten Betriebe 
ne 1900 bereits bejtanden): 

Da der RWarenhausbetrieb de........... (Ihr Betrieb und die 
mit ihm veranlagten Betriebe) bereits am 4. Augujt 1900, als dem 
Tage der Beröffentlihung des Geſetzes vom 18. Yuli 1900 beitand..., 
jo haben Sie von dem veranlagten Steuerbetrage von ...... M nur 
die Hälfte mit ....... K. zu entrichten. 

Segen dieje Veranlagung ſteht Ihnen das Rechtsmittel des Ein- 
ſpruches bei dem Steuerausschuffe zu. Dasfelbe ift unter Beifügung 
diefer Steuerzufchrift bei dem unterzeichneten Borjißenden des Steuer: 
ausſchuſſes binnen einer Ausſchlußfriſt von 4 Wochen (28 Tagen), 
welde mit dem auf die Zuftellung diejer Steuerzujchrift folgenden 
Tage beginnt, fchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. 

In Ihrem eigenen Intereſſe werden Sie aufgefordert, Ihren 
Gewerbebetrieb im Falle der Einftellung oder Veräußerung unter 
Angabe der oben bezeichneten Nummer bei dem unterzeichneten Bor- 
jigenden des Steuerausfchujles jofort ſchriftlich abzumelden, ie 
auch jede Veränderung der Firmg, der Inhaber, des Gewerbebetriebes, 
des Sites der Bejchäftsleitung, des Sejchäftslofales bezw. der Betrieb- 
ftätten mitzuteilen. 


(Ort und Datum.) 


Der Dorfibende des Stenerausihufes der Gewerbeftenerklafle I. 


(Unterjchrift.) 


Wufter XI. Formulare. 599 
Mufter XI. 


(Zu Art. 27 Nr. 3.) 
Beranlagungbezirt 





Nachweiſung 


des 


Sollaufkommens an Warenhausſteuer 
für das Veranlagungjahr vom 1. April 19.... bis 
31. März 19..... nl 


Beltimmungen zur Ausfüllung bed Formulares. 


1. Die Nachweiſung ift für jeden Beranlagungbezirt in gewöhnlichem Atten- 
formate nad) den drei Abteilungen „Städte“, „Blattes Land“ und „Über- 
haupt“ aufzuftellen. 

2. Innerhalb Tebes Beranlagungbezirtes find die Regierungsbezirke, innerhalb 
jedes Re ig ee die Stäbte einzeln, das platte Land kreisweiſe in 
Alphabetiicher eihenfolge aufzuführen. 

3. In Spalte 3 und 4 find die von dem Steuerausjchuffe veranlagten Steuer- 
pflichtigen und veranlagten Steuerbeträge einjhhließli der auf andere Ge- 
meinden (Gutöbezirfe) entfallenden Teilbeträge anzugeben, in Spalte 5 bie 
von dem GSteuerbetrage in Spalte 4 auf andere Gemeinden (Gutäbezirfe) 
des Beranlagungbezirtes entfallenden Teilbeträge, in Spalte 6 bie auf Ge- 
meinden (Gutöbezirfe) anderer Beranlagungbezirte entfallenden Teilbeträge, 
in Spalte 7 bie auf bie betreffenden Gemeinden (Gutöbezirte) des Ber- 
anlagungbezirkes treffenden Beträge von Spalte 5, in Spalte 8 die auf Ge- 
meinden (Gutsbezirte) des Beranlagungbezirtes entfallenden Teilbeträge 
von in anderen Bezirken veranlagten Steuern, in Spalte 9 ber ſich aus ber 
— von Spalte 4, 7 und 8 nad) Abzug von Spalte 5 und 6 ergebende 

etrag. 

4. Die Ergebnijje des Borjahres find in den Spalten 3—9 unter der Linie mit 
roter Tinte einzutragen. 

5. Für das Steuerjahr 1901 find die nach Abzug ber gemäß $ 15 Abj. 2 un— 
erhoben bleibenden Beträge verbleibenden Summen in den Spalten 4—9 
urter der Linie mit blauer Tinte anzugeben. 


IV. 


B. Warenhausſteuer⸗Anweiſung. 





Laufende Rr 


Regierungs 


bezirk. 


Potsdam. 
A. Städte. 


Summe Städte 
B. #lattes Yand. 
Kreis A 

—— 


Summe Plattes Land. 


c. Überhaupt. 


Non dem Steuer⸗ 


ausſchuſſe 
ber Gewerbe: 
fteuerflaije I 
u... F 
veranlagte 


Zahl 
der 
Steuer⸗ 
pflich Steuer. 

tigen. 


jähr 


liche 





Bon dem Steuer: Auf die Auf die 
betrage in Spalte 4 —— — neben⸗ Summe 
entfallen auf ee ST ftehend in 
begeichneten von 
Semeindenze.| Spalte 2 
anbere als — von bezeichneten Spalıe 4,7 
bie neben⸗ Gemeinden] Gemeinden 
ſtehend anderen £ und 8 
* ie2 Guts Gemeinden fc. entfallen 
in Spalte £ $ Guts⸗ von in ah 
bezirke) irfen: nach Abzug 
bezeichneten 3 hen gie anderen 
—— auderer anlagung Ber: von 
Guts⸗ Ver bezirles der anlanumasi - 
beitt anlagten | Herten | „palte 5 
ner. | anlagung:| Eteuern ejirien * 
des Ber— bexirfe | Teilbeträge |peranlagten und 6 
bejirfes. 





Mufter XI. 


Abteilung IV. 
C. 


Warenklallifisierung 
des Mmijters für Handel und Gewerbe gemäß S 6 
Abſ. 5 WStG. 


(Abdrud aus der Beilage zu Nr. 23 des Miniſterial-Blattes der 
Handeld- und Gewerbe-Berwaltung). 


An die Stelle der bisherigen Warenklaffifizierungen gemäß $ 6 
Abſatz 5 des Gejeges, betreffend die Warenhausfteuer, vom 18. Juli 
1900 (SS. ©. 294) tritt die ve Gutheib BZufammenftellung. 

Anderungen gegen frühere Entiheidungen treten, injoweit fie 
GErleihterungen baritellen, fofort in Kraft, im übrigen erit mit der 
Beranlagung für das nächſte Steuerjahr. 

Berlin, den 4 Dezember 1901. 

Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
11. b. 9285. Möller. 


Zufammenftellung der klaffifigierten Maren. 


Borbemerftungen: 
1. $n der nachftehenden Zufammenftellung find nicht jämtlihe Waren 
Haflifiziert, vielmehr nur diejenigen, deren Mlafltfizierung bean- 
tragt worden ilt. 
Dies gilt auch von den Herlommen und Gebräucen. 
Die Zujammenftellung gliedert ſich in: 
Zeil I: Gruppierung der Waren nad) den vier Gruppen. 
Alphabetijches Verzeichnis. 
$ 6 Abſ. 1 und 2 des Gejeges.) 
Zeil II: Feitgeftellte Herkommen und Gebräuche. 
($ 6 Abi. 4 des Geſetzes.) 
Zeil III: Berneinte Herlommen und Gebräncdhe. 
(8 6 Ab}. 4 des Geſetzes.) 
Baren, welche anderen Gruppen als der Gruppe C zugeteilt find, 
B. Nippes, gehören auch = diefer Gruppe, wenn fie aus Glas, 
Borzellan, Steingut, Ton beitehen. 
3. Waren, die anderen Gruppen als der Gruppe D zugeteilt find, 
gehören auch zu dieſer Gruppe, wenn jie aus Gold, Silber, unter 
Berwendung von Juwelen oder aus Pappe, Papier hergeftellt find. 


tn 
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Teil 1. 
Gruppierung der Waren nad; den vier Gruppen. 
Alphabetifcyes Berzeichnis. 


($ 6 Abi. 1 und 2 des Ge.) 
Bemerkungen. 


(Hinmweife auf bie 
in II feige 





Gruppen 


Bezeichnung der Ware. ẽ 
A. B. 0; 8 fommen und 


MEERE onen ee ii A 
Aderlaßflieten. en Ei. 
Aktenmappen. are 7 a a 
Aktenregallhe.... er 
Aktenſchränkee....... —J 
Albums für Photographien und Poftlarten . .|. |. 0D 
Altartannen (ſ. Kirhengerätichaften). 1 
Altarkelche (j. Kirchengerätichaiten). | 
Altarleuchter (f. Kirchengerätichaften). I | 
Ampeln 1% 
Anatomiſche natürliche er rasen 
Anatomijche künſtliche Modelle Lehrmittel) | . |. ; ffrei 
Anfichtspoftlatten . - 2 2 2 2 2 nme — 
Antifer (Fleckſtiffff..... 118 A|. 
IIIBRRDER 22. 22 0 a a ae ee 
BENIEHEN. 2. ie tar ee 3 | . 
Aſchbechee... ern ig 
Aufnehmer (grobe Scheuettüher) . . . . . - A|IB;,C;. 
Aufee u —— 


28 
MM 
- 
= 
je 
ni 
= 


j. Zeil II. 4a. 


5 

. 

. 
Q 
— 


Teil Il. 2a. 
. Zeil II. 2a. 


soR. o 


Baby-Handtajchen mit Einteilung für Milch— 
Hallen. =. 2 ee ae 
Baby-Schlaflörbe - - » > 2: 2 un nn en .IB|IC 
ern Be pen N Eee Re — 40— 
Baby⸗Toiletts, beſtehend aus einem Etuis mit 
Puderquaſte, Bürfte und Kamm ..... le 
WEDEERUDEN 0 ee ee .!B|!. 
2 Me BESORGEN . Ta 05 
ee a B 
Banknotentaſchen.. nen ne 
— — —— ne 
VDE: . et ae ee an a ea as 5 
Bergmannslampen > 2 2: 2 m rn .I1.1!.1. feed 
BSeſahartikfkfe . B... 
Eh u u a ae eh En 0 I 
Beitfeden.... Are Sa .. ffrei 
—Aä Bu Er 0 ı a I 
aus gemwebten Stoffen auh . . -» .».» 2... B 


Teil LI. 2a. 


—“ 





. Teil II. 2a. 
. Zeil II. 2a 


— 





— 


Teil II. 2b. 
. Teil-II. 2a. 


— — 
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Bezeihnung ber Ware. 
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B.|C.|D. 
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A. 







































— I 

Bierklrüge . ............... l.Ic If. Zeit II. 4a. 
RETTET a — .. 101. 4. 5 VI. 44. 
Bilder aller Art. 0 0 00 00 lu BED 
RER 7 re ee a a ER. - 
Biskuitdoſen . A .. Zeil II. 44. 
Blechdoſen, dekorierte, für Kaffee, Tee . . . . I-JC|.}. 1. Teil II. 1a. 
Bleiplomben (Berichlußplomben). -. -. .» . » - | '. 5. ffrei 
Bleitittee ee -|-1.1DfF. If. Teil IL 3a. 
Blumentiſchee.. . BO . L. PTeil II. 4a, 
DOGHRMER 5.4. a. ren ee ati 1.1.1. ID Iÿj. Zeil II. 2a. 
VBohnerckiüchttee ee ar er u 
OR NG 22 Sure mA rue Ede .I!B|. | : 
BIER: 4.4.52 8, a ee re TEE 

aus gehäfelten, geitriften, gewebten Materia- 

lien, au mit unechten Metallbügeln, aud] . * — 

VORNE Se re -1.1IC].1. 17. Tel II. 4a. 
Boring-dandihuhe - » » 2» 2 2 2 2 nn ne. D|.J. FI. Teil U. 2b. 
Brennmaſchinen (Frilierlampen) . . . .... CID}. fi. Teil II. la, 
Brennmaterisllet -. 2 «2 2 =. 0200 | . |. frei 
Brennfheren - - > > 2 2 2 nen | C DIL. 1}. Teil II. 1a, 
Srennſpirititttteeeee 414 We 
Briefbeſchwerer... ae en | ıD j. Teil II. 2a. 
Briefmappen . - - 2 2 2 2 ern en | .ıD j. Teil II. 2a. 
BEETIRDIEE 5 0 | . [D 
GLDETDRTEDDETE: 4: ae ae a ee . |D j. Teil II. 2a. 
Vriefwägen. er iD 
BEOMOEDE.: : 5 2.10: 5 ar te . . 04. 1. 1. Zeil II. 4a. 
Brot- und Futtergetreide -. » 2» 2 2 220 . . . J. fe 
Bronzeſchmuckſachen. 2 2 2. 124% 
ICOHEN: ua a .|D j. Teil II. 2a. 
BReriele; 2.00 ee aan |.1.]jD 
Bügel für Hälelarbeiten . . . 2. 2 2 2 2.2. 3 ee 1 J. Zeil II. 2a. 
Duresumdbe 0.0. 010 a .IB|jC|. 
SERIREREDEDE - 3. su: 00, &r zur ut ae ae Eu U 15 08 — j. Zeil II. 2a. 
Bürſten aller Art » » u 2 0 sa 2 5a. u j ‚D j. Zeil II. 1a. 

jolche gröbjter Art (3. B. Scheuerbürften) auch A |.» j. Teil II. 2a. 

wenn Hausgerät (3. B. auch feinere Kleider— | 

# bürften) auh - .» » 2 2222 1.10]. 
Büften (Deklorationsftüde). . » » 2» 2 22.2. |. 1; ıD 
Butterdoſen. ee ee 1. JC). ſ. Zeil II. 4a, 
Butterglockennnn.. ar in —0 j. Teil II. 4a. 
B u: 2:5. 5. 000 u ae ar a ae: j. Teil II. 4a. 

er 

REDEN an a ea a a ER er A | 1 #13 
Ehirurgiihe Inftrumente -. . 2» 2 2 2222. |... }D 
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Gruppen 


Bezeihnung der Ware. 


| 


Dachpappeeee... ns a 
Dedengurte für Pferde...» . 22... 

aus gewebten Stoffen aud . . . » 2... 
EBEN 4 5: u ae ee a ee a 
Dengelzeuge.  eee 
DIEBE: 5 ea en ae ee Se R 
Dot (Dohtgarn) -. - » 2200er] 
Doſenmeſſer zum Offnen von Konjervenbüdjen] . 


. 0 1 [hr rherrherrı  e 


EEE ea 
Seineeee en 
Einlegeſohlen. ee 
Eifenmöbel (3. B. Bettftellen). . » » 2... 
BRSUEL: 2 4 2 5 2 0a ta ann 


MERIDIEN ou u are are Bean 
Elfenbeinſtäbe.. ae a 
Emballagen mie Fäſſer, Kiften, Säde, Papp— 

TNEIRRE =. 200: wu a a ae che Zr. fr eh 
ESTER... ae ee en 


NET 2 a ee a ar eh 
Fächerhalter.. a a an ca 
Fahrrhßee — 
Fahrradglocken.. 
Fahrrad⸗Hüllen. 0 0 meint ces 

aus gewebten Stoffen auh . . ». . 2... 
Sahrrad-Mutterfchlüflel - - - » 2 2 22.0. 
Fahrrad-Überfättel . . » > 2 2 2 2 20a 

aus gewebten Stoffen auh . . . 2... 
Fahrſchabrackennn. 

aus gewebten Stoffen auh . . . .».... 
Falzbeine aus Anodhen . . » » > > 2 2 20. 
Faſchinenmeſſrer.. . 
Fäſſer (ſ. Emballagen) 





A. B. 


um: . 





EBBIBBÄEE 2.0. oe ee 


Feberläagßgten | 
Feldſtühſe.. er a aa | 
Senfterleder © 2 2 2 2 A 
Fenſterleder (imitierte Leder) . » . 2... Al 
aus gemwebten Stoffen auh -. - -» ..... wu 
Fernglſeer | 
TIEERTOBER u. 0 Eee ee 


. D. 


* 
* 
= 
= 
= 
m 
B 
& 





frei 
frei 


frei 


frei 
DI. 


frei 


frei 


Teil 1. 


Bemerkungen. 


(Hinweiſe auf die 
in Teil IL feitge 


ftellten Her: 


fommen uud 


Gebräude. 


1. Teil Il.: 


J. Teil U. 
ij. Zeil II. 


j. Teil II 


j. Teil 11. 


j. Teil 11.2 
ſJ. Ted II. : 


ij. Teil Il. 
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3 | Bemerkungen. 
DEUBPER E I(Sinweife auf die 
S fin Zeit II feftge- 
= ftellten Her» 
‚LE fommen unb 
5 | Gebräuche.) 
Feueranzünder - » » 2 2200 ee 
Figuren (Dekorationsftüde) - - - » 2.2. . eV 1. D 
GER: - u: u: 2 ee .. . D J. Zeil IL. 2a 
Fingerringgg.. —0 j. Teil II. 2a 
Tlafhenlörbe -. - - » > 2: 2 2 2 nn. -|.,0|. f. Teil II. 2a 
lafhenunterfäße - -» » > > 22 nenn — j. Teil II. 4a 
EEE RE Aluıad« 
Fleiihhadmaidhinen (Hausgeräte) - . .» . . - . en > Wer 
Feijßreenn a 
rlobert-Biolen - - » 2 2 2 2 nn nen —110 j. Teil II. 3a. 
Friſier-Etuiiisss... —40D 
Friſierlämme (ſ. Kämme). 
Friſierlampen (ſ. Brennmaſchinen). | 
Frottier⸗Artikel aus Roßhaaren . . ..... .I!.1.1ID j. Zeil II. 1a. 
Fruchtlörbe... a ee are 111% \. Zeil II. 4a. 
Frühftüdstrommeln .» . 2» 2 2 2 nn 124. 1D 
PER une ee een -I.][.|D j. Teil II. 2b, 
RRIBAELEN urn 6 ae. tee -|B|C|. 
ER = 1 5 0 ee a ee a erg B | 
Geben. -:.. 22 0,0 er Hs nen .[»-1IC]|. 
A | 7 eu 
Gamaſchen (audy Ledergamaidhen) . . -» .» » - Pan: 2 re 
(j. auch Sportbefleidungsgegenftände) | 
Gardinen nebit Zutaten, wie Gardinenhalter, | 
Bortierenhalter, Gardinenrojetten, Borzellan- 
quaften, Gardinenftangen -. - - » 22.2... I BiEG . 
Gardbinenipanner . . - - - = = :-1.1IC].1. 11. Zeil II. 2a. 
EN 5 4.5 05 6. a: Be an ee a ri . | Bi.;]«. . 
Gartenſtühle. a er Is 
Gartenzelitiitte.. ne ur 
SGemürsihränle >» > 2 2 22er . B04.1. 
RR: a an a ee a ie | . |. fe 
2 Be :Cj.]. If. Zeil ll. 4a. 
1-10]. 
REIKBETTENE- 3: 4.5 4.500 aan R | ss 5 j. Zeil II. 2b. 
Gobelins, gewebte und imitierte, d. h. auf Stoffen | 
gebrudt, BEINE: 05 i 'B Lie 
Golfſpielgeräte . J.. D J. Teil II. 2b. 
a (einfache, nicht mediziniihe Appa- F 
En ha . : 
Gummiarabikum... ee nn al; D 
REIWEBEE: 0 ee D 
Gummiband.. er -IB|.|.]. 
Gummibettftoffe - - - - » 2 22000 0. 1/3111 M. 
1 VE EEE 1 De 
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Gruppen 






Bezeihnung der Ware. 





A. B. C. D. 


Gruppenfrei. 











| 
Gummifauger für Säuglinge -. ». » 2... es D j. Teil II. 2a. 
Gummiſchuhe... et :IB|.|. 
Gummüpriben. - - >» 22000 n ne J j. Zeil II. 2a. 
Gummitiere. et I. ‚D 
EEE 1: er ee ee en 'B ‚D 
N EN, 
Gürtelſchnallenn. en 0. ‚!B!.|!D 
Gürteliihkkge ae . B. D 
Haarnadeln einfaher Art... 2 2 2 220. an: Br 
EEE. un a a Ne N Yon are Eu a 5 > j. Teil II. 2a. 
Haarjhermafhinen .» -» 2 22 2200. ne : 
Hackmeſſer (Hausgerät) -. - : 2 2200. rer; 
Hafen und Augen (Djen) (unedte) -. . . . - >17 
Halfter Te Biebe -.  - «2. ne nen | D 
D J. Zeil II. 2a. 
Handſchuhdehne... D j. Zeil II. 1a 

er u. TI. 2a. 

DERDNBRBE: u ee 4Bil.ls 
Handichuhlaften - - - > > 2 rn ren En >, f. Zeil II. 2a. 
Sandihuhlmöpfer -. - > > 2 2 2 m nen D ſ. Teil II. Ia 

| u. II. 2a. 
Handichuhreiniger -. » > 2 22 nen ff ee f. Zeil II. 2a. 
DEHDHSWGER 2 3 ee —10 J. Teil II. 1a. 
DERDIDETEREBE : 20.55 ee ee 
Hungemattennnnn BOIDPD 
Hausapotheken... 5 5 BO; ſ. Teil II. 4a. 
Hausfegen (Bapierware) . . » 2: 2 2 2 ne. ID 
be et ee ee ee '.ıD 
MEERDERRBEE: u: 20 00 len —0 
SUNERR 5: a ae a eg ee — j. Zeil Il. 4a 
Hodeyipielgeräte » > > 2 2 rennen Er N  : h Teil II. 2h 
Holzbrandartifel nach den einzelnen Artikeln zu 

Haffifizieren, 
z. B. wenn Möbll....... . B0 

Holzbügel zum Aufhängen von Kleidungsſtücken). .0 j. Teil II. 2a. 
Holzpantoffel.. ut“ 
Holzwolle (j. Polſterartikel). 
DTETRTEIRER- 3 en at Tara Fa A .1.IC]. j. Teil II. 2a. 
Seneägeee 4 IB: | 
SORIERBOIEN: - 2 ur art De ae 1 D 
Hühneraugenmelier » » 2» 2: 2 2 2 nn nen .. . D 
Dülgiens 5 Nr re 44 | — 4 ſ. Zeil II. 2a. 
SRETRDENE. = 5. %0. a ea A f. Teil II. 2a. 
EUER. u ae ar ander D J. Teil II. 2a. 


| | 
Hutihmud zum Garnieren von Damenhüten .| - |B i i 
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| | 2) Gebräuche.) 
Jagdutenſiliennn. et e | ss 'n 
Japanwaren nach den einzelnen Wrtifeln zu 
Haffifizieren, 3. B. | 
wenn Möbel, Vorhänge, Teppiche, Möbel- | 
One: ee, . BI0. 
wenn Galanteriewaren.. 22.0. 4 
Inſektenpulverſprittheennn.. 44 Ali: 'D 
Srrigatoren mit Zubehör, auch jogenannte heiz- a ae 
bare Srrigatorenichränte mit Zubehör . . | DT; 
RNolierpappee ee Ben m . [frei 
RODRENE 2 2. . . cC . J. [FE Zeit II. 4a. 
FSFJſJſJſJſſſ 6466 A|. | 3 
Kajfeeausgußtrichter (auch jogen. Karlsbader) .| . |. !C I .1. Iſ. Tell. 1a. 


Kaffeefiltrierpapier . >» 2: 2 2 2 nenn 
Kaffeekannen. 
Kaffeemaſchinenn. nen 
Kaffeeſerviee.. — 
Kakes (auch Ehriitbaumfates) . . » .» ... ; 
VE re Se 
Kammdedel-Unterlagen für Pierde . ... . 
aus gewebten Stoffen auh . . ..... 
Kämme aller At . » > 2: 2 2 rer ee 
Kämme gewöhnlicher Art zum FFeititeden der 
DOREE U: a0 ie 
Kammkaſten. 
Karbolineummmm...... ann 
Karnevalartikel als: 
Masten, Naſen, Bärte, Ohrgehänge, Diademe, 
Hals- und Armketten — . . Fa ſJſ. Teil V.2 
Kartoffelnnh... un a A A|. 34: 
Kartoffelihälmeller -© - > 2 2 2 222 
Käfebohre > 
Kehrbleche 
SJſſ.. te 
E22 een ee mr a aaa A 
Kinderbadewannen . 2 2: 22 2 nenn 
Kinderlaufgürtel.. 
Kinderporzellanſervie.. 22220. 
wenn Spielwaren auh..... 
Kinderſaugflaſchen mit Sauger . . 2.2... 
Kinderftühle > 2: 22 nn 
Kinberwagen - - - 22.2220 0a 
Kichengerätichaften als: 
Altarkannen, Altarkelche, Altarleuchter, Kruzi- 
fire, Hoftiendojen, Taujbeden, Tauffannen 


| 
1212 IDEE. If Zeit. 1a 
I. IR Teil IT. 4a. 
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Bemerkungen. 
Gruppen E (Oinwefe auf ie 
Bezeihnung der Ware. 141 5 [in Zeil II eſtge 
| —— Het 
48 C. D. und 
Ge .) 
| 
Kiften (1. Emballagen) | | | 
TÜRDYRUBE ; 2 0. a a se -1B 16 j. Zeil II. 4a, 
Moklivapier = = 1.2. ua a an Eu a Be 1 
Sniefappen für Pferde . . . 2: 2 2 222 ach 
niematten mit hochſtehendem Rand ....|.|.1€C 
Knöpfe, unechte aller Art . . 2. 2 2220. IB), ID 
® echte (Gold, Silber, Jumelierwaren) .| . | . 'D 
BOmespmentE 5 a ee 121] 
2 u a —— —10 
JſJJ ee PR DEE? 
Kofferſchilder. BE wu: 
Kohlenſchippeennn en a 3 e 
Mokobbeien 2.200 . BI01. 
Kompaſſe.. — . DI. |. Zeil IL 2b. 
SEROHEN:. = 2, 4 5 98: un ne lade a ee are . I|B|IC|.]J. |. Tel U. 4a. 
Sontormöbel » :» - a a 2 Ca 2 2 22 ni i IC|I.]I. 
Kopierräder zur Schneiderei . » » 222... .-1.1.1DI. If. Zeil I. 2a. 
F een hs DT, 
Korkenſtänderr... 0. 0 FR DR ıC | - 1. Teil HI. 4a. 
Korkenzieher. ae nu a OT J. Iſ. Teil V. 44. 
Korkplatten (Fußbodenbelag) . » » 2» . IB | C i 
Rode 222 .|B| I. 
IRBEWIOREN 0a aa ei . . . D]. |. Teil II. 2a. 
Kragentnöpfe (j. Knöpfe) | 
ERW 0 ra aur Harraee Ye ae te ln eva IB | : | ; 
Krawattenhalter - > 2 22m - 61%: j. Teil IL. 2a 
Krawattenkaſten.. —2 ſ. Teil II. 2a 
Sramwattennadeln . » 2 2 2 2 m m nn I. ED \. Teil II. 2a 
Kreide (auch Schneiderkreide) . .» » » 2... .[4 A ſ. Teil II. 2a 
Beichenkreide auhb - - » -» 2 2 2 2 2 nen u BE 
Krepp-Bapier - - » >» > 2 2 ER a . D 
Kridetipielgeräte - - - 2 2 2 een. -1.1.1DI. JP. Teil I. 3b. 
Kerodetipielaeräte > 2: 2 2 ren : DI. fi. Teil II. 2b. 
1 Me ee RE .!.1)C].}). If. Teil II 4a. 
Frümelfßee — .. o . J. If. Teil VI. 44. 
Krümelſchaufell.... . . .. .I1.IC1.1. Iſ. Zeil Il. 4a. 
BEHBITER- 5 05 te a — . . DI. 
Eshet ßßßẽeeeeee c . J. I. Teil II. 4a, 
Künſtliche Blumen aus Geweben (Blätter, Blü— ES 
bit: MONIEMT- >. 5 de . B. DI. 
Künſtliiche Düngemittel . . ... .. . . .. ehr frei 
Kunftmarmorwaren (Tonwaren) . . 2» 22 .. er: | c ; 
Kuriertafhen für Damen (Reifetafhen mit Um— | | 
hangeriemennnnn ee Sch BSR EEEN 
RUE. re re ee a re .|-[- | D 
| 


D el; e v2 3009 e 
wliellir by Google 
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Gruppen 


Bezeihnung der Ware. 


BEER. 4 2 nern 
Lampenzylinder.. tere , 
Lampendochte. 000 Sure a A 
Lampenſchirme (nicht Lampenſchleier aus Seide 
oder ſonſtigen Stoffen..... 
Sampenihirmhalter . » » 2 2 2 220 nen ' | 
Lampenſchleier aus Seide oder anderen Stoffen 
mit und ohne Drahtgeftell . . » 2... ; 
Laternen (auch jogenannte Sturmlampen) 
Laubſägehozzzz. 
Laubſägevorlagen.. . 
Sederbettlalen 2: 2220 en | 








Lederbruftbeutel . ». 2 2 2 2 200m en 
Fbeiſeeee 
Ledermatten (Fußbodenbelad) - » » 2... 
ee 
Reibbinden (einfache, nicht mediziniſche — 
Leibwärmer von Metall oder Gummi . . . 9 
——— EEE ee Al 
— Be —— . IB 





SEE EEE EAN A|. 
Siegeftüßfe (einfache, nicht medizinifche Apparate)| . | B 
5 . IB 
—— a A | ’ 
Linoleumſei A 


. 0. 2101. 1 1 [hehe he 


. "Tr 2 Tr RT Tr The he 


Auftkiffen (Kiffen zum Aufblafen) . .... - .|B 
Quftreinigungslampen und »-Apparate a We 


Märhenbüder . .. 2... ——— 
ten (f. Bolfterartifel). 

REDE u ra ar er ip . B 
Den — BR re, a re 
Manichettenfnöpfe (ſ. Knöpfe). 
TREE 3 = 6205.00 0 ae er 
REISEN. 55.000 2 2 
a ee er Yan 
ET — nr 
„ aus gewebten Stoffen uh . ....... B 
DIHBR. 0.000 .ıB 
Mediziniihe Seife - » » : 2: 2200 nen A 
REN er i 


2 } für Befleidungsgegenftände 


Fuiſting, direfte Steuern. III. 





* * * * 
I * * 











C 


Ö 


OO 





OO DOD.DO.. 


8. 


BB... 


00. 


Bemerkungen. 


weife auf d 
In Zei I feßge 


—— und 
Gebräuche.) 


Gruppenfrei. 


j. Teil II. 4a, 


j. Teil II. 3a. 
. 1j. Zeil II. 4a. 
frei 
frei 


j. Teil II. 28. 


j. Teil II, 2a. 
j. Teil IT. 2a. 


j. Teil II. 2a. 
j. Teil II, la. 


j. Zeil II. 2a. 


j. Teil II. 2b. 


i. Teil IL. 4a. 
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a —— — — 
Bemerlungen. 
Gruppen |E R —“ 
Bezeichnung der Ware. er 
Aa.|B.|C.|D,. & fammen un 
Metallbügel zum ——— von Kleidungsftüden] . Ci. j. Teil II. 2a 
SRHIDHAIDER. u: 2 4 2 00 0 an in le ä 
Militärabzeicen er a 66 . IB D 
Müttärloppyen » ».- 0er nn 00% EURE 
Möbelauslloplee IST OT Er 
BRODEHREBE =: 6 0 ae en AIi.!.1T.1: Pi. ZeilIE 2%. 
Monogrammijhablonen - » » » nun. 1311-1985 
IRUTTERISEHER 0 5.0 3 act a a a nn D j. Zeil II. 2a 
SRUNImaBDen ©: 5 05 2 re ts 1 
a a RR :1B108 j. Zeil II. 4a 
TR URROHTBNIER: 5 Sa na a a eo Van 
RE — —— Teil II. 20 
SERIEN 2: rar 5841 u 12 . Zeil II. 1a 
Nagelbürften (j. Bürjten). 
1 Er ; D j. Zeil II. 1a 
Nagelpfleger- Toiletten - » » » een... 5 D j. Teil II. 1s 
TRROCHIBELEN 6 r D j. Teil II. 1a 
EHEN: ee en B ; - 
Nähtaften mit Nähmaterialien der Gruppe B B D 
NRähmalhinen - » » » 2.2... oe ee R D j. Zeil U. %b 
ERIIHEDEHSE: a, A re ira, ee Re 1 B : 
MERRSDEIDTER a ee a i D Teil II. 2a 
SIR u: 6 8 a a BIO], . Teil II. 4a. 
Naſen (j. Masten). 
ee RE N ER D 
BE OHRBEDEER aan: D j. Teil II. 2a. 
OREBHMBEE u: u D 
ENEHDANEE 5% ER :IB|C|.]. IE Zell. %. 
Me een AI IS Fe 
EEE en ae kart ar -IBIC| .I .IEe ZI. 
Ohrgehänge (Kamevalartilel) . » 2... Rue De wre: 3 196 h Teil II. 2b. 
KIDEEINGe ee a ‚ D Teil II. 2u. 
Ol (auch Maſchinenöl, Haaröl) » .»..... A ; 
ERERRIHERE: 2. > 25 er eh ; D 
WREDRRIRE: u; ae zn rer ar a Be j D 
SERHRIE: = 0: ur a ann a ar ee x D 
ERUBEERTEEEN u: 6 a u a Br B i 
Rantoffeln (auch Holzpantoffeln, Filzpantoffeln) B y 
Bapistidide . oa 2 00.0 u.a.» B 2 
a Eee B D 
Rappe, mit Ausnahme von Dachpappe, Yiolier- 
pappe und dergl., welche ald Baumaterial frei ” 


jind 
Bappfartons (j. Emballagen) 





Teil l. Alphabetiiches Verzeichnis. 
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Gruppen 
Bezeihnung der Ware. 


WOCKEOIDEN ee 
Batronenhülfen - - » » 2 2 2 2 20a. 
Peitſcheenn... 
RE a a ar at ea ae a et ee ie 
Bergamentpapier -» » > 2 2 2 nennen 
Berlen (unechte aller At) -. » 2 2 22.0. i 
DEREN u 2.6 we 41414 u 
Pfeffermũühlen.. he ——— 64 en 
Pferdebandagen... er —40D 
aus gewebten Stoffen auch........ — —AB 
Pferdedeclhen.... . EL ni 
aus gewebten Stoffen auh . » » » 2... Ru In : Deren, 2 
Phonographen. 0 na a 
Photographien.... 2 ee au ee DD 
Bhotographierahmen . . » 2 2 2 2 20 — 4 
Photographieſtände... 22 nn. 4 Te 
SPUEDERBBE 4:81 500 5 0. .IB,C|. 
Pinſel EEE: ME 2 ae ——0 
wenn Hausgerät (z. B. Staubpinſel) ud .|. . € 
Binjel gröbfter Urt auch.. J4 
— 2: 10-5. De ’ 
SURIDRUBEN: 5%. 0... 6 re car rar rain ae 
aus gewebten Stoffen auh . ». » ». 2... 
Raibtaſchen ea 
Beefteeee 
Wäneiſſeee Er 
Plombierzangen zum Feſtdrücken von Verſchluß— 
DEREN». > ra ee re re ee 
Bolierhandihuhe - - » > 2 2 2 
Poloſpielgerätfte.. e 
Polfterartifel, wie Roßhaare, Roßhaargras, dolg- 
tolle, Manila-Hanf, Sprungfedern . . sl % 
Bomaden — Re ee ee a ala ar, 3 A. 
IOWDRDENE: 5: : 
Portemonnaiesssss........... 


Parfümerien.. u U 
| 
| 
l 





Puderquaſtenn. ae a 
Puppen (gefleidete und umgelleidete). . . .. 
Wollpuppen (j. dieje). 
BERDEHBEDER. ;- 2.2. 2/2. 5 
Buppenhüte (garnierte und ungamierte) . . - 
uyrenmöbl 2: 230 0 00 0 ee 
Buppenihaulein . - © 2 2 0000 2 n:0 . 
Vappeniiife een 








“= 
je) 
I 
= 
* 
2 
“zu 
BoUuB Yuuuus. . 


E 


frei 


frei 





| Bemerkungen. 


i 
8 Kr auf die 


ge 


ftellten Her: 
fommen und 
Gebräuche.) 


ij. Teil II. 
j. Teil II. 
J. Teil II. 


j. Teil II. 


j. Teil II. 
j. Zeil II. 


j. Teil II. 


j. Teil II. 
j. Teil II. 


i. Teil II. 


j. Zeil II. 
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3a. 
3a. 
2b. 


3b. 


2a. 


4a. 


2b, 


2a. 
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Buppentragemäntel . - - 2: 22200 00 
BUDHERWERER A 3: 6 00 u Bi a ae et 
URHEBER a ee 
EDER: = oe ne ans 
RESET ne, 
TUBWENE u 4a ae a 


Moblergummi - Ss sn Sr 
JJ 
ER 22: aa ne 
Man@iemite a 4 
MEBUDER 3 5.5 5 Sr Ban ae 
J 
Reiſebutterdoſen in Umbhüllung ». » » .... 
TEIRBEHR - 
NReijedojen in Umhüllung - -» » » 2: 2.2.0. 
Reifeflaijhen in Umhüllung . » » » 2... 
Retiebandtaiben - - » «eo en a5. 
DEERGEHUINDGEHRENE 10 m en in ce me 
Reiſekiſſen, Reiſepuffs, Neilerollen . . . . . - 
DEE: 2 ee tn 
Neijeloffer (auch Handkoffer, Handtaſchen) 
IRURBEE 5 EL neen 
ERHEBEN. 0 So ra Du ce er 
DO REETEE 05a a Sn er 
SEUCHENWDITER = 4.5.00 ie 
Neiferafierfaften mit Einrichtung .» . .... 
Neifetaihen (auch Kuriertäihchen mit Riemen 

sum Umbängen) - 66 
Reiſetrinkbecher in Umhüllung -. » » x» 2... 
BRIERBE ur ua re 
TREE u a a ra 
en ET re ee 

aus gewebten Stoffen auh - » » » » +... 
A 
N A 
MERBEDER u u a nme a re ei 
MENoiDeiDasen 
ROBEDEREN: = 2: = 2% a sa re 
SRUHNBNEIDERBE 5 = m ns: 6 


.+: UU.U.U. UUS U... DUB. UUOU. UUSDDDDO 


aus gewebten Stoffen auch a an 
a EEE EEE 
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Bemerkungen. 
Gruppen E I Bel auf = 
Bezeihnung ber Ware. S [i 
8 
A. * C.|D. & —— 
—ã————— | i D 
Süde (ſ. Emballagen). | 
Salontiſchchen.. .IBI|IC|. j. Teil II. 4a, 
RR 9 ee a ae J. . D j. Zeil IT. 2a. 
EOREEIDERER sa ae ale ale | En 
aus gewebten Stoffen auh . - » » 2... B 1.1, 
DRREEEEN 3 3 #601; j. Teil II. 4a. 
BIRNEN 2 5 2 04 ee een ai | BIC]. j. Teil II. 4a, 
Schablonen von Metall. . » 2» 2 2 2 2 2 0. | « D j. Teil II. 2a. 
Schablonenkäſtchen mit Nähmaterialien und | 
Näh- und Stidutenfilien . » 2... 0. . IB ID 
Scherentelten - > 2 2 2 0 2 0 0 0 0 er ae. Rn D j. Teil II. 2a. 
BIHETertnten aa 2 1.5 1 j. Teil II. 3a. 
Schinkenmeſſer (Dausgerät) - -» -» 2» 2 2 2.02. A DS 
EN . . \ıB D 
BOTEN u a . ID J. Teil II. 2a. 
aus gewebten Stoffen auh . . . 2» 2... 134 51% 
Shirmftänder - » » 2: 2 m men .IB|C|. j. Teil II. 4a. 
DBITDERER. 2 2: a ee ann . B.J. 
BOTEN er ne 5 u er B i 
Schlitiſchuhe....3 — D 
Schlundeohrereerr —0 
Schlũhſelbretier een as KOT j. Zeil II. 2a 
Schlüſſeletuiii.. are — 0 j. Zeil II. 2a 
Schlüſſellörbe.. ee ne j. Teil II. 2a 
Schmirgelleinenn. . AT C. 
Schneeſchuuhßhßgee 0a ve. 127: TD j. Teil II. 2b 
Bcmürbändet + 2.4 1 seen nn ‚ABl % 
EIHTEIDIEDERN 2 5. 0 ee a 5 er 
Schreibgarnituren © 2 2 2 2 2 ern —A0 ſ. Teil II. 2a 
EShreibmappen - - » = 2 2 0 2 nn 0 00. :-1.1.1D j. Teil II. 2a 
Schhreibpapier - © » = 2 2 2 000000. Men 
Schreibunterlagen - © 2 2 2 20er —0 f. Teil II. 2a 
Schreibzeuge. A 0 j. Teil II. 2a 
Bat a ———— ———— 
Schuhanzieher (Schuhlöffel).... a .. /D ſJ. Teil II. la 
u. 2a. 
Schubdhevrolin. . - » 2 2 2 2 er rer A FR ie j. Teil II. 2a 
IOSHEHTEINE: 5.2: = © 5, 0:0: re a era er ee j. Teil II. 2a 
BE re ee ce ren —B 
Schuhtnopſſfſe — —0D j. Teil II. 1a 
u. 2a. 
SP 177. MEERE BE EEE, 7 Wen — f. Teil II. 2a. 
REN 2 2 a a a a re j. Teil II. 2a. 
EHEN 4 50. et a Ya te ee een AN. 14th, f. Teil II. 2a. 
GNIBENE:  4.4:%.0.0 0 —A1 
u 91127 1.1)., MR Er 5 1 
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Bemerkungen. 
Gruppen —— > 
Bezeihnung der Ware. — 
fommen und 
Gebräude.) 
BRSBRRN 2 a eree : | 141 
ERBEN 2 0 ee er eh i | .;.|D 
Schultormifter - - - » 2 2 2 2 nn ne 14. N 
Schutzbrillen. N ee. j. Zeil II. 2b. 
Schwämmee.... er ei A 07% 
Schwammlörbe - - -» : 2 2 2 2200 nen 1. 0D j. Teil II. 1a. 
Shwammnebe » : 2 02 2 rer. 10D j. Teil II. Ia. 
Schweißſchutzblätter für Taillen . ...... 2 26 ea) De 
Schwungkeulen. na. ki D j. Teil II. 2b 
Sehnenshoner für Pierde. . -. 2 2 2 2.0. D 
NE oe re ae Re ee ee : 
BEE: a ee Ara ko 
TEE a a et a 
ER a re en 
Senſenſteine.. . 
Serviettenringe.... .. .... i. Teil II. 41, 
BerDierbreliee . + 4 0.2.2.0. ee j. Teil II. 4a. 
BERBIOER 3 2: ae ee aa j. Zeil II. 2a. 
Sozleth-Apparate ee re ar Rue j. Teil II. 2a. 
Spangen he 
Spaniſch obt.: 4 0 ae an 
Spanische Wände..... 
Speiſeformen. . J. Teil II. 44. 
Spielartteee te ne i. Zeil II. }a. 
Spielmarken. aaa i. Teil II. 3a. 
Spiritusglühftrümpfe - © 2 2 2 2 2 2 2 2. 
Spiritustochapparate © > 2 22 m m u 2 run ; 
Spigen von Gam, Zwiım .. 2.222202. B 
Sportbekleidungsgegenſtände, als: 
Sportgamaihen - 2 2 22 2 2 2 2 un Bi.|D 
Sporthbemden - - 2 2 22 2 nen IB|.|D 
TERN. ee B | - 'D 
Sportmützen.. ıiB|.|D 
Sportftrünpfe - » 2» 2 2 2 2 2 20. 'B ıD 
Sweaters...... nee de 'B ‚D 
Sportichlitten © > 2 200 0 0 er rn 1; D j. Zeil II. 2b. 
Sportwagen für Kinder 2 2 m nn nn . 'D 
Sprungfedern (j. Politerartitel). 
Stabialoufien - © 2 2 22 m m m nn 
EISEN a ap 
RER te a j. Zeil Il. 4a, 
Standuhren (j. Uhren). 
2 BE a er © j. Teil II. 2b. 
Sturlebe neeee aan 
Stärketuchhalter.. 3 


Staublämme (ſ. Kämmeſ). 
Stecknadeln 


. 021 018 018 8 Tr rer er re ea 
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3 | Bemerkungen. 
Gruppen E eig auf bie 
Bezeihnung der Ware. 5 Zeil feſtge⸗ 
>| ftellten Her— 
An C.|D. 5 fommen und 
Gebrauche. 
a a | |- |D j. Zeil IT. 2b. 
Steinbaulaften - - - 20er 0.0. cd. [#1 D j. Zeil II. 3a. 
BIEHWDRGEN 25 5.0: 88.0 — B .. 
Stidmufterbüher - - - >: 8 IB | .|D 
Stickmuſtervorlagen. B. D 
Sticahmen ee ee a a Aa 1° j. Teil IT. 2a. 
Stiefelblöde * 
Stieielfaconhalter) Schuhleiſten). | 
Stiefelleder (Oberleder, Sohlenleder) 1. |. fire 
Stöde (Spazierftöde) - » » 2. nn BIi.|DE. 
Stoffe für Konfeltion . » 2 2220000 B|.|. 
MEIDWERIER u A ne de ae er ee ae IC D j. Teil II. 2a. 
BEUMBEN 30 2a a ee B|» |« 
BIOHRHISE. 5: ai a er :ICIDI. I. Teil Il. 2a 
Streichhoͤlze.... a ee |-|.|. feed 
Streihlappen für Kierde . . 222200. 15 ID; 
Streichtiemen.... . .D j. Teil IE. 1a. 
11412 | > er Er RE . . D 
Strohtliſſenn. ar ea en B|.|. 
Sweaters (j. Eportbefleidungsgegenftände). I | 
EIHBERTEE 2 ee ae | | D 
Tabalpeifenn N ID 
ERDIETIE: 2 a a a te ea PIE j. Teil II. 4a. 
Tapeten aller Alt - - 2 > 22er 0 0 0 1.18 j. Teil II. 2a. 
aus gewebten Stoffen ud . . . 2... .I|BIC|D 
Taſchenbürſtenn. .. . D 
Taſchenkämme I— D 
Taſcenmneſſe — Ba Te rn U}, 
Tajhenmefleretuis . - » - > 222 2 nn u le 3 | .|D j. Teil II. 2a. 
Talhenfheren - » 2: 2: 2200er nee — 410— 
Taſchenſpiege 222 .!. |. |D 
Taſchentuchtaſteen. an — 40— 
Taufbecken (. Kirchengerätſchaften). 
Taufkannen (j. Kirchengerätſchaften). 
Teegläſer mit und ohne Gläshalter . . . .. BE > i 
Teeläannen | « 0 Fe 
Teetejlelftänder mit Keliel -» -» » 2 2 2 2.0. —10 . Fi. Teil II. 4a. 
Teelöffellöre en a - I. Teil IL, 2a. 
Teemaſchinenn. —40 . IIJ. Teil IT. 4a. 
EEE ee at at a ar frei 
Tennisipielaeräte » 2 2 2 een A En . D. IP. Teil UI.2W. 
—Iä—e—— 
Teppichlehrmafhinen . » » 2 2 2 40 
Tetereeee 00 j. Teil II. 3a. 
Thermomeleerrr a ae ie —0 j. Teil II. 3a. 
77 RE N Er EHRE DEREN A|l.|.ID 


|by Google | 
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Bezeihnung der Ware. 


————— a 
Tintenflaſchen 
Tintenwiſcher 
Tiſchbeſtecke 
FAUßeeee 
Toilettenkaſtten. een 
Toilettenkörbe (d. h. Körbe zum Aufbewahren 
von Toilettentüchern) 
Toilette-(Klojett-)Bapier 
Touriftentafchen 
aus gewebten Stoffen auch 
Trenjen 
Treppenläufer 
Treppenſchienen 
Treppenſtangen 
Treſſen 


. 7 TR [erh —— 
we ee ha. MD Wie 


-. 0 . nn nn 8 hr re 
. 0. 10 1. he 
.... . . . 1 nr he 
U u mer BER Ser Sue zer 
ee. 8 0 a a 9 3 u a 8 8 9 8 © 
....—. .— .— 1. [7 7 hr here 

..0 en RR [herr er 
..... .—. nm nn hr hr The 
. 0. Aa ara ei 6 
U: EL VER Tor ZEuRl er Er Ye Year We Ta Zu mu jmEur are ur 
s. #2 a ie a rn bh ah hr ae 


.» . er er er. BB a. 2 8 bias 


QTurn-Apparate 
Tuſche 


.. nn RR [Tr [7 Tree 
— 


. ..e.e. . .»-—. . 2 see ee ee eo. 8 


Meen Aller Eh 0 Er Ar een 
Standuhren mit Gehäufe zum Aufftellen auf 
den Fußboden des Zimmers auch . . 
Uhrbänder und Uhrichnüre, auch mit unechten 
Metallteilen 
uleleiten 
Uhrketten 


_ a7 sel Gamer er DEE mer Tu Tel Den Tas Year ae Dr 


Bajeline 
Vaſen (Dekorationsftüde) 
Belozipede (Kindervelozipede) 
Biehial; 

Bifitentarteniafchen ze Area 
Vorhemdknöpfe (j. Knöpfe). 


Wagen aller Art 
Bagen, jomweit Hausgerät auch 
Wachstuchſchürzen 
Wandkalender von Papier oder Pappe 
Wandteller 
Wärmeteller 
Waſchblau 
Waſchbretter 
Waſcheinrichtungen, an der Wand anzubringende 


—A 2 8 8 9,0, 8 © 


ae da tr Be Ra ar ar ee 
. 


Gruppen 





WU. Wu. I...» 





— — 
DB 8 — — —. I... . 


·00 


20 0 


C 





5888 


B8B. 


DUO 


DOD. 


j. Zeil II. 1a. 


j. Teil IL. 3a, 


* 
22 
BE 
ey 


EB 
== 
Pr 


 |i. Zeil IL. 34. 
rt 
f. Teil IL. 2a. 


j. Zeil II. 3. 
j. Zeil II. 4a. 
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Bemerkungen. 


Hinmweife auf bie 
in * II feftge- 






Gruppen 
Bezeihnung ber Ware. 


Gruppenfrei. 


Wäſcheleinen. 
Wäſcheverſandbeutel (Reiſewäſchebeutel) . . . 
aus gewebten Stoffen auh -. » » .».... 
Waſchkoörbe. a ae 
BERIDUNBE- 3 5 a ae ae 
Wederuhren (j. Uhren). 
GBR 2 au 2 
DE EIREEER: u ee a a en ae 
Wetzſtähle (Hausgerät) - » -» > 22 20 ne. 
Wickellommoden. are ae a 
Wiegemeſſer (Hausgerät) - » » 2 2 2200. 
Rindelftänder (Windeltrodenftänder) . . . . . 
Wollpuppe... 
WOHER u 2. eh een 
Wolltierree. 
—Ann—— 
Bünebeſſee 
Wurſtmeſſer (Dausgerät) - » » >» 22200. 
Wurſtwaren.. . 








j. Teil II. 4a. 
j. Teil II. 4a. 





j. Teil II. 2a. 


Zahnbürjten (j. Bürften). 

Zahnſteche ee u 
BERIBEENE. 7 anera ene ee  r i 
Zeichenkreideee.. Gerne ee can ai 
Zeitungäftänder . » 2» 2 2 2 2 mn nenn 
BEEIRERE: 2 u a ee ee Na 
Zentimetermaße, aufgerollte. -. ». 2 22. . 
IRBEEERBERIDE- 5 wa ac a ee 
Sioarrenfeheren a A ae a ee ee 
Zigarrenſpitzen... ae ee 
Zigarrentaſchen. 
Zigarrentiſcheee.. . 
Zigattenwandſchranichen Re 
— —* WEST AR 
Simmerturnapparate - - » 2 2 2 220 nen 
Zündhüthen . ...... a 
FEN ae ie Dee ee fe 


j. Teil II. 4a. 


ij. Teil II. 2a. 
ſ. Teil II. 2a. 


ſ. Teil II. 4a. 
ſ. Zeil II. 4a. 


j. Teil II. 3a. 


618 IV. C. Warenklaſſifizierung. Teil II. 
Teil II. 
Seftgeftellte Herkommen und Gebraude. 


($ 6 Abjab 4 des Gejekes.) 


Borbemertung: a gg im Sinne der folgenden Ent: 
icheidungen find Gejchäfte, welche die angegebenen Waren ausſchließlich 
oder wenigjtens ala Grundftod führen. 


1. Zu Gruppe A. 


a) Allgemeine Herfommen und Gebräude. 


1. Der Handel mit Kaffee (A) erjtredt jich auf: Haffeefiltrierpapier. 

2. Spezialgejchäfte für Kaffee, Zuder, Tee, Kakao führen neben diejen 
Waren (A): fogenannte Karlsbader Kaffecaufgußtrichter und deforierte Blech— 
dojen für Tee und Kaffee. 

3. Spezialgejchäfte für Drogen» und Parjümeriewaren führen neben diejen 
Waren (A) Toiletteartiflel anderer Gruppen als: Brennmajdinen, 
Brennicheren, Bürjten aller Art, Frottier-Artifel aus Roßhaaren, Handſchuh— 
dehner, Handihuhlmöpfer, Kämme aller Art, Luftreinigungslampen und -Appa- 
rate, Nadeltijien, Nagelmeſſer, Nagelicheren, Nageltoiletten, Rajiermesier, Rafier- 
pinjel, Reifedojen in Etuis oder Umhüllung, Reifeflaihen in Etuis oder Um- 
hüllung, Scuhanzieher, Schuhlnöpfer, Shwammtörbe, Schwammnetze, Streich⸗ 
riemen, Toilette- (Kloſett-Papier, Toiletteſpiegel (Handſpiegel), ferner Chriß 
baumſchmuck. 

4. Spezialgeſchäfte für Material- und Kolonialwaren führen neben diejen 
Waren (A) Spielkarten. 


b) Ortliche Herkommenund Gebräuche. 


vacat. 


2. Zu Gruppe B. 


a) Allgemeine Herfommen und Gebräuche 


l. Der Handel mit Belleidungsgegenjtänden (B) eritredt jih auf: Bügel 
von Holz und Metall zum Aufhängen von Kleidungsftüden, Hojenitreder. 

2. Der Handel mit Pojamentierwaren, Schnitt-, Modes, Manufaktur: 
waren, Belleidungsgegenftänden (B) erjtredt jich auf folgende Waren anderer 
Gruppen, jofern diejelben nicht aus Gold, Silber oder unter Verwendung von 
Juwelen gefertigt find: Armbänder, Armketten, Boahalter, Broſchen, Fächer— 
halter, Fingerringe, Haarpfeile, Halstetten, Hutnadeln, Krawattenhalter, Kra- 
wattennadeln, Muffentetten, Ohrringe, Tuchnadeln, Uhrtetten. 

3. Der Handel mit Gardinen (B und C) erjtredt ji) auf: Gardinenipanner. 

4. Der Handel mit Handſchuhen (B) eritredt jih auf: Handſchuhdehner 
(Handihuhmeiter), Handichuhfnöpfer, Handſchuhkaſten einfaher Art, Speziali- 
täten für Reinigung und Auffriichung der Handſchuhe (fogen. Handichuhreiniger). 

;. Der Handel mit Hüten (B) eritredt jich auf: Hutbürften aller Art, Hut— 
ihachteln, Spezialitäten für Reinigung und Auffrischung der Hüte (3. 8. Hut- 
glanz). 
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6. Der Handel mit ragen (B) eritredt jich auf: Kragenkaſten einfacher Art. 

7. Der Handel mit rawatten (B) eritredt jich auf: Arawattenfajten ein- 
facher Art. 

8. Der Handel mit Linoleum (B und Ü) eritredt jih auf Spezialitäten zur 
Reinigung und Auffriihung des Linoleums, als: Linoleumauffriichungstinttur, 
Linoleumſeife. 

9. Der Handel mit Manſchetten (B) erſtreckt ſich auf: Manſchettenkaſten 
einfacher Art. 

10. Der Handel mit Möbeln (B und C) erjtredt jich auf: Möbelbeize. 

11. Der Handel mit Nähmaterialien der Gruppe B eritredt ſich auf Näh- 
und Stidutentilien anderer Gruppen als: Aufgerollte Zentimetermahe, Bügel 
für Häfelarbeiten, Kopierräder, Fingerhüte, Nähnadeldojen, Schablonen von 
Metall, Scherentetten, Schneiderfreide, Stidrahmen, Stopfeier, Stopfpilze. 

12. Der Handel mit Plaids (B) eritredt jich auf: Plaidhüllen, Blaidriemen, 
Blaidtajchen. 

13. Der Handel mit Schirmen (B und D) eritredt jih auf: Schirmhüllen 
aller Art. 

14. Der Handel mit Schuhwaren (B) eritredt jih auf: Schuhanzicher 
(Schuhlöffel), Schuhlmöpfer, Schuhbürften aller Art, Schuhchevroline, Schuh— 
creme, Schuhlad, Schuhwichſe, Schuhleiften. 

15. Der Handel mit Textilwaren (B) ev. auch (C) eritredt jih auf: Spezial- 
jeifen zum Wajchen der betreffenden Ware, 3. B. der Handel mit Wollwaren (B) 
auf Wolljeife. 

16. Der Handel mit bunt bemalten Rajchtijchen (B und €) eritredt jich auf: 
buntes dem Muſter entiprehendes Waſchgeſchirr. 

17. Hinderausjtattungs-Spezialgeichäfte Führen neben Belleidungs- 
gegenftänden für Kinder (B) zur Pflege Feiner Kinder dienende Waren anderer 
Gruppen als: Baby-Handtajhen aus Gummituh mit Einteilung für Milch- 
flaſchen, Baby-Toiletts beftehend aus einem Etuis mit Buderquafte, Bürjte und 
Kamm, Baby-Beifringe, Baby-Seifen, Baby-Wagen, Baby-Nachtlampen, 
Summijauger, Gummijpriken, Sinderbadewannen, Leibwärmer von Metall 
oder Gummi, Sorleth-Apparate jomwie deren einzelne Teile, dagegen nicht 
Spielgeräte. 

18. Spezialgeichäfte für Möbel: und Möbelſtoffe (B und C) liefern: 
Tapeten aller Art nach vorgelegten Muftern oder Proben, jedoch nur zugleich 
mit der Lieferung von Zimmereinrichtungen. 


19. Spezialgejchäfte für Tapijjeriewaren jühren neben Tapilleriewaren 
der Gruppe B Waren anderer Gruppen, welche mit Stidereien garniert zu werden 
pflegen, jofern diejelben mit Stidereien oder mit Vorrichtungen (3. B. Vor— 
zeichnungen) zum Bejtiden verjehen find, z. B.: Briefbeichwerer, Briefmappen 
Brieftajchen, Bürftentörbe, Zigarrenetuis, Flaihentörbe, Löſcher, Notizblods, 
Photographierahmen, Schlüjjelbretter, Schlüjjeletuis, Schlüſſelkörbe, Schreib- 
garnituren, Schreibmappen, Schreibunterlagen, Schreibzeuge, Statblods, Tajchen- 
mejjeretuis, Teelöffeltörbe, Uhrhalter, Bilitenfartentaichen. 

20. Geſchäfte, welche Uniformen und jonjtige der Gruppe B angehörige 
Ausrüftungsgegenftände für Beamte und Militär in der Weije feilhalten, da 
jie fih entweder auf diejen Betrieb bejchränten, oder Zivilfleidung nur nebenbei 
und nur im allgemeinen an Uniformfunden abjegen, führen auch: Ausrüftungs- 
gegenftände für jene Berufsftände, die unter andere Gruppen als Gruppe B 
fallen (3. B. Säbel, Degen, Ballafche, Sättel, Zaumzeug, Fernrohre, Ferngläjer, 
Boithörner). 

21. Wäſchewaren⸗Spezialgeſchäfte führen neben Kinderausitattungen (B) 
Kinderbadewannen. 
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b) örtlide Herfommen und Gebräukde. 


1. Der Handel mit Pojamentier-, Schnitt- und Mannfalturwaren (B) in 
Weitfalen und der Rheinprovinz eritredt fi auf Karnevalartifel als: Bärte, 
Masten, Najen, Ohrgehänge. 

2. Garberoben-Spezialgejhäfte in Berlin führen neben Sport- 
anzügen (B und D) aud: Sportutenjilien zum Tennis, Golj, 
Kridet-, Krodet-, Polo⸗, Hodey-Spiel, ferner Schwungfeulen, Boring-Hand- 
ſchuhe, Beitihen und Armbänder für Radfahrer, Fußbälle, Schneeihuhe, Sport» 
ichlitten (nicht fogenannte Kinderjportichlitten), Rennmwölfe jowie Gegenftände 
der Touriftif als: Kompaſſe, Eispidel, Gleticherieile, Rudiäde aller Art, 
Schußbrillen, Steigeijen. 

3. Garderoben-Spezialgejchäfte in Breslau führen neben Sportanzügen 
(B und D): Sportutenfilien zum Tennis-, Krocket-, Kridet-Spiel. 

4. Spezialgeichäfte für Wäſchewaren in Breslau führen neben diejen Waren 
tB): Spezialitäten in Stärke und Waſchblau, ſoweit jie ſogenannte Reklame— 
artifel in befonderen Aufmachungen darftellen. 

5. Spezialgejchäfte für Mannfaktur- und Konjeltionöwaren in Marien- 
werder führen neben dieien Waren (B): Nähmajdinen. 


3. 3u Gruppe B. 
a) Allgemeine Herfommen und Gebräucde. 


1. Der Handel mit Lampen (C) eritredt ji auf: Lampenichleier aus Seide 

oder anderen Stoffen. 
2. Eijen- und Stahlipezialgeihäfte führen neben hauswirtichaftlihen 
Artikeln der Gruppe C aud Gilen- und Stahliwaren, die unter andere Gruppen, 
insbejondere die Gruppe D fallen, auch: Bleifedern für Zimmerleute, Fahr— 
rad-Gloden, Flobert-Piftolen von geringer Beihaffenheit, Kinder-Belozipede, 
metallene Spielmarten, Patronen, PBatronenhülfen, Revolver von geringer 
Beichaffenheit, Revolverpatronen, Sciefertafeln mit Zubehör, Steinbaufaften, 
Terzerole von geringer Beichafjenheit, Thermometer, Trenjen, Turnapparate, 
BZündhütcden. 

3. Spezialgeichäfte für Beleuchtungsgegenftände und Bronzewaren 
führen jolhe Waren der Gruppen C und D. 

4. Geſchäfte, welche ſich auf den Abſatz verjilberter oder vernidelter 
Metallwaren oder auf den Abſatz von Waren aus Neufilber, Meſſing oder 
Bronze beichränten, führen jolde Waren der Gruppen C und D. 

Bergl. ferner die bei 2 „Zu Gruppe B“ unter Ziffer 8, 10, 15 und 18 auf- 
geführten Herlommen nud Gebräude. 


b) Ortlihe Herfommen und Gebräude. 
Speziale2Zampengeichäfte in Berlin führen neben Lampen: Petroleum. 


4. Zu Gruppe D. 
a) Allgemeine Herfommen und Gebräude. 


1, Auxus⸗ und Galanteriewaren-Spezialgeichäfte führen neben Luxus— 
und Galanteriewaren (D): 1. Galanteriemöbel wie: Blumentiſche, Zigarren» 
Ihräntchen, Zigarrentijche, Konfolen, Gtageren, Hausapotheten, Hoder, Klapp- 
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und Feldjtühle, Mufikftänder, Nähtiſche, DOfenbänte, Dfenihirme, Baneel- 
bretter, Bapierkörbe, Piedeftale, Salontiſchchen, Säulen, Schirmftänder, Ständer, 
Beitungsftänder. 2. Haus- und Küchengeräte feinerer Beichaffenheit (3. B. 
vernidelt, verjilbert), ferner aus Porzellan, Steingut, Ton, Glas beftehend, 
mit Verzierungen von Metall (z. B. vernidelten oder verjilberten Beichlägen) als: 
Ampeln, Bierfrüge, Bierjervice, Biskuitdoſen, Bowlen, Brotkörbe, Butterbojen, 
Buttergloden, Butterfühler, Kabarett3, Eierjervice, Eierftänder, Flaſchenunter— 
fäge, Fruchtlörbe, Gläferbretter, Kaffeemaſchinen, Korfenftänder, Korkenzieher, 
Kronen, SKrümelfeger, Krümeljhaufeln, Kuchenkörbe, Lampen (auch Nadht- 
lampen), Laternen, Menagen, Saucieren, Servierbretter, Serviettenringe, 
Speifeformen, Ständer und Schalen mit Obftmefjern, Tabletts, Teetejjel mit 
Ständer, Teemajhinen, Wajheinrichtungen, an der Wand anzubringende, 
Weinkühler, Weinfervice, dagegen nicht: Haus- und Küchengeräte, die lediglich 
aus Porzellan, Steingut, Glas oder Ton beftehen, auch nit Meſſer, Gabeln, 
Löffel, fofern dieſe Gegenftände nicht an fi) unter Gruppe D fallen (3. B. Gold- 
oder Silberwaren). ä 

2. Antiquitätengejchäfte, welche jich auf den Abſatz von Waren, die durch 
ihr Alter einen bejonderen Wert haben, bejchränten und hauptſächlich unter die 
Gruppe D fallende Kunftgegenftände jeilhalten, führen daneben aud: alte Waren 
der Gruppen B und C. 

3. Spezialgeichäfte für Bilderrahmen und Spiegel führen eingerahmte und 
uneingerahmte Bilder. 

4. Spezialgeichäfte für medizinische Inftrumente und Apparate führen 
neben diejen Artikeln (D) mebdiziniiche Seife. 


b) Ortlide Herfommen und Gebräude. 


1. Techniſche Spezialgeichäfte in Liebenwerda, die vornehmlich optiſche 
Inſtrumente und Bapierwaren (D) feilhalten, führen: Aktenſchränke und Akten» 
regale für techniihen Bedarf, bagegennicht: Bureaumöbel, Kontormöbel, 


Zeil II. 


Verneinte Herkommen und Gebräude. 
(8 6 Abj. 4 bes Geſetzes.) 


1. Zu Gruppe A. 


1. Der Handel mit Brennjpiritus (A) erftredt ſich nicht auf Spiritustoch- 

apparate. 

2. In Gruppe A werben nicht geführt, joweitniht jpezielle 
erfommen zugelajjen werden: Ausllopfer, Beißringe, Bejen, 
ohnertücher, Briefpapier, Klojettpapier, Kolosbeden (Abtreter), Kuverts, 

Doſenmeſſer zum Öffnen von Konjervenbüchfen, Düten, Fußmatten, Gummiband, 
Summihüte, Gummijauger für Säuglinge, Hafen und Augen, Holz- und Filz— 
pantoffeln, Hojenträger, Kämme aller Art, Kinderfaugflaihen mit Sauger, 
Sfinöpfe, Lampenzylinder, Lampenihirme, Matten (Abtreter), Milch- unb 
Schhnapsflaihen, Möbelausflopfer, Nähgarn, Näh-, Sted-, Stopf-, Haarnadeln, 
Badpapier, Bantoffeln, Pergamentpapier, Putztücher, Rohrdeden (Nbtreter), 
Schreibmaterialien, ſoweit diejelben nicht etwa zugleich unter Gruppe A fallen, 
wie Tinte, Schnürbänder, Schultafeln, Zwirn. 
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2. Zu Gruppe B. 


In Gruppe B werben nicht geführt, joweit niht jpezielle Her— 
tommen zugelajjen werden:*, Albums für Photographien, An- 
fichtstarten, Bleiftifte, Brennmaſchinen, Brieftafhen, Bücherriemen, Chrüt- 
baumichmud, Zigarrenetuis, Krepp-PBapier, Dekorationsvajen und Büſten, 
Federhalter, Feberlaften, Feniterleder, Friſierlämme, Gummibälle, Gummi- 
tiere, Handipiegel, Jagdutenfilien, Japanmwaren, injomweit jie nit an jich zu 
Gruppe B gehören, Kammkaſten, Kerzen, Kochherde, Lahmannſche Ernährungs 
mittel, auch nicht neben Lahmannſchen Belleidungsgegenftänden, Lampen, 
Lampenichirme, Märhenbücer, Marktkörbe, Nagelbürjten, Nippes, Notizbücher, 
DOperngläjer, Parjümerien als Odeurs, Bomaden, Haaröle, Plättbretter, Plätt- 
und Glanzeifen, Portemonnaie, Buppen, PBuppenteile, mit Ausnahme von 
Wollpuppen, Buppenwagen, Bußpomade, Radiergummi, Schreibmappen, 
Schreibpapier, Schreibzeuge, Schulhefte, Schultaihen, Schwämme, Seifen, 
auch nicht Toilette-Seifen, Sportwagen, Stahljedern, Staublämme, Zajcen- 
bürjten in Etuis, Tajchenfämme in Etuis, Taſchenmeſſer, Taihenipiegel, Teppid- 
fchrmaichinen, Tinte, Toilettefaften, Bijitenfartentafhen, Wederuhren, Zahn- 
bürften, Zimmerdeforationsgegenftände aus Glas, Porzellan, Steingut, Ton, 
Marmor, Bronze, Zimmerrudermaihinen, Zimmertummalcinen. 


3. Zu Gruppe C. 


An Gruppe C werden nicht geführt, joweit niht jpezielle Her— 
tommen zugelajjen werden: MWerlahflieten, Albums, Brieftaſchen 
Zigarrentafhen, Zigarrenipigen, Fahrräder, Falzbeine aus Knochen, Gold», 
Silber-, Jumelierwaren, Majchinenöl, optiihe und phyſikaliſche Inſtrumente, 
Pappe zur Berpadung, Portemonnaies, Schlundrohre, Sorleth-Apparate, Syn— 
detifon, Tabatpfeifen, Trofare, Wagenfett, Würfel, Würfelbecher. 


4. 3u Gruppe D. 


1. In Gruppe D werden nicht geführt, ſoweit niht jpezielle 
Hertommenzugelajjenmwerden: Bureaumöbel, Fußläde, Gummi— 
ihuhe, Kinderbadewannen, Sinderftühle, Kinderwagen, Kontormöbel, Reile- 
deden und Plaids, Reiſe-Kiſſen, Puffs, -Nollen, Reiſemützen, Reilepantoffeln, 
Seife, Schlafdeden, Widellommoden, Windelftänder, Haus- und Küchengerät— 
ihaften wie: Butterdofjen, Buttergloden, Butterfühler, Saucieren, Speijeformen, 
lediglich aus Porzellan, Glas, Steingut, Ton bejtehend, ferner: Gabeln, Löffel, 
Tiſchmeſſer, jofern dieje Waren nicht an Jich zu Gruppe D gehören, 3. B. Gold- und 
Silberwaren, ferner: Nähr- und Genußmittel, auch nicht joldhe für Kranfe neben 
medizinischen Inftrumenten und Apparaten. 

2. Der Handel mit Kunftwaren (D) erſtreckt jich nicht allgemein auf: Möbel, 
Möbelitoffe, Teppiche, Glas, Porzellan-, Steingut-, Tonwaren, jelbit wenn 
diefe Waren ausjchließlih von feinerer Ausftattung und Beichaffenheit find. 





*) Zomweit die nachitehenden Waren der Gruppe C angehören, können jie 
jeibjtverftändlich neben Möbeln und den dazu dienenden Möbelftoffen, Bor- 
hängen, Teppiden ohne Hinzunahbme anderer Waren der 
Sr e p pe B geführt werden, da Möbel ufiv. außer zu Gruppe B aud) zu Gruppe 
Ü gehören. 


Alphabetifcyes Sachregiſter. 


(Die großen Zahlen bezeichnen bie Seiten, die Heinen Zahlen jowie die Buchftaben die Anmerkungen.) 


A. 


Abänderung, nachträgliche, der feſtge— 
ftellten namentl. Nachweiſung 1783. 

— der Beranlagung vor Zuftellung 
der Steuerzujchrift 189, A. 

— ber Berujungenticheidung 198,. 

— der Zerlegung infolge nachträglicher 
Erhebung eines Anjpruces jeitens 
einer Gemeinde 206 A. 

— besgl. infolge Anderung desSteuer- 
jates 213 p, 333. 

— der Betriebiteuer infolge Entichei- 
dungen wegen der Gewerbejteuer 
240, 241, 415. 

— ſ. aud Änderungen. 


Abbruchwert, Abichreibungen bis auf | 


denſ. l5lc. 

Abdedereigewerbe, Gewerbeſteuer— 
privilegien haben ihre Geltung ver- 
loren. 3. 

Abfindung früherer Mieter als Be- 

triebstoften 158». 


Abfuhr von zräfalien, Kehricht ıc., 


Übernahme durch Landwirte 56 Ba. 
— indirekte, Abzugsfähigkeit 
4. 


— Ermittelungen über die Höhe 287. 
Abgänge an der veranlagten Steuer, 
Ausgleihung bei Ermittelung ber 
Steuerjumme 100, 102,, 312, 318. 
— er der Abgangfälle 322, 


— bei der Betriebfteuer 242, 417. 

— bezüglich der Warenhausfteuer 525, 
526,, 554, 559 ff. 

Abgangitellung, der Steuer in Fällen 
unfreiwilliger Einftellung oder Über- 
ganges des Betriebes auf einen an- 








deren 230, 230,, 269, 270, 323, 324. | 


(Abdgangitellung:) 

— der Betriebfteuer bei Einjtellung 

des Gewerbes vor Beginn des 

Steuerjahres 240.. 

bei begründetem Aniprude auf 

Steuerfreiheit 317, 323. 

Zeitpunkt 183, 324. 

Verfahren 325. 

— Benadhridtigung der Gemeinden 
296, 325, 393. 

— der Betriebfteuer 418. 

— der Warenhausfteuer 554, 561. 


Abgeordnete der Steuerpflichtigen als 
Mitglieder der Steuerausſchüſſe 
104, 105,, 281. 

— im übrigen ſ. Steuerausjchüffe, 
Wahl. 

kg ve erg —— Voraus⸗ 
etzung des Gewerbebetriebes durch 
eine Mittelsperſon 4414. 

Ablehnung, von Zeugniſſen oder Gut— 
achten 171, 173,, 29%. 

— der Wahl zum Steuerausichuffe 219, 
220, 2206, 280, 281. 

— der Teilnahme an der Abftimmung 
222. 

Abmeldung, des Gewerbes als Bor- 

ausjegung des Aufhörens der 

Steuerpflicht 183, 184,, 269, 322. 

der jog. ruhenden Gewerbe 185,, 

2276, 2433, 299. 

beim Übergange des Betriebes auf 

einen anderen 215,, 218,, 270, 295, 

322. 

beim Aufhören fteuerpflichtiger Ge— 

werbe 230, 296, 322. 

— fteuerfreier Gewerbe 230,, 296. 

— von Zweig- oder Teilbetrieben 297. 
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{Abmeldung:) 

— bei Berlegung des Betriebsortes ıc. 
297, 298. 

— GStrafbarfeit der unrichtigen 243;. 

— von Warenhausbetrieben 525, 5261, 


554. 

— desgl. bei Bejchränfung auf eine 
Warengruppe nad) Abgabe der 
Steuererflärung 520,. 

Abnngung, der Gebäude und bes In— 
ventars von Brivatfrantenamftalten 
75 


— von teile gewerblichen, teil3 ande- 
ren Zweden dienenden Gebäuden 
131gc. 

— im übrigen f. Abfchreibungen. 

Abjag jelbitgewonnener Erzeugniſſe, 
. € 


Abſatzgenoſſenſchaften, Steuerpflich- 
tigfeit 81n, 89 B. 

Abichläfje, j. Bilanzen. 

Abſchreibungen wegen Wertverminde- 
——— 118, 138,4, 


maßgebendes Vorjahr 1235. 
Unteriheidung von ben Betriebs- 
often 128 a. 

beögl. von Nefervefonds 139,5, 
40 c, D. 

bilanzmäßige Formen 140, 141». 
= ELIA NER Rejervefonds 140 c, 


find feine Rüdlagen (Kapitalan- 

jammlungen) für nie Erſatz⸗ 

beſchaffungen 140 pn 

durch Bildung eines Delkredere⸗ 

fonds 1404. 

Zuläſſigleit für alle einer Wert— 

verminderung ausgejeßten Gegen- 

ſtände 141». 

neben Aufwendungen für Erjaß- 

beihaffungen 142a. 

Bildung von Amortifationsfonds, 

Verwendung, Gegenjaß zu Schul- 

dentilgungen 143e. 

Zuläfligfeit für alle Gemwerbetrei- 

bende 143,.. 

Gegenftand und Umfang im all 

gemeinen 143,7 

Zuläffigfeit für "alle Bertverminde- 

rungen 145., 4 

— für Gubftanzverringerung beim 
Bergbau 145.. 

— für die aus dem Betriebe ausſchei— 


Alphabetiiches Sachregifter. 


(Abjchreibungen:) 
dbenden Gegenftände 118, 145,,, 
274. 

— auf Forderungen 140,, 144, 
145,9 A, 274. 
auf Berechtigungen 146 p, 274. 


auf Bahnkörperanlagen 147 c. 

auf die Gejamtheit des Anlage- und 

Betriebsfapitales 145,5, 14720- 

außerordentlihe 147 B, 148». 

übermäßige 142., 148 c. 

Unzuläjfigfeit nah bilanzmäßiger 

Darftellung des Reingewinnes 148». 

auf den Fundus 148. 

bei bloßer Möglichkeit fünftiger Ent- 

wertung 149 E. 

auf Grubenberehtiame 149F. 

auf immaterielle Rechte und Gegen- 

ftände 149«. 

angemejjene Berüdjichtigung der 

Wertverminderung 149,,. 

im Borjahre wirklich “ entitandene 

Wertverminderung ohne Rüdjicht 

auf den Buchmwert 149 a. 

— Unterfheidung nad Beräuferungs- 
und Gebrauchigegenftänden 149p. 

— Bewertung der Beräuferungs- 

gegenftände 150.. 

deögl. der Gebrauchigegenftände 

150p, 15le. 

Bemeſſung für Gebrauchögegen- 

ftände, Anwendung gleichmäßiger 

Prozentfäße 157c. 

Prüfung auf Zuläffigfeit und An— 

gemeſſenheit 1525»- 

nachträgliche Geltendmachung in 

der Bilanz nicht berüdjichtigter 

153c v. 

— Anrechnung auf andere Objekte 

beögl. 154.. 

Verwendung zur Schuldentilgung 

1594. 

— für Subſtanzverminderungen 274. 

Abjchriften, beglaubigte, der Bewerbe- 
icheine, Vorzeigung 455. 

Abjtandnahme, vom Beginne des Ge- 
werbebetriebes im Umherziehen 
454, 484. 

— von der vorläufigen Straffeftjegung 
248, 459, 460,. 

— von ber Strafverfolgung überhaupt 
248,, 328, 462,. 

Abjtimmung, bei ber Wahl zu den 

Steuerausjhüfjen 219, 283 


Alphabetiſches Sachregifter. 


(Abſtimmung:) 
— in den Steuerausſchüſſen 221, 284, 
285 


Abweſenheit, häufige, als Ablehnungs⸗ 
grund 220. 

— vorläufige Einſtellung des Straf- 
verfahrens wegen 4. 4655. 

Abzüge, bei Ausmittelung des Ertrages 
118 ff., 127, 273. 

— bei Berehnung bes Anlage» und 
Betriebskapitales 161, 276, 

— bei Feitftellung des Umſatzes für 
die Warenhausbefteuerung 531. 

Adoption, ſ. Verwandte. 

Agenten, ſind ſelbſtändige Gewerbe— 
treibende 38c, 463. 

— begründen feine 
Fe 380. 

— Gewerbebetrieb auswärtiger Uns 
ternehmer durch 39p, 259, 260,. 

— von Berfiherungsgejellichaften 46 .. 

— don HHpothelenbanten 48a. 

— Ausübung des Gewerbes im Um— 
herziehen 438., 439u, 471, 472. 


Bweignieder- 


Agenturen, außerpreuß. Gemerbebe- | 


triebe in Preußen 36,, 380, 46B, 
259 


— ber öffentlihen Berficherungsan- 
ftalten, Steuerfreiheit 52,. 

— Übernahme, noch fein Betrieböbe- 
ginn 226,. 

Agiogewinn, nicht fteuerpflichtig 127 e. 

— ſ. auch Pfandbriefe. 

Alten der Behörden, Einfichtnahme 
171, 287. 

— ſ. auch Berfonalatten. 

— — en zur Beſchaf— 
fung guter Wohnungen, GSteuer- 
pflicht 19, 81.. 

Altiengejellichaften, Vorausſetzungen 
der Steuerpflicht 30, 40, 6Ba, 116. 

— jteuerfreie Nutung des Grundver- 
mögens 18p, 19.. 

— zur Beihaffung billiger Wohnun- 
gen, nicht fteuerpflichtig 9eo. 

— in Liquidation 10., 30,5- 

— zur rg | botaniſcher Zier- 
und Luftgärten desgl. 9oo. 

— Betrieb des Grundftüdhandels 2 .. 

— Berlauf in der Gubhaftation er- 
mworbener Grundftüde 22,, 1260. 

— zur Beichaffung des eigenen Be- 
arfes der Mitglieder 28,. 

— Gib 34, 300. 

Buifting, birefte Steuern. III. 


625 


(Attiengejellichaften:) 

— Zweigniederlaſſungen nicht gewerb- 
fiher 38B. 

— ald Organe ausmwärtiger Unter- 
nehmer 44. 

— landwirtjchaftlihe Nutzung von 
Grundftüden 58p, 167e. 

— zur Unterhaltung eines zoologifchen 
Gartens 73,8, 127a. 

— Belteuerung gleich den phyſiſchen 
Berjonen 114,, 268. 

— Haftung für die fteuerlihen Ber- 
pflichtungen 115, 116,, 268. 

— Begriff des Ertrages 121», 304. 

— Bezüge aus Kapitalien, Grund- 
ftüden und fapitaliftijchen Beteili- 
gungen 1220u. 

— landwirtfchaftlihe Erträge zur Bar- 
zellierung angefaufter Grundftüde 
122 cv. 

— Betriebsloften des letzten Bor 
jahres 124». 

— zur Dedung von Berluften ver- 
wendete Erträge des legten Vor— 
jahres 124.. 

— Bortrag auf neue Rechnung 1254. 
— Vergütungen des Vorbeſitzers auf 
mitübernommene Waren 125. 

— Ertrag aus ber Beteiligung an 
einer einfahen Kommanbditgejell- 
Ihaft 125». 

— deögl. einer offenen Handelögejell- 
ſchaft 126.. 

— Gteuerpfliht mit dem geſamten 
Anlage- und Betriebstapitale bezw. 
Ertrage 127. 

— Wgiogewinne 127e. 

— Beiträge zu emeinjchaftlichen 
Fonds für Unfallzwede 1284. 

— Gpezialrejerve für Straßenausbau 
und Gtraßenlandabtretung 129». 

— freiwillige Beiträge für kirchliche ıc. 
Zwede 1300. 

— TZantieme ber Vorftands- und Auf- 
jihtratsmitglieder 132,. 

— Abzugsfähigkeit fämtliher Steuern 

10r 


— Leiſtungen für Straßenbenutzung 
1354. 


— Überweifungen an Benfion- und 
Unterftüßungfonbs 135,3. 
— Bildung von Refervefonds 1394. 
— zu hohe Abjchreibungen 142.. 
4) 
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(Attiengejellichaften :) 

— Abſchreibungen auf die Gejamtheit 
des Anlage- u. Betriebstapitales 
14750 

— Abschreibungen nach bilanzmäßiger 
Daritellung des Reingemwinnesl48p. 

— Bildung von PDispofitionsfonds 
148.. 

— Bewertung Der 
gegenftände 150. 

— deögl. der Gebrauchögegenftände 
150». 

— Abweichung von den aufgeftellten 
Bilanzen 153c. 

— GSchuldenzinjen für bei der Grün- 
bung übernommene Hypotheken 
156c». 

— Den I. bei Übernahme wegen Un— 

ndbarfeit 157 76. 

— —*8* und Zuſchläge bei Rüdzah- 
lung von Anleihen 159.. 

— Berwendung von Abichreibungen 
zur Schuldentilgung 159a. 

— Anlage- und Betriebstapital bei 
Bereinigung fteuerpflichtiger und 
jteuerfreier Betriebe 1657n, 167e. 

— Ausfonderung von Beftanbteilen 
des Anlage- und Betriebstapitales 
165,D, 167a. 

— für die Veranlagung maßgebendes 
Vorjahr 168,. 

— Erhöhung des Grundfapitales als 
— Anderung des Betriebes 


Veräußerungs⸗ 


— nachträgliche Zuwendungen britter 
zur Berbejjerung der Bilanz 169. 
— Einreihung und Benußung ber 
— ıc. 176, 1773, 288, 


— — und paſſives Wahlrecht zu 
den Steuerausſchüſſen 219, 220. 
— Benutzung der Einfommensüber- 

jihten für die Veranlagung 304. 

— Barenhausfteuerpflichtigleit 512,2. 

Attientapital, Höhe desſ. für die Höhe 
des Anlage- und Betriebstapitales 
nicht beweiſend 161,. 

Altien- Kommanditgejellichaften, ſ. 
Kommanditgejellichaften auf At- 
tien. 

Altiva des Anlage» und Betriebs 
fapitales 161, 276. 

Altoholhaltige Getränke, j. geiftige ©. 


Alphabetiſches Sachregifter. 


Alter, hohes, ermäßigte Haufierfteuer- 
fäße 449, 476. 

— ſ. auch Lebensalter. 

Alterverjicherungsbeiträge, Abzug 
fähigfeit 274. 

Alumnate, Steuerpfliht bei Berbin- 
dung mit einer Lehr- und Erzie- 
hungsanftalt 73e. 

Amortijation, j. Schuldentilgung. 

Amortijationsfonde, ald Bewertungs 
fonten 142 

— Bildung für Entwertung ber Be- 
trieb3gegenftände 143e. 

— deögl. bei Übergang der Anlagen 
auf die Gemeinde 1468. 

— GSchuldenzinjen für landichaftliche, 
al3 Betriebskoſten 156.. 

Amortijationstoften für Erteilung 
neuer Gewerbejceine 455. 

Amtmänner in den weftlihen Pro— 
vinzen, Funktionen in Gewerbe— 
fteuerangelegenheiten 291, 333. 

— fteuerfrei 54, 6713, 14 


Amtsdauer der Mitglieder der Steuer- 
ausſchüſſe 98, 104, 219, 279, 281. 

Amtdgerichte, eibfiche Bernehmung 
von Zeugen und Sachverſtändigen 
173,, 20. 

Amtöverjchwiegenheit der Ausſchuß⸗ 
mitglieder, Vorſitzenden und Be- 
amten 221, 285. 

Anbieten, j. Feilbieten. 

Anderungen, des Ertrages oder Anlage» 
und Betriebskapitales im Laufe 
des Steuerjahres 167, 176,0, 187e, 
269, 277 

— mefentliche, eines neu übernomme- 
nen Betriebes 186,. 

— deö Gewerbebetriebe im Umher— 
ziehen im Laufe des Jahres 448, 
456, 456,, 479, 483,» nawimikn 

— des Umſatzes ıc. in Warenhausbe- 
trieben 514, 515,, 5, 542. 

— der Warenllafjifigierung im Laufe 
bes Jahres 516,. 

— ſ. auh Abänderung, Beränderun- 
gen. 

Anfahritollen im Bergbaubetriche al ala 
Betriebsorte 205,a 

Angehörige des Gewerbeizeibenden, 

nterhalt nicht abzugsfähig 118, 
119,, 15524, 275. 


Alphabetiichesf Sachregiſter. 


(Angehörige:)' 

— Geldwert der für die]. entnomme- 
nen Erzeugnilie und Waren des 
eigenen Betriebes 15554, 273. 

— Feilbieten jelbftgewonnener Erzeug- 
niffe der Landwirtichaft ıc. im Um- 
herziehen 437, 470. 

— beögl. jelbitverfertigter Waren im 
Umtfreife von 15 km 443,. 

— j. auch Kinder. 

Angeitellte in fremden Betrieben, 
feine Gewerbetreibende 14a, 67,4. 

— al3 Vertreter außerpreuß. Betriebe 
in Preußen 45a. 

— Wbzugsfähigkeit der Gehälter und 
Löhne 132,, 274. 

— Berfauf von Waren gegen das 
Verbot des Geſchäftsherrn 510,. 

— Bernehmung in Angelegenheiten 
der Warenhausfteuer 524;. 

Anlauf, von Waren zum Wieder- 
verfaufe im Umherziehen 433, 438,, 


3 * 

— von im Umherziehen verbotenen 
Gegenſtänden 457, 457;. 

— j. auch Auflauf. 

Anklage, gerichtliche, ſelbſtändige Er- 
hebung durch die Regierung 462. 

Anlagen, gemwerblihe, Befichtigung 
170, 173, 176,, 289. 

— Bewertung für die Bemeſſung der 
Abichreibungen 149, 150». 

— er ie verweigerter Einficht 
246 


— j. auch baulihe Anlagen. 

Anlage: und Betriebstlapital, unter 
3000 4. befreit von der Steuer- 
pflicht 502, 91, 258. 

— deögl., nicht von der Betriebfteuer 
231,, 232, 234, 409. 

— Abgrenzung der Steuerflajlen nach 
der Höhe desſ. 90, 90,, 270 

— Feſtſtellung in feinen einzelnen Be- 
iftandteilen und Werten 91,, 161,. 

— Berjeßung der nad dem U. u. B. 
Beiteuerten in die dem Ertrage ent- 
iprechende Steuerklaſſe Y1ff, 271, 
302, 304, 307. 

— Beſchaffung der Unterlagen für Be- 
rechnung und Schäßung 108p, 270, 
286, 304. 

— Zujammenrehnung für mehrere 
Betriebe berjelben Perſon 112, 258. 
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(Anlage- und Betriebs kapital:) 

— Ausfheidung ber Beftanbdteile 

außerpreuß. Betriebe 117, 164, 

259, 260, 277. 

Nichtabzugsfähigleit von Zinſen 

und Schuldenzinjen für dasſ. 118, 
119,, 15555, 26, 275. 

Zwiſchen- und Nebennugungen 
121,, 122. 

Abjchreibungen auf die Beſtand— 

teile 141». 

Abjchreibungen neben Aufwendun- 
en für —— 1424. 
nzuläſſigkeit von Abſchreibungen 

auf die Geſamtheit 14515, 147g0- 

gemeiner und Gebrauchwert der 

Beitandteile als Maßſtab für Ab- 
ichreibungen 149p. 

Nüdzahlungen auf angeliehenes 


29- 
Begriff 160, 160,, 276. 
Nihtabzugsfähigkeit der Schulden 
161, 276. 
Bewertung 161,. 
dauernde Widmung der zugehöri- 
gen Gegenftände oder Werte 161,, 
1644, 276. 
Beurteilung nah dem tatjädh- 
und gegenwärtigen Zuftande 
6la. 
unmittelbare oder mittelbare Wid— 
mung 162». 
Immobilien als A. u. B. 162c. 
nicht dazu Gehöriges 163p. 
Ausſchließung der fteuerfreien Be- 
triebe bei ber Zuſammenrechnung 
7r 
bei Verbindung mit einem Wander- 
gewerbe 259, 446.. 
Ausfonderung von Beftandteilen 
au nicht gewerblihem Bermögen 
668 


vorübergehende zinsbare Anlegung 
166... 
Ausgaben zur Tilgung besj. 275. 
Berehnung nah dem mittleren 
Stande des abgelaufenen Jahres 
167, 169,, 277. 
Schäßung nah dem zur Zeit ber 
Veranlagung vorliegenden An— 
halte 167, 277. 
Erhöhungen oder Berminderungen 
im Laufe des Steuerjahres 167, 
170,0, 1870, 269, 277. 

4)* 
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(anlage⸗ und Betricböfapital:) 

— mutmaßliches, bei Zugängen im 
Laufe des Jahres 185, 186,, 187,. 

— Bugrundelegung bei Zerlegung des 

teuerjates 208g, 210£, 332. 

— Veränderungen beim Übergange 
des Betriebes auf einen anderen 
217c. 

— Austunfterteilung des Steuerpflich- 
tigen über die Höhe 229, 286, 300. 

— Nachbefteuerung bei Abweichung 
von ber früheren Schäßung 252,, 
331. 

Anlegeſtelle, j. Fährbetriebe. 

Anmeldung, des Anfanges eines ſte— 
henden Gewerbes 224, 291, 321. 

— der Übernahme — beſtehender 
Betriebe 224,, 291, 

— des Anfanges eines — Ge⸗ 
werbes neben dem bisherigen oder 
an Stelle desſ. 224,, 291, 322 

— Abgrenzung des Umfanges der An— 
meldepfliht im Zujammenhange 
mit ber Fe Ya des $ 70 
GewG. 225,, 

— veſchramum auf Die Betriebfteuer 
und die Zugangfälle des $ 34 
BewG. 226,. 

— Eröffnung des Betriebes als Zeit- 
punft der Anmeldepflidt 226,, 
244,. 

— ber Eröffnung neuer oder Wieder- 
aufnahme eingeftellter Betriebe 
(ruhender Gewerbe) 2276, 2435. 

— Bewirtung der Anzeige 227,, 201. 

— Befreiung von derſ. bei Ber 
pflihtung zur polizeilihen N. 224, 


Br . 
— perjönlihe Berpflihtung des In— 
habers oder Vertreters 227,, 2445 
— ftrafbare Beihilfe bei unterlafjener 


1: 
— Behandlung durch die Gemeinde 
ände 228, 289, 292 ff. 

— desgl. die Borfigenden der Steuer- 
ausſchüſſe 185, 1862, 293 ff. 

— —— wegen unterlaſſener 242ff., 

— desgl. betricbfteuerpflichiger Ge- 
werbe 421 

— desgl. im Gegenſatze zu unrichtiger 
Abmeldung 243,. 

— San der Anmeldungen 292, 


Alphabetiſches Sachregifter. 


(Anmeldung:) 

— RR ae 
418 

— jährliche, bes Gewerbebetriebes im 
Umberziehen 447, 480 ff. 

— Verbindung mit dem Antrage auf 
Erteilung des Wandergemwerbe- 
ſcheines 447, 480. 

— zuftändige Behörden 447, 480. 

— von Ünderungen des Wander- 
gewerbes im Laufe des Jahres 448, 
456,, 477, 483. 

— des auf den auswärtigen Betrieb 
beichränften ftehenden Gemerbes 
445, 446,, 473 

— des Wanderlager betriebes 
496, 501, 502. 

— des fteuerfrei geftatteten Wanber- 
lagerbetriebe3 494,. 

— ber Eröffnung von Waren- 
haus betrieben 525, 551. 

— Behandlung derartiger Anmeldun- 

en 551 ff. 
trafbeftimmungen für unterlaffene 
526, 564. 

Unnahmeftellen als Betriebsorte 203. 
Anſchaffungs koſten, Abzug in ber tat- 
ſächlich entſtandenen Höhe 131.. 

— Ubzug ald Betriebstoften 274. 

Anſchaffungpreiſe, Bemeijung der Ab- 
— nach denſ. 150., 8, b, 

1:5 

Anichreibungen bes Steuerpflichtigen, 
Einjichtnahme 194 Aa. 

Anteiljcheine, Ausgabe durch Gegen- 
ecke seinntatten 27 eo. 

Antiquarijche Intereſſen, fteuerfreier 
Wanderlagerbetrieb 494,. 

Antizipandozinjen, Anrehnung für 
das maßgebende Jahr 125,. 

Anwaltögebühren, Eritattung ım Be- 
ichwerdeverfahren nicht zuläffig199. 

—— des Steuerpflichtigen 


Le. 
— pe Anmeldung, Befragung, Ge- 
werbefteuererflärung. 
Apothetenkonzefjionen, fein Beſtand⸗ 
teil des Anlage» und Betriebstapi- 
tales 163». 
Apothetenprivilegien, Berüdjichti- 
gung bei der Bewertung des priv. 
Grundſtückes 164, 276. 
haar in Nafjau nicht fteuerfrei 


— Anmeldepflicht 25,. 


Aphabetiſches Sachregiſter. 


Apothekerwaren, Verkauf an Kliniken 
uſw., fein Kleinhandel 509;n. 

— Zugehörigkeit zur Gruppe A 517, 
534. 


Arbeit, Vorausſetzung des Gewerbe— 
begriffes 64, 76. 
— Abſicht der Gewinnerzielung durch 
dieſ. desgl. 838. 
— fortgeſetzte berufmäßige Tätigkeit 
desgl. 120. 
—— Feilbieten im Umherziehen 
A. 
— ſ. auch Leiſtungen. 
Arbeiter, gewerbliche, feine Gewerbe— 
treibende 14.. 
— Angabe der Zahl in der Steuer- 
erflärung 228. 
— u ai der Löhne ıc. 1324, 
4. 


Arbeiterwohnhänjer, Senojjenichaften 
zum Bau, Erwerb und zur Ber- 
mietung 81a. 

— Mieterträge 1220u. 

— Belegenheitögemeinbde ala Betrieb3- 
ort 2040. 

— Ausübung der Baukunſt 


—— Erbauung und Ver—⸗ 
mietung durch eine Altiengeſell— 
ihaft 18». 

Armenunterftüägung, Beitragsleiftun- 
gen von Altiengeſellſchaften zur 
1300. 

Arreſt, Anwendung auf die beichlag- 
nahmten Gegenftände 4655. 

Urt, des Gewerbes, FFeitftellung vor 
der Beranlagung 4 

— Angabe in ber Gemwerbefteuererflä- 
rung 228, 

— bed Wandergemwerbe3, Anmeldung 
und Aufnahme in ben Gemwerbe- 
Ihein 447, 448,. 

— Anderung. im Laufe bed Jahres 

62. 
’ 

Artes liberales, 
betriebe 5. 
Arzte, inwieweit Gewerbetreibende 5. 
— nicht gemerbefteuerpflihtig 54, 

7419, ’ 266. 

— Berabreihung von Arzneien an bie 
Batienten 74,0, 266. 

— Betrieb von Kranken» und — 
anſtalten 5, 1Onn, 7421 ff., 2 


feine Gemerbe- 


— — — — — 
— — — — — — — — — — — — — — — — —— — — — 


629 


(Arzte:) 
onorare beim gewerblichen Be— 
triebe von Kranken⸗ und Badean⸗ 
ſtalten 776. 

— Verkauf im Großhandel an, nicht 
warenhausſte uerpflichtig 509, Av. 

Aſzendenten, ſ. Verwandte. 

Aufbereitunganſtalten, Steuerpflich- 
tigkeit 66,0, 263 

— Belegenheitögemeinde als Be— 
trieb3ort 20552. 

Aufbewahrung, der Gemwerbefteuer- 
erflärungen 300. 

— —— Warenhausſteuererklärungen 
521. 

Aufenthalt, dauernder, des Inhabers 
oder eines Angeſtellten außerpreuß. 
Betriebe in Preußen 4212, 43. 

— —— bei unbekanntem 183,, 

315 


f 
4 


Aufforderung, zur Abgabe einer Ge- 
werbejteuererflärung 228, 229, 
299 


— zur Anmeldung haujierfteuerpflich- 
tiger Gewerbe 483. 

— zur Abgabe der Warenhausfteuer- 
erflärung 521, 543, 546, 547. 

— Unwirkſamkeit bei unterlafiener Be- 
lehrung über den Verluſt der Rechts- 
mittel 523,, 525. 

— Nbftandnahme 532. 

— zur Borlegung der Gejchäftsbücher 
ıc. 524, 549, 

Aufhebung ber Gewerbe» und Betrieb- 
fteuer als Staatjteuer 2,, 231. 

en ber Steuerpflicht 183, 184,, 


— or. Betriebes, Anzeigepflicht 230, 
, 466. 


Auftanf von Waren im Umberziehen, 
als Ausfluß des ftehenden Gewer— 
be3 43,3, 440, 441,, 442, 445,, 446, 
472. 

— durch Ausländer 444, 484 ff. 

— ſ. aud Ankauf, Zulauf. 

Auflöfung, j. VBermögensteilung. 

Auffihtratsmitglieder von Altien- 
geiellichaften ıc., feine Gewerbe» 
treibende 14a. 

— Haftung für die fteuerlihen Ver— 
pflidtungen 116.. 

— Tantiemen berj. abzugsfähig 132,. 

a) Se der Regierungen über bie 

teuerausfhüffe und deren Vor- 
ſitzende 105,, 279. 24 


630 
— von Warenbeftellungen, |. 


Auftraggeber, Haftung für Steuer, 
Strafe und Koften beim Wander— 
gewerbe 4364, 448,, 458, 487. 

— deögl. beim Wanderlagerbetriebe 
497, 500. 

Aufwendungen, j. Ausgaben, Betriebs- 
foften. 

Augenärzte 74,9, 265. 

— — derſ. 764. 

enſchein, ſ. Beſichtigung. 
onatoren, Vermittelung des 
ee ae 489, 500. 

Auftionatorgewerbe, Ausübung im 
Umherziehen 472. 

Auttionen, Abhaltung von, als Ge- 
werbe 68.. 

— j. auch Wanderauftionen. 

Auttionstommifjarien, gerichtliche, 
Steuerfreiheit 68., . 

Andbejjern grober Geräte ıc., ermä- 
Bigte Hauſierſteuerſätze 450. 

Ausdehnung, des Wandergemwerbes im 
Laufe des Jahres 448, 456, 479. 

— desgl. von den Hohenzollernichen 
Landen auf Preußen 451, 458, 475, 

480, 481. 

— en einen anderen Regierungsbezirk 
475. 

— be3 von nicht preuß. Behörden er- 
teilten Wandergewerbeicheines 475, 
480. 

— des Kleinhandels auf mehr al3 eine 
Warengruppe 525, 538, 551, 560. 

Ausfälle, an Gewerbefteuer 326, 399. 

— an Warenhausfteuer 525. 

Ausfertigungen der Bejchlüffe und 
Entijheidungen des Steueraus— 
ſchuſſes 285. 

Andfuhrderbote als Grund zur Er- 
ftattung der Haujierfteuer 454,. 
Andgaben, für den Unterhalt des Be- 
triebsinhaberd und feiner Ange 

börigen 118, 119,, 1555,, 275. 

— teils für den Haushalt, teils für ge- 
werblihe Zwede gemachte, Tren- 
nung 15524, 273. 

— j. aud Betriebstoften, Verbeſſe— 
rungen, Geſchäftserweiterungen. 
Aushang, Zuſtellung durch 183,, 315. 
Aus kunfterteilung, ſeitens der Behör— 

den 170, 287. 

— ſeitens dritter Verſonen 171, 287, 

290. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Auskunfterteilung: IM 

— ſeitens des Steuerpflichtigen 229, 
286, 289. 

_ feitens ber Einlommenfteuer-Ber- 
anlagung®- und Berufungsfom- 
miffionen 288. 

— der Gemwerbetreibenden oder deren 
Bertreter in Angelegenheiten ber 
Barenhausiteuer 525, 526,, 552. 

— j. auch Befragung, Ermittelungen. 

Aus kunftperſonen, Bernehmung durch 
den Steuerausſchuß 108, 171, 289. 

— Benennung und Anhörung in Wa— 
renhausfteuerangelegenheiten 549. 

— ſ. auch Sadjveritändige. 

Auslagen, bare, j. Koſten. 

Ausland, Teil- oder Nebenbetriebe in- 
ländijcher Gewerbe baf. 118». 

— Befteuerung ber teil in Preußen, 
teil3 im U. belegenen Betriebe 260 

— Auftellungen im A. 315. 

— ſ. auch Bundesftaaten, Preußen. 
Ausländer, Gewerbebetrieb im Um— 
herziehen 437, 444, 445, 484 ff. 
— auswärtiger Geſchäftsbetrieb ala 
Ausfluß des ftehenden Gewerbes 

445, 446, 452,, 474. 
— ermäßigte oder erhöhte Haufier- 
fteuerfäße 452, 453, 486. 

— Unterhaltung von Warenhausbe- 
trieben in Preußen 514,. 

Ausländiiche Behörden, Geſchäftsver⸗ 
fehr mit denſ. 315. 

Auslegung, öffentliche, der Gewerbe— 
fteuerrolle 181, 315. 

Ausleihen von Geld, j. Darlehnge- 
währung. 

Ausſcheiden aus der Steuerflajje hat 
A. aus dem Steuerausſchuſſe zur 
Folge 106, 220,, 280. 

Ausichliegung von der Abftimmung in 
ben Steuerausfchüflen 221, 285. 

Ausſchluß von Gegenständen vom An- 
und Berfaufe im Umberziehen 454,, 
457, 457,, 4987. 

Ausichlußfeift, Begriff 191,, 317. 

— im übrigen ſ. Frift. 

Ansjpielung von Waren im Umber- 
ziehen 457». 

Außenſtände, als Teil des Betriebs- 
apitales 160,, 276. 

— Berüdjichtigung bei Feſtſtellung 
des warenhausfteuerpflichtigen Um» 
ſatzes 531. 

— ſ. auch ; Forderungen. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Ausſtellungen, Verkauf von Aus 
ſtellungsobjelten fein Wanderlager⸗ 
betrieb 493, 501. 

Ausverkauf, der Beftände einer Kon— 
tursmaſſe 10.. 

— mit fortgejegter Abjiht der Ge- 
winnerzielung 10e. 

— beim Grundftüdhandel 21a, 22a, e. 

Audwanderungdunternehmer, An—⸗ 
meldepflicht 225. 

Auswärtiges Amt, Bermittelung der 
Buftellung 315. 

— Erſuchen an dasſ. 315. 

Auswärtige Vertretungen, Gejchäfts- 
verfehr mit denj. 315. 

Auswäürjeln von Glas⸗ und Porzellan- 
fachen auf Schüßenfeiten ıc. 4915». 

Automaten, als Berlaufftätte 42c. 

— als Betriebsorte 204 7. 


Badwaren, zeitweiſer Handel mit, auf 
Straßen ıc., fein ruhendes Gewerbe 
185 


7 

— Verkauf ſelbſtgefertigter, durch einen 
Konſumverein als warenhausfteuer- 
pflichtiger Kleinhandel 5104. 

Babeanftalten, Honorare beim gewerb⸗ 
fihen Betriebe durch Arzte 77e. 

— Ertrag beim Betriebe durch einen 
überwiegend gemeinnüßigen Ver— 
ein 123p. 

— Nnlage- und Betriebstapital desgl. 
6524. 

Badeorte, zeitweiſe ruhende Gewerbe 
daſ. 14, 299 

— Vermietung ganzer Villen 204. 

— Anlage- und Betriebstapital bei 


zeitweifer Vermietung ſelbſtbe— 
wohnter Räume 1664. 

— Mineralwaſſer- und Molkenaus— 
ſchank 233n. 


— Schank⸗ ıc. Betrieb, Betriebfteuer- 
pflichtigfeit 238. 

— Saiſongeſchäfte, fein Wanderlager- 
betrieb 493, 494;. 

— —— Abſchreibungen 
4 


O. 
Bandwirter als ſelbſtändige Gewerbe— 
treibende 16. 
Bankgeſchäfte, Aufwendungen zur 
Unterſtützung Notleidender 1300. 
— Abſchreibungen auf Effelten und 
Hypothelenforderungen 146». 
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(Bantgeichäjte:) 

— mejentlihe Anderungen des Be- 
triebes 169. 

— Roheinnahmen als Maßſtab für 
Berlegung des Steuerjaßes 208p. 

— De für Berteilung des Ertrages 

Bantiergejchäfte, Betrieb durch Ber- 
fiherungsgejellihaften auf Gegen- 
jeitigfeit 264, », 260. 

— * Vorihuß- und Kreditvereine 

B- 

Bantierd, Geſchäftsbetrieb an dem 
preuß. Wohn- oder Aufenthalts- 
orte 43. 

— Benußung des Privatvermögens 
zu Spefulationzweden 120,. 

Bankmäßige, Ausleihung von Geldern 
4,, 23a, b- 

— Srediteröffnung, 
fapital 165c. 

Banknoten ald Betriebsfapital 276. 

Bargeld, j. Geld. 

Barmherzige Schweitern 29,, b. 

— Brüder zu Trier 29». 

Baubnreaud ala Betriebsorte 202.. 

ai gewerbmäßiges Ausleihen 

b, —2 

— als laufende Schulden beim Im— 
mobilienhandel 157. 

Bauhandwerk, zeitweiſe ruhendes Ge- 
werbe 14, 184,, 269, 299. 

Bauherr, als jolcher nicht fteuerpflichtig 


19 :. 
Baukunſt, Steuerfreiheit 69,,, 698, 
265. 


fein Betriebs 


— Ausübung in Berbindung mit dem 
Bauunternehmergemwerbe 706, 265. 

Bankünjtler, alademiſche Vorbildung 
nicht erforderlich 706. 

— gelegentliche Tätigkeit als Unter- 
nehmer, An- und Berlauf von 
Grundftüden 70a. 

Bauleitung 265. 

Bauliche Anlagen, als Teil des Anlage- 
fapitales 160,, 276. 

— Unterhaltungstoften 274. 

Baumaterialien, feiner Warengruppe 
zugehörig 535. 

Baumſchulen, Steuerpflichtigteit 63, 
63.0, 265. 

Bauftellenvertauf als Gewerbe 21,. 

Banterraind, Abjchreibungen wegen 
Wertverminderung 148p. 
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Bauunternehmer, Steuerpjlichtigteit 
19, 70e, 265. 

— Betriebsort 20a, b. 

Bazare, j. Wohltätigleits-B. 

Beamte, öffentliche, keine Gemerbe- 
treibende 7». 

— von Altiengejellichaften ıc., desgl. 
14 


B* 

— Betrieb von Spetulationgeihäften 
13... 

— Gteuerfreiheit 67,4- 

— als foldhe, keine Sadverftändige 
172. 

— Geheimhaltungspflicht 221, 285. 

— Tagegelder und Reifeloften bei Ver- 
nehmung ald Zeugen 224. 

— Beitrafung wegen unbefugterDffen- 
barung der Verhandlungen ıc. 247. 

Beamtenverhältnis, fürmliches, feine 
Borausjegung des Gewerbebe— 
triebes durch eine Mittelsperſon 
444. 

Beanſtandung der Warenhausfteuer- 
erflärungen 523, 524,, 549 

Beauftragte, Feilbieten jelbftgewon- 
nener Erzeugnilfe der Landwirt» 
ichaft ıc. im Umherziehen 437, 470. 

— deögl. jelbftverfertigter Waren im 
Unitreile von 15 km 443%. 

— Löfung eines Gewerbeſcheines für 
jeden 448». 

— Haftung für die Steuer, Strafe 
und Koſten 458, 487. 

— desgl. bei Wanderlageriteuer-Son- 
traventionen 497. 

Bedienjtete des Steuerpflichtigen, Ber- 
nehmung 171, 290. 

Befragung des Steuerpflichtigen, burch 
ben Vorſitzenden des GSteueraus- 
ſchuſſes 170, 287. 

— durch Sacdverftändige und Aus— 
funftperjonen 172. 

— durdy den Steuerausihuf 289. 

— im Berufungverfahren 1938. 

— durch die Gemeindevorftände bei 
der Anmeldung des Gewerbes 292. 

— bei Prüfung und Beanftandung 
F— Warenhausſteuererklärungen 


Befreiungen von der Gewerbeſteuer ıc., 
j. Steuerbefreiungen. 

Se inn, der Steuerpflicht 183, 269. 
es Gewerbebetriebe, Kriterien 
226;. 

— |. ud Eröffnung. 
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Begleiter, feine Verpflichtung zur 
Löſung eines Gewerbeſcheines 4364. 

— Anmeldung und Aufnahme in ben 
Gemwerbeichein 447, 449, 477, 482. 

— Bermehrung im Laufe des Jahres 
448, 479. 

— Wechſel in der Perſon 449,. 

— unterlafjene Anmeldung als Steuer- 
belift nicht jtrafbar 449,. 

— Einfluß der Zahl auf die Höhe der 
Haufjierfteuer 450, 477. 

Begnabdigung, j. Gnadengeſuche. 

Beherbergungdgewerbe 20;.- 


Behörden, j. SKommunalbehörden, 
Staatsbehörden, Berwaltungsbe- 
hörden. 


Beihilfe, ſtrafbare, bei unterlaſſener 
Anmeldung des Gewerbes 244,. 

Beitreibung, der Gewerbeſteuer 214, 
326. 


— der Nachſteuern 24512. 

— der Warenhausſteuer 562. 

— Noſten derſ. 334. 

Bekanntmachung, über Offenlegung 
der Gewerbeſteuerrolle 181, 315. 

— der Veranlagung, ſ. Steuerzu- 
ſchrift. 

— der Aufforderung zur Anmeldung 
des Wandergewerbes 483. 

— der Anordnungen über den Grenz- 
verfehr 484. 

— öffentliche, zur Abgabe der Waren- 
hausfteuererflärung 521, 543, 546. 

— Muſter dazu 571, 572. 

Belleidungdgegenftände, 
gruppe B 517, 534. 

Betöftigung, der Angeftellten ıc., Ab- 
zugsfähigfeit 274. 

— der als Gewerbegehilfen beichäf- 
tigten Kinder 275. 

Beläge, für die Zu- und Abgangitel- 
lungen, Aufbewahrung 326. 

— als Beweismittel in Warenhaus 
ſteuerſachen 549. 

—— REN: 


Beleumtungsmittel, vorrätige, als Be⸗ 
triebstapital 160%. 

Belgien, Hauſierbeſteuerung der An— 
gehörigen 485 

Benachrichtigung über die Veran— 
lagung, ſ. Steuerzuſchrift. 

Berechnung, des ſteuerpflichtigen Er— 
trages 15223, 19694, 273. 


Waren⸗ 


Abzugsfähigkleit 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Berechnung:) 

— beögl. bei Zerlegung des Steuer- 
ſatzes 2088, 209.. 

— des Anlage- und Betriebstapitales 
169,, 277. 


Berechtigungen, Abichreibungen dar- 
auf 146». 
Bergbau, Steuerpflichtigfeit 20, 50%, 


‚ 6640, 
— Syndikate 89. 
— Abichreibungen auf Grundftüde 149. 
— —— Anlagen als Betriebsorte 


1. 

— Gubjtanzverminderungen 145 6,274. 

Berggewerkichaften, Sitz 34B. 

— Haftung für die fteuerlihen Ber- 
pflidtungen 114. 

— Beiteuerung gleih den phyſiſchen 
Berjonen 114,. 

— ———— der Geſchäftsberichte ıc. 
7698. 

Bergftürze, Belegenheitägemeinde ala 
Betriebsort 205. 

Bergwertögejellichaften, Lander- 
werbstoften beim Tagebau, Schadht- 
verlegung beim Tiefbau 1300. 

Berlin, Beranlagungbezirk für Klaſſe I 

, 278. 

— Mitglieder des Steuerausſchuſſes 
für Klaſſe I 98, 279. 

— Beranlagungbezirt für die Klaſſen 
II, III, IV 99, 100, 278. 

— Bildung mehrerer Bezirte für jede 
Klaſſe 99, 279. 

— Bahl der Mitglieder der Steuer- 
ausjchüfje 100. 

— Gejchäftsberichte ıc. 
gejellihaften ıc. 1775. 

— Berufung bes Vorſitzenden für 
Klaſſe I 181,. 

— Anmeldung ftehender Gewerbe 224, 


9 . 
— Abmeldung des Gewerbes 230, 296. 
— Beranlagung ı. ber Betriebfteuer 
231,, 238,, 412, 415, 419. 
— Behandlung von Gnadengejudhen 


der Altien- 


249. 

— Befugniffe und Obliegenheiten der 
Steuerdireltion 251. 

— desgl. in Haufierfteuerfahen 447, 
467, 475, 481, 487. 

— desgl. bei Beiteuerung der Wanber- 
lagerbetriebe 496, 502 
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(Berlin:) 

— Beranlagungort für die Betriebe 
des Staates und der Reichsbant 301. 

— An- und Abmeldung von Waren- 
hausbetrieben 551, 554. 


Bernftein, gewerbmäßige Gewinnung 
fteuerpflichtig 3c, 50,, 66,0, 263. 
Bernjteinwerte, Schächte als Betriebs- 

orte 205». 

Berufe, freie, fein Gewerbe 54, 67,3 ff. 

— amtliche, Freilafjung von der Ge— 
werbejteuer 54, 67,4, 265. 

— Ausübung im Umpberziehen 439,. 
Berufmäßige Tätigkeit als Merkmal 
bes Gemwerbebegriffed &, 120. 
— deögl. beim Wanderlagerbetriebe 

4913». 

Berufung, des Vorjigenden gegen ser 
ftellung der namentlihen Nach— 
weijung in Klaſſe II—IV 177, 180,, 
311. 


— bes Vorſitzenden gegen die Ber- 
anlagungbeichlüfje in Klaſſe I 180, 
181,, 192,, 306. 

— bes Vorſitzenden bezw. bes Pflich- 
tigen gegen die Einfpruchent- 
iheidung 191, 317, 319. 

— Borausfegung der B. 191,. 

— Anbringung g, ber, bes Borfiken- 
ben 192,, 320. 

— Friſt dafür 191, 197,,, 317, 320. 

— Gegenerklärung” des Steuerpflich- 
tigen 320. . 

— Förmlichkleiten der B. 192,, 317. 

— Widerruf einer Zurüdnahme inner- 
halb der Ausſchlußfriſt 192,. 

— Gegenftand, Begründung bezw. 
Rechtfertigung 192,, 317, 318. 
— Anbringung Teitens des Gteuer- 

pflidhtigen 191, 317. 

— Anbringung an unzuftändiger Stelle 

318. 


— wegen Belaftung mit mehr ald 10], 
bed Ertrages 105, 

— wegen Unpverhältnismäßigfeit ber 
Beiteuerung 109,. 

— gegen den Beſchluß wegen Ber 
legung bes Steuerjaßes 199, 2015, 
333. 


— gegen die Nachbeiteuerung 331, 

— des Vorſitzenden gegen die Ber» 
anlagung der Warenhausfteuer 
526,, 556. 

— im "Berlegungverfahren, j. dieſes. 
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Berufungentjcheidung, zahlenmäßige 
Angabe des Ertrages 1070, 196,0. 

— Begründung bei Abweichung von 
* Angaben des Pflichtigen 1964, 
318 


— desgl. bei Höherſchätzung des Er— 
trages gegenüber der Einkommen— 
ſteuerveranlagung 196». 

— Zuſtellung 320. 

— Äünfechtung mit der Beſchwerde 
197,, 320. 

— — im Beſchwerdeverfahren 

8 


— Abänderung ſteht nur dem OVG. 
zu 198,. 

— im Berlegungverfahren, j. diejes. 

— auf Berufung des Borfigenden 

egen die Veranlagung der Waren- 
Banäfteuer 526%. 

Bernfungnachweijung, Aufitellung 
durch den Borfigenden 320. 

— Muſter 389. 

Bernfungderjahren, Prüfung und Be- 

utachtung der Berufung durch den 
orſitzenden 320. 

— Erhebung bed Buchbeweijes 1750, 
176n. 

— BVerpflihtung der Regierung zur 
Nachprüfung der eranlagung 
19252, b, 193., a, 320 

— desgl. in einem zweiten Verfahren 
193a. 

— Verbot der reformatio in pejus 
193a. 

— amtlihe Ermittelungspfliht der 
Regierung 193,. 

— Berüdfihtigung der Anführungen 
und Beweismittel des Berufersd 
194,. 

— zahlenmäßige Feititellung des Er- 
trages 1070, 194,, 195. 

— Beltimmung des Steuerjaßes bei 
Verſetzung in eine andere Klaſſe 
197,1, 320. 

— Behandlung verjpäteter Berufun- 
gen 318. 

— ftoften 250,, 4, 318, 335. 

— im Berlegungverfahren, j. 3. 

— in Warenhausfteuerfahen, Klaſſi— 
fizierung der Waren 519,. 

Beihlagnahme der beim Wanderge- 
werbe mitgeführten Gegenftände 
465, 4651, 2, 487. 

— deögl. beim Wanderlagerbetriebe 
497, 504. 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


(Beichlagnahme:) 

— Berfteigerung nach vorläufiger Ein- 
ftellung des Strafverfahreng wegen 
Abmwejenheit 4655. 

— —— der Steuerausſchüſſe 


Beichräntte Steuerpflicht, außerpreuß. 
Gewerbe 35 ff., 4815, 259, 271. 

— inländijcher Gewerbe 117, 259, 277. 

Beſchwerde, des Steuerausſchuſſes, be- 
treffend Feititellung der nament- 
lihen Nachweiſung 177, 180,, 312. 

— de3 Gteuerpflidhtigen gegen bie 
Entjheidung über die Berufung 
197, 317, 321. 

— Anbringung bei der Regierung 197, 
317, 321. 

— megen zu niebriger Veranlagung 
oder Freiftellung 1975. 

— wegen des Koftenpunftes 197, 250,. 
— Frift, Begründung und Recht— 
fertigung 197, 317, 318, 321. 

— Gegenerflärung 198,, 321. 

— Entjiheidung bed DVG. 198, 321. 

— often 198,, 199,, 250,, 318, 335. 

— gegen das Verfahren aus Anlaß 
der Beichwerde 198,, 250,, 321. 

— gegen die Berufungenticheidung im 

erlegungverfahren 199, 201,, 

213,3, 333, 334 

— wegen vermweigerter Herabjeßung 
der Betriebfteuer 238,. 

— gegen bie Betriebfteuerveranlagung 
240, 415. 

— gegen die Nachſteuerfeſtſetzung 242, 


— gegen Koftenfeitießungbeichlüfie 
249, 250,, 318, 336. 

— gegen dad Verfahren der Steuer- 
ER und deren Vorſitzenden 

— gegen die Berufungentiheidung 

ei Nachbefteuerungen 254, 331. 

— Anwendung be3 Gejebes über die 
Berjährungsfriften 255,, 318, 416. 

— der Regierung im gerichtlichen 
— * 462. 

— gegen die Wanderlagerſteuer 497, 
498,, 504. 

— gegen die Berufungentiheidung auf 
Berufung des Borjigenden wegen 
der Veranlagung der Warenhaus- 
teuer 526,. 

— ſ. auch Rechtsmittel, Rellamationen. 
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Bejchwerdeverjahren, Anträge auf 
Herabjegung der Warenhausiteuer 
nach dem Ertrage 5175. 

— Anträge auf affifizierung der 
Waren 519,. 

Beſichtigung der gemwerbliden An- 
lagen ıc. 170, 173, 176,, 289. 

— desgl. behufs Prüfung der Ab— 
ichreibungen 1522». 

— Beitrafung der Verweigerung 246. 

— Legitimation des Beauftragten 


3* 

Beſitzvorgänger, Haftung für Die 
Steuer des laufenden Biertel- 
jahres 218,. 

— Nachbeſteuerung 251;. 

Beſitzwechſel, ſ. Fortſetzung. 

Beſoldungen der Hilf- und Subaltern- 
beamten der Borfibenden ber 
Steuerausihüjje 335. 

Beflerunganftalten, Beichäftigung der 

njaflen durch die Anftalt jelbit, 
fein Gewerbe aa. 

Beſtellung, Gewerbebetrieb aufer- 
halb des Wohnortes ohne vorgän- 
gige 433, 435., 470. 

— beögl. auf vorgängige 456,, 471, 

72, 485 


— NAufjuhen im Umbherziehen verbo- 
tener B. 457e. 

— feine Vorausſetzung der Waren— 

hausfteuerpflichtigfeit 506, 530. 

j. auch Warenbejtellungen. 

Beitenerungdunterlagen, Ermittelung 
von Amts wegen 171,, 286 

— desgl. im  Berufungverfahren 
193a, 6 

— im übrigen j. Ermittelungen. 

Betriebe, Begriff im Sinne der $$ 6 
bi 8 GewG. 91,, 923. 

— beögl. $ 13 102,. 

— einheitlihe PBeranlagung der in 
ne Hand vereinigten 95,, 110, 


Betriebdanlagen, Belegenheitäge- 
meinde als Betriebsort 205. 

Betriebdbeamte, Leine Gewerbetrei— 
bende 14a. 

Betrieböbeendigung, j. Aufhören. 

Betrieböbeginn, j. Beginn, Eröffnung. 

Betriebdeinnahmen, j. Roheinnahmen, 

Betriebdeinrichtungen, Abſchreibun— 
gen auf 138,4, 1446. 
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Betriebdeinftellung, ſ. Einftellung. 

Betriebseröffnung, j. Eröffnung. 

Betriebderweiterungen, ſ. Geſchäfts— 
erweiterungen. 

Betriebögegenjtände, Abſchreibung der 
aus dem Betriebe ausjcheidenden 
118, 145,3, 274. 


' Betriebögerätichaften, Abnutzung 274. 


3* j. Geſchäftsjahr, Jahre. 

Betriebdinhaber, Perſon desſ. für die 

Gewerbebefteuerung gleichgültig 32, 
258 


— vollftändige Identität bei Bereini- 
gung u BE Betriebe in einer 
Hand 112,, 259. 

— $eldwert feiner NArbeitstätigfeit, 
feine Betriebstoften 133c. 

— Haftung für die fteuerlihen Ber. 
pflihtungen 244,, 268. 

— Gteuerpfliht für den Gemwerbebe- 
trieb im Umbherziehen 4354, 4364, 


2 

— Heranziehung zur Wanderlager- 
fteuer 490,. 

— von Warenhausbetrieben, Befteue- 
rung 536. 

— ſ. auch Geihäftsinhaber. 

Betriebdinventar, lebendes und totes, 
Koften der Erhaltung und Ergän- 
zung 274. 

— Berjiherungstoften 274. 

Betriebötapital, Begriff 160. 

— Schuldenzinfen für Berftärkung 
desj. nicht abzugsfähig 118, 119,, 
15526, 159g8, 275. 

— Nebennußungen 120,, 121a, 1220». 

— Erhöhung als wejentliche Anderung 
des Betriebes 169. 

— im übrigen ſ. Anlage- und Betrieb3- 
fapital. 

Betriebstommijjarien der öffentlichen 
Berfiherungsanftalten 52,. 

Betriebs koſten, Abzugsfähigfeit 118, 
120,, 273, 274. 

— de3 mafgebenden Vorjahres 1234, 


124». 

— Begriff und Merkmale 127,. 

— Erfordernis mwirflicher Aufwendung 
1284. 

— Unterfheidung von den Abſchrei— 
bungen 128. 

— Aufwendung für Zwede der Öegen- 
wart 128p. 

— unmittelbare und mittelbare Auf- 
wendungen 1300. 
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(Betriebötoften:) 

— Abzugsfähigleit in der tatfächlich 
entitandenen Höhe 131n. 

— bei Berbindung gewerblicher Be- 
triebe mit anderen Erwerbzweigen 
131,. 

— ald Maßſtab für Zerlegung des 
Steuerjates 208». 


Betriebömertmale, Angabe in der 
Gemwerbejteuererflärung 228, 286. 


Betriebdort, Feititellung desſ. als Vor— 
ausjegung der Belteuerung außer— 
preuß. Zeilbetriebe 36,. 

— Begriff 37, 38,. 

— ala Beranlagungort 113,, 2. 

— Begriff im Sinne des $ 38 GewG. 
201;, 202,, 5 

— bei der Zerlegung mafgebenbe, 
für das Steuerjahr 202, 

— beögl. bei der Zerlegung ber 
Warenhausfteuer 5264. 

— Berlegung im Laufe des Jahres 
186,, 218, 322, 323, 324, 325. 

— Anmeldepfliht für jeden 291. 

Betriebftätten, außerpreuß. Betriebe 
in Preußen 36,. 

— Begriff und Merkmale 40,0. 

— Begriff im Sinne des Vertrages 
mit Öfterreich 33x. 

— Belihtigung 170, 173, 289. 

— Erflärung des Steuerpflichtigen 
über diej. 228. 

— Betriebfteuerpflichtigkeit Bere ein» 
zelnen 235, 236,, 237,, 4 

— Deftrafung vermweigerter  inficht 


— — einzelner auf einen an— 
deren 322, 416 

— Zufammenrechnung ber in benf. 
geführten Warengruppen 530. 

— beögl. des Umfabes 544. 

— — der 
preuß. 530, 

— Angabe in F Warenhausſteuer⸗ 
erflärung 545. 

— Übernahme einzelner im Laufe des 
Sahres 560. 

Betriebjtener, 231 ff., 409 ff. 

— Aufhebung als Staatfteuer 24, 420. 

— Beranlagung und Berwaltung für 
die Zwede ber fommunalen Be- 
fteuerung 2B. 

— Umfang und Begründung 231,, 409. 


außer- 


Alphabetiiches Sachregifter. 


(Betriebftener:) 

— Abänderungen durh das AufhG. 
23124. 

— desgl. dad KAG. 2323. 

— UÜberweiſung an die Kreiſe und Ber- 
wendung 232. 

— Einführung befonderer, Erhebung 
von Zuſchlägen durch die Gemein- 
ben 232, 2322. 

— SKonzeflionpflichtigleit bes Gewer- 
bes ald Borausfegung der Steuer- 
pflicht 232,, 409. 

— Heranziehung der gemwerbefteuer- 
freien Betriebe 50,, 91, 231,, 2328, 
258*, 409. 

— Befreiung wegen wohltätiger oder 
gemeinnüßiger Zwecke 50, 262. 
— — als feſte Jahresſteuer 

36. 

— Eee 234, 235, 411. 

— Gteuerpflicht jeder einzefnen Be- 
triebftätte, in welcher geiftige Ge— 
tränfe verabfolgt werben 235, 236,, 
410, 416. 

— Gejchäftsverlegung einer ſolchen 
Betriebftätte innerhalb des Kreiſes 
237,, 410. 

— für Betriebe, in welchen geiftige 
Setränfe nicht verabfolgt werben 
411, 414, 416, 

— Erhebung der Hälfte des Steuer- 
jates bei Erftredung folder Be- 
triebe über mehrere Kreije 2312A, 
411, 414, 417. 

— Bemefjung der Steuer nad ber 
—— des Geſamtbetriebes 

411 


— Anmwendbarteit des $ 38 Gem ®. 332. 
— Beranlagung zur Gewerbeiteuer al3 
ea ag der SHeranziehung 


3 

— Freilaſſung der der Gemwerbefteuer 
überhaupt nicht unterworfenen Be- 
triebe 2354. 

— Nichtanwendbarkeit bes $33 GewG. 
184,, 234, 236B. 

— Unmeldbepfliht für jeden Betrieb 

6,, 243. 

— Gteuerpflicht der im legten Biertel- 
jahre des Steuerjahres SHOTIWERN 
Betriebe 2368, 41811. 

— Herabjeßung bei vorübergehenden, 
durh außergewöhnliche nr 
beiten veranlaßten Betriebe 


0 412. NErtbrt Krzei, u 


Alphabetiihes Sachregifter. 


(Betriebftener:) 

— beim Borhandenfein eines bauern- 
den Betriebes neben dem vorüber- 
gehenden 238,, 413. 

— bei Ummandlung des vorüber- 
gehenden in einen ftändigen Be- 
trieb 412, 416. 

— bei Wiederholung vorübergehender 
Betriebe 238, 412. 

— — für die Herabſetzung 

2. 


r br 
— Beihwerdbe wegen verweigerter 
Herabjegung, Abänderung von 


Amts wegen 238,. 
— Beitpunft der Antragftellung und 
erfahren bei ber Herabſetzung 
238,, 412, 413.. 
— Veranlagung 231,4, 232p, 413 ff. 
— Belanntmahung des Steuerſatzes 
an den Steuerpflichtigen 239, 414. 
— — für die Steuerzuſchrift 


= Grhebung 232, 232p, 239, 250, 414, 
420, 


— Unterjagung bes Betriebes nad 
fruchtloſer Zwangvollſtreckung 232, 
239, 421. 


’ 

— Unzuläffigteit der Erftattung wegen 
Einftellung des Betriebes 239, 417. 

— Übertragung beim Beſitzwechſel 234, 
239,, 419. 

— Wbgangftellung nah geichehener 
Beranlagung bei Einftellung bes 
Betriebes vor bezw. mit Beginn 
des Steuerjahres 240,. 

— — iehung beim Betriebe ohne 

chen auf den Namen des 
Borgängers 240,. 

— Beſchwerden gegen bie Heranzie- 
hung bezw. gegen bie Höhe 240,415. 

— Frift für bie Beſchwerden, Anbrin- 
gung bei der Beranlagungbehörbe 
240,, 415. 

— Entiheidung der Regierung auf 
die Beichwerde 240,, 415. 

— weitere Beſchwerde an ben Finanz- 
minifter 240, 415. 

— anderweite Feftitellung infolge Ab- 
änderung ber Gemwerbefteuer 240, 
241, 415. 

— Mitteilung über die Erlaubnis 
erteilung ſeitens der fonzeflionie- 
renden Behörden 241, 420. 

— BE der $$ 18, 19 GewG. 
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(Betriebftener:) 

— Bu- und Abgänge 242, 416 ff. 

— Behandlung der Zu- und Abgänge 
418 ff. 

— Bumiberhandlungen und Nacbe- 
fteuerung 243, 246, 248,, 421. 

— often 416, 421. 

— Anwendung des Geſetzes über die 
Berjährungsfriften 254, 416. 

— Feitießung bezw. Niederjchlagung 
der Nachiteuern 422, 

DEREN ECHETNUDEHRNG, Führung 


— Mitteilung von Auszügen an die 
Gemeinden 414. 
— Mufter 423, 
—— Führung 
9. 


— Muſter 429. 
Betrieböumfang, für die Bildung der 
ia nicht maßgebend 91, 
0 


— für die Berteilung der Steuer- 
ſumme desgl. 1064. 

— größerer, gegen das Vorjahr, feine 
Geichäftsermweiterung 158a. 

— als Maßſtab für — des 
Steuerſatzes 209. 

— Berückſichtigung bei Schätzung bes 
Ertrages 270. 

Betriebsutenſilien, als Teil des Anlage⸗ 
fapitale3 160,. 

Betrieböverbejjerungen, ſ. Berbefje- 
rungen. 

Betten, Warengruppe B 518, 534. 

Bevollmächtigte, Ausübung des Wahl- 
rechtes durch 219, 220,. 

Bevormundete, Erfüllung der fteuer- 
lihen Berpflichtungen 229, 268. 

Beweidantretung, im Einipruchver- 
jahren 190,, 318. 

— F Berufungverfahren 192,, 194,, 

8. 


— bei Beanftandung einer Waren- 
hausfteuererflärung 524,, 549. 

— bei Anträgen auf Heranziehung zur 
Barenhausfteuer nah dem Ertrage 
516,, 540 

Beweißerhebung, 
fahren 191. 

— im Berufungverfahren 194,, 19604. 

— im $erlegungverfahren 2122. 

— nah Beanftandung einer Waren- 
hausfteuererflärung 524,, 549. 


im Einfpruchver- 
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(Beweißerhebung:) 


j. aud) Buchbemeis. 


Beweisfälligkeit des Steuerpflichtigen 


925, b. 


Beweißwürdigung in der Berufung- 


entiheidung 1962. 


Bewertungsfonten 140. 


Bezirks⸗Hilf⸗ 
.9 


und Darlehnkaſſen, 


Bezirföregierung, Stellung in ber 


Verwaltung der Gemerbeiteuer 
2. 
obere Leitung des Beranlagung- 
geichäftes 279. 
Aufjihtbehörde der Steueraus- 
ſchüſſe und deren Vorſitzenden 279. 
Beitellung der Borjitenden ber 
Steuerausihüffe für die Klaſſen 
II—IV 104, 280. 
Beranlafiung der Wahlen und Bor- 
ihläge zur Ernennung der Mit- 
glieder der Steuerausſchüſſe ber 
Klaſſe I 280. 
Einreihung der Gejchäftsberichte ıc. 
an diej. 176, 177,, 288 
Entijheidung auf Berufung Des 
Borligenden gegen Feititellung der 
namentlichen Nachweiſung 177,311. 
desgl. gegen die Weranlagung- 
beſchlüſſe in Klaſſe I 180, 305, 306. 
Entjcheidung auf Berufungen gegen 
den Einjpruchbejcheid 191, 197,2, 
20 


320. 
Verpflichtung zur  jelbftändigen 
Nachprüfung der Veranlagung 192,, 
193a 


amtlihe Ermittelungspflicdht 193;. 
Feititellung des Steuerjaßes bei 
Verjegung in eine andere Klaſſe 
197,1, 320. 
Anbringung der Beichwerde bei 
derf. 197, 198,. 199,, 321 
Burüdweifung verjpäteter Be- 
ſchwerden 318, 318,. 
Gegenerflärung auf die Beichwerbe, 
Einreihung an das OVG., Be- 
handlung der Enticheidungen 321. 
Beichwerden gegen das Verfahren 
aus Anlaß der Bejchwerden 198,, 
250,, 321. 
Entiheidung auf Berufungen im 
— — 199, 333. 
erlegung des Steuerſatzes im Be— 
rufungverfahren 213p, e. 


Alphabetiiches Sadıregifter. 
gg aber. 


nzuftändigleit zuc Umfchreibung 
der Steuer 217p. 


— Ermähtigung zur Abgangftellung 


der Steuer ohne Abmeldung 230, 
230,, 269, 270, 323, 324. 
Entiheidung auf Beſchwerden we— 
gen der Betriebfteuer 240, 415. 
Feltftellung der Nachiteuer bei 
Hinterziehungen 242, 245,2, 329, 
330 


deögl. bei Betriebfteuerhinterzie- 
hungen 246, 422. 

deögl. bezügli der Haufierfteuer 
4 464 


r 2» 
beögl. bezüglid der Wanderlager- 
fteuer 496,, 504. 
Strafantrag wegen Berlegung der 
Geheimhaltungspflicht 247. 
vorläufige Straffeftiegung bei Hin— 
terziehungen 248, 327 ff. 
— bezüglich der Betriebſteuer 


desgl. bezüglich der Hauſierſteuer 
459, 460,, 487. 

deögl. bezüglich der Wanderlager- 
fteuer 497, 504. 

Bemeſſung der Jahresſteuer im ge- 
richtlichen Verfahren 244,, 248, 328. 
desgl. bezügl. der Haufierfteuer 456,, 
461, 463, 486. 

Behandlung von Gnadengeſuchen 


8 

Feititellung der von den Steuer- 
pflichtigen zu erftattenden Koften 
249, 318, 335. 

Anbringung der Beſchwerden gegen 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe 250,. 
Entſcheidung auf Beſchwerden ge- 
gen das Verfahren der Steueraud- 
ſchüſſe und deren Vorfikenden 250. 
Behandlung der Anträge von Kom- 
munalverbänden auf Befreiung 
von der Gemerbefteuer 262. 
Behandlung der Anträge auf Her- 
abjegung der Steuerfumme 272. 
deögl. auf Anderung ber Ver— 
anlagungbezirte 279. 

Anmweifung der Reijeloften-Liqui- 
dationen 286. 

beögl. der Gebühren der Zeugen 
und Sadverftändigen 290. 
Beftimmung ber Frift für Ein- 
reihung der Gewerbeanmeldungen 
228, 292, 293. 


Alphabetifches Sadıregifter. 


(Bezirföregierung:) 

— Beftimmung des Beranlagung- 
bezirfes 301. 

— Enticheidung über Zumeijungen zu 
einer anderen Klaſſe 303, 307, 310. 

— Einreihung einer Überſicht des 
Beranlagungsfolls an ben Finanz» 
minifter 315. 

— Ban Prüfung der Veranlagung 

6. 


— Beranlagung der Nachſteuer außer 
dem Falle jtrafbarer Hinterziehung 
251, 331. 

— Entiheidung auf Berufungen gegen 
die Nachbeiteuerung 254, 331. 
— Befugnis zum Erlaffe ergänzenber 

Vorſchriften der U. 336. 

— beögl. der BA. 421. 

— Ermädtigung zur fteuerfreien Aus- 
übung des Wandergewerbes im 
Grenzverlehre 444, 484. 

— Feitfepung der Haufierfteuer 
und Wusjertigung der Gewerbe» 
icheine 447, 475, 481. 

— anderweite Feitießung der Haufier- 
fteuer im Laufe des Jahres 448. 

— Feſtſetzung erhöhter oder ermäßigter 
Haufierfteuerjäße 449, 450, 476 ff. 

— Erteilung fteuerfreier Gemerbe- 
jcheine 452,, 453, 483. 

— Erftattung der Steuer im Laufe 
des Jahres 454. 

— felbftändige Erhebung gerichtlicher 
Anklage bei Kontraventionen 462, 

— Entſcheidung auf den Einjprud) ge- 
genbie Haufierfteuerfeftiegung 467,. 

— Bewilligung der Steuerfreiheit für 
Wanderlagerbetriebe 49, 
501 


— Entiheidung auf Berufung bed 
Vorjigenden gegen bie Beranla- 
gung zur Warenhaudfteuer 
526,. 


— Anmeldung warenhausfteuerpflich- 
tiger Betriebe bei derj. 551, 552. 

— Mitteilung des Beranlagungjolls 
an Warenhausfteuer 558. 

— Prüfung der Warenhausfteuer- 
veranlagung 559. 

— vorläufige Straf- und Nachſteuer— 
feſtſetzung bei ag a Fo 564. 

— Erlaß ergängender Borjchriften zur 
WELU. 565 


Bibeln, Steuerfreiheit bed Berteilens 
im Umpberziehen 453.. 
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Bienenzucht, ob Gewerbe 58. 

— Feilbieten der Erzeugniffe im Um- 
berziehen 436., 469, 481. 

Bier, Berlauf in Flaſchen, nicht be- 
triebfteuerpflichtig 232,, 410. 

— Betriebſteuerpflicht 
4 


Bierfahrer, feine Gewerbetreibende 
5. 


Bilanzen, ald Grundlage ber Ertragd- 
ermittelung 122B., 1538. 

— Bedeutung für die Bemeſſung ber 
Abjchreibungen 138,4, 149. 

— Darftellung der Abjchreibungen in 
benj. 140g, 141». 

— Abweichung von den aufgeftellten 
bei Aftiengejellichaften ıc. 153c. 

— Berüdfihtigung bei ber Beran- 
lagung nicht fertiggeftellter im 
— —— 168,. 

Bildhauerei, Steuerfreiheit 69,,, 265. 

Bildwerke, Auffuchen von Beitellun- 
gen auf ſolche im Umpherziehen 


+ 

Binnenihiffahrtunternehmen, Hei- 
matort als Sit 34. 

Blumenzucht als Kunft- und Hanbels- 
gärtnerei 631, g, 64n, 264. 

Bodentreditgejellihaften, Einrich⸗ 
tungsfoften bei Ausgabe neuer 
Pfandbriefe ıc. 158. 

— Begebung von Pfandbriefen über 
pari 127». 

— Entſchädigungen ber Pianbbrief- 
inhaber für Herabjegung bes Zins 
fußes 158. 

Böorſenbeſuch, an ſich noch fein Ge- 
werbe 12o. 

— jfeitend des Inhabers einer aus 
wärtigen Banlfirma 43. 

Börjenpreis, maßgebender Wert für 
Wertpapiere ıc. 1504. 

Botaniihe Zier- und Quftgärten, 
Attiengejellihaften zur Unter- 
haltung 9ee. 

— NORENN: Ermäßigung ber Steuer 


Branntweinausſchank, Betriebiteuer- 
pflichtigfeit 410. 
Branntweindbrennereien, landwirt⸗ 
ihaftlihe, Steuerpflichtigfeit 20, 
’ 7 107 . 
— Berwendung ber Sclempe zur 
Viehmaft 598, 131». 
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(Branntweinbrennereien:) 

— Verwendung jelbitgewonnenen Hol» 
zes und jelbitgermonnener Kar— 
toffeln 1315. 

Branntwein-Kleinhandel, Steuer- 

pflichtigleit des ohne Erlaubnis 
Ale 17E. 

— Betriebsfteuerpflichtigfeit 231,232,, 
2354, 409, 410. 

— Begriff 2330, 410. 

Brauereien, Bierlieferung an die Wirte 
der von ihnen eingerichteten aus- 
wärtigen Schanfloftale 204. 

— Haftung für die Steuer der auf 
— geſtellten Schänker 
215 


2* 

— Betriebsbeginn 227. 

Brennereien, Steuerpflichtigleit 263. 

— f. aud) Branntweinbrennereien. 

Brennholz, feiner Warengruppe zu— 
gehörig 535. 

Bretterbude, Berlaufftätte im Sinne 
bes WO. 493. 

Bromberg, Boit-Spar- und Borihuß- 
verein daj. 29,4- 

Brotgetreide, feiner Warengruppe zu- 
gehörig 535. 

Brotverkauf, ald Nebengeihäft ber 
Landwirte 5786. 

— eines Konſumvereines als waren— 
hauspflichtiger Kleinhandel 510a. 

Brüche, Steuerpflichtigleit der Be— 
triebe Zo, 50., 54, 6610, 263 

Brüdengelderhebung als Gemwerbebe- 
trieb 20 .. 

Brunnenorte, j. Badeorte. 

Buchbeweid, vom BPflichtigen ange» 
boten, muß ftet3 erhoben werben 
174 aa. 

— desgl. auch bei Nichtaufnahme einer 
Inventur 174%. 

— Berüdfihtigung unvolltommenen 
Materials 174., 194». 

— Berhandlung mit dem Pflichtigen 
174Ba. 

— Beweistraft nicht kaufmänniſch ge- 
führter Bücher 174pa, 194 aa. 

— Anfertigung und Borlegung von 
Auszügen 175. 

— Olaubhaftigkeit der von einem brit- 
ten angefertigten Bücher 17534. 

— Berfahren in ber Berufunginftanz 
1750, 176p, 1940. 


Aphabetiſches Sachregiſter. 


(Buchbeweis:) 
— — durch Subalternbeamte 


— vollſtändige Erhebung auf einmal 
176Da.: 

— Vorlegung oder Einſendung ber 
Bücher 176p. 

— Prüfung der Bücher durch Sadı- 
verftändige ohne förmliche Bemeis- 
erhebung 176£. 

— Erhebung für die Warenhausfteuer- 
veranlagung 5245. 

Bücher, Anlegung und Führung für 
andere Gewerbetreibende 14.. 

— * Behörden, Einfihtnahme 171, 

87. 
— des GSteuerpflichtigen, desgl. 194 aa. 
— en zur Warengruppe D 


— |. auch Geſchäftsbücher. 

Bücherrevijoren als Gewerbetreibende 

4a, 72e- 

Buchführung, kaufmänniſche, als 
Grundlage ber Ertragsermittelung 
122., 153. 

— bejondere, für bie einzelnen Be- 
trieb3orte, nicht maßgebend für bie 
Berlegung 209.. 

— ſ. auch Buchbemeis. 

Buchwert, ber aus dem Betriebe aus- 
jcheidenden Gegenftände, Abjchrei- 
bung 118, 145,8, 274. 

— Bemeffung der Abjchreibungen nad 
demf. nicht maßgebend 1494, 15l.. 

Büfetttellner als jelbitändige Gemwerbe- 
treibende 15. 

Bundesrat, Enticheidbung auf Be- 
fchwerbden betr. die territoriale Be- 
Ichräntung der Beſteuerung 33,9. 

Bundesftaaten, Beſchränkung der Ge— 
werbebefteuerung auf den Betrieb- 
ftaat 33,9, 353. 

— Freilaſſung des auf den Betrieb in 
anderen fallenden Ertrages ıc. 117, 
118p, 125», 260, 278. 

— gleihmäßige Behandlung ber An- 

ehörigen anderer mit den preußi- 
me Gemwerbetreibenden 444,, 445, 


— — ber in anderen er- 
teilten EONRCHLDERERER. 475, 
480, 481. 

re Ehrenrechte, ſ. Ehren- 


Alphabetiiches Sachregifter. 


Bürgermeifter in ben Landgemeinden 
ber weitlihen Provinzen, Funl- 
tionen in Gemwerbefteuerangelegen- 
heiten 291, 333, 

Bürgihaft, für Steuer, Strafe und 
Koſten 465,. 

Bürjtenbinderwaren, ermäßigte Hau- 
fierfteuerfäße 450. 


a 64x. 
€ Anftalten, fteuerfrei 29,5, 
5, 765. 

Ehaujjeebauunternehmer, Betriebsort 
des Gewerbes 202,. 

Ehemijche Unterfuchung von Nahrungs- 
mitteln uſw. ald Ausübung wifjen- 
Ichaftliher Tätigkeit 71». 

Culpa, Feſtſtellung bei Zumwiderhand- 
ungen 244,, 455,, 4582. 


D. 


Dampfſchiffahrtgeſellſchaften, Be⸗ 
en ausmwärtiger Teilbetriebe 


— Merkmale für Zerlegung des Stener- 

ſatzes 209. 

ORIAPIWDUTTERSRERIENSR, Beranla- 
gungort 113,. 

Dänemark, Erhöhung ber Haufierfteuer 
für die Angehörigen von 454,, 486, 

Darbieten, j. Feilbieten. 

Darlehen, vorübergehend aufgenom- 
mene, Nihtberüdfihtigung bei Feſt⸗ 
ſtellung des Ertrages 121,. 

— fein Betriebstapital 1648. 

Darlehngewährung, an ſich fein Ge- 
werbe 23,. 

— beim Berlaufe von Bauftellen zum 
Zwecke ber Bebauung 21». 

— auf Bolicen an Mitglieder der Ge- 
genjeitigfeitögejellihaften 2704. 

— Steuerfreiheit 50, 


— landſchaftliche, Zinſen der Amorti— 

er als Betriebstoften 
& 

— ſ. auch Hilfe und Darlehntaffen, 
Spar- und Darlehnlafjen, Genoſſen⸗ 
Ichaften. 

Darlehntafjenverein, Betrieb des Pro- 
tofollhandels 24. 


Fuiſting, birefte Steuern. II. 
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Dauer, der Steuerpflicht 183, 269, 
— ber Berjegung in eine andere Klaſſe 
auf Grumd bes $ 8 GewG. 94,. 
Deltrederefonds, bilden an fich keine 
Rejervefonds 140 p. 

— find Abjchreibungen im weiteren 
Sinne 140,. 

Deltrederetonto 141, 144». 

Deponierte Wertpapiere behufs Kre— 
diterlangung, als Betriebstapital 


0 
Depojiten, kein Betriebsfapital 164,, 


A, B. 

Depoſitenverkehr der Vorichuß- und 
Sirebitvereine 83B. 

Deizendenten, j. Verwandte. 

Detail-Handel, ſ. Kleinhandel. 

Detailreijende, Haufierfteuerfäße 450,. 

Deutiches Reich, Steuerfreiheit 49, 
51,, 260 

— Lieferungen an das. nicht waren» 
hausfteuerpflichtig 509,8. 

Diakonijjen, fein Gewerbebetrieb 29,. 

Diäten der Hilfe und GSubaltern- 
beamten der Vorſitzenden ber 
Steuerausſchüſſe 335. 

— leine Gewerbetreibende 
b, 4a. 

— Geldwert der für dies. entnommenen 

Erzeugnifje und Waren des eigenen 

Betriebes 273. 

— ——— von Erzeugniſſen der 

and- und Forſtwirtſchaft 470. 

ſ. auch Bedienftete. 

Dienfte, Feilbieten im Umherziehen 
4394. 

Dienftmänner, Gewerbebetrieb 31,sa. 

Dienftverhältnid, Borausfegung des 
Gewerbebetriebes durch eine 
Mittelsperfon 44,4. 

Direktion für die Verwaltung ber di— 
reften Steuern, ſ. Berlin. 

Direktoren von Attiengejellichaften ıc., 
feine Gewerbetreibende 14,. 

Disagiv beim Berlaufe don Pfand- 
briefen 127». 

Dispoſitionsfonds der Aftiengejell- 
ichaften 148.. 

Diepojitiondlager der Agenten 465. 

Dividenden als Ertrag 122ca, 167. 

Dividendenrejerben ber Berficherungs- 
gejellihaften 275. 

Dolmetj 68. 

— Gebühren 224. 
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dolus, Feſtſtellung bie en 
lungen 244,, 445,, 
— ſ. Sitz, Wohnort, Betriebs⸗ 


——— Anwen⸗ 
dung auf die Gewerbebeſteuerung 
3319, 355, 117,. 

Doppelveranlagungen 114,., 316. 

— Kunft, Steuerfreiheit 69, ;, 

0, . 

Drogen, Warengruppe A 517, 534. 
— — pt rag an, nicht 
warenhaugfteuerpflichtig 509s av. 

Druckſachen, Koſten derſ. 336. 


Druckſchriften, Selbſtverlag und Ber- | 


trieb einzelner 13». 

— Aufſuchen von Beitellungen auf 
folhe im Umbherziehen 442.. 
—— des Anlage» 

und Betriebskapitales 169,. 


E. 


erten Kursverluſte 146, B. 
— zur Kreditbeſchaffung beponierte, 

.. al nn 162.. 

Effettengeichäfte der Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereine 83B, 84. 

Ehefrauen, Zurehnung des eigenen 
Gewerbes zu demjenigen bes 
Mannes 112, 116, 322, 

— beögl. bei Warenhausbetrieben 560. 

— Nußung ber zum vorbehaltenen 
Bermögen gehörigen Grund» 
Base ıc. im Gewerbe des Mannes 
63. 

— Nbtreten ded Mannes bei der Ver— 
anlagung 221. 

— Betriebfteuerpfliht bei alleiniger 
Snhaberichaft der Konzeſſion 2360. 

Ehegatten, einheitlihe Bejteuerung 
der von ihnen betriebenen Gewerbe 
3b, 116, 259. 

— Nufwendungen für im Gewerbe— 
betriebe bejchäftigte 275. 

Ehrenrechte, Beſitz der bürgerlichen, 
ald Vorbedingung der Wählbarkeit 
zu den Steuerausjchüffen 219, 220,. 

Eidesftattliche Verpflichtung der Aus- 
er und Vorſitzenden 


Eidesftattliche Berjicherungen des 
Steuerpflichtigen 289. 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


Eidlihe Bernehmung von en und 
———— 171, 172,, 289, 


— fein Gewerbe 8, 
12» 
— Verbindung mit Gewerbebetrieb 


b» 
— ÜErtragdermittelung bei Berbin- 
bung mit Gemerbebetrieb 131a. 
— — — und Betriebskapital desgl. 
2. 
Einfuhrverbote als Grund zur Er 
attung ber Haufierfteuer 454,. 
Einheimiiche Berkäufer, j. Wander- 


ager. 

Einheitlichteit der Befteuerung in 
einer Hand vereinigter Betriebe 
95,, 111, 111,, 258 


— vollftändige Sdentität des Im 
haber3 als Vorausſetzung der E. 
112,, 259 


— Nihtanwendung beim Betriebe 
einer offenen Handelsgeſellſchaft 
und einer Gefellihaft m. b. 9. 
duch dieſelben Berjonen 112. 

— Ausſchließung ber fteuerfreien Be- 
triebe 112,, 

— Rechtsfolgen bei Neueröffnungen, 
Übertragungen, Einftellungen 113,. 


— beim gemeinjchaftlihen Betriebe 


burch mehrere PBerjonen 114, 268. 

— Anwendung auf die Warenhaus- 
fteuer 508, 530, 536. 

Ein kau preife, Verlauf zu oder unter, 
in Warenhausbetrieben 510,. 
Eintaufftätten, außerpreuß. Betriebe 
in Preußen 35, 36,, 38,, 259. 
— inländifher Betriebe außerhalb 

Preußens 117, 259. 

— Betriebftätten im Sinne des Ver— 
trages mit Öfterreich 334. 

— Betriebsorte im Sinne bes $ 38 
GewG. 201;. 

Eintommen, Unteriheidung von Er- 
trag im Sinne des GewG. 121Ba, 
288, 304. 

Bintommenkener, nicht abzugsfähig 

Eintommenftenerveranlagung, Be- 
nußung der Berhandlungen ıc. 
107,, 108a, 171a, 3, ; 

— Berufung des Pflichtigen auf bie). 
171,, 194n. 

— Begründung von Abweichungen 
1084, 196». 


Alphabetifches Sachregiſter. 


Eintommendüberjichten der juriſtiſchen 
Berfonen, Benubung 304. 

Einladung zu denSitzungen derSteuer- 
ausſchuͤſſe 284. 

Einlagen, j. Geichäftseinlagen. 

Einmalige Tätigkeit, kein Gewerbe, 
eventl. Beginn eines ſolchen 12.. 

Einnahmen, des mahgebenden Vor— 
jahres 123,. 

— nachträgliche, für das abgelaufene 
Geichäftsjahr 169,. 

— bare, ald Yahresumjag 531. 

— ſ. a. Roheinnahmen., 

Einrichtungstoften, j. Pfandbriefe. 


Einjchreibbriefe, Zuftellung mittels 
ſolcher 183,, 315. 
— Einladung zu den Ausſchuß— 


figungen desgl. 284. 
Einjihtnahme von Büchern, Alten ıc. 

der Behörden 170, 287. 
Einjpruc des Steuerpflichtigen, wegen 
auf befonderen Borjchriften oder 
Rectstiteln beruhender Befrei- 
ungen 3a. 
deögl. wegen Belaftung über 19/, 
des Ertrages 105, 109,, 190, 271. 
wegen Unverhältnismäßigteit ber 
Een 109,, 190». 
in Bugangfällen 188,, 188,, 189.. 
gegen das Ergebnis der Ber- 
anlagung 188, 189,4, 317. 
Gegenftände des E. 1808, 317. 
ausjchließlihe AZuftändigkeit des 
Steuerpflichtigen zur Erhebung 
189,, 317 
Bedeutung und Weſen 189,. 
Anbringung bei dem Borfigenden 
des Gteuerausfchuffes 188, 190, 
317. 


Verſchiedenheit der Behandlung in 
den Klaſſen I und II—IV 190,, 
319. 
Form desſ., Begründung und Ver— 
fahren 190,, 318. 
Ausſchlußfriſt 188, 191,, 317. 
Anbringung an unrichtiger Stelle 
191,, 318. 
Beginn des Friftenlaufes 1915. 
Koften 191,0, 2505, 4, 318, 335. 
Unzuläffigfeit der reformatio in 
jus 189,, 193a. 
rüfung und Begutachtung durch 
den Vorſitzenden 319. 
Entſcheidung des Steuerausfchuffes 
190-, 191,, 319. 
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(Einjprud;:) 

— Begründung der Enticheidung, Zu- 
ftellung 318. 

— Burüdweifung wegen verjpäteter 
Einlegung 192, 318. 

— im SBerlegungverfahren nicht ge- 
geben 201,. 

— gegen bie BZuläffigfeit der Um— 
hreibung der Steuer 217n. 

— Muſter zur Nahmeifung 385. 

— gegen die Haufierfteuerfeftfeßung 
4673. 


— gegen die Veranlagung zur Waren- 
hausfteuer 520,. 
Einjpruchverfahren, Klaſſifizierung 
der Waren im 519,. 
Einftellung des Betriebes, Anzeige- 
pjliht 184,, 230,, 296, 322. 
— Fortdauer der Steuerpflicht bis 
bis zum Schluſſe des Bierteljahres 
Br 2305, 324. 
— Nbgangftellung der Steuer bei un- 
freiwilliger 230, 230,, 323 
— bon Zweig- und Teilbetrieben im 
zent des Steuerjahres 170,0, 297, 
3. 
— betriebfteuerpflichtiger Gewerbe 
239, 417. 

— beögl. insbe. mit dem Beginne des 
Steuerjahres 240,. 
— bhaufierftenerpflichtiger 

454, 484 


— vorläufige, bes Gtrafverfahrens, 
wegen Abwejenheit 465,. 

— von Warenhausbetrieben im Laufe 
bes Jahres 554. 

Eintrittgelder der Rennvereine Ppp. 

Einverjtändnis des Steuerpflichtigen 
und der Behörden über die Höhe 
des Ertrages 1084. 

Einwohnerzahl, Abgrenzung der Ge- 
werbefteuerabteilungen nach derf. 1. 

Einzelhandlung, ala Gewerbe 12,. 

— ald Wanderlagerbetrieb 491». 

Einzelverkauf, Begriff ala Kleinhandel 
im Ginne des WStG. 5A, 
509;B. 

Eiſenbahnabgabe, Entrichtung deri. 
als Borausfegung der Gemwerbe- 
fteuerfreiheit von Eifenbahnbe- 
trieben 54, 66,2, 265. 

Eifenbahnanlagen, Belegenheitäge- 
meinde als Betriebsort 2086. 

41* 


Gewerbe 
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Eiſenbahnbauten 19%, r. 

— Gewerbebetrieb gelegentlich deri. 
471. 

Eiſenbahnbetriebe, Steuerpflichtig- 
teit 50,, 54, 6642, 265 

Eijenbahnen, Erbauung für eigene 
Rechnung, fein Gewerbe 19e. 

Eiſen bahngeſellſchaften, Baubureaus 
als Betriebsorte 202.. 

—— Ausgaben für Modelle 


8e. 

— ermäßigte Hauſierſteuer— 
ſätze 450. 

Eisgewinnung aus eigenen Gewäſſern 
als Gewerbe 190. 

Elb⸗Lotſen, Gewerbeſteuerpflicht 32.. 

Ele — eſellſchaften, vertrag⸗ 
mäßige Rücklagen in den Erneue— 
rungsfonds 1 

— Leiſtungen für 
Strafen 1354. 

Elektrizitätwerke, ommunale, Steuer- 
pflichtigteit 9, 516 

Elſaß⸗Lothringen, fteht den Bundes- 
ftaaten gleich 11836, 278 

en gros-$anbel, j. Großhandel. 

Entjcheidungen, j. Wusfertigungen, 
Einſpruch, Berufungentiheidung. 

ee uns bei Verſäumung ber 

rift zur Abgabe der Warenhaus- 
fteuererflärung ıc. 524, 525,, 546 

Erbanungsjchriften, Feilbieten bei 
firhlihen Feſten 494». 

— Gteuerfreiheit des Berteilens im 
Umberziehen 453,. 

Erben, Umijchreibung der Steuer bei 
unveränderter Fortjegung des Ge— 
werbes 214, 217c, 269, 29. 

— beögl. betriebfteuerpflichtiger Ge— 


Benußung von 


werbe 240,, 419 
— Haftung bei Nachbeiteuerungen 
251, 253,0 


Seojmaften, & Grmittelungen über ben 


Erdarbeiten, Ausführung für Rech— 
nung dritter 192. 

Erbe, fein Erzeugnis der Land- ober 
Forftwirtichaft 470. 

Ereignifſe, unvorhergejehene, Erftat- 
tung der Haufierfteuer 454, 484. 
Grgänzungftenerveranlagung, Be⸗ 
nußung bei Feititellung des Anlage- 
= etriebstapitaled 91,, 161,, 

8. 
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—. der Gewerbeſteuer 214, 250, 
326 


— der "Betriebfteuer 232, 239, 2350, 
414, 420. 

— der Nadjfteuern 2451». 

— Koſten 249, 250,, 334. 

— der Wanderlageriteuer 496, 497, 
500, 502. 

— ber Rarenhausiteuer 527, 562. 

Erhöhung der Gemerbeiteuer im 
Nechtsmittelverfahren zieht ent- 
jprechende Abänderung der Ge 
meindefteuer nad) jich 2B. 

Erklärungen des Steuerpflichtigen, |. 
Gewerbejteuererflärungen. 

Erkundigungen, j. Ausfunfterteilung, 
Ermittelungen. 

Erlaß, der Gewerbeſteuer im Laufe des 
Jahres 218, 326. 

— vorläufig feitgejegter Strafen 248,, 
329, ‚ 4622. 

— von Nachſteuerbeträgen 330,. 

— veranlagter Warenhausſteuerbe⸗ 
träge 525, 562. 

Erlaubniderteilung, j. Konzeſſioner⸗ 
teilung. 

Erlaubte Tätigleit ald Merkmal des 
Gemerbebegriffes 65, 172. 

Ermäßigung, ber Gemerbejteuer im 
Rechtsmittelverfahren zieht ent- 
jprehende Abänderung Der Ge: 
meindefteuer nad ji) 2B. 

— NAbgangftellung der Steuer infolge 
bt 319, 323. 
— Einfluß auf die Berechnung ber 
Steuerjumme 100, 10%, 312. 
ni 19/0 des Ertrages 105, 109,, 
Br 71. 

— im Laufe des Steuerjahres infolge 
von Unglüdsjällen 218, 326. 

— Geltendmachung nad Ablauf des 
Steuerjahres unzuläflig 2553. 

— der Betriebfteuer 232, 237, 412. 

— der Nachſteuer bei Hinterziehumgen 
243, 330, 330,, 4 

— vorläufig feſtgeſetzter Strafen 248. 
329, 

— ber Haufierfteuerjäße 449, 450, 476. 

— desgl. für Ausländer 452, 453. 

— der Haufierfteuer im NRechtömittel- 
verfahren 4675, 3- 

— der Warenhausfteuer bis auf 20% 
bes Ertrages 516, 5175, 2, 640. 
— der veranlagten Warenhausftener 

525, 526,, 562. 


Alphabetifches Sachregiſter. 


Ermittelungen über den Gemwerbebe- 
trieb, durch ben Vorſitzenden des 
Steuerausicufies 1712, 286, 293, 


— — den Steuerausſchuß 1088, 
272, 289, 305. 
— —* im Einſpruchverfahren 190,, 


_ er im Berufungverfahren 193,, 
320. 


— desgl. durd) die Gemeindevorftände 
bei der Anmeldung 228, 292. 

— behufs Beranlagung ı. ber Be- 
triebjteuer 413, 415. 

— often der zufolge der Einlegung 
von Rechtsmitteln angeitellten 249, 
250, 318, 335. 

— deögl. in Betriebſteuerſachen 416. 

— bezüglih der Wanberlagerbetriebe 
497 


— über bie Steuerpflichtigfeit von 
Barenhausbetrieben 552, 556. 


Erneuerungdfonds, vertragmäßige 
NRüdlagen 129.. 
— Darftellung der Wbjchreibungen 


burch denf. 140p, 142, 148.. 
— für Bahnkörperanlagen 147c. 
Eröffnung des Betriebes, als Beginn 
— Steuerpflicht 183, 184,, 269, 


— ald Vorausjegung der Zugangver- 
anlagung 186,, 321, 323. 

— ald Zeitpunkt des Entftehens ber 
— 226., 2276, 244;, 


— weiterer Betriebe ſeitens bereits 
veranlagter Gewerbetreibenden 
187., 291, 322. 

— beögl. jeitens fteuerfrei Beranlagter 
170,0, 187., 295, 296s, 322, 323,. 

— neuer Betriebe nad) Einftellung bes 
bisherigen 187., 2275. 

— betriebfteuerpflichtiger 
184,, 416. 

— beögl. im legten Bierteljahre des 
Steuerjahres 236p, 418. 

— nur vorübergehend betriebfteuer- 
pflihtiger Gewerbe 232, 417 

— fteuerpflichtiger Wanbdergemerbe 
455 


3 
— des Banderlagerbetriebes 496, 501, 
502 


Gewerbe 


— von Warenhausbetrieben im Laufe 
des Jahres 525, 538, 551 ff., 569, 
560. 
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(Eröffnung:) 

— neuer Berfaufftätten außerpreuß. 
Barenhausbetriebe 525, 539, 551, 
559, 560. 

— von Betrieben als verdedte Fort- 
feßung eines zerlegten Warenhaus 
betriebes 560. 


u rei ra neben Abſchrei— 


bungen 1424. 
— in — Qualität 158». 
Erjagmänner, Einberufung zum 


Steuerausjchuffe 283. 
ir zu den Steuerausjchüffen 


Erjparnifie früherer Jahre, Verwen— 
dung als Betriebstoften 123,, 124». 

Erjtattung, der Betriebfteuer ausge» 
ichlofien 239. 

— der Haufierfteuer 
Sahres 454, 483. 

Ertrag, Berteilung, wenn Fabrifation 
und Handel an verichiedenen Orten 
betrieben werben 48,,, 205, 209, 
210F. 

— Ausſcheidung des außerhalb Preu— 
ßens erzielten bei bejchränfter 
Steuerpflicht 48,6, 117, 259, 260, 
277 


im Laufe des 


— Berüdfihtigung des auf bie Ge- 
Berg fallenden desgl. 49; ,, 
117, 1184, 260, 277. 

— unter 1500 .4. befreit von ber Ge- 
werbefteuerpfliht 50,, 91, 258. 
— beögl. nicht von der Betriebfteuer 
91, 231,, 232, 234, 235,, 409. 

— Bildung der Steuerflaffen nad) ber 

öhe desſ. 90, 90,, 270. 

— Berjeßung der nad dem Anlage- 
und Betriebsfapitale Befteuerten in 
die dem €, entiprechende Klaſſe 
91 ff., 271, 302, 304, 307. 

— Abſtufung der Steuerjäße nad) der 
Höhe des E. in KU. I 94 ff., 270. 

— Bemeſſung der Steuerjäße nad) den 
un Kl. IIMV 92,, 104, 110,0, 
271. 

— als Maßſtab bei Verteilung ber 
Steuerfumme, zahlenmäßige Feit- 
ftellung vor der Veranlagung 106,, 
107 


B. 

— Beſchaffung der Unterlagen für Be— 

rechnung und Schätzung 1075, 304. 

— Benutzung der Einkommenſteuer— 

verhandlungen bei der Feſtſtellung 
1075, 1084, 1I1714, 8 194p, 288. 
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(&ttrag:) 

— Abmweihung von ben Ergebnifjen 
ber Einfommenfteuerveranlagung 
1084, 196». 

Berüdjichtigung des Verbotes ber 
Beiteuerung mit nicht mehr als 1% 
109,, 9, 110,0, 271. 

beögl. bei Zugehörigkeit zur Steuer- 
flajje wegen der Höhe de3 Anlage- 
und Betriebsfapitales 109,, 271. 
Bufammenrehnung für mehrere 
Betriebe derjelben Perſon 112, 
258 


Ausſchließung der fteuerfreien Be- 
triebe bei der Berechnung 112,, 
123p, 258. 
deögl. der haufierjteuerpflichtigen 
‚4460. 
Grundjäße für die Ausmittelung 
118, 119,, 273. 
Bedeutung, Begriffsbeftimmung 
nad) faufmännijchen und wirtichaft- 
fihen Rückſichten 119,. 
Begriff des gewerblichen 120,. 
Unterjheidung vom fteuerpflichti- 
gen Einftommen 121Ba, j 
von Altiengejellichaften 121», 304. 
von Gemwerbebetrieben mit kauf— 
männifcher Buchführung 122.. 
Zurehnung von Zwiſchen- und 
Nebennugungen 122c. 
Berechnung für dad Vorjahr nad) 
den tatſächlichen Ergebnijjen ohne 
NRüdficht auf die Art der Verwen— 
dung 123,, 124p, 0. 
Berechnung und Schäßung im all» 
gemeinen 152,34, 195;. 
Benußung der Bilanzen bei ber 
Berehnung 153. 
desgl. bei Attiengefelffchaften 1530, 
304, 


UIDENDER Vorjahr 167, 167,, 


Ehätung nach dem zur Beit der 
Veranlagung vorliegenden Anhalte 
167, 168;», 169,, 277 

desgl. beim Wechjel in der Perſon 
des Betriebsinhabers 169ga. 
Zugrundelegung des im Gteuer- 
jahre wirklich erzielten 169g». 
Underungen im Laufe des Steuer- 
jahres 167, 170,0, 1876, 269, 277. 
— mutmaflicher, bei Zugängen 185 
186,, 187, 


— 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Ertrag:) 
— Anfechtung der Höhe im Rechts— 
mittelverfahren 1904. 
zahlenmäßige Feſtſtellung im Be— 
rufungverfahren 107c, 194,, 195,. 
Gegenſtand und Methode der 
Schätzung, Anwendung von Tarifen 
195B. 
zahlenmäßige Angabe in der Be- 
rufungenticheidung 107c, 196,0- 
Begründung einer Höherihägung 
gegenüber der Einfommenfteuer- 
veranlagung 196p. 

ugrundelegung bei Zerlegung des 

teuerjates 2088, co, 332. 
zahlenmäßige Angabe in der Be- 
rufungentſcheidung im Zerlegung- 
verfahren 213p. 
Erfordern einer Erklärung des Ge- 
werbetreibenbden über die Höhe 229, 
286, 300 


Nachbefteuerung bei Abweichung 
von der früheren Schäßung 252,. 
— mafgebenber, für die Warenhaus 
befteuerung 508, 509,, 517,, 540. 
— en der Barenhausfteuer 
bis auf 20% desſ. 516, 517,, 2, 540. 
— Bugrundele egung bei der Zerlegung 
des Warenhausfteuerjages 526,, 
557. 


—— für die Beſteuerung 
nicht maßgebend 1953, a, b- 
Ertraglojigkeit gewerblicher Betriebe 
der Kommunalverbände ıc., Bor- 
ausjeßung ber Steuerfreiheit 50, 


62,2, - 

Ertragdverhältnis, Verteilung der 
Steuerfumme in den Klaſſen I— 
IV nad) demj. 104, 106,, 272. 

— Rechtsmittel wegen unrichtiger An- 
wendung 109,, 190. 

Erweiterungdbauten in Warenhaus 
betrieben, an jich feine Veränderung 
515,. 

Erwerb eines fteuerpflichtigen Gemer- 
bes, ſ. Fortjegung. 

Erwerbgejellichaften, zur öffentlichen 
Rechnunglegung verpflichtete, Ein- 
reihung der Gejchäftsberichte ıc. 
176, 176,, 1773, 28 

Grzeugnifie, jelbftgeiwonnene, der 
Land» und Forftwirtichaft ıc., Abſatz 
derj. gemwerbefteuerfrei 54, 55, 263. 

— Abſatz in rohem oder verarbeiteten 
Buftande 64,, 263, 264. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


(Erzeugnijfe:) 
— ren zur Berarbeitung 55a, 


— 3— Gartenbaues 60,, 264. 

— Bereinigungen zur Bearbeitung und 
Verwertung 77, 88,3, 900, 264. 

— Bermwenbdbung im eigenen Gemwerbe- 
betriebe 1315. 

— des eigenen Gemwerbebetriebes, Ber- 
wendung im Haushalte 1555,, 273. 

— Feilbieten jelbftgewonnener oder 
roher im Umpherziehen 433, 436., 
469, 470, 481. 

— beögl. durch Beauftragte 437, 470. 

— bdeögl. durch Ausländer 437, 444 
485 


— desgl. durch außerpreuß. deutjche 
Gewerbetreibende 473. 

— nit dazu gehörige Gegenftänbe 
470 


Erziehende Tätigkeit, nicht gewerbe- 

fteuerpflichtig 54, 72,7, 265. 
Erziehungdanftalten, |. Lehr- und €. 
Eßwaren, Gruppe A 517, 534 
Etatsjahr, j. Steuerjahr. 


F. 

Fabrik, Verpachtung 19e. 

— Betriebsbeginn 226. 

Fabrilanlagen, gemeinjchaftliche, für 
die Zwecke der Einzelbetriebe der 
Teilnehmer 284. 

— Abſchreibungen beim Erjage durch 
neue 138,4, 139. 

Fabrikanten, Aufjuchen von Beitellun- 
gen im Umberziehen 440, 441,, 472. 

Sabrifarbeiter, feine Gemerbetrei- 
bende 14,. 

Fabrikation, Ertragsermittelung, wenn 
der Abſatz von einem anderen Orte 
aus ftattfindet 4814, 204,, 209,210F. 

Fabrikationsort als Betriebsort 2045. 

Babrikationftätten, außerpreuß. Be- 
triebe in Preußen 35, 36,, 385, 10, 
259. 


— inländifcher Betriebe außerhalb 
Preußens 117, 259. 

— als Betriebsorte im Sinne des 
$ 38 GewG. 201;. 

— ald Betriebitätten im Sinne des 
Bertrages mit Dfterreich 33x. 
Fährbetriebe, ftaatlih  verliehene, 

Steuerpflichtigteit 32. 
— Anlegeſtelle als Betriebftätte 416. 
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Fahrräder, Warengruppe D 518, 534. 
Ya ——— Warengruppe D 518, 


Fätalien, ſ. Abfuhr. 

Samilienangehörige, j. Angehörige, 
Kinder. 

Sarbwaren, Gruppe A 517, 534. 

Fechtlehrer 266. 

Feiertage, Kaffeeausihant beim Kir- 
chenbejuche, betriebfteuerfrei 238. 

— Friftablauf an 317, 416. 

Feilbieten, von Waren ıc. im Umber- 
ziehen 433, 436», 4555. 

— der Waren eined Wanberlagerd 
489, 4925. 
— im übrigen j. Waren, Leiftungen, 
Erzeugniiie. 

geithalten, Gegenſatz zum Feilbieten 
4366 


Feldbahn, Anlage zur Entfernung von 
Steinen aus dem Acker 56. 

Feld meſſer, nicht gewerbefteuerpflichtig 
54, 6714, 265. 

Feſte, Schant- ıc. Betrieb aus Anlaß 
von 237, 238, 412 

— Feilbieten von Waren desgl. 441, 
443,, 471, 494». 

Feitungdrayonbejchräntungen, Wert- 
verminderung von Grundftüden 
148p. 

Feuerkaſſenwert gemwerbliher Ge— 
bäude, Ermittelung 287. 

Feuerverſicherung, ſ. Verſicherung. 

Filialen von Warenhausbetrieben, 
Zurechnung zum Hauptbetriebe 
506, 508, 5llıo, 515 

— marenhausjteuerpflichtige, außer- 
preuß. Unternehmungen in Preu— 
ben 513 

— Errihtung neuer, feine Berände- 
rung des Betriebes 515,, ; 

— ſ. auch Berfaufftätten. 

Finanzminifter, Gemährung der 
Steuerfreiheit für Betriebe von 
Kommunalverbänden 50, 52, 525, 
12, 262. 

— desgl. für wohltätige oder gemein- 
nüßgige Unternehmungen 50, 52, 
53,2, 262. 

— Beitimmung der Mitgliederzahl für 
die Steuerausſchüſſe der Klaſſe I 
98, 279. 

— Ernennung von 1 der Mitglieder 
und — Vorſitzenden desgl. 98, 
220,, 2 


648 


(Sinanzminijter:) 

— (Ernennung von 
desgl. 99,, 280. 

— Teilung bezw. Zujammenlegung 
von Veranlagungbezirten 99, 279, 

— Beftimmung der Mitgliederzahl für 
die — — ber Klaſſen 
II—IV 104, 281. 

— Herabjegung der Steuerfumme 105, 
109,, 110,,, 272 

— Beitimmung des Beranlagungbe- 
zirtes 111, 113,0, 301 

— Beitimmung über Einreihung ber 
Geichhäftsberichte ıc. der Aftienge- 
fellihaften uſw. 176, 1773. 

— Entiheidung auf Beſchwerden 
wegen FFeltitellung der nament- 
en Nachweiſung 177, 180,, 307, 
312. 


Stellvertretern 


— Negelung de3 Berfahrens bei Zu- 
und Abgängen 218, 291. 

— desgl. des Wahlverfahrens für bie 
Mitglieder und Stellvertreter ber 
Steuerausihüffe 219, 282. 

— Entiheidung auf Betriebfteuerbe- 
fchwerben 240, 415. 

— Regelung der Zu- und Abgänge 
bei der Betriebfteuer 242. 

— Entiheidung auf Beſchwerden 
wegen Nachiteuerfeftiegung 242, 


— Gtrafantrag wegen Verlegung der 
Geheimhaltungspflicht 247. 

— Entiheidung auf Bejchwerden 
wegen der often 249, 318, 336, 

— oberjte Leitung des Veranlagung- 
geichäftes 250. 

— Entiheidung auf Beichwerden gegen 
dad Berfahren 250. 

— Ausführung des GewG. 256. 

— Bertretung des Staates bezüglich) 
a Befteuerung der Staatsbetriebe 


— Einreichung einer Überjicht des Ver- 
anlagungjoll3 an denf. 315. 

— Bermittelung der Zuftellung im 
Auslande und des Geſchäftsver— 
fehres mit auswärtigen Vertretun— 
gen ıc. 315. 

— Genehmigung zum Erlaſſe von 
Steuerftrafen 329, 461, 462,. 

— Anordnungen über die Haufier- 
——— der Ausländer 443, 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Finanzminiſter:) 

— Übertragung der Hauſierſteuerfeſt— 
ſetzung an andere Behörden als die 
Regierung 447. 

— Anordnungen wegen ber Form ıc. 
ber Gewerbefcheine 448. 

— Anweiſung über Feſtſetzung erw 
höhter oder ermäßigter Haufier- 
fteuerfäße 449, 450. 

— Bewilligung ermäßigter Haufier- 
fteuerjäge für Ausländer 452>. 
— Bewilligung fteuerfreier Gewerbe— 

icheine 452,, 453, 483. 

— Erhöhung der Steuer für Aus- 
länder 453, 454,, 486. 

— Erftattung der Haufierfteuer 44. 

— NAbftendnahme von der Strafver- 
folgung 462,. 

— Ermäßigung der Nachfteuer bei 
Hinterziehungen 464,. 

— Entiheidung auf Rekurſe wegen 
ber Haufieriteuer 467,. 

— Ausführung des HG. 468. 

— Bewilligung der Steuerfreiheit für 
Wanderlagerbetriebe 494, 494,, 501. 

— Ausführung bes WG. 498. 

— Anordnung des Hinzutritted zweier 
Mitglieder zum Steuerausſchuſſe 
behuf3 Beranlagung der Waren» 
hausfteuer 521, 543. 

— Vorſchriften über die Formulare 
zur Warenhausfteuererflärung 521. 

— Ausführung des WStG. 528. 

— Mitteilung de3 Beranlagungsfolls 
an WSt. an denſ. 558, 559,. 
Firma, Beranlagung und Zuftellung 

unter irrtümlicher Annahme einer 
ſolchen 40, 183;. 
— rei in das Hanbeläregifter 


— deebungen auf Erwerbskoſten 
1490. 


— nicht zum Anlage- und Betriebe 
kapitale gehörig 1 

Fiſcherei, wilde, jteuerfrei 59,, 264. 

— in eigenen Gewäſſern, beägl. 60. 

— Feilbieten der Erzeugnifje im Um- 
herziehen 433, 436., 470, 481. 

— beögl. durdy Ausländer 444. 

Fiſchfang, in geſchloſſenen Gewäſſern, 
ſteuerfrei 59,, 

— Pachtung zum Gewerbebetriebe 54, 
59,, 264 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


Fiſchhandel, vorübergehende Aus 
übung durch Wandergemwerbetrei- 
bende am Wohnorte 475. 

Fiſchpächter, |. Fiſchfang. 

Fiſchzucht, Freilaſſung von der Ge— 
werbeſteuer 54, 55, 59,, 263. 
EEE fein rubenbes Gewerbe 

185,. 


Fleiſch friſches, Feilbieten im Umkreiſe 
von 15 km 443,, 471. 

en tareen find Gewerbetrei- 

bende 3lıaa, 691. 

— Tierärzte ald 7430. 

Fleiſcher, Schäßung des Hausver- 
brauches 155.. 

— Ermittelung des Ertraged® nad) 
Stüdjäten 195». 

——— gelegentlicher Verkauf 

b: 

— gewerbmäßiger Verlauf durch 
Landwirte 57«e. 

Flußſchiffahrt, ſ. Schiffergemwerbe. 

Förderſtollen im Bergbaubetriebe als 
Betriebsorte 205;. 

Forderungen, Erwerb und Beitreibung 
oder Weiterveräußerung, als Ge— 
werbe 234. 

— Erlaß durch den Gläubiger bleibt 
bei Feſtſtellung des Ertrages außer 
Betracht 1214. 

— als Ertrag 145,9, 276,. 

— Abſchreibungen auf ausſtehende 
138,4, I40. 144p, 14519, 274. 
— * Zeil des Betriebslapitales 160., 
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— Feilbieten im Umherziehen 4364. 

— ſ. auch Hypothekenforderungen. 

Formulare, Koſten derſ. 335, 336, 422, 

— zur Warenhausfteuererflärung 521, 
— 


Forſtabtriebe durch Holzhändler 66. 

Forſtwirtſchaftsbetrieb, Freilaſſung 
von der Gewerbeſteuer 54, 54,, 555, 
263. 

— Berihmwelen von Holz 57n. 

— Berarbeitung von Hol; in ber 
eigenen Sägemühle 57 1. 

— Beidentulturen 57x. 

— ſ. auch Land» und Forftwirtichaft. 

Fortjeßung, unveränderte, des Ge— 
mwerbes durch einen anderen 214, 
215,, 269, 294. 

— deögl. von fteuerfrei veranlagten 
Betrieben 216, A. 
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(Bortjegung:) 


— Prüfung ber unserinberien F. 

ſeitens der Steuerbehörden, Rechtö- 

mittel des Steuerpflichtigen 2163. 

von Teil- oder Zweigbetrieben 

217,4, 295, 297, 322 324. 

Vorausſetzungen der unveränderten 

F. im einzelnen 2178, © 

betriebfteuerpflichtiger 

234, 239,, 416, 419, 422 

Strafen für die unterlajfene An- 

meldung 328, i 

Abgangitellung der Steuer bei 

unterlafjener Abmeldung 230, 270. 

Anzeigepflicht 291, 292. 

Nachbeſteuerung nad eingetrete- 

nem Beſitzwechſel 251,, 25411. 

Strafverfahren und Nachfteuerfeft- 

jetung desgl. 328, 329, 

des Gemwerbebetriebes im Umber- 

iehen 454. 

es Wanderlagerbetriebes 496, 502. 

von MWarenhausbetrieben durch 

einen anderen 551, 552, 553. 

verdbedte, eines zerlegten Waren» 

hausbetriebes 560. 

Fonrnierfabriten 263. 

Frachtfuhrgewerbe von Angehörigen 

fterreih-UIngarns 34. 

—— egen ben Steuerpflich— 
tigen, 5. Befragung 

Frankreich, year ARE der An» 
gehörigen 485. 

Frauen, Wahlbefugnis 219. 

ſ. auch Ehefrauen. 

Frauenklinit 764. 

Freilafjung, Nachbeſteuerung infolge 
geſetzwidriger 251, 252,. 

Freiftellung bei Verſetzung in eine 
niedrigere Steuerflajfe nah $ 8 
GewG. ausgeſchloſſen 94z. 

— im übrigen ſ. Steuerbefreiungen. 

Bei zur Beſchwerde des Steueraus- 
chujjes megen Feſtſtellung ber 
namentlihen Nachweiſung 177, 312, 

— zur Einlegung des Einjpruches 188, 
1915, 9, 317. 

— zur Anbringung der Berufung 191, 
317 

— — ſeitens des Vorſitzenden 191, 
197,3, 305, 320. 

— zur Anbringung der Beſchwerde 
197, 317, 321. 
ur Berufung im Berlegungver- 
u 199, 333. 


Gewerbe 


— 
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Griſt:) 

— zur Beſchwerde desgl. 199, 333. 

— Hr ben Einſpruch gegen die Um— 
fchreibung der Steuer 217p. 

— zur Mitteilung ber Gewerbean— 
meldungen an die Beranlagung- 
ftelle 228,, 292, 293. 

— zur Nbgabe der Gemerbefteuer- 
erflärungen 228, 299 

— zur Beichwerbe wegen der Betrieb- 

euer 240,, 415. 

— zur Bezahlung vorläufig feitge- 
Tehter Strafen 248, 459, 460, 461. 
ur Beſchwerde gegen Koftenfeft- 
= tzungbeſchlüſſe 250,. 

— zur Berufung des VBorfigenden 
gegen — — in 
Klaſſe I 
— — der Berufung 
es Vorſitzenden 320. 
— zur Berufung gegen die Nachbe— 
euerung 331. 

— zur Abgabe der Warenhausfteuer- 
erflärung 521, 522,, 544, 546, 548. 

— zur Abftellung formaler Mängel in 
derſ. 523,. 

— zur Erflärung auf die Beanftandung 
623, 524,, 548 

— zur Gegenerflärung bei Heranzie- 
Jung verdbedter Warenhausbetriebe 
538. 


Friftverlängerung zur Abgabe ber 
Warenhausfteuererflärung 522, 
548 


Friftverfänmung bei Warenhausfteuer- 
erflärungen uſw., Folgen 524, 525,, 
545. 


— — Steuerpflichtigkeit 

168- 

Fuhrwerke, Anmeldung und Auf 
— in den Gewerbeſchein 447, 
4 

— ern im Laufe des Jahres 
448, 479. 

— Einfluß auf die Höhe der Haufier- 
fteuer 477. 

Fundus, Abjchreibungen auf denſ. 
148p. 


Sutter, Zulauf durch Landwirte zur 
Viehhaltung 54, 59, 264. 

Futtermittel, vorrätige, als Betriebs- 
fapital 160,, 276. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


G. 


Galanteriewaren, Gruppe D 518, 534. 
— Tonwaren als ſolche 519,. 
Garne, Warengruppe B 517, 534. 
Gartenanlagen, Entwerfung von 
Plänen und Zeichnungen für 61. 

Gartenbau, Freilaſſung von der Ge- 
werbefteuer 54, 55, 60,, 

— gewerbmaßiger Zulauf feember Er- 
zeugnijje, fabritmäßige Berarbei- 
tung ber eigenen 60,, ; 

— Feilbieten ber Erzeugniffe im Um- 
berziehen 433, 436., 469, 470, 481. 

— beögl. dur Ausländer 444 

j. auch Kunft- und Handelögärt- 

nerei. 

Gartengerätichaften, Warengruppe C 

518, 534, 535. 

Sasanftalten, für den eigenen Bebarf 
der Mitglieder, fteuerfrei 28,. 
— fommunale, Steuerpflichtigteit 51,, 

525,12: 

— Ertragsermittelung bei Verbindung 
fteuerfreien und fteuerpflichtigen 
Betriebes 131a. 

— m. für Benußung von Straßen 


— beri⸗ bei Erſtreckung über 
mehrere Gemeinden 202c. 
rn.» Verpachtung, fein Gewerbe 


Ganwicke, Erjagbeihaffung des Jn- 
ventars in befjerer Qualität 158». 
Gajtwirtjchaft, in Brunnen- und Bade- 
—— ıc., als ruhendes Gewerbe 14, 

— Gteuerpflichtigfeit der ohne Erlaub- 
nis betriebenen 18. 

— Darbietung von Quartieren und 
Stallungen für Militärziwede 204. 

— Schäßung des Ertrages nach dem 
Umſatze 196.. 

— Betriebfteuerpflichtigleit 231, 232,, 
2354, 409, 411. 

Gebäude, Erbauung und Vermietung 
an fich fein Gewerbe 18,, 19e, 215. 

— Erbauung zum Berfaufe 21.. 

— als Teil des Anlagelapitales 160,, 
276. 

— gemietete oder gepadtete ıc., fein 
Zeil des Anlagefapitales® 1620. 

— ————— abzugsfähig 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


(&ebäude:) 

— Berfiherungstoften, desgl. 274. 

— Wjchreibungen für Wbnußung 
138,4, 144», 274. 

— Brüfung der Abjchreibungen 1529». 

— Unterhaltungs ıc. Koften für teils 
gewerblichen, teil anderen Zweden 
dienende 131ge. 

— f. auch Grundftüde. 

Gebändeftener, Abzugsfähigteit 13416. 

Gebräude bei Führung von Waren 
verjchiedener Gruppen 518, 535. 

— Geltendmahung aud im Rechts— 
mittelverfahren 519,. 

— Berzeichnis der feftgeftellten 618 ff. 

— Berzeihnis der verneinten 621 f. 

Gebrauchögegenftände, Beitanbteile 
DES UCHDEAREHESUEHICHRARIMIE 

3 

— Bemertung 149g, 150p, 15le, 161;. 

— kein der Wbjchreibungen 

öle. 

Gebrauchsrechte, ala Teil des Anlage- 
fapitales 276. 

Gebrauchwert, Zugrundelegung bei 
ber Bewertung der Beftandteile des 
Anlagelapitales 1498, 1613. 

— Begriff 150u, 1516. 

Gebrechen, körperliche, ermäßigte Hau- 
jierfteuerfäße 449, 476. 

Gebühren, Erhebung obrigkeitlich feft- 
gejegter im Gewerbebetriebe 31,e, 


6 

— der Zeugen und Sacdverftändigen 
222, 223, 290, 335. 

— |. auch Anmwaltsgebühren. 

— Steuerfreiheit 7410, 


Geflügel, kein Warenlager im Sinne 
bes WG. 4915a. 

Geflügelzudt, ob Gewerbe 58,. 

— FFeilbieten der Erzeugnifje im Um— 
berziehen 436., 469, 481. 

Gegenerklärung, auf die Beſchwerde 
des GSteuerpflidhtigen 198,;, 321. 

— il bie Berufung des Vorfißenden 


— auf Berufung und Beſchwerde im 
Berlegungverfahren 333, 334. 

— auf die Mitteilung ber Heranzie- 
hung eines zerlegten Warenhaus- 
betriebes 538. 

Gegenjeitigkeitöverjicherung, ſ. Ver- 
icherungsgejellichaften. 


651 


| Gegenftände des Wandergewerbeg, 


Anmeldung und Aufnahme in den 
Gewerbeſchein 447, 482, 

— Anderung im Laufe des Jahres 
448, 456, 456,, 479. 

— Gtrafbarkeit des An- und Verkaufes 
verbotener 457, 457,, 487. 
— Beichlagnahme der mitgeführten 
bei Hinterziehungen 465, 487. 
— desgl. bei Wanderlageriteuer-Hin- 
terziehungen 497, 504. 

Gehälter, der Angeftellten und Gehil— 
en, Abzugsfähigteit 132,, 274. 

— der ald Gewerbegehilfen bejchäftig- 
ten Rinder 132, 275. 

— als Maßſtab für die Zerlegung des 
Steuerjaßes 209, 211r. 

Geheimhaltung, der Ausihußverhand- 
lungen ıc. 221, 285. 

— — — 229, 


— ber Berfonalatten der Steuerpflich- 
tigen 303. 

— Beitrafung wegen Berletung 247, 
248 


— der Warenhausfteuererflärungen 
521. 


Gehilfen, feine Gewerbetreibende 145. 
— Nbzugsfähigkeit der Löhne ıc. 132,, 
274 


— Angabe der Gattung und Zahl in 
der Gemerbefteuererflärung 228. 
Geiftige Getränke, Steuerpflicht des 
ohne Erlaubnis betriebenen Klein» 
handels 17x, 18. 

— Verabreichung in Volksküchen ıc., 
nicht fteuerfrei 262. 

— Betriebfteuer für jede Verkaufſtelle 
235, 2376, 7, 410. 

— Begriff 237;. 

— Begriff der Berabfolgung 2375. 

Geijtliche, feine Gewerbetreibende 7». 

— Betrieb von Spekulationgejchäften 
13. 

Geiftlihe Genoſſenſchaften, Betrieb 
von Kranken-⸗ ıc. Anftalten 5, 1066, 


13: 

— einheitlihe Befteuerung und Haf— 
tung für die fteuerlihen Verpflich— 
tungen 114,. 

&eld, bares, ald Betriebstapital 1605, 
276. 


Geldanftalten, fommunale, Steuerbe- 
freiung 50, 52,, 261. 
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@eldansleihen, an jich fein Gewerbe 
4. 


— gewerbmäßiges, gegen Wechſel 23. 
Geldgeichäfte, gewerbmäßige 22,, 23a. 
— der Kredit- und Borfchußpereine 

83B. 

Selditrafen, Umwandlung in Haft 248, 

459, 497 
— im übrigen ſ. Strafen. 
Geldwerhjelgeihäfte der Vorſchuß⸗ 

und Sreditvereine 84. 

Seldwert des Haushaltsverbraucdhes 

ſ. H. auch Erzeugnifie. 
Gelegenheitsbetriebe, Heranziehung 

an Betriebfteuer 237, 238, 412, 


— REN der Anmeldungen 419. 

— Freilaffung von der Haufierfteuer 
441, 443,, 471 

— vorübergehende Wusübung des 
Haufiergewerbes am Wohnorte 447, 
475. 

— — fein Gewerbe 


13p, 3 
Beteisantagen. der Straßenbahnen, 
Abjchreibungen 1470. 


— f. auch Schienengeleife. 
Geltungsbereich, des GewG. 1, 33,9, 
36,, 257 


4 . 
— des HG. 433, 434,. 


— des WO. 490,. 

— de3 WStG. 506. 

Gemeindeabgaben, Berjährung zur 
Hebung geftellter 255;. 

Gemeindebeamte, Borzeigung ber 


Wenderlagerfteuerquittung an dieſ. 
504 


Gemeindebehörde, Anmeldung des 
Wanderlagerbetriebes bei derj. 496, 
502 


— Feſtſetzung und Erhebung der Wan- 
berlagerfteuer 496,, 497, 500. 
— Nahmweifung der Ffteinnahme an 
WBanderlageriteuer 505. 
— |. auch Kommunalbehörden. 
Geme'ndebezirt des Wohnortes, Ge- 
werbebetrieb außerhalb desſ. hau- 
fierfteuerpflichtig 435a, 472. 
— Gewerbebetrieb innerhalb desf. halı- 
fierfteuerfrei 441, 443,, 471, 472. 
— vorübergehende Ausübung des 
Wandergewerbes im 447, 474. 
Gemeindegrenzen, Entiheibung von 
‚ Streitigleiten hierüber im Ber 
legungverfahren 212. 


Alphabetiiches Sacıregifter. 


Gemeinden, Bedeutung der ftaatlihen 
Veranlagung und Verwaltung der 
Gemwerbeiteuer für diej., Einführung 
bejonderer Gemwerbefteuern 2p, 


168,. 

— ſubjektive Steuerpflicht 268. 

— Bildung einer Gemwerbefteuerrolle 
für jede 181, 313. 

— Berlegung bes Steuerjaßes bei Er- 
ftredung des Gemwerbebetriebes über 
mehrere 199, 201,, 214,5, 331 ff.; 
j. auch Berlegung. 

— Rechtsmittel gegen die Zerlegung 
des Steueriates 199, 212,2 ff., 333 

— Hebung und Beitreibung der Ge- 
werbefteuer 214, 250, 326. 

— Erlaß, Ermäßigung, Niedericdla- 
gung der Steuer 218, 219, 326. 

— desgl. der Nachſteuern 330,. 

— Erhebung der Betriebjteuer 232, 
239, 414, 420. 

— Einführung bejonderer Betrieb- 
fteuern oder von Zuichlägen zu ber 
ftaatlich veranlagten 232». 

— Feſtſetzung, Hebung und Beitrei- 
bung von Nachiteuern bei Hinter- 
ziehungen 2451, 330,. 

— beögl. außer dem Falle ftrafbarer 
— Fragung er 253,, 331. 

zagung der Erhebungstoften 250,, 


— Bea fonftiger Koſten 336. 

— Überweifung der Wamderlager- 
fteuer an dieſ. 489, 495, 500. 

— beögl. der Nachſteuern 504. 

— Verwendung der Wamderlager- 
fteuer 495, 508. 

— Überweifung der Rarenhausfteuer 
an diej. 506. 

— Erhebung und PBerwenbung ber 
Warenhausfteuer 527, 562, 563. 

— Erlaß oder Ermäßigung der ver- 
anlagten Warenhausfteuer 562. 

Gemeindeftener, Abänderung infolge 
Anderung ber ftaatlihen Gewerbe⸗ 
fteuer 2B. 

Semeinde-(Guts-)vorftände, Mit- 
wirkung bei den Ermittelungen über 
ben Gemerbebetrieb der GSteuer- 
pflihtigen 170, 287. 

— Zuſtellung ber Gteuerzujcdriften 
183,, 314. 

— desgl. über die Betriebfteuer 414. 

— Entgegennahme ber fteuerlichen An- 
meldungen 224, 225, 227,, 


Alphabetiiches Sachregifter. 


(Semeindbe-(Gutd-)porftände:) 

— desgl. der gewerbepolizeilihden An- 
meldungen 225,, 228, 

— Behandlung ber Anmeldungen 228, 
289, 292. 

— Sommunilation mit den Polizei— 
behörden wegen Durdführung der 
Anmeldepflicht 292. 

— Erfundigungen über die Steuer- 
pflicht ıc. 228, 292. 

— Abnahme von Erflärungen über 
Art und äußere Merkmale des Be- 
triebes 228, 292, 299. 

— Mitteilung ber Anmeldungen an 
die Beranlagungftelle 228, 292. 

— vorläufige Beltimmung des Be- 
triebfteuerjaßes für vorübergehende 
Betriebe 232, 421. 

— Aufſichtrecht des Vorſitzenden bes 
Steuerausſchuſſes der Kl. IV 286. 

— Berechnung des Gemerbefteuer- 
ſolls, Mitteilung desſ. an den Land» 
rat 315. 

— Auslegung der Steuerrollen 315. 

— Mitteilung der Zu- und Abgänge 
bezw. Umfchreibungen an die ©. 
296, 319, 325. 

— besg. bezüglich der Betriebfteuer 


— Buftellung der Zerlegungbejchlüfje 
an die. und Aufitellung einer Nadı- 
weilung der auswärts veranlagten 
Betriebe 332, 333. 

— Anmeldung von Warenhausbe- 
trieben bei den. 551, 552. 

— Bufertigung der Warenhausſteuer⸗ 
rolle an dieſ. 557. 

— Benadhrihtigung bei Abgangitel- 
lungen m WSt. 554, 555. 

— —— von der Zerlegung der WEt. 
557. 


Gemeiner Wert, Zugrundelegung bei 
ber Bewertung der Beräußerungs- 
— — 1493, 161,. 

usnahmen 150, 8. 

Gemeinnüßgige Unternehmungen, An- 
wendung des Gewerbebegriffes auf 
biej. 11,, 258. 

— der Kommunalverbände, GSteuer- 
befreiung 50, 52, 52,, 261. 

— don Rorporationen, Vereinen ıc. 
desgl. 50, 52, 53,,, 262, 266. 
Gemeinfchaftlich betriebene Gewerbe, 

einheitliche Bejteuerung 114, 115,. 
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Gemüjeban, Zulauf fremder Erzeug- 
nijle 264. 

Gemüfehandel, kein ruhendes Gewerbe 

7 · 

Gemüjezucht, als Kunſt- und Handels— 
gärtnerei 634. 

Generalagenten, von Verſicherungs— 
geſellſchaften 46.. 

— der Hypothekenbanken 484. 

Generalverſammlungsbeſchlüſſe der 
————— ıc., Einreihung 


3 * 
— Strafbarkeit unterlaſſener Ein— 
reichung 246. 
— Benutzung 288. 
Genoſſenſchaften, eingetragene, zur 


Beſchaffung der eigenen Bedürf— 

niſſe — Mitglieder ſteuerfrei 78, 

77, 81,, 266. 

— ee, Bet beö Gewerbebegriffes 
auf dieſ. 773 ff. 

— Borausjegungen der Steuerpflicht 
im allgemeinen 79,, 267. 

— beögl. ber Steuerfreiheit 82,, 267. 

— Nußung von Grundftüden durch 
Bermietung 80». 

— Beſchränkung des Berfehres auf die 
Mitglieder 83,, 267. 

— Geminnverteilung 84,, 267. 

— Gutſchrift des Geminnes 85.. 

— —— des Gewinnvermögens 

— Steuerpflicht bes Gejamtbetriebes 


— = "Berarbeitung und Berwertung 
der jelbjt gewonnenen Erzeugnifje 
ihrer Mitglieder 88,3. 

— ik 348, 300. 

— Bmweigniederlafjungen 37gA. 

ildung von Reſervefonds 1394. 

— — einheitliche Befteuerung 114,, 258 

— Haftung für die fteuerlihden Ber- 
pflihtungen 115, 229, 268. 

— Bewertung der Gebrauchägegen- 
ftände 150». 

— Einreihung ber Geichäftsberichte ıc. 
176, 177,, 

— Abgabe der Gewerbefteuererflärun- 

en 
enußung der Einfommensüber- 
fihten für die Veranlagung 304. 

— BBertrieb oder Verarbeitung land» 

— —— Erzeugniſſe durch 
. 437. 
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(Genoſſenſchaften:) 

— Befreiungen von ber Warenhaus— 
fteuer 506, 51111, 61212, 532. 

— einheitliche Befteuerung von Waren- 
hausbetrieben 530. 

— ſ. auch geiftlihe Genofjenihaften. 

Genufmittel, Feilbieten von, Wander- 
lagerbetrieb 494,. 

— Warengruppe A 517, 534. 

Gerätjchaften, ald Teil des Anlage- 
fapitales 160,, 276. 

— Verſiegelung wegen Betriebfteuer- 
rüdjtandes 421, 

Gerichte, Zuftändigfeit in Steuerftraf- 
ſachen 248, 248,, 459. 

— Unterlagen für die Bemeſſung der 
Strafe 244,, 248, 328, 456,, 461, 
463. 

— ſ. auch Amtögeridte. 

Gerichtätoften, Abzugsfähigfeit 134». 

Gerichtötaratoren 68a. 

Gerichtsvollzieher, jteuerjrei 265. 

— Nbhaltung von Berfteigerungen ıc. 
für Privatperjonen 685. 

Geröllablagerungen, Abichreibungen 
auf den Fundus 149, 

ade einheitliche Befteue- 
rung 1 8. 

— * — der Betriebſteuer 


—— Hauptniederlaſſung. 

Geſamtumſatz, Zugrundelegung bei 
der Heranziehung von Waren— 
hausbetrieben 514,, 531. 

— Berüdfichtigung bei der Befteue- 


rung von Verkaufſtätten aus 
—— Warenhausbetriebe 513, 
533. 

— Zugrundelegung bei der Be— 
ſteuerung zerlegter Warenhaus— 
betriebe 520. 

Geſchãftsanlagekoſten, Schulden⸗ 


zinſen dafür nicht abzugsfähig 118, 
119,, 15536, 156cv, 275. 
Geſchäftsanteile, j. Geichäftseinlagen. 
Geichäftsberihte der Aktiengejell- 
ihaften ıc., Einreichung 176, 1775. 
— Beitrafung unterlafiener Ein- 
reihung 246. 
— Benugung 288, 304. 
Geſchäftsbücher, VBorlegung durch ben 
Gewerbetreibenden 173, 176p, 289. 
— Vorlegung behufs Prüfung ber 
Barenhausfteuererflärung 623, 
524,, 4 2 549, 550 


Alphabetifches Sachregifter. 


——— Gutſchreibung von 
Zinſen 1555. 

Geſchãftserweiterungen, Ausgaben ba- 
für nicht abzugsfähig 118, 130c, 
157. 271 31 5. 

— ee desgl. 118, 119,, 
130 300, 15526, 27 — 

— Aufwendungen aus anderen Fonds 
als den Betriebseinnahmen 158. 

— Schulden dafür nicht abzugsfähig 
300, 276. 

— von Warenhausbetrieben, noch 
feine Veränderung 515,. 

Geihhäftsführer von Gefellihaften mit 
bejchräntter Haftung, Bezüge der. 
als Betriebskoſten 133.. 

— eimniſſe, Offenbarung 
kann nicht verlangt werden 173, 
289. 

— u ber 


Beidäjtsinbaben, Begründung aus 
wärtiger Teil- oder Zmeigbetriebe 


offenbarten 


12* 

— Beitrafung neben dem NReijenden 
wegen Haujierbetriebes ohne Ge— 
werbejcein 456,. 

— ſ. auch Betriebsinhaber. 

Geſchäftsjahr, Zugrundelegung bei Be- 
rechnung des Ertrages bezw. An- 
lage- unb Betriebstapitales 167, 
168,, 277. 

— deögl. bei Anträgen auf Berjegung 
in die dem Ertrage entiprechende 
Steuerklaſſe 93.. 

— muß hierbei ſtets ein volles Jahr 
umfaſſen 93a. 

— Ertrag des mahgebenden 12353. 

— Betriebstoften desgl. 128B. 

— nachträgliche Einnahmen besj. 169,. 

— Ertrag des im NRechtämittelver- 
fahren abgelaufenen erften 109». 

— mafgebenbde3, für die Beranlagung 
der Warenhausfteuer 514,. 

— — — eines kürzeren 

— oder eines zukünftigen 
515 

— Zugrundelegung der Ergebniſſe des 

erſten im Rechtsmittelverfahren 


515,. 

Geſchäftsleitung, Ort derj. als Sit bed 
Betriebes 34. 

— bejondere Berüdjihtigung bei be 
ſchränkter Steuerpfliht 49,,, 117, 
118,, 260, 277. 


Alphabetifches Sachregifter. 


(Geichäftsleitung:) 

— Gib derf. ald Ort der Veranlagung 
111, 112, 113,, 300. 

— deögl. ald Betriebsort im Sinne 
des $ 38 GewG. 2025 A. 

— bejondere Berüdfichtigung bei Zer- 
legung des Steuerjaßes 2094. 

— beögl. bei Berficherungsgejell- 
ichaften 210». 

— desgl. bei einheitlihen preuß. Be- 
trieben mit außerpreuß. Zeilbe- 
trieben 211p. 

— bejondere Einnahmen des Betrieb3- 
orte der ©. 210r. 

— Berlegung des Sitzes im Laufe des 
Jahres 218, 296, 322, 323, 324, 325. 

— Nichtberüdfichtigung bei ber Be- 
fteuerung ausmwärtiger Warenhaus- 
betriebe 517,. 

Geſchäftslotal, Beichaffung durch den 
nhaber oder Vertreter für den 
egriff der Bmeigniederlafjung 

nicht enticheidend 38. 

— Borhandenfein eines ſolchen als 
Vorausſetzung gewerblicher Nieder- 
laſſung 435». 

— ſ. auch Lokal. 

— 8* der 


— desgl. bezüglich der Warenhaus- 
fteuerveranlagung 543. 

Geihhäftsperjonal in Warenhausbe- 
trieben, Ablaß von Waren an 
dasſ. 509Ba 

Geſchäftsräume, Pacht und Miete als 
etriebstoſten 134,,, 274 

— Schließung und Berfiegelung wegen 
Betriebfteuerrüditandes 239, 421. 

— Auffuhen von Warenbeftellungen 
im Umbherziehen bei Kaufleuten 
außerhalb derj. 442.. 

Geihhäftsjchulden, Iaufende, Abzugs- 
fähigfeit der Zinſen 119,, 1568, 
275. 


Gejcäftsteilhaber, Begründung ge- 
— Betriebſtätten 334, 42,2, 
— einheitliche Veranlagung 115,. 
— aktives und paſſives Wahlrecht 220,. 
Geſchäftsumfang, ſ. Betriebsumfang. 
Geſchäftsumſatz, ſ. Umſatz. 
Geſchäftsunkoſten, ſ. Betriebskoſten. 
Geſchäftsverbeſſerungen, ſ. Verbeſſe— 
rungen. 


Ste ueraus⸗ 
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Geſchäftsverlegung, begründet feine 
— Betriebſteuerpflicht 237,, 410, 
— von Warenhausbetrieben im erften 
Betriebsjahre 515,. 
— ſ. auch Berlegung. 
ala Abzugsfähigkeit 
8 


— ſ. auch Berlufte. 

Geichäftwert, Zugrundelegung bei Be- 
— der Gebrauchsgegenſtände 

b» 
Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder, ſ. 
erwandte. 
Geſellen, feine Gewerbetreibende 14.. 
— — —— der Löhne ıc. 132,, 


— Nrbeitfuhen im Umbherziehen 439,. 

Gejellichaften, geichlojiene, feine Ge— 
werbetreibende 8, 24,0. 

— Haftung für die fteuerlihen Ber- 
pflihtungen 115, 229. 

— altives und pafjives Wahlrecht 219. 

— Abgabe der Gemerbefteuererflä- 
rungen 229. 

— von Mufitern, Schaufpielern  ıc., 
DEREN 4400, 449, 451, 
452,, 478, 479. 

— ſ. auch rtiengefeilichaften, Handels⸗ 
geſellſchaften. 

Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung, Betrieb des Grundſtückhan— 
dels —— 

— Sitz 343. 

— Zweigniederlaſſungen 3754. 

— beſonderer Gewerbebetrieb der Mit- 
lieder als offene Handelsgeſell— 
chaft 112,. 

— Befteuerung gleih den phyfiichen 
Perſonen 114,. 

— Erträge aus fapitaliftiichen Beteili- 
gungen an fremden Unternehmun- 
en 1220s. 
erwendung des Jahresgewinnes 
zur Deckung früherer Berlufte 125n. 

— Geihäftsanteile einer offenen Han- 
delsgeſellſchaft 1264. 

— Bezüge ber Gefcäftsfüprer al3 Be- 
triebstoften 133.. 

— NRübenlieferung der Mitglieder 
einer YZuderfabrit 137e. 

— Refervefond3 1394. 

— noch nicht eingezahlte Teile bes 
Stammtapitales 1644. 
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(Sefellichaften m. b. 8.) 

— Einreihung der Gejhäftäberichte ıc. 
177. 

Gejellfchafter, ſolidatiſche Haftung für 
die ſteuerlichen erpflichtungen 
114, 268. 

— Betrieb eines bejonderen Gewerbes 
für eigene Rechnung 259. 

— ſ. auch perfönlich haftende und ftille 
G., auch Handelögejellichaften. 
Geſellſchaftsbeamte, feine Gewerbe— 

treibende 14a. 


Gejinde, feine Gewerbetreibende 7p, 
14 


B* 

Getränke, gewerbmäßige Berabrei- 
ung jelbitgewonnener 7», 65, 264. 

— ſ. auch geiftige G 

Getreide, Berfauf nad) Veredelung 

urh Miſchung 65. 

— Spekulationgefehäfte ber Rentner ꝛtc. 
in 0. 

Gewäſſer, geſchloſſene, ſ. Fiſchfang. 

Gewerbe, ſtehende, Steuerpflicht 
ber in — betriebenen 1, 32, 
3319, 257, 258. 

— Unterjcheibung des fteuerliden Ge— 
werbebegriffes von dem polizei- 
lichen 4,. 

— beögl. von dem handelsrechtlichen 


6B. 

— Merkmale des ſteuerlichen Ge— 
werbebegriffes im allgemeinen 6,, 
258 


— NArbeitstätigleit unter Beteiligung 
an dem allgemeinen wirtichaft- 
fihen Verkehre ald Merkmal 6x. 

— Nbjiht der Gemwinnerzielung als 
Mertmal Sp, 258. 

— fortgejegte berufmäßige Tätigkeit 
ala Mertmal 12c. 

— Gelbitändigfeit als Borausjegung 
des Gewerbebegriffes 145. 

— objeltiv erlaubte Tätigkeit als Merk⸗ 

mal 172. 

— Unterjheidung von der Nußung 
be3 Grundvermögens 18,. 

— beögl. des Geldfapitales 22,. 

— — mit Eigenproduktion 


— Uröhängigfeit bed Gewerbebe- 
griffes von obrigfeitlihen Anord⸗ 
— Taxen, Verleihungen uſw. 

16- 


Alphabetiiche3 Sachregiſter. 


(&ewerbe:) 
— Bereinigung gewerblicher und nicht 
— Tätigleit in einem 
etriebe 32,,, 123D, 258 
— Unterſcheidung vom Wanderge— 
werbe 3318, 434,. 

— territoriale Beſchränkung der Be- 
fteuerung, Sit 33,9, 353, 259. 
— Gteuerpfliht der auferpreuß. mit 

teilmeijem Betriebe m Preußen 35, 


r Br 259. 
— allgemeine Vorausfegungen der be- 
ſchränkten Steuerpflicht 36,, 259 
— Ausübung des Betriebes durch ſach— 
lihe Beranftaltungen oder durch 
Vertretung 38,, 259. 
— Ausübung durh den Geihäftsin- 
haber, Profuriften ujw. 42,5, 259. 
— gg durch Handlungsreijende 43,5, 


— desgl. durch fonftige Mittelöper- 
ſonen 44,4 ff., 259 

— Befteuerung „nah Mafgabe“ ber 
Unterhaltung von Betrieben in 
Preußen 4815, 259. 

— teil3 in Preußen, teil außerhalb 
Preußens betriebene Gewerbe 117, 
260, 277. 

— Kontrolle über die Beramlagung 
aller, örtliche Revifionen 286. 

— — der ſteuerfreien 294, 206, 


— Kontrolle der auswärts beſteuerten 
294, 297, 333, 351. 

— Betrieb eines ftehenden als Bor- 
ausfegung der Warenhausfteuer- 

Gewerbeausſtellung, ſ. Ausftellungen, 
Milchpächter. 

Gewerbeberechtigungen, als Teil des 
Anlagekapitales 276. 

Gewerbebetrieb, bildet als ſolcher das 
Objelt der Beſteuerung 3p. 
eſtſtellung der Art desſ. als Bor- 
edingung der Veranlagung 4sa- 

— desgl. des tatſächlichen Beginnes 
eines an ſich ſteuerpflichtigen 4p. 

— Feſtſtellung der Vorausſetzungen 
der Beſteuerung bei beſchränkter 
Steuerpflicht 365. 

— einheitliche Beſteuerung der in einer 
Hand befindlichen Betriebe 686., 
111, 112, 258. 


Alphabetifches Sachregifter. 657 


(&ewerbebetrieb:) (Gewerbebetrieb im Umherziehen:) 
— beim gemeinſchaftlichen Be- — die Vorſchriften der GO Wr Grund» 
e burch mehrere Berjonen 114, lage der Befteuerung 434,, 470. 
— allgemeine Borausjegungen der 

— * — Perjonen und Ber- Steuerpflichtigteit 433, 4354, 469. 

eine = 

= Befteuerung nach den Berhältnifien > Le außerhalb * 
zur Zeit ber Veranlagung ober bei | _ — ohne Begründung einer ge— 


Beginn des Steuerjahres 167,, 277. 


— Unabhängigkeit der Veranlagung mwerblichen Niederlafjung 433, 435». 


von der Art der fommunalen Be- | — * — vorgängige Bertellung 
fteuerung 168,. 

— weſentliche Gleichartigleit im Vor- | besel. Kubübung in eigener Perſon 
jahre und im Steuerjahre 168ga. | _ bieten 

— Sor Beginn bes Gteueriahtes fch- 2 Feilbieten von Waren 436, 
en für d. Steuer | _ Ausnahmen von ber allgemeinen 
ahr a 

— wefentliche Veränderungen im DH 1351, 436, 440 ff., 
legten Geichäftsjahre 168;n. — 

— Underungen im Laufe des Steuer- dur ‚Yusfänder —— 
jahres 167, 170,0, 277. — ee nicht Haufierfteuer- 

— Beſtreitung der Vorausſetzungen pflichtigen zum ftehenden Betriebe 
im Rechtsmittelverfahren 189Ba, 444, 445, 446, 472, 473. 
317. 

— Eritredung auf mehrere Kommunal- | T uochbesgehenbe „gausübung En 


bezirfe 199, 331 
— underänderte Fortſetzung durch 
einen anderen 1699, 214, 269. 


— jährlihe Anmeldung und Löfung 
eines Gewerbeſcheines 447, 480ff. 


— An und Abmeldung 224 ff., 291 fi., | — Verbindung mehrerer Arten in einer 
445, 446. ——— Perſon 48. 
— Kriierien für den Zeitpunkt der Er- | weſentliche Anderungen im Laufe 
Öffnung 226,. des Jahres 448, 456, 456,, 479, 483. 
— Unterjagung der Ausübung wegen | — GSteuerjäße 449, 475 ff. 
Betriebjteuerrüditandes 232, 239, | — in den Hohenzollernihen Landen 
421. 451, 458, 475, 480. 
— Berbindun a ſtehendem mit hau» | — Abftandnahme vom Beginne, Ein- 
—— ichtigem 259, 446., 451, ftellung, Unterbrechung ıc. 454, 484. 
— Gtrafbeftimmungen 455 ff., 486. 
Gewerbebetrieb im Umberziehen, Be- | _ mit ee xc. 
fteuerung wird durch das GewG. 457. 457x. 487 
nicht berührt 1, 3ö2s, 258. — ala Vorausſe bung des Wanderlager⸗ 
— rg vom ftehenden Ge— betriebes 490,, 4 
werbe 33,8, 4345. bearifili : 
— begrifflihe Unterjheidung vom 
= a durch Nichtpreußen 48,5, Wanderlagerbetriebe 491,, i 
— Freilaffung von ber Sewerbefteuer | — teilafjung von F Warenhaus⸗ 
in den Gemeinden 51, 477. euer 508, 529, 544. , 
— Ertrag und Anlage- und Betriebs- — leine Gewerbetrei⸗ 
lapitai bei Verbindung mit ftehen- — e 14.. 
dem Gewerbe 259, 446., 451. era. von Gehältern und 
— Geltungsbereich des HG. 433, 434,. öhnen 1 
— er * ber Beſteuerung 433ff,. — — “ des Geſchäftsherrn 


bei Ausübung des Wandergewerbes 
— Anwendung des Gewerbebegriffes 4364. 
434,. — Arbeitfuchen im Umherziehen 439... 


Suifting, direfte Steuern. II. 42 
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(Gewerbegehilfen:) 

— in Warenhausbetrieben, Verkauf 
von Waren gegen dad Verbot des 
Geſchäftsherrn 510;. 

Gewerbelegung wegen Betriebfteuer- 
rüdftandes 232, 239, 421. 

— rt feine Abgangftellung zur Folge 
417. 


Gewerbepolizeilihe Anzeige befreit 
von der fteuerlihen Anmeldung 
224, 225, 227,, 228,, 291 

Gewerbepolizeivergehen, Konkurrenz 
mit Gemwerbefteuerfontraventionen 
24510, 327. 

— beögl. bei der Haufierfteuer 459,, 
461, 487. 

Gewerbeſchein (Gewerbeſteuerſchein) 
zum Gewerbebetriebe im Umher— 
ziehen, jährliche Löſung 434,, 447, 
455 


4* 

— Umſchreibung oder anderweite Aus- 
fertigung für Neifende 440, 442, 

— Gültigkeit nur für die eigene Perſon 
447, 448,. 

— Berbindung mit dem Wanber- 
gewerbejcheine 447, 448,, 482. 

— Ausfertigung und Feftfeßung ber 
Steuer 447, 481 ff. 

— Anderung bezw. Ergänzung im 
Laufe des Jahres 448, 456,, 483 

— Mitführung und PVorzeigung 449, 
459, 466, 487. 

— Ausdehnung auf andere Bezirke 
451, 475, 480, 481. 

— Erteilung fteuerfreier452,,453, 483, 

— rg Erteilung neuer im 

aufe des Jahres 454. 

— Belaffung bei dem Haufierer bei 
Anmeldung eines anderen Ge— 
werbes ıc. 456,. 

— Berichtigung bei Steuerermäßigun- 
gen 4675. 

Gewerbejtener, Aufhebung als Staat» 
fteuer 2a. 

— Beranlagung und Verwaltung für 
die Zwede ber fommunalen Be- 
fteuerung, Einführung bejonderer 
Gemeinde-G,2B, 0, 

— Geltendmachung von auf beſonde⸗ 
ren Titeln beruhenden Befreiungen 
3. 267. 

— Charalter als Objektſteuer 3». 

— Abzugsfähigkeit als Betriebskoſten 
134,0, 274 


Alphabetifches Sachregifter. 


(Gewerbeitener:) 
— Berjährung ber zur Hebung ge- 
ftellten 255,. 

— Nachweifung des Sollaufkommens 
315, 381 

— Anrechnung auf die Warenhaus— 
fteuer 527, 562. 

Gewerbeftenerabteilungen, Abgren- 
zung 1. 

Gewerbejtenererflärungen, über Art 

und äußere Merkmale des Betrie- 

bes, Abnahme durch den Gemeinde- 

vorftand bezw. den Vorſitzenden 

des Steuerausſchuſſes 228, 229, 

286, 299. 

beögl. über Ertrag und Anlage- 

und Betriebsfapital 229, 286, 300. 

beögl. bei Anmeldung neuer Be- 

triebe 229, 292, 293. 

Strafbarkeit der Verweigerung oder 

unrichtigen Abgabe 229,, 246, 328. 

Verpflihtung für fteuerfreie Be- 

triebe 229. 

Geheimhaltung 229, 247, 300. 

Verfahren bei der Abnahme, Ab- 

lehnung, Unvollftändigteit 299, 300. 

Abgabe für Minderjährige, Gejell- 

ichaften ujw. 229, 268. 

Angabe von Schägungsunterlagen 

an — des ziffermäßigen Er— 

trages 229, 300. 

— Wufter 353 ff. 

Gewerbeftenergejeß, Geltungsbereid 
r 4 ° 

— a durch das AufhG. 
und KAG. 

— 5 Benni der Betriebfteuer 


Inkrafttreten 256. 

— Anwendung einzelner Beftimmun- 
gen auf die Beranlagung ıc. ber 

arenhausfteuer 525, 526,. 

Gewerbejtenerklafien, j. Steuerllafien. 

Gewerbeftenerliften, j. Steuerliften. 

SPEREENCHERIE EOBRBIDER, Füh- 
rung 293, 325. 

— Eintragung der Anmeldungen 293, 


294 
— desgl. ber Umjchreibungen 295. 
— deögl. der Abmeldungen 296, 325. 
— Mukter 343, 
— Prüfung durch bie Regierung 316. 
— Berihtigung auf Grund der Redts- 
mittelentfcheidungen 318. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Gewerbeftenerpflicht, j. Steuerpflicht. 

———— Ungültig- 
eit 3.. 

Gewerbeiteuerrolle, Zuſammenſtel— 
fung für jede Gemeinde 181, 313. 

— Difenlegung, Einfihtnahme durch 
die Steuerpflichtigen 181, 315. 

— Mitteilung von Auszügen an bie 

andeläfammern 181,. 

— Wufter 373. 

Gewerbeftenervergehen, Konkurrenz 
mit&ewerbepolizeivergehen, ſ. dieſe. 

— im übrigen ſ. Steuerhinterziehung, 
Strafen uſw. 

Gewerbetreibende, ehemalige, Er— 
nennung zu Mitgliedern d. Steuer- 
ausichüjle 280. 

— ſ. auch Betriebsinhaber, Geſchäfts— 
inhaber. 

Gewerbliche Leiſtungen, ſ. L. 

Sewerkſchaften, j. Berggewerkſchaften. 

Gewinn, ſ. Ertrag. 

Gewinnerzielung, Abſicht derj. als 
Mertmal des Gemwerbebegriffes 6,, 
Sp, 258. 

— desgl. beim Wanderlagerbetriebe 
4905. 

Gewinnrejerven der Berjicherungs- 
gejellihaften 275. 

Gewinnrefte, j. Bortrag auf neue Rech— 
nung. 

Gewinn- und Berluftrechnungen, Be- 
deutung für Ermittelung des Er- 
trages 1530. 

Gewinnungs koſten, 
1300. 

Gewinnverteilung der Vereine und 
Genoſſenſchaften ıc. 77, 84,, 267. 

Gewinnverwendung, auf den Ge- 
werbebegriff nicht von Einfluß 11,. 

&ladmalerei, Anftalten für 694. 

Glasſachen, Auswürfeln auf Schüßen- 
felten uſw., fein Wanderlagerbe- 
trieb 4915». 

Sladwaren, Gruppe C 518, 534. 

Gleichartigkeit, berufmäßiger Hand- 
lungen als Mertmal des Gewerbe- 
begriffes 13.. 

— de3 Betriebes ald Borausjegung 
der ABugrundelegung des letzten 
Vorjahres 1686.. 

Glüdjpiel, gewerbmäßiges, nicht fteuer- 
pflichtig 18. 


Abzugsfähigkeit 
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— Feilbieten von Waren im Umher- 
ziehen in der Form desſ. 457p. 
Gnadengejuche, gejchäftlihe Behand- 

lung 249,. 


Gold, Borräte als Betriebstapital 276. 

Goldwaren, Gruppe D 518, 534. 

Gräber, gärtnerifche Pflege uſw., auf 
Kirhhöfen 32». 

Gratifitationen an Angeftellte ıc., ab- 
zugsfähig 1324. 

Gravierung von Metallwaren, Zu- 
rechnung des Erlöfes und Ertrages 
zum Kleinhandel 510%. 

Grenzvertehr, Handel der Ausländer 
mit Wodenmarftartiteln 444, 484. 

Griechenland, Haufierbefteuerung der 
Angehörigen 485. 

Grogausjchant, Betriebfteuerpflichtig- 
feit 410. 

Großhandel, Freilafiung von der 
Warenhausfteuer 508,4, 509;B, 
529, 531, 544. 

Gruben, Steuerpflichtigteit derBetriebe 
30, 50%, 54, 66,0, 263. 

— — für Rechnung dritter 


t. 

— desgl. durch Landwirte 56, 6616. 

Grubenberechtſame, Abſchreibungen 
auf 1495. 

Grundbücher, Einſichtnahme 287. 

eh Erhöhung als mejent- 
lihe Anderung des Betriebes 169. 

Srundfchuldbrieje, behufs SKreditbe- 
Ihaffung verpfändete, als Betriebs- 
fapital 162.. 

Grundftener, Abzugsfähigkeit 134,0. 

Grundftüde, Bermietung oder Ver— 
pachtung, fein Gewerbe 18,, 80». 

— Berpadhtung de3 Grund und Bo- 
dens zum Ausziegeln beögl. 19a, 
571. 

— Berfauf in der Subhaftation er- 
worbener durch eine gemerbliche 
Aktiengeſellſchaft 22,, 126c. 

— Erträge einer Verficherungs-Attien- 
gejellihaft aus G. 122ca. 

— Unterhaltungstoften ıc. für nur teil- 
weije dem Gewerbe dienende 131g.. 

— Abſchreibungen auf unbebautel48n. 

— eigene, ald Teil des Anlagelapitales 
160,, 162c, 276. 

— beögl. bei gewerblichen Altiengejell- 
ſchaften 167e. 

42* 
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(Grundſtücke:) 

— Gebrauch- oder Nutzungrechte an 
folhen desgl. 276. 

— behuf3 Rettung von Hypotheken 
übernommene Ddesgl., Gewinne 
durch Nubung und Wiederverfauf 
1624. 

— gemietete oder gepadhtete, zum bor- 
behaltenen Vermögen der rau ge- 
hörige, Nießbrauchrecht an 162. 

Grundftüdhandel, ala Gewerbe 13., 
20 


8- 

— Begriff und Merkmale im allge- 
meinen 21a, 22a. 

— parzellenweijer Verlauf des eigenen 
Grundbefiges, Beleihung der Par- 
zellen zum Zwede der Bebauung, 
Zukauf fremder Grundftüde 21p. 

— Erbauung von Häufern zum Ber- 
faufe ala G. 21e. 

— Betrieb durch eine Attiengejellichaft 
oder eine Gejellichaft m. b. 9. 228, 1. 

— desgl. durch Terraingejellihaften in 
Liquidation 31c. 

— FFeititellung des Umfanges im ein- 
zelnen 22 

— teuerpflichtiger Ertrag 12200. 

— Abjchreibungen wegen Wertver- 
minderung der Grundftüde 148p. 

— Wbzugsfähigfeit von Hypotheken— 
zinfen 12206, 1 

— Ausübung im Umherziehen 436.. 


Grundſtücksverkäufe, Bermittelung 
durch Notare und Gerichtövollzieher 
68. 


Grundvermögen, bloße Nutzung fein 
Gewerbe 184. 

Gutachten, der Sachverſtändigen, Be— 
gründung 172, 

— der Steuerausſchüſſe im Berufung— 
verfahren 1943. 

— der Gemeindevorſtände über die 
Steuerpflicht neu angemeldeter Be- 
triebe 228, 293. 

Güter, Umwandlung in Bauftellen 
und Berlauf 215. 

Guthaben, j. Außenftände, Forderun- 
gen. 


utöbezirte, Berüdjichtigung bei Zer- 
legung des Steuerjates 20548, 332. 
— Erhebung der Warenhausfteuer und 
Abführung an die Kreife 527, 563. 
— im übrigen ſ. Gememden. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Gutichrift, de3 Gewinnes bei Ge- 
nojjenichaften 85e, 267. 

— von Zinſen der Gejchäftseinlagen 
und Anteile 1552;- 

Gutdindentar, Berfteigerung im Um- 
herziehen 436.. 

Gutsvorſtand, j. Gemeinde-(Guts.) 
vorftand. 


H. 
Haft, an Stellle von Geldſtrafen 248, 
‚497. 

Haftung, der Bertreter außerpreuß. 
Betriebe für die fteuerlihen Ber- 
pflihtungen 35, 244,, 268 

— jolidarifche, der Teilnehmer von ge- 
meinjchaftlih betriebenen Gemer- 
ben 114, 114,, 268. 

— bei Altiengejellfhaften uſw. 115, 
177,, 268. 

— des Verpächters eines Gewerbes 
> die Jahresfteuer 214, 215,, 218,, 


— für die Steuer beim Übergange bes 
ze. auf einen anberen 218,, 
70. 
— ber Erben für die Nachſteuer 251, 
253,0- 
— für etwaige Nadhbefteuerung beim 
Beſitzwechſel 2513. 
— ftrafrechtliche, für Unterlaffung ber 
Anmeldung uſw. 114,, 244,, 7. 
— jolidariiche, des Auftraggebers und 
Beauftragten beim Wandergemerbe 
448,, 458, 487. 

— desgl. beim Wanberlagerbetriebe 
497, 500. 


— für bie Berpflihtungen in An« 
fehung ber Warenhausfteuer 538, 

Halbjabriktate, Bewertung der Bor- 
räte 1503. 

Sandarbeiter, Darbietung von Lei- 
ftungen im Umbherziehen 439,. 
Handel, Ertragsermittelung, wenn bie 

Fabrifation an einem anderen Orte 

ftattfindet 48,8, 205, 209 e, 210p. 
— Begriff im Sinne des WStG. 508 
— ſ. auch Klein-(Detail-)Handel. 
Handelögärtnerei, j. Kunft- und 9. 


Handelsgeſellſchaften, offene, Boraus- 
feßungen der Steuerpfliht 6Ba- 


Alphabetiſches Sachregifter. 


(Handelögejellichajten:) 
— Sitz 34B. 


— getverbfiche Tätigfeit eines aus- 
wärtigen Mitinhabers in Preußen 
43 


— beionderer Gewerbebetrieb ber 
Teilhaber als eine Gejellichaft m. 
b. 9. 112,. 

— einheitliche Befteuerung 114,, 258, 
259. 


— Haftung für die fteuerliden Ber- 
pflihtungen 114,, 268. 

— entgeltlihe Überlafjung von Raum 
und Kraft an die ein bejonderes Ge- 
werbe betreibenden Mitglieder 115,. 

— Binfen, Dividenden und Kursge— 
winne als Ertrag 122cu, 167. 

— Beteiligung einer Aftiengejellihaft 
an 126... 

— Beteiligung an fremden Betrieben 

264. 

— Beranlagung, wenn ein oder alle 
Gejellichafter ein bejonderes Ge- 
werbe betreiben 259. 

— Bezüge der Mitglieder für ihre Tä- 
tigfeit im Betriebe 133». 

— Miete für ein den Mitgliedern ge- 
meinſchaftlich gehöriges Grundſtück 


135, 1b- ö 2 
— für die Geſchäftsanteile der 
lieder 15555. 

— Ausſonderung einzelner Teile des 
rs und Betriebsfapitales1665.. 

— Binjen für die aufden Privatlonten 
der Gejellihafter gebuchten Kapi- 
talien 166». 

— Bermwenbung bes Erlöjed aus dem 
Bene eines Zweiggeſchäftes 
666. 

— Übernahme des Geſchäftes durch 
einen ber Geſellſchafter 168s.. 
— einheitlihe Befteuerung von Wa- 

renhausbetrieben 530 

Handelölammern, Mitteilung von 
Auszügen aus ber Gemwerbefteuer- 
tolle an dieſ. 181;. 

— deögl. bei einer Zerlegung be3 
Steuerjaßes 182. 

— Feititellung ber auf die abgabe- 
flihtigen Niebderlafjungen ent» 
Fett allenden Steuerfäße 201. 

audels kammer⸗Sekretäre 68». 

andelsmäkler, fortlaufende Tätigkeit 
für auswärtige Gewerbetreibende 
4- 
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Handelsregiſter, 
Eintragung 343. 

— Eintragung eines Baumfchulenbe- 
triebes, kein Mertmal der Kunft- 
und Handelsgärtnerei 63. 

— Anmeldung der Firma an fich noch 
feine Gejchäftseröffnung 226,, 227. 

— beögl. einer Bmeignieberlaffung 
3784. 

— Einſichtnahme durch den Vorſitzen— 
den 287. 

Handlungsagenten, als ſolche nicht ge— 
werbeſteuerpflichtig 6e. 

— ſind ſelbſtändige Gewerbetreibende 
und begründen feine Zweignieder— 
lajiung des auswärtigen Unter 
nehmers 38c. 

— Unterhaltung eined Waren- oder 
Mufterlagers für den auswärtigen 
Unternehmer 42», 46a. 

— Begründung gewerblicher Nieder- 
ee durch 44,4, 46B. 

— als jelbftändige Gewerbetreibende 
und Bertreter auswärtiger Unter 
nehmer 46p. 

Handlungsbevollmädhtigte, feine Ge- 
werbetreibende 14a. 

— als Vertreter — Betriebe 
in Preußen 4212, 4414- 

Handlungsgehilfen, teine Gewerbe- 
treibende 14.. 

— Begründung gewerblicher Nieder- 
lajjungen dur 44,4, 45a. 

— in WRarenhausbetrieben, Verlauf 
von Waren gegen das Verbot bes 
Geſchäftsherrn 510,. 

Handlungsreiſende, ald Bertreter 
außerpreuß. Betriebe in Preußen 


4313. 

— inländiiher Gemerbe außerhalb 
Preußens 260. 

— Gewerbebetrieb im Umbherziehen 
440, 441,, 445,, 453,, 472. 

— Umſchreibung de3 Gewerbeſcheines 
beim Berionenmwechjel 440, 442. 

— im ®Dienfte von Ausländern 444, 
486. 

— Gtrafbarleit neben dem Geſchäfts— 
inhaber 456;. 

Handiungsvollmanit, Beurteilung bei 
Ausübung des Gemwerbebetriebes 
durch Mitteldperjonen 44,4. 

Handwerker, Steuerpflicht der nur für 
beftimmte Unternehmer tätigen 
l5as, 16. 


Verpflichtung zur 
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(Handwerter:) 
— Abſatzgenoſſenſchaften ıc. 89p. 
— Betrieböbeginn 226,, 227. 
Handwerferwaren des Wochenmarkt» 
verfehres, Teilbieten durch Aus— 
länder 484 
eilbieten vom Schiffe aus, fein 
anberlagerbetrieb 493. 
— Feilbieten im Umfreife von 15 km, 
desgl. 494». 
Handwerkzeug, Beichlagnahme bei 
Zumiderhandlungen 465,. 
— feiner Warengruppe zugehörig 535. 
— — Nebenanlageverbände 
5 


8 

Hauptniederlaſſung als Sitz des Ge— 
werbebetriebes 343. 

Hausbedarf, ſ. Haushaltungsverbrauch. 

Hausbeſitzer, als ſolche keine Gewerbe— 
treibende 184. 

— Vermietung möblierter 
oder Wohnungen 20,. 

Häujerban, j. Gebäude. 

BEER TERMIN, Warengruppe C 
518 


Hanshnttungsangehörige, Beichäfti- 
gung im Gewerbebetriebe 1328, 
75 

— Geldwert der für diej. aud dem 
Betriebe entnommenen Erzeugniffe 
und Waren 273, 

Haushaltungsbedürfniſſe, ermäßigte 
Steuerfäße für das Feilbieten ge- 
ringmwertiger im Umberziehen 450. 

Handhaltungstoften, j. Unterhalt. 

Haudhaltungdverbrauh an Erzeug- 
nilfen und Waren des eigenen Be- 
triebes, Anrechnung des Geldwertes 
153 ap, 15554, 273. 

Hausinduſtrie, als jelbitändiger fteuer- 
pflihtiger Gerwerbebetrieb 1544. 

Haujiergewerbe, j. Gewerbebetrieb 
im Umberziehen. 

Hanjierjteuer, Charakter 434,, 478. 

egelung im Anfchluffe an die Vor— 

Ichriften der GO. 434,. 

— Befreiungen 440 ff., 469 ff. 

— Feſtſetzung 447, 475. 

— Pt im Laufe des Jahres 


— — desgl. 454, 483. 

— Haftung des Auftraggebers und Be- 
auftragten 448,, 458, 487 

— Rechtsmittel 467,. 

— Ermäßigung 467, 


Bimmer 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


(Hanfierftener:) 

— Nacherhebung bei Ausdehnung bes 
Gewerbeſcheines 475. 

— desgl. bei Bermehrung der Be- 


gleiter, Fuhrwerke ıc. 480. 
— ſ. auch Steuerjäte. 
Hauſierſtenergeſetz, Geltungsbereich 
433, 434 


Hausoffizianten, feine Gewerbetrei⸗ 
bende 144. 

— ermäßigte Hauſier⸗ 
ſte uerſätze für das Sammeln gering- 
wertiger Erzeugniſſe und Abgänge 
450. 


— nicht ſteuerpflichtig 7410, 


— Bertaufi im Großhandel an 509 ap. 
— für die Gewerbeſteuer 


fr die Wanberlagerfteuer 496, 
Hebeliften für die Betriebfteuer 414. 
Hebeftellen, für bie Gemwerbefteuer 214, 

250, 326 


— für "bie Betriebfteuer 414, 419. 
Bellanftaten, ſ. Privatkrankenan⸗ 


Heilgehilfen, Steuerpflicht 266. 

— Großverkauf an 509 ap. 

Heilgymnaftische Anſtalten 76». 

Heiligenbilder, Feilbieten bei kirch⸗ 
lihen Feten 494». 

Heilkunde, Ausübung gegen Entgelt 
74,9, 266. 

— Ausübun 

Heilmittel, 
Ürzte 74,9 

— ugefahigteit 274. 

Heizungsdmittel, vorrätige, ald Be 
triebstapital 160,. 

Helgoland, Ausihluß vom Geltung 
bereihe bed GewG. 1, 33,9, 36;, 
1183n, 257. 

— beögl. des HG. 434.. 

— beögl. des WG. 490,. 

— deögl. des WStG. 506. 

— — der Steuerſumme, j. 
ieje. 

— der Betriebftener, ſ. Ermäßigung. 

— der Warenhausfteuer 516, 540. 

Herlommen, bei Führung von Waren 
verichiedener Gruppen 518, 534. 

— Geltendmachung auch im Rects- 
mittelverfahren 519. 

— Berzeichnis der fejtgeftellten 618 ff. 

— Berzeichnis der verneinten 621 f. 


im Umbherziehen 457.. 
— ſeitens ber 


«lphabetiihes Sachregiſter. 


Herftellungpreiß, Bewertung der Ber- 
äußerungs- bezw. Gebrauchögegen- 
ftände nad) bemf. 150, 8, b, 1516. 

Hilfbeamte der Vorſitzenden, Koften 
335 


Hilfperjonen, Verwendung beim Wan- 
bergemwerbe 449;. 

Hilfftoffe, vorrätige, als Betriebstapi- 
tal 160,, 276. 

— Bewertung 150%. 

— Anſchaffungskoſten 274. 

Hilfe und Darlehnkaſſen, Bezirt3- und 
Provinzial, Steuerbefreiung 50, 
52,, 261. 

Hinterbliebene, Fortſetzung des Hau- 
fiergewerbes 454. 

Hinterlegung, von Geldern, feine Be- 
trieb3ausgaben 1284. 

— don Wertpapieren, als Betriebs 
fapital 162». 

— der Betriebfteuer für vorüberge- 
hende Betriebe 232, 421. 

— ber Steuer ıc. bei Kontraventionen 


465,. 

Hinterziehung, ſ. Steuerhinterziehung. 

Hohenzollernijhe Lande, Ausichluß 
bom Geltungäbereiche de3 GewG. 
5; 3319, 36,, 118;», 257. 

— Befteuerung des Gemwerbebetriebes 
im Umbherziehen 451, 457, 480. 
— Ausdehnung de3 Wandergemwerbes 
auf andere Teile der Monarchie 

451, 457, 458, 475, 481. 

— Feſtſetzung, Erhebung und Ber- 
wendung der Wanbderlagerfteuer 
495, 503, 505. 

— Ausſchluß vom Geltungsbereiche 
des WStG. 506. 

Höherſchätzung des Ertrages gegen— 
über der Einkommenſteuerveran— 
lagung 196». 

Sol} gelegentliher Verkauf 13». 

— Berihmwelen zu Kohlen 57n. 

— Verkauf nah Verarbeitung 57 1. 

— Berwendung jelbitgemonnenen im 

fr Brennereigewerbe 131sa. 

Holzhändler, Lagermagazine als Be- 
triebsorte 2041. 

— ſ. auch Foritabtriebe. 

Holzijchleifereien 263. 

Holzwaren, ermäßigte Haufierfteuer- 
ſätze 450. 

— * Erzeugnis der Forſtwirtſchaft 
470 
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Hopfenſchwefeldörre 57.. 

Hotels, Erbauung, Ausſtattung und 
Verpachtung an dritte 19. 

— Kutſcherausſchank, keine beſondere 
Betriebſtätte 2377. 


Hypothetenbanten, Gewerbebetrieb 
durch Generalagenten 484. 

— Verlauf in der Zwangverſteigerung 
erworbener Grundftüde 126c. 

— Ngio und Disagio bei Begebung 
von Pfandbriefen ıc. 127. 

Hypothetenforderungen, Abjchreibuns 
gen auf 146». 

— Erwerb durch eine offene Hanbels- 
gejellichaft 1220. 

Hypothekenzinjen, Abzugsfähigleit im 
allgemeinen 156c. 

— für bei der Gründung einer Gejell- 
haft übernommene Schulden 


156c». 
— beim Jmmobilienhandel 1220», 


157. 
— für wegen Unkündbarkeit über- 


nommene Schulden 157.. 


J. 


Jagd, Freilaſſung von der Gewerbe— 
ſteuer 54, 55, 263. 

— Feilbieten der Erzeugnifje im Um- 
herziehen 433, 436., 470, 481. 

— deögl. durch Ausländer 444. 

Jagdutenjilien, Warengruppe D 518, 
534. 


Jahre, maßgebende, bei Anträgen auf 
Berjebung in die dem Ertrage ent» 
Iprechende Steuerflajje 935. 

— maßgebende, bei Berechnung bes 
Ertrages bezw. Anlage- und Ber 
triebsfapitales 167, 168,, 277. 

— maßgebende, für bie Feſtſtellung 
des warenhausfteuerpflichtigen Um— 
ſatzes und Ertrages 514, 514,, 517,, 
531, 542. 

— |. auch Geſchäftsjahr, Kalenderjahr, 
Steuerjahr. 

Zahresabjichlüfje der Attiengejellichaf- 
ten ıc., Einreihung 176, 1773. 
— Beftrafung unterlajjener Einrei- 

hung 246. 

— Benupung 288, 304. 

Zahredtontingent, der Steuergeiell- 
Ichaften, j. Steuerfumme. 
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Jahresſteuer, Haftung des Verpächters 
für dief. 214, 218,, 268. 

— Charakter der Betriebfteuer als 
ſolche 233,. 

— beögl. der Haufierfteuer 478. 

— Bemeflung der Strafen nad) derj. 


8 . 

— desgl. bei Haufierfteuerfontraven- 
tionen 455, 455,, 456,, 486 

— Feſtſetzung durch die Regierung im 
gerichtlihen Berfahren 244,, 248, 
328, 456,, 461, 463, 486. 

— beim An- und Berfaufe verbotener 
Gegenftände 457. 


Sahresftenerjäte für die Haujierfteuer 
449, 476, 


Sahredumjak von mehr ald 400000 „A. 
al3 Borausjeßung der Warenhaus- 
fteuerpflichtigteit 506, 508, 529. 

— Beichräntung auf ben Kleinhandel 
mit den im $6 WESt®. bezeichneten 
Warengruppen 508, 509,, 531. 

— Begriff 531. 

— Bemeſſung der Warenhausfteuer- 
fäße nach demſ. 513, 516, 539. 

— deögl. für preuß. VBerkaufftätten 
ausmwärtiger Unternehmungen 513, 
516, 533, 541. 

— Bugrundelegung des bei der Ber- 
nnd abgelaufenen Jahres 514, 


— Schätzung nach dem zur Beit ber 
Veranlagung vorliegenden An- 
halte 514, 542, 

— de3 im Gteuerjahre abgelaufenen 
erften Betriebsjahres 515,. 

— Bermehrung durch Errichtung von 
Filialen oder Erweiterungsbauten 
im legten Geichäftsjahre 515,. 

— Nngabe in der Warenhausfteuer- 
erflärung 521, 523,, 543, 544. 
— Abweichung von dem angegebenen 

ohne Beanftandung unzuläflig 524,. 

— Bugrundelegung bei der Zerlegung 

- Warenhausfteuerfapes 526,, 


— desgl. im Straf und Nachiteuer- 
verfahren 564. 

— Erhöhung oder Verminderung über 
die Grenze der Steuerpfliht im 
Laufe des Steuerjahres 539. 

Jahrmärtte, Handel außerpreuß. Ge- 
—— ſteuerfrei 54, 6611, 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Jahrmärkte:) 

— desgl. ber Ausländer 444, 484. 
— Schmi- x. Betrieb gelegentlich 
derf., Betriebfteuerpflicht 238. 

— Berfehr auf denf. al3 Ausfluß des 
ftehenden Gewerbes 471. 

— desgl. Freilaffung von der Wander- 
lagerfteuer 501. 

Spiotenanftalten 74,,, 76a. 

— ſ. auch Privatfrantenanftalten. 

Immobiliachandel ala Gewerbe 13., 


#, 4365. 
— im übrigen j. Grundftüdhandel, 
Terraingejellichaften. 


Immobilien, al3 Anlage- und Be- 
triebstapital 162c. 

Induftrie, Bereine zur Beförderung 
beri. Op. 

Inhaber, j. Betriebsinhaber, Gejchäfts- 
inhaber, Perſon. 

Inkafjogeichäfte der Vorſchuß⸗ und 
Sreditvereine 833. 

Intrafttreten des GewG. 256. 

Inländiſche Gewerbe, j. Preußen. 

Inftandhaltungstoften, Abzugsfähig- 
feit 130c, 274. 

Inftrnmente, Beichlagnahme beim 
Wandergewerbe mitgeführter465: ‚.. 

— — ıc., Warengruppe D 508, 


Juvalidenverjicherungdbeiträge, Ab- 
zugsfähigfeit 274. 

Inventar, |. Betriebsinventar, Guts- 
inventar. 

Inventur, al3 Grundlage der Ertrag 
ermittelung 1538. 

— Nidhtaufnahme berechtigt nicht zur 
Abjtandnahme von Erhebung bed 
Buchbeweiſes 174». 

Inzidentpuntte, Entiheidung im Zer- 
legungverfahren 2128. 

Srrenanftalten 7421, 76a, 266. 

— ſ. auch Privattrantenanftalten. 

Irrtümer, in den Bilanzen, Ridhtig- 
ftellung 154c. 

— hinfihtlih der Ertragäfeftitellung 
bei der Veranlagung, Berichtigung 
im Berlegungverfahren 212». 

— tatjächlihe oder rechtliche, kein 
Grund zur Nahbefteuerung 252,. 

— de3 Steuerpflichtigen Hinfichtlich ber 
Barenklaffifizierung 5205. 

Sungbier al3 geiſtiges Getränk 2375. 


Alphabetiihes Sachregiiter. 


Yuriftiihe Perſonen, Beiteuerung 
gleih den phufiichen 3n, 115, 116,, 


268. 

— Haftung für die fteuerlihen Ver— 
pflihtungen 115, 268. 

— Einreihung der Gejchäftsberichte ıc. 
176, 177,3, 288. 

— aftives und paffives Wahlrecht zu 
den Steuerausihüffen 219, 220. 

— Abgabe der Gewerbeiteuererflärun« 
gen 229, 

Auwelierwaren, Gruppe D 518, 534. 


ie tr Betriebfteuerpflicht 
238, 410, 411. 

Kaffeeichänten, öffentlihe, Steuer- 
befreiung 50, 262, 410 

Kalenderjahr, Zugrundelegung bei 
Berechnung des Ertrages bezw. An- 
lage- und Betriebsfapitales 168,, 
277. 

— NWusfertigung der Gewerbeſcheine 
— jedes 447. 

eſtſetzung der Haufierfteuerjäße 
ür jedes 449, 478. 

— Bemeſſung der Strafen bei mehr- 
fahen Zumiderhandlungen inner- 
halb desj. oder Eritredung über 
mehrere 455,. 

Kalendervierteljahr, Beginn und 
Dauer der Steuerpflicht 183, 184,, 
230,, 269, 323, 324. 

— Einziehung der Steuer für das ft. 
bes Gejchäftsüberganges 218,, 270. 

— Eröffnung betriebfteuerpflichtiger 
Gewerbe im lekten, des Steuer- 
jahres 236. 

— Beginn und Dauer der Warenhaus- 
fteuerpflicht 538. 

Kaltbrüche, Steuerpflichtigfeit 3., 503, 

' 10r . 

— Abjchreibungen für GSubftangver- 
minderung 274. 

Kanäle, zur Förderung der Landwirt» 
ichaft, bei nebentächlicher Ber- 
wendung zu anderen Zmweden, lein 
Gewerbe 10gg, 57a. 

— — oder Nutzungrechte an 


Kanaliationwerte, fommun., Steuer- 
EEE 32,7, 50, 5le, 520, 
1, 
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Kapital, als Quelle der Gütererzeugung 
im Gewerbebetriebe 7. 

— nußbare Anlegung an ſich fein Ge— 
werbe 22%. 

Kapitalanlage der Berjicherungsge- 
jellihaften auf Gegenfeitigfeit 27 ca. 

Kapitalanjammlungen für künftige 
Zwecke, feine Betriebstoften 128p. 

— durh Bildung von NRejervefonds, 
als fteuerpflichtiger Ertrag 1394. 

— Gegenjaß zu Abjchreibungen 140B,D. 

Kapitalien, behufs Krediterlangung 
deponierte, als Betriebstapital162.. 

— Ausſonderung aus dem gemwerb- 
— Anlage- und Betriebskapitale 


1664. 
apitaliten, feine Gewerbetreibende 


— —— derſ. 13.. 

Kapitalverlufte, nicht abzugsfähig 146, 
146,, 275. 

Kapitalvermögen, Benußung zu Spe- 
fulationgeichäften 13.. 

— Binfeneinnahme ald gewerblicher 
Ertrag 196.. 

Kartoffeln, Berwendung geflaufter 
und jelbjtgewonnener im Brenne- 
reibetriebe 1315. 

Kajinogejellichaften, Steuerpflichtig- 
feit 8, 10aa, 24,0, 2» 

— Betriebfteuerpflichtigleit 2334. 

Kajjenverwalter, keine Gemwerbetrei- 
bende 14a. 

Kauf eines Gewerbes, ſ. Fortjegung. 

Kaufgeldforderungen, j. Protokoll 
handel. 

Kaufleute, handelsrechtlihe, ob Ge- 
werbetreibende im ſteuerlichen 
Sinne 6B. 

— Inventur und Bilanz als Grundlage 
der Ürtragsermittelung 122B«, 
153. 

— Berüdfihtigung der Rejervefonds 
in den Bilanzen 1394. 

— Richtigſtellung ihrer Bilanzen 154. 

— eure, von Waren bei K. im Um» 

tziehen 438,. 

— auf von Waren und Aufſuchen 
von Beſtellungen im Umherziehen 
440, 441,, 472. 

— desgl. durch Ausländer 444, 485. 

Kaufpreije bei Rübenlieferungen für 
Buderfabrilen 136,3. 

Kaufwert, Bewertung der Beräufe- 
rungsgegenftände nad) bemf. 149. 


666 


Kautionen, fremde, fein Teil des Be- 
triebsfapitales 164.. 

— Binjen ber von anderen beftellten 
123. 

Kantiondbeitellung, feine Betriebs- 
ausgaben 1284. 

Kautionddarlehen, Gewährung durch 
Gegenfeitigkeitsgefellichaften 27 0a. 

Kehricht, j. Abfuhr. 

Kiedgruben, Steuerpflichtigfeit3 ., 505, 
54, 66,0, 263. 

— Ausbeutung für Rechnung dritter 
19 2. 

— Ausbeutung durch Landwirte 56, 


66,0- 

Kinder bes Gemerbetreibenden, Be- 
fhäftigung als Gemerbegehilfen 
1328, 275. 

Kirchendiener, feine Gewerbetreibende 


Tp- 

Kirchengemeinden, Gewerbebetrieb 
durch gärtnerifche Pflege der Gräber 
32» 


— Beiträge von Aktiengejellihaften 
zur Bildung 1300. 

ae ſ. Kirchengemeinden. 

Kirchliche Feite, Feilbieten von Er- 
bauungsichriften ıc. 494». 

Kirmejie, Schant- ıc. Betrieb gelegent-» 
lich derſ. 238. 

— fein Jahrmarkt im Sinne des $ 2 

G. 443. 


HG. 

ae Steuerpflichtigfeit 67, 
65. 

— Rüdlagen in den Erneuerungsfonds 


1470. 
Klein: (Detail-) Handel, Heranziehung 
zur Warenhausjteuer 506, 529, 
— Vorausfegungen der Warenhaus 
fteuerpflichtigfeit 506, 508, 529. 
— Begriff im Gegenſatze zum Groß- 
handel 508,4, 509,B, 529. 

— von demf. ausgeſchloſſene Gegen- 
ftände 509; A. 

— demſ. zuzurechnende Gegenftände 


eB- 

— Ausdehnung auf mehr al3 eine 
Warengruppe im Laufe de3 Steuer- 
jahres 525, 538, 560. 

— Beichränfung aufeine Warengruppe 
im Steuerjahre 525, 539 

— desgl. nad) Abgabe der Steuer- 
erflärung vor Beginn des Steuer- 
"jahres 520,. 


Alphabetiihes Sadıregifter. 


Kleinhandel, mit Branntmwein oder 
Spiritus, |. B. und ©. 

— mit anderen, nit zum Genuffe auf 
ber Stelle bejtimmten Getränten 


232,. 

Kleinhändler, Berfauf an, nicht waren- 
a da 508,1, 509,8, 
529. 


Kliniken der Arzte, Steuerpflichtigkeit 
T4sı, 76a. 

— Großverkauf an, nit warenhaus- 
fteuerpflichtig 509 ap. 

id 7 gran Betriebfteuerpflicht 

Kognat-Automaten als Berlauf- 
ftätten 420. 

Kohlen, feiner Warengruppe zuge» 
börig 535. 

Kohlenjchwelerei 57n. 

Kolonialwaren, Gruppe A 517, 534. 

Kommanditgejellichaften, Sit 34B. 

— en Beiteuerung 114,, 258, 


268. 

— Haftung für die fteuerlihen Ber- 
pflidtungen 115, 268. 

— Nihtanrechnung des Ertrages bei 
den ein bejonderes® Gewerbe trei- 
benden Kommanditiſten 12564. 

— beögl. bei einer gewerblichen Aftien- 
gejellichaft 125n. 

— Bezüge der Mitglieder, feine Be- 
trieböloften 133». 

— Miete für die einem Mitgliede ge- 
hörigen 2ofalitäten 135. 

— Binjen für die Gejchäftsanteile der 
Sejellichafter 15555. 

— Beginn de3 Gewerbes vor der Ein- 
tragung ind Handelsregiſter 227. 

— einheitlihe Befteuerung von Wa— 
renhausbetrieben 530. 

Kommanbitgejellichaften auf Aktien, 
Vorausſetzungen der Steuerpflicht 
6Ba, 116. 

— Gib 348, 300. 

— Haftung für die fteuerlihen Ber- 
pflihtungen 114,, 115. 

— Befteuerung gleih den phyſiſchen 
Perſonen 114,. 

— Bezüge der perſönlich haftenben 
Mitglieder, feine Betriebsfoften 
133». 

— flberweilungen an Benfion- und 
Unterftübungfonds 135,2. 


— im übrigen |. Warenhausbetriebe. | — Bildung von Refervefonds 1394. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


(Kommanbitgejellichaften a. Altien:) 

— Bewertung des Anlage- und Be- 
triebstapitales 150., 8. 

— Einreichung der Gejhäftsberichte ıc. 
176, 1775, 288. 

— Benußung der Geſchäftsberichte ıc. 
jowie der Einfommensüberjihten 
für die Beranlagung 304. 

Kommanbditiften, j. Kommanditgejell- 
ichaften. 

Kommijjionärgewerbe, Ausübung im 
Umherziehen 472. 

Kommijjiondgejchäfte der Vorſchuß— 
und Streditvereine 83B. 

—— andel, fein Wander— 
lagerbetrieb 490,, 493,. 

— als Warenlagerbetrieb 530. 

Kommunalabgaben, ſ. Gemeindeab⸗ 
gaben, Steuern. 

Kommunalabgabengeſetz, Umgeſtal⸗ 
tung bes GewG. durch dasſ. 2,, 502. 

— za binfichtlich der Betriebiteuer 

B. 


Kommunalbeamte, Ernennun u 
en ber Steneraustchüffe 


Kommunalbehörden, Einfichtnahme 
ihrer Bücher und Alten ıc. 170, 287. 

— Ermittelung und Erhebung der 
Wanbderlagerfteuer 497, 500. 

— ſ. auch Gemeindebehörben. 

Kommunalbejtenerung der ftehenden 
Gewerbe 2B, 0. 

— Geltendmahung von auf bejonde- 
a. beruhenden Befreiungen 

a, 267. 

— Art derſ. auf die ftaatlihe Beran- 
lagung nicht von Einfluß 168,. 
— Berteilung des Steuerſatzes zum 
mwede derſ. 1995f., 331 ff.; ſ. aud) 

erlegung. 

Kommmunalbezirke, Eritredung des Ge- 
mwerbebetriebes auf mehrere, ſ. Zer- 
legung. 

— Bene im Sinne des $ 38 GewG. 


8- 
— f. auch Gemeinden. 
Kommnnallajten, Höhe der durch den 
Betrieb verurjachten, auf die Zer— 
legung de3 Steuerjaged nicht von 
Einfluß 2088. 
Kommnnalobligationen,Einrichtungs- 
often bei Ausgabe neuer 158.. 
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Kommunalverbände, Steuerpflichtig- 
feit 50.. 

— Gteuerfreiheit für beftimmte ge- 
werbliche Unternehmungen 50, 514, 
525, 0, 261. 

— Gewährung der Gteuerfreiheit 
durch den Finanzminiſter 50, 52, 
52,2, 261. 

— feine Kommunalbezirte im Sinne 
bes $ 38 GewG. 20555. 

Kommunen, beteiligte, für die Zer- 
fegung des Steuerjahes 206,4. 

— Warengruppe B 517, 
5 


Konfjektiondgejchäfte, Verkauf an, nicht 
warenhausfteuerpflichtig 509. 

Konfistation gewerblicher Gegen- 
ftände im Strafverfahren 487. 

Kongregationen der barmherzigen 
Schweftern 29». 

Konkurs, Fortiegung des Geſchäftes 
durch ben Vermwalter 10.. 

— Aufnahme eines Darlehens zur 
Vermeidung desſ. 1214. 

— Zuſtellung an den Gemeinſchuldner 
nach der Eröffnung 183,. 

— Abgangftellung der Steuer im Falle 
ber Eröffnung 230. 

Konkursmaſſe, Ausverkauf der Waren- 
beftände, fein Gewerbe 10.. 

— deägl. fein Wanderlagerbetrieb 
4905. 

Konturdverwalter, ala Gewerbetrei— 
bende 14,, 68.. 

— ABuftellungen an 183,. 

Konjerven, fabritmäßige Verarbeitung 
jelbftgerwonnener Erzeugniffe zu 607. 

Konjervenfabriten 263. 

Konjumanftalten gewerblicher Unter- 
nehmer, Steuerpflichtigteit 77, 82,, 
8712, 267. 

— Unzuläſſigkeit der Verſetzung in Die 
dem Ertrage entiprechende niedri- 
gere Steuerflafje 92, 94,0, 271. 

— getrennte Veranlagung von den 
lonftigen Betrieben 111, 113,, 259. 

— deögl. bezüglich der Betriebteuer 
235 


2» 
— ohne Abficht der Gewinnerzielung, 
nicht warenhausfteuerpflichtig 508, 
— marenhausfteuerpflihtige, Heran- 
ziehung nur nach dem Jahresum— 
ſahe 516, 517., 539, 540. 
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Koniumgeichäft der Boft-Spar- und 
orſchußvereine 29,4- 

Konjumvdereine, Anwendung bes Ge- 
werbebegriffes auf diej. 78. 

— Gteuerbefreiung 79, 82, 266, 

— mit offenem Laden, ftetö fteuer- 

pflichtig 77, 78, 82,, 8711, 267. 

— Borausjegungen ber Steuerfreiheit 
im allgemeinen 82,, 267. 

— Beſchränkung des Berfehres auf die 
Mitglieder 834, 267. 

— Unzuläfligfeit der Verſetzung in die 
dem Ertrage entiprechende niedri- 
gere Steuerflajie 92, 94,0, 271. 

— Rundengeminne als fteuerpflichti- 
ger Ertrag 1268. 

— Betriebiteuerpflichtigteit 2354. 

— Sitz 300 


— Warenhausfteuerpflichtigfeit 509 
oAa, 510a, 5ll,,, 5l2ı2. 

— Heranziehung nur nad dem Jahres- 
umfjaße 516, 517,, 539, 540. 

Kontotorrent, Schuldenzinjen abzugs- 
fähig 156g, 275. 

— Geldmittel fein 
164,. 

Kontoforrentrejerve, Bildung durch 
eine Kreditanftalt 141. 

Kontolorrentverfehr der Vorſchuß— 
und Slreditvereine 84. 

Kontore, auferpreuß. Betriebe in 
Preußen 38,, 259. 

— Betriebftätten im Sinne des Ber- 
trages mit Oſterreich 334. 

— Betriebsorte im Sinne bes $ 38 
BewG. 201;. 

Konzertunternehmer, Steuerpflichtig- 
feit 70c, 266. 

Konzejlionen, polizeiliche und obrig- 
feitliche, nicht zum Anlage- und 
Betriebsfapitale gehörig 163». 

Konzeifionserteilung fürbetriebfteuer- 
pflichtige Gewerbe, Mitteilung an 
die Beranlagungitelle 241, 420. 

Konzeilionspflichtigteit des Gewerbes 
als Borausjegung ber Betrieb- 
fteuerpflichtigleit 231,, 232,, 409. 

— Betrieb ohne K. auf den Namen 
des Vorbeſitzers 240,. 

— ſind Gewerbetreibende 

d. 
— als Gewerbetreibende 
t. 


Betriebskapital 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Korporationen, zur Beſchaffu 
eigenen Bebürfnifle der Mitglieder 
fteuerfrei 7p, 77 ft., 267. 

— Unternehmungen zu mohltätigen 
oder gemeinnüßigen Zwecken 50, 
ölg, 137 2. ’ e 

— Beiteuerung glei den phyſiſchen 
Perſonen 268. 

— Befreiungen von der Warenhaus 
fteuer 506, 51111, 532. 

— j. auch Bereine. 

— — 

3 

Koſten, Berufung gegen bie Verpflich— 
tung zur Erftattung 192,, 250,. 

— Beſchwerde wegen der K. allein 
nicht zuläſſig 197,, 250,. 

— VBerrehnung und Einziehung ber 
vom OVG. feſtgeſetzten 199,, 321. 

— ber vorläufigen Straffeftiegung 248, 
330, 459, 461. 

— ber Veranlagung und Erhebung 
249, 250, 335. 

— ber "Ermittelungen aus Anlaß von 
BETON 249, 250, 318, 335, 
416. 

— den Landräten zur Laſt fallende 
335 


Steuerpflicht 


— von den Gemeinden zu tragende 
250,, 336, 422. 

— Kontrolle und Berrechnung ber von 
der Regierung feftgejetten 330, 336. 

— bezüglid der Betriebfteuer 421. 

— für Erteilung neuer Gewerbefceine 
454 


— Haftung des Auftraggebers und 
Beauftragten bei Kontraventionen 
458, 487. 

— — beim Wanderlagerbetriebe 
4 


— der. Erhebung der Wanberlager- 
fteuer 496. 

— ber Beranlagung ıc. ber Waren 
hausfteuer 565. 

Koſtenfeſtſetzung und Rechtämittel da- 
gegen 249, 250, 318, 335. 

Kranktenanftalten, Vermietung ober 
Verpachtung an dritte 18». 

— Großverlauf von Apothelerwaren 
ujw. an 509s Ab. 

— ſ. aud) Privattrantenanftalten. 

Krankenpflege, haritative, der geift- 
lihen Genofjenjhaften ıc. 29,3- 


Alphabetiihes Sadıregifter. 


Krantendverjicherungdbeiträge, Ab- 
zugsfähigfeit 274. 

Krankheit, ala Ermäßigungsgrund 218. 

— anhaltende, als Ablehnungsgrund 


für die Wahl zum Steuerausfchuffe 
220. 


Krantjabriten 263. 

Kreditanjtalten, fommunale, Steuer- 
befreiung 50, 52,, 261. 

Kreditbeichaffung, zum Zmede der. 
beponierte und verpfändete Wert- 
papiere ıc. 162. 

Krediteröffnung, bankmäßige, feine 
Vermehrung des Betriebsfapitales 
165.0. 

Kreditgenofjienichaften, Steuerpflich- 
tigfeit 78. 

— im übrigen j. Genofjenichaften. 

Krebitierte Forderungen als Ein- 
nahmen 273. 


Krebitverbände, lanb- oder ritter- 
Steuerbefreiung 50, 5l,, 


— Anwendung des Ge— 
werbebegriffes auf dieſ. 78. 

— Steuerpflichtigkeit 773, 816, 266. 

— Beſchränkung des Verkehres auf die 
Mitglieder 833, 267. 

— Depofiten und Spareinlagen, fein 
Betriebstapital 1644. 

— im übrigen ſ. Genofjenichaften. 

Kreidebrücde, Steuerpflichtigleit 30, 
503, 54, 66,0, 263 

Kreisausſchuß, Mitteilungen über 
Konzeljionserteilungen 241, 420. 

Kreisbehörden, Ermittelung und Er- 
hebung ber — * 497. 


— als Veranlagungbezirke 99, 100, 


— Bildung mehrerer Bezirke innerhalb 
ber. ., Bereinigung mehrerer zu 
einem Bezirte 99, 100, 278. 

— Überweifung ber Betriebfteuer an 
dieſ. 232. 

— Eritredung betriebfteuerpflichtiger 
Gewerbe über mehrere 231,, 410, 
411, 414, 417. 

— Überweifung ber Wanberlager- 
fteuer am dieſ. 489, 495, 500, 505. 

— Berwenbdbung der Barenhausfteuer 
aus Gutsbezirken 527, 563. 

— ſ. auch Stadtkreiſe. 
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Kreis kommunalkaſſe, Empfangnahme 
und Verrechnung der Betriebſteuer 
232, 414, 420. . 

— Mitteilung der Zu- und Abgänge 
an die. 420. 

— Abführung der Warenhausfteuer 
aus Gutsbezirken an dieſ. 563, 
Kriegeriiche Verhältniſſe ald Grund 
zur GEritattung der Hanufierfteuer 

454,. 

Küchengerätichaften, Warengruppe C 
518, 534. 

Kundengewinn der Stonjumvereine 
126g. 

Kundichaft, Abichreibungen bei ent- 
geltliher Erwerbung 149g. 

— nit zum Anlage- und Betriebs- 
fapitale gehörig 163 Da. 

Kunft, ausübende, fteuerfrei 54, 69,5, 
265, 4398 

Kunftausftellungen, Steuerpflicht der 
Unternehmer 266. 

Kunfterzengnifje, Vervielfältigung zu 

erfaufsweden 69,,, 265 

Aunftfertigkleiten, Darbieten im Um⸗ 
herziehen 439. 

Kunftgewerbe, Steuerpflichtigleit 69. 

— Steuerpflichtigkeit 266, 

66. 


ſrunſtintereſſe, höheres, Obwalten 
beim Feilbieten künſtleriſcher Lei— 
ftungen im Umherziehen 433, 438,, 
4390, C 


— Entiheibung von Meinungver- 
ſchiedenheiten 440, 470. 
— fteuerfreier Banderlagerbetrieb 


5 * 
ar ausübende, fteuerfrei 700, 
B- 
Künftleriiche Leiftungen, ſ. 2. 
Kunftreitergejellichaften, Haufierbe- 
fteuerung 4400, 449, 451, 478, 479. 
— desgl. ausländijcher 452. 
Kunft- u. Hanbdelögärtnerei, Steuer- 
pflichtigleit 54, 55, 60,, 263, 264. 
— Begriff und Merkmale im Gegen- 
ſatze zum fteuerfreien Gartenbau 


aff. 

— Beſchränkung des Betriebes auf 
unmittelbar dem Boden abgewon— 
nene Erzeugniſſe 62.. 

— laufmänniſche Betriebsform, Ein- 
tragung in das Handelsregiſter 62». 
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(Kunft- und Handelögärtnerei:) 

— Baumfchulenbetrieb in Verbindung 
mit Landwirtichaft 63., 641. 

— Budt von Objtbäumen und Rofen 
63a. 

— Rojengärtnerei 63e. 

— Aufzucht beftimmter Blumenjorten 


63 4, 1:9 h- 

— SFeftftellung der Borausjegungen 
der Steuerpflicht 64m. 

— Berfauflofal und techniiher Ber 
trieb 64n- 

— f. auch Baumjchulen, Obftbaum- 
sucht, Blumenzudt. 

Kunftwaren, Gruppe D 518, 534. 

— Tonwaren als 519,. 

Kuppelei, nicht fteuerpflichtig 18. 

Kurorte, j. Badeorte. 

Kurdgewinne bei Veräußerung bon 
Wertpapieren 1220. 

Kurdverlufte auf Effekten, Abzugs- 
fähigfeit 1466, B 

Küfter einer öffentlichen Krantenan- 
ftalt, Verkauf von Sargausftattun- 
gen 69e. 

Autſcherausſchank, Betriebfteuerpflich- 
tigfeit 237 


2. 


Zaboratorien, chemilche, 
werbebetriebe 71». 
Zaden, offener, Begriff 86,0, 267. 
— Gegenjat zum offenen Lokal 87. 
— Gegenjaß zur — me 
im Sinne des HG. 4 
— Verkaufſtätte im me des WE. 
490,, 492,, 499. 
— mwarenhausfteuerpflichtiger Klein- 
handel im 506, 530 
Lager, Warenhausbetriebe im 506, 530. 
Zagermagazin ala Betriebsort 2041. 
Zagerplag als Betriebftätte 4la. 
Zanderwerbötojten beim Tagebau als 
Betrichstoften 1300. 
Landedbanten, Steuerbefreiung 261. 
———— Steuerbefreiung 
— 9 . 
Zandeskultur-Rentenbanten, Steuer- 
befreiung 50, 5%, 261. 
Zandedverwaltunggejeg, Anwendung 
auf das Bejchwerbeverfahren 198,. 
Land kreiſe, ſ. Kreije. 


feine G&e- 


Alphabetijches Sachregiſter. 


Zandmejjer, nicht gewerbefteuerpflich- 
tig 54, 67,4, 265. 

— als Unternehmer für fulturtechniiche 
Arbeiten 67,4» 

Zandräte, Beranlagung der Betrieb- 
fteuer 231,, 413 ff. 

— Herabfegung ber Betriebfteuer 
231,, 238,, 412 

— Behandlung der Zu- und Abgänge 
bei der Betriebfteuer 419. 

— Mitteilung bes Gemerbefteuerjolls 
an dieſ. 315. 

— als Borjigende des Steueraus- 
ſchuſſes, Koſten 335. 

— Entgegennahme der Haufierfteuer- 
anmeldungen 447, 480 

— Anbringung der Wanderlagerfteuer- 
Reflamationen bei benj. 498,. 

— Feſtſetzung ıc. der Wamderlager- 
jteuer 503, 504, 505. 

Zandijchaften, j. Kreditverbände. 


Zandichaftliche —— Zinſen 
der Amortiſationsfonds als Be— 
triebsfoften 156.. 


Zandwirte, Verlauf von Zeilen für 
den eigenen Bedarf geichlachteten 
Viehes 13». 

— Lohnfuhrbetrieb 13n, 57e. 

— ig von Fälalien, Kehricht x. 
und Berwendung für ben eigenen 
Betrieb 56Ba. 

— Geminnung und Verkauf von Stei- 
nen 56». 

— Ausbeutung von Sand» ıc. Gruben 
566, 6610 0» 

— Herftellung von — für den 
eigenen Bedarf 571. 

— Verkauf von Mühlenfabrikaten und 
Brod 578. 

— Bearbeitung und Verkauf jelbft- 
gewonnener Zichorie 57 1. 

— Schant- und Speiſewirtſchaft mit 
jelbftgerwonnenen Erzeugnifjen 57», 
65, 264. 

— gewerbmäßige® Einſchlachten ıc. 
von ieh 57«. 

— Gteinbruchbetriebe 58a. 

— gewerblihe Biehhaltung 59, 264. 

— Anbau von Saatgut (Rübenjamen) 
641. 

— Berarbeitung ſelbſtgewonnener Er- 
zeugniffe zu feineren Handels— 
waren 65. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Eaudwirte:) 

— BVereinigungen zur Verwertung 
der ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe 
89, 89p. 

— Feilbieten jelbftgetvonnener Erzeug- 
nifje Durch Beauftragte ıc. im Um- 
herziehen 437, 470. 

Zandwirtichaft, fein Gewerbe 8, 288, 


55,. 
— als Teil eines Gemerbebetriebes 


58n. 

— Betrieb durch eine gewerbliche Al— 
tiengejellihaft 122), 1655, 167e. 

— Bereine zur Förderung derſ. pp. 

— Ranäle desgl. 57a. 

rei aber Genoſſenſchaften, 
Vertrieb und Verarbeitung der 
ſelbſtgewonnenen Erzeugniſſe der 
Mitglieder 437. 

Land» und Forſtwirtſchaft, Befreiung 
bon ber Gewerbefteuer 54, 54,, 263 

— Borausfeßungen der Steuerfreiheit 
55 


3 
— Anlagen zur Berarbeitung jelbit- 
etwonnener Erzeugnifje 554, 263. 
— fteuerfreie Nebenbetriebe 56B, 645. 
— Steuerpflichtige Nebenbetriebe 570, 
263 


— Berbindung mit Kunft- und Han- 
belögärtnerei 63., 641. 

— Abſatz der jelbftgewonnenen Er- 
zeugniſſe in rohem ober verar- 
beitetem Zuftande 54, 55, 64,, 263. 

— Berwendung jelbitgerwonnener Er- 
zeugniffe im eigenen Gemwerbebe- 
triebe 131,. 

— Feilbieten" jelbjtgewonnener ober 
toher ri im Umpberziehen 
433, 436., 469, J. 

— desgl. duch Ausländer 437, 485. 
— beögl. durch Gewerbetreibende an- 
berer beuticher Staaten 473. 

— f. auch Forftwirtichaft. 

Zajten, öffentliche, Abzugsfähigkeit 274. 

Lebensalter, von 25 Jahren als Vor- 
bedingung der Wählbarkeit zu ben 
Steuerausihüflen 219. 

— desgl. 3 die ve hg Past 

— von 60 Jahren ala blehnungs- 
grund für die Wahl zum Steuer- 
ausſchuſſe 220. 

——— ermäßigte Hauſierſteuer⸗ 


1 des Feilbietens von der 
anderlagerſte uer 493, 494,. 


| 
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— ſ. Wandergewerbe⸗ 
ein. 

Zehmgruben, een 3e, 


2 54, 
— Ausbeutung Purdh Landwirte 566, 
66,0 
Lehrer, feine Gewerbetreibende 7». 
— Gteuerbefreiung 72,7, 266 
— Gewährung von Wohnung und 
er an Schüler 10,1, 7217, 


— bein. insbef. an Schüler ihrer An- 
ftalt 722. 

—— an Schüler fremder Anſtalten 
7 

— Gewerbetreibende 
14.. 

Zehr- und Erziehungdanftalten, Be- 
berbergungd- und Berpflegungs- 
ewerbe bes Inhabers 73., a 

Lei fommunale, Steuerfrei- 
eit 

— Wanderlagerbetrieb 


Leiſtungen, Feilbieten gewerblicher 
oder künſtleriſcher im Umherziehen 
433, 438,, 439B, c 

— Anbieten gewerblidher im Umkreiſe 
von 15 km 4400, 441, 443,. 

— Feilbieten innerhalb d. Gemeinde» 
bezirtes des Wohnortes 441, 443,. 

— ermäßigte Haufierfteuerfäße 450. 

— Feilbieten im Umpberziehen ver- 
botener 457.. 

eilbieten auf Wochenmärkten 471. 
arbieten —— fein Wan⸗ 
_ berlagerbetrieb 491, 

Zeiftungfähigteit, Berüdfihtigung bei 
ber Gewerbebefteuerung 5. 

Lieferantenverfehr, Umfat im, nicht 
warenhausfteuerpflichtig 509, Aa. 

———— Betriebfteuerpflich- 

gteit 

—— von Aktiengeſellſchaften ıc. 


10.. 
— desgl. insbef. von Terraingejell- 
ichaften 310. 
Ziquibationen der Mitglieder ber 
Steuerausſchüſſe 286. 
— der Zeugen und Sachverſtändigen 
290. 


224,, 
Ziquidationdwert 150n, 151. 
Ziquidbatoren von Handelögefellichaf- 
ten, als folche feine Gewerbetrei- 
benbe 14. 


feine 
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Lizenzgebühren als Ertrag 122c.. 

Löhne, Abzugsfähigfeit 132,, 274. 

— der als Gewerbegehilfen bejchäf- 
tigten Kinder 132B, 275. 

— der im Betriebe tätigen Mitglieder 
von Broduftivgenofjenichaften 1344. 

— Maßſtab für Zerlegung des Steuer- 
ſatzes 209, 21lim. 

Lohnfuhrbetrieb ber Landwirte 138, 


576. 

Lotkal, Benutzung für den Betrieb eines 
außerpreuß. Gemerbes 36,, 405. 

— Gegenfaß zum offenen Laden 87. 

— f. auch Geſchäftslokal, Berlauf- 
lokal. 

Sombardierung von Wertpapieren, 
Geldmittel daraus als Betriebs- 
fapital 162), 165. 

2otjen ald Gewerbetreibende 32., 69 :. 

2otterie, Veranftaltung im Umher—⸗ 
iehen 457». 

— — auch Staatslotterie. 

2otterieeinnehmer, königliche, keine 
Gewerbetreibende 684. 

Luſtbharkeiten, Darbieten im Umher— 
ziehen 4385. 

Luxemburg, Hauſierbeſteuerung ber 
Angehörigen 485. 

Zuruöwaren, Gruppe D 518, 534. 

— Tontwaren ala 519. 


M. 
ia 2 er Berlaufftätte im Sinne bes 


490,, 492,, 49. 
Magazinvereine, Steuerpflichtigkeit 
81n, 89p. 
Magiftrat, Mitteilungen über Kon« 
Alessi. 241. 
Maiblumenzucht als Kunft- u. Han⸗ 
delsgärtnerei 639g, 64n. 
Makler find Gewerbetreibende 68. 
— f. auch Handelsmäkler. 
—— als Kunſtzweig fteuerfrei69;,;, 


Manufatturwaren, Gruppe B 517, 


Martetender, Beranlagungort 114,,. 

— Betriebfteuerpflicht 237,, 238,, 410. 

Markicheider, nicht gemerbejteuer- 
pflichtig 54, 67,4, 265. 

Märkte, Verkauf felbitgermonnener Er- 
zeugnifle ber Landwirtſchaft ıc. 55. 

— gelegentliher Handel oder Schant- 
wirtichaftsbetrieb auf 1855. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


(Märkte:) 

— Brotverkauf durch Landwirte 575. 

— a Kaffeeausihant 
38. 

— ſ. auch Jahrmärkte, Wochenmärlte. 

Markthallen, kommunale, Steuerbe- 
freiung 50, 514, 261. 

— als Verkaufſtätten 6611. 

— als Betriebsorte im Sinne des $ 38 
GewG. 203n. 


Marktpreije, Anrechnung als Betriebs 
often bei Verwendung jelbitge- 
wonnener Erzeugnilie 58p, 131,. 

— deögl. bei NRübenlieferungen für 
Buderfabriten 136». 

— maßgebender Wert für Beräuße- 
rungsgegenftände 150. 


Marktverkehr, Freilafiung von der Ge- 
werbefteuer 66,;. 

— deögl. von ber Haufierfteuer 33,5, 
440 5 ‚ 472. 

— deögl. von ber Wanderlagerfteuer 
490,, 493, 494,, 501. 

— ſ. auch Jahrmariie, Märkte, Wochen⸗ 
märkte. 

Maſchinen, als Teil des Anlagekapita⸗ 
es 160,, 276. 

— Angabe der Zahl und Art in ber 
Steuererflärung 228. 


— Abfchreibungen für Abnutzung 
138,4, 
Majchinenanlagen im Bergbaube- 


triebe ald Betriebsorte 205; 2. 

Majchinenfabrit, Ausgaben für Mo— 
belle 158.. 

Maichinentraft, Verleihung von, ala 
Gewerbe 20». 

Maſſage, ſ. heilgymnaſtiſche Anftalten. 

Maſtvieh, ſ. Viehhaltung. 

Materialien, Anſchaffungskoſten 274. 

Materialwaren, Gruppe A 517, 534. 

Materialwert, Abfchreibungen bis auf 
benf. 15lo. 

Maurermeijter, keine Künftler 69». 

Medizinische Imftrumente, Waren- 
gruppe D 518, 534. 

— Sroßverkauf von, an Kliniken uſw. 
509, Ab- 

Mehl, Feilhaltung durch Landwitte 
auf Wochenmärkten 575. 

— — * Erzeugnis der Landwirtſchaft 
470. 


Alphabetiiches Sachregifter. 


Mehrheit, von Betrieben derſelben 
Perſon, einheitlihe Veranlagung 
11, 258. 

— von fteuerfreien und fteuerpflichti- 
gen Betrieben in einer Hand 112,, 
258 1. 

— von Perſonen an einem Gemerbe- 
betriebe, einheitfihe Befteuerung 
und jolidarische Haftung 114, 115,, 
2 


68, 

— von zur Anmeldung Berpflichteten, 
Solidarhaft 244,. 
Meiereigenvjjenichaften, 

freiung 88,3. 

— NAnlage- und Betriebsfapital bei 
Bereinigung fteuerpflichtigen und 
fteuerfreien Betriebes 165 .. 

Mergelgruben, Steuerpffichtigfeit 3e, 
50,, ö4, 66,0, 263. 

— Ausbeutung durd Landwirte 56.. 

Meſſen, Handel außerpreuß. Gewerbe— 
treibender jteuerfrei 54, 66,1, 265. 

— desgl. der Ausländer 444, 484. 

— Freilaſſung des Gemwerbebetriebes 
von der Haujierfteuer 3314, 440, 
442,, 471, 472. 

— beögl. der Wanderlagerfteuer 490,, 
493, 4945. 

Metallwaren, Erlös und Ertrag aus 
ber Gravierung beftellter, waren- 
hausfteuerpflihtig 510.. 

Mietausfälle als Betriebstoften 158». 

Mieter, Abfindung früherer als Be- 
triebäfoften 158». 

— von Arbeiterwohnungen 

Ca: 

— als Nebennupung beim Immobi— 
liarhandel 122cv. 

— von im Gejichäftsintereffe übernom- 
menen, zur Wiederveräußerung be» 
ftimmten Grundftüden 1624. 

Mieträume, Umbaukoiten ala Betriebs- 
foften 158». 

Mietrecht, kein Anlage- und Betriebs- 
fapital 1620. 

Mietwert der eigenen Geſchäftsräume, 
nicht abzugsfähig 134... 

Mietzins, für Geſchäftsräume, Grund- 

üde, Gebäude, Utenfilien, Abzugs- 
ähigkeit 134,,, 274. 
— * Benutzung von Straßen desgl. 


d- 
Milchausſchank, Betriebteuerpflicht 
410, 4ll. 


Steuerbe- 


Buifting, birefte Steuern. II. 


673 
Milhhandel, zeitweijer, auf Straßen 


ıc., fein ruhendes Gewerbe 185,. 
— Steuerpflicht 54, 59», 
64. 


— Bereine von M. ald Teilnehmer 
einer Gemwerbeausftellung pp. 
Milhproduttion, gewerbweiſe, mit 

Sile zugefauften Futters 54, 59, 


Milchverkauf beim Viehhandel im 
Umbherziehen 437a. 

Milchverpachtung durch Landivirte, 
fteuerfrei 59. 

Militärberuf, Ausübung desf. fteuer- 
frei 6714, 265. 

Militärefjettenhandlungen, 
hausjteuerpflichtigleit 535, 

militärmuſittorps, Darbietung von 
Konzert- und Tanzmufit 700. 

Militär-Dutartiere und Gtallungen, 
— ſeitens eines Gaſtwirtes 


d. 
Minderjährige, Ausübung des Wahl—⸗ 
rechtes 219. 
— |. auch Bevormunbete. 
Minderkauflente, Ertragsermittelung 
bei denj. 121. 
Mineralwajjer, zeitweiſer Handel auf 
Straßen ıc. 185,. 
— Verabreichung zu Heilziweden 233p. 
Mineralwafjerausichant, Betrieb- 
* — ——— 410, 411. 
niſter des Innern, Ausführung b 
WStG. 528, — 
Miniſter für Handel und Gewerbe, 
Ausführung des WStG. 528. 
— Be — ber Waren 518, 520,, 


Waren⸗ 


— Anrufung auch im Rechtsmittel- 
— 519,. 

Mittellojigkeit, ermäßigte Haufier- 
fteuerjäße 476. — — 
Mittelfäge, Beſteuerung nah M. in 
den Klaſſen II—-IV 95,, 271. 

— Höhe derſ. 102. 

— Aufbringung der Summe derſ. 
* die Steuergeſellſchaften 100, 

— Bedeutung für die Befteuerung 


2 
— Unzuläffigfeit anderweiter Normie- 
rung bei Herabjegung der Steuer- 
fumme 110,,. 
— Anwendung in Zugangfällen 17 
185, 186,, 188,, 395. 
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(Mitteljäte:) 
— desgl. im Strafverfahren 328. 
— beögl. bei Feitfegung ber Nachſteuer 


329. 

— allgemeine Herabjegung bezw. Er- 
höhung 256. 

Mitteldperjonen, Begründung preuß. 
Gewerbebetriebes durch 385, 4212, 


4414. 

Möbel jeder Art, Warengruppe B und 
C 518, 519, 534. 

Möbeljtoffe, Warengruppe B und C 
518, 534. 

Möbelvdermieter 20%. 

Möblierte Zimmer (Wohnungen), Ber- 
mietung 20,. 

— Berteilung des Anlage- und Be- 
triebötapitaled bei zeitmweiliger 
Selbftbenugung 166e. 

— Betriebiteuerfreiheit 410. 

— Ausgaben für Herſtellung 
58c. 

Mobdewaren, Gruppe B 517, 534. 

Molkenausſchank, Betriebfteuerpflich- 
tigteit 410, 411. 

— in Badeorten zu Heilzwecken 233p. 

Moltereigenojjenichaften, Steuerbe- 
freiung 77, 88,3, 264. 

— Einreihung der Gejchäftsberichte 
uſw. 177». 

Moft, Verkauf jelbjtgermonnenen zum 
Genuſſe auf der Stelle 55, 241, 264. 

Motoren, Angabe in ber Steuererflä- 
rung 228. 

Mühlenanlage, Ausjonderung des auf 
den Landwirtſchaftsbetrieb ent- 
fallenden Anlage- und Betriebs— 
tapitales 166a. 

Mühlenfabritate, Feilhalten durch 

andleute auf Wochenmärften 575. 

Mündliche Berhandlung, |. V. 

Mujitalien, Warengruppe D 518, 534. 

Muſikaliſche Inſtrumente, Waren- 
gruppe D 518, 534. 

Mufitaliiche Kunft, gemerbefteuerfrei 
69,5, 70c, . 

Mufitanfführungen, Darbieten im 
Umbherziehen 438,, 439. 

Mujitergejellichaften, Haufierbefteue- 
rung 70c, 440c, 449, 451, 478, 479. 

— deögl. ausländiicher 452. 

DMufitergewerbe, Ausübung im Um- 

erziehen 700, 4400, 441, 443,, 470. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Muſikinſtrumente, Beſchlagnahme bei 
Zuwiderhandlungen 465.. 

Muſiklehrer, Steuerfreiheit 266. 

Muſter, Mitführung beim Aufſuchen 
von Warenbeſtellungen 440, 441.. 

Muſterlager der Agenten auswärtiger 
Firmen 42», 464. 

Mutmaßlicher Ertrag bezw. Anlage- 
und Betriebäfapital, ſ. dieſe. 


N. 


Nachbarorte, Erſtreckung des Waren- 
hausbetriebes auf 506, 511,0, 530. 

Rachbeitenerung, wegen zu niedriger 
Veranlagung ausgeichloffen 170,0, 
249,, 25124. 

— desgl. bei ſtrafbarer Hinterziehung 
249,, 25124. 

— abgemeldeter, aber tatſächlich weiter 
geführter Betriebe 184,. 

— im Falle gänzlicher Übergehung 
oder Freilaffung ohne ftrafbare 
Hinterziehung 251, 317, 331. 

— Weſen derj. 251,. 

— beim Beſitzwechſel 251,, 254. 

— PVorausjeßungen ber geſetzwidrigen 
Übergehung bezw. Freilaſſung 252,. 

— Unzuläffigfeit bei Abweichung von 
der früheren Schäßung 252,, 331. 

— desgl. nad) Freiftellung im Rechts— 
mittelverfahren 252,. 

— Ermittelung neuer, biöher nicht be- 
=. Tatfahen als Grundlage 


— Unzuläffigteit wegen zu Unrecht er- 
folgter Umſchreibung 253,. 

— Endgültigfeit der Veranlagung als 
Vorausſetzung 253;. 

— Anwendung des $ 8 GewG. 253.. 

— Feitftellung der Verkürzung 253;- 

— Haftung der Erben 251, 2530. 

— einheitlihe Veranlagung für ben 
— Zeitraum 251, 253,,, 331. 

— Veranlagung durch die Regierung 
251, 331. 

— Rechtsmittel 254, 331. 

— bezüglich der Betriebfteuer 421. 

— Hinfihtlih der Warenhauäfteuer 
525, 526,, 564. 

— deögl. Unzuläffigteit bei unterlaile- 
ner Beanftandung ber Steuererflä- 
rung innerhalb des GSteuerjahres 
524,, 526;. 


I: f Alphabetiihes Sachregifter. 


Rachlaßakten, Einjichtnahme 287. 

Rachlaßmaſſe, Haftung für die Nach- 
fteuer 25316. 

Nachrichten, Einziehung von, ſ. Er 
mittelungen. 

Rachſteuer im Falle von Steuerhinter- 
ziehungen, Feftießung neben ber 
Strafe 242, 329. 

— beögl. ungeachtet Abftandnahme 
von der Strafverfolgung 245,1, 330. 

— beögl. auch beim gerichtlichen Ver— 
fahren 248. 

— deögl. bei Zumwiderhandlungen nad) 
$ 71 GewG. 249,. 

— aa der Gemeinden zum 

uge 245,2, 253,, 330. 

— gen getiedung — und Beitrei— 

— al ermäßigter 243, 330, 

— Rechtsmittel dagegen 242, 330. 

— Haftung der Erben 251, 253,0. 

— Anwendung auf die Betrieb- 
teuer 243, 246, 422, 

— Feſtſetzung und Niederichlagung 
von Betriebnadhfteuern 422». 

— Berjährung 245. 

— Erlaß oder Ermäßigung durch bie 
Gemeinden 243, 330,. 

— Verpflihtung zur Entrichtung beim 
Randergemwerbe 458. 

— Haftung bes Auftraggebers und 

Beauftragten 458, 487. 

Feſtſetzung 463. 

Ermäßigung 464,. 

beim Hauſieren mit verbotenen 

Gegenftänden 487. 

— bei Wanderlagerfteuer-fon- 
traventionen 496, 496,, 504 

— bei Barenhausfteuerhin- 
terziehungen 564. 

Nachträgliche Veranlagung nach Ab- 
ihluß der orbentlihen 179, 251B, 
317, 322. 

— Zerlegung des Steuerjaßes 2064, 
2072, 332. 

— Umſchreibung der Steuer beim Be- 
ſitzwechſel 217e. 

— Heranziehung zur Betriebiteuer417. 

Rachzahlung, zu wenig gezahlter 
Steuer infolge andermweiter Feſt— 
ftellung des Steuerfabes in Zugang- 
fällen 185, 188,. 

— der Steuer bei Wiederaufnahme 


von ruhenden Gemwerben 185,, 299. | 
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— D 518, 
534 


Nahrun mittel, gewerbmäßiger Ber- 
fauf Are ie 57», 65, 263. 

— on ee chemiſchen Unter- 
ſuchung 7 

— —— für 
= lajje I, Aufitellung 180,, 181,, 


— erh feine Feftitellung 180,, 303. 

— Formular dazu 363. 

— Borlage an den Gteuerausfhuß 
und Eintragung der Beranlagung- 
beichlüjfe 304, 305. 

— Zufammenftellung der Berände- 
rungen 304, 308. 

— Mutter hierzu 371. 

— fürdie Klafjen II, IHIund 
IV, Aufftellung durch den Bor 
fitenden 105,, 306 ff. 

— Feſtſtellung durch den Steueraus- 
ſchuß 177, 179,, 306, 309, 310. 
— nachträgliche Abänderung ausge- 

ſchloſſen 178,, 179p, 310,. 

— Anfechtung feitens des Borfienden 
- feine aufichiebende Wirkung 

— Berufungreht des Borfibenden 
177, 180,, 311 


— Beſchwerde des Steuerausſchuſſes 
177, 180,, 312. 

— Entiheidung des Finanzminiſters 
177, 180-, 312. 

— Eintragung der Steuerſätze und 
Beicheinigung 313. 

— Vermerke über die Berlegung 333. 

— Prüfung durch die Regierung 316. 

— Berichtigung auf Grund der Rechts— 
mittel-Entjheidungen 318. 

— Formular dazu 367. 
Raturalleiftungen an Gejfellen, Ar— 
beiter ıc., Abzugsfähigfeit 274. 

Raturärzte, Steuerpflicht 266. 
ag eig j. Hannover- 


Rebenbetriebe, außerpreuß. Unterneh- 
mungen in Preußen 35.. 
— der Land» und Forftwirtichaft, 
———— 55, 554, B, 640, 6610, 
263. 


— desgl. ſteuerpflichtige 570, 263. 
— bergbauliche 66,0, 263 
Nebennutzungen des Anlage- und Be- 
triebstapitales 121., 1220. 
43* 
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Regative, Beweis der, über die Steuer- 
pflicht da, 24» 

Nervenheilanſtalten, j. PBrivatfranfen- 
anftalten. 

Renanichaffungen, Koiten derſ. 158p. 

Niederlagen, Betriebftätten im Sinne 
des Vertrages mit Dfterreich 33a. 

Piederlande, Haufierbefteuerung der 
Angehörigen 486. 

Riederlafjung, gewerbliche, außer 
preuß. Unternehmungen in Preu- 
ben 36, 259. 

— Begründung duch ſachliche Ber- 
anftaltungen oder durch Vertretung 


9 

— desgl. durch perſönliche Vertretung 
des Inhabers ıc. 42,2. 

— deögl. durch Mittelöperfonen 44,4. 

— Ertrag und Anlage- und Betrieb3- 
fapital der außerhalb Preußens er- 
richteten 117, 259. 

— Gemerbebetrieb ohne Begründung 
einer ſolchen haujierfteuerpflichtig 
433, 435. 

— —* ſeitens der Ausländer 443f., 


— dar von Beftellungen und 
Aufkauf von Waren außerhalb derſ. 
440, 441,, 445, 473. 

— beögl. duch Angehörige anderer 
Bundesftaaten 473. 

— desgl. durch Ausländer 474. 

— vorübergehende Ausübung des 
Haufiergemerbe3s am Wohnorte 
ohne — — einer ſolchen 
447, 

— —*— der Waren eines Wan— 
derlagers ohne Begründung 489, 
493,, 499, 500. 

— ſ. auch Zweigniederlaſſungen. 

— ea Ba: Steuer- 
beträge 219, 

— endgültig Feftgefteifter Betriebnadh- 
fteuern 422». 
Nießbrauch, Land- und Forftwirt- 
ichaftsbetrieb infolge von 263. 
Nießbrauchrecht an Immobilien, als 

Anlage» und Betriebstapital 163c. 

Notare, Betrieb von Spefulation- 
geichäften 13.. 

— Abhaltung von PVerfteigerungen ıc. 
685. 


Rotizen des Steuerpflichtigen, Ein- 
jihtnahme 19444. 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Rotizregifter, j. Gewerbeſteuer⸗M 
Rotorietät, al3 Beweis für das Vorlie⸗ 
gen eines Gewerbebetriebes 4. 
— eines beftimmten Gewinnjaßes bei 
Gaft- und Schanfwirten 196.. 
Mutzungrechte, ald Teil des Anlage 

fapitales 276. 


D. 


DOberaufjicht über die Gewerbefteuer- 
veranlagung 250. 

— über die Warenhausfteuerverm- 
lagung 525. 

Dberrechnungs kammer, Mitteilung 
des Sollaufkommens an dieſ. nicht 
erforderlich 316. 

Oberverwaltungsgericht, Entſcheidung 
auf Beſchwerden gegen die Be— 
rufungbeſcheide der Regierungen 
197 ff., 321. 

— deögl. gegen das Berfahren ber 
Regierung aus Anlaß der Be- 
ſchwerden 198,, 250,, 321. 

— deögl. auf Beichwerden im Zer— 
legungverjahren 199, 333, 334. 
— desgl. auf Beihwerden wegen 

Nachbeſteuerung 254, 331. 

— Berfahren bei Entiheidung der Be- 
ichwerden 198. 

— Berrehnung und Einziehung ber 
von dem. feitgejegten often 199,, 
321, 335. 

Dprigfeitliche Konzejlionen, nicht zum 
Anlage- und Betriebäfapitale ge- 
hörig 163v. 

Dbftbau, Freilaffung von der Gewerbe⸗ 
fteuer 54, 55, 263. 

— Feilbieten der Erzeugnilfe im Um- 
herziehen 433, 436., 469, 481. 

— desgl. durch Ausländer 444. 

Obſtbaumzucht als Kunft- und Han- 
delägärtnerei 63a. 

— kein ruhendes Gewerbe 


— ie RER Ausübung am 
Wohnorte durch Wanbergewerbe- 
treibende 475. 

Dbjtpächter, Steuerpflicht 54, 59», 264. 

Obſtwein, fabritmähige Herftellung im 
Gartenbaubetriebe 60,. 

Sfen, Warengruppe C 518, 534. 

Offene Handeldgejellichaften, |. H. 

Offener Laden, ſ. 2. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Offenlegung, ſ. Auslegung. 
—— leine Gewerbetreibende 


RB 

Dionomen, geichlofjener Geſellſchaften, 
feine Gewerbetreibende 14,. 

— von Rafinogefellihaften, Betrieb» 
jteuerpflicht 2324. 

Optiſche Jnftrumente, Warengruppe D 
518, 534 

Drden, religiöfe 20». 

Drt, der Geſchäftsleitung als Sit eines 
Gewerbebetriebes 34B. 

— der Veranlagung 111, 112, 300. 

— desgl. Anfechtung im Rechtämittel- 
verfahren 113,, 1894, 317. 

— |. auch Betriebsort. 

Orte, Eritredung des Warenhausbe- 
triebes über mehrere 506, 5ll,o, 


530. 
Dethopäbie, j. heilggmmaftiihe An- 
ftalten. 


Drtöpolizeibehörben, Erfordern zur 
— des Gewerbeſcheines 
44 


2 

— Anmeldung hauſierſteuerpflichtiger 
Gewerbe bei denſ. 480. 

Dſterreich, Staatsvertrag über bie ter- 
ritoriale Beichräntung der Be- 
fteuerung 33,9, 36. 

Dfterreichijche Nordweſtbahn, Steuer- 
freiheit 66,2. 

Dfterreich-Ungarn, Steuerfreiheit des 
von den Angehörigen betriebenen 
—“ und Schiffergewerbes 


— Hauſierbeſte uerung der Angehörigen 
485. 


P. 
Pacht, pachtweiſer Betrieb der Land- 
> Forftwirtichaft ıc., fteuerfrei 


— don Wiefen oder Weiden zur Vieh— 
haltung 59, 264. 

— von Staatöbahnbetrieben 67. 

— Umſchreibung der Steuer bei un- 
veränderter Fortſetzung des Ge— 
— durch den Pächter 214, 2170, 

8. 

— ſ. auch Fiſchpächter, Milchpächter, 
Obſtpächter, Verpachtung. 

Pachtrecht, kein Teil des Anlage- und 
Betriebölapitales 1620. 
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Pachtzins, Abzugsjähigleit 274. 

Bapierjabriten 263. 

Papiergeld ala Betriebstapital 276. 

Papierwaren, Gruppe D 518, 534. 

Pappwaren, Gruppe D 518, 534. 

ge Warengruppe A 517, 
534. 

Parkanlagen, Entwerfung von Blänen 
und Zeichnungen für 61 

Barlettfugbodenfabriten 263. 

Parzellierungen des eigenen Grunb- 
befites, als Gewerbe 21». 

— landwirtihaftlihe Erträge ber 
Grundjtüde 122». 

Paſſiva des Anlage» und Betriebs- 
fapitales 161. 

Patentanwälte, 
bende 72.. 

Patentrechte, Abjchreibungen darauf 
138,4, 144, 146, 

— als Teil des Anlagelapitales 160,. 

— Lizenzgebühren 1220.. 

Pauſchquantum, Erhebung im Be- 
Ihwerdeverfahren 198,. 

Pelzwaren, Gruppe B 517, 534. 

Benjionate für Schüler 73», 266. 

Penſionfonds der Altiengeſellſchaften 
ꝛc., Überweifungen an ſolche 135,2. 

Penjionkajjenbeiträge, Abzugsfähig- 
feit 274. 

Perjon bes Gemerbetreibenden, Hau 
lierfteuerpflicht 433, 4364, 448,. 

— Anmeldung und Aufnahme in den 
Gewerbeſchein 447, 482, 

Perſonalakten, Anlegung für jeden 
Steuerpflihtigen der Kl. I 303. 

Perjonalftenern, nicht abzugsfähig 274. 

Perſonenwechſel, Ertragsermittelung 
bei der Beranlagung des Nach— 
[pisers 169. 

— Übergang der Steuerpflicht auf ben 
Nachfolger 214 ff., 269. 

— Einziehung der Steuer für das law 
fende Bierteljahr 218,, 270. 

— Abgangftellung der Steuer ohne 
Abmeldung 230, 270. 

— dur und Abgangitellung 295, 297, 


— bei Gejdäftsreifenden 440, 442. 

— in Warenhausbetrieben 551, 552, 
553. 

— j. auch Fortjegung, Umſchreibung. 

Perſönliche Verhandlung, |. 2. 


feine Gemerbetrei- 
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Berjönli De pruditen er, 


Haftung für die fteuerlihen Ber- 
pflihtungen 115. 
— Bezüge derj. nicht abzugsfähig 


133». 

—— Gewinne durch Bege— 
bung über pari und Rückkauf unter 
pari 127». 

— Einrichtungsloſten bei Ausgabe 
neuer 158.. 


— Entfhädigungen der Inhaber für 
Herabjegung des Zinsfußes 1686. 
—— als Betriebstoften 


+ 
Pfandleihanftalten, kommunale, 
Steuerbefteiung 50, 261. 
Pfandrecht auf die beichlagnahmten 
Gegenftände 465;. 
Pferde, Verleihung jeitens der Reit- 
lehrer 72,7- 
Pferdebahnen, Gewerbebetrieb 31jea- 
— fommunale, Steuerpflichtigfeit 5le. 
— ſ. auch Straßenbahnen. 
—— Hauſierſteuerſätze 450, 


79. 

Pferdemärtte, Verkehr auf denf. 471. 
Pflafteranlagen der Straßenbahnen, 
Abichreibungen darauf 1470. 
— Vermietung an dritte 


b- 
a ei Erfüllung der fteuerlihen 
erpflihtungen für unter P. fte- 
hende Perjonen 229, 268. 
— deögl. Abgabe der Warenhaus- 
fteuererflärung 544. 
Photographien, Anfertigung von, kein 
Wanderlagerbetrieb 491,. 
Phyſitaliſche Inftrumente, Waren- 
gruppe D 518, 534, 
Bolicen, Beleihung 2704. 
a Ari \. Staatsanmwalt- 
at 


Polizeibeamte, Vorzeigung der Quit- 
tung über Wanderlageriteuer an 
diej. 504. 

Bolizeibehörden, Kommunikation mit 
den Gemeindevorftänden bei Ab- 
meldung der Gewerbe 292. 

— Anmeldung der Haufierbetriebe 


447. 
— Einleitung der Unterfudung wegen 
Haufierfteuer-Kontravention 464. 
— j. auch Ortöpolizeibehörben. 


Alphabetiiches Sachregiſter. — al 


Bolizeilihe Konzeilionen, fein An- 
lage- und Betriebsfapital 163». 

Porto, ſ. Koften. 

Borzellanfachen, Auswürfeln auf 
Schützenfeſten ufw., fein Wander- 
lfagerbetrieb 491sp. 

— Warengruppe C 518, 534. 

BOHRER Gruppe B 517, 


Poſt, Zuftellung durch dieſ. 183,, 314. 
a ri find Gewerbetreibende 324, 
69: 


Bofttonjumgeichäft 29,,- 

Poſt⸗Spar⸗ und Borjchug-Bereine 
10 ff, 2014. 

— Depoſiten und Spareinlagen, kein 
Betriebskapital 1644. 

Prãkluſivfriſt, ſ. Ausſchlußfriſt. 

Prämieneinnahmen als — — 
maßſtab bei Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften 208p, 210n, 278. 

Brämienrejervefond® ber Berfiche- 
rungsgejellichaften 275. 

Preußen, Steuerpflicht der in P. be- 
triebenen ftehenden Gewerbe 1, 3,, 
33,9, 257. 

— Steuerpflicht außerpreuß. Betriebe 
in P. 35, 352 3 36,, 4815, 259, 260. 

— Freilaſſung des auf ben außerpreuß. 
Betrieb entfallenden Ertrages ıc. 
117, 164g, 259, 277. 

— bejonderes Anlage- und Betriebd- 
m. der in P. fteuerpfl. Betriebe 


— Begriff der inländiihen bezm. 
außerpreuß. Gewerbe 1175. 


— Buftellungen außerhalb P. 183, 
314. 


— Berlegung bes Steuerjaßes einheit- 
fiher Betriebe mit außerpreuß. 
Teilbetrieben 211p. 

— Gfleichitellung der preuß. und außer- 
preuß. deutichen Gewerbetreiben- 
ben 445, 446, 473. 

— Ausdehnung nicht preufß. Gewerbe— 
jcheine auf P. 475. 

— Warenhausſteuerpflichtigkeit preuß. 
Unternehmungen 506, 508, 529, 
539. 

— deögl. außerpreuß. Unternehmuns 
gen 513, 517,, 533, 541. 

— ſ. auch Ausland, Bundesftaaten, 


Alphabetijches Sachregiſter. 


Preußiſcher Staat, Steuerpflichtigkeit 
3a, 49, 50,, 5l,, 260. 

— Zerle gung Des "Steuerfates öl,, 
314,4, 301 

— Beranlagung der Betriebe, Ber- 
tretung gegenüber den Steueraus- 
ihüffen und Gemeinden 301. 

Brivatbeamte, Steuerfreiheit 6714. 

Privateijenbahnen, der Eilenbahn- 
abgabe — Steuerbe⸗ 
freiung 50,, 54, 6612, 

Brivatflüffe, Gebrauch ober Nubung- 
rechte an 276. 

Privatkrankenanſtalten, inwieweit&e- 
werbebetriebe 5, 1Onn, 742 ff. 
266. 

— zu Zmweden der hriftlihen Nächſten— 
liebe oder der Wohltätigfeit 76a. 

— ber Arzte, Ertragsermittelung 75, 
77 


e 

Brivatverjicherungdgejellichaften, |. 
Berficherungsgejellichaften. 

Brivilegien, Abjchreibungen wegen 
Wertverminderung 149e. 

— al3 Teil des Anlage- und Betriebs- 
fapitales 164. 

Broben, Mitführung beim Aufjuchen 
von Warenbeftellungen 440, 441,. 

Produktionkoſten, Abzugsfähigleit 
127,, 130c. 

Produktivgenoſſenſchaften, 
pflichtigkeit S1Id, 893. 

— Löhne der Mitglieder als Betriebs— 
koſten 1344. 

Pro kuriſten, keine Gewerbetreibende 
4a. 


Steuer 


— ala Vertreter außerpreuf. Betriebe 
in Preußen 334, 42,2, 259. 

Brototollarijche, Anbringung des Ein- 
ipruches 190,, 318. 

— desgl. der Berufung 318. 

— deögl. der Beſchwerde 197, 318. 

— desgl. der Betriebfteuerbejhwerden 
240,, 415. 

— Anmeldung ded Gewerbes 227,, 
291. 


— Gemerbefteuererflärungen 229. 

— Beftellung eines Bertreterd für 
außerpreuß. Betriebe 268. 

— Anträge auf Herabjegung der Be- 
triebiteuer 412. 

— Anmeldung der Haufiergewerbe 
447. 

— Abgabe der Warenhausfteuererklä- 
rung 521, 544. 
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(Prototollariſche:) 

— Anmeldung von Warenhausbe— 
trieben 551. 

Protokolle, über Erhebung des Buch- 
beweiſes 174pa, 17504. 

— über das Ergebnis einer Beweis— 
aufnahme 1944. 

— über die Wahl der Abgeordneten 
zu den Steuerausihüffen 283. 

— über bie ——— ber Steueraus- 
ihüfje 285 

— über mündliche Verhandlung und 
Beweisaufnahme bei Prüfung der 
Barenhausiteuererflärungen 549. 

— desgl. bei Prüfung ber Geſchäfts— 
bücher 550. 

Brotototipandel, al3 fteuerpflichtiges 
Gewer 

— Betrieb durch einen Darlehnkaſſen— 
verein 24. 

— Binjen ber ——— — 
als Ertrag 122 

Provinzen, als Beranlagungbegirte 
für die Klaſſe I 98, 100, 278. 

— Bildung mehrerer Beranlagungbe- 
zirfe innerhalb der 99, 100, 279. 

Provinzialausſchuß, Wahi ber Mit- 
glieder des Steuerausſchuſſes für 
Klaſſe I 98, 279. 

Brodinzialsgilfe und Darlehntajien, 


Brodijionen, al3 Zeil der Rohein- 
nahme 273. 

Prozeßkoſten, Abzugsfähigkeit 134. 

Punſchausſchank, Betriebiteuerpflich- 
tigfeit 410. 


D. 


Duartiere, j. Militärquartiere. 

Dnittung, über die Haufierfteuer 447. 

— über die Wamderlagerfteuer 496, 
503. 

— desgl. Vorzeigung 497, 504. 

Dnittungen ald Beweismittel bei Prü- 
fung der RWarenhausiteuererflärun« 
gen 549. 


N. 


NRabattjparbereine, betreiben fein Ge- 
werbe Ile, 80a. 

Naiffeifenihe Spar- und Darlehn- 
fallen 79. 

Rauchutenſilien, Warengruppe A 517, 
534. 
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Nenlabgaben, Abzugsfähigkeit 274. 

Realprivilegien, Teil de3 Anlagefapi- 
tales 164, 276. 

Reolihantberedhtigungen 276. 

Rechnungjahr, j. Steueriahr. 

Rechte, Teil des Anlagetapitales 160,, 
276. 

— Abichreibungen auf 1495, 274. 

— Feilbieten im Umbherziehen 436,. 

Rechtfertigung, des Einjpruches 190,. 

— FFriftverlängerung dazu 1915. 

— ber Berufung 192, 

— der Beichwerdbe 1975. 

— ber Berufung des Borfigenden 320. 

Nechtsanwälte, dauernde Vertretung 
auswärtiger  Gemwerbetreibenden 


44,4 
— nicht gewerbejteuerpflichtig 54, 6714, 


NR — kein Grund zur Nach— 
efteuerung 252,, 253. 

Rechtötoniulenten, find Gewerbetrei— 
ende 72a. 

Rechtsmittel, gegen die fommunale 
gerangichung zur Gewerbeſteuer 


B, a: 

— Belehrung über diej. in der Steuer- 
zufchrift 183, 380 

— gegen das Ergebnis ber Beranla- 
gung 188 ff., 317 ff. 

— desgl. insbej. wegen Unverhältnis- 
mäßigfeit der Befteuerung 109, 
190p, 272. 

— wegen Belaftung über 1% be3 Er- 
trages 105, 109,, 9, 271, 272. 

— wegen des Veranlagungortes 113, 
114, 317. 

— in Zugangfällen 185, 186,, 188,. 

— Gegenitände der R. 189g, 317. 

— gegen die anderweite Veranlagung 
nach Verweiſung in eine niedrigere 
er 189,. 

— ge die ————— der Steuer 

[77 216B, c, 2 96,. 

— gegen die Zerlegung des GSteuer- 
gan 199, 212,2, 21313, 333. 

— gegen die Betriebfteuer 240, 415. 

— gegen bie Nachbefteuerung 254, 


— Einlegung hält Dr Sehluns der 
Steuer nicht auf 2 

— Koſten der zufolge Br Einlegung 
angeftellten Ermittelungen 249, 
250, 318, 335. 


Alphabetifhes Sachregiſter. 


(Rerhtsmittel:) 

— Anbringung an 
Stelle 318. 

— Zurückweiſung verjpäteter 318, 
318,. 

— Begründung der Enticheidungen 
und Belehrung über weitere NR. 318. 

— Zuitellung der Entiheidungen, Be- 
richtigung der Nachweiſungenac. 318. 

— bei gerichtlichen Unterſuchungen 
wegen Steuervergehen 462. 

— gegen bie Hauſierſteuer 467,. 

— gegen die Wanderlagerfteuer 497, 
498,, 504 

— gegen die Warenhausfteuer 525, 
526,, 559. 

— |. au Berufung, Beſchwerde, Ein- 


unzuftändiger 


ſpruch. 

Rechtsmittelverluſt gegen die Waren- 
hausfteuerveranlagung, bei ver- 
jpäteter Abgabe ber Steuerer- 
Märung 623,, 524, 545. 

— Hinweis darauf in der Aufforbe- 
rung 523,, 525. 

— bei Nichtbefolgung einer Aufforde- 
rung im Beanftandungsverfahren 
524,, 549. 

— bei unterlafiener Vorlegung ber 
Geſchäftsbücher 524,, 524, 551. 
Nechtötitel, darauf beruhende Ber 
freiung von fommunalen Gewerbe- 

fteuern 34, 267. 

Nedatteure, |. Zeitungsredafteure. 

Needereien, Steuerpflichtigteit 112,. 

— einheitlihe Beſteuerung 114.. 

Reformatio in pejus, Unzuläfiigfeit 
im Ginipruchverfahren 189,. 

— desgl. im Berufungverfahren 193a. 

— beögl. im Zerlegungverfahren 213. 

Negierung, ſ. Bezirksregierun 

Regierungbezirke, als Ver 
bezirke 99, 100, 278. 

— Bildung mehrerer Beranlagung- 
bezirfe innerhalb derj. 99, 278. 
— Übertritt von Haufiergewerbe- 

er aus einem in ben anderen 
475 
———— Teilnahme an 
— der Steueraus- 
ſchüſſe 279 

— eidliche Verpflichtung des Vor— 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreters 
285 


Begiiter, öffentliche, Einfichtnahme 


agung- 


Alphabetifches Sachregiſter. 


Reich, ſ. Deutiches Reich. 

Reichsbank, Steuerpflichtigkeit 3a, 50, 
60,, öl,, 260. 

— Bermlagung 301. 

— —— 


2 
Reichsſchuldbuch, Einjichtnahme 287. 
Neijekojten, j. Tagegelder. 
Meijende, j. Handlungsreijende. 
Neitlehrer, Überlafjung von Pferden 


Steuerfreiheit 


17 
Reitutenſilien, Warengruppe D 518, 
534. 


Nellamationen, gegen die Haufier- 
fteuer 467,. 

— gegen die Wanderlagerfteuer 498, ,o, 
504 


Mekurſe, wegen der Haufierfteuer 467,. 

— wegen der Wanderlagerfteuer 498,, 
498,, 504. 

Remunerationen, an Angeftellte ıc., 
abzugsfähig 1324. 

— Hilfbeamten des Vorſitzenden 

Rennvereine, fein Gewerbebetrieb Op». 

Mentner, Betrieb von Spekulation— 
geichäften 13.. 

Reparaturwerkitätte für Betriebs— 
geräte als Betriebftätte 4la. 

NReſervefonds, Begriff 1394. 

— Bildung durch Gegenjeitigfeits- 
geſellſchaften 27. 

— - denſ. gededte Betriebstoften 
1 3 


b 
— Nüdlagen in folche nicht abzugs- 
fähig 1288, 1394, 275. 
— Bildung behufs Beftreitung laufen- 
ber Betrieböfoften 129,, a. 
— Bildung verfchleierter durch über- 
mäßige Abjchreibungen ıc. 1400. 
— f. auch Rüdlagen, Erneuerungs-, 
Spezialrejervefonds, Zurüdftellun- 


gen. 
Rejervemajchinen und Utenfilien, als 

Teil des Betriebstapitales 162. 
Neviſionen, örtliche, der Vorſitzenden 

= Steuerausihüffe der Klaſſe IV 


Rhein-Lotjen, Gewerbeſteuerpflicht 
0 
Rheinprovinz, Verwendung ber Wan- 


derlagerfteuer 505. 
Nitterichaftlihe Kreditverbände, j. K. 
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Rohe Erzeugniſſe der Lamd- und Forſt⸗ 
wirtichaft ıc., Feilbieten im Um- 
herziehen 436., 469, 481. 

Roheinnahmen, Bedeutung für bie 
Ertragsermittelung 119,, 273 

— bes mafgebenden Vorjahres 123,. 

— als Mafiftab für Zerlegung des 
Steuerjaßes 208». 

— desgl. für die Ertragsermittelung 
ei fteuerpflichtiger Gewerbe 

id. 


— mas dazu gehört 273. 

Robjtoffe, vorrätige, als Betrichs- 
fapital 160,, 276. 

— Anſchaffungskoſten 274. 

Rohſtoffvereine, Steuerbefreiung 82, 
834, 840. 

Roſengärtnerei als Kunft- u. Handels- 
gärtnerei 638. 

Roſen kränze, Feilbieten bei kirchlichen 
reiten 494». 

Roſenzucht als Kunft- und Handels: 
gärtnerei 63.4. 

Mübenlieferungstoften der Zucker⸗ 
fabrifen, ſ. 8. 

NRübenjamen, Anbau 64 |. 

re behufs Gelbftverficherung 
1 


4. 

— für feſtſtehende Leiſtungen an Be— 
triebsausgaben 12094. 

— ſ. auch Erneuerungsfonds, Reſerve⸗ 
fonds. 

Rückſtände, an Gewerbeſteuer, Ein- 
ziehung ıc. 326. 

— an Betriebfteuer 239, 421. 

Nüdftellungen früherer Jahre, Ber- 
wendung als Betriebstoften 124. 

Rüdverjicherungen, Übernahme dur 
Gegenfeitigkeitsgejellihaften 264, 


27D- 
Rüdzahlungen auf das amgelichene 
Anlage» und Betriebstapital 15959. 
Ruhende Gewerbe, Fortdauer der 
Steuerpfliht 13a, 183, 184,, 185, 
269, 299 


— Behandlung bei der Abmeldung 
299 


— Verpflihtung zur Anmeldung bei 
Wiederaufnahme nach erfolgter Ab» 
gangitellung 227,. 

— GStrafbarleit der unterlafjenen 
Wiederanmeldung 243,. 

RER Betriebfteuerpflicht 
410, 
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Rumänien, Haufierbefteuerung der 
Angehörigen 485 

Aufland, Haufierbeiteuerung der An- 
gehörigen 485. 


S. 
— Anbau landwirtſchaftlichen 


———— gerichtlich vereidigte, 

” Due feine Gewerbetreibende 
Cr 

— — durch den Vorſitzenden 
des Steuerausſchuſſes 287. 

— desgl. den Gemeindevorſtand 292. 
— Zuziehung bei ber örtlihen Be- 
jihtigung behuf3 Prüfung der Ab- 
ſchreibungen 1522». 

— Bernehmung duch ben Gteuer- 
ausfchuß 108, 171, 289, 305. 

— Auswahl 172. 

— ——— 171, 172,, 173., 289, 


— Abletuung des Gutachtens 171, 
173,, 290. 

— Zuziehung bei Prüfung der Ge- 
ihäftsbücher 17506, 176E. 

— Deögl. zum Zwecke der Warenhaus- 
fteuerveranlagung 550. 

— Bernehmung im  Berufungver- 
fahren 1944, B. 

— Gebühren 222, 223, 260, 335. 

tag ih Haufierfteuerfäße 478. 

runnen- und Badeorten, fein 
Wanderlagerbetrieb 493, 4945. 
Sämereien, feiner Warengruppe zu- 
gehörig 535. 
Sammeln geringwertiger Erzeugnilje 
und Abgänge, ermäßigte Haufier- 
fteuerfäße 450. 
Sanatorien, j. Privattranfenamitalten. 
Sand, kein Erzeugnis der Landwirt» 
ichaft 470. 
Sandgruben, — — 3e, 
2 r 10r . 

— — für Rechnung dritter 
f-. 

— Ausbeutung durch Landwirte 56, 


— Subftangverminderungen 274. 

Sargangftattungen, Verlauf durch 
ben Küfter einer öffentlichen Kran— 
fenanitalt 69e. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Schächte, Koſten für die Anlegung 
neuer 1300. 

— Belegenheitsgemeinde als Betriebs⸗ 
ort 205,6. 

Schächter, dauernd gegen feſte Ber- 
gütung bejchäftigte, feine Gewerbe⸗ 
treibende 144. 

Schant- und Speijewirtichaft ber 
Landwirte mit jelbftgewonnenen 
Erzeugnijjen 57p, 65, 264. 

Schantwirtichaft, Steuerpflichtigkeit 
ber ohne Er aubnis betriebenen 18. 

_ BEREIT EFRENER aufMärktenıc. 
185,. 


— Schäbung des Ertrages 196.. 

— Betriebfteuerpflichtigleit 231, 232,, 
2354, 2376, 409, 410. 

— deögl. für vorübergehende und 
Er Betriebe 237, 238, 


— beögl. beim Betriebe auf ben 
Namen des Vorgängers 240,. 
Schätzung des fteuerpflichtigen Er- 
trages, jubfidiärer Charakter derſ. 
15293, 107B, 19594. 

— muß ftet3 den ganzen NReinertrag 
darftellen 15348. 

— bei nicht rechtzeitiger Fertigftellung 
ber Bilanz ıc. 168,. 

— Berüdfihtigung der befonderen 
Verhältniſſe bed Betriebes 195. 

— nad dem Umfjabe 1958, 270. 

— Anwendung von Tarifen ıc. 1955, d. 
— Höherfhägung gegenüber der Ein- 
fommenfteuerveranlagung 196p. 
— für die Zerlegung des Steuerjages 


B, 0 
— Nachbeſteuerung wegen Abweichung 
von ber früheren 252,, 331. 
— bes Umfapes für die Veranlagung 
— Warenhausſteuer 514, 515,, 5, 


— des Ertrages für die Herabſetzung 
ber Warenhausfteuer 516,. 

Schätzungsunterlagen, Beichaffung 
bezw. Ergänzung durch die Steuer- 
ausſchüſſe 107;. 

— Angabe in der Gemwerbeiteuerer- 
Härung 229, 300 

Schanjpieler, Gerverbebetrieb 700. 

Schanfpielergejellihaften, Haufierbe- 
fteuerung 4400, 449, 451, 478, 479. 

— desgl. auslandiſcher 452, 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Schau — ———— Ver⸗ 
anſtaltung 2 
— Darbieten = umherziehen 433, 
438,, 4398, 470. 
Schevertehr der Vorſchuß- und Kre— 
bitvereine 84. 


U Steuerpflichtigfeit 3., 


, 66,0, 263. 
ein eleije, Fänge derſ. ald Maf- 
ftab für Zerlegung des Gteuer- 
Done "300 

— ſ. aud) Geleisanlagen. 

Schiff, ald Verfaufftätte im Sinne des 
WG. 490,, 492,, 49. 

— Feilbieten von Wochenmarktarti— 
feln von Demi. 493. 

Schiffergewerbe, zeitweije ruhender 

ewerbebetrieb 14. 

— Gib 34. 

— Heranziehung in demjenigen Bun- 
beaftaate, welchem das Schiff an- 
gehört 3450. 

— Gteuerpfliht des Betreibenden, 
nicht des Eigentümers 3456. 

— der Angehörigen von Oſterreich— 
Ungarn in Preußen 34 

— Begründung ausmwärtiger Teilbe- 
triebe 3450. 

— Gteuerpfliht ber NReedereifirma, 
nicht der einzelnen Schiffe 112,. 
— Beitpunft für den Beginn des Be- 

triebes 226,, 226. 

— Schantbetrieb auf Schiffen betrieb- 

fteuerpflichtig 238. 
smatler, Tätigkeit für auswärtige 
ampfihiffahrtgejellihaften 35. 

— von Vieh für den eigenen 

Bedarf 284. 


— gewerbmäßiges, für den Verkauf 
durch Landwirte 5706. 
Schlachthäuſer, kommunale, Steuerbe- 
freiung 50, 51,, 261. 
— Betrieb durch eine Schlädterinnung 
lla. 


Gchlodenablagerungen, Abichreibun- 
gen auf den Fundus infolge von 
149, 

Schlempe, Verwendung zur Maftung 
59,, 131». 

— Anrechnung des Wertes bei Abgabe 
an die Mitglieder einer Genojjen- 
ſchaft 137 e. 

Schneiderinnen, Berlauf an, nicht 
warenhausfteuerpflichtig 509. 
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Schnittwaren, Gruppe B 517, 534. 

Schornfteinfeger in Kehrbezirken, 
Steuerpfliht 3lısa, 69. 

Schreibmaterialien, Koften bafür 336. 

Schriften, Aufſuchen von Beftellungen 
auf ſolche im Umbherziehen 442.. 

Schriftftelleriiche Tätigkeit, nicht ge- 
werbefteuerpflichtig 54, 67,3, 265. 

Schälerpenfionnte von Lehrern, 
Steuerfreiheit 1Oii, 72a, 73p, 266. 

Schüßenfeite, ii Handel ıc. 
auf denſ. 

— Schanf- ıc. Bektieb auf ſolchen 185, 
238, 412. 

— Auswürfeln von Glas⸗ ıc. Sadıen, 
fein Wanderlager 491sp. 

Schulden, für bezogene Waren 1252. 

— als Teil des Betrieböfapitales 160,. 

— Abzugd- bezw. Nihtabzugsfähigleit 
1300, 161, 276. 

RER NE: Zurechnung zum Er- 
trage 1 Je. 

— —— für, feine Betriebsloſten 
1599, 275. 

— Bildung von Tilgungsfonds 159». 

— aus anderen Fonds ald den Be- 
trieb3einnahmen 159a. 

— mit einem Zufchlage zum Nominal- 
betrage 159.. 

— Berwendung von Abichreibungen 
bazu 159. 

Schuldenzinjen, nicht abzugsfähig 118, 
119,, 1300, 275. 

— Borausfegungen des Abzugdver- 
botes 155926, 275. 

— für Schulden, die zur Vermeidung 
.. Berluften eingegangen find 
56. 

— aus der laufenden Gejchäftsführung 
119,, 156g, 275. 

— aus dem Sontolorrent 15636, 275. 

— für landichaftlihe Amortifations- 
fonds 156. 

— für zur Verftärfung des Betriebs— 
tapitale83 aufgenommene Schulden 
118, 1595,, 275. 

— ſ. auch Hypothelenzinien. 

Schuldjcheine ald Betriebstapital 276. 

Schuldverbindlichteiten als Betriebs- 
fojten 1284, B 

— äuſer, — für Er 

tung, durch Terraingejellichaften 
3. 
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Schußgebiete, deutiche, ſtehen ben 
Bundesftaaten gleich 11826, 278. 

Schwägerſchaft, ſ. Verſchwägerte. 

Schweiz, Hauſierbeſteuerung der Ange⸗ 
hörigen 485 

Schwimmlehrer, Steuerfreiheit 266. 

— oder Nutzungrechte an 

Seeſchifffahrt, ſ. Schiffergewerbe. 

Selbſtãud ig keit, als Merkmal des Ge- 
werbebegriffes 65, 140. 

— ſubjektive 14,. 

— objektive 15p. 

— beim Wandergewerbe nicht erfor— 
derlich 4364. 

Selbſtbeſchaffung von Erzeugniſſen 
und nt Eigenproduftion. 

Selbitgewonnene Erzeugnifie, ſ. €. 
— Waren, ſ. ®. 

Selbittoftenpreis bei Berwendung 
jelbftgewonnener Erzeugnilje 1315. 

Selbſtverfertigte Waren, eilbieten im 
Umkreiſe von 15km 441, 443,, 471. 

— beägl. durdy Ausländer 444. 

Selbjtverbrand;, Nichtzurechnung zum 
warenhausfteuerpflichtigen SMein« 
handel 509. 

Selbſtverlag einer einzelnen jelbitver- 
fahten Drudichrift 13n, 72r. 

— — Rücklagen für 

A- 


Senjale ala Gewerbetreibende 68». 

Serbien, DERTESDERENESIUNG ber An- 
gehörigen 48 

———— Bildung durch Ge— 
genſeitigkeitsgeſellſchaften 278, 6. 

——— Abzugsfähigleit 

c 

&ierhenhänjer, Vermietung oder Ber- 
padhtung an dritte 18p. 

Bignalement de3 Inhabers, Aufnahme 
in ben Gewerbeſchein 448, 482. 

m. Borräte als Betriebskapital 


Silberwaren, Gruppe D 518, 534. 
——— der Anſchaffungskoſten 
a · 
Sitz, des Gewerbebetriebes, Bedeutung 
für die territoriale Beſchränkung 
* Beſteueruug 343, 35, 36, 364, 


— der Steuerausſchüſſe 100. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Sitz:) 

— der Geſchäftsleitung als Veranla— 
gungort 111, 112, 113s, 300 

— deögl. ald Betriebsort im Sinne 
bes $ 38 GewG. 202,4. 

— Verlegung im Laufe des Yahres 
218, 295, 297, 298, 322 —325. 

— von Warenhausbetrieben desgl. 554. 

— der Steuerausſchüſſe 284, 


— ene eines Regierungstom- 
miſſars 279. 

Sitzungsproto koll, j. Prototolle. 

Sitzungstermin, ſ. Termin. 

Solidariſche Haftung, ſ. H. 


Sollaufkommen, ſ. Gewerbeſteuer, 
Warenhausſteuer. 
Sonntag, Kaffeeausſchanl beim 


Kirchenbeſuche betriebſteuerfrei 238. 


— Friſtablauf am 317, 416. 


Spareinlagen der Borihuß- und Sire- 
bitvereine, inwieweit Betriebs— 
fapital 1644. 

Spartafjen, Steuerbefreiung 50, 5ls, 
525, 261. 

— Depofiten und Spareinlagen ge- 
werblicher, fein Betriebstapital 


A.- 

— Einſicht der Bücher, Alten ıc. 287. 

Spar⸗ und Darlehnkafjen, Raiffeilen- 
ihen Spitems 79. 

— ohne eine die landesübliche Ber- 
zinfung überjchreitende Geminn- 
verteilung 85o. 

nn und Leih kaſſen, Gewerbebetrieb 


Spar- und Vorſchußvereine ber 
ae ſ. Poſt⸗Sp. 


—* Tätigkeit für eine 
— — —— 


— Verteilung und zum Umtauſche 
von Waren ıc. 2038. 
Speditionslager als Betriebsort 209p. 
Speicher, außerpreuß. Betriebe in 
Preußen 39, 259. 
— als Betriebsorte i im Sinne des $ 38 
GewG. 201,, 203. 
SORTE Betrieböorte 


— Fer ra 410. 
— ſ. auch Schant- un 


Alphabetifches Sadıregifter. 


Spetulationgejchäfte in Wertpapieren 
durch banfiermäßige Bermittelung 
12c, 13, 23 e. 

— nicht gewerbliche, der Staufleute 
120 


4 

Spezereimarenhandel in offenem La- 
ben, feine Konſumanſtalt 88. 

Spezinlagenten von Verſicherungsge— 
jellichaften 466. 

Spezialreferve für Straßenausbau 
und Gtraßenlandabtretung 129». 

Spielbudenbefiger, auf Schüßenfeiten 
ıc,, fein Weamderlagerbetrieb 49156. 

@pielwaren, Gruppe D 518, 534. 

Spiritus, Kleinhandel mit, Steuer- 
pfliht des ohne Erlaubnis be» 
triebenen 17e. 

— Betriebfteuerpflicht 231, 232,, 2554, 
409, 410. 

— Slleinhandel mit benaturiertem 
233B, 2375, 409, 410 

— Warengruppe D 518, 

Sprachlehrer, Steuerfreiheit 266. 

Staat, Lieferungen an benf. nicht 
warenhausfteuerpflichtig 5095 B. 

Staatdanwaltichaft, Übermweilung der 
Steuerftraflahen und Mitterlung 
der Jahresfteuer an dieſ. 461, 464. 

— Nichteinfchreiten bei Steuerver- 
gehen 462 

— Überweifung — — Ge⸗ 
genſtände 465, 4 

Staatabeamte, "unmittelbare und 
mittelbare, nit gemerbefteuer- 
pilichtig 6714. 

— Ernennung zu Mitgliedern bes 
Steuerausichujles 220, 280. 

— Tagegelder und Reifetoften als Mit- 
glieder der Steuerausſchüſſe 335. 

Staatsbehörden, Einfichtnahme ihrer 
Bücher, Alten ıc. 170, 287. 

— Überwahung der Wanderlager- 
befteuerung 505. 

&taatöbetriebe, j. Preußiſcher Staat. 

a Steuerbefreiung 
505, 6618, 2 60, 265. 

— Steuerpflicht bed Pächters von 67. 

Staatdlotterie, fein Gewerbe 8, 51.. 

Staatsſchuldbuch, Einfichtnahme 287. 

Stodtausfchuf, 
aellionserteilungen 241. 


Mitteilung über Kon- | 





685 


Städte, Einteilung in vier Gewerbe⸗ 
fteuerabteilungen 1 

— sKoftentragung, wenn ein ftäbtifcher 
Beamter Borjibender bes Steuer- 
ausſchuſſes iſt 336, 

— Wanderlagerſteuer 495,, 496,, 498,, 

Stadtkreiſe, Betricbiteuerveramlagung 
231., 239, 413 ff, 

— — —— der Betriebfteuer238,, 


— Erhebung ber Betriebfteuer 414. 
— Koſten der Formulare 422. 
Stadtreijende ald Bertreter aufer- 
preuß. Gemerbebetriebe 43,3. 
Stärtefabrifation ber Landwirte aus 
jelbitgewonnenen Kartoffeln 65. 
Stärtefabrifen 65, 263. 
Stättepläße, Unterverpadhtung bon 
Grunditüden zu, ald Gewerbe 18,. 
Stehended Gewerbe, Gegenftand ber 
——— nad 51GewG. 33,8, 


— beögl. ber befchränften Befteuerung 
nah $ 2 GewG. 39, 259. 

— Vorausſetzung der Warenhaus 
fteuerpflichtigfeit 506, 508, 529. 

— im übrigen — Gewerbe. 

—— Steuerpflichtiglkeit 36, 
50,, 54, 263. 

— Betrieb durch Landwirte 58a, 66,0. 

Steine, Gewinnung und Verlauf durch 
Landwirte 56». 

— fein Erzeugnis ber Land⸗ und Forft- 
wirtichaft 470. 


' &teinwaren, Gruppe C 518, 534. 


Stellvertreter, ber Mitglieder ber 
Steuerausſchuſſe der Klaſſe I 99,, 
279. 


— der gemählten Mitglieder ber 
Steuerausihüfle 219, 279, 281. 

— eidlihe Berpflihtung 221, 285. 

— — * zu den Gefchäften 


— — unbefugter Offenbarung 
ber Verhandlungen 247. 

— des Borlitenden der GSteueraus- 
ſchüſſe für Klaſſe I 279. 

— desgl. für Maſſe TI—IV 280. 

— im auswärtigen &emerbebetriebe 
445. 


— ber Mitglieder bed Steneraus- 
Ichuffes für die Beranlagung ber 
Warenhausftener 543. 
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Steneransfälle infolge erfolgreicher 


Einſprüche 319 


Steuerausſchüſſe. Jmallgemei- 


nen: 

Belanntmahung des Finanzmi— 
niſters betr. die Mitgliederzahl 100. 
desgl. den Sitz 100. 
Zuſammenberufung, Vorbereitung 
und Leitung der Geſchäfte, Aus— 
führung der Beſchlüſſe 170, 283. 
eidl. Verpflichtung der Mitglieder 
221, 285. 

Beteiligung der Mitglieder an den 
Ermittelungen ıc. 283. 
EAN der Gtellvertreter 


Bildung von Unterausſchüſſen 284. 
— zu den Sitzungen 284, 


* olung der Stimmen mittels 
Umlaufes 284. 

Beſchlußfähigkeit, Abſtimmung 284. 
Ausſchluß der Mitglieder von der 
Abſtimmung bei der eigenen oder 
der Veranlagung von Verwandten 
ıc. 221, 285. 

freitvillige Enthaltung eines Mit- 
gliedes an der Abftimmung 222,, 
285. 

Berweigerung ber Gejchäftserledi- 
gung 220, 2 

eidlihe Verpflihtung der Mitglie- 
der 221, 285. 

Sikungsprotofoll 285. 
Ausfertigung der Beſchlüſſe und 
Entiheidungen 285. 

Tagegelder und Reiſekoſten 222, 
286, 335. 

Strafbarkeit der Mitglieder wegen 
Verlegung der Geheimhaltungs- 
pflicht 247. 

Befugniffe behufs der Veranlagung 
oder der Erörterung von Rechts— 
mitteln 289 ff. 

Beihaffung der Unterlagen für die 
Veranlagung 107,, 171,. 
Bernehmung von Sachverſtändigen 
und Austunftperjonen 171, 289. 
—— der Gefchafteblicher 173, 


ig der Mitglieder behufs 
Prüfung der Geſchäftsbücher im 
Berufungverfahren 1750». 


Alphabetiiches Sadıregifter. 
(Steuerausſchuſſe:) 


— Entſcheidung über den Einſpruch 
des Steuerpflichtigen 188, 189,, 
191,, 319. 

Nahprüfung der Veranlagung, Er- 
mittelungspfficht, Bemweiserhebung 
im Einjpruchverfahren 190,. 
—— der Berufungen 

4B 


Zerlegung des Steuerſatzes 199, 
2012, 332. 
besgl. nad) Anderung des Steuer- 
ſatzes im Rechtsmittelverfahren 
213p, 333. 
Beihwerden gegen bad Berfahren 


— der Regierungen 105,, 


— die Klafje I: 


Bildung und Zufammenjeßung 98, 
100, 279. 

Vorſitz 98, 279. 

Zahl der Mitglieder 98, 99,, 100, 
Ernennung bezw. Wahl der Mit- 
glieder 98, 219, 220,, 279. 
Wählbarkeit der Mitglieder 99,, 
219, 279. 

Auswahl der zu ernennenden Mit- 
glieder 98,, 99,, 280. 

re von Stellvertretern 99,, 


— bezw. Ernennung von 
Mitgliedern und Stellvertretern 
280 


Einberufungstermin 304, 305,. 
Beihlußfaffung über Berjegung in 
eine andere Steuerflafie 302, 304. 


— Beihlußfaffung über die Veranla- 


gung 98, 304. 


— Anfechtung des Beranlag 


mes durch ben Vorſitzenden 


— Anhörung über die Berufung bes 


Borfigenden, Benachrichtigung über 
da3 Ergebnis 306. 
eftftellung des — in 
ugangfällen 185, 186,, 188,. 
ugangveranfagung bei SHinter- 
— Hehungen 328 


— Auffichtreht der Regierung am 


sh des. 279. 


— Befugniffe hinfihtli der Waren- 


hausfteuer 525, 526,, 550 


Alphabetifches Sachregiſter. 


(Steneraußichäfie:) 

— Beranlagung der Warenhausfteuer 
521, 542, 556 

— Beiordnung ziveier weiterer Mit- 
glieder für die Veranlagung ber 
WSt. 521, 543. 

— Beſchlußfaſſung über die Vorlegung 
Geſchäftsbücher 523, 524,, « 


— — des Vorſitzenden gegen 
ſeine Berchfüffe 526,, 556. 


fürbie 8lafjen I, IT und IV: 


— Bildung und Zufammenfeßgung 104, 
” 
8, % . 

— Borfit 104, 1055, 280. 

— Mitgliederzahl 100, 104, 281. 

— Bahl der Abgeordneten und Stell- 
vertreter 104, 105,, 219, 281. 

— aftives Wahlrecht 219, 281. 

— Wählbarkeit der Mitglieder 105», 
219, 281. 

— Ausſcheiden der Mitglieder, Erjap- 
wahlen 105», 2205, 281. 

— Ablehnung der Wahl 219, 220,,281. 

— Bermweigerung der Wahl bezw. der 
Geichäftserledigung 220, 281, 

— Wahlverfahren 219, 282 ff. 

— Einberufungstermin 309. 

— Feitftellung der namentlichen Nadı- 
weilung 177, 179,, 306, 309. 

— Berufung des Vorſitzenden gegen 
die Feitftellungsbeichlüffe 177, 311. 

— Anhörung über die Berufung bes 
Vorſitzenden, Benahrichtigung über 
dad Ergebnis 177, 311. 

— Beſchwerde gegen die Entiheidung 
ber Regierung 177, 180,, 312. 

— Berteilung der Steuerjumme 104, 
106,, 271, 284, 313. 

— Nnftellung von Ermittelungen vor 
ber Berteilung 107,, 108», 6, 272. 

— Berüdjihtigung der Borfchrift 
wegen Bemeſſung des Steuerſatzes 
nicht über 1% des Ertrages bei der 
Veranlagung 109. 
— Stimmrecht de3 VBorfitenden bei 
der Steuerverteilung 104, 284. 
— Wahl eined Vorſitzenden durch bie 
Abgeordneten und Geſchäftsfüh— 
rung desſ. 

— Beichlußfaffung über Fe in 
eine andere Klaſſe 
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(Stenerausichäife:) 

— Feſtſetzung bes Steuerſatzes bei Ber- 
ſetzung in eine niedrigere Steuer- 
Halle im Rechtsmittelverfahren 
197,1, 320. 

— Vermlagung bed Steuerjabes bei 
Hinterziehungen 329, 

Steuerbeamte, Borzeigung der Wan- 
berlagerfteuerquittung an bief. 504. 

Stenerbefreiungen, Geltendmahung 
von auf bejonderen Vorſchriften 
— Rechtstiteln beruhenden 34, 

— ſubjektive 49 ff., 260. 

— objettive 54 ff., 263. 

— Gewährung für im öffentlihen 
Intereſſe unternommene Betriebe 
50, 52, 52,2, 262. 

— desgl. für mohltätige oder gemein- 
nüßige Unternehmungen 50, 52, 
53,3, 262. 

— — bezüglich der Betriebſteuer 


— — AN der vom Fin 
minifter verſagten im Rechtsmittel⸗ 
verfahren unzuläſſig 53. 

— ber Betriebe mit weniger als 
1500 „4. Ertrag bezw. 3000 „4. An⸗ 
lage- und Betriebsfapital 50,, 91, 
258 


— Berpflihtung zur Anmeldung fol- 
her Betriebe 225,, 226, 243,. 

— Gemerbeiteuererflärung ſolcher Be- 
triebe 229,. 

— Behandlung der Anmeldungen berf. 
292, 294 


— Rontrolle derf. 294, 307; Formular 
dazu 349. 

— Abmeldungen 230,, 296. 

— Eintritt bezw. Wegfall im Laufe 
bed Jahres 185,, 269. 

— Inanſpruchnahme im Rechtömittel- 
verfahren 18982, 317. 

— Unzuläffigleit der Geltendmahung 
nad) Ablauf des Steuerjahres 255,. 

— Abgangftellung ber Steuer bon 
Amts wegen bei begründeten An- 
ſpruche 317, 323. 

— linanwenbbarfeit auf bie Betrieb- 
231,, 2325, 234, 235,, 409. 

. auch fteuerfrei Veranlagte. 

— beim Gewerbebetriebe im Um- 
—— 452,, 453, 454, 
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(Stenerbefreinngen:) 
— deögl. durd; Ausländer 445, 452,. 
— ei im Laufe de3 Yahres 


— Rechtömittel Biegen Gewährung 
ausgeichlojfen 453;. 

— beim Wanderlager betriebe 
493, 494, 494,, 501. 

— von der Warenhaugfteuer 506, 
öll,,, 51212, 532. 

Stenerbeitreibung, ſ. Beitreibung. 

Steuererhebung, j. Erhebung. 

Stenererhöhung, j. Nachbefteuerung. 

Steuererklärung, Benußung durch den 
Vorlibenden 288. 

— im übrigen ſ. Gewerbeſteuerer— 
HMärung, Warenhausfteuererflärung. 

Steuererlaf, j. Erlaß. 

Steuerermäßigung, j. Ermäßigung. 

Steuerfreie Gewerbe, Ausichluß bei 
ber einheitlihen Beranlagung der 
in einer Hand vereinigten Betriebe 
112,, 258. 

— im übrigen j. Steuerbefreiungen. 

Stenerfrei Beranlagte, Eröffnung 
neuer Betriebe im Laufe des Steuer- 
jahres 170,0, 187 Cr 295, 296,, 323,. 

— Übergang des Betriebes auf einen 
anderen, mwejentlihe Veränderun— 
gen hierbei 216,A. 

— Nacbeiteuerung 252,, 331. 

Steuergerichtshof 197,. 

a ri ringe für Klaſſe I nicht 
zu bilden 9 

— Bildung —* bie Klajien II—IV 100, 
100,, 271. 

— Wahl der Abgeordneten derf. zum 
Steuerausjchuffe 104, 281 ff. 

— Bugehörigkeit zur St. ald Voraus 
jetung der Wählbarkeit 105p, 219, 

— Berweigerung ber Wahlen zum 
Steuerausſchuſſe 220, 281. 

— SKonftituierung durch Feftitellung 
— — Nachweiſungen 

— er Boerse und ®Berteilung ber 
Steuerfumme 100 ff., 104,272,313. 

— Bermweigerung der Verteilung ber 
Steuerfumme 220, 281. 

Steuerhefte, j. Perſonalakten. 

Stenerhinterziehung, Vorausſetzung 
der Strafbarfeit unterlajfener An- 
meldung eines Gewerbes 243,, 327. 


Alphabetifches Sachregiſter. 


(Stenerhinterziehnng:) 

— besgl. des Betriebes eined Wander⸗ 
— ohne Gewerbeſchein 

— Jahredetrag als Strafmaß 244,, 

— — Pe ber Haufierfteuer 455, 

4r 463. 

— Zugamgitellung infolge St. 322, 
324, ‚ 329. 

— bezüglich der Betriebfteuer 421. 

— — der Warenhausſteuer 

— — Nachſteuer, Strafen. 

Steuerjahr, Veranlagung erfolgt für 
jedes 167. 

— iſt das Etat- oder Rechnungjahr 
167,, 255,. 

— Nachweis de3 wirflihen Ertrages 
desf. im Nechtämittelverfahren 
169». 

— Ünderungen im Laufe besj. 167, 
170,0, 277. 

— Beranlagung ber Warenhausfteuer 
für jedes 521. 

— Ünderungen in der Höhe des Um- 
jates8 während desſ. 514, 542. 
Steuerllajjen, Bildung und Abgren- 

zung 90, 90,, 100, 270. 

— Beranlagung in einer unzutreffen- 
den 91,. 

— Zuteilung an die entiprechende 
bei Zugängen 185, 186,, 1875. 

— Rechtsmittel gegen die Zugehörig- 
feit 189 pp, 3, 317. 

— Erfah der in den Gefeten in bezug 
genommenen bisherigen durch bie 
neuen 255. 

— f. auch Überweijung, Berjekung. 

Stenerliften, u für jede Ge— 
meinde 313, 332 

— Formulare 374 if. 

Stenern, Abzugsfähigkeit 134,0. 

— für Gebäude, die nur teilweiſe ge- 
werblihen Zwecken dienen 13l1so. 

Steuerpflicht, objektive 1 ff., 36, 257. 

— jubjeltive 3p, 4c, 114, 115, 268. 

— — Begrenzung 183, 184, 269, 


— Rechtsmittel dagegen 189Bu, 317. 
— Übergang auf einen anderen 214ff., 
269. 


— bed Gemwerbebetriebes im Umher— 
ziehen 433, 469, 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


(Steuerpflicht:) 
— des Banderlagerbetriebes 489, 499. 
— des Warenhausbetriebes 506, 529, 
538. 
Stenerfäge, der Klaſſe I M. 
— Bedeutung 9. 
— Feftitellung für jeden Gemerbe- 
betrieb 95;. 
— Anwendung geringerer für Erträge 
unter 50 000 .A#. 94, 95;. 
Zufammenftellung der Steuerjtu- 
fen und Sätze 96 ff. 
der 8laffen II, III, IV 102. 
Anwendung der höchiten und nie⸗ 
drigiten 102, 272. 
Zufammenftellung der zuläfjigen 
103;. 
sollen 1% des Ertrages nicht über- 
fteigen 92,, 104, 109,, „, 271. 
desgl. auch bei den nur wegen der 
Höhe des Anlage- und Betrieb3- 
Tapitafes ber Steuerklaſſe ange- 
hörenden Betrieben 92,, 109,, 271. 
Abftufung bei der Bemeſſung nad) 
1% des Ertrages 110,0. 
Beltimmung in Zugangfällen 185, 
18 


Anfehtung im Wege der Rechts— 
mittel 189, 190,, 317 

Feſtſetzung bei Verſetzung in eine 
niedrigere Kaffe im Rechtsmittel- 
verfahren 197,,, 320 

Berteilung auf mehrere8ommunal- 
bezirfe, ſ. Zerlegung. 
maßgebende, für die Zerlegung 
2115, 332, 

— ———— bezw. Er- 
höhung 25 

für die Betrichfener 234, 411. 
Zeilung bei Erftredung betrieb- 
tteuerpflichtiger Gewerbe über 
mehrere reife 231,, 411. 

für die Haufierfteuer 449, 
475 ff. 

desgl. Erhöhung im 

Jahres 448, 

Feſtſetzung erhöhter oder ermäßigter 
449, 450, 476 ff. 

deögl. für Ausländer 452, 453. 
ermäßigte für den Reit des Jahres 
454, 478. 

fürdie Wanderlagerfteuer 
495, 502. 

fürWarenhauS betriebe preuf. 
Unternehmungen 513, 539. 


Fuiſting, direfte Steuern. II. 


— 


Laufe des 


— — — — — — — 
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(Steuerjäße:) 

— für erfaufftätten außerpreuß. 
Barenhausbetriebe 513, 541. 

— Herabjegung bis auf 20% bed Er» 
trages bezw. auf die Hälfte der nor- 
malen 516, 517, 540. 

Steuerjtrafen, j. Strafen. 

Steuerſtufen, j. Steuerjäße. 

Stenerjumme für die Klaſſen IL, III, 
IV, Berehnung und Feitftelung 
100, 101, 271, 312. 

— Auegleichung der Ausfälle oder 
Uberſchüſſe 100, 102,, 312. 

— Kontrolle der Zu- und Abgänge 318. 

— Abrundung 100, 271. 

— Berteilung durch bie Abgeordneten 
104, 106,, 271, 284, 313. 

— Herabfegung duch ben Finanz⸗ 
minifter 105, 109,, 110,,, 272. 

— — als Mafftab der Verteilung 


4 
— Unterlagen der Berteilung 107;. 
Stenerübergehungen, j. Nachbeiteue- 


rung. 

Stenerbergehen, j. Strafen, Strafver- 
fahren. 

Steuerzahlung, j. Erhebung. 

Steuerzuſchrift, Bekanntmachung bes 
Veranlagungergebnijie® an ben 
Steuerpflihhtigen 183, 314. 

— Berihluß und Zuftellung 183,, 314, 

— in Zugangfällen 185. 

— Beginn der Einjpruchfrift vor der 
Zuftellung 191. 

— über bie Beranlagung der Be- 
triebfteuer 232, 239, 414, 419, 427. 

— bei Zerlegung des Steuerjahes 332, 

— Muſter 379. 

— über die Veranlagung der Waren- 
hausfteuer 558, 593 ff. 

Stidwaren, Gruppe B 517, 534. 

Stille Gejellichafter, offene Handels 
geiellichaften als 1264. 

Stimmredt, für die Wahlen zu den 
Steuerausfhüjjen 219, 281. 

— de3 Vorfigenden bei Verteilung ber 
Steuerfumme 104, 284. 

— desgl. inden Steuerausjchüffen 284, 
319. 

— der Mitglieder des Steueraus— 
ihuffes für die Veranlagung ber 
Warenhausſteuer 543. 

Strafanjtalten, Beſchäftigung der In— 
jaffen durch die Anitalt teibk ift 
fein Gewerbe 9aa. 

4 


6% 


Strafantrag wegen unbefugter Offen⸗ 

— ber Sieuerverhandlungen ıc. 
Strafau bei gerichtlich erlann⸗ 
ten Steue 


afen 330. 
Strajbeftimmungen Hinfichtfih der 
Gewerbeſteuer ff. 
— beziehen ſich auch auf bie Betrieb- 
teuer 243, x 
— Hinfichtlich der Haufierfteuer 455 ff., 
486 


f. 
— hinſichtlich der Wanderlagerſteuer 
497, 504. 
— — der Warenhausſteuer 525, 
564. 


Strafen, wegen unterlaſſener Anmel⸗ 
en fteuerpflichtiger Gewerbe 242, 
2 


deägl. betriebfteuerpflichtiger Ge⸗ 
werbe 243, 248,, 421 


466. 
VBorenthaltung von Steuer ala 
ke der Beftrafung 243,, 


bei Anmeldung nad Eröffnung des 
Betriebes 244,. 

Strafbarteit des zur Anmeldung 
Verpflichteten 2445. 

wegen Beihilfe 244,. 

Bemeſſung nah der Jahresfteuer 


Br ° 
deögl. bei Betriebfteuerhinterzie- 
hungen 421. 
wegen Unrichtigleit der Gemwerbe- 
fteuererflärung 246, 328. 
wegen unterlaſſener Einreichung 
der Geſchäftsberichte ꝛc. 246, 328. 
wegen Verweigerung der Einſicht 
in die At Anlagen ıc. 246. 
wegen Berletung der Geheim- 
haltungspflicht 247. 
Erlaß der gerichtlich erfannten im 
Gnadenwege 249. 
Bemeſſung der vorläufig feitzu- 
ſetzenden 248, 328. 
Benilligung von Teilzahlungen, 
Eee oder Ermäßigung 248,, 329, 
Kontrolle, Überweilung und Ber- 
rechnung 330. 
wegen Hauſierbetriebes 
rg Gewerbeihein 455, 4553, 3, 


wegen unrichtiger Abmeldung 243;, | 
66 
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| Straffeitjegung, 


Wphabetiihes Sachregiſter. 


(Strajen:) 

— deögl. bei mehrfahen Zuwider— 
handlungen innerhalb desſ. Jahres 
oder edung über mehrere 3. 


4* 
wegen unbefugter Anderung des 
Haufiergewerbes 456, 456,, 3- 
wegen Haufierend mit verbotenen 
Gegenftänden 457, 457,, 487. 
wegen Haufierens außerhalb der 
Hohenzollernihen Lande 458. 
Haftung ded Auftraggebers und 
Beauftragten 458, 487. 
wenn das Haufiergemwerbe fteuer- 
frei gewejen wäre 458, 487. 
wegen Nichtvorzeigung x. des Ge- 
werbeſcheines 459, 466. 
wegen unterlajiener Anmeldung 
des MWanderlagerbetriebes 
496, 504. 
wegen Nichtvorzeigung der Wander⸗ 
lagerfteuerquittung 497, 
wegen Nihtanmeldung von Wa— 
renhausbetrieben 525, 564. 
vorläufige, der Re- 
gierungen, in den Fällen der $$ 70, 
71 GewG. 248, 328. 


— * Betriebſte uerhinterzie hungen 
bei Haufierfteuerhinterziehungen 
459, 460,, 48 


— bei Randerlagerfteuerhinterziehun- 
gen 504. 

— bei Roarenhausfteuerhinterziehun- 
gen 564. 

Strafmaf, bei unterlaffener Anmel- 
—— eines Gewerbes 242, 244,, 
28. 

— deögl. eines betriebftenerpflichtigen 
Gewerbes 421 f. 

— bei unbefugter Ausübung eines 
Haufiergewerbed 455, 455, 456, 
456,, 459, 486. 

— Be eined Wanderlagerbetriebes 
4 


— desol. eines Warenhausbetriebes 
5 


64. 

Strafverfahren, bei Gewerbeſteuer⸗ 
— Einleitung 248, 
327 


‚459. 
— Wbftandnahme von der Einleitung 
248,, 328, 462,. 
— Bugangftellung der Steuer bei 
Fortdauer der Gteuerpflicht 322, 
324, 327, 329 


Aphabetiſches Sachregiiter. 


(@trajverjahren:) 

— desgl. der Betriebfteuer 417. 

— beögl. der Warenhausjteuer 560, 
564 


— unterſuchung und Entſcheidung 
durch das Gericht 248, 328, 461, 
463 


Koften 248, 330, 461. 
Betriebfteuerhinterziehungen 
248,, 421, 422. 

i Haufierfienerhinterzichungen 
459 ff., 487. 

— bei Randerlagerfteuerhinterziehuns 
gen 497, 504. 

— bei Warenhausfteuerhinterziehun- 
gen 564. 

Strafverfolgung, von Steuervergehen 
bei idealer Konkurrenz mit Bolizei- 
vergehen 245,0, 327, 459,, 461 

— wegen Verlegung der Geheim- 

altungspflicht 247, 248. 

— Berjährung 244,, 247,, 457, 487. 

— bei wnterlajjener Anmeldung be- 

——— — Gewerbe 421, 


— ſowohl des Geſchäftsinhabers als 
auch des Reiſenden 456,. 

— wegen Nichtvorzeigung des Ge— 
werbeſcheines 459,, 466, 487. 

— megen Nihtvorzeigung der Wander- 
lagerfteuerquittung 497, 504. 

Straßen, Aufwendungen für Regu— 
fierung und afterung durch 
Terraingejellihaften 31n, 129a. 

— GSpezialreferve für -Musbau und 
»Randabtretung 120». 

— Leiftungen für Benutzung durch 
Straßenbahnen, Elektrizität» ıc. 
Gejellichaften 1354. 

Stragenbahnen, Verpachtung an einen 
britten, fein Gewerbe 19e. 

— Gteuerpflicht der fommunalen 51,. 

— Leiftungen für Benugung von 
Straßen 135. 

— Abſchreibungen auf Bahnkörper- 
anlagen 1468, 147c. 

— Betrieb3orte bei Erftredung über 
mehrere Gemeinden 202». 

— Maßſtäbe für Zerlegung des Steuer- 
jates 208». 

Strapenlandabtretung, ſ. 
tejerbe. 


tridwaren, Gruppe B 517, 534. 


Spezial» 
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Subalternbeamte, Erhebung des Buch- 
beweijes 175.. 

— Remmmerationen, Diäten, Beiol- 
dungen 335. 

Subbdireltion einer Berjicherungs- 
gejellichaft, al3 Zweigniederlajjung 


sA. 
Subjeltive Steuerpflicht, j. St. 
Subftanzverminderungen, Abjchrei- 
bungen für 145., 149r, 274. 
Suppenanjtalten, öffentliche, Steuer- 
befreiung 262. 

Syndici der kaufmännischen Korpo- 
tationen 68p. 

Syndilate der Bergbautreibenden, 
Steuerpflicht 89. 

— einheitlihe Befteuerung 114,. 

— j. auch Verkaufſyndikate. 


T. 


Tabat, Tabakfabrikate, Warengruppe 
A 517, 534. 
Zag, Erhebung der Steuer für Wander- 
auftionen für jeden 495, 502. 
Zagegelder und Reijeloften der Mit- 
glieder der Steuerausichüffe 222, 
286, 335. 

— der Borligenden der Steueraus- 
ihüfje 335. 

Zagelöhner, feine Gewerbetreibende 


[+7 
— Darbietung von Leiftungen im Um- 
berziehen 439,. 
Zantiemen der Borftands- und Auf- 
—————— abzugsfähig 


Tanzlehrer, Steuerfreiheit 266. 

Tanzmuſit, Ausübung durch Militär- 
Muſikkorps 700. 

Tarife, Anwendung bei Schätzung des 
Ertrages 1954, b. 

Tatſachen, Anführung zur Begrün— 
dung des Einſpruches 190,, 318. 

— desgl. der Berufung 192,, 194,, 
318, 

— NAnführung neuer im Beſchwerde— 
verfahren 197;. 

— Ermittelung neuer, bisher nicht be» 
fannter, als Grundlage der Nadı- 
befteuerung 253. 

Zanjchwert, Zugrundelegung bei ber 
Bewertung der Beräußerungsge- 
genftände 149». 

44* 
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Teeausſchank, 
teit 410, 4 
Zeilbetriebe, außerpreuß. Unterneh- 
mungen in Preußen 35 ff., 39, 259. 

— inländijher Gewerbe außerhalb 
Preußens 117, 259. 

— Einftellung oder Eröffnung im Laufe 
des Jahres 170,0, 294, 297, 322. 

— Übergang auf einen anderen 186,, 
21754, 295, 297, 322. 

— Begriff als Betriebsort im Sinne 
bes $ 38 GewG. 201, 

— Übernahme und Fortjegung waren- 
hausfteuerpflichtiger durch einen 
anderen 553, 560. 

Teilhaber, ſ. Gejchäftsteilhaber, Ge— 
ſellſchafter. 

air rasen 18 vorläufig feitgejeßte 
Strafen 4 

he Poſt⸗ Spar⸗ 
und Vorſchußvereine. 

— Warengruppe B und C 518, 

‚534. 


Betriebfteuerpflichtig- 


— für die ef = 
Steuerausſchüſſe ber Klaſſe I 


— desgl. der Klaſſen II bis IV 309. 
— für die Zufertigung der Steuerliften 
an bie Gemeinden 314. 
— für die Zuftellung der Steuerzu- 
ichriften 314. 

— für die Einreihung ber Geſchäfts— 
berichte ıc. 1775 

— für die Anmeldungen des Haufier- 
gewerbes 483. 

Terraingejellichaften in Liquidation, 
Steuerpflichtigfeit 310. 

— Aufwendungen zur Erhöhung bes 
Verkaufwertes der Grundftüde 315. 

— Beräuferung der Grundftüde in 
einem längeren Zeitraume 316, a 

— Reſervelonto fürlaufende Berpflich- 
tungen gegenüber einer Pferde— 
bahngeſellſchaft 129a. 

Territoriale Beſchränkung der Ge— 
werbebejteuerung 3319, 353, 259. 

Zeitamentsakten, Einfihtnahme 287. 

Theatergrundftäd, Nubung durch Ver— 
padtung, fein Gewerbe 19.. 

Theaterunternehmer, Steuerpflicht 
70c, 266. 

Thentraliide Borftellungen, 
bieten im Umherziehen 438;. 


Dar⸗ 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


— nicht ſteuerpflichtig 74,9, 


— EEE von Arzneien und 
eilmitteln 74,9 
eftellung als Fleiſchbeſchauer Thgo- 
Liere, al3 Anlage- und Betriebstapital 


— fein Warenlager im Sinne bes 
WG. 49155. 
— ſ. Anlage⸗ und Betriebstapi- 
Schuldentilgung. 
——— ie A zu bemi. 


guide Magazin vereinigter, Steuer- 
pflichtigfeit 898. 

Tod des Betriebsinhabers, Ermäßi- 
gung der Steuer im Laufe bes 
Jahres 218. 

— Abgangftellung der Steuer 230. 

— Umſchreibung der Betriebfteuer 

2 . 

— ſ. auch Erben. 

Ton, kein Erzeugnis der Land- und 
Forſtwirtſchaft 470. 

Tongruben, Steuerpflichtigfeit Ze, 50, 
54, 10, s 

— Ausbeutung durch Landwirte 56.. 

— GSubftanzverminderungen 274. 

Tonwaren, ermäßigte Haujierfteuer- 
füte 450. 

— Warengruppe C 518, 534. 

— beögl. auch künftlerifchen oder kunſt⸗ 
gewerblichen Charakters 519;. 

Tonnenpacht, j. Brauereien. 

Torf, fein Erzeugnis der Land⸗ und 
Forftwirtichaft 470. 

Zorjhandel, kein ruhendes Gewerbe 
185 


I. 
Torfjtiche, Steuerpflichtigleit Ze, 50%, 
Totalifatorbetrieb durch Rennvereine 


pp. 

Totengräber, Shmüdung der Grab- 
hügel ujw., ald Gemwerbe 32». 
Transportkoften für beichlagnahmte 

Segenitände 461. 
Transportmittel, Auskunft über biei. 
bei Anmeldung des Haujiergemer- 
bes 447, 477. 
— Mitführung nicht 
440 


3 
— Beichlagnahme 465. 
Treibhänjer im Gärtnereibetricbe 63, 
64n. 


angemeldeter 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


Zrier, Genoſſenſchaft der barmherzigen 
Brüder 29». 

Zrintwaren, Gruppe A 517, 534. 

Zenppenzujammenziehungen, Schant- 
rc. Betrieb 237, 412 

— Feilbieten von Waren 441, 443,, 
471. 


Zurnlehrer, Steuerfreiheit 266. 


u. 


Übergang eines Gewerbebetriebes auf 
einen anderen, j. Fortſetzung. 
ehungen, Nachbefteuerung in- 

olge von 251, 252,, 317, 322, 331. 

— Bei der Zerlegung des Steuerjates 
2064, 207» 

— bei der Betriebfteuerveranlagung, 
Zugangftellung 417. 

— ſ. aud) Nachbefteuerung, Nachſteuer. 

Übernahme eines ſteuerfrei veranlag- 

ten Betriebes durch einen anderen 

216.4. 

warenhausſteuerpflichtiger Betriebe 

im Laufe des Steuerjahres 551, 

552, 553, 560. 

— ſ. auch Fortjegung, Umjchreibung. 

Überrübengelder 136,.. 

Aberſchũſſe, der Gegenjeitigkeitsgeiell- 
ichaften 27», 260. 

— der Bereine und Genoflenichaften 
85a. 

Uberſchwemmung, ald Ermäßigungs- 
grund im Laufe des Jahres 218. 

UÜberſichten für die Einfommeniteuer- 
veranlagung der Aftiengejellichaf- 
ten ıc., Benubung 304. 

Überweijung, der veranlagten Steuer 
bei Verlegung des Sites des Ge- 
werbes 296, 298, 325. 

— von Gemwerbetreibenden aus Klaſſe 
I in eine niedrigere Steuerklajie 
302, 

— innerhalb der Stlafien II—IV 307, 
308, 309, 310. 

Umbantojten für Mieträume ald Be- 
triebäfoften 158». 

Umfang, j. Betriebsumfang. 

Nmgebung, nädjte, des Wohnortes, 
Semerbebetricb im Umpherziehen 
441, 443,, 472. 

——— ſ. Gewerbebetrieb im 
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Umkreis von 15 km, vom Wohnorte, 
Haujierbetrieb 441, 443,, 471. 

— fteuerfreier Wanderlagerbetrieb 
94». 

— von der Grenze, Haujierbetrieb der 
Ausländer 444, 484 


Umlauf, Beſchlußfaſſung des Steuer- 
ausſchuſſes mittels 284, 305.5: 
Umjag, Schäßung des Ertrages nad 
demi. 1958, 270. 
— als Mahitab für die Zerlegung des 
Steuerjaßes 209. | 
— im übr. j. Jahresumſatz.! 
Umjchreibung der Gemwerbefteuer bei 
underänderter Fortjegung des Be- 
triebes 186,, 214, 215,, 295. 
Unterſcheidung von den Zugang⸗ 
veranlagungen, Ausſchluß bei Über- 
nahme eines anderweiten Betriebes 
durch einen bereits Veranlagten 
2155, 295. 
Prüfung der unveränderten Fort» 
jeßung, Zulajjung von Rechtsmit— 
teln 216g, 189., 296. 
- Rechtsmittel gegen die urjprüng- 
lihe Veranlagung 216c. 
Unzuläjfigfeit der Anordnung im 
Berufungbeicheide, Frift für den 
Einſpruch 217n. 
Nachholung nach Ablauf des Steuer- 
jahres 217£, 255,. 
Vorausjegung der unveränderten 
Fortſetzung, Übergang von Teil- 
und Zweigbetrieben 217,, 295. 
nach erfolgter Veranlagung vor Be- 
ginn des Steuerjahres 218,. 
Einziehung der Steuer für das 
Vierteljahr des Geſchäftsübergan— 
ges 218,. 
Nachbefteuerung wegen zu Unrecht 
erfolgter 253,. 
von Teilbeträgen der Steuer bei 
Fortießung von Zweigbetrieben 
297, 299,. 
Benachrichtigung der Gemeinden 
und des Steuerpflichtigen 296, 325. 
der Gewerbejcheine für Handlungs- 
reilende 440, 442. 
der Warenhausjteuer be’ Fort— 
ſetzung des Betriebes durch einen 
anderen 553, 555. 
Umzug, j. Geichäftsverlegung. 
Unfallverſicherungsbeiträge, Abzugs- 
fähigkeit 274. 
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—— — Beiträge 
von Altiengefellihaften zu einem 
gemeinfchaftlihen 1284. 
Unglüdsfälle, als Ermäßigungsgrund 
im Laufe des Jahres 218. 
RS Tätigkeit, fein Gewerbe 


— des Steuerausſchuſſes, 
Bildung und Geſchäftsführung 284. 

Unterbrechung, zeitweilige, durch die 
Natur des Gewerbes bedingte 134, 
183, 184,, 185;. 

— des Gemerbebetriebes im Umher— 
ziehen 454. 

— des Wanderlagerbetriebes 495. 

— ſ. auch ruhende Gewerbe. 

Unterhalt des Gewerbetreibenden und 
der Angehörigen, nicht abzugsfähig 
118, 119,, 15524, 275. 

— der finder bei Beihäftigung im 
Gewerbebetriebe 132p, 275. 

Unterhaltungstojten jür Gebäude ıc., 
Abzugsfähigleit 131sc, 274. 

Unterrichtende augen, nicht gewerbe- 
ſteuerpflichtig 54, 72,5, 265. 

Unterjagung betriebfteuerpflichtiger 
Gewerbe 232, 239, 421. 

Unterjchrift unter der Warenhaus- 
fteuererflärung 545. 

Unterjtügungen, Beitragsleiftungen 
von Aftiengejellichaften als Be- 
triebsausgaben 130c. 

Unterſtützungfonds der Altiengejell- 
ihaften ıc., Zuführungen zu deni. 

12: 

Unterjuchung j. Strafverfahren. 

Unterverpachtung von Grundftüden 
zu Gtättepläßen 18.. E77} 


Unverhältnismäßigkeit der Belteue- 


rung, Anfechtung der Veranlagung 
deswegen 109,, 190p, 272. 
Unvorhergejehene Ereignilie, j. €. 
Urkunden der Behörden, Einficht- 
nahme 171, 287. 
Urproduftion, jomweit Gigenproduf- 
tion, fein Gewerbe 29, 555. 


Bäterliche Gewalt, Bertretung der 
unter v. ©. ftehenden Gewerbetrei— 
benden 229, 268. 


Alphabetiiches 








Sadıregifter. 


Veränderungen, wejentliche, des Be- 
triebes, im letzten Gejchäftsjahre 
168sp. 

beögl. vor Beginn bes Ste 
feftitehende, für das Gteuerjahr 
1 


686. 

beögl. beim Wecjel der Inhaber 
2168, 217c. 

deögl. beim Übergange eines fteuer- 
frei veranlagten Betriebes 216,A. 
— gegenüber der namentliden Nach— 
weilung 304, 308, 371. 
wejentliche, in Rarenhausbetrieben 
Si, & 

— ſ. au Anderungen. 
Beranlagung, der Gewerbe- und Be- 
triebfteuer nach ihrer Aufhebung 
als Staatjteuern 2B, c, 31,. 

der Gewerbefteuer in Klajje I 94 ff., 
302 ff. 


Vorbereitung durch den Borfigen- 
den 170, 286, 303. 
Beichlußfaifung des GSteuermus- 

ihujjes 98, 304. 

in Kaſſen I—IV 99, 104 ff., 306 ff. 
- Ort der 111 ff., 300. 
— gleichzeitige, in mehreren Klafjen 
oder Bezirfen 114,., 310,, 316, 
317,, 322, 323. 
Zeitabſchnitt, für welchen fie erfolgt 
167, 1673. 
- Ausichluß der beim Beginne des 
— eingeſtellten Betriebe 
67. 
Unabhängigkeit von der Art der 
fommunalen Beſteuerung 168,. 
Zugrundelegung des legten Bor- 
jahres 167, 168,, 277. 
— nadhträglihe, nah Abſchluß bed 
Beranlagunggeichäftes 178u, 2518. 
Abänderung vor Zuſtellung der 
Steuerzufchrift 189,A. 
- Koften 249, 335. 
der Nachiteuer 253,1. 
- der Betriebfteuer 231,4, 2328, 
413 fi. 
andermeite, nad) Berjebung in eime 
niedrigere Klaſſe im Rechtsmittel- 
verfahren 189,, 197,1, 319, 320. 
mn Leitung durch die Regierung 


fachlihe Prüfung desgl. 316. 
Oberaufficht des Finanzminiſters 
250. 


Alphabetifches Sachregifter. 


(Beranlagung:) 
— ber Warenhausfteuer 521, 525, 


526,, 542, 555. 

— Berpflihtung zur Steuererflärung 
ald notwendige Vorausſetzung 522,, 
547. 

— re ig der Gteuererflä- 
rung 523, ; 

— Zeit derſ. maßgebend für die Zahl 
der geführten Warengruppen 518, 
54 


542. 

— desgl. für die Klaſſifizierung der 
Waren 520,. 

— Prüfung dur die Regierung 559. 

— 5. auch Bugangveranlagung. 

Beranlagungbezirke, für die Klaſſe I 
98, 100, 278. 

— für die Mlaffen II, II und IV 99, 

100, 278. 

— jpätere Änderungen 279. 

eranlagungergebnid, Belanntma- 
hung an ben GSteuerpflichtigen, ſ. 
Steuerzufchrift. 

— Anfehtung im Nechtömittelver- 
fahren, j. Einſpruch, Berufung, Be- 
ſchwerde. 

Beranlagungort 111, 112, 300. 

— bei Erſtreckung des Betriebes über 

mehrere Veranlagungbezirke 111, 

112, 300. 

beim Betriebe mehrerer Gewerbe 

von derfelben Perſon 111, 301. 

für audmwärtige Betriebe mit meh- 

teren Betriebitätten in Preußen 114. 

— Unfehtung im Wege der Rechts— 

mittel 113,, 189a, 317. 

Beftimmung durch den Finanzmi- 

nifter 111, 113,0, 301 

Fehlen einer Beftimmung darüber 

fein Grund zur Nachbeiteuerung 

253. 

Beranftaltungen, Feilbieten im Um- 
herziehen 439. 

Berarbeitung jelbitgewonnener Er- 
zeugniſſe, ſ. €. 

Beraãußerung eines Gewerbebetriebes 
214, 2170, 269, 29. 

— |. auch Fortjegung. 

Beräußerungsgegenftände, Beitand- 
teile des Betriebd- oder umlaufen- 
den Stapitales 160,. 

— Bewertung 1498, 150%, b. 

erbände, öffentliche, Gewerbefteuer- 
pflichtigteit 502. 


— j. auch KRommunalverbänbde. 
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Berbefjerungen, Ausgaben dafür nicht 
abzugsfähig 118, 1306, 15795, 275. 

— Schuldenzinjen desgl. 118, 119,, 
1300, 15536, 275 

— Aufwendungen aus anderen Fonds 
al3 den Betrieb3einnahmen 158 1. 

— dazu gemachte Schulden 130c, 276. 

Bereidigung, von Sachverſtändigen 
er Auskunftperſonen 171, 172%,, 


— der Mitglieder der Steueraus- 
Ihüffe, ſ. eidesftattliche Verpflich— 
tung. 

Bereine, Beiteuerung gleich den phy— 

fiihen Berfonen 3v, 775, 114,, 115, 

116,, 268. 

einheitlihe Befteuerung des Ge- 

jamtbetriebes 114,, 258. 

Haftung für die fteuerlihen Ber- 

pflidtungen 115, 268. 

Abgabe der Gemerbefteuererflä- 

rungen 229. 

zur Beichaffung der eigenen Be- 

dürfnijje der Mitglieder 7u, Ile, 

77, 266. 

Anwendung bes Gemwerbebegriffes 

auf biej. 772 ff. 

Feitftellung der Borausjeßungen 

des Gemerbebetriebes 79,, 80%. 

Borausjegungen der Steuerfreiheit 

im allgemeinen 82,. 

Beihräntung des Berfehres auf 

die Mitglieder 83,;, 267. 

Geminnverteilung 84,, 267. 

Verteilung des Gemwinnvermögens 

86,, 267. 

Steuerpflichtigfeit 

betriebes 86,. 

ohne Abficht der Gemwinnerzielung 

mit tatfählihem Gewinne Bpp. 

— zur Beſchaffung billiger Wohnungen 
dee, Sla. 

— zur Beihaffung von Gegenftänden 
bes Betriebes und Benußung auf 
gemeinihaftlihe Rechnung 82, 


84n. 
- zu wohltätigen oder gemeinnügigen 
Bweden 50, 52, 5313, 262 
zur Bearbeitung und Bermwertung 
der jelbitgewonnenen Erzeugnifie 
der Teilnehmer 77, 88,5, 264. 
Ertrag bei Bereinigung gewerblicher 
und nicht gewerblicher Betriebe 
123». 


des Gejamt- 
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(Bereine:) 
— Nnlage- und Betriebstapital desgl. 


78: 

— Freilaffung von der Betriebfteuer 

2354. 

— Befreiungen von der Warenhaus- 
fteuer 506, 511,1, 5122, 5 

— Berlauf zu oder unter Einkauf— 
preijen 510.. 

— einheitliche Befteuerung von Waren— 
hausbetrieben 530. 

Bererbung cine Gemwerbebetriebes 
214, 269, 294. 

— ſ. auch Fortjegung. 

Berhandlung, perjönlihe, mit dem 
GSteuerpflichtigen, jeitens des Vor— 
en des Steuerausichufjes 170, 


— ieh en 
an derſ. 172. 

— bei Erhebung des Buchbemweiles 
174Ba, 1750n. 

— jeitens des Steuerausſchuſſes 289. 

— vor dem DBG. 198,. 

Berjährung,derStrafverfolgung wegen 

unterlajjener Anmeldung 244,. 

desgl. wegen unterlafjener Ein- 

reihung der Gejchäftsberichte, Un- 

— der Steuererklärungen ⁊c. 
4* 

zur —— geſtellter Gemeinde— 

abgaben 255,. 

der Gebühren der Zeugen und 

Sachverſtändigen 224. 

der Nachfteuer 245. 

der Gtrafverfolgung beim Hau- 

jieren mit verbotenen Gegenſtänden 

4575, 487. 

ai rt bee Anwendung des 
Gejeßes über biej. auf die Gemwerbe- 
und Betriebfteuer 254, 255. 

— beögl. auf die Beichwerden wegen 
ber Betriebfteuer 240». 

— desgl. auf die Haufierfteuer 467. 

— Ddesgl.aufdie Wanderlagerfteuer497. 


Berkauf, gelegentlicher, von Borräten, 
lei &, Holz ıc. 13». 

— ſ. auch Ausverlauf, Feilbieten, Ver— 
Außerung. 

Berlanfapparate, j. Automaten. 

Verkäufer, einheimifche, Vermittelung 


des Wanderlagerbetriebes 489, 490,, 
493,, 500. 


Alphabetiihes Sadıregifter. 


— feine Haftung bei unterlafjener 
Anmeldung 497,, 500 


Berkauflokal, offenes, für den Abjak 
—— Erzeugniſſe 55, 
264. 


— für den Betrieb der Kunft- und 
_ _Hmbelsgärtnerei 64n. 

— Begriff im Sinne des WG. 4R,. 

— Entrihtung der Wanderlagerfteuer 

__für jedes 493, 501. 

— Anmeldung jedes einzelnen 466, 
501, 502. 

Berlanfftätten, außerpreuß. Betriebe 

in Preußen 35, 36,, 38,, 259. 

Begriff und Merkmale 41,,. 

als Betriebjtätten im Ginne des 

Vertrages mit Oſterreich 33x. 

inländiiher Betriebe außerhalb 

Preußens 117, 259. 

als Betriebsorte im Sinne des $ 38 

GewG. 201,, 2024. 

Feilbieten der Waren eines Wan— 

derlagers von einer feſten ®. 489, 

490,, 499. 

Begriff im Sinne des WG. 4N.. 

von Warenhausbetrieben 

preuß. Unternehmungen 506, 508, 

511,0, 530. 

deögl. außerpreuß. Unternehmungen 

513, 533, 541 

mehrerer in demfelben oder in be- 

nadhbarten Orten 506, 511,0, 530. 

Eröffnung neuer im Laufe des 

Steuerjahres 525, 539, 551, 554, 

559, 560. 

Abgabe einer Steuererflärung für 

jede einzelne 544, 545. 

— Reranlagung jeder einzelnen 542. 

Berlaufjtellen, offene, Ankauf von 
Waren außerhalb derj. im Umber- 
ziehen 433, 438,, 441s. 

— desgl. durch Ausländer 485. 

— fefte, am Wohnorte, neben dem 
Haufierbetriebe 475. 

— fefte, in Brunnen- und Babeorten, 
fein Wanderlager 493. 

ie I rg ob jelbftändige Ge- 

k merbebetricbe 17cc- 

Berkehr, Beteiligung an dem all 
gemeinen wirtichaftlihen ald Mert- 
mal des Gemerbebegriffes 6,, 7b- 

Bertehröbeichränfungen, Erftattung 
der Haufierfteuer öde. -, — 


Alphabetiiches Sachregiſter. 


— 
triebe 72. 

— Redaktionstätigkeit des Verlegers 
72 


t. 

— ſ. auch Selbſtverlag. 

Berlagsrechte, als Teil des Anlage— 
tapitales 160,. 

Berlagſyſtem, ſ. Hausinduftrie. 

Berlegung, des Betriebsortes, des 
Sitzes der Geſchäftsleitung oder 
des Wohnortes 218, 297, 298, 322 
bis 325. 

— des Berfauflofales beim Wander— 
lagerbetriebe 501. 

- der Geſchäftsräume eines Waren— 

hausbetriebes 515,. 

— ſ. auch Gejchäftsverlegung. 

Berleihen von Majchinentraft 20». 

Berluſte, Tätigleit zur Vermeidung 
von, fein Gewerbe 13. 

— bdeögl. fein Wanderlagerbetrieb 491. 

— Nichtberüdfihhtigung der in fteuer- 
freien Betrieben entjtandenen 112,. 

— Dedung früherer aus dem Ertrage 
des maßgebenden Vorjahres 124., 
125n. 

— Deltrederetonto zur Dedung künf— 
tiger 141. 
— Zinſen für zur Vermeidung von ®. 
aufgenommene Schulden 156. 
— |. auch Gejchäftsverlufte, Kapital- 
verlufte. 

Bermächtnisnchmer, Nichthaftung für 
die Nachiteuer 253,0. 

Bermietung, von Gebäuden, an jich 
fein Gewerbe 1844. 

— don Pilege- u. Krantenanitalten ıc. 
durch eine Nttiengejellichaft 18». 

— möblierter Zimmer (Wohnungen) 
Steuerpflichtigteit 20. 

— desgl. nicht betriebfteuerpflichtig 
410. 

— don Grunditüden durch eine Ge— 
noſſenſchaft SOn. 

Berminderung des Hauſierbetriebes 
im Laufe des Jahres 454. 

— ſ. auch Anderungen. 

Bermittelung von Grundſtücksver— 
fäufen ꝛꝛc. durch Notare und Ge— 
richtsvollzieher 684 

— eines einheimiſchen Verkäufers 
beim Wanderlagerbetriebe 489, 
493,, 500. 


jind Gemerbebe- 
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Bermittelungsgewerbe, Ausübung im 
Umbherziehen 438., 439%, 471, 472. 

— ſ. auch Agenten. 

Bermittler, Gewerbebetrieb ausmärti- 
ger Unternehmer durch 39p, 44,4- 

Bermögen, werbendes, als Anlage» 
und Betriebsfapital 160,. 

Bermögendanzeigen, Benutzung 288. 

Bermögenöverteilung bei Auflöfung 
von Bereinen, Genofjenichaften ıc. 
77, 79, 86,, 267. 

Bermögendzumach?, bei Aftiengejell- 
ihaften als Ertrag 1215. 

— deögl. bei Gemwerbebetrieben mit 
faufmännijcher Buchführung 122B e. 

Verpächter, jolidariihe Haftung für 
die Yahresfteuer des Pächters 18,, 
214, 215,, 218,, 268. 

Berpachtung, von bebauten und un— 
bebauten Grundſtücken 184. 

— eines Gewerbebetriebes 18,, 19%. 

— von Pilege- und Krankenanſtalten ıc. 
durch eine Nftiengejellichaft 18». 

— eines Theatergrundftüdes 19.. 

— des Grund und Bodens zum Aus— 
ziegeln 19a, 571. 

— von Straßenbahnen 19.. 

— der Milhnußung durh Landwirte 
59». 

— Umjcreibung der Steuer bei un«- 
veränderter Fortſetzung des Ge- 
werbes 214, 217c, 218, 294. 

— j. auch Unterverpadhtung. 

Berpflichtung, I. eidlihe 2. 

Berjandgeichäfte, Warenhausfteuer- 
pflichtigfeit 506, 530. 

— Abſatz nah nicht preuß. Ländern 
510p, 

— ie ſelbſtfabrizierter Waren 
510.. 
Berichwägerte, Abtreten der Kom— 
miffionsmitglieder bei der Ber- 

anlagung 221, 285. 

Berjehung der nad) dem Anlage- und 
Betriebstapitale Befteuerten in die 
dem Ertrage entiprechende Steuer- 
Hajje 91, 9%,, „, 271. 

— Antrag, Rechtsanſpruch des Steuer- 
pflichtigen 92%, 271 Kg 

— zwei Jahre lang dauernder Min- 
derertrag als Borbedingung 92, 
93,, 271. 

— Nachweis der Borausjegungen ang 
den Steuerpflichtigen 9,. ;, 
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(Berjekung:) 

— mahgebenbe niedrigere Steuerflafje, 
Freiſtellung ausgeichloffen 945. 

— — eig für die folgenden 
Jahre nach der V. 94,. 

— Nichtanwendbarkeit auf Konſum— 
vereine und Konſumanſtalten 92, 
9,0, 271. 

— Behandlung der bezügliden An- 
träge 302, 304, 308. 

— Unzutäffigtei nad) geichehener Ber- 
anlagung 9 

— in eine — Steuerklaſſe im 
Rechtsmittelverfahren 189,, 197,1, 
319, 320, 322, 323. 

— desol. Berüdfihtigung bei Bertei- 
fung der Steuerfumme 312. 

— Brüfung der Borausjegungen bei 
etwaiger Nachbefteuerung 2535. 
Berfiherung der Richtigkeit bei Ab- 
gabe der Warenhausiteuererflärung 

521, 523,, 545. 

Berjicherunganitalten, öffentliche, 
Steuerbefreiung 50, 5l,, 260. 

— Bmweiganftalten und Agenturen 
desgl. 52. 

— private, Steuerpflichtigteit 52,, 
260. 

— — ———— Subdi⸗ 
rektion Zweigniederlaſſung 

3724 

Gewerbebetrieb durch General» und 

Spezialagenten 46.. 

Steuerpflichtigfeit 52,, 260. 

Erträge aus fapitalmäßig angeleg- 

ten Beftänden und aus Grund- 

ftüden 12204. 

Zerlegung des Steuerjaßes 208», 

210p. 

Rüdlagen für 

jummen 275. 

Ertragdermittelung bei bejchräntter 

Steuerpflicht 278. 

Berjicherungsgejellichaften anf Ge— 

genjeitigfeit, als jolche feine Ge- 

werbetreibende 6pp, 8, 11l;, 2511, 

260. 

Betrieb von Bantiergejchäften 26a, 

B, 260. 

Anlegung der verfügbaren Fonds, 

Gewährung von Darlehen 27ca- 

Bildung von Rejerve- und Sicher- 

heitsfonds ıc. 27». 

— Ausgabe von Anteilicheinen 27e. 


die Berjiherung- 


Alpbabetiihes Sachregiſter. 


ag Hr 2 a auf, Ge⸗ 
genſeitigkeit: 

— Übernahme J Rückverſicherungen 
264, Zip. 

— Feſtſtellung der Vorausſetzungen 
ber Steuerpflicht 27B. 

— Bmeigniederlajjungen außerpreuß. 
38B. 

— — Ubzugsfähigkeit 

4, 


— für Gebäude, die teils gewerblichen, 
teilö anderen Zweden dienen 131;.. 
— — Anmelde⸗ 


Be kchuns des Betriebstapitales, 
— für Schulden zur 118, 159g, 


— — durch Darlehen ıc., 
fein Betriebstapital 164,, b. 

Berfteigerung von Waren im Umber- 
ziehen 457». 

— der beihlagnahmten Gegenftänbde 

nah vorläufiger Einftellung bes 

Strafverfahrens 4655. 

j. auch Auktion. 

Berfteigerungen, Abhaltung durch No— 
tare und Gerichtsvollzieher 68,. 

— deögl. durch vereidigte Auftiona- 
toren 68.. 

Berjteigerungöprotokolle, j. Protololl⸗ 
andel 


Verteilung, des Gejamtertrages bei 
bejchräntter Steuerpflicht 486, 
211g, 278. 

— des Steuerjages auf mehrere Kom— 
munalbezirfe, j. Zerlegung. 

Verträge, mit anderen Staaten über 
die Gewerbebefteuerung ihrer Ange- 
hörigen 443, 453, 474, 485. 

Beritauenöperienen, Befragung durch 
ben Borfißenden des Steueraus- 
ichujies 287. 

— desgl. den Gemeindevoritand 292. 

Vertreter für außerpreuß. Betriebe in 

Preußen, Beitellung und Haftung 

35, 49,8, 268. 

Form der Übertragung 268. 

Ausübung des Gemerbebetriebes 

durch 33a, 389, 42,8, 4414, 259. 

Wohnſitz ald Beranlagungort 111, 

112, 300. 

Begründung eines Betriebsortes 

im Sinne des $ 38 GewG. 201,. 

Anmeldung des Gemerbes 27,, 

244,. 


Alphabetiihes Sachregiſter. 


(Bertreter:) 
— —— ber Gewerbeſteuererllärung 


— ——— der Steuer bei Ver— 
legung des Wohnſitzes 299, 322 ff. 

— Austunfterteilung für BWarenhaus- 
betriebe 525, 526,, 552. 

— Haftung für die Berpflichtungen 
in Barenhausfteuerjachen 538, 564. 

— Abgabe der Warenhausfteuererflä- 
rung 544. 

Bertretung, Veranlagung einer für 
dieje nicht zuftändigen Perſon 46. 

Berwaltungbehörden, Mitwirkung bei 
den Ermittelungen über den Ge— 
werbebetrieb 170, 287. 

Berwaltung koſten, Abzugsfähigkeit 
127,, 130c. 

Serwaltungjtreitverjahren, bei Gel- 
tendmahung von fommunalen Be- 
freiungen 3a. 

— Anwendung 
fahren 198,. 

erwandte, Abtreten der Kommiſ— 
jionsmitglieder bei der Veranlagung 
221, 285. 

— Gehalt und Lohn für die im Ge- 
werbebetriebe beſchäftigten 275. 


im Beſchwerdever— 


Berzehrungdgegenjtände, Handel mit | 


ſolchen auf Wochenmärkten 54, 66, ,, 
265. 
— beögl. durch Ausländer 444, 484. 
— desgl. auf Feten ıc. 471. 


ieh, Verkauf von Teilen des für den 
Hausbedarf geſchlachteten 13». 

— Anſchaffung und Schladhten für 
ben eigenen Bedarf 28.. 

— gemwerbmäßiges Schladhten für den 
Berfauf durch Landwirte 57e. 

— fein Barenlager im Sinne des WG. 
4915a- 


Biehhaltung, gewerbliche, von erlauf- 
tem Futter zur Maft- oder Mildy- 
produftion 54, 598, 264. 


Biehhandel, gewerblicher, im Gegen- 
jabe zu landmwirtjchaftlicher Vieh— 
zucht 58a. 

— als Gemerbebetrieb Umher—⸗ 
ziehen 4374, 44. 

— Betrieb teils im Marktverkehre, 
teil3 außerhalb desjelben 412,. 

— Milchverkauf ala Nebenzweig 437a. 

— Haufierfteuerjäbe 450, 479. 


im 
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Biehhöfe, fommunale, Steuerbefrei- 
ung 50, 5l,, 261 

Biehmärkte, Verkehr auf denj. 471. 

Biehſeuchen, Erftattung der Haufier- 

euer 454,. 

Biehzucht, lamdwirtichaftliche, Frei» 
lafjung von der Gewerbefteuer 54, 
54,, 58,, 263. 

Vierteljahr, j. Kalendervierteljahr. 

Biltnalienhandel, kein ruhendes Ge- 
werbe 185 

Villen, Vermietung möblierter, 
Badeorten 205. 

Bolldanwälte jind Gewerbetreibende 


724- 

Boltöbäder, fommunale, Steuerbe- 
freiung 50, 516, 52,1, 261 

Boltöbanten, j. Kreditvereine. 

Bolksbibliotheken, Steuerbefreiung 
50, 262. 

Bolföfeite, — Handel ıc. 
auf denj. 185,. 

— Schanf- ıc. Betrieb desgl. 412. 

— j. aud) Feite. 

Bolks küchen, öffentliche, Steuerbefrei- 
ung 50, 53,2, 262 

Boll kaufleute, Ertragsermittelung 121. 

Vollziehung, der GSikungsprotofolle 
des Steuerausjchufjes 285. 

— der Beſchlüſſe und Beſcheide desgl. 
285. 

Borbehaltsgut der Ehefrau, Nutzung 
zum Gemerbebetriebe 163. 


in 


Borbeſitzer einer Aktiengejellichaft, 
Vergütung auf übernommene 
Waren 125e. 


 Borgänger, Kaufpreis für die von 


demj. übernommenen Waren 131.. 
Borhänge, Warengruppe B und C 
518, 519, 534. 
Borjahr, Ertrag des mahgebenden 
235, 124», ce. 
— Schuldenzinfen desgl. 125 1. 
— Abſchreibungen desgl. 1494. 
— mafßgebendes, für die Gewerbe» 
fteuerveranlagung 167, 168,, 277. 
— deögl. für die Zerlegung 212». 
— desgl. für die Warenhausfteuerver- 
anlagung here a, 542. 
Borladung, des Steuerpflichtigen be» 
hufs Erhebung des Buchbemweijes 
1750a- 
— zur Wahl der Abgeordneten zum 
Steuerausichufle 282, 
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Bormundichaft, freiwillige Enthaltung 
von der Mitwirkung im Steueraus- 
ſchuſſe 222,. 

Erfüllung der fteuerlihen Berpflich- 
tungen für Bepvormundete 229, 268, 


— — Einſichtnahme 


BSorräte, gelegentlicher Verkauf der für 
die eigenen Wirtjchaftsbedürfnijfe 
angejchafften 13». 

- an Waren ıc., als Teil des Betriebs- 

fapitales 160%, 276. 

Bewertung 150., p. 

Belihtigung 170, 173, 289. 

Beitrafung vermweigerter Einficht 

246, 

— j. auch Warenvorräte. 

Borjchugprämien, Erhebung durch Ge- 

genjeitigleitsgejellichaften 27». 

Borjchußvdereine, Gewerbebetrieb 78, 

Sl., 266. 
— Ausdehnung des Berfehres über den 
Kreis der Mitglieder 838, 267. 
— Depojiten und Spareinlagen als 
Betriebsfapital 1644. 


— im übrigen j. Genoſſenſchaften, auh | 


Spar- und Vorſchußvereine. 
Borjigende der Steuerausſchüſſe. 
Smallgemeinen: 


Zufammenberufung, Vorbereitung 
und Leitung der Gejchäfte, Aus- 
führung der Beichlüfje des Steuer- 
ausſchuſſes 170, 283. 
Heranziehung der Gtellvertreter 
283. 

Obliegenheiten 
105, 170, 286 ff. 
— BR Ermittelungspflicht 1712, 
286. 

Zuziehung der Mitglieder des St. 
bei den Ermittelungen 283. 
Erfundigung bei Vertrauenäper- 
jonen und Sachverſtändigen 287. 

- Befragung des GSteuerpflichtigen, 
perjönlihe Verhandlung mit Demi. 
170, 287. 

Gemeinde- (Guts⸗) vorftände als 
Organe, Wuskunfterteilung der 
Bermwaltungbehörden 170, 287. 
Bejihtigung der gewerblichen An- 
lagen ıc. 170, 173, 247,, 289. 
Einfiht behördlicher Bücher und 
Alten ıc. 171, 287. 


und Befugnilie | 





Alphabetiihes Sachregifter. 


(Borfjigende der Stenerausjchäjje:) 
Benußung der Einfommen- und 
Ergänzungfteuerverhandlungen 
171,, 288. 

— eg der Geſchäftsberichte ıc. 


— 


— Vernehmung und ia ag ber 

__Beugen und Gutachter 172,, 2% 

— Belanntmadhung des Beranlagung- 
ergebnifjes 183, 314. 

— Zuſtellungen 183, 183,, 314. 

— Entgegennahme des Einiprucdes 
188, 190,, 317 

— Zurüdweifung verjpäteter Ein— 
jprüche 192, 318. 

— Prüfung und Begutahhtung der 
Einſprüche 319. 

— GStimmredt bei der Entiheidung 
der Einſprüche 319. 

— Berufungrebt gegen die Ein 
ſpruchentſcheidung 191, 192,, 197,3, 
317, 319, 320, 

— Friſt zur Berufung 191, 197,3, 317. 

— Prüfung und Begutachtung der 

Berufungen der Steuerpflichtigen 

320. 

Zuftellung der Berufungentjchei- 

dungen 320. 

deögl. der Bejchwerdeenticheidun- 

aen 321. 

— Dbliegenheiten bei Gewerbeanmel- 

__ dungen 185, 293 ff., 325. 

— Behandlung der Mbmeldungen 

230,, 296 fi., 325. 

Umjchreibung der Steuer beim Be- 

ſitzwechſel 217D, £E, 297. 

— Abnahme von Erflärungen über 

Art und Mertmale des Betriebes 

228, 286, 293, 299. 

deögl. über Ertrag und Anlage- und 

Betriebsfapital 229, 286, 299, 300. 

Aufftellung der Steuerliften 313. 

Berichtigung der Steuerliften nah 

den Entiheidungen im Rechts— 

mittelverfahren 318. 

Erfordern der Beitellung eines Ber- 

treters für außerpreuß. Gewerbe— 

treibende 268. 

— Aufſichtrecht der Regierung 279. 

— Beichwerden gegen das Berfahren 
250. 


Zuſammenwirken der Borj. unter- 
einander, gegenjeitige Unterftüßung 
289, 306. 


Alphabetiihes Sadregifter. 


(Borjigende der Steuerausſchüſſe:) 
— Einleitung der Unterjuchung wegen 


Steuervergehen 327, 330. 
— Lu der Nachbeiteuerung 


—2 Verpflichtung der Mitglie- 
der u. Stellvertreter d. St. 221,285. 
eigene Beeidigung 221, 285. 
Abgabe des Vorſitzes bei der eigenen 
ober bei der Veranlagung von Ber- 
wandten ıc. 221, 285. 


— en ber Unteraus— 
ihüfje 284 

Vollziehung der Beichluß-Ausferti- 
gungen 285. 

Beiheinigung der Liquidationen 
286, 290 


Zuftellung der Zerlegungbejchlüffe 
332, 333 

Behandlung der Berufungen wegen 
Zerlegung des Steuerjaßes 333. 
Tagegelder und Reiſekoſten 335. 
Ausfunfterteilung behufs Beran- 
fagung der Betriebfteuer 413, 415, 


418, 

für Klaſſe l: 
Ernennung durch den Finanzmi— 
niſter 98, 220,, 279 
Stellvertreter 279. 
N für mehrere Bezirke 98, 


Kuffteltung der namentlichen Nach— 
weijung 302 ff. 

Behandlung der Anträge auf Ver— 
jeßung in eine niedrigere Klafie 
302, 304. 

Behandlung der Überweijungen 
aus bezw. nach anderen Klaſſen 
302, 304. 
Vorbereitung der Beranlagung 
303. 

Sutachten über die Höhe des Er- 
trages ıc. 304. 
Zujammenberufung des St. 304. 
Herbeiführung der Beranlagung- 
beſchlüſſe 304. 

Berufungredht gegen die Beran- 
fagung 180, 181,, 192,, 305. 
Beitimmung des Steuerjabes in 
Sugangfällen 185, 186,, 188,, 325, 


— Befugnifie binfichtlih der Waren» 


bausfteuer 525, 526,, 549. 


— Anträge auf Haffifizierung der 


Waren 520%. 


ol 


(Borjigende der Steuerausſchũſſe:) 


öffentlihe Aufforderung zur Ab- 

gabe der Warenhausfteuererflärung 

521, 543, 546. 

bejondere Aufforderung desgl. 521, 
‚547. 

Entgegennahme und Beanftandung 

— Steuererflärungen 521, 544, 


Obliegenheiten bei der Beranla- 
gung der Warenhausfteuer 555. 
Berufung gegen die Veranlagung 
desgl. 526,, 556. 
— —— der Anmeldungen 552, 
561. 
deögl. der Abmeldungen 554, 561. 
DObliegenheiten bei der Zerlegung 
des Warenhausfteuerjaßes 557. 
Aufftellung der Warenhausiteuer- 
tolle 557. 
Benachrichtigung der Steuerpflic- 
tigen und der anderen Borfißenden 
von der Veranlagung der Waren- 
hausfteuer 558. 
Mitteilung des VBeranlagungjolls 
an die Regierung und den Finanz. 
minifter 558, 559;,. 
für die Klaſſen II, II 
und IV: 
Ernennung 104, 280. 
Stellvertreter 280. 
Stellung im allgemeinen 105.. 
Vorbereitung und Leitung der 
Wahl der Abgeordneten 282. 
Entſcheidung über die Zuläſſigkeit 
einer Ablehnung der Wahl 219, 
281, 283. 
Wahrnehmung der Gejchäfte des 
St. bei Weigerung der Mitglie- 
der ıc. 220, 281, 285. 
Aufftellung der namentlichen Nadı- 
weijungen 1053, f. 
Obliegenheiten bei Vorbereitung 
d.namentlihen Nachweiſungen 306. 
Überweifungen nah anderen 
Steuerflajjen 306, 307. 
Behandlung der Anträge auf Ber- 
ſetzung in eine niedrigere Klaſſe 308, 
309. 
Bujammenftellung der Verände— 
rungen 308, 309 
Bufammenberufung des Gt. 309. 
Herbeiführung der Beſchlußfaſſung 
des St. 309. 
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(Borfigende der Stenerausichäije:) 
— Berufung gegen ?reititellung ber 
namentlihen Nacdhmeifung 177, 
180,, 311. 
— Berehnung der Steuerjumme 312, 
— Beſchaffung der Unterlagen für die 
Verteilung der Steuerfumme 107,. 
Übernahme des Vorſitzes bei der 
Steuerverteilung 104, 284. 
Überjendung eines Berzeichnifjes 
der zur Warenhausfteuererflärung 
Aufzufordernden an ben Vorſ. d. 
Kt. I 549, 555. 
Benadhrichtigung von der Beran- 
lagung zur Warenhausfteuer 558. 
desgl. von den Zur und Abgängen 
561. 


für #lajje IV: 
Mitteilung ſämtlicher Gewerbe— 
anmeldungen an denſ. 186,, 228,, 
292. 


Prüfung und weitere Behandlung 
der Anmeldungen 185, 186,, 187,, 
293. 

Kontrolle über die Veranlagung 
aller Gewerbe, örtlihe Reviſion 

286. 

Kontrolle der fteuerfreien Gewerbe 
294, 307. 

Kontrolle der auswärts bejteuerten 
Betriebe 294, 297, 307. 
Zujommenftellung ber Steuerliften 
313. 


Rachweifung des Sollaufflommens 


— der Zuwiderhandlun— 
gen 327, 464. 

Mitteilung der An- und Abmel— 
dungen betriebfteuerpflichtiger Ge— 
werbe an die Beranlagungbehörden 
418. 

Borjtandsmitglieder von Aftiengejell- 
—— ıc., feine Gewerbetreibende 
B- 
— Haftung für die fteuerlichen Ber- 
pflichtungen 115, 116,. 
— Tantiemen der. als Jetriebskoſten 


132,. 
aktives und paflives Wahlrecht 
219, 220,. 

Bortrag auf neue Rechnung 1254. 

BSorübergehende Betriebe, Herab- 
jeung der Betriebfteuer 237, 238, 
411, 412, 

— }. auch Gelegenheitsbetriebe. 





Wphabetiiches Sadıregifter. 


Wachs kerzen, Feilbieten bei kirchlichen 
Feſten 494». 

Waffen, Warengruppe D 518, 534. 

Wagen, feine jeite Verkaufſtätte 492,. 

Wählbarkeit zum Steuerausſchuſſe 
99,, 105p, 219, 279, 281. 

Wahlen der Mitglieder zu den Gteuer- 
ausjchüffen der Klaſſe I 98, 279. 

— erjtmalige, zu den Steuerausihüj- 
jen der Klaſſen I—IV 111. 

— der Mitglieder und Stellvertreter 
zuben ET Yale der Maſſen 
II—IV 219, 281 ff. 

— Verweigerung jeitens der Steuer- 
gejellihaft 220, 281. 

— der Mitglieder zu den Steueraus- 
ihüffen der Kl. I behuf3 Beranla- 
gung der Barenhausfteuer 521,545. 

Wahlperiode für die Mitglieder der 
— 98, 104, 219, 279, 


weht — für die Mitglieder und 
Stellvertreter der Steuerausſchüſſe 
219, 282 ff. 
Wahrſagen, ——— nicht 
ſteuerpflichtig 1 
———— Abzugsfäãhigleit 


— Gruppe B 517, 534. 
Wallfahrtsorte, Schanf- ıc. Betrieb, 
Betriebjteuerpflichtigleit 238. 
Banderauftionen, Steuerpflichtigfeit 
489, 493,,, 499, 500. 

— Bemeffung der Wanderlagerjteuer 
495, 502. 

Wandergewerbe, |. 
im Umberziehen. 

Bandergewerbejchein, Berpflichtung 
zur Nachſuchung hat die Haufier- 
jteuerpflichtigfeit zur Folge 435, 

, 441,, 453,, 469. 

— Gültigkeit nur für die Perjon des 
Umbherziehenden 4364, 448.. 

— Verbindung mit dem &emerbe- 
icheine 447, 448,, 480, 482, 487. 

— Mitführung und Borzeigung 449,, 
459, 466, 487. 

— Ausdehnung der von nicht preuß. 
Behörden erteilten 475, 480. 

— Beſitz desſ. ald Borausjegung ber 
Wanderlagerfteuerpflichtigleit 499. 

— ſ. auch Gewerbeſchein. 


Gewerbebetrieb 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Waunderlager, Begriff 490,, 491,, 499. 

— Feilbieten der —— eines ſolchen 
489, 490,, 4924, 4 

— deägl. von einer — Verkauf⸗ 
ftätte aus 489, 492,, 499. 

— desgl. außerhalb des Wohnortes 
ohne Begründung einer gemwerb- 
lichen Niederlafiung 489, 493,, 499. 

— deögl. durch PBermittelung eines 
einheimijchen Verkäufers 489, 490,, 
493,, 500. 

— desgl. durch Beranftalten einer 
Auktion 489, 493,,, 499. 


Banderlagerbetriebe, Beiteuerung 1, 
3590, 258, 489 ff., 499 ff. 

— Begründung ber Befteuerung 490,. 

- —— des Gewerbebegriffes 


— — vom 
werbe 491,, 49. 

— Anmeldung 496, 502. 

— Gtrafbarfeit unterlajjener Anmel- 
bung ıc. 496, 497, 504. 

— Borzeigung der Gteuerquittung 
497, 504. 

— Befreiung von der Warenhaus- 
fteuer 508, 529. 

Banderlagerjtener, Entrichtung neben 

der Haufierfteuer 489, 499, 

Geltungsbereidy des Geſ 490,. 

Charakter als Staatjteuer 493,0. 

Entrichtung für jedes Berlauflofal 

493, 501. 

— Befreiungen 493, 494, 494, 
Steuerjäbe 495, 502. 

— Überweifung an die Gemeinden, 
Verwendung 495, 496, 505. 

- Feſtſe tzung und Erhebung 496, 497, 

500, 5 « 22, 

Beichwerbeverfahren, VBerjährungs- 

friften 497, 498,, 504. 

— Nachweiſung der iteinnahme 505. 


Waren, zum Haushaltungsverbrauche 
entnommene, Anrechnung des Geld— 
wertes 153an, 15594, 1958, 273. 

- Roheinnahmen für 273. 
— Anihaffungstoften 131,, o, 274. 
— Schulden für die vor Beginn bes 
maßgebenden Jahres bezogenen 
125 r. 

— Feilbieten im Umbherziehen 
433, 43655, », 450. 

— Mlauf im Umberziehen zum Wie— 
derverfaufe 433, 438,, 450. 


Wanderge- 


501. 
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(®Waren:) 
— Auflauf durch Kaufleute ujw. und 
— Reiſende 440, 441,, 445, 446, 
— Feilbieten jelbftgewonnener vom 
aſſerfahrzeuge aus 440, 443,. 
— Feilbieten bei öffentticen Seften 
uf. 441, 443,, 471, 494». 
Feilbieten — — im Um- 
freije von 15 km 441, 443,, 471. 
— Auflauf und Feilbieten innerhalb 
des Gemeindebezirkes des Wohn- 
ortes 441, 443,, 472. 
— An- und Verlauf durch Ausländer 
im Umbherziehen 444, 445, 484 ff. 
Ausdehnung des Wandergewerbes 
auf andere als die im Gewerbe— 
jcheine bezeichneten 448, 456, \ 
— Gtrafbarteit des unbefugten Feil- 
bietens uſw. 
Mitführung beftellter, i im Gewerbe- 
Beine nicht bezeichneter 456,. 
An- und Verlauf verbotener im 
Umpherziehen 4575. 
Beichlagnahme bei Zumiderhand- 
lungen 465. 
eines Wanderlagers, Feil 
bieten 489, 490,, 492,, 499. 
in Barenhbausbetrieben, 
zum eigenen Gebrauche entnom- 
mene 509.. 
an das _‚Setdäftsperjonat abge- 
laſſene 509, Ba. 
Verlauf und In nach nicht 
preuß. Orten 510», 
Verlauf und Verfand jelbftfabri- 
ierter 510.. 
erfauf zu oder unter Einlauf. 
preijen 510,. 
Verlauf — das Verbot des Ge- 
ſchäftsherrn 510,. 
Klaſſifizierung nad den einzelnen 
Gruppen 517 ff., 534 ff., 601 ff. 
— ſ. aud) Kleinhandel, Warengruppen, 
Warenflaflifizierung. 
Warenaufkauf, j. Auflauf, Waren. 
Warenbejtellungen, Aufſuchen außer⸗ 
halb des Wohnortes im Umher— 
— 433, 438,, 445,, 446. 
eögl durch Kaufleute, Fabrikanten 
oder deren Reijende 44, 440, 441,, 
442, 472. 
— beögl. durch Ausländer 444, 484 ff. 
— Aufſuchen innerhalb des Gemeinde» 
bezirtes de3 Wohnortes 441, 443,, 
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(®arenbeftellunaen:) 
— ez⸗ für das Aufſuchen 


—— Auskunft des Ge— 

werbetreibenden über dieſ. 525,552. 

Warengruppen, Kleinhandelsbetrieb 
mit mehr als einer, warenhaus— 
ſteuerpflichtig 506, 508, 529. 

— Unterſcheidung der Waren nach den 
einzelnen 517 ff., 534 ff. 

— mafgebender Zeitpunft für Die 
Zahl der geführten 518, 542. 

— Bujammenrehnung der in ben 
— Betriebſtätten geführten 
5 


— Angabe in der Steuererklärung 545. 

— Irrtum des Steuerpflichtigen über 
die Zugehörigfeit 520,. 

— Beſchränkung auf eine vor Beginn 
des Steuerjahres 520,. 

— desgl. im Laufe des Steuerjahres 
525, 539. 

— Ausdehnung auf mehr als eine im 
Laufe des Steuerjahres 525, 538, 


560. 

— ſ. auch Warenklaffifizierung. — 

Warenhausbetriebe, Beſteuerung der 
in Preußen domizilierten 506, 529, 
539. 

— — der Steuerpflich— 
tigkeit im allgemeinen 506, 507;, 
529 


— Form des Betriebes 506, 510,, 530. 

— Einheitlichleit der Befteuerung der 
in einer Hand befindlichen 508, 530. 

— Erftredung über mehrere Orte 506, 
511,0, 530, 551. 

— GSteuerbefreiungen 506, 51111, 532. 

— Beſteuerung der auerpreuf; 513, 
533, 541. 

— veſteuerung nach dem Jahresum— 
ſate 513, 514, 529, 531. 

— er a nad) dem Ertrage 516, 


— Steuerpflicht nach der Zerlegung 
in mehrere ſelbſtändige Betriebe 
520, 536, 540, 554. 

— Subjett der Steuerpflicht 526,, 538. 

— zeitlihe Begrenzung der Steuer- 
pflicht 526,, 538. 

— Anmeldung neu in die Steuerpflicht 
eintretender 525, 551, 559. 

— Abmeldung eingeftelfter 525, 5654. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


Barenhäufer, Form des Warenhaus- 
betriebes 506, 530. 
Warenhausſtener, Einführung und 
Uberweiſung an die Gemeinden 506. 

— Charalter als wirkliche Gemerbe- 
fteuer 507,. 

— Beranlagung 521, 542, 555. 

— Anwendung ber Borjchriften des 
GewG. auf diej. 525, 526,. 

— Erhebung und Verwendung durch 
die Gemeinden 527, 562. 

— Erhebung in Gut3bezirten 526, 527, 
563 


— Anrechnung der Gewerbefteuer auf 
dieſ. 527, 562. 

— Nachweiſung des Sollauftommens 
558, 559,, 599. 

Warenhausſteuererklärung, Berpflich- 
tung zur Abgabe 521, 521,, 543. 

— deögl. ald notwendige Boraus- 
jeßung der Veranlagung 522,, 547. 

— Friſt zur Abgabe 521, 522,, 544, 
546. 


— friftverlängerung 522,, 548. 

— — ar Jahresumfahes 521, 
523,, 543, 544. 

— ——— der Richtigleit 521, 


— Selten “= Friſtverſäumung 524, 


— öffentliche Aufforderung zur Ab- 
gabe 521, 543, 546, 571, 572. 

— befondere Aufforderung zur Abgabe 
521, 544, 547, 573. 

— Abſtellung formaler ni 6523,. 

— BZugrundelegung bei der Beranla- 
gung 523, 524,. 

— Prüfung und Beanftandung 523, 
524, 532, 548. 

— Wbjtandnahme von der Aufforde- 
rung zur Abgabe 532. 

— Erforderung bei Zerlegung eines 
Warenhausbetriebes 537 F. 

— desgl. zum Zwede der Nachbefteue- 
rung 564. 

— — ——— und Geheimhaltung 
521. 


— Muſter 567, 569. 

Warenhausjtenergeje, 
reich 506 

— Rechtsguitigleit 5071. 

— ſelbſtändige Regelung der Steuer— 
pflichtigkeit 507;. 

Warenhausſteuerliſte, Aufſtellung 565. 

— Muſter 583 ff. 


Geltungsbe⸗ 


Alphabetifhes Sachregifter. 


Ta Füh⸗ 
rung 552, ‚561. 

— Muſter 677 — 

Barenhaußjtenerrolle, 
557. 


— Mufter 591. 

Barenhangjtenerjäße, j. St. 

Barenllajjifizierung 517 ff., 534 ff. 

— Feitftellung durch den Minifter für 
Handel und Gewerbe 518, 519,, 
520,, 535. 

— Abänderung im Laufe be3 GSteuer- 
jahres 516,. 

— Feititellung auch im Rechtsmittel⸗ 
verfahren 519,. 

— mafgebender Zeitpuntt 520,. 

— Begründung ber Anträge 520,. 

— Bujammenftellung ber Haflifizierten 
oe (alphabetijches Verzeichnis) 


— feftgeftellte Herlommen und Ge— 
bräuche 618 ff. 

— pverneinte Herlommen und Ge- 
bräucdhe 62175. 

®arenlager, außerpreuß. Betriebe in 
Preußen 39, 413, 259. 

— Bermwaltung durch Handlungsagen- 
ten 42», 465. 

— Begriff 42.. 

— als Betriebsorte im Sinne bes $ 38 
GewG. 201,, 2035, & 

— als Wanderlager 491,, 49. 

— Berfauf im ganzen oder in größeren 
—— fein Wanderlagerbetrieb 
492.. 


Warenvorräte, Tai wegen 
Entwertung 138,4 

— Teil des Behichälenitelee 160,, 276. 

— Bewertung bei Attiengejellichaften 


&s 

— Beftandsaufnahme 174». 

— Berliherungstoften 274. 

— Berfiegelung wegen Betriebfteuer- 
rüdftandes 421. 

— ald Wanderlager 4915». 

— ſ. auch Borräte. 

Bäche jeder Art, Warengruppe B 
518, 534. 

Bäjchefabritation für andere Ge— 
werbetreibende als eigened Ge- 
mwerbe 16. 

Waſſerfahrzeuge, Feilbieten jelbitge- 
wonnener Waren von ſolchen aus 
440, 443,. 

(bnifing, direkte Gteuern. IL 


Aufftellung 


| 
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(Bajjerfahrzenge:) 

— Anmeldung und Aufnahme in ben 
Gewerbeſchein 447, 477. 

— Bermehrung im Laufe des Jahres 


Waſſerkräfte, ald Teil des Anlage- und 
Betriebstapitaled 160,, 276. 

Waſſerwerke, für ben eigenen Bebarf 
der Mitglieder 284. 
emeinjchaftlihe Anlage mehrerer 

erjonen ; 

— von Kommunalverbänden betrie- 
bene 32,7, 50, 5l,, 52,0, 261 

— Betriebsorte bei Erftredung über 
mehrere Gemeinden 2020. 

Weber, ob jelbftändige Gewerbe— 
treibende l5aa, 16. 

Webwaren, Gruppe B 517, 534. 

— * als Betriebskapital 160,, 165, 


W Fivertehr ber Vorſchuß- und 
ebitvereine 84. 
Wege, Gebraud- oder Nußungredte 
an 276. 


Weiden, PBahtung zur Biehhaltung 
59, 264. 

Weidentulturgeichäfte 57x. 

Wein, Verkauf in Flaſchen, nicht be» 
triebfteuerpflichtig 232,, 410. 

Weinausſchank, Betriebiteuerpflichtig- 
feit 410. 

Weinbau, Freilaffung von der Ge- 
werbefteuer 54, 55, 263. 

Weinbauer, Verlauf jelbftgemonnenen 
Weines oder Moſtes, fteuerfrei 55, 
241, 264, 410. 

Wertgenojjenjchaften, Steuerbefrei- 
ung 82. 

— Belhränfung bes Verkehres auf bie 
Mitglieder 834. 

Wertmeifter, feine Gewerbetreibende 


14.. 

Werkſtätten außerpreuß. Betriebe in 
Preußen 36. 

Werkzeuge, ald Teil bes Anlagelapi- 
tale3 160,, 276. 

— Lieferung an die Hausarbeiter 16. 

Bert, maßgebender, für bie Bemeſſun 
ber Ubjchreibungen 120,, 149, ni 

— deögl. für bie Bewertung des Un- 
fage- und Betriebsfapitales 1615. 

— ſ. auch Buchmert. 

Werterhöhungen, Berüdjichtigung bei 
Ausmittelung bed Ertrages 120,. 

45 


706 


Wertpapiere, — Per ai in | 
jolhen 12c, 136, | 

— re aus dem Betrieböfapitale | 
1 ar 

— —** "bei Altiengejellihaften 
x 

— als Teil des Betriebstapitales 160,, 
162», 7} 276. 

— Aufjuden von Beitellungen auf, 
im Umherziehen 438,. 

Wertverminderung, Abjchreibungen 
deswegen 118, 120,, 138,4, 141», ı 
145, d; 18, 147B, 1480, D, 274. 

— Abſchreibungen bei bloßer Möglich- 
feit künftiger 149. 

— Bemefjung nad) dem gemeinen 
Werte 149,,. 

Weitfalen, Verwendung der Wanber- 
lageriteuer 505. 

Widerruf der Zurüdnahme einer Be: 
rufung 192,. 

Wiederaufnahme der jog. ruhenden 
Gewerbe 185,, 2278, 2433. 

REN nicht zuläflig 

9 


Wiebereinfepung in ben vorigen Stand 


Wiedererö {nung eines Betriebes nad 
= Einftellung als Zugangfall 186,, 
7 


Wiederholung ber Tätigkeit ald Wor- 
— des Gewerbebegriffes 
8 
— za des Wanderlagerbetriebes 
4915». 
wWiederbertauf, Ankauf von Waren 
— een zum Zwecke desſ. 
43 
wich, Rachtung zur Biehhaltung 


Winzerbereine, Steuerfreiheit 77,883, 


wirken, 44 appknnige Gemerbetrei- 
bende 16. 

Wirtſchaftsbeamte, 
treibende 14,. 
Wirtjhaftsbedärfniffe,ermäßigte Hau- 

a für das FFeilbieten 


eoichichoftsjahre, j. Geſchäftsjahre. 

Wirtjchaftsporräte, gelegentlicher Ber- 
fauf 13». | 

wiſſenſchaftliches Intereſſe, Obwalten 
beim Feilbieten gewerblicher ꝛc. 
Leiſtungen 433, 438,, 439, 0. 


| 
| 
| 
feine Gemerbe- 
| 
| 





Alphabetiiches Sachregiſter. 


Eiſſenſchaftliches Intereſſe:) 
— Entſcheidung von Meinungverſchie— 
denheiten 470. 


— —— 


gsitfengafttiche Tätigkeit nicht ge- 
werbefteuerpflichtig 54, 70,6, 265. 

Witwen, Beitragsleiftungen von Al⸗ 
tiengejellihaften zur Unterftüßung 
von ®. verftorbener Arbeiter 1300. 

Witwentafjenbeiträge, Abzugsfähig- 
feit 274. 

Woche, Erhebung der Wanderlager- 
fteuer für jede 495, 502. 

Wochenmarktartikel, Zeilbieten 
Umtteife von 15 km 441, 443,. 

— REINER durch Ausländer 444, 


Wanderlagerbetrieb 


im 


— ieten vom Schiffe aus, kein 
Wanderlagerbetrieb 493. 

Wochenmärkte, ſteuerfreier Handel 
—— Gewerbetreibender 54, 


6611, 265. 
— oeabi. ber Ausländer 444, 444,, 
484 


— Feilhaltung von Mühlenfabrilaten 
durch Landwirte 575. 

— Feilbieten von anderen ald Wocden- 
marftartileln 443, 471. 
— Berfehr auf benf. als Ausflug 

en Gemwerbebetriebes 66,1, 


— eeierVendeuagerbemer 493, 


Wohltätigteitß-Bazare 262. 

Wohltätigkeits⸗Konzerte 700, 262. 

Rohltätigkeitd-Unternehmungen,An- 
wendung des Gemerbebegrifjes 
11g, 258. 

— Steuerbefreiung 50, 52, 53,,, 262. 

— privautantenanſtalien ala 762. 


— — 700, 262, 


— Gewerbebetrieb außerhalb 


—* hauſierſteuerpflichtig 433, 

a 

— Ausnahmen hiervon 441, 44l,, 
470, 471, 742. 


urechnung be3 haufierfteuerfreien 
ewerbebetriebes außerhalb desſ. 
2 ftehenden Gewerbe 445, 446,, 


— vorübergehende Wusübung des 
Wanbergewerbed am 447, 475. 


Mphabetiiches Sachregifter. 


(Wohnort:) 


— Feilbieten der Waren eines Wanber- | 


lagerd außerhalb desſ. 489, 490,, 
493,, 499 

bag 4 eines ei ger ıc. zur An- 
nahme eines Teil- oder Zweig— 
betriebe3 nicht genügend 42,., 44, 
202 


b- 
eined Handlungsreiſenden desgl. 
43,3. 
Ausübung de3 auswärtigen Ge— 


Inhabers 43. 

des Inhabers oder Bertreters 
außerpreuß. Betriebe als Beran- 
fagungort 111, 112, 300. 


218, 299, 322 

des HG. 4355. 

deögl. des WG. 493,. 

förmliche Begründung allein befreit 

nicht von ber Wanberlagerjteuer 

489, 500. 

Wohnung, außerhalb des geichlofjenen 
Ortes ald Wohnort 443,. 


— Berkäufe in berf. durch Haufier- 


gewerbetreibende 475. 
Wohnungen, Bermietung möblierter 


— lien eſellſchaften und Vereine 
zur Beſchaffung billiger für die Mit— 
glieder Ree, 19, 814 

Wollmärkte, Verkehr auf denſ. 471. 

Wundärzte, Steuerfreiheit 7410, 265 


3. 


Zahlung der Gewerbeiteuer wird durch 
die Einlegung von Rechtsmitteln 
nicht aufgehalten 214. 

Zahnärzte, Steuerfreiheit 74,9, 265 

— Bertrieb von Zähnen, Zahntint- 


| 
| 
| 
| 





——— bei unbelanntem 183,, | 
—— im hl bes Jahres 
Hentität mit Wohnort im Sinne | 


turen ıc. an andere als ihre Patien- 


ten 266. 
Zahntechniker, Steuerpflicht 266. 
Zeit, j. Termin. 
Zeitabjchnitt, für welchen die Veran— 
lagung erfolgt 167. 
Zeitdauer, j. Dauer. 
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Zeitpunkt ber Zu- und Abgangftellung. 
ber Gemerbefteuer 183, 323 ff. 

— desgl. ber Warenhausfteuer 561. 

Zeitraum, zmweijähriger, des $8 GewG., 
Berehnung 93,. 

— ſ. auch Friften. 

———— feine Gewerbe— 
treibende 14,, 722. 


Zeitungdverlag 72:. 


Zelluloſefabriken, Steuerpflichtigteit 
werbes an dem preuß. ®. des 263. 


Zentralgenojien ne preuß.,Ge- 
mwerbefteuerpflicht 1 
Zerlegung des — in die auf 
die einzelnen Betriebsorte ent— 
fallenden Teilbeträge 199, 201,, 
331 ff. 
Anwendung auf die Betriebfteuer 
332*8* 


Mitteilung der Teilſteuerſätze an 
die Handelskammern 182. 
Mitteilung der Zerlegunggrund- 
lagen an bie Gemeinden 200, 
212124. 

Formulare für die Benadhrichti- 
ung 200,, 401 

Suerlung ber Beichlüfie 199, 332, 


REN ber&teuerliften danach 


Belciligte Kommunen, nachträgliche 
—— von Anſprüchen 
9A, 332, 

Beichräntung ber Nahforderungen 
auf das GSteuerjahr 2064. 
Verfahren für Nachforderungen der 
Gemeinden 207B. 

gu grundelegung des veranlagten 

teuerfates 2084, 332. 
— Maßſtäbe für die 3. im allgemeinen 


208B. 
— Ertrag als Maßſtab 2080, 332. 
Merkmale für die Feititellung der 
Einzelerträge 208 or. 
Unerheblichleit getrennter Buch— 
—— und Gewinnberechnung 


Berüdfichtigung des Einfluffes ber 
Geichäftsleitung 209a. 
- Feftftellung der Teilerträge bei Ber- 
fiherungsgejellihaften 210n. 
— Anlage- und Betriebsfapital als 
Maßſtab 2103, 332 

45* 
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(Zerlegung:) 

— Geminnverteilung bei örtlicher 
Trennung von Wabrifation und 
Warenvertrieb 209., 210F. 

— Übergehung von Teilbetrieben bei 
ber Veranlagung 2106, 332. 

— einheitlihe Betriebe mit außer- 
preuß. Zeilbetrieben 211p. 

— Ausſchluß einer unterften Grenze 
ber Zeilbeträge 2115, 332. 

— Ausſchluß der Gemeinden von ber 
Anfechtung der Veranlagung 211,:. 

— Berichtigung bei der Veranlagung 
vorgefommener Irrtümer 212». 

— Berufung 199, 212,2, 333. 

— Anhörung der Beteiligten, Mit- 
teilung der Grundlagen der 3. im 
Berufungverfahren 212,24, 333. 

— Bemweiserhebung, Entſcheidung von 
Vorfragen 212B. 

— Reformatio in pejus 2130. 

— Wiederholung der 8. bei Anderung 
des Steuerſahzes 213p, 333 


— Ausführung der vom Gteueraud- | 


ſchuſſe abgelehnten 213p. 

— Begründung der Berufungentjcei- 
bung 213p. 

— Beihhwerde 199, 213,5, 333, 334. 

— für die preuß. Staatöbetriebe 6l,, 
214,4, 301. 

— Abftandnahme bei Erhebung be- 
fonderer Gewerbefteuern in ben 
Gemeinden 214,5. 

— Zur und Abgangftellung 
anderweiter 322, 323, 

— Ausſchluß beiEröffnung von Zmweig- 
——— im Laufe des Jahres 


infolge 


— von Warenhausbetrieben in mehrere 
ſelbſtändige Geſchäfte behufs Ver— 
deckung der Steuerpflichtigleit 520, 
536, 554, 560. 

— des3Warenhausfteuerfates in ſolchem 
Falle 521, 540, 542, 557. 

— des Warenhausſteuerſatzes auf 
Grund bes $ 38 Gew®.525,5261, 4, 


657. 

Zeugen, eiblihe Vernehmung durch 
ben Steuerausfhuß bezw. auf Ver- 
anlaffung des. 172,, 290, 305. 

— Bernehmung im Berufungverfah- 
ten 19444, B- 

— a bes Beugniffes 173,, 


— Gebühren 173,4, 222, 290, 335, 461. 





Aphabetiſches Sachregifter. 


Zichorie, Bearbeitung und Berlauf 
jelbftgemonnener 57 1. 

Ziegeleien, Verpachtung des Grund 
und Bodens zum Ausziegeln und 
Verpachtung einer 3. 19a, 57:. 

Ziegelmeifter als jelbftändige Ge- 
werbetreibende 16pp. 

Siegel, Herftellung für ben eigenen 

ebarf 28,, 57:. 

Zigarren, Anfertigung im Haufe für 
fremde Betriebe 16. 

— aus jelbitgewonnenen Tabafblät- 
tern, fein Erzeugnis ber Landwirt⸗ 
ichaft 470. 

Zimmer, Berlaufftätte im Sinne bed 
RG. 490,, 492,, 49. 


Zimmerbdetorationen, Warengruppe 
B 518, 534. 
Zimmergewerbe, Ausübung durch 


Ausländer in Preußen 485. 
Zimmermeiſter, feine Künftler 69». 
Zimmervermieter, Steuerpflichtigteit 


20.. 

— Betriebfteuerfreiheit 410. 

— in Brunnen» und Babeorten 14. 

Zinſen, von Altivausftänden al3 Er- 
trag 119,, 1220a, 167, 273. 

— für da3 Anlage- und Betriebi- 
fapital, nicht abzugsfähig 118, 119,, 
15555, 275. 

— von hinterlegten und lombarbierten 
Wertpapieren 162». 

— Feitftellung der Borausjegungen 
über Zugehörigkeit zum gemerb- 
lichen Ertrage 196. 

— f. auch Schuldenzinfen. 

Zirkußporftellungen, Steuerpflicht ber 
Unternehmer 266. 

Zivilbediente, Steuerfreiheit 67,4. 

Zölle, Abzugsfähigkeit 274. 

Zoologiſche Gärten, Steuerpflichtig- 
feit 7316. 

— freier Eintritt der Altionäre, fein 
Ertrag 127a. 

——— Steuerpflichtigkeit 89, 


— Verbindung mit Landwirtſchafts- 
betrieb 588, 165». 

— Rübenlieferung der Aktionäre gegen 
beitimmten Kaufpreis 13612. 

— Bergütungen für Rüben über_den 
Marktwert 136p. 

— Beftimmung des Marktpreijed ber 
Rüben 136». 


Alphabetifches Sachregifter. 


(Zuderfabriten:) 

— Abhängigkeit des Rübenpreijes von 
ber finanziellen’ Lage 137e. 

— NRübenlieferung und Bergütung auf 
Grund beſonderen Vertrages 137a. 

Zuderprobezieher,  Gemerbebetrieb 
3lısa. 

Zugänge im Laufe des’Fahres, Aus- 
geihung bei Ermittelung ber 

teuerfumme 100, 102,, 312. 


— Bumeijung zur entjprechenden 


teuerflajje 185, 186,, 187,, 293. | 


— Belteuerung in den Klaſſen II—IV 
beast. in Mlaffe I 

— beögl. in Klaſſe I 185, 188,, 325. 

— Aufzählung der Zugangfälle 321. 

— ET au der Betriebiteuer 242, 
416 ff. 

— hHinfihtlih der Warenhausfteuer 
525, 526,, 559. 

Sugang ellung, Zeitpunft 183, 323. 

— beögl. bei Eröffnung des Betriebes 
am 1. April 184,. 

— Verfahren 185, 186,, 188,, 325. 

— Formular zur Benachrichtigung des 
Semeindevorftandes 392. 

— ber Betriebjteuer 418. 

— ber Warenhausfteuer 561, 564. 


Zugangdveranlagung neu eröffneter | 


Betriebe im Laufe des Jahres 185, 


186,, 2⸗ 325, 
— Borausjegungen derf. 186,. 


— Rechtsmittel dagegen 185, 186,, | 
189.. 


— bei mwejentliher Veränderung neu | 
übernommener Betriebe 186,, 216,. 
— bei Übernahme von Teil- ober | 


BZweigbetrieben 217,1, 295, 322. 
— ber nad Feititellung der nament- 
fihen Nachweiſung überwiejenen 
Betriebe 310. 
— Unzuläffigleit nah Ablauf des 
Steuerjahres 188,, 255,. 


taleö 160,. 

Zulauf, fremder Grundftüde bei Par— 
zellierung der eigenen 21». 

— von Futter ſeitens eined Land» 
wirtes zur Viehhaltung 598, 264. 

— fremder Erzeugniffe des Garten- 
baues 60,, 264, 


| — der 
— — ee 322, 324, 327, | 460. 


— bezüglich der Warenhausfteuer 561. | 
Zugträfte, als Teil des Anlagekapi- 
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(Zufanf:) 

— beägl. der Land- und Forftwirt- 
ſchaft 645, 264. 

— deögl. Durch Bereinigungen zur Be- 
arbeitung und Verwertung ber 
— ————— Erzeugniſſe 90c, 


— eines anderen gleichartigen Ge— 
werbes zum bisherigen 159,, 169. 


| Zurüdnahme der Berufung, Widerruf 


192,. 

Zurüdjtellungen zur Befreiung von 
Betriebstoften 129,. 

Sufhläge, zur Gemwerbefteuer 2B. 

— bei Rüdzahlung von Anleihen 159.. 

— zur Betriebfteuer 232, 

Zuftändigkeit der Veranlagungbehör- 
den, Anfehtung im Recdtömittel- 
verfahren 113,, 114. 


\ — ber Regierung am Sitze des Steuer- 


ausfchuffes für Klaſſe I 180, 181,, 
197,,, 279. 
— zum Erfordern der Vorzeigung des 
andergewerbeſcheines 449,. 
Zuftellung, ber Steuerzujchriften 183,, 
314. 


— ber Auffordberungen zur Gemerbe- 


fteuererflärung 

— der Enticheidungen auf ein Rechts— 
mittel 

— der Berufung des Borfitenden an 
ben Gteuerpflidhtigen 320. 

— — Berufungentſcheidungen 320, 


— ber Beſchwerdeentſcheidungen 321. 
- BEL DEGEBIUEDEIGENE 199, 332, 


— der Koftenfeitießungsbeichlüffe 335. 

— der Steuerzufchriften über die Be- 
triebfteuer 414. 

— der Bejchwerdeentiheidbungen des— 
gleichen 415. 

Straffeſtſetzungsverfügungen 


— der beſonderen Aufforderung zur 
Warenhausſteuererklärung 548. 

— der Steuerzuſchriften über die 
Warenhausſteuerveranlagung 558. 

en an Steuerpflichtige 183, 


Zuwachs des Anlage- und Betrieb3- 


fapitales, Brüdfihtigung bei Aus- 
mittelung bes Ertrages 120,. 
— ſ. auch Vermögenszuwachs. 
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Zuwendungen dritter an eine Altien- 
ee zur j Berbefferung ber 


Suwiberbandlungen gegen die Steuer- 
eſetze, —æ— 244,, 247.. 
— Steuerhinterziehung, Stra— 


— bei Nichtbeſtellung von 


Vertretern für auswärtige Gewerbe⸗ 
— Verlegung in eine andere Gemeinde 


treibende 49,3. 


Zwangvdollftredung zur Beitreibung | 
— Eröffnung im Laufe des Jahres 


ber Gemerbefteuer 214. 
— fruchtloſe, bei Beitreibung der Be- 
triebfteuer 239, 421. 


Zweiganftalten, ber öffentlihen Ber- 


|: erungsanftalten 52,. 

er Reichsbank 260. 

— der lanb- 
Krebitverbände ıc. 260. 

Zweigniederlafjungen, außerpreuß. 
Betriebe in Preußen 35, 36,, 259. 

— inländiiher Betriebe außerhalb 
Preußens 117, 259. 

— Begriff und Merkmale 3754. 

— als Betriebftätten im Sinne des 
Vertrages mit Öfterreich 334. 

— handelsrechtliche, nicht gewerblicher 
Unternehmungen 38. 

— Errichtung einer jolhen als wejent- 
lihe Anderung des Betriebes 169. 








oder ritterſchaftlichen 


Alphabetiſches Sachregifter. 


(Zweigniederlajjungen:) 

— als Betriebsorte im Sinne des $ 38 
GewG. 201,, 202». 

— Behandlung der Anmeldungen bei 
Errichtung neuer 29. 

— Einftellung im Laufe des Jahres 
170,0, 297, 323 

— Übergang auf einen anderen 21754, 
295, 297, 322, 323, 324 


322, 323, 324. 


begründet feinen Anjprucd auf Ber- 
fegung de3 Steuerjates 332. 

— von Warenhausbetrieben, Zured- 
zung zum Hauptbetriebe 506, 508, 

10» 

— warenhausjteuerpflichtige, außer- 
preuß. Unternehmungen 513 

— Errihtung oder Übernahme im 
Laufe des Jahres 553, 560. 

Zwirn, Warengruppe B 517, 534. 

Swiichenhändler, Verkauf an, nicht 
warenhausfteuerpflichtig 50854, 
509,8, 5 

Zwiichennugungen des Anlage- und 
Betriebsfapitales al3 Ertrag 122c. 

Zwiſchenpunkte, Entſcheidung im Zer- 
legungverfahren 212». 


Sarl Heymanns Verlag, Berlin W 8 
Rechts- und Staatswifjenfhaftlicder Verlag 


Das Einkommenſteuergeſetz 


vom 24. Juni 1891 
nebjt Ausführungsanmeifungen 


Mit Erläuterungen 
von 
B. Zuifting 
BWirfl. Geh. Ober-Negierungsrat, Senatspräfibent bes Oberverwaltungsgerichts 
Zweite neubearbeitete Auflage 


bon 
Dr. jur. Strutz 
Geheimen Ober-Finanzrat 
—— ———— Nr. 1 — Preis geb. M. 2.40, poRieel M. 2.60 


Das Preußiſche Gewerbeſteuergeſetz 


vom 24. Juni 1891 
nebjt Ausführungsanmweifungen 
bon 


8. Fuifting 
Wirtl. Geh. Ober-Regierungdrat, Senatöpräfident des Oberverwaltungsgerichtä 
Zweite neubearbeitete Auflage 
bon 
Dr. jur. Struß 
Geheimem Ober⸗Finanzrat 
—— — — Nr.2 — vs geb. M. 2—, Por M. 2 


Das Kommunalabgabengeſetz 


vom 14. Juli 1898 
nebſt Ausführungsanweiſung vom 10. Mai 1884 


Erläutert von 
F. Nöll 
Wirkl. Geheim. Ober-Regierungsrat 
Nach dem Tode des Verfaſſers bearbeitet von 
Dr. F. Freund 
Geheim. Ober-Regierungdrat und bortragender Rat im Miniftertum des Innern 
Fünfte Auflage 
Preis M. 10.—, gebunden M. 11.—, pofftei M. 0.50 — 


Das Problem der Luxusſteuern 
Stanz Graf 
Königl. bayrifcher Oberzollrat 
Pre M. 6.—, poftfrei M. 6.30. 








Barl Senmanns Verlag, Berlin W 8 
Rechts- und Staatswiſſenſchaftlicher Verlag 


Die Preußiſchen Gejetze 


über bie 


direlten Steuern 
bargeftellt und ausführlidh erläutert 


Senat3präfident B. Fuifting 
beim Königlihen Oberverwaltungdgeriht zu Berlin 
Wirk. Geheimem Ober-Regierungsrat 


In fünf ftarlen Bänden Brauditih: Format 





Band I. Kommentar zum Einklommenftenergefe mit Ausführungs- 
anweiſung und ſämtlichen zugehörigen Verordnungen, nebſt alphabetiſchem 
Sachregiſter. Sechſte Auflage. Dritte, der neuen Ausführungsanweiſung 
von 6. Juli 1900 angepaßte Ausgabe. 1904. Elegant gebunden M. 16.—, 
pojtfrei M. 16.50. 


Band II. Kommentar zum Ergänzungsftenergejeß mit der technifchen 
Anleitung vom 26. Dezember 1893, den Ausführungsanweifungen vom 
3. April und 31. Auguſt 1894 und alphabetiihem Sachregiſter. Zweite 
Auflage. 1905. Elegant gebunden M. 14.—, poſtfrei M. 14.50. 


Band III. Kommentar zu den Gewerbeftenergejegen mit ben Aus- 
führungsanmweifungen vom 4. November 1895, 5. März 1894, 27. Auguft 
1896, 4. März 1880 und allen zugehörigen Verordnungen, nebſt alpha» 
betiſchem Sachregifter. Dritte völlig umgearbeitete Auflage. 1906. Glegant 
gebunden M. 16.—, poitirei M. 16.50. 
Auch bad Warenhausfteuergefey bom 18. Juli 1900 bat eingehend Beräd- 
fihttgung gefunden. 


Band IV. Die Grundzüge der Stenerlehre. Cine ſyſtematiſche Dar: 
ftellung ber geltenden bireften Steuern. Mit alphabetiihem Sachregiiter. 
1892. G&legant gebunden M. 12 —, poitfret M. 12.50. 


Band V. Die geichichtliche Entwidelung des Preußiſchen Stener 
wejend. Mit einer ſyſtematiſchen Darftellung ber geltenden bireften 
Steuern. (Befindet fih in Vorbereitung.) 


Gebrudt bei Julius Sittenfelb in Berlin W. 
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